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Vorwort. 


Die  äussere  Veranlassung  zu  der  njulitblgenden  Arbeit 
wurde  dem  Verfasser  dureli  seine  amtliche  ThUtigkeit  in  der 
Armenverwaltung  der  Stadt  Berlin  geboten.  Namentlich  war 
es  die  ihm  übertragene  Leitung  der  vom  Reiche  für  das  Jahr 
1885  angeordneten  Armenstatistik,  welche  ihn  nötigte,  den 
Wert  und  die  Aufgabe .  der  Armenstatistik  näher  zu  unter- 
suchen. Von  selbst  ergab  sich  hieraus  die  Besiehung  zu  aUen 
denjenigen  Fragen,  für  deren  Beantwortung  die  Armenstatistik 
Materiiu  zu  liefern  bestrebt  ist  oder  wenigstens  bestrebt  sein 
soll:  zu  den  Fragen  der  Armengesetzgebung  und  der  ihr 
verwandten  Einrichtiiii^^cn  im  Bereiche  der  vorbeugenden  und 
der  freiwilligen  Armenptlege. 

Das  Bemühen,  in  diese  Fragen  tiefer  einzudringen,  wird 
aber  weder  durch  die  Literatur  noch  durch  die  Statistik  in 
hinreichendem  Masse  untersttltzt  Nicht  dass  es  an  theoreti- 
schen Darlegungen  oder  Versuchen  zahlenmilssigf  r  Krmittehing 
fehlte;  man  darf  umgekelirt  es  aussprechen,  dass  kaum  eine 
Zeit  M11  Bestrebung'«  !!  zur  Bessenmg  und  Heilung  der  Armuts- 
zustaiidf  so  rficlj  gewesen  ist,  wie  die  unsere,  dass  keine  die 
diesbezüglichen  thatsäclilichen  VerhUltnisse  zu  untersuchen 
eifriger  bemüht  war.  Aber  dieser  Vorzug  wird  zu  einem 
Crossen  Teile  wieder  ausgeglichen  durch  zwei  Uebelstände, 
dereii  einer  su  allen  Zeiten  hat  beobachtet  werden  können, 
während  der  andere  gerade  der  neueren  Zeit  eigentümlich  ist: 
es  ist  dies  einerseits  die  altgewolmte  Verquiekung  der  Fragen 
der  Armen-  und  Wii-tschaftsgesetzgebung  mit  der  Politik  und 
dem  Part«'i Wesen  und  auf  der  anderen  Seite  die  ^Gegenwärtig 
so  Sehl'  starke  Zersplitterung  der  diesbezüglichen  Thiitigkeiten, 
welche  teib  nur  der  Theorie  oder  nur  der  Praxis,  teils  nur 
der  Öffentlichen  oder  nur  der  privaten  Armenpfl^  zugewen- 
det sind.  Hindert  jene  Verquickung  vielfacii  die  sachliche^ 
vorurteilslose  Würdigung  der  gegnerischen  Meinung,  so  hat 
diese  Zersplitt<'rung  in  den  nn-isten  Fällen  eine  höchst  schlid- 
liche  Einseitigkeit  zur  Folge.    Und  so  geschieht  es,  dass  ein 
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ungdheneres,  in  den  VeHiandlimgen  der  Parlamente  und  Ge- 

nieinrlevertretun«!:cu.  der  Kon'jrossc  und  Voroino,  in  Zoitnngen 
und  Broschüren,  in  den  sUitistischcn  l*iil)Hkationen  des  Heiclis, 
der  Jiiindesstaaton  und  der  einzelnen  A'erualtungsbezirke  auf- 
gespcicliertcö,  überaus  vielseitiges  Material  zum  grossen  Teile 
ungenutzt  bleibt,  weil  os  entweder  am  guten  Willen  oder  an 
der  Gelegenheit  fehlte  es  kennen  zu  lernen.  Man  will  von 
vielen  Ausführungen  keine  Kenntniss  nehmen,  weil  sie  einen 
f(?Htstehendcn  Bestandteil  des  fj^egnorischen  Parteiprogramms 
l)ilden,  und  man  kann  von  vielen  Darlcgunfren.  Naeliwoisnn- 
gen  und  Zaldenaniraben  keine  Kenntniss  nehmen,  Aveil  ilir 
Undanf^  kaum  die  Beherrschung  eines  einzelnen  in  sieh  ix*'- 
schlossenen  Teiles,  geschweige  denn  ein  Kindringeu  in  das 
gesammte  Material  ermöglicht 

Unter  diesen  Umständen  dürfte  nicht  sowohl  ein  Bedttrf- 
niss  nach  Auffindung  neuer  Refonnpläne,  nach  Parteinahme 
und  Verschärfung  der  bestehenden  Gegensätze  vorhanden  sein, 
als  wie  es  notwendig  erscheint,  Umschau  zu  halten  ,  das  Vor- 
handene unparteiisch  /n  l)etrachten,  das  Zerstreute  zu  sannnoln. 
Vf)llig  wird  man  die  bezeichneten  Uebelstiinde  auch  dann  noch 
nicht  überwinden  können;  aber  es  wird  möglich  sein,  ihre 
Wirkungen  einigermasscn  abzuschwächen. 

Und  hieran  an  ihrem  Teile  beizuti*agen  ist  der  vor- 
nehmste Zweck  der  vorliefrenden  Arbeit.  Sie  will  weder  den 
mannigfach  laut  gewordenen  Wünschen  und  Vorschlagen  wegen 
Besserung  oder  Aenderuni::  der  Armengesetzgebun^  neue 
Wünsche,  neue  N'orscldii^«'  hiiizufiig^Mi ;  noch  auch  will  sie 
das  eine  oder  das  andere  Reforinprojekt  vom  Parteistandpunkt 
aus  empfehlen  oder  liekämpli  n.  Sie  will  vielmehr  den  Versuch 
machen,  möglichst  unparteiisch  und  möglichst  aUseitig  zu 
untersuchen,  was  von  den  herrschenden  Zuständen  in  der 
Meinung  der  Menschen  Bedenken  erregt  hat,  was  Uber  die- 
selben von  verschiedenen  Seit«Mi  gi'iüissert  worden,  welche 
Thatsachen  in  Bezug  auf  dieselben  mehr  oder  weniger  zu- 
verliissig  festgestellt  werden  können.  Es  ist  die  Absicht,  den 
zur  Annengesetzgel)ung  berufenen  und  den  mit  ihrer  Aus- 
iuhrung  betrauten  Organen  über  die  wichtigsten  Fragen  Aus- 
kunft ZU  geben,  ihnen  eine  Art  Sicherheit  zu  gewähren,  dass 
sie  an  einer  Stelle  beisammen  finden,  was  in  Beziehung  auf 
die  einzelnen  Fragen  gesagt,  geschrieben  und  nachgewiesen 
is^  bezw.  wo  die  Literatur  und  die  Statistik  im  Stiche  lassen. 

Dennoch  soll  die  vorliegende  Arl)eit  nicht  ledi,ü:lich  eine 
Materialit'n-Sannnlung  darstellen.  War  meine  Absicht  ur- 
sprünglich auch  in  erst(M-  Lini(^  darauf  gerichtet,  so  musste 
icii  mich  d(jch  bald  davon  überzeugen,  dass  es  an  einer  bloss<;n 
Kompilation  nicht  genug  sein  könne.  Denn  erst  bei  dem  Be- 
mühen, die  einzelnen  Thatsachen  und  Zahlen  in  bestimmter 
Reihenfolge  und  nach  systematischen  Gesichtspunkten  zu  ord- 
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iion,  ompfand  ich,  was  der  Mangel  ?>yjjttiiiati»chcr  und  gc- 
hcliiclitlicner  GriindlapMi  zu  bcdeiitt'ii  hat,  und  wie  irross  dieser 
^laii-^t'l  gorach'  aut"  (h'in  (lehiot*'  des  AniKMiwcscu.s  und  der 
Aniu'U^^^esctzgobung  ist.  Noch  fehlt  os  -  alj^^cschcn  von  t  iui- 
Ijen  kUrzert?u  l)ai*stoIlungen  in  Encyklopädii  ii  sowie  in  Lehr- 
büchern der  StaatBwissenBchaft  und  der  Volkswirtschaft  — 
an  einer  auf  tieferem  Grunde  aufgebauten,  das  ganze  Gebiet 
umfassenden  Systematik  der  öffentlichen  Armenpflege;  und 
noch  besitzen  wir  mit  Ausnalimo  des  verdienstvollen,  aber 
doch  sehr  lückenhaft  en  Sannnelwerkes  von  £mminghaus  keine 
Oescliichte  dieser  1  )iszij»liii 

Nur  aus  diesem  Mangel  in  Verbindung  mit  den  olien  ge- 
nannten Uebelständen  wird  die  überaus  unhistorische  und 
unsTstematiache  Behandlung  erklärt  werden  können,  wdche 
in  aer  Tagespresse  ~  wozu  namentlich  iluch  die  Broschüren- 
literatur,  die  gegenwärtig  den  literarischen  Markt  beherrscht, 
zu  rechnen  i^^t  —  den  meisten  hierher  gehörigen  Fragen  zu 
Teil  wird.  Denn  wie  eben  diese  l^resse  in  der  nnveru^lt  jch- 
liclisten  Weise  für  Ausbreitung  und  Verallgemeinerung  von 
Ideen  zu  wirken  vemiag,  wenn  sie  sich  an  ein  durchgebil- 
detcü  System  anschliesst,  so  verwirrt  .sie  andererseits  die 
öffentliche  Meinung,  wenn  sie  dieses  festen  Haltes  entbehren 
muss.  Wohl  bin  ich  weit  entfernt  zu  glauben,  dass  mit  be- 
grifflicher Klarstellung,  mit  geschichtlicher  Eru^rUndung  das 
Beste  auf  unserem  Gebiete  gethan  sei:  das  Beste,  was  hier 
gideistet  werden  kann,  liegt  vor  allem  in  gegen wilrtigem  nütz- 
lichen und  hülfreichen  Thun.  Aber  dieses  ist  doch  die  nicht 
zu  bezweifelnde  Wirkung,  dass  die  Regriffsbildunir  die  Er- 
kcnntniss  sowie  die  Verbindung  zweckmilssiger  Thätigkeiten 
befördert,  und  dass  die  geschichtliche  Erkenntniss,  wenn  nichts 
mehr,  doch  wenigstens  vor  der  Einbildung  bewahrt,  die  gegen- 
wärtigen Zustünde  seien  ohne  P.  ■isoiel,  die  gegenwärtig  vor- 
geschlagenen Heilmittel  ohne  Vorbild.  Wie  viel  Beglttckungs-, 
wie  viel  Weltverl>essorungspl{ine  blieben  ungesagt  und  nner- 
örtort,  wenn  man  jederzeit  den  unwiderleglichen  Nachweis  zur 
»Stelle  hätte,  dass  keiner  derselben  noch  irgend  unversucht  ge- 
blieben ist 

Wenn  es  nun  auch  nicht  möglich  ist,  dem  bezeichneten 
Mangel  in  kurzer  Zeit  abzuhelfen  —  ein  solches  Unternehmen, 
in  gründlicher  Weise  durchgeftihrt ,  würde  eine  Lebensarbeit 
erfordern  — ,  so  mochte  es  doch  des  Versuchs  verlohnen,  dies 
Ijei  den  wesentlichsten  Punkten  zu  thun ,  neben  den  that- 
«äc  blichen  auch  die  Ix'gri  ff  Ii  c  h  en  und  gesciiicht- 
lichen  <jrundlagen  aufzusnclH-n  und  die  gi'fundeuen  Resul- 
tate systematisch  zu  verarbeiten,    in  welclier  Weise  dies  niei- 


<)  Vgl  das  KShere  hierüber  in  den  §§  1— B  des  ersten  Kapitels. 
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nerseits  nun  im  Einzelnen  frohuhclion  ist,  braucht  hier  nicht 
naher  ausgeführt  zu  worden;  <'iii  lilick  in  das  der  Arbeit 
voranjijeschicktc  syst«'niati.st  li('  Iiihalusvcrzeichniss  |j;iebt  Iiieriibcr 
gentigenden  Aiitbchluss.  Nur  das  möchte  noch  hervorzuheben 
»QUij  dasö  neben  der  Beachtung  der  angedeuteten  theoretischen 
Gesichtspunkte  auch  der  Rttcksicht  auf  die  praktische  Braach- 
luurkeit  und  Benutebarkeit  der  Arbeit  Rechnung  zu  tragen 
war.  Denn  wie  sehr  es  auch  bei  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  Armengesetzgebung  und  der  ihr  geltondon  Refonnbestre- 
bungon  wünschenswert  erscheinen  musste,  die  vielt)lltig  ver- 
streuten Meinungen  und  Retraclitungen .  Wünsche  und  Vor- 
schläge,  Zalden  und  Tliatsachen  an  einem  (Jrte  und  mit  Bezug 
auf  jäe  einzelne  Frage  zusammenzufEtssen,  so  schien  es  eloich- 
wom  zweckmässiger,  auf  Vollständigkeit  im  Gunzen,  d.  h.  auf 
Behandlung  aller  Fragen  zu  Gunsten  der  ^^dlständigke^t  im 
Einzelnen  zu  verzichten  und  lieber  einige  Punkte,  über  welche 
eine  Meinungsverschiedenheit  nicht  besteht,  ganz  bei  Seite  zu 
lassen  oder  nur  vorübergeliend  zu  erwälmen,  um  die  wich- 
tigeren —  die  sog.  br(!niH'nden  Fnigen  —  auf  breiterer  Grund- 
lage und  erschönfcnd  zu  erörtern. 

Aus  eben  aiesem  Grunde  habe  ich  es  auch  vorgezogen^ 
die  Reihenfolge  der  Erörterungen  nicht  der  Legalordnong,  d.  h. 
den  einzelnen  Paragraphen  der  geltenden  Annengesetzgebung 
anzuschliessen,  sondern  möglichst  der  sinngemässen,  natürlichen 
Entstehung  einer  Frage  aus  der  anderen  nachzufolgen.  Wie 
ist  es  geworden?  Was  ist  geworden  ?  Was  soll  anders  werden? 
Warum  soll  es  anders  werden?  Hieraui*  wUuschte  ich  Au8> 
kunft  zu  geben. 

In  diesem  Sinne  ist  die  Arbeit  in  drei  Bücher  eingeteilt. 
Der  erste  Abschnitt  des  ersten  Buches  enthält  eine  Uebersicht 
der  Idteratur  und  Statistik,  um  zunächst  darüber  zu  orien- 
tiren,  wo  die  Quellen  dir  die  behandelten  Gegenstände  zu 
finden  sind.  Sodann  sind  die  allgemeinen  Voraussetzungen 
der  Amiengesetzgelmng,  ihr  Verhältniss  zur  Versicherung,  . 
sowie  zur  freiwilligen  ArmenpHege  nntersucht.  Ks  folgt  eine 
Uebersicht  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Armengesetz- 
gebung in  Deutschland.  Den  Beschluss  bildet  eine  kurze  Dar- 
stellung des  gegenwärtiiren  Standes  derselben  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  bezüglichen  Verhandlungen  des  nord- 
deutschen Reichstages,  deren  Inhalt  meist  viel  zu  wenig  be- 
achtet wird.  Ueberhaupt  ist  ein  historischer  Zusammenhang 
an  vielen  Stellen  betont  worden.  Es  schien  dies  um  so  wi\n- 
seheiiKwerter ,  als  gegenwärtig  eine  Icblialte  Neigung  wahr- 
nehmbar ist,  die  herrschenden  Zustände  nur  zu  der  jüngsten 
Vergangenheit  in  Beziehung  zu  setzen,  insbesondere  auch  die 
Annengesetzgebung  selbst  aus  ihrer  wirtschaftsgeschichtlichen 
Entwitklnng  loszulösen  und  sie  unter  dem  Gesichtspunkt  einer 
willkürlichen  theoretischen  Konstruktion  zu  behandeln. 
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XI 


In  dein  zweiten  Buche  wird  der  bestehende  Zustand  zu 
«childern  versucht  und  mitgeteilt,  welche  tinanziellen  und  so- 
zialen Wirkungen  der  geltenden  Gesetzgebung  zugeschrieben 
wenlen.  Namentlich  ist  die  in  dm  Wandeningen  zum  Aus- 
druck kommende  Bevölkerungsbewegung  in  ihrer  Besuehung  zur 
Wirtschafb-  nnd  Armengeseteffebung  GegenBtand  der  Betrach- 
tung. Daneben  nimmt  die  Untersuchung  des  Standes  der 
kommunalen  Finansen  und  seiner  Rückwirkung  auf  die  Zu- 
stünde der  Armenpflege  und  den  Armenaufwand  einen  brei- 
teren Raum  ein.  Auch  auf  den  Rechtsgrund  der  arinenrecht- 
lichen  VerpHiciitung  seitens  der  Orts-  und  der  Landarmenver- 
bände (das  wirtschaftliche  Aequivaleiit),  auf  die  sittlichen  Wir- 
kungen des  Landannenwesens  wird  näher  eingegangen. 

Das  dritte  Buch  enthJllt  die  Darstellung,  der  gegenwärti- 
gen Reformbestrebungen  und  zwar  in  der  Reihenfolge,  dass 
Vorschläge,  welche  auf  eine  vollständige  Aenderung  der  Gesetz- 
gebung abzielen,  vorangestellt  sind,  und  die  übrigen  mehr  oder 
weniger  umfjissenden  Einzelvorschläge  f(dgeii,  Dass  diesen 
drei  Gegenständen :  Rückkehr  zur  Heimatgesetzgebung  —  Bil- 
dung bezw.  Beteiligung  grösserer  Verbände  sJs  Träger  der 
Armenlast  —  Zwangsmassregeln  gegen  Arme  und  gegen  Armen- 
verwaltungen —  der  verhältnissmässig  breiteste  Raum  gegönnt 
ist,  wird  bei  der  praktischen  Wichtigkeit  gerade  dieser  Fragen 
keiner  weiteren  Rechtfertigung  bedürfen.  Aus  dem  entgegen- 
gesetzten Grunde  ist  umgekehrt  die  Erörterung  der  Vorschläge, 
welche  die  EinflUhrung  der  ►Suuitsarmen})flege,  die  Verlängerung 
bezw.  Verkürzung  der  Fristen  für  Erwerb  und  Verlust  de» 
UnterstlttsuMswohnsitses  xum  Gegenstände  haben  u.  a.  m., 
in  eueren  Grenzen  gehalten  worden. 

Kritischer  Aeusserungen  habe  ich  mich  nicht  völlig  ent- 
halten können,  obwohl  ich  in  erster  Linie  nichts  Anderes  zu 
sein  wünschte,  als  ein  Berichterstatter,  welcher  die  Gegen- 
stände nach  gewissen  Gesichtspunkten  zusammenfasst  und  ver- 
bindet. Aber  eben  mit  dieser  Thätigkeit  ist  die  Notwendig- 
keit der  Beurteilung  naturgemäss  verknüpft  Nur  glaube  ich 
ausdrücklich  versichern  su  sollen  ,  dass  es  mein  ernsthaftes 
Bestrebm  gewesen  ist,  mich  hierbei  von  dem  Einflüsse  irgend- 
welchen Parteistandpunktes  freizuhalten. 


Die  Sammlung  des  Materials  ist  bis  zum  Mai  1886  fort- 
geführt. Doch  sind  einzelne  wichtige  Arbeiten,  welche  nach 
dieaer  Zeit  erschienen,  noch,  soweit  thunlich ,  berttcknchtifft 
worden.  ESn  definitiver  Abschluss  ist  ftlr  diese  Dinge  gerade 
auf  unsmm  G«'bi(^te  niemuls  zu  finden;  nur  die  praktische 
Nötigung  ein  Ende  zu  macluMi,  fidirt  ihn  herbei.  ITebrigens 
darf  Wold  angenommen  werden,  dass  für  die  nächsten  Jahre 
wesentlich  neue  und  andere  Reformvurscldäge,  als  die  bisher 
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bekannt  gewordenen  nicht  zu  erwarten  stehen,  weil  schon  die 
letzteren  fast  alle  denkbaren  Möglichkeiten  erschöpfen. 

Zum  Schlüsse  habe  icii  einer  ;;rit8.sen  Zahl  von  Landes- 
1)('hördeii,  Gemeindeverwaltungen,  Vt^reintni  und  Privatpersonen 
für  die  bereitwilligste  Untcrutützung  meiner  Arbeit  durch 
Uebersendnng  gedruckten  und  handschriftlichen  Materiak  auch 
an  dieser  Stelle  meinen  aufrichtigen  und  herzlichen  Dank  aus- 
zusprechen. 

Namentlich  aber  ist  es  mir  Bedinlniss,  dies  dem  Heraus- 
geber dieser  Forschungen,  Herrn  ]*rofess<»r  Sc  Inn  oller 
gegenüber  zu  thun,  der  mit  freundlichstem  Anteil  deu  BogiDU 
und  das  Furtsclireiten  der  Arbeit  begleitet  hat. 
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1.  Kapitel. 

Literatur  und  Statistik  der  öfTentlichen  Armenpflege 


Vorbemerkung« 

Die  folgende  Uebersicht  soll  nach  den  drei  Gebieten:  \N'issen- 
schaft,  Publizistik.  Statistik  geordnet  in  grossen  Zügen  über  die 
literarische  Behandlung  des  Annenrechts  und  die  Armenstatistik 
orientiren.  Bezüglich  der  beiden  ersteren  verweise  ich  noch  auf 
das  der  Uebersicht  angeschlossene  alphabetische  Verzeichuiss  der 
ge&ammteo  armeorechtlicheii  Ldteiitiir,  in  welches  auch  diejenigen 
Alteren  Arbeiten  anüsenommen  eind,  welehe  mehr  als  blos  historisehe 
Bedentong  haben.  Wo  im  Verlanfe  der  Arbeit  ein  Schriftsteller 
ohne  n&here  Bezeichnung  angeführt  ist,  bezieht  sich  die  AnfUining 
auf  das  genannte  Verzeichuiss,  welches  vollständige  Angaben  ent- 
hält. In  Bezug  auf  die  Statistik  sind  die  in  der  Uebersicht  ent- 
haltenen Angaben  erschöpfend. 

I.  Wissenschaft. 

L  Die  GraudzAge  der  Systematik« 

§  1. 

Die  ^Systematik  des  deutschen  Armenreehts  ist  vcrhilltniss- 
mässig  jung.  Diu  ältere  Literatur  bchaudeit,  vornehmlich  im 
AnscmaBB  an  die  Untersuchungen  yon  Adam  Smith  und 
Robert  Malthot,  die  Fragen  nach  Notwendigkeit  und  Inhalt 

der  öffentlichen  Armenpflege  im  Zusammcnhanpje  mit  allen 
Fragen  der  Wirtschafts-  und  Handelspolitik  auf  der  einen, 

der  Organisation  und  den  Zwecken  der  Annenpflege  auf  der 
and<^n'.n  Seite.  Weit  ausholende  Untersuchungen  üljer  die 
^atur  des  Arbeitsioimes,  üher  Wert  vt^jj  ^j^bandei  uud  Schuta- 
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zollj  von  Nicdf'rlassun^stVrilu'it  und  Aufenthaltsbeschränkung' 
u.  s.  w.  tüliren  zur  Krkiuntniss  der  Ursaclien  der  Annuty 
diese  Erkenntniss  zur  Erwägung  geeigneter  Hülfbmittel ,  in 
deren  Verfolg  zwischen  freiwilliger  und  Öffentlicher  Annen- 

tiflcgc  gt'st  hirdcn  wird.  Aber  der  Ilauptnachdruck  liegt  hier- 
»ei  auf  der  Untersuchung,  oh  die  Natur  nnd  die  Zwecke  der 
Armenpflf'j2:e  ein  Eingreifen  der  öftVMitlii  hcn  Gewalt  gestritten 
oder  r«'ehtfertigen ;  ein  ti<'feres  Kingfheii  auf  die  Fragen,  durch 
wen,  wt'in  gej^enriln-r  und  in  weklu  r  A\ Cise  die  ülfentliche 
ArmenuHege  zu  üben  iöt,  falls  iiire  Zuliisüigkeit  oder  Not- 
wendigkeit bejaht  wird,  findet  nicht  statt  Die  dem  ältemi 
Heimatrec'ht  entsprechende  Verpflichtung  der  Heimalgemeinde 
zur  ArmenfÜrsorge  gilt  als  schlechthin  identisch  mit  der  A^'er^ 
pflichtung  zur  öffentlichen  Anncnpflegc.  Die  Feststellung  ihrer 
Voraussetzungen  und  näheren  Massg;d)en  wird  nicht  nl» 
Uegenstand  ilt  r  Aniiengesrtzgeliung,  sondern  der  Gesctzgelmng 
ültt-r  das  ( ii  iiitMii(l<'l(iirgerrecht  hetraeiitet.  Dies  ilndert  sic  h, 
seitdem  der  Umschwung  der  wirtschaftlichen  und  Produktions- 
verhältnisse bei  gleiclizci tigern  Erstarken  der  Staatsgewalt  m 
stärkerer  Betonung  des  Staatsbttrgerrechts  gegenüber  dem 
Gemeindebürgerrecht  führt  und  die  dem  Heimatrecht  eigen- 
tümlichen Beschränkungen  der  wirtschaftlichen  •  Freiheit 
unvereinbar  erseheinen  mit  den  dem  8t;iatsbürgcr  als  sokhem 
zustehenden  Rechten.  Die  Gegensiltze  —  von  denen  weiter 
unten  ausführlicher  zu  haiulcin  sein  wird  —  des  Staates  als 
des  obersten  und  der  Gemeinde  als  des  untersten  verfassungs- 
mässigen Bezirkes  treffen  auf  einander;  dem  Staatsinteresse^ 
welches  auf  Eröffnung  d(.'s  ganzen  Staatsgebietes  für  die  wirt- 
schaftliche Thätigkeit  aller  seiner  Einwohner  gerichtet  ist^ 
tritt  das  Geraeindeinteresse  gegenttber,  welches  dem  Beginn, 
der  Fortsetzung,  der  Ausdehnung  dieser  wirtschaftlichen 
Th.'ttigkeit  ohne  oder  ge<^('n  den  AN'illen  der  Gemeinde  wider- 
strebt, weil  und  soweit  di«-  (iemeinde  gleichzeiti^i  zur  Annen- 
lUrsorge  verpflichtet  werden  soll.  Und  nun  nötigt  der  von 
den  Inhabern  der  Staatsgewalt  im  wesentlichen  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Theorie  anerkannte  Grundsatz,  das» 
eine  öffentliche  Armenpflege  nicht  entbehrt  werden  könne,  zur 
vielfUtigsten  Erwägung,  wie  ihre  Durchftihrung  möglich  aei, 
ohne  das  eine  oder  das  andere  Interesse  zu  schwer  zu  ver- 
letzen, wie  es  zum  mindesten  möglich  sei,  diese  Interessen 
cini;,^erniassen  auszugleiehen.  Es  nniss  untersucht  werden^ 
oh  die  ( iem<*inden  oder  wer  sonst  dit;  Organe  der  öffentlichen 
Annennriege  bilden  sollen,  wer  die  zu  ihrer  Hebung  notwen- 
digen Mittel  aufisubringen  hat,  wem  gegenüber  die  zu  be- 
zeichnenden Organe  sich  zu  oethätigen  haben.  Es  muss 
untersucht  werden,  welche  Beziehung  zwischen  dem  einzelnen 
bedürftigen  Individuum  und  den  Trägem  der  öffentlichen 
Gewalt,  den  Gemeinden,  dem  Staat  und  den  etwa  dazwischen 
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liegenden  mittleren  Vorwal tiingsbesirken  besteht,  und  wie  weit 

diese  Beziehung  die  Auferlegung  der  Amienlast  roclitfertigt, 
welch«'  8ehutzinittol  den  Gemeinden  als  Trilgern  der  Annen- 
last «jc'^'ohpii  worden  können,  um  eine  solche  Beziehung  nicht 
gilnzlici»  unabiian^j^ig  von  ihrem  Willen  entstehen  zu  lassen. 
X)ie  althergebrachte  Verpllichtung  zur  Armentursorge  s*'itens 
/der  Heimatgeiueinde  als  tler jenigen,  welcher  ein  Individuum 
in  der  G^esammtheit  seiner  wirtschaftlichen  und  politischen  Be- 
ziehung<Mi  angehörte,  geht  allmählich  in  die  spezifisch  armen- 
rechtliche Ver[)tHehtung  über.  %Die  Erinnerung  an  die  erstere 
orhiilt  sich  in  dem  Namen  Heimat,  <ler  s  'll»st  da.  wo  ledig- 
lich die  armenrechtliche  Verptlichtung  zur  Krage  steht,  zur 
Bezeichnung  dieser  einen  Seite  des  IIeimatv»;rh;iltni8ses  zu- 
nächst beibehalten  wird,  um,  bei  allmählichiir  xVusscheidung 
aller  tlbrigen  Beziehungen,  geradezu  der  technische  Ausdruck 
für  die  AngehOrigkeit  eines  Individuums  zu  einer  Gemeinde 
in  1)<  /.ug  auf  diq  öffentliche  ArmcnpH«'ge  zu  werden.  Heimat- 
recht, Heimatgemeinde  werden  identisch  mit  Armenrecht  und 
Armengemeinde.  Durch  die  Untersuchungen,  welche  dies 
wesentlich  ni(»ditizirte  Heimatverhilltniss  zum  ( I e;,^cnst«'inde 
haben,  empfängt  die  Literatur  über  das  Annenwesen  einen 
neuen  und  eigentümlichen  Inhalt;  es  sondert  sich  von  ihr 
als  ein  wesentlicher,  aber  in  gewissem  Sinne  selbständiger 
Bestandteil  die  Literatur  über  eben  diese  Fragen  ab  und 
wird  zur  Spezialliteratur  des  Heimat-  oder  des  Armenrechts 
als  des  Inbegriffs  aller  auf  die  öffentliche  Armenpflege  bezüg- 
lichen jSormen. 


2.  Die  Idteratnr  Uber  das  Armenwesei  im  allgememei.  '.] 

§  2. 

Eine  umfassende  systematische  Darstellung  aller  auf  das 
Armenwesen  bezüglichen  Momente  ist  in  Deutschland  bisher 
nicht  unternommen  worden.  Die  einzige  in  grösserem  ^fass- 
stabe  angelegte  Arbeit  ist  die  von  v.  Lxerando,  Die  oti'ent- 
liche  ArmenpÜege,  in  der  guten  deutschen  Bearbeitung  von 
F.  J.  Bussy  4  Bftnde»  1843^46.  Dieselbe  steht  auf  dem  oben 
angedeuteten  Standpunkt,  das  Armen wesen  als  ein  Ganzes 
SU  allen  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen,  sozialen  und 
politischen  Lebens  in  Beziehunj]:  zu  setzen,  und  begreitt  unter 
öffentlicher  Armenpflege  die  Armenpflege  im  weiteren  Sinne; 
ein  Eingehen  auf  die  eigentümlichen  Interesscngegcnsiitze, 
welche  später  in  den  V^ordergrund  der  eigentliciien  arnieu- 
reehtlich^  Literatur  treten,  liegt  ihr  fem.  Dagegen  werden 
aUe  nftheren  und  ferneren  Veranstaltungen  der  Armenpflege, 
Vorbeugung  durch  LdhhäustT,  Sparkassen  u.  s.  w.,  Hülfelei- 
atung  an  Arbeitsfiihige  und  Arbeitsunfilhige,  Fürsorge  Bir  Gk* 
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brechliche  und  Kranke  u.  8.  w.,  nach  dem  damaligen  Stande 
der  Wissensclinft  in  den  Bereich  der  Betrachtunj?  gezogen. 
Das  umfangreiche  ^^'erk  ist  sowohl  wegen  seiner  Tendenz 
auch  heute  noch  in  hohem  Grade  bcaehieniswert ,  als  auch 
wegen  der  eigentlimlichen ,  im  Grunde  unter  allen  Verhält- 
nissen sich  gleichbleibenden  Natur  der  Armut  und  der  Armen- 
pflege  noch  durchaus  praktisch  brauchbar. 

Am  nächsten  stehen  dem  Gerandoschen  Werke  zwei 
gleichfalls  nicht  deutsche  und  gleichfalls  Ende  der  dreissiger 
Jahre  erschienene  Arhoitcn,  dir*  von  Ouehatel  und  Naville, 
von  «'inom  ungenannten  Ik^arlx  iter  1H42  zusammengefas.st  und 
in  deutscher  Uehertragung  bearbeitet.  Auch  diese  Autoren 
setzen  sich  die  Untersuchung  des  ganzen  Gebiets  zur  Auf- 
gabe und  legen  den  Hauptnachdruck  auf  den  Gegensatz  von 
freiwilliger  und  öffentlicher  Armenpflc^Cy  die  letztere  verur- 
theilend.  Auch  diese  Arbeiten  sind  wegen  der  grossen 
Sachkenntnis»  ihrer  Verfiisser  noch  heute  voUstilndig  brauch- 
bar; das  mit  ausserordentUchoni  Fleiss  von  Naville  zusammen- 
getragene, zwar  etwas  bunt  und  zuweilen  sogar  tendenziös 
zusammengestellte  Material  darf  als  geradezu  unentbehrlich 
bezeichnet  werden. 

Die  deutschen  Arbeiten  ähnlicher  Art  gehen  nicht  über 
das  Handbuchmässtge  hinaus.  Hierher  gehören  vor  allem 
die  sehr  gut  geschriebenen  Artikel  von  Stahl  llher  Armen- 

?flege  und  Arinenpolizei  und  von  Brater,  Oeftentliche  und 
*nvatannen])tiege,  in  Bluntsclili  und  Brater,  8t-AV.-B.  Na- 
mentlich geht  Stahl  auf  das  eigentliche  armenreohtliche  N'er- 
hilltniss  ein  und  bespricht  im  liberalen  »Sinne  da.s  \  erliältniss 
von   öffentlicher ,    den  Gemeinden  zu  Ubertragender  Anuen- 

Sflege  zur  Freizügigkeit  und  Niederlassung.  Snezieller  auf 
ieses  Verhältniss  und  mit  derselben  Tendenz  gentMedicus 
ebenda  s.  v.  Heimat  und  Niederlassung  ein.  Siehe  ferner  die 
Artikel  über  Freizügigkeit  von  Lette  im  Staatslexikon  von 
Kottefk  und  \\"eleker;  von  Meier  in  V.  Holtzendorffs  En- 
cyklojtildie  der  Keclitswissenschaft. 

Die  weitaus  wichtigste  und  bis  zu  diesem  Augenblicke 
noch  als  ausgiebigste  Quelle  am  meisten  benutzte  Arbeit  bildet 
das  Sammelwerk  yon  Emminghaus,  welches  zunächst  be- 
stinmit  war,  den  Verhandlungen  des  Volkswirtschafdichen 
Kongresses  von  1869  Uber  das  Armen wesen  thatsÄchlichea 
Material  an  die  Hand  zu  geben.  Dasselbe  enthält  aus  der 
Feder  verschiedener  Autoren  Darstollnngen  des  Armenwesens 
der  meisten  eurnjKiisclien  Staaten,  darunter  aller  grossen  und 
einiger  kleiner  deutschen  Staaten  und  einiger  deutschen  Städte 
(Berlin,  Frankfurt  a.  M.,  Elberfeld,  Kiel,  Braunschweig).  Von 
den  zu  Preussen  gehörenden  €M>ieten  sind  Hannover,  Hessen, 
Nassau,  sowie  die  Elbherzogtttmer  Gegenstand  abgesonderter 
DarsteUung.  Fttr  Geschichte  und  Dogmatik  des  Arm^hrechts 
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sind  diese  Arbeiten  insofern  besonders  wichtig,  als  die  Armenr 

gesetzgebung  in  jeder  derselben  an  bevorzugter  Stelle  behan- 
delt und  in  Bezug  auf  ihren  Wert  beurteilt  ist.  Doch  ist 
Umfang  und  Wert  der  Arbeiten  ein  st^hr  ungleicher.  Neben 
den  Ausführungen  über  Baiern ,  \\  lirt«'lnl)('r;L^  Baden  und 
Nassau,  die  von  Makowitza,  Bitzer,  Emniinghaus  und  Scholz 
herrtthren  and  namentlich  durch  die  Darlegung  des  Einflusses 
der  wirtschaftlichen  Zustände  auf  das  Armenweeen  von  blei- 
bendem Werte  sind,  befinden  sich  andere,  die  notdürftig 
einiges  statistische  Material  nebst  einigen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zusamnienstrlien ,  ohn«'  dnssollie  nach  wichtigeren 
G«-'sicht.spunkten  zu  verarbeiten,  l j('l)ri;4»  iis  d.-trt'  liioraus  k»'in 
\  orwurf  erhoben  werd«'n ,  da  das  Werk  in  sehr  kurzer  Zeit 
herzustellen  war.  Für  das  Keichsarmenrecht  ist  dasselbe,  da 
es  vor  Emanation  des  Gesetzes  Ober  den  U.-W.  erschien, 
selbstverstftndlich  nur  von  mittelbarer  Bedeutung. 

T)ies  letztere  gilt  auch  für  Katzinger,  Geschichte  der 
kirchlichen  Armenpflege,  die  aber  gleichwohl  fUr  die  Erkennt- 
niss  des  historischen  Zusammenhanges  sehr  wichtig  ist,  nament- 


kirchlichen  zu  der  der  bürgerlichen  Gemeinde  handelt.  Doch 
beeinträchtigt  der  Standpunkt  des  Verfassers  für  die  Zeit 
nach  der  Kefonnation  insofern  den  Wert  seiner  Arbeit,  als 
er  unter  kirchlich  immer  nur  katholisch  versteht  und  die  sehr 
bixtentenden  Leistuii^^-n  der  kirchlichen  Gemeindearmenpflege 
in  protestantischen  Ländern  ganz  ignorirt  Im  übrigen  scheint 
mW  der  Vorwurf,  der  gegen  R.  erhoben  wird,  dass  sein  Buch 
einseitig  und  im  katholisch-hierarchischen  Interesse  geschrieben 
sei,  nicht  ^aiiz  l)e<i-rinidet.  \\  eder  sucht  Katzinger  die  Entartung 
der  kirchlichen  Annenpflege  in  den  Händen  der  hohen  Geist- 
lichkeit irgendwie  zu  beschönigen,  noch  will  er  in  seinen  am 
Schluss  gegebenen  BeformvorschUigen  die  weltliche  Verwaltung 
von  der  Armenpflege  ausschliessen;  vielmehr  soll  dieselbe 
nach  wie  vor  die  Leitung  behalten  und  den  Klerus  angemessen 
bei  der  Uebung  der  Armenpflege  beteiligen.  Protestantischer- 
seits  wird  die  kirchliche  Armenpflefre  in  dem  ^Hnullichen 
Werke  von  Uhlhorn,  Die  christlich(;  Liebesthiitigkeit,  be- 
bandelt. Für  das  eigentliche  Armenr<;cht  i>ietet  dasselbe  noch 
geringere  Ausbeute,  als  Kjitzingers  Geschichte,  da  die  Dar- 
stellung sich  auf  die  Zeit  bis  cum  Beginn  der  Reformation 
beschränkt  und  nur  in  einem  Schlusskapitel  der  Uebei*gang 
von  den  damaligen  Zuständen  zu  der  Armenpflege  der  bfUiger- 
lichen  Gemeinde  angedeutet  wird. 

Als  letzte  hierher  gehörige  Arbeit  ist  die  von  Loening, 
"Drh  Amienwesen.  in  »Schönberj^s  Handbuch  der  politischen 
(Jekonomie,  zu  nennen.  l)ers<*ibe  fjiebt  in  s«'hr  guter  Anord- 
nung einen  Ueberbiiek  über  die  Ursachen  der  Armut,  über 
die  Geschichte  und  den  gegenwärtigen  Stand  der  Armen- 


lieh  da,  wo  es  sich  um  den  Uebe 
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gcsctzgcbung,  Uber  die  sog.  brennenden  Fragen  der  Reform. 

über  Organisation  und  Ausfilmng  der  Armenpflege  sowohl 
nach  der  j»r}iv«ntiv«Mi  wie  der  reprcHsiveii  Seite.  Wenngleich 
die  Arbeit,  entsnreclu'nd  der  Sirllo,  an  der  sie  erscliienen 
ist,  auf  die  einzelneu  l'unkte  nicht  tief  und  erscliopfend  ein- 

feht,  so  bietet  sie  doch  ein  ausreichendes  und  zuverlässiges 
(ild  des  gesammten  Armenwcaens,  wie  es  dem  heutigen  Stande 
der  Wissenschaft  und  namentlich  auch  der  Verwaltungspraxis 
entspricht 

«S.  Die  armenrechtliche  Literatiir  im  «Migcren  Simie. 

I.  Bis  zu  den  gegen wärtigon  lieformbestrebuugen. 

§3. 

a.  Was  die  eigentlich  armenrechtliche  Literatur  betrifft,  so 
Iftsst  sich  nicht  wohl  ein  genauer  Zeitpunkt  angeben,  in  wel- 
chem die  diesbezilgh'chen  Untersuchung«  >ii  b(>gonnen  haben. 
Es  wird  unten  darzulegen  sein,  wie  sich  die  Gesetzgebung 
der  einzehien  deutschen  Stiuiten  und  spftter  des  Norddeutschen 
Bundes  in  Sachen  der  Wirtscliafts-  und  Amien^^esetzgebung 
V(!rhalten,  in  welchen  Jahren  diesbezUgh'clie  wichtige  und  ent- 
scheidende Gesetze  erlassen  worden  sind.  Hier  ist  zu  be- 
merken, dass  die  Literatur  mit  der  Geset^bung  gleichen 
Schritt  gehalten  hat,  dieselbe  beurteilend,  Neuerungen  im 
Sinne  voller  wirtschafdicher  Freiheit,  Aenderungen  im  ent- 
gegengesetzten Sinne  fordernd,  je  nachdem  die  Gesetsgebung 
nicht  weit  genug  oder  zu  weit  gegangen  zu  sein  schien.  Will 
man  Zahlenangal)en  machen,  .so  mag  es  das  Jahr  1815  sein, 
in  welchem  die  \'t'reinbarmig  der  deutschen  Bundesaktc  auch 
die  Freiheit  der  Niederlassung,  des  Gewerbebetriebs  u.  s.  w. 
in  allerdings  sehr  mftssigen  Gfrenaen  für  alle  Angehörigen  des 
Deutschen  Bundes  statuirte,  und  das  Jahr  1848,  in  welchem 
die  grosse  Kundgebung  der  deutschen  Nationalversaniiuhing 
von  1848  diese  Freiheiten  als  Grundrechte  des  deutschen  Volkes 
forderte').  In  dem  Menschenalter,  welches  durch  diese  beiden 
Jahre  als  Endpunkte  bezeichnet  wird,  j^elangen  fast  alle  grös- 
s(U-en  Staaten  dazu,  nach  vielfachen  Verhandlungen  mit  den 
ständischen  Vertretungen,  die  ihnen  angemessen  erscheinenden 
Grundsätze  des  Armenrochts  gesetzlich  zu  formuliren.  Und 
aus  dieser  Epoche  stammen  auch  die  Arbeiten,  in  welchen 
das  Annenwesen  in  seiner  engen  Beziehung  zum  Gemeindo- 
leben und  die  Rückwirkung  der  Wirtschafts-  und  der  Armen- 
geset/.<:e])ung  auf  <la8  letztere  zum  ersten  Male  abgesondert 
und  wirklich  grlindlicdi  untersucht  worden  ist.  Es  sind  dies 
iiumentlich   die  Schriften   vun   W umher,   B eis  1er  und 

n  Vgl.  unten  §  29. 
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Va  hl  kämpf,  die  auch  noch  gegenwärti;^  vui  icrDssem  Werte 
öind.  Ferner  Mohl,  der  in  seinem  Lohrhuch  der  Polizoi- 
wissonschat't  dem  Armenrecht  ncine  »Stellung  im  System  dos 
öftentiichen  Rechts  unter  den  im  ötTontliehen  Intfn'sso  iiot- 
wen<ligen  Ma.s.sregeln  gegenüber  wirtsehat'tlichen  Not.st^indtMi 
anweist,  und  R au,  welcher  in  seinem  Lehrbuch  der  politischen 
Oekonomte  das  Armenwesen  in  dem  Abechnitt  Beförderung 
d«r  Verteilung  des  GtttererzeugnisBes  behandelt  und  speziell 
das  Verhältniss  der  politischen  Gemeinde  cur  Annenversor- 
gung betrachtet^). 

h.  In  der  tolrronden  Epoche,  wolcli«-  man  durch  die  Jahre  1848_ 
und  lHt)7  bcf^reiizen  kann,  nimmt  »lie  literarisch«'  Behantflun^ 
der  Angelegenheit  insofern  eiiK«  etwas  andere  Gestidt  an,  als 
die  einzelnen  Stallten  zu  einem  vorläufigen  Abschluss  ihrer 
Gesetzgebung  gelangt  sind,  und  nun  die  Forderung  nachdrack- 
lidier  erhoben  wira,  ganz  Deutschland  nach  einheidichen 
Grundsätzen  zu  behandeln.  Es  sind  hier  in  erster  Linie 
Bitzer  und  Flott  well  zu  nennen,  welche  in  verschiedenen 
»Schrift<'n  über  das  Heimatwesen  diese  Forderung:  vertreten 
und  begründen.  Neben  ihnen  kommen  die  Abhandlungen  von 
8chüz,  Kri<"s,  Medicus,  Stahl,  H  rat  er  u.  a.  in  Be- 
tracht, welche  überwiegend  im  Sinne  von  liit/cr  und  Flott- 
weU  sich  aussprechen.  Nur  Kries  ist  stttrkerer  Beschränkung 
der  wirtschafuichen  Freiheit  geneigt,  entwickelt  aber,  was 
sehr  bemerkenswert  ist,  gleichzeitig  im  Anschluss  an  die  Ver- 
pflichtung der  Gemeinde  zur  Armenpflege  energisch  den  Ge- 
danken des  Versicherunjjszwan'ros  am  Arbeitsorte.  Sehiiz* 
Abhandlung  ist  bemerkenswert  durch  die  gute  Ucbersielit  über 
die  (ies«-tz;;'el)ung  der  einzebuMi  Staaten.  Namentlicli  sind 
seine  tabellarischen  Zusanunenstellungen  (S.  80 — 80;  über  Um- 
fang und  Inhalt  der  gernrnndebUrgerlidieii  Gesetzgebung  in 
Ansehung  der  Beschrllnkungen  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
Äusserst  brauchbar. 

Im  allgemeinen  darf  in  Bezug  auf  die  Literatur  dieses 
Zeitabschnitts  bemerkt  werden ,  dass  sie  die  in  Betracht 
kommenden  Fragen  gründlicher  und  vorurteilsloser  beh.in- 
<lelt,  als  es  jemals  in  der  folgenden  Zeit  geschelien  ist.  ])ie 
Kenntniss  derselben  ist  für  jede  eingehendere  Betrachtung  des 
Armenrechts  unerlttsslich.  ifamentlich  gilt  dies  von  der  Sehrififc 
Bitzers  „Das  Recht  auf  Armenuntersttttzung  und  die  Frei- 
zügigkeit*', und  der  Flott wells  „Annenrecnt  und  Armen- 
DoDzei".  Beide  Arbeiten  untersuchen  in  grundlegender  Weise 
die  Voraussetzungen  des  sog.  Heimatrechts,  wobei  Bitzer  vor- 
züglich die  historiäche  iSeite  dieses  VerhältuisscSy  Fiottweli 


M  B<'i  )M-i(l<  ii  (Mohl  S.  317.  Hau  S.  36<ii  finden  ernte  Literatur- 
angaben,  die  jeUoch  melir  das  Annenwesen  im  allgeineiueu  als  speziell 
die  HdinatverliiltoiMe  betraifeB. 
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die  (Inj^qnatischc  b^toiit,  J^eitlc  ^^elangen  im  wfseiitUclion  zu 
dciiselbL'ii  8clilusst'<  •!<:;( 'runden.  JJitzer  eraclilit  die  immer 
kräftigere  Beförderung  der  wirtschaftlichen  Freiheit  als  die 
naturiiche  Konsequenz  der  wirtschaftliclien  und  politiBchen  £nt- 
Wickelung  und  wUrdigt  namentlich  den  veränderten  Charakter 
des  Gemeinde-  und  Staatslebens;  Flottwell  scheidet  streng 
Bwischen  der  Verpfliclitung  zur  ArmenOirsorge  und  dem  au 
und  für  sich  liicrvdn  völlig  una])Iiängi^<'n  Heelit«*  der  freien 
S*'ll)stl)estiminuii^  Ix'i  Aufentlialt  und  Niith-rlassiiiig.  Für 
die  ►SystfinatÜv  des  Arnu'nreflils  ist  in.slje.sondorc  die  (lern- 
en tüprechende  Klarstellung  des  Vorhältnisses  der  vermögens- 
rechtlichen Verpflichtung  zur  Tragung  der  Armenlast  und  der 
im  polizeilichen  Interesse  zu  fordernden  Ortlichen  Fürsoige 
von  bleibendem  Werte. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Iv  ichsgesetzgebung  sich 
eng  an  die  preussiselie  ansehliesst,  sind  Iiier  aueli  iiocli  die 
svsteniatisclu'n  Darstelluniceii  der  letzteren  zu  nennen ,  t»o 
nanientlieh  Koch  oll,  System  des  })reusö.  Annenpfle<;*ereclits, 
Hamm  1864;  Döhl,  Die  Armenptfege  des  prouss.  Staates, 
Berlin  1860:  Oppenhoff,  Die  preuss.  Gesetze  über  die 
RossortverhJutnisse,  Berlin  1863,  u.  a.  Ebenso  gelidrt  hierher 
die  Systematik  des  bair.  Heimatrechts  als  desjenigen,  wel- 
ches noch  gegenwärtig  neben  der  Reiehsgesetzgebung  in 
Kraft  ist,  namentlich  die  Kommentare  von  Riedel  (gegt^n- 
wjlrtig  bair.  Finanzministcr),  in  neuer  Aufl.  von  v.  Müller, 
welche  mit  der  Auslegung  der  einzelnen  Artikel  sehr  um- 
fassende geschichtliche  und  dogmatisciio  Darlegungen  ver- 
binden und  für  das  Yerständniss  der  Grundlagen  des  Heimat- 
rechts unentbehrlich  sind.  — 

C.  Die  dritte  Epoche  umfasst  die  Zeit  von  Gründung  dai 
N'  1  ddeutsehcn  Hun<les  bis  in  die  Mitte  der  siebziger  .Jahre. 
Sl'  bei^innt  mit  Emanation  des  Freiziiirigkeits  -  ( Jrsetyes  vom 
1.  November  1^(17.  das  nach  1870  auf  «las  ganze  Deiitselie 
Reich  erstnjckt  wird,  und  des  Gesetzes  über  den  Unterst. -Wohn- 
sitz vom  t3.  Juni  1870,  welches^  fiir  Deutschland  mit  Ausnahme 
von  Baiem  und  Elsass- Lotbingen  gilt  Eine  83rstematische 
Darstellung  des  gesammten  deutschen  Annenrechts  nach 
dem  Stand,  von  1873  (in  welchem  Jahre  der  Anschluss  von 
Würtemberg  und  Baden  an  das  Ges.  v.  1870  erfolgte)  giebt 
Roch  oll  in  seinem  System  des  deutsehen  Armen])rtegereclitJ!i, 
welches  auch  die  annenreehtliehen  Verhilltnisse  in  Raiern 
mit  umfasst.  Ausser  der  Zeichnung  der  Grundzüge  des  durch 
jene  Gesetze  geschaffenen  Zustandes  wird  auch  die  Ausfuhrung 
des  Gesetzes  Uber  den  U.- W.  in  den  einzelnen  Staaten  ausführlich 
dargestellt  Fttr  die  Zeit  bis  1873  bietet  die  Arbeit  das  voll- 
ständige dicsbezflgliche  Material.  Doch  ist  gerade  die  Organi- 
sation der  Armenverbilncb'  nachtrUglieli  mannigfachen  Vor- 
änderungen unterworfen  worden,  so  dass  die  Arbeit  nach 
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dieser  Richtung  hin  nicht  mehr  genügt.  Auch  leidet  sie  an 
einer  gewissen  Bratei  die  sie  mehr  als  Qoellenweik  denn  als 
TOraktisches  Handbucn  erscheinen  Iflsst   In  dieser  ersteren 

Eigenschaft  ist  sie  noch  gegenwärtig  von  grosser  Bedeutung. 
Aufs  ghicklichste  erreicht  den  Zweck  des  letzteren  die  Aus- 
gabe der  bezliglichon  Cicsetz«'  von  Krech.  Obwohl  nur 
eine  Zusammen 8 telkuig  der  cinzehien  reichs-  und  lundosgesetz- 
licljen  Vorschriften,  darf  sie  doch  beanspruchen,  als  syste- 
matische Darstellung  zu  gelten,  weil  sie  nach  sehr  zweck- 
mässig gewählten  Rubriken  —  A.  Umfang  der  Unterstützungs- 
pflicht, B.  Organe  der  Ofiendichen  UnterstOtzung,  C.  TarSe, 
1).  Unterstützung  a.  d.  Auslande  übernommener  u. s.  w.,  E.Be- 
hörden und  Verfahren  in  Streitsachen  der  Armenverbände, 
F.  Verhältniss  der  ArmenverbUnde  zu  anderweit  Verpflich- 
teten —  alle  :mf  das  geltende  Arnienreeht  bezüglichen  Be- 
stinuiiungen,  wenn  auch  ohne  verbindenden  Text,  zusammen- 
fasst  und  eine  vorzügliche  systematische  Uebersicht  ennög- 
licht.  Die  Arbeit  von  Seydel  „Das  Reichsarmenrecht*^  stellt 
sich  als  ein  Mittelding  zwischen  systematischer  Darsteliung 
nnd  Kommentar  zu  dem  Reichsgesetze  dar.  Die  Zweifel  sind 
nach  dem  Stande  der  damaligen  Literatur  und  sehr  ausführlich 
behandelt;  da  die  Arbeit  aber  ben'its  1877  erschienen  ist  und 
inzwischen  die  Judikatur  des  l'iindesamts  für  das  Heimatwesen 
eine  sehr  erhebliehe  \'ernielirung  erhalten  hat,  so  ist  sie  gegen- 
wärtig nur  noch  von  bedingK'Ui  Wert,  Dagegen  entsprechen 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Rechtsprechung  die  Kommentare 
Ton  £ger  und  Wohlers.  Doch  gilt  von  dem  ersteren  Aehn- 
liches  wie  von  Röcholl;  durch  die  ausführliche  Berücksichti- 
gung der  gesammten  Judikatur  und  Literatur,  deren  Be- 
sprechung den  einzelnen  des  Ges.  Uber  den  U.-W.  an- 
geschlossen ist,  wird  die  Uebersicht  erschwert.  Im  übrigen 
ist  das  äusserst  griindliehe  nnd  —  speziell  nn't  Bezug  auf 
I*reusscn  —  sehr  inhaltreiehe  Werk  für  die  Dogniatik  des 
Armeurechts  unentbehrlich.  Der  von  Wohlers  herrührende 
Kommentar  beschränkt  sich  auf  MittheÜung  des  wesentlichen 
Inhalts  der  bundesamdichen  Entscheidungen;  neben  dem  üm- 
st^iude,  dass  sein  Verfasser  an  der  Reichsgesetsgebung  als 
Regierungsbevollmächtigter  beteiligt  war  und  gegenwärtig 
dem  Bundesamt  f.  d.  H.  als  Mitglied  angeliiu  t,  bilden  prägnante 
Kürze  und  äusserst  zweckmässige  Stoti'einteilung  den  llaupt- 
vorzug  dieser  Arbeit,  welche  ebensosehr  die  praktische  An- 
wendung, wie  die  wissenschaftliche  Erkenntniss  d(;8  Kcichs- 
gesetses  erleichtert  Der  Kommentar  von  Rönne  bildet 
einen  Teil  der  bekannten  Eigänzungen  und  Erläuterungen 
zum  preuss.  Recht;  er  giebt  vollstilndige  Nachweisungen  der 
Literatur  und  Judikatur,  die  aber,  dem  Erscheinungsjahr  1B79 
entsprechend,  nur  bis  1878  reichen. 

Von  wissenschaftlichem  Werte  sind  auch  einige  Kommcn- 
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ti\v(^  zu  flcm  H('ielis;;cM!tz  mit  bcsondoror  Hczirliunf^  auf  einen 
einzelnen  SUuit,  so  namentlich  diejeni{j;en  von  Biitzner  t'Ur 
Würtemberg,  von  Wittgenstein  fUr  Sachsen  u.  a. 

Einigo  andere,  wie  die  von  £bert  und  Kieibömer,  sind 
lediglich  dem  praktischen  BedttrfhiM  dienende  (Gesetzes- 
ausgaben  mit  Anmerkangen ,  die  zwar  keinen  wissenschaft- 
lichen Wert  haben,  ihren  praktischen  Zweck  aber  ^nit  erfüllen. 

Ferner  gehört  hierher  die  Studie  von  B (1h  lau  über  «las 
m<'cklenburiri^<'h<'  AriniMinn-lit.  die  in  Ansehung  des  letztor.Mi 
wenig  Ausbeute  l>ietet,  dage^-eii  als  l 'ntersueliung  des  Be;;riti"s 
des  Heimatrechts  in  seinem  Verhältniss  zum  Staats-  und 
Reichsrecht  eine  allgemeinere  Bedeutung  für  die  Dogmatik 
des  deutschen  Armenrechts  beansprucht  Dasselbe  gut  von 
der  Untersuchung  von  Jolly  über  die  Verteilung  der  öffent- 
lichen Armenlast  £ndlich  sind  noch  in  diesem  Zusammen- 
hange die  systematischen  Darstellungen  in  den  Lehrbüchern 
des  Vi'nvaltungsrechts,  der  Polizeiwissenschaft  und  der  Volks- 
wirtseliat'f  zu  nennen.  Von  ersteren  namentlich  die  knappe, 
aber  ilusserst  konzise,  der  Vorrede  entsprechend  niciit  kritische 
Darstellung  von  Meyer,  während  die  in  dem  neuerdings  er- 
schienenen Stengeischen  Handbuch  seinem  Zwecke  ent- 
sprechend nur  die  dürftigsten  Umrisse  zeichnet  Dagegen  aus- 
itthrlich  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Oitganisation  der 
Armenpflege  v.  Rönne  im  Preuss.  Staatsrecht  unter  den  Gegen- 
stiinden  der  Polizeiverwaltung;  ebenso  in  anderen  Spezialdarstol- 
luniC'Mi  des  Staats-  und  V(;rwaltungsreehts  der  einzehien  Suiaten. 

Von  volkswirtschaftlichen  Schriftstellern  ist  vor  allem  Adolf 
Wagner  zu  nennen,  der  in  seiner  Grundlegung  zwar  nicht  das 
Armenrecht,  aber  doch  die  sozialen,  mit  ersterem  in  enffster  Ver- 
bindung stehenden  Freiheitsrechte  (Eheschliessung,  Frdzttgig- 
keit  u.  s.  w.)  untersucht  und  auch  in  Ansehung  des  Armen- 
rechts zu  wichtigen  Schlussfolgerungen  gelangt.  Von  Seiten 
der  Gegner  der  Freizügigkeit  unstreitig  ilie  dogmatisch  wert- 
vollste Untersuchung.  Auch  sind  die  Literaturangaben  S.  447 
und  477  in  Bezug  auf  diese  Freilieitsrechte  sehr  gut  und 
ziemlich  vollständig,  dagegen  für  dixa  Armen  recht  unzureichend. 
Die  Untersuchungen  von  Mario,  Sohäffle,  Gamp  u.  a. 
gehen  noch  weniger  auf  die  eigentlich  armenrechtlichen  Be- 
griffe ein  und  sind  überwiegend  sozialpolitischer  Natur.  Ihre 
wesentliche  Bedeutung  liegt  in  der  nachdrücklichen  Betonung 
umfassender  sozialer  S'-lbsthülfe  durch  Versicherung,  durch 
welche  die  Uebung  der  ötfeutiichen  Armeiipllege  übertiüssig  ge- 
macht werden  soll. 

II.   Die  neueste  Literatur  zur  Reform  des 

Armenrechts. 

Die  reichsgesetzliche  Regelung  des  Armenrechts  brachte 
zunächst  eine  Art  Abschluss  der  mannigfiftltigen  Bestrebungen 
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der  vorhergehenden  Jahre.    Da  aber  der  Oogensatz  zwischen 
Gemeinde-    und    Staatsinteressen    auf  der    einen,  zwisclien 
iStiuiUi-   und  Keielisinteressen  auf  der  anderen  Seite  in  der 
l^atur  der  Stellung  liegt,  welche  Gemeinde,  Staat  und  Keich 
jedes  für  sich  und  im  Verhältniss  sn  einander  einnehmen,  so 
durfte  von  vornherein  «  rwartet  werden,  dass  die  Reichsgesets- 
gebung  keinen  Friedensschluss,  sondern  nur  einen  Waffen- 
stillstand zwischen  den  widerstreitenden  Interessen  bedeuten 
wtirde.    Derselbe  dauerte  in  der  That  mir  w<'inY'"e  Jahre,  weil 
die  junge  Keiehsbildung  durch  wiclitigere  Interessen   in  An- 
spruch genommen  wurde  und  ein  unerhörter  wirtschaftlicher 
AufBchwung  günstig  auf  die  Amiutszustände  zurückwirkte. 
Als  dagegen  der  Rnckschlag  eingetreten,  und  angesichts  des 
Niederganges  von  Handel  und  Industrie  das  Angebot  von 
Arbeitskräften  nicht  gleichen  Schritt  mit  der  Nachfrage  hielt, 
als  dementsprechend  die  allein  auf  \'erwertung  ihrer  Arbeits- 
kraft angewiesenen  Klassen,  nanicndich  die  Fabrik-  und  Hand- 
arbeiter, mangels  genugenih'r  Arbeit  das  Proletariat  derjenigen 
Orte  zu  bilden  begannen,  welche  ihnen  bis  dahin  Arbeit  ge- 
währt hatten,  —  da  fing  man  an,  sich  der  Armen-  und  Wirt- 
schaftsgesetzgebung des  Reichs  als  derjenigen  zu  erinnern,  welche 
das  freie  Ab-  und  Zuströmen  fUr  das  ganze  Reich  gestattete 
und  den  Gemeinden  die  Verantwortlichkeit  hierfikr  in  Gestalt 
der  Annenlast  auferlegte.    Man  begann  von  neuem  Mass  un<l 
Art  der  öffentlichen  Arnien]>Hego ,  di<'  Voraussetzungen  für 
ihre  Anknüpfung  an    die    einzelnen  Träger  der  öftentliehen 
Gewalt  zu  erörteni,    Kine  Keilu'  von  Schriftstellern  —  es  sind 
dies  namentlich  Luthardt.  Waentig,  v.  Marschall,  de 
la  Cheyallerie  u.  a.  —  gelangt  dazu,  eine  Umbildung  der 
Reichsgesetzgebung  im  Sinne  des  älteren  Heimatrechts  zu 
fordern;  soweit  dieses   der  Fall  ist,  bietet  die  bezügliche 
Literatur  schlechterdings  keine  neuen  (lesichtspunkte.    Ja  sie 
bleibt    hinter   den   tiefen,  gründlichen  Untersuchungen  von 
Schuz.  Kries,   Flottwell,   Bitzer  und   andern  Schriftstellern 
der  fünfzig<'r  und  sechziger  Jahre  in  Form  und  Inhalt  soweit 
zurück,  dass  sie  in  keinem  Falle  es  zu  einer  Leistung  von 
bleibendem  Wert  gebracht  hat   Die  bezüglichen  Erzeugnisse, 
durchweg  Mittelbildungen  zwischen  Zeitungsartikel  und  Ab- 
handlung, besprechen  meist  einseitig  nur  einige  Gegenstflnde 
des  Armenwesens,  namentlich  auch  die  Mitt<  I  der  Selbsthülfe 
und  Vorbeugung,  im  Hinblick  auf  die  herrschenden  Zustünde. 
Ihn-  Hauptbedeutung  ist  nicht   so  sehr  in  ihrem  materiellen 
Iidialt  als  in  dem  Umstände  zu  suchen,  dass  sie  unzweideutige 
Kennzeichen  von  Missstimnmng  und   von  Missständen  sind. 
Eine  andere  Richtung  nehmen  diejenigen  Arbeiten,  welche 
von  der  Rückbildung  zu  den  älteren  Verhältnissen  nichts  oder 
wenig  halum  und  das  gänzliche  oder  teilweise  Brechen  mit 
der  helgebrachten  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Annen* 
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pflege  wOnachen  und  näher  begründen.  Auch  hier  sind 
einige  fluchtige,  schnell  hingewonene  Darlegungen  su  ver- 
zeichnen. Ueberwiegcnd  sind  aber  tiefergehende  Arbeiten, 
welche  Art  und  Mass  der  Beteiligung  des  Reichs,  der  Staaten 
bcBW.  der  grösseren  Verwaltungsbezirke  an  der  öffentlichen 
Armcnpriege  zum  rje^^onstande  ihrer  Untersuchung  machen. 
Statt  <lie  Rekonstruktion  d(!s  Ileiniatvcrhältiiis.scs  in  irgend 
einer  Form  in  den  Vürdergrun<l  zu  stellen,  untersucljen  sie 
zunächst,  ob  die  Gemeinde  nach  Luge  der  geltenden  Genu  inde- 
verfiiSBung  Uberhaupt  geeignet  ist,  die  Trttgerin  eines  solchen 
Verhältnisses  zu  sem,  bezw.  welche  Art  von  neu  zu  schaffen- 
der Gemeinwirtschaft  an  iiuc  SteUe  zu  setzen  sein  würde, 
weU  lie  der  vorhandenen  Bildungen  ganz  oder  zum  Teil  filr 
die  iirteiitlielio  AnncnjiHeg»'  in  Betracht  gezogen  werden  könnte. 
Von  diesem  (iresiclitspunkte  aus  erlangen  diese  zum  grossen 
Teil  durcliaus  neuen  Untersuchungen  eine  iüntv  die  Reform 
der  Armengesetzgebung  noch  hinausgehende  Bedeutung,  indem 
sie  in  unmittelbare  Beziehung  treten  zu  den  wicntigsten 
Fragen  der  staadichen  Grundverfiftssung,  zu  den  Fragen  des 
Konnnunal Wesens  und  der  kommunalen  Reform. 

Das  Verdienst,  die  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
Armenlast  von  grösseren  Gesichtspunkten  aus,  vor  allem  auf 
diT  (irundiage  umfassenden,  aus  vielen  Quellen  geschiiitfteu 
2klaterials  zuerst  eingehender  Untersuchung  unterzogen  zu  haben, 
gebührt  Adickes,  der  seine  bezüglichen  Ansichten  in  der 
Zeitschrift  ftlr  die  gesammte  Staatswissenschaft  1881  und  später 
an  mehreren  anderen  Stellen  noch  publizirte.  Nächst  ihm  ist 
v.  Reitzenstein  zu  nennen,  der  diese  Fragin  in  Zusammen- 
hang mit  den  Aufgaben  der  kommunalen  Reform  aufs  gründ- 
lichste ebenfalls  an  verschiedenen  Stellen  behandelte.  Ausser 
ilim  vor  allem  noch  Gneist  in  der  Schrift  Ub(!r:  Die  Kreis- 
ordnung und  über  die  deutsclie  Finanzreform,  und  Jolly  in 
der  üben  erwähnten  Abhandlung.  Neuerdings  noch  Aschrott 
in  seinem  Werke  Aber  englisches  Armenwesen.  Hierzu  treten 
die  an  andrer  Stelle  (unten  §  187)  genauer  bezeichneten  Ar- 
beiten über  die  Vereinigung  von  Annenverbiinden  zu  gemein- 
schaftlichen Armenpflegezwecken.  Auch  sind  hier  diejenigen 
zu  nennen,  welche,  wieElvers  und  (i  ermershausen  ,  die 
Fnigen  bezUgliclwSchatfung  von  leistungstahigen  Verbunden  in 
Verbindung  mit  der  auch  von  ihnen  gewünschten  Rückkehr 
zur  Heimatgeseugebung  gründlicher  untersuchen. 

Gleichzeitig  tauchen  Vorschläge  auf,  welche  den  gewohnten 
Boden  des  Armenreehts  gftnzlich  verlassen  und  unter  Betonung 
der  Notwendigkeit  vollkommenster  Freizügigkeit  die  LoslOsong 
der  Armenlast  von  den  Gemeinden  und  Uebcrtragung  der- 
selben auf  das  Reich  bezw.  die  Staaten  fordern.  In  diesem 
Sinne  sprechen  sich  namentlich  Wittgenstein  und 
Roch  oll  aus. 
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♦Selbstverständlich  felilt  es  nicht  an  einer  Zahl  von  ver- 
mltteliiden  Vorschlägen,  deren  Urheber  prinzipiell  an  der 
ReichsgeaetKgebung  festzuhalten  oder  prinzipiell  zu  dem  Hei- 
matreclit  zurdckzukehren  dir  richtig  halten,  jedoch  aus  prak- 
tischen oder  sonstigen  Opportunitätsgründen  sich  schon  von 
einzelnen  Aenderun<^en  der  Gesetz<i:<'l)un^  Erfolg  versprechen. 
Auch  sind  <li(  jciii^i^en  hier  zu  nennen,  welche  den  Wi-seiit- 
lichstcn  Nachdruck  auf  die  Organisation  der  Arraenptieice 
legen  und  der  Gestaltung  des  Armenrechts  tiberhaupt  keine 
sonderliche  Bedeutung  beimessen:  so  namentlich  Seyffardt, 
Lammers,  Böhmert,  Doell,  Ratzinger,  Ehrle 
u.  a.  m. 

Eine  Kritik  und  ühersichtliche  Zusammenfassung  der 
wesentlichst<'n  Refonnwünsclie  findet  man  bei  Adickes  I  und 
V.  Reitzciisteiu  1  und  II.  —  Ein»^  von  Conrad  herrührende 
ZusaninienstcUuug,  Die  neueste  Literatur  über  Armen weücn  in 
Deutschland,  in  seinen  Jahrb.  N.  F.  Bd.  h  8.  82  will  aber 
das  neueste  Ifaterial  in  Bezug  auf  die  darin  erörterten  Fragen: 
1.  Wodurch  ist  die  Zunahme  des  B<'tteI\vesons  und  der  Annen- 
last herbeigeführt?  2.  Wie  hat  sich  die  deutsche  Gesetzgebung 
über  den  Unterstützungswohnsitz  bewührtV  3.  Wie  ist  die 
private  und  ötfenth'ch«»  Armenpflege  zu  orgaiiisiren,  um  bess<'re 
Resultfite  als  bisher  zu  erzielen?  — orientiren.  Doch  sind  die 
Angaben  nur  kurz  und  auf  ein  verhältnissmiissig  sehr  g«'ringes 
und  sehr  ungleichartiges  Material  gestützt,  am  ausführlichsten 
noch  über  die  Verbindung  der  öffentlichen  mit  der  Privat- 
armenpflege. 


4.  Die  Literatur  des  auslHudischeii  Ariueuweseus. 

§  4. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Darstellung  der  Reform- 
bestrebungen ist  die  Angabe  einiger  wichtiger  Werke  über  aus- 
lilndisches  Armenwesen  unerlässuch,  weil  von  jeher  und  auch 
gegenwUrtii,^  'Ii«-  vielfachen  nachahmenswerten  sowie  andererseits 
auch  warn<  n(len  Beis|»it'l»',  welche  das  Ausland  gegeben  hat,  in 
hervornigendem  Masse  auf  die  Gesetzgebung  und  Literatur  des 
deutschen  Armenrechts  zurückgewirkt  haben.  Dies  gilt  nament- 
lich von  England,  der  Schweiz  und  Frankreich.  Ersteres 
sowie  die  Mehi*zahl  der  schweizerischen  Kantone  haben  ein  den 
deutschen  Verhältnissen  sehr  nahe  stehendes  Heimatrecht  in 
mehr  oder  minder  von  diesen  abweichender  Weise  ausgebildet, 
während  in  Frankreich  und  der  Minderzahl  rler  schweiz<'risc  he,n 
Kantone  d.ns  System  der  freiwilligen  verbunden  mit  departe- 
mcu tiller  bezw.  kantonaler  oÜcndicher  Ai'menpflegc  herrscht. 

Nachrichten  über  das  gesammte  auriändische  Annenwesen 
finden  sich  in  kurzer,  handbuchmllssiger  Form  bei  Stahl, 
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Bitzer,  Loening,  EmminghauB  a.  a.  O.;  doch  dienen 
dieselben  im  ganzen  mehr  zur  allgemeinen  Orientirung,  als  zur 
speziellen  Belehrung;  die  ausführlicheren  Angaben  bei  Ge- 
rnndo  und  Duchatel-Kaville  sind  für  die  neuere  Zeit 
unzureichend.^ 

a.  Speziell  England  hatte  sich  von  jeher  da.s  besondere 
Iiitfiessc  zngowendct.  Ausser  einer  «'lltcren  Arbeit  von 
K  1  (' i  n  8  c  h  r  <'d  t  besitzen  wir  in  dem  1803  aus  dem  Narlilass 
von  Kries  herausgegebenen  \\'erk«'  „l)ii'  (•ii;^diselir  Aniien- 
priege"  eine  vortreHliehe  Arbeit,  die  bislang  als  hauptsächlichste 
Quelle  gedient  hat;  aus  ihr  bat  wesentlich  auch  der  Bearbeiter 
des  Abschnittes  über  Grossbritannien  in  Emminghaus'  Sammel- 
werk Fleier  —  geschöpft.  Von  anderen  Arbeiten  dürften 
nur  noch  die  von  Gneist.  der  das  englische  Armenwesen  im 
systematischen  Zusanomennange  seines  Verwaltungsrechts  be* 
handelt,  zu  nennen  sein. 

An  einer  neueren  nmfassendrn  Darstt  lbuig ,  welche  die 
wichtigen,  zum  Teil  umgestaltenden  AendiTimgcn  ,  wie  si(? 
gerade  d'w  Gesetzgebung  nach  1865  braclite,  die  praktischen 
Kri'ahrungen ,  die  mit  der  jlingsten  Reformthütigkeit  gcuuicht 
worden,  mit  berücksichtigte,  fehlte  es  bisher  gänzlich.  Diesem 
Mangel  hat  Asch rott  in  seinem  jüngst  erschienenen  Werke 
^Das  englische  Annenwesen"  abgeholfen.  Dasselbe  zerfkllt  in 
zwei  Hauptjibschnitte ,  deren  einer  die  Darstellung  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung,  deren  anderer  die  g<'genwUrtig 
geltenden  Einrichtiing«'n  Iteliandelt;  als  Anhang  sind  einige 
Nachrichten  über  die  Ergiinzung  der  öffentlichen  Armenfiirsorge 
durch  die  Privatwohlthätigkeit  und  eine  Uebersicht  über  die 
Lage  der  englischen  Annenstatistik  bttgettigt.  Mit  einem 
kurzen  Hinweis  auf  die  deutschen  Einrichtungen  im  Verbftlt- 
niss  zu  den  englischen  schliesst  das  Ruch.  Doch  sind  nur 
die  Einrichtungen  für  England  und  \\'ale8  dargestellt,  so  dass 
wir  bezüglich  Irlands  und  Schottlands  noeh  auf  Kries  und 
Meier  angewiesen  l)lt  il)i'n.  —  Einzelne  Mitt<'ilungen  ,  nament- 
licli  über  das  englisch--  Workhouse.  linden  sich  bei  ver- 
schiedenen JSchriftstelh  rii .  die  an  anderem  Orte  genannt  sind. 

h.  Die  Sc  h  w  e  i  z.  Speziell  flir  die  Schweiz  sind  die  Nach- 
richten von  Naville  (aus  Genf)  sehr  umfassende.  Von 
neueren  Arbeiten  sind  drei  gleich  gute  zu  nennen:  die  von 
Bdbmert  bei  Emminghaus;  die  von  Kambli,  welcher  nar 
mentlich  das  Verhältniss  der  freiwilligen  zur  öffentlichen 
Armenpflege,  des  Heimatprinzips  zum  Territorialprinzip  er- 
schöpfend auf  Grund  vollständigen  Materials  für  sftmmtliclie 
Kantone  erörtert;  drittens  Niederer,  Das  Annen  weson 
der  Scliweiz.  line  im  Auftrage  der  scliweizerisehtMi  statisti- 
schen G<'sellsehaft  und  auf  Kosten  des  Hundes  veröfient- 
lichte  Armenstatistik  für  sammtliche  Kantone  mit  ausführlichen 
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«rläutenidcii  B^Miicrkungon.  Für  da.s  öffentlicho  Arnionrocbt 
von  grossem  Wert  und  in  ihrer  Art  bisher  einzig  ist  die  im 
Eingange  gegebene  Zusammenstellung  derjenigen  Antworten, 
welche  von  sämmtlichen  Kantonen  auf  17  denselben  gestellte 
Fragen  eingegangeii  sind.  Diese  Fragen  betreffen  Art  und 
Umrang  der  Unterstützung,  Aufbringung  der  Mittel,  Mass- 
regeln  gegen  arbeitsfähige  und  arbeitsscheue  Anne,  namentlicb 
aber  das  Bestehen  oder  Nichtbestehen  einer  Verpflichtung  zur 
öflfentlichen  ArmenpUcp^o,  das  Vorkommen  des  Heimat-  und 
de«  Territorialprinzips,  die  in  der  einen  oder  anderen  Rich- 
tung damit  gemachten  Erfahrungen. 

e.  Frankreich.  Hierfür  sind,  zumal  sich  die  wesentlichen 
Gmndsätie  der  Annenpflege  in  Frankreich  seit  An&ng  des  Jahr- 
hundeitB  nicht  geändert  haben,  die  ausführlichen  Mitteilungen 
▼on  Gerando  und  Duchatel  noch  durchaus  brauchbar, 
ebenso  die  Mitteilungen  bei  Bitzen  Der  von  Block 
berrtlhrende  Abschnitt  bei  Emminghaus  orientirt  nur  ganz 
obenhin  und  ist  namentlich  für  die  Erkenntniss  der  tlir  die 
französische  Armengesetzgebung  äusserst  wichtigen  historischen 
Entwickelung  unzureichend.  Dagegen  behandeln  die  umfang- 
reichen Studien  von  Reitzenstein,  zuerst  in  Schmollen 
Jahrbach  (1881),  später  in  beeonderem  Abdruck  erschienen, 
das  französische  Armenwesen  in  erschöpfender  Weise.  Vor 
allem  wird  die  Entwickelung  der  einzelnen  Veranstaltungen 
n.ni  !i  ihrer  theoretischen  und  praktischen  Seite  aufs  sor^tlll- 
tigste  und  mit  genauer  Quellenangabe  bis  zur  Gegenwart 
nachgewiesen.  Für  das  deutsche  Armenrecht  hat  diese  Arbeit 
einem  seit  dem  Eintritt  Elsass-Lothringens  in  den  Reichsver- 
Imod  besonderi  lebhaft  emjifttndenen  Mangel  abgeh<^en. 

In  Ansehung  der  Übrigen  Staaten  yerweise  ich  auf  die 
Arbeit^  in  deren  Verlauf  an  ▼erschiedenen  Stellen  Vorschriften 
der  ausländischen  Armengesetzgebung  angezogen  sind.  So 
namentlich  in  §  167  diejenigen  Belgiens. 

II.  Puhlizistik. 
§5. 

Es  ist  nicht  ganz  leicht,  die  Grenze  zu  bestimmen,  an 
welcher  eine  Aeusserung  aufhört^  den  Charakter  wissenschaft- 
licher Arbeit  zu  behaupten  und  den  einer  Tagesmeinung  anzu- 
nehmen l>eginnt  Die  gegenw;irti>;e  Zeit,  welche  kurzen,  ge- 
legentlichen Aeusserungen  in  Parlamenten,  Kongressen,  Ver- 
einen und  in  der  Tagespresse  so  vielfach  eine  Stätte  bietet,  hat 
diesen  Dienst  auch  der  Diskussion  Uber  die  öffentliche  Armen- 
pfl^e  erwiesen.  Ja  man  geht  mit  der  Behauptung  nicht  zu  weit, 
oass  die  E^rOrterung  der  letzteren  in  dem  vergangenen  Jahrzehnt 
mehr  und  mehr  einen  publizistischen  Chaiakter  angenommen 
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hat  und,  wie  bclioii  oben  angedeutet,  selbst  in  Buchtoini  er- 
scheinende Erörterungen  diesen  Charakter  nicht  vwleugnen. 
Wenn  hierdurch  nun  auch  die  natOrliche  Neigung  zu  einseitigem^ 
von  Parteiinteressen  sehr  wesenth'ch  boeinflussten  Urtheilen 
gefördert  wird,  eine  Neigung,  die  auf  politischem  und  yolka* 
wirtschaftlichem  Gebiete  von  jolier  unbesieglicli  gewesen  itt^ 
so  darf  docli  die  B<'doiitinig  dieser  AeuHsorungen  nicht  unter- 
schätzt werden.  Ab^'^esehen  von  wirklich  ernsthaften  und 
gründlichen  Berichten  und  Diskussionen,  die  hierbei  zu  Tage 
'getreten  sind  und  lediglich  in  der  äusseren  Form  den  publi- 
zistischen Charakter  tragen,  bilden  diese  für  sieh  allein  nicht 
sehr  wertvollen  Aeusserungeu  doch  in  ihrer  Gesammtheit  ein 
unentbehrliches  Material  zur  Beurteilung  der  Zustände  und 
mehr  noch  der  Stimmung,  welche  die  letzteren  erzeugt  haben. 

1.  Parlanentariseke  KOrpenckaften. 

a.  Reichstag.  Dieser  bildet  die  bedeutendste  und  am 
meisten  wahrnehmbare  Stelle  zur  gelegentlichen  Vorbringung^ 
von  Klagen  und  Wünschen  aus  dem  Gebiete  des  ganzen 
Reichs.  Seit  1880  ist  das  Reichs-Armen  recht  wiederholt  Gegen- 
stand der  Verhandlung  gewesen.  1880  berichtete  die  Petitions- 
Koniniissioii  des  Reichstages  über  mehrere  Petitionen,  welche 
die  Herabsetzung  der  Aufentlialtsfristen  und  der  Altersgrenze 
zum  Erwerbe  des  Unterstützungswohnsitzes  wünschten  —  vgl, 
Drucks.  Nr.  183  —  ;  1881  stellten  die  Abgeordneten  v.  Vam- 
bfller  und  G«n.  Anträge  auf  Wiedereinführung  der  Heimat 
und  Aenderung  der  Fristen,  welchen  von  anderer  Seite  (Graf 
Stolberg  u.  Gen.)  mit  d«'m  Antrage  auf  Herabsetzung  dieser 
Fristen  erwidert  wurde.  Seit  Erlass  des  (Gesetzes  über  den 
TTnterstütznnprswohnsitz  fand  damals  zum  ersten  Male  wieder 
eine  gründliclic  Enirtcrung  der  ftir  das  Armenrecht  mass- 
gebenden Gesiclitspunkte  statt,  wobei  ein  bemerkenswerter 
Gegensatz  nicht  sowohl  zwischen  den  konservativen  und  libe- 
ralen Parteien,  als  zwischen  SUd-  und  Norddeutschland,  zwischen 
Westen  und  Osten  der  preussischen  Monarchie  hervortrat. 
Zum  ersten  Male  wurde  dort  auch  das  Bedürfniss  einer  gründ- 
lichen Enquete  über  das  Armenwesen  erörtert  und  die  Er- 
hebung einer  solchen  beantragt.  Die  Diskussion  endete  mit 
der  Ueberweisung  aller  AntrUge  an  den  Reichskanzler.  — 
Vgl.  Drucks.  Nr.  124.  137.  166.  170.  171.  193;  stenogr.  Ber. 
•S.  1291.  —  Anfang  1885  gab  die  Petition  des  Verbands- 
direktors  der  städtischen  Haus-  und  Grundbesitzervereine  in 
Berlin  auf  Abänderung  des  Untersttttzungawohnsitzgesetzes  zu 
einer  längeren  Diskussion  Anlass.  Seitens  eines  Regierungs- 
kommissars ward  die  Erklärung  abgegeben,  dass  in  Anla«8 
der  vom  R"iehstage  im  Jahr'>  IHRl  jxcfansten  beztiglichen  Be- 
schllUse  die  verbündeten  Regierungen  mit  der  Bearbeitung 
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dieser  Angelegenheit  beseliilftigt,  die  betreffenden  Arbeiten  aber 
n<»ch  niclit  zum  Abschlüsse  gediehen  seien.  Man  mii.s8te  hif*r- 
nacli  die  Petition  als  zur  Zeit  zur  Plenarvcrhandluiig  tiir  un- 
geeignet erklären.  —  1885  80  wurde  der  Gegenstand  zweimal 
erörtert  lärnnal  bei  Gelegenheit  der  Berotnungen  des  Etats 
des  Reichsaints  d.  Innern  bei  Tit6:  Statistik  der  OfFenttichen 
Annenpflege.  Doch  ging  die  Diskussion  nicht  über  eine 
Plänkelei  zwischen  den  Aljgeordnetcn  v.  Ow  und  Diriehlet 
über  den  Wert  der  Reichsgesetzgebung  hinaus.  —  ^'lrl.  Stenogr. 
Her.  S.  362.  —  Dagegen  wunle  aus  Anlnss  «  incr  l'i?titin!i  (|(»a 
Kreises  Mohrungen,  w«'k  h(^  di«'  Ausdrlmung  des  lu  iclisgcsctzcs 
auf  Klsass'Loth ringen  wünschte,  die  Fnige  eingrdiender  erörtert 
und  namentlich  der  Gegensatz  von  freiwilliger  und  öffmütcher 
Annenpflege,  von  Heimat  und  Untersttttzungswohnsits  von 
verschiedenen  Seiten  betrachtet.  Auch  hier  endeten  die  Ver- 
handlungen mit  Ueberweisung  des  Materials  an  den  Reichs- 
kanzler.       Vgl.  Stenogr.  H.-r.  S.  204(3;  Drucks.  Nr.  223. 

b.  L  a  n  d  t  a  g  <•  der  einzeln  <■  ii  S  t  a  a  t  e  n.  A uch  in  den 
Kinzellandüig<*n  sind  die  griindlcgciKlcii  Fragen  zunächst  bei 
Beratung  der  Ausl'ülirungsgesetze  zun»  Reichsgesetz  erörtert 
worden.  Später  sind  diesellran  ebenfalls  Gegenstand  von  Inter- 
polationen und  Petitionen  geworden.  In  der  Literatur  werden 
am  hUufigsten  die  Verhandlungen  der  sächsischen  H.  Kammer 
vom  2.  Dezember  1881  und  der  L  wttrt  Kammer  vom  1.  Juni 
1883  zitirt.  Den  Versuch ,  dies  Im  eimselnen  zu  yerfolgen, 
haben  wir  nicht  unternoniTnen, 

r.  Vertretungen  k  m  m  u  n  a  1er  S  e  1  b  s  t  v  e  r  w a  1  - 
tungskörper.  Hierher  gehören  die  aus.serordentlich  mannig- 
fiichen  Aeusserungen  in  den  ständischen  Vertretungen:  der 
Provinziallandtage,  der  Stftdtetage,  der  einzelnen  Gemeinde- 
vertretungen, äne  Uebersicht  derselben  lässt  sich  hier  nicht 
wohl  geben.  Eine  grosse  Zahl  ist  im  Verlaufe  der  Arbeit 
angezogen. 

2.  Kongresse  und  Vereine. 

a.  Es  bestehen  sowohl  für  den  Bezirk  einer  einzelnen  Ge- 
meinde, yne  grösserer  Verwaltungsbezirke  ganz  oder  hidb- 
amtliche,  oder  auch  ganz  freiwillige  Vereinigungen  zu  Zwecken 
der  freiwilligen  und  Öffentlichen,  der  präventiven  und  re- 
pressiven Armenpflege.  Es  mag  auf  die  Antibettelvereine, 
Ulli' die  Vereinigungen  zur  1  lerstellung  eines  Netzes  von  Natural- 
verptlegungsstatitijien.  auf  die  silchsischeu  Hrzirksvereine  u.  s.  w. 
hingewiesen  werden.  Von  den  zahllosen  an  ilii^  Oeftentlich- 
keit  gelangenden  Aeusserungen  derselben  in  Hezug  auf  die 
öffentliche  Armenpflege  wini  eben&lls  eine  grosse  Zahl  im 
Verlaufe  der  Arbeit  mitgeteilt  werden,  namentlich  in  Ansehung 
der  letztgenannten  Bezirksvereine. 
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AuBBerdem  werden  alljährlich  in  Wandervenammlungen 
und  Kongressen  aller  Art,  welche  Gegenstfnde  des  öffent- 
lichen Lebend  oder  auch  speziell  des  Armenwesons  in  den 
Bereich  ihrer  Betrachtung  ziehen,  vielfache  Meinungen  über 
die  ölfentlielie  Annenpflejje  laut.  In  dieser  Beziehung  sind 
zu  nennen:  der  Zeiitnilverein  für  deutsche  Arbeiterkolonien 
und  zur  Bekämptuii;^  d(!r  Wunderbettelei,  der  Kongress  für 
innere  Mibsion,  cier  Kongress  für  Geföngnissweaen,  für  Ferien- 
kolonien, für  Sparkassen  u.  s.  w.;  namentlich  auch  die 
grossen  Vereinigungen  der  Anhänger  der  Terschiedraen  wirt- 
scliaitliclien  Strömungen,  der  Kongress  deutscher  Volkswirte 
und  der  Verein  für  Sozialpolitik.  Abgesehen  von  den  Ver- 
handlungen, welche,  wie  die  über  das  Komniunalsteuerwosen 
und  ähnliche,  in  mittelbarem  Zusanmienhange  mit  der  öffent- 
lichen Armenjitiege  stehen,  haben  beide,  der  erstere  vor  1870 
auf  dem  XI.  Kongress  1869  zu  Mainz,  der  zweite  in  der 
7.  Generalversanumung  1882  zu  Frankfurt  a.  M.  die  Frage 
der  öffentlichen  Armenpflege  zum  (Gegenstände  eingehender 
Erörterung  gemacht;  in  dem  ersteren  wurde  vornehmlich 
das  Verhältniss  von  freiwilliger  und  öffentlicher  Armcnpfl^e 
untersuclit,  wJthrend  in  dem  andern  das  Verlulltniss  vcm  Armon- 
ptlege  und  Versicherung  im  Vordergrunde  der  1  )iskussion  st;ind. 
Vgl.  die  Referate  und  \%'rliaiHllung('n,  wf'lchi-  zu  1  in  der 
V.-J.-8chr.  f.  Volköw.  Bd.XXVil  .S.  i4U  Ü.,  zu  2  in  Bd.  XXI 
der  Sehr.  d.  V.  filr  Sozialpolitik  S.  82  ff.  abgedruckt  sind. 

Von  den  anderen  vieirachen  und  an  verschiedenen  Stellen 
der  Arbeit  mitzuteilenden  Aeusserungen  möchte  hier  eine 
Kundgebung  besond«'rs  hervorzuheben  sein,  welche  auf  Wieder- 
einführung des  Ib'iinatrechts  gerichtet  ist.  Es  ist  dies  die 
Petition  der  Versammlung  der  Vertrauensmänner  des  christ- 
lich-k(>nservativt'ii  \'.  r('ins  in  Würtemberg  vom  Januar  1885. 
Dieselbe  besitzt  iniialtlicii  und  im  Hinblick  auf  die  Stelle,  von 
der  sie  ausgeht ,  an  und  für  sich  keine  grössere  Bedeutung 
als  die  Aeusserung  ii^end  eines  anderen  Vereins.  Soviel 
aber  bekannt,  hat  sie  in  Deutschland  hei  mehreren  Hundert 
grösseren  und  kleineren  politischen  Körperschaften  lebhaften 
Anklan^^  gefunden;  sie  scheint  hiernach  mehr  als  eine  blos 
einseitige  Aeusserung  und  darf  als  eine  in  ;^n'össeren  Dimen- 
sionen verlaufend<;  Kundgebung  d<'r  siUldeutschen  Bevölke- 
rung überhaupt  betrachtet  werden.  Die  Petition  ist  auch  in 
Hord-  und  Mitteldeutschland ,  hier  aber  mit  geringem  Erfolge 
verbreitet  worden.  Der  thüringische  Städtetag  vom  216.  Sept 
1885  hat  sie  mittels  motivirter  Tagesordnung  abgelehnt 

b.  Speziell:  Der  Deutsche  Verein  für  Armen- 
pflege und  W oh Ithätigkeit.  Trotz  ihrer  Menge  ver- 
mochten die  bestehenden  Vereinigun^^en  inannigfacliei-  Art 
das  Bedürt'niss  nach  vicilseitigeni  Mtiinungsaustausch  ge- 
rade   über  die   Fragen   der   Armcnptlcge  nicht   zu  befhe- 
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digen.  Eb  fehlte  an  einer  Zentralstellei  an  welcher  Klar 
gen  und  Wünsche,  Erfahrungen  und  BesBemngBVorschlttge 

cerade  in  Bezug  auf  die  Armenpfleg^c  zusaniraenstroraen 
konnten,  um  von  dort  zu  den  einzelnen  Armoiivei'wal- 
tungen  zurUckgeleitet  zu  werden ,  um  auf  die  ötfentliehe 
Meinung  aufklärend,  t\ir  den  Gang  der  Gesetzgebung  vor- 
bereitend zu  wirken.  Es  ist  das  ausserordentlich  gi-osse  Ver- 
dienst des  Senators  Doell,  diesem  Bedttrfniss  Ansdnick  ge- 
geben, in  seiner  Schrift  „Die  Reform  der  Armenpflege**  die 
Wichtigkeit  einer  solchen  Zentralstelle  für  die  Zusammenfas- 
sung und  den  Austausch  der  die  Armenpflege  leitenden  Ideen 
üb«'rzeugf;nd  dargelegt  zu  haben.  Seiner  Aiireirung  dankt 
der  l>euti»t'lie  Verein  fllr  Annenpfl(;ge  un<l  W  olilthätigkeit  die 
Ent«tehmig.  l)er.selbe  ist  im  Jahre  USBO  unter  Mitwirkung 
einer  Anzahl  gemeinnutziger  Männer,  unter  Teilnahmt;  einer 
Ansahl  von  Armenverwutangen  gegründet  worden  und  hat 
seitdem  im  Herbst  jeden  Jahres  und  zwar  in  Berlin,  Weimar, 
Dresden,  Dannstadt,  Bremen  Versammlungen  abgehalten.  Die- 
selben wurden  durch  gedruckte  Referate  vorbereitet;  ebenso 
werden  die  stenographischen  Berichte  Uber  die  Verhandlungen 
durch  Druck  verviellultigt. 

Ueber  die  Thätigkeit  de.s  Vereins  und  den  Inhalt  seiner 
Verhandlungen  lässt  sich  niclit  wohl  in  kurzen  Worten  be- 
richten. Man  wird  im  Verianfe  der  Arbeit  keine  nennens- 
werte Frage  berOhrt  finden,  zu  welcher  nicht  der  Verein  viel- 
iaches,  oft  das  beste,  oft  auch  das  einzige  Material  an  die 
Hand  gegeben  hätte.  Was  speziell  das  Armenrecht  betrifft, 
so  nahm  zunächst  Adickes  Veranlassun'r.  s<Mne  Ansichten  una 
Vorscliläge,  welelje  er  a.  a.  ( ).  verött'eiitlicht  liatte.  dem  Ver- 
ein zu  unterbreiten.  K»  fand  die  erste  grosse  öffentliclie  l)is- 
kuiision  der  wichtigsten,  das  Armenrecht  betreffenden  Punkte 
im  Schosse  einer  Versammlung  statt,  welche  von  yomherein 
durch  ihre  Zusammensetzung  die  Garantie  allseitiger  and  er- 
schöpfender Behandlung  \y(tt  Im  nttchsten  Jahre  —  1882  — 
stand  die  Frage  des  UnterstUtaungswohnsitzes  von  ntMiem 
auf  der  Tagesordntinf!:  des  Vereins,  eingeleitet  durch  die  He- 
ferate von  Elvers  und  Germershausen.  TInd  als  wenn  es  nur 
des  Anstosses  bedurft  hätte,  um  an  der  8telle  rein  tlnM)retisch<?r 
Konstruktionen  die  j)raktischen  Forderungen  des  Lebens  zu 
erwägen^  trat  nim  im  Ansehlnss  an  diese  Fragen  sunllchst 
das  Bestreben  in  den  Vordergrund,  in  das  Wesen  der  Annen- 
zustttnde  einaudringen  und  Aufechluss  über  die  thatsnehlichen 
Verhältnisse  zu  erlangen.  So  wurde  der  Versuch  einer  Armen- 
statistik gemacht,  welche  sputer  der  Erhebung  des  Reichs  ztim 
Vorbild  diente  (vgl.  hierüber  unter  Stjitistik).  Vor  allem 
wurde  nun  auch  neben  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der 
Organe  der  Armenpflege  ihrer  persönlichen  (verwaltungstech- 
nischen)  Leistungsfähigkeit  die  Aufmerksamkeit  zugewendet 
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In  flinscm  8inne  wurde  dip  ländliche  Armoiipflogo,  die  Frage 
dor  Bezirksanncnliäuser  (ic<^enstand  bcsonuers  einp^cliondor 
Verliandlungen.  Und  cljcnso  wie  der  Persönlichkeit  des 
Gebenden  wandte  der  Verein  derjenigen  des  Nehmenden  ein 
besonders  reges  Interesse  zu.  Die  Möglichkeit,  pflichtver- 
gessene, ihre  Angehörigen  der  Armenpflege  ttberlassende  Per- 
sonen zur  Fürsorge  für  diese  zu  zwingen,  die  BekAmpfuDg 
des  Bettel-  und  Vugubundenwcsons,  das  Einschreiten  g^cn 
die  Verwahrlosung^  jiijL^endlicher  Personen  und  ähnliches  wurde 
wietlerholt  zum  (ii'^M'iistaiuU;  der  Krörterun;^:  ^a'niaeht. 

Der  Einfliiss,  weichen  (h^r  Verein  auf  das  Arnienwe.s(Mi  f^eübt 
hat,  lässt  sich  nicht  so  genau  verfolgen,  um  behaupten  zu  können, 
dass  alle  diese  Punkte  ohne  seine  Anregung  nicht  zur  Sprache 
gekommen  wären.  Aber  soviel  Ittsst  sich  nachweisen,  dass 
eV)en.si»  wie  in  der  Zeit  von  1875  bis  1880  die  Wünsche  nach  Aen- 
derunj?  der  Gesetzgebung  im  wesentlichen  von  dem  Gedanken 
an  die  Rüekki^hr  zur  lleinwitiresct/fi^ebunp^  beherrscht  sind,  die 
Periode  von  1S80  bis  zur  Ge<^enwart  vorzufcsweise  von  Be- 
strebungen in  Ansehung  jen<!r  Punkte  erfüllt  ist,  welche  der 
Deutsche  V^erein  in  den  Bereich  seiner  Verhandlungen  gezogen 
hat  In  seinen  Berichten  und  Verhandlungen  spiegelt  sich  am 
getreucsten  der  Ghing,  welchen  die  Bestrebungen  für  Reform 
der  Armengesetz^'ebung  genommen  haben.  l)as  dort  auf- 
gehäufte Material  ist  schlechterdings  unentbehrlich  für  jede 
Untersuehuuf?  der  Fra<j:en  d(\s  Armen wesens.  Dasselbe  speziell 
nachzuweisen,  wäre  zu  uniständlieh.  An  den  einzelnen  Stellen 
der  Arbeit  siiul  die  entsi)reehunden  Anführungen  fremacht  — 
Ueber  die  Grundgedanken  und  die  Entstehung  findet  man 
Näheres  vornehmlich  in  der  angeführten  Schrifk  von  Doell, 
in  der  von  Lammers  herausgegebenen  Wochenschrift  Kord- 
west 1879  S.  50,  in  den  Nr.  550.  553.  558.  560  der  N.inbl. 
Allg.  Z.  Jahrg.  1880  und  in  den  stenogr.  Berichten  des  Ver- 
eins  1880     68  ff. 

3.  Die  Presse. 

Man  wird  unter  Aeusserungen  der  Presse  im  weiteren 
Sinne  alle  diejenigen  Druckerzeugnisse  au  verstehen  haben, 

die  nicht  unter  das  anderweit  charakterisirte  wissenschaftliche 
und  publizistische  Material  fallen.  Ihre  Eigentümlichkeit  ist 
68,  der  eigentlichen  Tagesmeinung  Ausdruck  zu  geben,  wobei 
es  keinen  w^esentlichen  Unterschied  macht ,  i)b  dies  in  Form 
einer  Broschfire  oder  eines  Leitartikels  in  Wochen-  und 
Tageszeitungen  geschieht,  obwohl  dies  letztere  selbstverständ- 
lich bei  weitem  überwiegt  Die  ^nzelnen  Aeusserungen  sind, 
wie  schon  bemerkt,  für  sich  ohne  sonderlichen  Wert  Aber 
besser  als  an  irgend  einer  andern  Stell«»  kommt  in  der  Ge- 
sammtheit  derselben  die  politische  und  wirtschaftliche  Grund' 
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annchamiDg  der  Parteien  auch  in  Bezug  auf  das  Armenwesen 
zum  Ausdruck.  Aebnlich  wie  Freihandel  und  Schutzzoll, 
Gewerbefreiheit  und  Innungswesen,  drücken  auch  die  indi- 
viduelle wirtschaftliche  Freiheit  bezw.  die  Bcschriinkungou 
derselben  Gegensätze  der  liberalen  und  der  konservativen 
Parteien  aus:  und  wie  in  eigentümlicher  Verkenuung  des 
Ursprunges  der  Reichsgesetzgebung  (aus  der  preussischen 
setasgebong  von  1842)  das  GesetB  von  1870  als  Erzeugniss  des 
Liberalismus  erachtet  wird,  so  werden  auch  die  Worte  „Unter- 
sttttzungswohnsitz'*  und  .Ueimat"  zu  Soliiagworten  der  libera- 
len bezw.  der  konservativen  Parteien ,  unter  denen  sich  die 
bezeichneten  Gegensätze  verbergen.  Dies  im  Einzelnen  zu 
verfolgen,  ist  wohl  nicht  nötig  und  sehr  schwer  möglieli.  Docli 
möchte  ich,  um  einige  positive  Beispiele  zu  geben,  auf  die 
Artikel  der  bekannteren  BlAtter  hinwmsen,  welche  zur  Zeit, 
als  die  Vambfilerschen  Antrüge  verhandelt  wurden,  oder 
kurz  vorher  erschienen.  Man  vergl.  Voss.  Ztg.  vom  18.  März 
1881  Nr.  129:  Die  Keaktion  und  das  Gesetz  betr.  den  Unter- 
stützungswohnsitz. —  Berliner  Tjigeblatt  vom  14.  April  1881 
Nr.  177:  Annenlast  und  Freizügigkeit,  —  dagegen  Nordd. 
Allg.  Ztg.  vom  3.  Febr.  1881  Nr.  56  und  Germania  vom 
8.  April  1881  Nr.  50:  Unterstützungswolmsitz  oder  Heimat  ? 
Doch  hftlt  sich  die  letztere  etwas  reservirt  und  hebt  nament- 
lich auch  die  Bedenken  hervor,  die  mit  dem  ihr  an  und  für 
sich  sympathischen  Heimatprinsip  verbunden  sein  können. 

Auf  die  Broschttrenliteratur  glaube  ich  ebenfalls  nicht  ge- 
nauer eingehen  zu  sollen.  Was  hiervon  in  den  letzten  zehn 
Jahren  erschienen  ist,  ist  in  das  unten  folgende  Vcrzeichuiss 
autjgenommen  und  an  seinem  Orte  angezogen  worden. 

Besonders  hervorzuheben  ist  hier  aber  noch  die  Deutsche 
Oemeinde-Zei tung;  welche  seit  mehr  als  25  Jahren  er- 
scheint und  bei  dem  engen  Zusammenhang  des  Armenwesens 
mit  der  Gemeindeverwaltung  am  häufigsten  Gelegenheit  hatte^ 
auf  Fragen  des  Armenrechts  einzugehen.  8ie  selbst  nimmt 
einen  mittleren  Standpunkt  ein,  der  als  sozialistischer  bezeich- 
net werden  kann;  sie  ist  heftige  Gegnerin  de^*  Unterstü tziings- 
wohnsitzes,  nicht  abor  der  Freizügigkeit;  sie  wtinsciit  die 
EinfUhning  der  Heimat,  aber  nicht  in  dem  alten  Sinne,  son- 
dern als  den  Ortlichen  Mittelpunkt  eines  allseitig  auszubildenden 
Hlüfikassenwesens.  Diesen  Standpunkt  verteidigt  sie  mit 
nicht  SU  leugnender  Eonsequens;  doch  schadet  sie  ihren  in 
vielen  Punkten  zutreffenden  Ausführungen  durch  eine  oft 
ebenso  takt-  wie  geschmacklose  Ausdrucksweise.  Dagegen 
hat  sie  sich  ein  unleugbar  sehr  grosses  Verdienst  dadurch  er- 
worben, dass  sie  in  durchaus  objektiver  Weise  auch  wider- 
streitenden Meinungen  selir  hilufig  Aufnahme  in  ihren  Spalten 
gewährt  und  aufs  sorgtUltigste  alle  auf  das  Armenrecht  be- 
xflglichen  literarischen  und  publiaistischen  Aeusserungen  ver- 
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folgt  und  vielfach  Btatistische  Angaben,  namentlich  aus  den 
Verwaltungsbericliten  der  Gemeinden,  Kreise  und  Provinzen, 
mitgeteilt  hat  Auf  diese  Weise  bietet  sie  ein  Material  in 
Besag  auf  die  Refonnbestrebangen,  wie  es  niigends  anders 
in  dieser  Mannigfaltigkeit  und  Vollständigkeit  au  finden  ist 

—  Die  näheren  Angaben  sind  ebenfalls  am  betrefoiden  Orte 
gemacht 

An  einem  besonderen  literarischen  Or^j^an  flir  das  Annen- 
wesen fehlt  es  noch  zur  Zeit.  Ein  Zentralorgan,  welches  Kocholl 
I  Ein).  S.  V  in  Aussicht  gestellt  hatte,  ist  nicht  erschienen. 

—  Ein  Anzeiger  für  Deutsche  Armenbehörden, 
herausg^eben  seit  Anfang  1885  von  Stadtrat  Ludw^-Wolf 
in  Leipzig,  verfolgt  in  erster  Linie  die  Au^be,  den  Armen- 
▼erbänden  durch  laufende  Personalverzeichnisse  die  &mitte- 
lung  bedürftiger  Personen  zu  erleichtern.  Im  Anhange  sind 
kleinere  Notizen,  Mitteilungen  von  bundesamtlichen  Entschei- 
dungen u.  s.  w.  entlialtcn. 

Das  Zcntralblatt  des  Deutschen  Reichs  teilt 
fortlaufend  Entscheid,  d.  B.  f.  d.  H.  mit;  vgl.  Generalreg.  zu 
den  Jahi^.  1878—82  S.  78  ff.  In  Jahrg.  1888  befinden  sich 
Yomehmlich  Entscheid,  betr.  die  armenrechdiche  Familien- 
gemeinschaft. In  den  Jahigängen  1883  u.  1884  sind  keine 
Entscheidungen  mitgeteilt 

In  Würteniberg  dienen  die  Blätter  für  öflentliches  Annen- 
wesen als  Organ  der  Zontralieitung  (vgl.  unten  §  220). 

Von  an<lern  periodisch  erscheinenden  Blattern  sind  na- 
mentlich der  von  Lammers  herausgegebene  „Nordwest''  und 
das  von  Bohmert  in  Dresden  herausgegebene  MVolkswohl* 
als  solche  zu  beseichnen,  welche  viel&che  Mitteilungen  Ober 
Armenweseii  und  Armenrecht  bringen. 

Die  Schaffung  eines  eigentlichen  Zentralorgans  für  die 
öffentliche  Armenpflege  darf  als  ein  Bedttr&iss  beaeichnet 
werden. 
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B6lill0ld,  G.    Armenlast  und  Freizügigkeit  mit  besonderer  Bezng- 
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Beiitner  und  Herrf^rth.    Reichsgesetz  Uber  den  Unterst-Wohnsitz. 

Ans  den  gesammten  amtlichen  Materialien  ausführlich  er- 

lintert   Berlin  1872. 
BHltri  Friedrich.   I.  Daa  Becbt  anf  Armannnteratotznng  nnd  die 

Freiattgiglnit  Stntlgart  nnd  Oehringen  1863. 

—  II.  Die  Bezirks- AnnenarbeitshAnaer  im  Königreidi  Sachsen. 
Stuttgart  and  Oehringen  1864. 

—  III.  Armenw^en  und  Armengesetzgebung  im  Königreich 
Württemberg,  in  A.  Emmigliaas,  Das  Armenwesen  u.  s.  w. 
S.  358  ff. 
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Schwerin,  in  den  Jahrb.  fikr  Nat  nnd  Stat  1872  Bd.  19 
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BöhmBrt,  V.   Armenwesen  und  Armengesetzgebong  in  der  Schweiz, 

in  A.  Emminghaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.    S.  456. 

Bratdr.  Oeffentliche  und  Privatannenptlege ,  in  Bluntschli  und 
Brater,  Staatewörterb.  I  S.  399. 

Bruch,  Ernst  Armenwesen  und  Armengeselzgebuug  im  Königreich 
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Das  Armenwesen  o.  s.  w.   S.  25. 

lle  la  Chevallerle,  A.  ArmeDgesetsgebimg  und  Armenpflege. 
DOsseldorf  1884. 

Cohn,  6.  Arbeit  and  Armnt,  in  SchmoUers  Jalirb.  f.  Geeetz- 
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in  Conr.  Jahrb.  f.  N:it.  und  Stat.    N.  F.  Bd.  5  S.  32. 

Deutscher  Verein.    Vgl.  die  Mitteilungen  auf  S.  20  flf.  —  Die 
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fasser in  diesem  Verzeichniss  aufgeführt  oder  im  Verlaufe 
der  Arbeit  nebst  den  auf  sie  bezüglichen  Verhandlungen 
naher  bezeichnet 

OüCbatol  nnd  NavINo.  Das  Annenwesen  nach  allen  seinen  Bich- 
tangen als  Staatsanstalt  und  Privatwerk.  Im  Aoszoge  (nach 
der  Preisschrift  von  Dachatel ,  Consid^ration  d'Economie 
politique  sur  la  bienfaisance ,  183'6,  und  Naville,  De  la 
♦  charitö  lögale,  de  ses  eliets  et  ses  causes,  1836)  bearbeitet 

ftij       von  einem  deutschen  Staatsbeamten.    Weimar  1842. 

Doell,  A.    Die  Keform  der  Armenpflege.    Bremen  1880. 

Ebers,  Johann  Jacob  Heinrich.  Das  Armenwesen  der  Stadt  Breslao. 
Breslau  1828. 

Ebort,  Ii.    Die  Armengesetsgebang,  die  Freis(lgi^[eit,  sowie  die 

Erwerbung  und  der  Verlust  der  Reichs-  und  Staetsangeherig» 
keit  im  Deutschen  Reiche.    Breslau  1875. 
EQer.  I.  Das  R.-(J.  über  den  Unterst- Wohnsitz ,  erläutert  u.  s.  w. 
Nebst  einem  Anhange  aller  wichtigeren  bezüglichen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Reskripte.    2.  Aufl.    Breslau  1884. 

—  II.   Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen  Annenpflege- 
rechts,  in  Gmchoto  Beiträgea  Bd.  18  8.  719  ff. 

Ehrle,  Franz  S.  J.  Beiträge  zur  Geschichte  und  Reform  der 
Armenpflege.  (Ergänzungshefte  zu  den  „Stimmen  aas  Bfarlap 
Laach"  Nr.  17.)    Freiburg  im  Breisgau  1881. 

ElverS,  I.  Das  Unterstützungswesen  und  das  Landarraenwesen 
mit  Rücksicht  auf  die  vagabondirende  Bettelei.  In  den 
Drucks,  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  W^ohl- 
tb&tigkeit  1882  S.  88  £f.    (Ausgabe  in  Bucbformat.) 

—  II.  Die  Beseitigung  der  Landarmenthnms,  in  Deutsch.  Gem.- 
Z.  1882  S.  209. 

EmminQliaua,  A.  I.  Das  Armenwesen  und  die  Armengesetzgebung 
in  enrop.  Staaten.  Herausgegeben  von  E.  Berlin  1870. 
(Sammelwerk.) 
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Emiinghaus,  A.  II.  Armeowesen  und  Armengesetzgebuug  im 
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FlMth,  KarL  Die  Unaehen  der  Armut  und  die  KranJcenveniehe- 
ruDg,  in  „Soiiale  Zeitfragen^  14.  Heft.  Minden  in  Weetf. 

von  Flottwell  I  Th.  I.  Armenrecht  und  Armenpoliaei.  Leipxig 

1866. 
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tribunals  über  Freizügigkeit  und  öfi'entliclie  Armenpflege. 
Berlin  1861. 

—  m.  Waa  bedeutet  das  deutsche  Heimath wesen  V  l^otsdam 
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die  Freizügigkeit.    Berlin  1870. 
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Friedrich.  Geeets  ober  den  Unterat-Wohnaitz  vom  6.  Joni  1870 
nmt  den  beitti^.  Vorlagen  des  Bnnflearaths  nnd  den  Ver^ 
handlangen  dea  Reichatages.   Dresden  1870. 

V.  fierando.  Die  öffentliche  Armenpflege,  3  Bde.  Im  Aussog 
Übersetzt  und  mit  Anm.  begleitet  von  Dr.  F.  J.  Boas,  Statt- 
gart 1844. 

GemiBrshausen ,  A.  Vorschläge  zur  Reform  der  Annengesetz- 
gebung. Tübingen  1882.  Dasselbe  als  Referat  für  den 
Deutschen  Verein  1882  Drucks.  S.  159  ff.  (Ausgabe  in 
Buchformat.J 

Gnimbrecht,  A.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im  vormaL 
Königreich  Hannover,  in  F.mmtnghaB»,  Doa  Armenweeen  n.8.w 
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Glltllf  Heinrich.    Die  Armenpflege,  deren  Geschichte  und  Reform- 

bedürfniss .   in   „Zeitfragen  des'  christlichen  Volkslebens" 

Bil.  X  lieft  4.    Ileilbronn  1885. 
Hallbauer,  0.    Zur  Frage  des  sächsischen  Armen wesens  und  der 

Selbstverwaltung  ländlicher  Gemeinden.    Meissen  1868. 
Huber,  V.  A.    Zur  Reform  des  Armenwesens.   Schaffhausen  1867. 
tafllalski,  J.    Die  Ueberhandnahme  der  Bettelei  und  ihre  Be* 

kAmpfnug.   8.  Auflage.   Leipsig  1885. 
Mly,  L.   Die  Tertbeilung  der  öffentlichen  Annenlast,  in  „Zeiteehr. 

f.  d.  ges.  Staatswissenschaft"  1884  Bd.  40  S.  1. 
Kuibli,  r  W.    Das  Verhältniss  von  bfirgerlicher  und  territorialer 

Armenptlege.    Zürich  1874. 
Kleibömer,  G.    Die  Armengesetzgebung  in  ihrer  neuesten  Gestalt 


Digitized  by  Gopgle 


28 


VI.  4. 


•owie  die  BortimmimgOE  Uber  Erwerb  und  YerluBt  der  BeM»- 
uid  Staataangelifiriglait  und  Ober  Freiilkgigfcieit.  Beriin  1879. 
Kollnann,  P.    Statist.  Nachricbten  ober  das  Grossh.  Oldenburg» 
Heft  18:   Das  Armenwesen  mit  Einschlnss  der  besondecett 

Wohlthätigkeitsanstalten.    Oldenborg  1881. 
Kortkampf.     Heimats-  und  Staatsbürgerrecht.    Gesetze  und  Ver- 
ordnungen Uber  U.  und  St.  —  Im  Verlane  von  Kortkampf, 
Berlin  1874. 

Kreell,  Dr.  J.  Die  Reichsgesetze  ttber  den  UiiterBt.-Wohii8itz, 
die  FreizOgi^eit,  den  Erwerb  änd  YerluBt  der  Bimdee-  und 

Staatsangehörigiceit ,  nebst  den  anf  erateres  Gesetz  bezQg- 
licben  landesgesetzlichen  iiestimiunngen  sämmt lieber  Bundes- 
staaten.   2.  Auflage  Berlin  und  Leipzig  1885. 
KrieSy  K.  G.    I.    Die  englische  Armenpflege*  berftusgegeben  von 
V.  Richthofen.    Berlin  18G3. 

—  II.  Betrachtungen  über  Armenptlege  und  Ileimatbrecht,  mit 
beeonderar  Bemefaong  aof  den  preuaiischen  Staat,  in  „Zeitaebr. 
f.  d.  gaa.  Staatawiaaenaebaft«'  9.  Bd.  Jabrgaog  1853  S.  1. 
Zweiter  Artikel:  Bemerkungen  Ober  daa  Recht  der 
Niederlassung,  ebd.  S.  813. 

Lammers,  A.     Staatsarmenpflege ,  in   ..Volkswirtschaftliche  Zeit- 

fragen",  Heft  16  (Jahrgang  11  Hett  8).    Berlin  1881. 
iOlveSy  Th.    Die  bayerische  Armenpflege  von  1847  bis  1880,  in 

Schmollers  Jahrb.  f.  G.,  V.  u.  V.  1884  Heft  2  S.  196  ff. 
V.  Linsingen.    Ueber  Armenweaen  mit  beaoaderer  Besdebung  anf 

Oatfriealand.    Dentaebe  Y.-J.-S.  (jelat  dngegaagen)  1867 

Heft  2  S.  69. 

Loenlng,  Edgar.  Armenwesen,  in  Schoenbergs  Handb.  der  poUt. 
^  Oekonomie.    2.  Auflage  Tübingen  1885.    S.  855. 

LotilBisen ,  P.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im  Grossh. 
Hessen,  in  A.  Emminghans,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.  S.  409, 

Lötz,  W.  Armenwesen  und  Armengesetzgebnng  im  vorm.  Kur- 
fUratenthnm  Heaaeu,  in  A.  Eauninghaus,  Daa  Armen- 
weaen    a.  w.  8.  184. 

Luthanlt,  Angnat.  L  Armenpflege  und  Unterst. -Wohnsitz ,  in 
„Zeitfragen  des  chriatlichen  Yolkalebana''  Bd.  VI  Heft  2. 
Heilbronn  1880. 

—  II.    Ueber  den  Unterst- Wohnsitz.    Heidelberg  1881. 
Luzernische  Armenwesen.  Das.    Die  Revision  des  Armengesetzes 

vom  5.  Dez.  1856.  Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Armen- 
frage.  Losem  1882. 

lllakilwiczlUL  Armenweaen  nnd  Armengeaetagebnng  im  KOnignlok 
Bayern,  in  Eauningfaanai  Das  Armenwesen  u.  a.  w.   8.  825. 

Mario.  Untersuchungen  Über  die  Organisation  der  Arbeit  oder 
System  der  Weltökonomie.  2.  Auflage  Tübingen  1886. 
Bd.  IV  Kap.  40:    Von  der  Wohlthätigkeit. 

Mftrcinowski ,  F.  Das  Heimatsrecht  und  die  Armenpflege  im 
preuss.  Staatsgebiet.    Königsberg  1871. 
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—  II.  lieber  Eheschliessong  and  Unterst.  -  Wohnsitz.  Frei- 
burg im  Breisgau  1879. 

IMIeilS,  f»  T.  Heimat  ond  Niederlassong ,  in  Blnntschli  und 

Bffttar,  StaatBw.-B.   Stattgibt  ond  Leipzig  1862. 
Wl  Ml6,  W.  Die  Entwiekefamg  dm  OinitJicheii  Araenweniis  in 

Hambug.    Hamburg  1883. 
ItoySTi  Georg.    Lehrb.  des  deutKchen  Verwaltungsrechts.  Leipzig 

1883.    Th.  1  Eap.  2:  Das  üeimats-  und  Niederlassongs* 

recht. 

V.  Mohl,  Robert.  Die  Polizei  Wissenschaft.  2.  Auflage  Tübingen 
1844.  Kap.  8  Abth.  II  S.  315—850:  1.  Die  Einzeln- 
armnt;  2.  die  MMaewerawit 

Naville  8.  Daehatel. 

Niodorer.  Das  Armenwesen  der  Schweiz.  Annengesetzgebung  und 
Statist.  Darstellung  der  amtlichen  und  freiwilligen  Annen- 
pflege.  Im  Auftrage  der  schweiseriachen  Statist  GesellschafL 

Zürich  1874. 

Ofner,  Dr.  Julius.  Die  neue  Gesellschaft  und  das  Heimstätterecht. 
Wien  1886. 

OllfMnMRi,  H.  B.  Ueber  Armenpflege  vnd  Hdmitnecht.  Berlin 
1870. 

Post,  .Tul.    Arbeil  statt  Almosen.    Bremen  1881. 

Raüinger,  Oeor?.   Geschichte  der  lorchlieben  Armenpflege.  2.  AoH.  / 

Freiburg  im  Breisgau  1884. 
Bau,  K.  H.   Lehrb.  der  politischen  Oekonomie.    4.  Auflage  Leipzig 

und  Heidelberg  1858.    4.  Abschn. :  Das  Armenwesen. 
V.  Reltzenstein.  I.   Die  Beform  der  ländl.  Armenpflege.  Referat 

ftr  den  D.  T.  f.  A.  n«  W.  1885  Dmekt.  Nr.  7. 

—  IL  Ueber  die  Beldrm  der  Utadlieken  Anntnpflege,  in  Gonr. 
Jahrb.  f  Nat.  n.  Stat  1886  Heft  2  S.  101  ff. 

—  III.  Die  Armengesetzgebnng  Frankreichs  in  den  Grund- 
zflgen  ihrer  histor.  Entwicklung,  in  Schmollers  Jahrb.  f.  G., 
V.  u.  V.  1881  2.  Heft  S.  115—256,  4.  Heft  S.  107—200 
(auch  als  Separat abdruck  erschienen). 

Rentzsch,  Herrn.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im  Königreich 
Sachsen,  in  EmminghanB,  Das  AnMaweien  i.  s.  w,  8.  171. 

MclMrt,  H.  Die  Armenpflege  in  Daniig.  Ein  Beitrag  aar  Präge 
Aber  die  Wirkongen  dea  Oeaetaee  vom  81.  Denmber  1842. 
Danzig  1869. 

von  Riedel.  I.  Kommentar  zum  Bayerischen  Gesetze  über  Heimat, 
Verehelichung  und  Aufenthalt  vom  16.  April  1868.  Nörd- 
lingen  1881.  5.  Auflage  bearbeitet  von  Dr.  Ludwig 
von  Müller. 

—  n.  Kommentar  snm  Bayeriaehen  GeMtse  Aber  (MtoilMcbe 
Armen-  nnd  Krankenpflege  Tom  29.  AprO  1869.  8.  Auflage 
bearbeitet  von     Mflller.  NOrdUngen  1888« 
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Rindfleisch,  A.   Armeuwesen  und  Armengeeetzgebung  im  Uerzogth. 

Anhalt,  in  Emminghaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.  S.  250. 
RocilOll,  C.  I.   SyBt«m  des  deatscben  Annenpilegerechts.  Berlin 

1878. 

—  II.    Ueber  die  Reform  des  Armenwesena.   BreslMi  1880. 
V.  Rönne,  Ludwig.    I.    Das  Staatsrecht  der  preuss.  Mouarchie. 

4.  Auflage,  Leipzig  1884.  Bd.  lY  §  2«!— 802:  I>ie 
Armenpolizei  und  die  Armenpflege. 

—  II.  Das  Reichsgesetz  über  den  Unterst.-"NVohnsitz  und  das 
preuss.  Ausfuhrungsgeeetz  nebst  deren  Ergänzungen  und  Er- 
liatenuieeii.  BesODderer  Abdruck  ans  der  6.  Ausgabe  der 
Erginzimgen  imd  ErUaternngen  der  preuss.  Bechtsbtteher» 
Berlin  1879. 

SchftfTle,  A.  E.  F.  Das  gesellschaftliche  System  der  menschl.  Wirt- 
schaft. Tübingen  1878.  4.  Hauptabschnitt:  Die  Ergebnisse- 
des  volkswirtscl).  Processes.    S.  562  ff. 

Schmitthenner,  H.  Das  Armenwesen  in  Baden.  Eine  Sammlung 
von  Vorträgen  von  Frommel  und  Pfaflf.  XI  9.  Heidel- 
berg 1884. 

Scholl,  K.    Annenwesen  und  Arraengeeetsgebiuig  Im  Hersogth. 

Nassau,  in  Emmighaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.  S.  141. 
Schfiblor,  E.    Die  Gesetze  über  Niederlassung  und  Verehelicbung 

in  den  versch.  deutschen  Staaten  nebst  Kritik  und  Vor- 
schlägen.   Stuttgart  1855. 
Schuz.    Ueber  das  Yerehelichungs-  und  Uebersiedelnngsrecht ,  mit 

besonderer  Rücksicht  auf  Württemberg,  in  „Zeitschr.  f.  d. 

ges.  Staatswisseiischaft*  1848  Heft  1  8.  24. 
Schunok,  Jidios.    Die  Armenpflege  yom  cbristliehen  Standpunkt 

und  ihr  YerhftHniss  zu  Kirebe  vnd  Staat.   Erlangen  1860. 
Scelig,  W.  Armenwesen  und  Armen gesetzgebung  in  den  Elbherzog- 

thtimern,  in  Emminghaus,  Das  Armenwesen  u.  s,  w.  S.  108. 
Ssifert,  A.    Die  Centralisation  in  der  Armenpflege.    Ein  Beitrag 

zur  Lösung  der  sozialen  l'rage.    Leipzig  188<). 
Seydel.    Das  lieichsarmenrecht,  in  Hirths  Annalen  d.  D.  R.  1877 

a  544. 

SeyiMt   L   Die  Reform  des  Annonwesens.   Kiefeld  1874. 

—  II.  Die  Organisation  der  Armenpflege  In  den  Gemeinden, 
insbesondere  in  den  kleineren  Verbänden.  Referat  für  den 
Deutschen  Verein,  Drucks.  1882  S.  33  fi".  (Ausgabe  in* 
Buch  form  at.)  —  Auch  abgedruckt  in  Hirths  Annalen  des 
D.  R.  1882  S.  704  ff. 

Siegel,  lieber  StaatshüUc  bei  wirthschaftlichen  Nothstaudcn,  in 

m.  Z.  f.  d.  ges.  St.  1882  Bd.  38. 
Silberschlag,  G.    Die  soiiale  Geratzgebmig  und  Armenpflege. 

Berlin  1882. 

Stahl.    Armenpflege  und  Armenpoliaei,  in  Blmitscbli  and  Brater 

St.-W.-H.  I  S.  370. 
V.Stengel.  Lehrb.  des  D.  Verw.-Rechts.  Stuttgart  1886.  §  104 ff.. 


Digitized  by  Google 


VI.  4. 


31 


Streckerjan,  L.  Armenwesen  und  Almengesetzgebung  im  Grossh. 
Oldenburg,  in  Emmingbaus,  Das  Annenwesen  u.  s.  w.  S.  230. 

Toussaint.  Ein  Beitrag  zur  Reform  der  Armengesetzgebong ,  in 
AUgem.  kOBservat.  Mooatsacbrift  Januar  1886. 

UblllOni.  Die  ehristUdie  Liebeathfttigkeit  Bd.  I:  Die  christliehe 
Uebestbätigkeit  in  der  alten  Kirche.  2.  Aufl.  Stuttg. 
1882.  Bd.  II:  Die  christUehe  LiebesÜifttiglLeit  im  Mittel- 
alter.   Stuttg.  1884. 

V.  VarnbÜler  und  (ien.  Anträpe  und  Verhandlungen  im  deutsch. 
Reichstage  1881:  Drucks.  Nr.  124.  137.  166.  170.  171. 
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Verein  für  SociaipolitiiL  Verhandlmigeii  1882.  YersichenmgB- 
zwang  und  Armenverbande.   Schriften  Bd.  XXI  8.  82  ff. 

WedienhUSeil ,  O.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  in  den 
Grossherzogthümem  Mecklenbtti|[,  in  EmminglUHU,  Daa 
Armen wesen  u.  s.  w.  S.  203. 

Waentig.   Unterst.-Wohnsitz  oder  Geburtsheimath?  Dresden  1877. 
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recht nnd  NahnmipKtand  des  Oemeindeblkrgers.  Dannstadt 
1838. 

Wittfienstein,  Max.  I.  Das  Armen-  und  Heimathsrecht.  (Hand- 
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§6. 

Die  Klagen  Uber  dem  Mangel  an  genügendem  statistisclien 
Material  kehren  &8t  bei  dien  £rOrterangen  ttber  die  Beform. 

der  Armengesetzgebung  wieder.  Dieselben  sind  insoweit  be- 
rechtigt, als  in  der  That  gewissen  Punkten  der  Reform 
schlechterdings  nicht  ohne  thatsJtchh'clios  Material  näher  ge- 
treten werden  kann.  Zum  andern  Teil  wird  freilich  vielfach 
der  Wert  von  Zahlen  überschätzt,  wo  hinreichende  Erfah- 
rungen vorliegen  und  Thatsacheu  anderer  Art  bekannt  üind, 
die  zareichende  Schlüsse  auf  diese  oder  jene  Erscheinungen 
des  Armenwesens  gestatten'). 

Will  man  die  Aufgabe  der  Armenstatistik  sdiilrfer  um- 
grenzen, 80  ist  entsprechend  der  Mannigfaltigkeit  der  Be- 
ziehungen, welche  das  Annenwesen  zu  allen  Erscheinungen 
des  wirtschaftlichen,  sozialen  und  })()litisclion  Lebens  hat, 
zwischen  ihrem  notwendigen  und  ihnnu  möglichen  Inhalt  zu 
unterscheiden.  Als  notwendig  darf  derjenige  bezeichnet 
werden,  der  alles  omfiust,  was  mit  den  UnterstlLtanuisr  bedürfen^ 
den  Personen  unmittelbiur  susammenhängt,  als  möglich  jeder 
andere,  der  in  grösserer  *oder  geringerer  Nähe  mittelbar  auf 
den  Stand  der  Bedüiftigkeit  und  die  Mittel,  ihr  absuhelfen, 
einwirkt. 

Notwendig  gehört  der  Armen  Statistik  daher 
an  die  Darstellung  1.  des  Systems,  2.  der  Verwaltungs- 
organisation, 3.  der  Mittel  zur  Bestreitung,  4.  der  Ein- 
richtungen und  Anstalten,  S.  des  Personenkreises 
der  Armenpflege.  Eine  Armenstatistik,  die  es  auch  nur  be- 
züglich eines  der  bezeichneten  GMgenstftnde  an  Kachriditen 
fehlen  lUsst,  ist  unvollständig. 

Dem  möglichen  Inhalt  kann  der  Natur  der 
Sach(^  nach  keine  Grenze  gezogen  werden;  man 
niuss  sich  beschränken,  die  nächstliegenden  Gegenstände  her- 
vorzuheben: dahin  gehören  die  Kenntniss  des  Standes  der 
Bevölkerung,  der  innerhalb  derselben  betriebeneu  Ndbrungs- 
sweige  und  ihrer  Erträge  (LohnTerhttltnisse),  dahin  gehört 
vor  allem  die  Kenntniss  dessen,  was  die  Beyölkerung  selbst 
ssum  Schute  gegen  Armut  durch  Alters-,  Lebens-  und 


M  ^Das  experimentelle  Verfahren  ist  eben  nicht  nur  nicht  immer  der 
Beobachtung  nnd  Induktion  Überlegen,  sondern  in  weitem  Umfange 
«imöglieh«:  Tgl.  Schäffle,  Ban  mid  Leben  d.  s.  K.  I  8.  125,  wo  Uber- 
liaupt  sehr  feine  Untorscheidungen  bezüglich  Anwendbarkeit  •und  Wcht- 
anwendbarkeit  der  statistischen  Methoden  gemacht  sind.| 
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Sdiadensversichening  u,  a.  that  und  was  wir  ganz  allgemein 
,t«riale  Selbsihtdfe''  zu  nennen  pflegen. 

Mit  einem  zuHaniinenfassenden  Ausdruck  kann  man  die 
Gesammtheit  der  Nachrichten,  soweit  sie  jenen  notwendigen 

Inhalt  betreflfen,  alö  das  unmittelbar  armenstatistische 
Material,  soweit  sie  auf  den  möglichen  Inhalt  Bezug  haben, 
als  das  mittelbar  armeustatistische  Material  be- 
zeichnen. 

1.  Dm  omnittelbar  araenstatistisclie  MateriaL 

§  7. 

Fiir  die  Erfiilhmg  ihrer  Autgabe  stehen  der  Annenstatistik 
dieselben  beiden  Mittel  zu  Geboto,  über  W(>lche  die  StJitistik 
Oberhaupt  verfügt:  das  Wort  uud  die  Zahl.  Die  Möglich- 
keit ihrer  Anwendung  hängt  von  der  Beschaffenheit  des  dar- 
sustellenden  Gegenstandes  ab. 

Der  Beschreibung  durch  Worte  zugänglieh  und  ihrer  vor- 
nehmlich bedürftig  sind  das  System,  die  Verwaltung ,  die 
Veranstaltungen,  während  bei  den  Mitteln  der  Armenpflege 
un<l  dos  von  ihr  iiinfasston  Personenkreises  die  Boschreibung 
hinter  die  Zahl  zuriicktreton  muss.  Aus  diesem  Gesichts- 
punkte vollzieht  sich  nun  eine  methodologische  Scheidung  in 
beschreibende  und  zählende  Armenstatiatik  in  der 
Weise,  dass  die  letztere  als  Annenstatistik  i.  e.  S.  verstanden 
und  onne  weiteren  Zusatz  als  Armenstatistik  schlechthin  be- 
zeichnet wird.  Als  solche  zerfUllt  sie  in  die  sahlenmässige 
Darstellung  der  Armenmittel,  ihrer  Aufbringung  und  Vor- 
wendung —  A  r  m  e  n  f  i  n  n  n  z  Statistik  —  und  in  diejenige 
der  von  der  Armenpflege  botrotfonen  Personen  —  Personal- 
armenstatistik— ;  sowoit  die  letztere  über  die  sunnna- 
lische  Zählung  hinaus  individuelle  Eigenschaften  der  zu 
stillenden  Personen  feststellt,  wird  sie  zur  Indiyidual- 
«rmenstatistik. 

£iner  grossen  fundamentalen,  in  gewisser  Beziehung  fast 
unüberwindlichen  Schwierigkeit  begegnet  jede  Annenstatistik 
in  dor  ünboHtimmthoit  «los  Bt^icriffs  dor  Armut  un<l  der  viol- 
fachon  Vennischung  von  freiwilliger  und  öffentlicher  Anntüi- 
pflege.  Aber  wenn  selbst  der  Begriff  <ler  Armut  unter  Aus- 
scheidung aller  theoretischen  Merkmale  auf  das  praktisch 
einzig  brauchbare  Merkmal  der  Gewährung  von  BeihiÜfe  aus 
fremden  Mitteln  zurückgeführt  wird,  so  ist  diese  an  sich 
lediglich  thatsiohliche  Erscheinung  doch  in  sehr  Terschiedcneni 
Masse  dem  verwaltungstechniachen  Apparat  zugänglich» 
Kcgelmäsaig  entzieht  sieh  der  öffentlichen  Kenntniss  der  ein- 
zelne Akt  der  nicht  oriranisirten ,  meist  auch  die  organisirte 
Privatu  >hltliatigk(iit.    In  sehr  ungleicher  Weise,  in  einzelnen 

Foncban««a  (27)  VI.  4.  -  Mfinst»rb«Tg.  8 
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Orten  und  Landern  allertliiiK-^  nalhzu  voll-ständig  hckaiint 
öiüd  die  aus  kirchlichen  und  weltlichen  8tiftung.snutteln  unter- 
stütsten  Penonen,  sowie  der  aus  ihnen  geübte  Aufvirand. 
Wirklich  vollkommen  offen  liegen  aber  meist  nur  diejenigen 
Unterstützungen,  die  atts  öffentlichen  Mitteln  auf  Grund  Öffent- 
lich-rechtlichen Zwanges  gewtthrt  werden,  gleichgültig,  ob 
dieser  Zwang  durcli  (;<  .s(  tz  ausdrücklich  yoigeschrieb^  ist, 
oder  thatsUchlich  geübt  wird. 

jSo  zeigt  sich  der  Weg,  den  die  arniensUitistische  Praxis 
einzuöcldagen  hat,  gleichsam  von  selbst.  Bezüglich  «Icr  Privat- 
aimenptiege  ist  sie  auf  sehr  ungleiche,  je  nach  dem  guten 
Willen  der  Beteiligten  fliessende  Erkenntnissquellen  angewiesen; 
di«'  Stiftungsarmenpflege  kann  sie  in  den  Bereich  ihrer  Er- 
hebung ziehen,  wo  eine  genügende  Kontrole  derselben  vor- 
handen ist.  Aber  das  eigentliche  Feld  ihrer  Thätigk<'it  wird 
sie  im  Hen'ieli  der  öffentlichen  A  r  m  e  n  j>  t"l  <•  p:  e  (^  blicken, 
(i'-rade  ibn'  Kt-nntniss  ist  auch  vom  sozialpolitischen  (Gesichts- 
punkte dcftwegen  b<'sonders  wichtig,  weil  die  Unterstützung 
aus  öffentlichen  Mitteln  im  allgemeinen  als  Beweis  der  Er- 
schöpfung aller  übrigen  Hülfs(|U(;lIen  zu  betrachten  bt.  Hftlt 
man  hierbei  fest  im  Auge,  dass  eine  solche  Erschöpfung  nicht 
in  ^'leicher  W«  is»'  ü])erall  eintritt,  dass  sie  vornehmlich  durch 
die  allgemeine  Lebenshaltung  der  Bevölkerung  wie  durch  d«is 
Vorhaiidonseiii  amlcrwcitei*  vorher  zu  erse]iö|ir.iider  Mittel, 
durch  ilie  Organisation  und  die  Mittel  der  ötieiiilichen  Arnien- 
ptlege  örtlich  und  zeitlich  sehr  verschieden  bedingt  ist,  so 
wird  man  einer  Statistik,  welche  die  Zahl  dt>r  unterstutzten 
Personen  und  den  Umfang  des  zu  ihrer  Unterstützung  er- 
forderlichen Aufwandes  darstellt,  einen  gewissen  Wert  und 
eine  gewisse  Vergleichharkeit  nicht  absprechen  können. 

Die  Statistik  der  öft'entlichen  Armenpflege  hat  die  Zt&hi 
der  Unti'rstützten  anzugeben,  sie  nach  der  .Art  der  Unter- 
stützung in  dauernd  und  vorüberirehend  Unterstützte,  in  Haus- 
arme  und  Anstaltsarnie  zu  M-heiden.  Von  Wert  sind  ferner 
Angaben  über  Alter,  Geschlecht,  Familienstiuid,  sowie  mit 
besonderer  Beziehung  auf  das  armenrechtliche  Verhältniss  die 
über  Geburtsort,  Dauer  des  Aufenthalts  am  Orte  der  Unter- 
stützung, Staatsangehörigkeit  und  Unterstützungswohnsitz. 
Namentlich  diese  letzten  zweckmässig  mit  den  Angaben  über 
das  Nntionale  k(nil>inirt,  müssen  wichtige  Schlüsse  auf  die 
Wirkung  der  Annengesetzgebung  gestatten.  W  <  lciie  Scliwierig- 
keiten  die  Erhebung  auch  in  dieser  Beziehung  voründet,  kann 
hier  nicht  näher  dargelegt  werden. 

Die  Armenfinanzstatisttk  ist  hinsichtlich  ihrer  be- 
grifflichen Grenzen  an  dieselben  Voraussetzungen  gebunden, 
wie  die  Personalstatistik.  Auch  für  sie  gilt  die  Schwierigkeit 
testzustellen,  welche  Mittel  es  sind,  die  einer  Gabe  den 
Charakter  der  öffentlichen  Armenstützung  im  Gegensatz  zur 


Digitized  by  Google 


VL  4.  85 

stifitungsgemässen  und  privaten  verleihen;  auch  fUr  sie  ist 
dringend  zu  bcachton^  dass  diese  Mittel  keineswegs  den  ge- 

sainmten  Aufwand  der  Anii«'ii]»H('p'  darstcllon.  riloichwohl 
ist  ihre  Aufgabe  eine  IcielittTc,  \v<m1  <  s  sich  uui  vcrhiiltniss- 
mässig  <*intache,  grosse  Zahleu  liaudt'lt,  deren  K<'untiiiss,  so- 
weit es  möglich,  meist  auch  ohne  die  Nötigung  einer  Armen- 
Statistik  vorhanden  und,  wo  dies  nicht  der  Fall,  mit  einem 
yerhftltnissmässig  geringen  Aufwand  von  Mtthe  und  Kosten 
zu  erlangen  ist. 

Vi\r  die  Fra^^en  des  Annenrechts,  zu  deren  Lösunj^  die 
KeuntTiiss  der  liclastuiij^  notwendiir  ist,  welcher  der  einzelne 
Arnieiiverliand  aus::t's('tzt  ist,  j^enügt  aber  die  Ann<  iitiiianz- 
statistik  als  solche  noch  nicht.  ]Ii<'rbei  ist  ein  meiste  ns  nicht 
genügend  beachteter  Punkt  von  grundlegender  systematischer 
Bedeutung Es  ist  unmöglich,  selbst  aus  der  genauesten 
Kenntniss  des  Au^andes  für  das  öffentliche  Armenwesen,  er 
sei  im  Ganzen  oder  nach  einzelnen  Kategorien  dargelegt,  die 
Kenntniss  der  Armenlast  zu  schöpfen,  weil  Armen  last  im 
Sinne  etwaiger  Ketorm  nicht  i  d  <•  ii  t  i  s  c  h  mit  dem 
Aufwand  ist,  weil  ein  A  r  nj  e  n  v  e  r  ba  n  d  .  der  ans  \}v.- 
son  deren  Mitteln  o  Ii  n  e  Z  u  h  ü  1  f  e  n  a  Ii  m  e  des  (ie- 
moindiisäckels  die  Kosten  der  Armenpflege  be- 
streitet, keine  Armenlast  hat 

Und  weiter,  wenn  man  selbst  die  Armenlast  zuverlllssig 
ermittelte,  so  brauchte  man  einen  Massstab,  um  ihren  Druck 
mit  dem  Druck  der  andern  Lasten  ssu  veigleichen,  weil  ein 
sjiezielles  I?etorni))edürfniss  nicht  als  vorliegend  erachtet 
werden  kann,  wo  (b-r  Aufwand  für  Arnien/weeke  erheblich 
hinter  andern  Aufwands/.weckeii :  Schul-,  \  erkehrs-,  (tesund- 
heiLswesen,  zurlkktritt.  Kurz:  die  einseitige  Kenntniss  eines 
Punktes,  wo  es  um  feinvcrzweigte  und  mannigfach  bedingte 
Verhältnisse  sich  handelt,  ist  von  geringer  Bedeutung,  und 
insbesondere  die  Kenntniss  der  Annenausgaben  ohne  die- 
jenige «1er  entsprechenden  Einnahmen  von  fa^t  verschwinden- 
dem \\'<  i  t.  handelt  sieh  m.  a.  W.  nicht  allein  um  Amien- 
tin.anzstaiistik .  sondern  vor  allem  auch  um  Kommunal- 
f  i  n  a  n  z  s  t  a  t  i  >  t  i  k.  Denn  r's  gieht  mit  ir»M'iiiL!.Mi  Ausnahmen 
in  Dcutscidand  keinen  .Staat,  dessi-n  Armenwesen  nicht 
organisch  in  das  Qemcindewesen  eingefügt  wiire,  so  dass  eine 
mehr  als  äusserliche  Scheidung  der  Verwaltungsei^ebnisse 
beider  kaum  möglich  ist. 

Auch  auf  die  hierbei  obwaltenden  Schwierigkeit(>n  kann 
an  dieser  Stelle  nicht  niiher  eingegangen  wenlen.  S<?lbstv«'r- 
stilndlich  müssen  die  Angaben  die  einzelnen  Anfwandszwecke 
deutlich  erkennen  lassen,  die  je  nach  der  Qualitilt  des  Armen- 


>j  Vgl.   hierzu  die  trcHenden  Bemerkungen  bei  L.  von  Stein, 
FinaoswisseuMbaft,  5.  Aufl.,  I  8.  92. 
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Yerl)an(leH  als  Orte*  oder  LandArmenverband  spezifisch  ver- 
Bchietloiic  sind. 

Die  Armenätatiätik  i»t  eiue  einmalige  oder  eine  ueriodibche ; 
sie  erstreckt  sich  auf  emm^  auf  me&ere,  auf  alle  Armen- 
verbände  desselben  Verwaltungsbezirks,  des  Staats,  des  Reichs. 
Jede  periodische  und  jede  über  e  i  n  e  ii  Vorband  hinausgehende 
Erhebung  setzt  gleichmässigc  Aufzeichnungen  in  den  ver- 
schiedenen Zeiträumen,  innerhalb  der  vorscliicHlenon  Bezirke 
voraus,  um  don  wiehti/?sten  Crebrauch,  den  luan  von  einer 
St^itistik  inaclien  kann,  die  Ver^leiehbarkeit  zu  (^miögliehen. 
Die  gleiehniäösigen  Autzeichnungen  haben  gleiclmiäasige  Grund- 
sätze zur  Voraussetzung,  die  auf  Grundlage  freier  Veiänbaning 
möglich,  in  der  R^gel  aber  nur  mit  Hülfe  der  Autorität  der 
vorgesetzten  Behörae  emsthaft  durchftihrbar  sind.  Dio  be- 
züglichen Anordnungen  haben  die  Einrichtung  der  Buch- 
ftlhrun^^,  sowie  die  Lieferunji:  von  Nachweisungen  aus  den 
Eigebnissen  derselben  zu  umfassen. 

Es  liej^t  auf  der  Hand,  dass  VerwaltunpMi ,  die  rej^el- 
mässiger  Aufzeichnungen  entbehren  und  in  Würdigung  der 
ihnen  gesetzten  Grenzen  die  Anordnung  regelmässiger  Samm- 
lung und  Nachweisung  diesbesttglicher  Thatsachen  unter- 
lassen wollen  oder  müssen,  auf  den  Wog  einmaliger  oder 
periodischer  Einzclerhebung  angewiesen  sind.  In 
solchem  Falle  ist  aber  der  Wertuntc^rscliied  zwischen  den 
Resultaten  des  einen  und  denen  dos  andern  Verfahrens  kein 
blos  quantitiitiver.  Werterhohond  kommt  vor  aUem  ein 
Moment  bei  den  regelmässigem  Aufzeichnungen  in  Betracht: 
das  ist  die  Nötigung  zu  genauer  und  gleichmässigcr  Buch- 
ftUirun^i  welche  genaue  und  vor  allem  gleichmässige  Ergeb- 
nisse sichert»  während  für  die  einzelne  Erhebung  —  besonders 
wenn  sie  in  weit  von  einander  abli^nden  Zeiträumen  ver- 
anstaltet wird  —  immer  wieder  neue  Einzelanweisungen  er- 
forderlich sind,  immer  wieder  von  neneni  Ue])ung  und  Erfalirung 
erworben  werden  inuss,  ganz  abgeselien  davon,  dass  eine  nicht 
von  sehr  langer  Hand  vorbereitete  Erhebung  meist  auch  das 
Material  in  ungenügend  vorbereitetem  Zustande  antriflft. 

Gleichwohl  ist  auch  die  einmalige  Erhebung  nicht  ohne 
jede  Bedeutung.  Es  unterliegt  keinem  Bedenken,  dass  über 
eine  gewisse  Höhe  hinaus  alle  Zahlenangaben,  die  auf  nicht  gans 
sinnloser  Erhebung  beruhen,  eine  gewisse  typische  Bedeutung 
anspreclien  können  und  unter  Heranziehung  verwandter  VVahr- 
nehnmii^en  })pi  andern  Krsclieinungen  sehr  wohl  für  die  Er- 
keiintniss  der  be>elirieb(;nen  Zustünde  verwertbar  sind.  Wenn 
eine  Armenstfitistik  das  Verhältniss  von  JStadt  und  Land,  dio 
Einflüsse  der  Ortlichen  Lage,  den  Anteil  der  Geschlechter 
an  der  Zahl  der  Unterstützten  u.  a.  durch  grosse  Zahlen  er- 
sichdich  macht,  so  sind  das  Wahrnehmungen,  die  unter  allen 
Umständen  als  typische  zu  gelten  haben  und  einer  wesent- 
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liehen  Veränderung  kaum  je  unterliegen  werden.  Nur  ist 
eben  dabei  m  beaehten^  daee  es  nur  Andeutungen,  Ergänzungen 
der  Erfahrung  srnd,  nicht  feste  Grundlagen,  an  die  bestunmte 
finanaielle  Massnahmen,  wie  etwa  Aufbringung  von  Armen- 

steuern  u.  dgl.,  angeschlossen  werden  kOnnen.  Hier  muss 
man  sehr  genau  unterscheiden  —  es  wird  dies  im  Verlaufe 
der  Arbeit  an  verschie<lenen  Stellen  geschehen  — ,  für  -wt^lche 
Punkte  des  Armenrechts  man  sich  an  einmaligen  Andeutungen 

SeuUgen  lassen  darf,  und  für  welche  eine  periodische,  min- 
estens  ttber  mehr  als  einen  Zeitabschnitt  sich  erstreckende, 
eine  mehr  als  einen  Armenyerband  um&ssende  Armenstatistik 
unerlässlich  ist 

§  8. 

Obwohl  annenstatistifiche  Versacbe  schon  sehr  früh  ge- 
macht worden  sind,  fehlt  es  dennoch  fast  ganz  an  einer  systema- 
tischen Grundlegung  für  die  Armenstatistik.  Einiges  über  Methode 
und  Inhalt  bei  Lammers,  Ueber  Armenstatistik,  in  V.-.T.-S.  ftir 
Volksw.  und  Kulturgesch.  Bd.  XXVllI  und  Emminghaus  am 
Schluas  des  Sammelwerkes  8.  720  ff.  Nach  vielen  Seiten  hin  sind 
die  besttglichen  Fragen  sum  ersten  Male  im  Dentschen  Verein  er- 
örtert worden,  der  sofort  unter  der  energischen  Fttbnmg  von  Böh- 
mer t  eine  armenstatistische  Kommission  niedersetzte  und  sie  mit 
den  Vorbereitungen  zu  einer  Vereinsstatistik  betraute,  von  welcher 
weiter  unten  zu  sprechen  sein  wird.  Zunächst  nur  so  viel,  dass 
seit  der  Gründung  jede  Versammlung  des  Vereins  mit  den  Be- 
richten and  Verhandlungen  über  Armeustatistik  begonnen  hat.  Mau 
findet  in  allen  Jahrgängen,  namentlich  aher  in  denen  von  1881 
und  von  1883  bis  1885  ein  ansserordentlicb  rdchhaltiges  md  wert- 
volles Material,  in  dem  alle  die  Personalstatistik  betreffenden  Fragen 
aufs  gründlichste  und  zugleich  aufs  vorsiclitigste  erörtert  sind.  — 
Elin  Versuch  systematischer  Grundlegung  bei  Münsterberg,  Die 
Armenstatistik,  in  ("onr.  Jahrb.  188G  Heft  5  S.  ;577  ff.,  vergl. 
auch  Loening  897  ff.;  Adickes  18.  244;  namentlich  auch 
Einleitung  und  Scbluss  der  nnten  ofther  zu  bezeichnenden  prenis. 
Armenstatistik  von  1849. 

Ueber  die  einzelnen  Erfaebongen  bu  einschliesslich  1880  orien- 
tirt  vollstindig  Kol! mann  in  semmr  sogleich  zn  nennenden  Annen- 
statistik S.  2  ff.;  bis  einschliesslich  1882  Böhm  er t  in  Zeitschr. 
des  sächs.  stat.  Bar.  Jahrg.  28  S.  14;  bis  einscbliezslich  1885 

Loening  a.  a.  0.  — 

Sieht  man  von  denjenigen  Zahlenangaben  ab.  die  zunächst  nur 
im  Hinblick  auf  Örtliche  Verwaltungszwccke  als  (irundlage  des  Vor- 
anschlages zu  dienen  bestimmt  sind  oder  dem  Verwaltungsberichte 
über  einen  abgelaufenen  Zeitranm  eingefügt  werden,  so  ist  die  Zahl 
dsr  eigentlich  srmenstatistischen  Erhebuigen  in  Deotschland  keine 
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erhebliche.  Immerhin  ist  die  Bedeutung  der  Verwalluugäberichtc 
für  die  Erkenntniss  der  Armenverhftltiiisee  des  engeren  Yerwaltangs- 
bearkes  nicht  za  antereehätsen;  mehrere  derselben,  nach  Ifassgabe 
gleichartiger  Yerwaltnngsbezirke  nnd  fOr  gleichartige  Zeiträume  zu- 
sammengehalten, vermögen  nnter  Umständen  sogar  eine  weiter  sich 
erstreckende  spezielle  Armenstatistik  zu  ersetzen,  ja  za  flbertreffen. 

§  0. 

|I  m  c  i  II  z  f  1 11  e  11 : 
II.  Periodische  Erhebungen« 

1.  Oldenburg.  In  erster  Linie  ist  heute  und  wird  wolil  für 
lange  Zeit  noch  im  Gebiete  der  eigentlichen  Arnienstatistik  die  Ar- 
beit zu  nennen  sein,  in  welcher  Kollmann  die  Armeiiverhiiltnisse 
des  Grossherzogtums  Oldenburg  zur  Darstellung  bringt. 
Das,  was  üben  der  notwendige  Inhalt  der  Armenstatistik  genannt 
wurde,  wird  TeUkonunen  erschöpft:  System,  VerwalUing,  Ver- 
anstaltnngen  der  Armenpflege  so  got  wie  Mittel  nnd  Personenkreis 
derselben.  Aber  darüber  hinaus  fQgt  Kollmann  von  ihrem  möglichen 
Inhalt  noch  unendlich  wichtige  Feststellangen  hinzu,  von  denen  be- 
sonders  Bodenbeschaffenheit,  Verhältni«5S  der  industriellen  und 
ackerbautreibenden  Hevölkeruiij^ .  die  Kinkommensverhältnisse  zu 
nennen  sind.  Die  Mittel  der  Arinenpllege  gliedert  er  sorgfältig  nach 
Ausgaben  und  Linnahmen,  Vermögens-  und  bchuldenstand;  er  giebt 
an,  aas  welchen  Quellen  die  Einkflnfte  fliessen  und  welche  einzelnen 
Aufwandszwecko  ans  denselben  bestritten  werden.  Durch  Mit- 
teilungen Uber  die  weltlichen  und  kirchlichen  Stiftungen  und  Uber 
Privat wohltliätigkeit  sucht  er  das  entworfene  Hild  zu  ergänzen. 
Die  Zahl  der  unterstützten  Personen,  ihr  Geschlecht,  ihr  Alter, 
ihren  Familienstand,  die  Art  ihrer  Unterstützung  und  den  Grad  ihrer 
Bedürftigkeit  bringt  er  summarisch  und  individuell  zur  Darstellung. 

In  zeitlicher  Beziehung  umfasst  er  bezüglich  der  älteren  Landes- 
teile die  letzten  25  Jahre  (von  1853  bis  1878),  bezüglich  der  nea 
erworbenen  den  Zeitraum  von  ihrer  Erwerbung  an  bis  1878.  Oert- 
lich  scheidet  er  die  drei  Gebietsteile  des  Herzogtums  Oldenburg 
(Marsch,  oldenburgische,  münsterische  Geest)  und  die  Fürstentümer 
Lübeck  und  Birkenfeld;  tiefer  in  das  individuelle  Detail  dringt  er 
ein,  indem  er  für  die  einzelnen  Gemeinden  (bezw.  Bürgermeistereien) 
die  vorgedachtüu  Nachweisungen  giebt;  erst  aus  ihrer  Summirung 
zieht  er  das  Fazit  für  die  grösseren  Gebietsabschnitte.  Gesondert 
endlich  werden  die  Angaben  bezüglich  der  Orts-  und  der  Land* 
annenverbfinde. 

Ueber  diese  IGtteilungen  hinaus  hat  KoUmann  sodann  durch 

Erläuterung  und  ausführliche  Berechnung  von  Verhältnissziffern  inner- 
halb der  beliandelten  Zeitabschnitte  und  für  die  einzelnen  Bezirke 
das  Material  nach  allen  Richtungen  zugänglich  gemacht  und  mühe* 
los-fruchtbarer  Forschung  erschlossen. 
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Zieht  man  bei  näherem  Eingehen  noch  die  übrigen  Kollmann- 
flehen Arbeiten  über  Oldenburgs  Bevölkerungs- ,  Wirtschafts-  und 
EinkommensverhftUnisse  zu  Rate,  so  erhält  man  bezüglich  dieses 
Ueinen,  aber  durch  seine  eigentamUchea  Verhältnisse  sehr  grosse 
Yerschiedenheiten  aufweisenden  Landes  ein  fast  allseitig  ersch&pfen- 
des  Bild ,  dessen  Einzelheiten  nicht  minder  sorgfältig  gezeichnet 
sind,  wie  die  grossen  Umrisse.  —  Das  oldenburgische  Material 
ist  immer  ein  sehr  gutes  gewesen .  wie  die  Mitteilungen  von 
Strackerjan  (bei  Emminghaus  S.  230  ff.)  beweisen.  —  Die  Arbeiten 
von  Kollmann  gehen  freilich  viel  tiefer.  Es  sind  dies:  Stat.  Nachr. 
Aber  das  Ghgt.  Oldenburg,  lieft  18:  Das  Armenwesen.  1881. 
—  Heft  19:  Der  Stand  der  BoTölkernng«  1882.  —  Das 
Hgt.  Oldenburg  in  seiner  wirtschaftl.  Entwiclclang 
während  der  letzten  25  Jahre.  1878.  —  Die  Kommnnal- 
besteucrun?  im  Ghgt  Oldenburg.  In  Schanz' Finanzarchiv. 
1884  II  S.  l'.»2. 

S|Kv.iell  über  das  Armen wesen  hat  Oldenburg  seit  jener  grossen 
Arbeit  muli  nicht  wieder  etwas  publizirt.  Es  hat  aber  seit  1880 
Statt  der  summarischen  Nachweisungen  Listen  eingeführt,  in  welche 
die  Unterstfitzten  individuell  einzutragen  sind.  VgL  Kollmann 
a.  a.  0.  S.  16. 

2.  Baiern.    Oldenburg  zunächst  ist  Baiern  zu  nennen,  das 

regelmässige  Nach  Weisungen  über  das  Armenwesen 
bringt.  In  Bezug  auf  Personalien  sind  dieselben  unvollständiger, 
da  dieselben  nur  die  Gesammtzahl  der  aus  öffentlichen  Mitteln  unter- 
stützten Personen,  mit  der  Unterscheidung  in  dauernd  und  vorüber- 
gehend und  ausserdem  mit  Hervorhebung  der  jugendlichen  Personen 
angeben.  Bei  den  Yermögensverhftltnissen,  die  im  flbrigen  eben- 
fslls  weniger  reich  gegliedert  sind,  ist  eine  stindige  Rubrik  fttr  Art, 
Zahl  und  Gesammteinkünfte  der  Krankenkassen  geOflhet. 

Die  Leistungen  der  Distrikts-  und  Kreisarmenpflege  sind  nach 
den  ihnen  eigentümlichen  Zwecken  der  Reihülfe  zur  Geraeinde- 
armenptlege  ersichtlich  gemacht,  wiihrend  bezüglich  der  Privatwohl- 
thätigkeitsvereine  Nachrichten  über  Gegenstand,  Mitgliederzahi,  Ein- 
künfte (vollständiger  erst  seit  1881)  gegeben  werden.  In  Beziehung 
auf  die  Miehen  Grenzen  sind  die  grösseren  Verwaltungsbezirke 
(Bezirksämter,  Kreise)  massgebend;  nur  ftkr  die  unmittelbaren 
StAdte  (88)  sind  die  Angaben  individuell. 

Yeriiiltnisszahlen  werden  in  geringerem  Umfange  und  nur  fttr 
die  grossen  Bezirke  (Kreise  und  Königreich)  berechnet  und  einer 
die  Zahlen  weniger  erklärenden,  als  sie  betrachtenden  Darstellung 
eingefügt.  Die  Nachrichten  über  das  Armenwesen  sind  kurze;  eine 
erschöpfende  Darstellung  des  Systems  findet  sich  nicht;  sie  liegt 
auch  nicht  in  dem  Charakter  der  periodischen  Publikationen,  was 
im  Gegensalz  zu  Oldenburg  zu  beachten  ist,  ftlr  welches  das  ganze 
Material  von  25  Jahren  in  einem  verarbeitet  wurde.  —  Die  gegen- 
wärtig bis  1883  fortgeführten  Publikationen  sind  in  der  Zeitschr. 
des  bair.  stat.  Bur.  Bd.  4  S.  229  (fOr  1870),  14  S.  260  (1871—80), 
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15  S.  265  (1881),  16  S.  184  (1882),   17  S.  214  (1888)  m 

finden. 

Die  vortreölichen,  die  Armenstatistik  erst  ermöglichenden  An- 
orduuiigeo  betr.  Ftthrang  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens 
in  Baiern  beniben  auf  der  Entschl.  des  k.  Staatamin.  d.  Innern 
?.  14.  Mai  1870  und  sind  abgedruckt  bei  Biedel,  Armengea.  S.  242. 
—  Desgl.  die  EntseUieaaong  betr.  Aimenatatiatik  ?.  1.  Jnli  1882, 
ebenda  S.  269. 

Ton  ergänzenden  Arbeiten  besonders:  Stiftungen  und  Stiftungs- 
zusclilüsse  in  Baiern  a.  a.  0.,  regelmässig  seit  1881.  —  Ferner  die 
1878  begonnenen  Beiträge  z.  Stat.  d.  Gemeindebesteuerung  a.  a.  0. 
Bd.  10  S.  2Ü8  (1878;,  Bd.  15  ö.  69  (1883)  und  Seydel,  Zur 
FlniDi-Stat.  dir  gitawren  Stftdte  a.  a.  0.  Bd.  12  &  600. 

iäne  sehr  gute  nnd  nmfuaende  Bearbeitong  der  bair.  Statiatik» 
die  gldchaeitig  Aber  den  Stand  der  Gesetzgebang  nnd  der  Ter- 
waltung  orientirt  und  die  Zahlenergebnisse  kritisch  betrachtet,  rührt 
von  Th.  Laves  her:  Die  bairische  Armenpflege  Ton  1847  bis  1880. 
In  Schmollers  Jahrb.  1884  II.  2  S.  IHÜ— 250.  — 

3.  Derartig  regelmässige  Angaben,  wie  in  den  beiden  genannten, 
lehlen  in  den  übrigen  grösseren  Staaten.  Nur  noch  die  llausebtädte 
bringen  regelmAssige  Nacbrichten,  die  aber  im  ganzen  ktine  «eiter- 
reichende Bedentnng  haben,  als  die  Yerwaltongaberichte  der  groeaen 
dentsehen  Stftdte  nnd  anderer  kommunaler  Körper,  auf  deren  anter 
Umatlnden  sehr  lehrreichen  Inhalt  schon  Eingangs  hiogewiesen  wnrde, 
Bremen  macht  insofern  eine  Ausnahme,  als  es  in  seiner  allgemeinen 
Verwaltungsstatistik  einen  besonderen  Abschnitt  der  ..Oe  f  fe  n  1 1  ic  h  en 
"W oh  1 1 h ä ti gk ei t  und  d  er  Armenpflege  "  widmet,  und  inner- 
halb desselben  1882  eine  Darstellung  des  gesammten  Armenwesens 
für  einen  zehnjährigen  Zeitraum  (1873 — 82)  anter  Kennzeichnung 
dea  Systems,  der  Yerwaltong  o.  a.  w.  gebracht  hat,  die  beeondera 
ihr  die  drei  Stadtgebiete  dea  bremischen  Staatea  (Bremen,  Vegesack, 
Bremerliaven)  von  grossem  Wert  ist.  Neben  snmmarische  Angaben 
der  Armenmittel  und  der  unterstützten  Personen  treten  solche  über 
milHe  Stiftungen  und  rrivatwohlthätigkeit.  Die  massgebenden  Ver- 
bältnisse sind  durch  Berechnung  der  Kopfbeträge  bei  den  einzelnen 
Kategorien  ersichtlich  gemacht.  Vgl.  Jahrb.  f.  brem.  Stat.  1882 
S.  295  ff.  (Abschn.  XI).  —  Für  Hamb  arg  in  der  Stat.  des 
Hamb.  Staates  Heft  8  S.  98  if.,  H.  11  S.  178  ff.  Ueberbliclce 
über  die  Wirioamkdt  der  Allgem.  Armenanstalt.  —  Für  Lftbeck 
die  allgem.  Berichte  der  Zentralarmendeputation,  von  denen  der  9* 
die  Jahre  1873  bis  1877.  der  10.  die  von  1878  bis  1882  umfasst.  — 

Der  Vollständigkeit  halber  muss  hier  noch  W ürtem her g  ge- 
nannt werden ,  mit  einer  l'ebersicht  über  den  Umfang  der  öffent- 
lichen Annenunterstützungen  im  Königr.  Würtcmb.  vor  und  nach 
der  Einfihrong  des  R.-0.  fiber  den  Untersttttzungs-Wohnsitz,  heraosg. 
yom  K.  Hinisterinm  des  Innern,  48  S.  4^,  Stattgart  1888.  Dieselbe 
ist  mir  im  Bachhandel  nicht  saginglich  geworden.  l¥ie  aber  die 
Hitteilongen,  welche  die  Gem.-Z.  1888  S.  115  macht,  ergeben,  sind 
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nur  ganz  Bommariflcli  dJft  danernd  Unterstfltzien  gezählt,  and  die 
Gesammt-Aufwendungen,  sowie  die  auf  den  Kopf  entfallendeD  Be- 
träge für  die  Zeit  von  1871  72  bis  1879  80  angegeben. 

Uebrigens  findet  man  eine  grosse  Anzahl  allerdings  nicht  gleich- 
wertiger statistischer  Angaben  für  einzelne  Länder  in  den  verschie- 
denen dem  Werke  von  Emminghaus  einverleibten  Arbeiten. 

§  10. 

h,  SiBMilife  Sr]ie¥«Bfea« 

I.   Dentsehes  Reich. 

a.  Erhebung  von  1881.  Diese,  durch  die  YarnbUlerschen 
Anträge  auf  Revision  der  Armengeaetzgebong  and  darch  den  Wansch, 
flkr  die  ün&llTersichening  bessere  Gmndlagea  ra  schaffeii,  henror- 
gemfeii,  bescbrftakte  si^  anf  die  Ennittäong  der  Ursachen  der 
Untersttttzongsbedfirftic^eit,  die  in  vier  Haaptgroppen  gegliedert 
wurden:   I)  Verletzung   oder  Tödtnng    darch  Unfall, 

II)  Arbeitsunfähigkeit    (die  weder  unter  I  oder  III  fällt), 

III)  geistige  oder  körperliche  Gebrechen,  lY)  andere 
Gründe,  —  auf  die  Feststellung  des  Verhältnisses  der  völlig  und 
teilweise  unterhaltenen  dauernd  unterstützten  Personen,  sowie  des 
Wertes  der  Unterstfltzong  in  Geld  bei  Tölligem  Unterhalt  Ton 
den  im  ganien  85  Fragen  worden  die  auf  Unfsll  als  Ursache  he- 
zOglichen  noch  in  Hinblick  auf  die  Veranlassung  des  Unfalls  in 
solche,  die  in  industriellen,  in  ferst-  und  landwirtschaftlichen  Betrieben 
und  bei  anderen  Anläf^sen  sich  ereignet  haben,  unterschiedin.  Die 
Personenzahl  sollte  nach  Alter  und  Geschlecht  geschieden  dargestellt 
werden,  wobei  den  Unfällen  wiederum  eine  hervorragendere  Stellung 
eingeräumt  und  die  Sonderaachweisung  derjenigen  Wittwen  und  der- 
jenigen  Kinder  gefordert  werde,  deren  Emihrnr  infolge  des  Unfidls 
▼erstorben  waren.  Ansgescldossen  Ton  der  Erhebung  worden  die  in 
Staats-,  Provinzial-  n.  s.  w.  Anstalten,  sowie  die  von  Seiten  der 
Laudarmenverbände  unterhaltenen  Personen.  Die  Nachweisungen 
hatten  durch  Ausfüllung  der  vorgeschriebenen  Formulare  seitens  der 
Einzelstaaten  zu  erfolgen,  denen  im  übrigen  das  Detail  der  Er^ 
hebung  überlassen  blieb. 

Wie  mau  sieht,  handelt  es  sich  mehr  um  eine  UiiluU-Arnien- 
Statistik,  als  mn  eine  eigentliche  Annenstatistik;  die  Verölfent- 
Uchong  eines  Ergebnisses  für  dss  Boich  als  solches  hat  nicht  statt- 
geftinden^). 

b.  Die  Berufsstatistik  vom  5.  Joni  1  882.  Anlässlich 
der  Berofsstatistik  worden  unter  Personen  «ohne  Berof  oder  Herufs- 


M  Nicht  zu  verwechseln  mit  dieser  Arm»  iKstati»tik  ist  die  Reichs- 
Unfallstatistik  von  demseiben  Jahre,  deren  F.rgebnisse  durch  Krln  bung 
in  drn  einzelnen  Betrieben  gewonnen  und  dirent  für  d'w  Zwecke  der 
Unfallversicherung  von  Bödiker  bearbeitet  wordeu  sind.  Vgl.  Erg.- Heft 
snr  Stat  d.  D.  RTBd.  LVIU. 
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angäbe"  zu  2 :  von  Unterstützung  lebende,  zu  4 — 6 :  Insassen  von 
Annen-,  Kranken-  und  ähnlichen  Anstalten,  sowie  deren  Angehörige 
gezählt  —  Tgl.  Stat  d.  D.  R.  K.  F.  Bd.  2.  —  Lrider  und  dto 
Ergebnisse  in  der  Weise  pnblisirt,  dass  die  sftmmtlichen  Personen, 
die  ohne  Beruf  sind,  In  derselben  Uebersicht  znsammongefasst  werden, 
so  dass  also  die  von  eigenem  Vermögen  oder  von  Pensionen  lebenden 
mit  den  aus  fremden  Mitteln  lebenden  zusammen  eine  Gruppe  bilden. 
Hierdurch  wird  das  Ergebniss  für  die  /wecke  des  Armenwesens  fast 
illusorisch.  —  Uebrigens  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  derart 
ermittelte  Zahl  der  Almosenempfänger  und  Anstaltsinsassen  das  Yer- 
hUtniss  von  Wohlstand  nnd  Armnt  nach  mancher  Richtnng  hin 
besser  andeuten  kann,  als  eine  eigentliche  Armenstatistik,  weil  bei 
der  Volks-  oder  Berufszälilung  der  von  fremden  Mitteln  Lebende  als 
solcher  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  aus  öffentlichen  oder  privaten 
Mitteln  Beihulfe  orliiilt,  gezählt  wird.  Freilich  fehlen  die  vorüber- 
gehend Unterstützten! 

c  Die  Armenstatistik  von  18  85.  Dem  dringenden  Be- 
dürfnis^ nach  statistischem  Material  fOr  etwaige  Keforiu  nachgebend 
hat  der  Bandesrat  durch  Beschluss  vom  24.  Jnni  1884  eine  neue  Beichs- 
erhebung  nnd  zwar  ttkt  das  Kalenderjahr  1885  angeordnet,  welche 
die  innerhalb  dieses  Zeitraums  von  der  öffentlichen  Armenpflege 
unterstützten  Personen,  sowie  die  hierfür  in  Betracht  kommenden 
Ausgaben  und  Einnahmen  erforschen  will.  Auch  hierbei  kommen 
wiederum  mehrere  Formnhire  zur  Anwendung,  in  welche  die  einzelnen 
Bundesstaaten  das  Ergubniss  ihrer  Sünderzählung,  und  zwar  diesmal 
nach  Orts-  und  nach  Landarmenverbänden  geschieden,  einzutragen 
haben.  Der  Umfang  der  Fragen,  deren  Beantwortung  das  Boich 
verlangt,  ist  ein  sehr  geringer.  Es  werden  ui Bezug  auf  die  Per- 
sonalstatistik nur  folgende  Fragen  gestellt:  1)  Name  des  Unter- 
stützten, 2)  hat  der  Unterstützte  mit  ihm  zusammenlebende 
Angehörige,  und  zwar  a)  eine  Ehefrau,  b)  noch  nicht  14  Jahre 
alte  Kinder  und  Kindeskinder,  wio  viele V  3)  Art  der  Unter- 
stützung, ob  dauernd  —  voriibergehend ,  ob  Anstaltsptiege  — 
ülit'ue  PÜege,  4)  Ursache  der  Unterstutzungsbedürftigkeit ? 

Ohne  die  Negative  erschöpfen  zu  wollen,  sei  hier  noch  bemerkt, 
dass  unter  anderem  nicht  gefragt  whrd  nach:  Alter  —  Geburtsort 
—  Aufenthaltsdauer  —  Unterstfltznngswohnsitz ;  Fragen,  die  zur 
Krkenntniss  der  Wirkungen  des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1870  un- 
erlässlich  sind. 

In  Bezug  auf  die  F  i  n  a n  z  s  t  a  t i  s  t  ik  umfasst  die  lleichs- 
erhebunf?  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ausgaben,  wobei 
1)  Ersuttuagen  verausgabter  Beträge;  2)  Unterstützungen  aj  in 
baarem  Gelde,  b)  in  Naturalien ;  3)  Ausgaben  f&r  a)  h>uppenanstdteii9 

b)  fOr  Zehr-  und  Beisegeld;  4)  die  ausserordentlichen  (fAr  Bepara- 
turen  u.  dgl.)  unterschieden  werden,  sowie  die  Erstattungen  mit 
Unterscheidung  der  von  a)  deutschen  Orts-  b)  Landannenverbänden, 

c)  von  anderen  Seiten  zur  direkten  Verabfolgung  an  Unterstützte 
bezw.  als  Erstattung  eingegangenen  Beträge.   Posten,  welche,  wie 


Digitized  by  Google 


VL  4. 


48 


zurückgezahlte  Kapitalanleihcn  und  ausgeliehene  Kapitalien,  nur  für 
die  Buchführung  als  Ausgaben  oder  Einnahmen  erscheinen  und  als 
solche  uar  kasäenuiu:>äig  durchlauieude,  nicht  wirkliche  Einnahmen 
und  Ausgaben  sind,  sollen  ausser  Betnidit  äetben.  Die  nicht  be- 
sondere herrorgehobenen  Amgabekategorien  sind  in  die  Oesammt- 
somme  einzustellen. 

Leider  darf  das  von  dieser  Erbebung  an  erhoffende  Resultat 

als  kein  günstiges  bezeichnet  werden.  Es  fehlt  für  sie  dorehans  an 
den  oben  als  erforderlich  Itozeirhneten  gleichmässigen  Voraussetzungen 
und  an  begriff liclier  Durchl)ildung.  Für  die  brennenden  Fragen 
der  Reform  könnte  sie,  selbst  eine  andere  Zuverlässigkeit  voraus- 
gesetzt, als  sie  besitzt,  nur  in  geringem  Masse  Aufschluss  geben. 
Namentlich  wird  durch  die  unterschiedslose  Gleichstellung  der  Orts- 
und  derLandannenTerblnde  in  den  finanastatistisehen  Formularen  die 
wesentliche  und  eigentftmliche  Yenchiedenheit  ihrer  Aufwandszwecke 
vOlUg  verwischt.  Gerade  hierauf  und  anf  eine  feinere  Differenziirung 
muss  es  aber  ankommen.  Ausserdem  entbehrt  sie  als  einmalige  Er- 
hebung gerade  in  Ansehung  der  vielfach  wechselnden  P>scheinungen 
des  Ab-  und  Zustromens  in  den  iinneren  Bevölkerungsklassen,  der 
Zu-  und  Abnahme  des  Armenaufwandes  der  Vergleichbarkeit  mit 
anderen  Feststellungen.  Als  Andeutung  über  die  Armenzustände  im 
allgemeinen,  wie  dies  durch  einmalige  Ermittelung  möglich  ist, 
wird  sie  nicht  ohne  Wert  sein«  aber  in  der  Hauptsache  wenig  Neues 
bieten. 

Die  Veröffentlichnngen  des  Resultats  haben  fflr  das  Reich  noch 
nicht  begonnen;  Preussen  hat  einige  Hauptergebnisse  bereits  publizirt: 

s.  unten.  —  Vergl.  über  das  Detail  meinen  Bericht  über  den  Stand 
der  individual-Armenstatistik  mit  Beziehung  auf  die  seitens  des 
Reichs  veranlasste  Erhebung  für  das  Kalenderjahr  1885,  in  Drucks, 
des  D.  V.  1885  Nr.  2  und  meine  Abhandlung  über  Armeustat.  a.  a.  0. 
Dieselbe  knttpft  unmittelbar  an  diese  Erhebung  an. 

II.  Bandesstaaten. 

1.  Preussen.  a.  Die  Armenstatiatik  von  1 849.  Ein 
in  grösserem  Massstabe  angelegter  Yersneh,  der  namentlich  anf 

finanzstatistische  Nachweisnngen  der  gesammten  Annenpflege,  ein- 
schliesslich der  kirchlichen  und  Stiftnngsarmenpflege,  abzielt.  Die 
Angaben  sind  auch  heute  noch,  soweit  sie  städtische  Verwaltungen 
betreffen,  durchaus  brauchbar,  für  das  Land  allerdings  ganz 
unzureichend.  Den  wertvollsten  Bestandteil  der  Publikation  bilden 
die  vortrefflichen,  noch  gegenwärtig  völlig  zutreffsuden  Bemerkungen, 
mit  welchen  Dieterici  die  Zahlenangaben  begleitet.  —  Preuss. 
1849  Bd.  IV  S.  429  ff. 

b.  Die  finansstatistische  Erhebung  von  1869.  — 
Dieselbe  ist  eine  Finanzstatistik  im  weiteren  Sinne  und  weist  unter 
den  Einnahmen  und  Ausgaben  auch  unter  lY  die  Ausgaben  for 
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WoUthltigkeiti-  und  ArmamiMtalteii,  lowie  fltar  Wohlthitii^t  imd 
Aimenpflege  ttberhaapt  nach.  Die  in  Preaas.  Stet.  1875  Bd.  XXXY 

pnblijdrten  Uebersichten  betreffen  die  kreis-  und  kommunalstiadiBCheo 
Verbände.  —  Vgl.  hierzu  das  Erg.-H.  VI  zur  Ztschr.  des  prenas. 
stet.  Bur.  Tab.  III  S.  82  ff.,  woselbst  die  Resultate  der  Erbebong 
fÖr  56  Städte  über  20  000  E.  genauer  verfolgt  werden. 

C.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  187  0.  Eine 
Gemeindefinanzstatistik  im  weiteren  Sinne  für  die  damals  1 70  prenas. 
Stfldte  mit  mehr  als  10000  E.  Die  Ueberaicht  I  entbftlt  unter  lY 
Aiugftben  fnr  Wohltli.-  nnd  Armenanatelten,  ftr  W.  nnd  A.  über- 
hanpt,  unterschieden  in  1 .  für  W.-  nnd  Annenanstalten  unter  Gemeinde- 
Verwaltung,  2.  Zuschüsse  an  andere  nicht  unter  (lenieindeverwaltung 
stehende  Wohlthätigkeits-  und  Armenanstalten ,  3.  sonstige  Aus- 
gaben für  A.  und  W.  mit  Einschluss  der  Arnienkrankcnptlege  und 
Aufwendungen  für  anue  Schulkinder,  4.  Summe.  —  In  Tab.  V 
nnd  VI  find  die  Geaimmtanagtben,  hierbei  miter  d  die  fOr  Annen- 
weaen,  sowie  der  anf  den  Kopf  der  Berölkemng  entfallende  Betrag 
angegeben,  und  zwar  für  die  56  Städte  mit  mehr  all  20000  E. 
gleichzeitig  unter  Vergleicbung  mit  den  Ergebnissen  von  1869.  — • 
£rg.-H.  VI  zur  Zeitschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  ls79. 

d.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  1877  7  8, 
Eine  Kreisfinunzstatistik.  In  Tab.  A  sind  unter  A  III  auch  die 
Ausgaben  für  Wohlthätigkeits-,  Armen-  und  Bessertingsaustalten  und 
Armenpflege  nachgewiesen,  unter  B  HI  die  Einnahmen  ana  den 
WohlthfttigkeitenHrtalten  nnd  gemeinnütsigen  Einrichtnngen.  —  Erg.- 
H.  VII  der  Ztschr.  des  preuss.  stat.  Bur.  1880. 

e.  Die  f  i  n  a  n  z  s  t  a  t  i  s  t  i  s  r  Ii  e  Erhebung  von  1  8  8  0  H  1 . 
Eine  Gemeinde-  und  Kreistinaiizstatistik  im  engeren  Sinne,  die  sich 
auf  die  allerdings  sehr  dctaillirte  Nachweii-uiig  des  Aufkommens  an 
direkten  Staatssteuern,  Gemeindcabgaben  bezw.  an  Schul-,  Kirchen-, 
Amen-,  Kreis-  nnd  Provinzialsteuern  erstreckt.  Speziell  fttr  die 
Fragen  des  Armenrechta  8p.  25  bemerkenswert :  Nachweia  der  neben 
den  Gemeindeabgaben  besonders  zur  Erhebung  gelangenden  Armen« 
steuern.  Die  Uebersichten  betreffen  1.  almmtliche  Städte  —  d.  b. 
alle  Gemeinden  mit  städtischer  Verfassung  —  einzeln,  2.  die  Land- 
gemeinden nach  Kreisen  bezw.  Büi germeistereien,  —  £rg.-li.  IX 
der  Ztschr.  des  preuss.  stat.  Bur.  1882. 

f.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  1883  84. 
Eine  Gemeindefinanxatatiatik  im  weiteaten  Sinne,  welehe  alle  Ana- 
gnben  und  Einnahmen  der  Gemeinden  nach  aehr  fein  gegliederten 
Kategorien  nachweist,  überall  bei  der  betreffenden  Rubrik  neben 
der  Ausgabe  etwaige  direkte  Erträge  aus  den  betreffenden  Ver- 
anstaltunfien  vermerkend,  die  Ausgaben  in  ordentliche  und  aus.ser- 
ordentliche  scheidend.  In  Ruhr.  V  werden  die  Ausgaben  und  Eiii- 
nahmen  für  Wohlthätigkeits-  und  Armenanstalten,  für  W.  und  A. 
überhaupt  nacbgewieaen.  Die  Ueberaichten  betreffen  1.  sämmtliche 
Städte  einaeln,  2.  die  Landgemeinden  nach  Kreisen.  —  Im  Ein- 
gange befindet  aich  ein  Ueberblick  Ober  die  Geachichte  der  prenaa. 
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Finanzstatistik.  —  Erg.-H.  XVI  zur  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.1884. 

Preussen  besitzt  in  den  voibezeiclmeten  Arbeiten  ein  aus- 
gezeichnetes, von  keinem  anderen  Staate  übertroffenes  armenfinanz- 
statistiBChes  Material.  Dasselbe  ist  am  so  wertvoller,  als  die  be- 
sQgUcben  Nachweisongen  in  engstem  ZoBamiiieiiliaiig  mit  dem  ttbrigen 
Oemeindehanslielt  gegeben  sind,  und  daher  nicht  bks  seitlich  ivis 
4>rtlich,  sondern  namentlich  auch  mit  den  ttbrigeo  Aasgaben  und 
Einnahmen  vergleichbar  sind.  —  Allerdings  ist  hervorzuheben,  dass 
die  für  den  Osten  Preussens  äusserst  wichtige  Kategorie  der  Guts- 
bezirke ausser  Betracht  geblieben  ist,  weil  die  ihnen  eigentümliche 
Vermischung  von  privater  und  öffentlich-rechtlicher  Wirtschaft 
«ine  Seheidong  der  beillglichen  Ausgaben,  ja  seihst  eine  blos  ttber- 
sohlftgUche  Sch&tsnng  nnmOgUch  macht«  —  Vgl.  a.  a.  0. 8.  261.  — 
Ausserdem  die  Schrift  von  Gerstfeldt,  Städtefinanzen  in  Prenssen 
(Leipzig  1882,  Bd.  IV  H.  1  der  von  Schmoller  heransg.  Staats- 
nnd  socialwiss.  Forschungen),  der  das  Material  bis  einschliesslich 
1881  zum  Gegenstande  mannigfaltiger  Bearbeitung  und  Vergleichung 
macht.  —  Ferner  v.  Tzchoppe,  Vergleichende  Darstellungen  aus 
der  Finanzstat.  der  preuss.  Stat  fUr  d.  J.  1883  84,  in  Ztschr.  d. 
prenss.  stat  Bor.  1884  S.  208  ff.  ~  In  heideo  Arheilen  ist  anoh 
das  YerhAltniss  des  Annenanfwandes  m  den  Mitteln  nnd  den  llbrigen 
Aufwandsz wecken  der  Gemeinden  gat  berBcksichtigt.  —  Vgl.  über- 
haupt über  den  Stand  der  Kommunalfinanzstat.  Kollmann,  Die  Kom- 
munalbelastung  im  Grossh.  Oldenburg,  in  Schanz'  Archiv  1884 
II  S.  192  ;  V.  Keit/eiistein  in  Schönbergs  Uandb.  d.  polit  Oekon. 
2.  Aufl.  S.  Ü67;  Loeniug  ebenda  S.  896.  . 

^.  Die  Armenstatiatik  van  1885.  Von  den  fOr  die 
Beichserhehang  zn  liefernden  Nachweisongen  sind  die  Haiqilergeh- 
nisse  kurz  und  sammarisch  in  Nr.  25  der  Stat.  Korr.  des  preoss-stat.  Bar. 
vom  Juli  1886  veröffentlicht  worden.  Sie  betreffen  namentlich  die 
Zahl  der  Armen,  den  Gesammtbetrag  der  Aafwendon^n  seitens  der 
Orts-  und  der  Landarmenverbände  M. 

h.  Die  Volkszählungen.  1852  wurden  bei  der  Volks- 
zählung „diejenigen  Personen,  welche  lediglich  von  Almosen  leben 
imd  zwar  ohne  zn  den  FamiUenangehörigen  so  sUden,"  besonders 
aufgenommen.  In  dem  alteren  QnellenwerlE  der  Prenss.  Stat. 
Bd  V  S.  1028.  —  Bei  der  Volkszählung  von  1861  wurden  unter 
den  lierufsklassen  in  Sp.  l'.}^  „aus  fremden  Mitteln  lebende  Familien- 
bäupter  und  Alleinstehende  (Almosenempfänger)"  nachgewiesen. 
Preuss.  Stat.  Bd.  V  S.  148.  —  Bei  der  Volkszählung  von  1867 
wurden  nachgewiesen:  „aus  fremden  resp.  öffentlichen  Mitteln  Le- 
boide  a)  Almoeenempfänger ,  Insassen  ?on  HeQ-  ele.  Anstalten, 


1)  Iiizwisclien  sind  ausführlichere  Nachweisungen  in  der  Zeitaehr.  des 
preuss.  8tat.  Hur.  ISsc,  s.  42—04  erschienen;  dieselben  erstrecken  sich 
a^if  die  einzelnen  Itegierungsbozirke.  Eine  nähere  Prüfung  dieser  Publi- 
kation, sowie  die  Verwertung  ilu-cr  Ergebnisee  in  dieser  Arbeit  ist  mir 
nicht  mehr  möglich  gewesen,  da  dieselbe  etst  wihraid  der  Konektnr 
herao^ekommen  ist. 
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Detinirte  in  Gefängnissen  aller  Art;  b)  etwaige  Angehörige  der 
von  fremden  Mitteln  Lebenden".  Preuss.  Stat.  Bd.  XVI  S.  116.  — 
Desgl.  1S71,  Preuss.  Stat.  Bd.  XXX  Rubr.  75.  7(j.  85.  86.  — 
Seit  1875  ist  von  solcher  Sonderzählnng  im  Hinblick  auf  eine  spätere 
Gewerbestatistik  Abstand  genommen  worden.  —  Die  Ergebnisse  der 
Bernfinahliuig  von  1882  dnd  in  Bd.  LXXVI  verOflientlicbt  worden; 
dort  sind  entsprechend  den  filr  das  Reich  bezeichneten  Kategoriea 
unter  den  berufslosen  Personen  auch  die  von  Unterstützung  Leben- 
den und  die  Anstaltsinsassen  nachgewiesen;  in  brauchbarer  Detail- 
lirung  aber  nur  für  den  gesanimten  Staat,  wahrond  für  die  Reg.-Be- 
zirke  und  Kreise  die  An^^aben  über  diese  Personen  mit  den  über 
die  anderen  berufslosen,  worunter  namentlicb  solche,  die  von  eigenem 
Vermögen  oder  Pensionen  leben,  zusammengeworfen  sind.  —  Vgl. 
hierzu  die  Bern,  oben  8.  42  sn  b.  —  Diese,  wie  der  erste  Blick 
ergiebt,  sehr  nni^leichwertigen  Ziffern  sind  jedenfalls  mit  allergrtsster 
Vorsicht  zn  benutzen. 

2.  Sachsen.  Die  Reichserhebung  von  1881  war  für  Sachsen 
die  Veranlassung  im  Anscbluss  an  sie  das  Formular  des  Reiches  er- 
beblich zu  erweitern,  die  einzelnen  Daten  durch  Individualzählkarten 
zu  ermitteln,  und  die  Resultate  seiner  NachforschungCii  in  umfassen- 
der Weise  zu  veröffentlichen.  Die  Fragen,  die  weiter  gehen,  als 
die  des  Reichs,  betreffen  das  genauere  Nationale  und  den 
Unterstfltznngswohnsitz.  Nur  f&r  Leipzig  und  Dresden  wurde  noch 
w^ter  gegangen  und  für  jeden  der  Unterstützten  die  Angabe  des 
vollen  Nationale  (Name,  Geburtstag,  Geburtsort,  Religion  u.  s.  w.), 
der  Aufenthaltsdauer  und  des  Unterstütznngswohnsit7cs.  dc>  Leu- 
mundes und  di  r  Art  der  I  nterstützung ,  letzcrc  bis  ins  Einzelne 
gegliedert,  gefordert.  Uebciilics  unterschied  sich  Sachsen  noch  da- 
durch vom  Reich,  dass  es  die  Erhebung  auch  auf  die  Landarmen 
erstreckte.  Die  Veröffentlichungen  sind  sehr  umfassende  und  geben 
die  Resultate  gesondert  nach  Amts-  und  Kreishauptmannschaften  in 
Verbindung  mit  einem  kurzen  Ueberblick  Aber  System  und  Organi- 
sation  des  Armenwesens  in  Sachsen  und  unter  Klarlegnng  des  Ver- 
hältnisses der  einzelnen  Kategorien  durch  Prozentbererhnuncren.  Die 
Publikationen  bezüglich  Leipzigs  und  Dresdens  .«^ind  unitangreiche 
Monogi'apliien  der  in  cnen  Stildten  aus  öftentlithen  Mitteln  geübten 
Armenpflege.  Am  Eingange  der  ganzen  Veröffentlichung  sind  An- 
gaben und  Belrachtmigen  enthalten,  die  fiber  das  Wesen  der  Armen- 
statistik und  den  Stand  der  betreffenden  Arbeiten  orientiren  sollen. 
Da  Sachsen  durch  seine  zentrale  Lage  und  die  Yorwiegend  industrielle 
Beschäftigung  seiner  Bewohner  ein  ganz  besonders  wichtiges  Gebiet 
für  die  Fragen  des  Armenrechts  bietet,  so  sind  die  Feststellungen, 
namentlich  bezUgl.  des  Unterst. -Wohnsitzes,  von  allgemeinerer  Be- 
deutung. Auch  bewirkt  der  Umstand,  dass  Sachsen  viele  intelligente, 
in  Verwaltungsgeschäfteu  geübte  Gemeindeverwaltungen  besitzt,  eine 
grössere  Zuverlässigkeit  dieser  Statistik,  als  sie  einmaligen  Erhebungen 
an  und  fta  sich  zukommt.  —  Zeitschr.  des  sächs.  stat.  Bur.  Jahrg. 
28  und  29. 
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3.  Würtemberg.  Ausser  der  schon  erwähnten  dürftigen 
Zusammenstellong  besitzt  W.  noch  eine  sorgtliltige  und  wertvolle 
Arnienstatistik  in  der  von  Camerer  bearbeiteten  Stat.  der  Fürsorge 
für  Arme  und  Notleidende:  Würtemberg.  Jahrb.  fUr  Statistik  und 
Ltndesk.  1876  H.  III.  —  Doch  handelt  es  sich  in  der  Hanptsaehe 
um  Anstalten,  Stiftungen  und  Vereine  sa  Armenpflegeswecken,  deren 
Entstehung,  Zweck,  Sach-  and  Yermögensstand  sowohl  einzeln  wie 
unter  folgenden  Kategorien :  a)  für  Kinder  b)  für  die  heranwachsende 
Jugend  c)  für  Arbeiter  d)  Kranke  e)  Alte  und  Gcbrecliliche 
f)  Arme  überhaupt  —  nachgewiesen  werden.  Unter  f)  sind  nament- 
lich auch  alle  Stiftungen  begriffen,  die  ausschliesslich  den  Zwecken 
der  ööentl.  ArmenpHege  gewidmet  sind.  Doch  ist  eine  Sondeiung 
nrischen  den  Gebieten  der  öffentlichen  nnd  der  Stiftnngsannenptlege 
im  engeren  Sinne  nicht  durchgeführt,  so  dass  die  Arbeit  Ihr  die 
Benrtälnng  der  ersteren  nur  von  mittelbarem  Werte  ist.  —  In 
der  an  anderer  Stelle  (vgl.  unten  87)  zu  nennenden  Gemeinde- 
finanzstatistik  sind  nur  Nachrichten  über  Abgaben,  Nutzungen  u.  s.  w. 
im  allgemeinen  enthalten,  der  besondere  Uaashalt  der  Armenpflege 
nicht  ersichtlich  gemacht. 

4.  t^adeu.  Einige  Ergebnisse  der  Keichserhebnng  von  1881 
sind  in  der  Karlsruher  offiziellen  Zeitung  mitgeteilt;  doch  handelt 
es  sich  nur  um  ganz  summarische  Angaben  der  Zahl  der  Unter* 
stutzten  und  des  Aufwandes  fttr  dieselben.  —  Man  findet  dieselben 
abgedruckt  in  D.  Gem.-Z.  1881  S.  232  und  in  Schn:ollers  Jahrb. 
f.  G.  u.  s.  w.  1882  H.  4  S.  235.  —  Ausserdem  sind  auch  in  den 
Nachweisungen  betr.  das  Gemeinilorechnun'jswesen  in  Raden  die 
Armenausgaben,  soweit  sie  aus  (lenieindemitteln  getleckt  N\i  nleii.  er- 
sichtlich gemacht  und  zwar  seit  1878  als  ..besondere  Armenumlagen"^. 
In  den  Nachweisnngen  betr.  den  Yermögensstand  der  Stadtgemeinden 
Ober  8000  und  der  Landgemeinden  tlber  4000  Einw.  sind  die  Aus- 
gaben für  „Armenpolizei''  besonders  hervorgehoben.  —  Vgl.  Stat. 
Jahrb.  ft)r  d.  Orossh.  Baden  regelmässig  in  Tab.  19;  speziell  noch 
Bd.  15  S.  240. 

r>.  Andere  Staaten.  Die  Ergebnisse  der  Reichseriiebung 
sind,  soviel  bekannt,  nur  noch  von  S. -Meiningen  und  zwar  ebenfalls 
sehr  sammarisch  veröffentlicht  worden.  Die  Angaben  über  die  Ur- 
sachen sind  onbranchbar,  dagegen  die  Armenziffer,  der  Gesamml- 
betrag  und  der  Eopfbetrag  des  Armenanfwandes,  nach  den  4  Kreisen 
gegliedert,  Ton  einigem  Wert.  —  Stat.  d.  Hgt  S.-Meiningen  Bd.  1 
8.  858  ff: 

in.  Andere  Verwaltnngabesirke. 

a.  Die  Armenstatistik  der  Provinz  Hannover  für 
1872,  1877,  1879.  Obwohl  alle  grösseren  Verwaltungen, 
namentUch  auch  die  proTiniialatindischen,  in  ihren  Berichten  An- 
gaben Aber  das  Annenwesen  TcrOffientUchen,  die,  wie  schon  bemerkt, 
uter  Umstinden  sehr  wertvoll  sind,  lo  kOnnen  doch  nmnfl^eh  alle 
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diese  hier  einzeln  anlgttllitt  nerdan.   Eine  Awiuüiiim  ist  beitIcüA 

der  Provinz  Hannover  zu  machen,  welche  drei  Mal  cigmtlich  amoi- 
statistische  Erhebungen  veranstaltet  und  als  Beilagen  zu  ihren  Ver- 
waltungsberichten  für  1874,  1878  und  1881  publizirt  hat.   In  den 
beiden  erstgenannten  sind  die  Einnahmen  der  Armen  Verwaltungen 
oadi  ihren  einaelnen  QneUen,  die  Zahl  der  Unterstützten  nach  Art 
imd  Daner  nntencbieden.  Die  NachweiBangen  beoehen  sich  auf  die 
selbständigen  StÄdte  und  die  Amtsverbftnde.   Deogleicben  die  Er- 
hebung für  1879,  die  aber  sehr  viel  weitergeht  and  sehr  viel  sors- 
fältiger  veranstaltet  ist   als  die  früheren.    Es  wird  nachgewiesen: 
1.  Die  Staatssteuerkraft  im  Ganzen  und  pro  Kopf.    2.  Die  Art  der 
Unterstützung  —  in  genauer  Scheidung  zwischen  Anstalt^-,  Kost- 
nnd  HaasarmenpHege.   Aach  ist  bei  ersterer  die  nähere  Eigenschaft 
der  Anstalt,  als  Siechen-,  Irren-  etc.  Anstalt,  bei  letzterer  üeschlecht 
und  Familienstand  der  Unteratfltzten,  sowie  ihre  Zugehörigkeit  sn 
einem  Orts-  oder  zum  Landannen  verband  angegeben.  8.  Eretattnngen. 
4.  Der  Aufwand,  mit  genauester  Scheidung  der  Qaellen  desselben! 
namentlich  a)  ob  aus  ei^'cntlichen  Armensteuern   oder  Gcmeinde- 
mittein,  h)  aus  Ersatzleistungen  des  L.-A.- Verbandes  oder  anderer 
Armenverbände,  c)  ans  Stiftungen,  freiwilligen  Beitrügen  Armen- 
gebflhren,  d)  ans  Amtsnebenanlagefcassen.  —  Die  Bedeutung  für  die 
Fragen  des  Armenrechts  liegt  bei  dieser  Statistik  ?or  allem  in  der 
Scheidung  der  Aufwandszwecke  und  der  Einnahmequellen^  nament^ 
lieh  auch  in  der  sorgfältigen  Auseinanderhaltung  und  Nebeneinaoder- 
ßtellung  der  auf  die  Ortsarmen  verbau  de  und  den  Landarmen  verband 
bezüglichen  Nach  Weisungen.    Da  Hannover  eine  Bevölkerung  von 
2,s  MilL  Einw.  hat,  also  in  der  Bevölkerungsrangordnung  W'ürtem- 
berg  vorangeht,  so  leuchtet  ein,  dass  diese  Erhebungen  einen  grösseren 
als  einen  rein  lokalen  Wert  haben,  obwohl  gewisse  Veraostaltnngen 
(namentlich  die  Amtsnebenanlagen)  Hannover  eigentümlich  sind. 

b.  Die  Indi  vidualstatistik  des  Deutschen  Vereins 
von   1888.    Wie  schon   erwähnt,  wurde  das  Bedürfniss  einer 
Armenstatistik  im  Schosse  des  D.  V.  sehr  lebhaft  empfunden.  Der- 
selbe veranstaltete  daher  1883  eine  Erhebung,  die  in  Inhalt  und 
3f  ethode  der  sächsischen  Statistik  gans  ähnlich  war  und  nnr  darin 
0icb  von  ihr  unterschied,  dass  sie  statt  eines  gansen  Landes  eine 
^Anzahl  deutscher,  dem  Verein  angehörender  Städte  umfasste  ond 
statt  auf  amtlicher  Anordnung  seitens  einer  Zentralstelle  auf  der 
Initiative  der  einzelnen  Beteiligten  beruhte.   Die  Aehnlichkeit  rührte 
vor  allem  daher,  dass  Böbmert,  der  Leiter  der  amtlichen  sächs.  Stat., 
die  Seele  dieser  Vereinsstat.  wurde.  Die  Erhebung  umfasst  77  dem 
Verdne  als  Mitglieder  angehOrige  Ortsarmenverbände  (Städte)  und 
geht  ebenfalls  auf  die  armenrechtlich  insserst  wichtigen  Fragen  der 
Aufenthaltsdauer,  des  Unterst. -Wohns.  u.  s.  w.  ein.   Bis  jetzt  sind 
in  den  Vereinspublikationen  die  wichtigsten  Resultate,  teils  speziell, 
teils  zusammenfassend,  mitgeteilt ;  vgl.  a.  a.  0.    Eine  Bearbeitung  in 
grösserem  Stile,  bei  welcher  das  Armen weseu  der  einzelnen  Armen- 
verbände auf  Grund  der  Erhebung  eingehender  dargestellt  werden 
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soll,  ist  angekiiniligt.  aber  bisher  noch  nicht  erschienen.  Mit  Rück- 
sicht darauf,  ilass  diese  Erhebung  einen  sehr  anerkennenswerten, 
aber  unstreitig  noch  sehr  lückenhaften  Versuch  darstellt,  hat  eine 
derartige  grössere  Pablikation  ihre  erheblichen  Bedenken,  weil  sie 
locht  den  Charakter  eines  eigentlichen  Qnellenwerkes  annehmen  and 
20  Tielfoch  irriger  Benatznng  verleiten  kann.  Der  Haaptwert  der 
Vereinsstat.  liegt  in  der  8Ch<Ui  oben  hervorgehobenen  Vielseitigkeit 
and  Gründlichkeit  der  über  sie  ü'eführten  Verhandlungen.  Die  Er- 
gebnisse sind,  so  weit  sie  sich  auf  grosse  Zalilcn  gründen,  für  einige 
Erscheinungen  der  uifentiiciien  Armeni»tiege  verwendbar.  —  Ub  die 
Statistik  fortgesetzt  werden  wird,  soll  von  dem  Ausfall  der 
Ueichserhebang  fUr  1885  abbftngen. 

0.  Armenpflegestatistik  deutscher  Städte  für  die 
Jahre  187  2  bis  187t).  Eine  von  der  (jenieiude-Zeituug  ver- 
ansultete  Privatarbeit,  welche  185  dentsche  StAdte  omfssst  nnd 
namentlich  das  Verh&ltniss  der  ortseingeborenen  nnd  nicht  orts- 
^geborenen  Armen«  den  Aufwand  für  öffentliche  Armenpflege,  das 
Erstattungs-  und  Arnienstreitwesen  in  24  Rubriken  geschickt  be- 
handelt. Doch  sind  die  Zahlen  offenbar  äusserst  ungenau  und  eben- 
falls nur  andeutungsweise  und  mit  grosser  Vorsicht  zu  benutzen.  — 
Deutsch.  Gem.-Z.  1878  Beilage  zu  >ir.  22. 

d.  Die  Anforderungen  für  öffentliche  Unter- 
st ü  t  z  u  n  g  o  n  i  n  5  1  d  e  u  t  s  c  h  e  n  S  t  ä  d  t  e  n  w  ä  h  r  e  n  (1  d  .T  1  8  7 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Stadt  .\achen  aus  amtlichen 
(Quellen  mitgeteilt  durch  die  Aachener  Armenverwaltung.  Aachen 
1879.  —  Dto  BeviUkerungszahl.  Beträge  an  Staats-  und  Gem^de- 
stenem  insgesammt  nnd  pro  Kopf,  die  Zahl  der  dauernd  Unter- 
stützten nnd  die  einzelnen  Veranstaltungen  für  letztere,  nach  ver- 
scbiedenen  Gesichtspunkten  geschieden,  sind  neben  einander  ge- 
stellt 

e.  Die  Verteilung  der  Armenlasten  in  51  prens- 

sischen  Städten.  Von  Adickes,  als  Beilage  zu  seiner  genannten 
Abhandlung,  Tüb.  Ztsrlir.  1881  S.  41  •>  ff.  —  Es  ist  eine  Ueber- 
sieht  Uber  .len  Betrag  der  Grund-  und  Gebäude-,  der  direkten 
Staatssteueni,  der  Komnumalsteuern .  der  Zwangsbeiträge  für  die 
Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  insgesammt  und  pro  Kopf  ge- 
geben und  eine  Berechnung  hinzugefügt,  welche  das  Verhftltniss  der- 
selben Btt  einander  ersichtlich  macht  — 

Hiermit  dürfte  die  Zahl  der  aber  mehr  als  einen  Verwaltungs* 
beiirk  sich  erstceckenden  bezw.  den  üblichen  Inhalt  eines  Verwaltungs- 
berichts überschreitenden  Zusammenstellnngmi  und  Erhebungen  er- 
schöpft sein.  Von  den  für  die  Untersuchung  armenrechtlicher  Fragen 
verwendbaren  Einzelanuaben  aus  einzelnen  Verwaltungsberiehteii  wird 
im  Verlaufe  der  Arbeit  mannigfacher  Gebrauch  gemacht  werden. 

FwachaacMi  (21)  VL  4.  —  Mftutorbnf.  4 
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2.  Das  mittelbar  armenstatistiseke  Material. 

§  11. 

Eine  Aufzählung  aller  derjenigen  Angaben,  welche  für 
die  Kcnntniss  der  Erscheinungen  dos  i\rmenwesens  mittelbare 

licdeutung  habon,  ist  nicht  wohl  möglieh.  Dioselhen  sind  in 
allen  grösseren,  zum  Teil  auch  in  den  kleineren  (vornehnilieh 
in  den  thüringischen)  St;uiten  sehr  erheblich,  last  unersc-liöpf- 
lich.  Von  der  grundlegenden,  für  alle  Verhältnisse  wichtigen 
Bevölkerung»-  und  Wandemngsstatistik  bis  herab  zu  der  das 
Gebiet  des  Armenwesens  hart  streifenden  Bettler-  und  Arbeits- 
hausstatistik auf  (1(  r  einen,  der  Unfall-,  Kranken-Versicherungs- 
sfcitistik  und  ähnliciien  auf  der  andern  Seite  gic])t  es  eine 
Reihe  von  Speziaicrht  bungon.  welche  für  di«'  Erkenntniss  des 
Arnienw  esens  als  unendlich  wichtig,  ja  ak  schlechthin  unent- 
behrlich zu  bezeichnen  sind. 

Es  erschien  Angesichts-  der  Schwierigkeit  erschöpfender  Auf- 
sählang  zweckmässig,  über  das  einschlägige  Material  au  seinem  Orte 
niUiora  Angaben  in  maehea.  So  wird  man  in  §  17  Angaben  ttber 
EraakenTersichenuig  —  in  §  67  ff.  Aber  die  BeTttlkerangs-,  speiieU 
"Wanderbewegungen  —  in  §  87  ff.  über  Kommunalfinanzen  —  in 
^102  über  Bettlerwesen  —  in  §  151  ff.  Aber  Gebrechliche  —  in 
§  180  ttber  Krankenanstalten  n.  a.  m.  finden. 
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2.  Kapitel. 

Notwendigkeit  der  Armengesetzgebung. 


1.  IMf  0niB(lsllge. 

§  12. 

Von  (lern  gesetzlich  geregelten  Zu.st;iii(l  untersdieidet  sich 
der  gesetzh'ch  nicht  geregelte  iiielit  dadurch,  dass  ditr  Inhalt 
des  dm  betreffenden  Thuns  und  ITnterlaMHens  in  beiden  Füllen 
ein  notwM'Tidig  verschiedener  ist.  Unter  üliri^^ens  gleichen 
Verhältnissen  wird  an  der  einen  Stelle  ohne  (Jesrt/  tliatsiieh- 
lich  dasselbe  gethan  und  unterlassen,  was  an  einer  anderen 
Stelle  auf  Grund  des  Gesetzes  gethan  uder  unterlassen  wird. 
Der  wesentliche  Unterschied  liegt  viehnehr  darin,  dass  im 
ersten  Falle  etwas  gethan  oder  unterlassen  werden  kann  und 
im  «weiten  Falh^  etwas  gethan  oder  unterlassen  werdwi 
muss.  Dass  die  auf  das  ^'^rhalten  der  Menschen  bezüglichen 
Vorschriften,  wenn  ncitiir.  im  VN'ege  des  Zwanges  verwirklicht 
wenlen  können,  charakterisirt  den  gesetzlich  iieregoiten  Zu- 
stand gegenüber  dem  gesetzlich  nielit  geregelien. 

Weil  nun  das  freie  Walten  der  den  Menschen  und  den 
sie  umgebenden  Dingen  innewohnenden  Kräfte  das  Natürliche 
und  daher  Uberall  das  Primttrc  ist,  so  bedarf  es  einer  sekun- 
dären Thätigkeit,  eines  besonderen  Aktes,  um  dies  freie  Wal- 
ten zu  einem  notwendigen  und  gesetzmiissigen  umzugestalten. 
Als  selbstverständliche  Voranssetznn^'  darf  hierbei  erscheinen, 
dass  der  Gesetzgeber  nicht  anders  zu  solcher  ThJitigkeit 
schreiten  wird,  als  wenn  er  die  T Jel)erz«'ugiing  erlangt  hat,  es 
müsse  etwas  geschehen,  uui  Besserung  und  Abhülfe  herbei- 
sufUhren,  und  es  würde  dies  nicht  geschehen,  wenn  es  nicht 
unter  Zwangsandrohung  geboten  oder  verltoten  würde. 

Wendet  man  diese  allgemeinen  Sätze  auf  die  Fragen  des 
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Anut'iiWfsfns  an,  so  ^i'laii^^t  man  zu  d'-iii )<'n!;,''fMi  Punkt»',  von 
wcKliein  ein  Tril  der  ikhut«'!!  KcfnriiilM.Nirchun^M'ii  .-.einen 
Ausj4:an^  iiiniuit,  induni  die  Fenihaluui^  btzw.  die  Bt-«t.'itigmif< 
dc8  j^esetzlichcn  Zwanges  in  Bezug  auf  das  Armenwesen  ge- 
fordert wird. 

Diese  Forderung!  ist  an  erster  Stelle  deshalb  zu  br-trach- 
ten,  weil  im  Falle  ilirer  P^rfüllung  das  Sekundüre,  die  Amien- 
gcsetzgobung,  liinfillH^,  die  Erwäjruup:  iliror  R«'i,'«'luiij^  (iber- 
flüssif?  ersch(MiH'n  wünlo.  Andererseits  gewährt  ;^erade  die 
Betraclitun;;  der  heziiglicheii ,  diesen  Punkt  l)estininien<ien 
Gc'jjcn.sätze  <lie  geeignete  Grundhige  für  die  weitere  Dar- 
stellung, die,  von  dem  Boden  der  natürlichen  Thatsachen 
ausgehend  y  zu  denjenigen  Gestaltungen  zu  gelangen  hat, 
welche  bi^ther  geschaffen  worden  sind,  oder  deren  Schaffung 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  beehrt  wird. 

§  13. 

Der  Zustand  der  Bedürftigkeit  einzelner  Personen  ^ 
Einzolarmut  —  oder  ganzer  Personenklassen  —  Massen- 
armut —  ist  nicht  an  und  für  siel»  in  der  Besehaffeidicit 
der  menschlicin'ii  Natur  l>ei;ründet;  es  lassen  sieh  Zustünde 
denken,  in  denen  ein  ni<'drii^es  Mass  d<'r  I iediirfnisse  im  all- 
gemeinen Unterschiede  zwischen  den  einzeliuMi  Einwohnern 
eines  Bezirks,  also  den  Gegensatz  von  Wohlstand  und  Armut 
nicht  hervortreten  lässt,  oder  in  denen  einem  jeden  Ein- 
wohner ein  angemessener,  zu  seinem  Unterhalt  ausreichender 
Erwerb  zur  Seite  steht.  Aber  wenn  es  filr  solche  Zustünde 
auch  nicht  an  Beispielen  fehlt,  so  beziehen  sich  dieselben 
doch  immer  nur  auf  einzelne  I^e/irke,  in  denen  eipMitiim- 
liche  Verhältnisse  ein«Mi  meist  nicht  laii^e  dauern<len  eigen- 
tündichen  EinHuss  zu  ül)en  und,  nur  für  kurze  Zeit,  den 
Zustand  der  Bedürftigkeit  von  allen  Einwohnern  fernzuhalten 
vermochten. 

Vgl.  z.  B.  die  interessanten  Antraben  über  die  Gemeinden 
Komthal  und  Wilbelmsdorf  in  Wflrtemberg,  welche  durch  ein  System 
▼oUstftndigster  Absehliessong  nach  anasen  auf  der  einen,  durch  vor- 
sttgliche  Zucht  und  Ordnung  im  Imiem  von  bedttrftigaii  Einwohnern 

frei  blieben,  bei  Schübler  S.  93  tmd  102.  —  lieber  Zustände, 
in  «U'iion  die  allgemeine  Armut  das  iiervortreteii  individueller  Be- 
dürftigkeit beinahe  unnitigli»  Ii  macht,  sind  wiedcrhoh  Wahrnehmungen 
gemacht.  So  von  Kries  liezüglich  der  obcrsciriesischen  Bezirke 
II  S.  8  Anm.  1;  in  der  preussischen  Armenstatistik  von  1819 
bezüglich  der  Kreise  Wittgenstein,  Brilon,  Laasphe;  in  Kollmanns 
Armeostatistik  bezüglich  der  mflnsterischen  Geest  (Oldenbarg).  Ein 
ganz  Tortreffliches  Bild  des  Oemeindelebens  in  UehiBten  und 
(niL'sten  Verhältnissen  entrollt  S  c  Ii  n  a  p  p  e  r -  Arnd t  in  seinem 
Boche:  5  Dorfgemeinden  auf  dem  hohen  Tannas,  in  den  Staats- 
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and  socialwissenschaftlichen  Forsclmngen ,  herausgegeben  von  G. 
Schill  oll  er,  Bd  IV  Heft  2;  auch  Stüve.  Wesen  und  Verfassung 
der  Laiulgenieinden  und  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  l^ieder- 
sachsen  und  Westtalen,  1851,  besonders  S.  150. 

In  Wahrh^'it  ist  die  Armut  von  JcIkt  •mim;  Thatsaclu' 
weson.  Von  jeiier  liat  t*s  Zustäiuli'  gegeben,  in  wclelicii 
einzelne  TersuMen  oder  ganze  Klassen  von  Persunru  ausser 
Stande  oder  nicht  Willens  waren,  sich  das  zu  ihrtm  Unter- 
halt Erforderliche  dnrch  eigene  Arbeit  zu  orwerben  und  für 
den  Fall  der  Erwerbslosigkeit  aus  eigenen  1^1  itteln  Abhülfe  zu 
schaffen,  und  ebenso  bat  es  keine  Zeit  gegeben,  in  wel- 
cher die  Tbatsaehc  di-r  Armut  nicht  G('jj:«'nstan(l  «Icr  Wahr- 
ncbnumfr,  <b'r  Pn'urtciiun;;"  und  dor  Fürsor^'c  ucwescu  niire, 
k*'iii*'  Z'  it,  welcher  es  an  Krwiij,nin^''<'u  um!  Massn-j^cln  j^c- 
leblt  hatte,  dieselbe  zu  verhüti.'n  und  zu  beseitigen.  Art  und 
Mas-H  ihrer  Uebung  sind  fndiich  immer  verschieden  gewesen. 
Von  den  hierauf  im  einzelnen  einwirkenden  Faktoren  wird 
im  folgenden  vielfach  zu  handeln  sein;  Iiier  lurlarf  es  nur 
dci-  Hervorhebung  der  wichtigsten  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkt«'. 

>iow('it  von  Armut  als  Cifgcnstiiml  vt-riititcndcr  <^(h'r  be- 
seit'p^iuh  r  Massr(';j:<'ln  «li<'  Ixcdc  ist.  hat  man  «laniiittr  immer 
denj'Miigen  Zustand  dw  Ih'dürltigkcit  zu  verstehen,  in  weleheni 
das  Individuum  weniger  besitzt  oder  erwirbt,  als  es  notwendig 
zu  seiner  Erhaltung  bedarf  —  also  den  äussersten  Zustand 
des  Klüngels  an  den  zum  Leben  absolut  erforderlichen  Untere 
haltsnittcln. 

Die  Armut  ist  versthuldet  nder  unverscluddet.  Ver- 
seil uldet  ist  Armut,  wenn  das  Kr\verl)eii  des  T'ntei-haltH 
Versäumt  ( M^!sr^i;r^^'m^'■)  dder  das  Krwerbeiie  über  <leu  p'^en- 
warti;;eu  Heilai  i"  hinaus  ohne  Rücksicht  aut'  die  Zukunft  ver- 
wendet worden  ist  (Verseh Wendung).  Unverschuldet  ist 
sie,  wenn  nicht  vorausschbare  Ereignisse  die  Möglichkeit  des 
Erwerbes  überhaupt  oder  zeitweilig  hindern.  Diese  Hinde- 
rungen sind  allgemeine  (objektive)  oder  individuelle  (subjek- 
tive). Zu  den  erstei-en  gehör«'!!  vornehmlich  ir^we!-!  «liehe 
Kris«'!!.  man<relhat"t<'  Staatscini'iclitim^en  und  Mhnliehe  als  Pro- 
dukte meiiM-hlichcr  \'ci-aiistaltun,iren,  —  Hi*and-,  Wasser-, 
Hagelschäden,  Kjiidemien  U!ul  ähnliche  als  Felgen  von  Katur- 
erbch<  inungen.  In  suldcktiver  Heziehung  hindernd  sind  vor- 
nehmlich Krankheit,  Gebrechen,  jugendliches  Alter,  Qreisenalter. 

AofzAhlongen  der  möglieben  Ammtsanachen  finden  sich  vor- 
Debmlich  in  den  Lebrbflchem  der  poUtischen  WissenBcbaft  and  Volks» 
wirtselialt,  wo  dieselben  den  Aosgangspunkt  für  Erörterung  all- 
gemeiner sicherheitspoUzeUicher  und  wirtschat'ts)iolitischer  Massregeln 
bilden-  Am  besten  noch  immer:  Mehl  S.  üHd  fi.  und  Rau  4;  32H 
u.  ;127.  —  Neuerdinfis  sind  die  Versuche,  die  Ariiiur^ur>aclicn  im  \Vcf;e 
der  statiBÜscben  Erhebung  zu  erlorscheu,  sehr  zahlreiche.  Die 
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Reichsstatistik  von  1885  hat  allerdings  eine  Nomenklatur  von 
Ursaclien  aufgestellt,  die  ganz  iiusserlich  und  unzulänglich  ist.  Da- 
gegen haben  Sachsen  und  Bremen  im  Anschluss  an  die  letztere  die 
Ursachen  sehr  eingehend  behandelt  und  besonders  dem  Auftreten 
der  individuellen  Ursaclien:  Krankheil,  Alter,  Verlassen  seitens  des 
Ernährers,  Arbeitslosigkeit,  Trunksucht  n.  a.,  besondere  Aufmerk- 
samkeit geschenkt.  —  Ueber  das  Detail  Ygl.  Böhmert  in  den 
Berichten  an  den  Deatechen  Verein  für  A.  und  W.  1888—85, 
auch  oben  §  10'.  Ausserdem  Münsterberg,  Die  Armen- 
Statistik,  in  Conr.  Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat  1886  Heft  5  S.  408. 

Doch  v^rirkoii  die  einzelnen  Ursachen  der  Armut  nicht, 
wie  ein  einzelnes  Naturgesetz  wirkt,  d.  h.  in  deutlich  erkcnn- 
harom  Zusanimeiilum^'^  von  ürsjicho  und  Wirkung,  sondern 
CS  handelt  sit'h  immer  um  uwhr  oder  weniger  komplizirto 
Vorgängi!;  i\lü.ssiggang  kann  ilie  Verminderung  des  Lelx'us- 
untcrhalts,  dieser  Krankheit,  Krankheit  (jrobrochen  zur  Folge 
haben.  Jugendliches  Alter,  fUr  sich  immer  ein  Zustand  der 
Httlflosigkeit,  wird  zum  Zustand  der  Armut,  wenn  die  zur 
Unterhaltung  des  Kindes  verpflichteten  Eltern  v-erstorben,  ab- 
wesend oder  sonst  unvermögend  o<lt;r  nicht  Willens  sind,  den 
Untcrlialt  zu  gowähron.  (treis<'nalt<'r,  das  als  natürliche  Er- 
.sclici Illing  nie  unerwartet  auttruten  kann,  i'iihrt  zur  Armut, 
wenn  der  zum  rircise  (iewordeno  es  versäumt  hat,  in  den 
Tagen  der  vollen  Erw»;rbst{iliigkeit  für  die  Sicherung  seiner 
Zukunft  Sorge  zu  tragen,  bezw.  wenn  andere  Ursachen,  be- 
sonders geringe  Lohnhohe,  die  Ertlbrigung  einer  Altersversor- 
gung unmöglich  gemacht  haben.  So  schliesst  sich  eins  an  das 
andere  mit  trauriger  Notwendigkeit  an :  ein  ofit  undurchdring- 
liches Dnnkel  hüllt  die  ersten  Ursachen  ein,  aus  denen  die 
folgenden  sich  erg(d)en.  Mit  Sicherheit  ist  eben  nur  eines  or- 
kemibar:  di«-  «'ndliclic  Wirkung,  die  in  der  ilusseren  Erst;br»i- 
nung  der  .Vrnmt  zu  Tage  tritt  und,  woher  immer  kommend, 
immer  ein  und  dasselbe  bedeutet:  Mangel  an  dem  zum  not- 
wendigen Lebensunterhalt  Erforderlichen. 

§  14. 

Die  Massrcgeln,  welche  auf  \' erhütung  bezw.  Beseitigung 
der  Armut  abzielen,  gliedern  sich  in  natürlicher  Reihen- 
folge, sobald  man  vom  Femeren  zum  Nttheren  und  Nächsten 
vorschreitet.  ' 

In  (Mster  TJnie  steht  die  allgemeine  Wohlfiihrtspflcge, 
welche  Wohlstand,  d.  h.  da«  Gegenteil  von  Armut,  positiv  zu 
erzeugen  und  zu  fordern  sucht.  Sie  st«'1it  mit  den  objektiven 
Ursachen  im  engsten  ZusammiMiliang,  indem  sie  durch  Aendc- 
rung  schiidlicher  Stuiits(iinrichtungen,  wie  etwa  d<!r  Zollgesetz- 
gebung, durch  Belebung  des  Verkehrs  und  der  Industrie  und 
Anderes  Erwerbsquellen  eröffnet  oder  allgemein  zugänglich 
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maohi  Ihr  zunäclist  stehen  die  auf  UiiBchädlichiiiachung 
schädlicher  Naturereignisse   gerichteten  Bemühungen,  Vor- 

kohrunf^on  gegen  Feuers-  und  Wassersnot,  gegen  Epidemien 
und  d*'!';;!.  Dieser  Tliätigkcit  ist  eliaraktcristist-h,  dass  sie  es 
mit  keinem  Einzelnen  zu  tliun  liat,  sondern,  ganz  allgemein 
allen  Teileu  der  Bevölkerung  zu  gute  kommend,  daa  Ver- 
sinken In  Armut  verhindern  will. 

Ihr  gegenüber  stehen  diejenigen  Bestrebungen,  welche 
den  subjektiven  Ursachen  der  Verarmung  nachfolgen.  Sie 
wollen  diejenigen  Folgen  unschädlich  machen,  welche  durch 
die  Bestrebungen  der  ersten  Art  nicht  haben  verht\tet  werden 
können;  sie  wollen  diejenigen,  die  trotzdem  in  den  Zustand 
der  Armut  verfallen  sind,  ans  dcniselheii  \vi<Mler  l)«^frei<Mi ;  sie 
sind  daher  gerichtet  Miit"  Bcschatrung  von  Mitteln,  weh-he  dm 
in  Armut  geratenen  Individuen  den  zeitweilig  oder  dauernd 
fehlenden  Lebensunterhalt  su  gewähren  vermögen.  Die  Be- 
schaffung der  Mittel  geschieht  durch  das  Individuum  selbst, 
indem  es  zur  Zeit  des  Erwerbes  soviel  erspart,  um  in  der  Zeit 
der  Erwerbslosigkeit  oder  der  ErwerbsuntUhigkeit  sich  aus  rlen 
Ersparnissen  zu  unterhalten  —  oder  sie  j^esehieht  durch  andere 
Personen,  welche  zu  dem  Inilividuum  in  ir;^i'ndwelcln!r  Be- 
ziehung stehen.  Es  können  das  die  Angehörigen,  die  Diiuist- 
oder  Arbeitgeber,  die  näheren  Gemeinschat'tea  —  Korpora- 
tionen, kirchliche,  bürgerliche  Gemeinden  u.  s.  w.  —  sein ;  in 
Ermangelung  solcher  Personen,  oder  auch  vor  ihnen,  können 
es  diejenigen  sein,  welche  nur  im  Verhältniss  der  Mitmenschen 
zu  ihnen  stehen  und  als  solche  sich  verpflichtet  oder  sonst 
veranlasst  fühlen,  den  Zustand  der  Armut  zu  beseitigen.  So- 
weit di«^  Hülfe  von  Personen  geleistet  wird,  denen  eine  per- 
sönliche Verptiichtung  (Familie,  Dienstherr,  Arbeitgeber)  nicht 
obliegt,  heisst  die  Httlfeletstung  Armenpflege*). 

So  bewegen  sich  die  auf  Verhütung  und  Beseitigung  der 
Armut  gerichteten  Thätigkeiten  in  konzentrischen,  nach  dem 
Mittelpunkt  hin  sich  verengenden  Kreisen;  während  Wohl- 
fahrtspflege und  Schutzveranstaltungen  ins  Allgemeine  gehen, 
treten  die  beiden  ander-'U,  die  Veranst/iltungon  zur  S(»lbsthiilfe 
und  die  eigentliche  ArmenpÜege  dicht  an  das  betretfende  lu- 


*)  „Die  Pflicht  der  Uuterstutzang  einzelner  Mitglieder  der  Gesell- 
achaft  durch  andcro  entspringet  aus  fUnf  verschiedenen  Quellen,  die  ihrt»r 
inneren  Natur  nach  wesentlich  von  einander  abweichen  und  in  ihrer 
stsatsinrtseluiftBehen  Bedentonf^  seluurf  von 'einander  ni  trennen  nnd. 
Diese  Quellen  .«im!  ori^tens-  der  Grundsatz  der  (Jegpns'Mtif^koit  oder  Vor- 
einigUDg  der  Kräfte  zu  gemeinsamer  Verfolgung  einet»  Zieles;  zweitens 
dasJ^ienstverbiU^M  oder  die  Verhältnisse  des  Lohnes;  drittens  das  Ver> 
hältniss  der  Familie  nd(>r  die  natürlichen  Bedingungen  der  menschlichen 
Existenz  und  Entwickluiit^;  viertens  die  Gebote  unserer  Reliffi<m  und 
fünftens  die  iiückäichten  der  öd'eutlicbcu  Sicherheit  uud  Wohlfahrt."  — 
Kriee  II  S.  30. 
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dividuiini  heran,  um  den,  der  trotz  alledem  beilürt'tig  geworden 
ist,  dem  Ziü^tand  der  Armut  wieder  zu  entziehen. 

Der  ursttchliche  Zusammenhang  aller  dieser  Bemühungen 
und  Veranstaltungen  leuchtet  ein.  Man  darf  behaupten,  daas^ 
wenn  die  beiden  ersten  von  erheblichem  P^rfnl^^  gekrönt  wur- 
den, die  dritte  wesentlich  verringert  worden  könnte,  und  dass 
mit  vollkommon<M-  KrlVillun^i-  auch  der  an  die  Selbstliülte  zu 
stellpTulen  Forderungen  es  der  Armenptiege  überhaupt  nicht 
bedürfen  würde. 

Daäs  ein  Zustand,  in  welchem  die  Armut  gänzlich  aus  der 
Welt  verschwindet,  nicht  wahrscheinlich,  ja,  an  dem  Hasse 
menschlicher  Unvollkommenheit  gemessen,  wohl  schlechterdings 
unmöglich  ist,  bedarf  keiner  näheren  Begründung;  vielmehr 
lässt  sich  die  HcM»rgiiiss  nicht  unterdrücken,  das.s  die  kom- 
jdizirten  Prndtiktioiis-  und  Lohnverhältnisse  der  nv  dernon 
/eit  «'lier  eine  Steigenuiu  <ler  Armut  als  ein  Sinken  dt-r- 
selben  erwarten  lassen.  \\  as  Menschen  thun  können,  ist  eben 
nur:  vorbeugen,  auf  sittliche  Veredlung  hinwirken;  äussersten 
Falls  helfen. 

Mit  Bezug  auf  das  Helfen  möchte  es  von  vornherein 
ebenso  unw^iracheinlich ,  ja  selbst  unmöglicli  erscheinen,  auf 
die  Herbeiführung  eines  {Zustande«  zu  hoffen,  in  welchem  die 
Hülfe  nur  von  dem  hiilfsl)edürftigen  Individuum  selbst  ansucht, 
eine  Hülfe  v(in  anderer  Seite  idteHlüssig  wird.  Gleichwohl 
kann  g»»^enwärtig  eine  kurze  li<traciituii;i  dieser  Hoffnung 
und  der  Luisiände,  auf  welche  sie  gegründet  wird,  nicht 
unterlassen  werden,  weil  nicht  blos  die  auf  Beförderung 
der  Selbsthttlfe  gerichteten  Bestrebungen  den  vornehmsten 
Bang  unter  den  auf  Beförd  i  ung  der  iiigemeinen  Wohlfahrt 
gerichteten  Besü^bungen  überhaupt  einneiimen,  sondern  weil 
gerade  in  neuerer  Zeit  positive  Vorselilii«:*'  gemacht,  positive 
Gesetze  erlassen  worden  sind,  MeKhe  die  Hoffnung,  dass  man 
die  Armenpflege  durch  Veranstaltungen  der  Sellisihulfe  über- 
flüssig machen  kann,  zu  verwirklichen  versuchen. 


2.  Das  VerhSltniss  der  Armenpflege  und  der  Selbsthülfe. 

Vizl.  die  gnmdlegenden  Arbeiten  von  Brentano:  Die  Arbeiter- 
versicbenmg  gemäss  der  heutigen  Wirtscbaftsordnimg.  —  Der 

Arbeiterversichemngszwang  und  seine  Folgen.  —  Die  gewerbliche, 
Arbeiterfrage,  in  Schönhcri/s  Handbuch  ;^  4  2  ff.  ~  Schäffle, 
Gesellsch  System,  3.  Aufl..  S.  48:i  fl.  —  W'a^ncr,  Tlicoret.  V.- 
W. -Lehre.  1.  Teil:  Grundlegung.  S.  475.  —  (iani)).  Die  wirt- 
schaftlichen sozialen  /'hifgahen  unserer  Zeit  auf  indu.^irielleni  und 
landwirtschaftlichem  Gebiete.  Uerliu  1881.  —  Hirschberg.  Die 
Selbstlifllfe  des  Arbeiterstandes  als  Grondlage  seiner  Versiebet  ung, 
in  Deutsche  Zeit-  imd  Streitfragen,  heran^segeben  yon  t.  Holtsen* 
dorff.  Berlin  1888.  —  t.  Reitsenstein,  Inwieweit  ist  Ton  der 
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Aasbildung  der  Arbeilerversichening  eine  Minderung  der  Armenlast 
zu  erwarten?  In  Conr.  Jahrb.  1882  491  fi".  —  Die  Fra^c  des 
Verhältnisses  von  Versicherung  und  Armenpflege  ist  ausführlirlier 
Öffentlich  erörtert  in  dem  Verein  für  Socialpolitik ,  Verhandlungen 
Yom  9.  und  10.  Oktober  1882.  Das  Referat  hatte  v.  Reitzenstein, 
dae  Korreferat  LammerB  und  Adickes.  Von  den  flbrigen 
Rednern  ist  namentlich  Schmoller  za  nennen.  Vgl.  Bd.  XXI  der 
Schriften  d.  V.  f.  S.  S.  82  ff.  -  Ebenso  im  D.  V.  f.  A.  u.  W. 
Referat  von  Lammers,  Die  rnfallversicherung  in  ihrer  Rück- 
wirkung auf  die  Aririoni>tlege.  (Drucks,  und  Veihandl.  von  IHRl.) 
Sehr  viele  Kachwei^ungen ,  sowie  Entwiirf«'  lindet  man  in  der 
Deutschen  Gem. -Z.,  welche  seil  langen  Jahren  die  Ersetzung 
der  Armenpflege  durch  Versichenrng  öffentlich  verteidigt  and  be- 
grflndet  hat.  Vgl.  besonders  Jahrg.  1877  Nr.  81—84. 

§  15. 

1  )ie  Ciriind«',  we-lclic  t'iir  di«'  Xot\vendij/k<'it  der  j^<ll)st- 
IiiiltV;  «lurcli  VcrsiciicniDg  ^|)^e^•lH•l1.  sind  liier  ><>  Wfiii;^  wie 
die  Frage,  ob  freie  Kassen  oder  Kas-eiizwan^  zweekiiiassiger, 
ZU  untersuchen.  Nur  des  Zusammenhanges  wegen  mögen 
in  Kürze  die  massgebenden  Gesichtspunkte  hervorgehoben 
werden. 

OruiuIsUtzlich  hat  jeder  erwachsene  und  arbeitslWge 
^fenscli  tVir  seinen  elf^enon  Unterhalt  sowie  fiir  den  si-iner 
nilehsten  Aiigi'liörij^^cii  zu  sorgen.  Soweit  diese  Sorj^t«  keine 
gegen wärti;^"«'  i-^t.  weil  sie  dureh  gej^eiiw artigen  Arlteitsverdimst 
ihre  Erledigung  findet,  betrifit  sie  die  zukünftige  Lebena- 
möglichkeity  als  welche  zeitweilige  Erwerbslosigkeit  wegen 
Arboitsmangel  oder  Krankheit,  dauernde  Erwerbsunf^lhigkeit 
we^en  Krankheit,  Invalidität,  Alter  oder  durch  Versterben 
mit  Hinterlassung  von  Angehörigen  —  in  Betracht  zu  ziehen 
sind.  l)ie  ans  den  versehiedenen  jSlJiglichkeiten  .sieh  ergehen- 
d»'n  F<  liren  sind  zeitweilige  oder  dauernde,  sie  treften  den  Kin- 
zehnMi,  sofern  er  oluie  Angehörige  ist,  allein,  oder  ihn  zusanniMMi 
mit  seinen  Angehörigen,  uder  seine  Angehörigen  allein.  Will  er 
sich  gegen  die  Folgen  sicher  stellen,  so  muss  er  von  deni, 
was  er  im  Zustand  der  Arbeitsfähigkeit  erwirbt,  soviel  erübri- 
gen, um  seinen  Unterhalt  und  etwai^^e  liesoiidere  Aulwendun- 
gen, wie  Krankenpflegeki'Sten  für  die  Zeit  seines  Lehens,  die 
Frziehnng  und  den  l'nterlialt  seiner  von  ihm  aldiängeiid<'n 
Angehörigen  (Ehefrau  und  uiisellistiindi;^«'  Kinder)  auf  den 
Fall  seines 'r<  lies  sicherzustellen.  I  )ie  8ieherstelluiig  soll  reg(d- 
niilssig  in  Gesmlt  der  Kranken-,  Unfall-,  Alters-,  Lebensver- 
sicherung erfolgen. 

Gesetzt  nun,  dass  die  nattirliche  Indolenz  der  meisten 
Mensehen,  in  guten  Tagen  die  möglicheii  sehlech*ten  ausser 
Acht  zu  lassen,  durch  Erziehung  überwunden  oder  durch  all- 
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femeinen  Versicherungszwang  unschädlich  gemacht  werden 
dnnte,  so  wäre  noch  ein  zweites  Erforderniss  xu  erlÜlen, 
dass  Dämlich  der  Erwerh  in  der  Zeit  der  ArbeittfiLhigkett 
nicht  blos  zum  gegenwärtigen  Unterhalt  ausreichend  sei,  son- 
dern einen  Ueberschuss  enthalto,  aU8  welcliem  die  Versiche- 
runp:s])eitWlge  gedeckt  worden  können.  Würde  auch  diesp«; 
Ertorderniss  erfüllt,  so  liiltte  der  Arl)eitslojin  diejenige  Hölie 
erreicht,  welche  er  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  not- 
wendig haben  muss,  um  dem  Arbeitenden  und  seinen  Ange- 
hörigen mindestens  die  Existenz  zu  sichern.  Das  Eingreifen 
der  Armenpflege  würde  in  diesem  Fall  überflüssig  sein.  Er- 
reicht der  Arbeitslohn  diese  Höhe  nicht  und  wird  nunmehr 
ftlr  den  Unterhalt  der  nicht  versicherten  Personen  durch 
Armenpflege  Sorge  getragen,  so  treten  die  Mittel  der  Armen- 
pflen;c  an  die  Stelle  des  Arbeitslolms ;  und  geht  man  von  dem 
volkswirtschaftlich  wohl  kaum  anfechtbaren  Satze  aus,  dass 
der  Arbeitslohn  einen,  und  meist  den  wichti^j^sten ,  Teil  der 
Produktionskosten  bildet,  so  gelangt  man  zu  dem  Folgesatz, 
dass  die  an  die  Stelle  des  Arbeitslohns  getretenen  Mittel  der 
Armenpflege  einen  Teil  der  Produktionskosten  bilden  und 
dass  um  ebensoviel  das  Produkt  liilliger  hergestellt  werden 
kann,  als  der  Arbeitslohn  durch  die  Zuschüsse  der  Armen» 
])fle^n^  ZU  seiner  notwendigen,  d.  h.  die  Versicherungsprämie 
mitbegreifenden  Höhe  ergänzt  ist.  Mit  anderen  Worten:  die- 
jenigen, welche  von  der  Produktion  unmittelbar  Vorteil 
liabcn  —  die  Produzenten  bezw.  die  Konsumenten  — ,  erhalten 
diesen  Vorteil  auf  Kosten  derjenigen,  welche  die  Mittel  der 
Armenpflege  aufbringen,  also  je  nach  den  Umständen  auf 
Kosten  von  Privatpersonen,  auf  Kosten  der  Gemeinde,  des 
Staates  u.  s.  w. 

Dies  ist  der  unleugbare  Zusammenhang  der  Armenpflege 
mit  der  Versicherung,  aus  welchem  die  theoretische  Bereeh- 
tigun;;  der  Forderung,  dass  erst"re  durch  die  letztere  voll- 
kommen ersetzt  werde,  unzweifelhaft  hervorgeht M-  I^i*'  Frage, 
ob  diese  Forderung  in  absehbarer  Zeit,  d.  h.  so  schnell  ver- 
wirklicht werden  kann  oder  wird,  um  die  Reform  in  Bezug 
auf  die  Armenpflege  selbst  schon  jetzt  überflüssig  erscheinen 
zu  lassen,  ist  dem  gegenüber  eine  thatsächliche,  wenngleich 
auf  mannigfachen  Voraussetzungen  beruhende. 

Was  den  Versuch  der  Verwirklichunji^  betrifft,  SO  ist  kein 
Projekt  bekannt  welches  den  ganzen  Kreis  der  Versicherungs- 
pflichtigen zu  umspannen  gewagt  und  dem  Wunsch  nach  all- 
seitiger Versicherung  vollkommen  Form  zu  geben  versucht 
hätte;  dagegen  ist  dies  in  Bezug  auf  diejenigen  Personen, 
welche  aus  körperlichen  Ursachen  bedürftig  werden  können, 
seitens  der  „Deutschen  Gemeinde-Zeitung*'  geschehen. 

1)  Sehr  gut  uod  klar  bei  Hirschberg  a.  a.  0.  S.  8C 
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Dentsche  Gem.-Z.  Jahrg.  1877  Nr.  81—84.  —  Am  naebstn 
stehen  diesem  Gedankengange  Wagner  und  Schftffle,  obwohl  die- 
selben keine  positiven  Yorachläge  machen,  auch  Rocholl  II 
S.  27  ff.  aasfflhrl icher,  u.  a.  m.,  wie  denn  der  Gedanke  der  Selbst- 
bülfe  in  der  ganzen  neueren  Literatur  die  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende Voraussetzuni;  der  öffentlichen  Armenptiege  bildet.  Es 
ist  hierauf  noch  an  verschiedenen  Stellen  zurückzukommen.  —  Doch 
mag  hier  noch  daraut  hingewiesen  werden ,  dass  die  Frage  meist 
ans  dem  theoretisch  anrichtigen  Gesichtsponkte  des  Ersaties  der 
Armenpflege  durch  Versicherung  behandelt  wird.  So  führt  Wagner 
ans,  dass  die  Erschwerung  der  Spekulation  am  besten  durch  lieber^ 
wälzung  der  Lasten,  welche  die  Freizügigkeit  mit  sich  bringe»  auf 
die  Schultern  derjenigen  stattfindo.  ..welche  /inneist  die  wirklichen 
oder  die  ihrer  individuellen  Meinung  nach  vorhandenen  Vorteile  von 
der  Freizügijikcit  haben:  die  Arbeitgeber  und  die  Arbeiter  Zu 
diesem  /wecke  muss  namentlich  die  Armen  last  in  den  beteiligten 
Kreisen  von  der  Gemeinde  fortgenommen  and  auf  die  in  einem  um- 
fassenden Halfskassenwesen  mittels  des  Prinzips  des  Kassenzwangs 
verbundenen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  ftbertiagen  werden.  —  Die 
Anabildung  des  HQlfekassenwesens  ist  selbstverständlich  das  nie 
ausser  Augen  zu  lassende  ZkX;  von  Ueberwälzung  der  Armenlast 
auf  Arbeiter  und  Arbeitgeber  reden,  heisst  a])er  das  Sachverhältniss 
geradezu  umkehren.  Eine  Ueberwälzung  tindet  nur  von  Seiten  der 
letzteren  statt ;  die  Selbstversicherung  muss  an  und  für  sich  immer 
das  Primäre  sein.  Die  Gründe ,  welche  zur  Armenptiege  bezüglich 
derjenigen  führen,  welche  nicht  versichert  und  auch  sonst  mittelloe 
sind,  sind  ganz  andere. 


§  16. 

Die  O.Mnoindc-Zeitung  unter.schfidet  drei  Kate^i^orien  von 
Perjiönlichk<'it«!n,  di*'  wogon  der  vcrscliicidonen  Ursache  ihrer 
Fürsorgebcdurttifjrkeit  ein«  jranz  vcr.scliicrb'nartige  gasetzgobe- 
risclie  Belianiiliuig  erfordern :  die  au«  w  i  r  t s  c  Ii  a  1 1 1  i  c  h  e  u 
Ursachen  (Arbeite-  und  Erwerbsmangel),  die  aus  mora- 
liachen  Ursacheu  (Faulheit,  Lttderlichkeit),  die  aus  körper- 
lichen (gesundheitlichen)  Ursachen  liUlfsbealirftig  gewordenen 
Personen.  Die  Fttrsorgc  für  die  beiden  «-rstea  Kategorien 
acheidct  sie  ans  dem  Gebiet  d<M*  oigentlieheu  Armcnfdrsorge 
aus,  weil  «liesclhcn  der  |»'diztMHfli«'n  bezw.  der  wirt.sehafts- 
politisclien  ThätiLckeit  des  Staates  iiuterlUgen.  Nur  die  dritte 
Kategorie  >oll  <len  Gegenstand  der  eigentlichen  ötfeiitlichen 
AnueiipÜege  bilden.  Uni  nun  dieser  in  Folge  von  Krankheit 
und  erwerblicher  Arbeitsunfllhigkeit  herbeigeführten  Bedtlrftig- 
keit  gerecht  zu  werden,  empfiehlt  die  Gemeinde-Zeitung  eine 
eigentümliche   Organisation  des  Httlfskassenwesens ,  deseen 
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Onmdzii^e  ziuiiichst  in  14  Artik.-In  » )  tonimlii  t  uimI  .1.'iiin;u  list 
Knapper  Wei«c  bu^riind.  t -)  wcnlcn.  Art.  1  l.-mtet: 
,  „Jeder  Staatsangehörige,  wuldier  das  Hj.  Lc-bena- 
Jahr  zurackj;(.l(-t  hat,  ist  verpflichtet,  in  der  Gemeinde  «eines 
durch  Auhiitlialt  odor  Verehelidiuiifr  erworbenen  Untere 
ötutziinpw.,l„Ksitz.'s.  1111,1  wonii  r.,- solchen  nicht  bc«U/.t.  in  der 
ii  ein  c  1 11  (l  e  se  i  n  r  r  ( J  r  1,  n  r  t  .s  h  e  i  m  a  t  einer  1  liilt'skas.se 
1?  if^'j  w^i^*^^  i:iiter.stiitz.iim>,ka>.s.-)  iM-izutn  teii  .  w.-I.-h..  i,„ 
UaUe  der  Erkrankung  oder  Arln-it.sunlal.i-keit  .le.s.-ll,.  ,,  ilmi 
emo  baare  Unterstützung  von  1  Mark  Ulglidi  oder  statt  «lei- 
selben  eine  entsnrwhende  Naturalverpflcgung  zu  gewtthreii  hat. 
fetirM  ...n  h(iltska.ssen}>Hiehtigcr  Vater  iMlor  eine  httlfskasson- 
lihRhti^O'  v.>rwittw..te  o.h-r  unverheiratete  Mutter  mit  Ilinter- 
lassuiiK  von  Iviiulmi,  so  wird  auch  naeli  d.'in  Tode  d«u-.sell>eu 
ini  Interesse  der  Kinder  die  l)aar.- l'nt.  r.stiitzun-  l.is  zu  «N'ren 
16.  Lebensjahr  ebenso  gewühn,  als  wenn   Ilm-  Ehern  zur 

lodeszeit  untersttttzuniEfsberechtigt  aus  der  llidiskasse  Kewi-Nvii 
wKreii."  ^ 

Art.  2.    „Jede  Gemeinde,  besonders  oder  in  Gemeinscliafit 

initNaeI.}»Mr-onieinden,  ist  verpflichtet,  eine  Ilülfskasse  zu  er- 
ruhten.    .iurcli    wolehe   di.-    inn.rhall.    ihres    Bezirks  unter- 
stut/un^>l.ereel»ti^ten   Einwolm-r    ninI  l^eziehun^^swoise  doren 
Hinterbliebene  im  Falle  der  Erkrankung  und  ArbeitsiinfaUiir- 
keit  unterstützt  werden."  ^ 
Nachdem  sodann  in  den  Artikeln  3  und  4  das  Nähere 
w^eii  eventueller  Haftbarkeit  der  Eltern,  Lehrherren,  und 
wegen  Einzii-hung  der  BetrH^-e  im  Zwanj;swej,'e  (Hülfskasscn- 
steuer)  veronlnet  {st,  wird  in  den  Artik.-hi  4 -  7  vorgesehrieben 
dass  «»in  Kas>en)tllielitip'r ,   der   eiji<-n   neuen   Unt.Tsf iUzm,rrs! 
Wohnsitz  erwirbt,  der  bisherigen  Ver])tlieiitnn^-  eiitl.iin<len  inid 
an  dem  letzteren  Orte  beitragspflichtig  wird,  dass  jedm  l,  Ih's 
zum  Neuerwerb  die  Rasse  des  früheren  üntcrstützungswölm- 
aitzes  bezw.  der  Geburtsheimat  insoweit  beteiligt  bhifbt,  als 
sie  alle  Beitrüge  zu  erstatten  liat,  welclie  über  die  sch<n  ge- 
leisteten   Betrau»'  des  Neuanjiezo^r,.,,,.,,  Iiinmis  von  der  Ilülf^. 
kasse  des  Ant'  iiTlialtsortes   zum    Zwecke    vorliiuliger  Unter- 
stützung:- aulju-'-w«  inlet  w»*rden  müss«-n.    Sf.d.nin  heisst  es  in 

Art.  8.  „gemeinden,  deren  llüliskasse  (iuicii  die  reo,.], 
inassig«^'»  Leistungen  derselben  erschöpft  ist  sind  zur  Deckung 
der  ihre  Kasseneinnahmen  tiberschreitenden  ferneren  kassen- 
mässigen  Leistnnp  n  <H<'  Aushülfe  des  Staates  (Provinz 
Landamicnverband )  in  Anspruch  zu  nehmen  bereelitigt.  Des- 
irleichen  können  sie  Er.-atz  fiir  di<;j.'nl,i;«'n  Kassenlieiträge  vor- 
lAD^en.  ■vvelelio  >ie  für  lebensliin^licli  kraid^c.  erwerbs-  und 
arbeitsuiilaiiigc  l'ersonen  als  mittelbar  Ilaftpriicluige  zu  leisten 

1)  Nr.  33. 
«;^Nr.  84. 
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liah«'ii.  .sot'ci-ii  iiiclit  (Vu'.ac,  l^crsuiuMi  in  hosrtiHloreu  ötiViitlirhen 
AiLstallni  (idcr  durcli  butiondero  luilde  IStit'tungeii  »elbätündig 
veraor*(t  worden." 

In  iUm'  \\i-'^v\i\\(\nu'j:  wird  bctniit.  da.ss  rs  \vün>i'lu'ii.sw»irt 
sei,  wenriiecb.T  .St;iau>aii^eii()rige  vuii  dem  erwerbblaliigeii  Alter 
ab  tiiner  Httlfskasne  angohdre^  da  jeder  einmal  in  dürftige  Ver- 
hältnisse geraten  und  der  Öifendichen  FUrsoiige  anheim&Ilen 
könne,  und  dann  die  zu  ;;r\v,ilin  ndo  (labe  den  Charakter  dee 
Gnadengeschenks  ganz  allgemein  v<  rlier«\  Ausserdem  lege 
die  alltJ:<Mneiii''  Kassnnplliclit  eigentlich  ki'incni  Staatsl)iir;j^er 
eine  nent-,  .sondern  nur  «'ine  an<l«'r«'  La.st  aul.  ^Dcnn  schon 
jetzt  ist  in  den  für  die  Ann<'nj)th'jr«'  autV.uliringendcn  Steuern 
jedcruuuin  zur  Beitrug.sleistung  tiir  <lic  Kosten  derselben  ver- 
pflichtet, wHhreud  dicKo  Steuern  bei  Durchführung  eines  all- 

femciuen  H Ulfskassensystems  im  wesentlichen  fortfallen  würden. 
)ie  Hillfskasscnbeiträge  treten  also  im  grossen  und  ganzen  fUr 
den  jetzii^en  Amiensteuerzahler  nur  an  die  Stelle  der  Amien- 
stcncrn.'*  Fiir  die  Heteili^un.i^  des  Staates  wird  Folirendos 
^eltcn<l  ;j^enjacht:  „Px^hält  man  die  matcrielh'  IJntcrstiitziin^^s- 
liirsorp3  der  (gemeinden  auf  Grundhige  des  Hidt'skassenweseiis 
durchgängig  bei.  niaciit  man  ferner  dieselben  allgemein  für  die 
AusflÜle  ihrer  Httlfskasseu  haftbar  und  setzt  man  endlich  fOr 
die  letzteren  eiiuMi  im  ganzen  Lande  gleich  hohen  Betrag  fest, 
so  mu88  die  in  einzelnen  Gemeinden  erfol<;t(>  Erschöpfung  der 
Ilidfskassen  den  Zeitpunkt  anflehen,  wo  alle  Gemeinden  peicli- 
iii.-issif^  eine  Heihidt't^  des  Staates  werden  beanspruchen 
können.  Denn  alles  rlasjcnijj^e .  was  sie  über  die  Leistuiiijtui 
ihrer  erschöpften  llülfskasse  hinaus  noch  aus  der  Gemcinde- 
kasse  g(^wAhren  mttssen,  tibersteigt  alsdann  die  ▼oUkommen 
gleichmässigen  Leistun^ren  aller  anderen  Gemeinden  und  be- 
reclitigt  die  ttberbtlrdeten  Oemeinden  zu  enu  r  Staat-shUlfe, 
welche  gegenwärtig  völlig  irrationell  und  willkürlich  erfolgt 

Ob  dieses  Projekt,  dem  der  nicht  genannte  Verfasser  die 
FMhigkeit  nachrühmt,  das  Problem  der  öffentlichen  Armonpflego 

mit  einem  Sehlage  zu  lösen,  allen  Anforderungen  genüjrt.  lilsst 
sieli  })illi<;<'rweise  bezweifeln.  Man  wird  einwenden  können, 
dass  der  leM'trn^r  von  12  ^Tark  julirliefi  nicht  pmz  j::erin^ir  ist 
und  dass  Verliidtni.sse,  in  welchen  der  Arbeitslohn  diesen  Üeber- 
schuss  freilässt.  nicht  immer  zu  erwarten  sind.  Vor  allem 
wird  die  Beteiligung  der  Gemeinden  und  des  Staates  gerechtoe 
Bedenken  erregen,  da  eben  jede  andere  Deckung  der  Ver- 
sicheningsprämie  als  die  aus  dem  Arbeitslohn  nicht  mehr  die 
Natur  der  Wrsicheninjr .  sondern  diej.'Tn'tre  der  Armenpflep'e 
hat.  Dieses,  wie  ^^esaj^t,  am  wt-itestm  ^^'lu'nde  Pr«»jekt  ist  für 
unsere  Fra^^c;  deshalb  l»i->r lud.'rs  bemerkenswert,  weil  es  in  ge- 
wissem Sinne  dem  \\  unsche  nach  allseitiger  Versicherung  Ge- 
stalt leiht  and  in  diesem  Beetreben  zu  keinem  andern  &geb- 
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niss  kommt  aU  zu  dem.  welchem  es  eigentlich  aus  dem  Wege 
gehen  will. 

§  17. 

Wieweit  von  den  bcsteheiidcn  Ocsctzfm  betrelfend  die 
Kranken-  und  Unlallvcrsiclicrung')  ein  Kinliuss  auf  die  Armen- 
ptlege  zu  erwarten  steht,  lääst  sich  vorläufig  noch  nicht  mit 
Qewisshdit  sagen.  Jedenfalls  kann  er  vorläufig  nur  ein  ge- 
ringer sein,  weil  von  vornherein  die  Versicheruiig  nur  auf 
bestimmte  PersoiH  TiklasHen  beschränkt  ist  und  in  keinem  Falle 
andere  Arten  der  Versicherung,  vor  allem  Alters-  und  Lebens- 
vcrsifhrTnng ,  znm  Gepfon stand o  eines  Zwan^^es  gemacht  sind. 
Ja  selbst  wenn  in  aljsclibarcr  Z<  it  di<'  Kiii-  nnd  Durcbtuhrunjj^ 
der  Altersvorsiirgiin«^  zu  erwarten  wilre,  so  k«»nnten  seilest  ver- 
ständlich nur  erst  die  jüngeren  Elemente  der  Bevölkerung 
herangesogen  werden,  welche  die  Früchte  der  Versicherung 
erst  nach  einem  Menschenalter  geniessen  wttrden'). 

Es  hat  also  zunächst  bei  demjenigen  sein  Bewenden,  Wiis 
die  neugeordneten  und  die  bisher  eingegangenen  Versicherungen 
thatsächlich  leisten. 

Auch  die  Betrachtung  dieser  thatsachiichen  Leistungen 
gewährt  nicht  die  Aussicht  auf  etnigermassen  ausreichenden 
Ersatz  der  Armenpflege.  In  Baiem,  wo  lange  vor  dem  Reichs- 
gesetz die  G( meindekrankenversiclierung  nicht  blos  zulässig, 
sondern  auch  wirklieh  in  sehr  erheblichem  Masse  durchgeführt 
war,  sind  gleichzeitig  mit  den  Leistungen  der  Krankenver- 
sicherung die  Aufwendun<j^en  für  Arnienkrankeupflege  gesti^eu 
und  erreichen  eine  sehr  beträchtliche  Höhe. 


')  Ges.  betr.  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  vom  15.  Juni 
1888.  K.-G.-Bl.  S.  78.  —  Gesetz  betr.  die  Abänderung  des  Ges.  vom 
15.  Juni  18s8;  vom  2>i.  Januar  18«o.  R.-G.-B1.  S.  5.  —  Unfallversiche- 
mngsgesetz  vom  (5.  Juli  1884.  R.-G.-B1.  8.  69.  —  Genetz  über  die  Aus- 
dehnung der  Unfall-  und  Krankonvorsichening  vom  2^.  Mai  1>»'>5.  R  - 
G.-BL  S.  159.  —  Ges.  betr.  die  Fürsorge  für  Beamte  und  Personen  des 
SoMatenstaades- fai  Folge  von  Betriebsanfllllen  vom  15.  MXns  1886.  R.- 
G.-Bl.  S.  53.  —  Ges.  oetr.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  besehiiftipten  Personen  vom 
5.  Mai  1886.  Ji.-G.-Bl.  JS.  13().  —  Ueber  die  Ausführune  der  Kranken- 
▼enichenmg  orientirt  gut  Lewald  in  SchmoUefB  Jahrb.  18<$5  8.  1103  iL 

*)  V.  Keitsenstein  a.  a.  0.  &  5tSa. 
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£b  bestanden  im  Königreich  Baiern 


Krankenkaisen 

gemeiiidlidie  indnstiiflUe 


Zahl 


Höh«  lor 

trig« 


Zahl 


H6he  der  Bei- 
trig* 


Ii  betrnireB  di« 
0«nainUiucab«ii 
d«v  AitlielMa 


Au*«4>rdem 
wurd«>n  f&r 
AMUlUkrMkMl- 


te  lUniOBM  Mwk 


1871 
1875 
1879 
1881 

1888 


9049 
8290 
3567 
4199 
4579 


710 
914 
1168 
1882 
1470 


187 
177  . 
178 


264 


888 
478 
518 
706 

706 


46 
5.1 
6.8 
6.9 

7^ 


Angaben 
feElcQ 


8.9 


4.4 


Die  Zahlen  sind  aus  den  bezügl.  oben  näher  bezeichneten 
bairischen  Publikatiunen  zusammengestellt.  Bezüglich  der  Anstalts- 
krankenpflege sind  die  Angaben  erst  seit  1881  vollständige.  —  Die 
Yerwendnngen  Ar  Anstaltskrankenpflege  gliederten  sich  in  den 
Jahren  1881  nnd  1888  folgendermassen.  Es  wurden  aufgewendet 
dnrch: 

1881  \m 

in  Tausend  Mark 

a)  Gemeindeanstalten   1280  1230 

b)  Stiftungen  unter  Geineinde?erwaltung  846  1259 

c)  Distriktsanstalten   682  699 

d)  Kreisanstalten:  für  Taubstumme  .   .  142 

Blinde   11 

Irre   795 

sonstige   207 

e)  Privatanstalteu   480 


3943 


74 
11 
809 
219 
340 

4441 


In  Frankreich  sind  die  Veranstaltungen  der  Selbsthülfe  sehr 
erhebliche.  1881  bestanden  dort  4958  societes  ajtprouvöes  mit 
799  097  und  205:5  soci(*tös  autorisees  mit  298  437  Mitgliedern, 
welche  2.9  bezw.  1.4  Mill.  Vcrptiegungstage  (journees  de  maladie) 
gewlhrten,  und  eine  Oesammteimiahme  von  14.8  beiw.  12.5,  dna 
Gesammtansgabe  von  7.4  besw.  6.1  Kill.  Franken  hatten.  Der  Yeir- 
mögensstand  betrug  83.9  bezw.  23.6  Hill.  Franken.  —  Die  Angaben 
sind  dem  zuletzt  1885  erschienenen  Jahrgang  1884  des  Annnair» 
stat.  de  la  France  entnommen;  sie  reichen  nur  bis  1881.  Diese 
Publikationen  zeichnen  sich  dadurch  aus,  dass  sie  jedesmal  die 
Haoptresultate  der  früheren  Jahrgänge  mit  aufnehmen  und  so  einen 
sehr  bequemen  Ueberblick  Uber  die  Entwicklung  dieser  Einrieb- 
tungen  gewähren.  — 

Bei  den  caisses  d'öpargne.  welche  am  31.  Dezember  1881 
eine  Gesammteinlage  von  1409  Mill.  Franken  hatten,  waren  neu  be- 
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teiligt  lo8'891  ouvriers,  61" 748  domestiques,  25924  eraployt^s, 
166*000  personnes  diverses,  214  237  au  nom  d'enfants  mineurs;  ebenda 
8.  234.  —  Die  Tabelle  8.  287  zeigt  die  Entwielclimg  seit  1835 
in  danernder  Zunahme  begriffen. 

Sehr  bemerkenewert  ist  der  Entwickhugsgang  der  caisees  de 
retraite  poor  la  yieillesse,  a.  a.  0.  Tabelle  sL  246  von  1852  bis 
1881.  Es  waren  betdligt: 

mit 


1852 

1870 
1S76 
1881 


Personen 
1176 
27478 

53  010 
106093 


Renten 
0.6^ 

5.9 
8.3 
17.2 


Mill.  Franken. 


Trotz  alledem  sind  die  Leistongen  der  freiwilligen  und  der 
öfTentlichen  Armenpflege  ausserordentlich  grosse  geblieben,  zum  Teil 

in  den  letzten  Jahren  erheblich  gewachsen.  Um  nur  zwei  der  wich- 
tigsten Einnahinc(iuellen  hervorzuheben,  so  betrugen  in  Frankreich 
die  Sabventionen  an: 


a)  ordentliche        1    h)  auMernr'lontlii  ho 

Dil»  freiwilligvn 
Leittant^n  «n  öffentliche 
Woblth&tickeitMUMtAlten 

in  Millionen  Franken 

1872 

17.6 

4.9 

28 

löTö 

17.2 

3.2 

82 

1877 

16.8 

(1.4 

29 

IH^O 

19.6 

0.9 

27 

issl 

25.7 

1.0 

25 

1882 

21.7 

1.0 

28 

Vgl.  Stat.  de  la  France,  nonyellc  s^rie  tome  XII,  annöe  1882 
(erschienen  1885)  S.  LX  IT.  und  XCI  ff. 

Bemerkenswert  ist  in  dieser  Beziehung  auch  eine  Aeusserung 
in  dem  Yerwaltungsbericht  von  Bartscheid  fOr  1884/85,  einer  Stadt 
von  rond  11000  Einwohnern,  in  welchem  es  heiset:  „Eine  wohl- 
geordnete Kranken-  nnd  UnfaUyersichening,  wie  sie  neuerdings  Ar 

das  ganze  Deutsche  Reich  angeordnet  worden  ist,  bat  hier  zam  Teil 
von  alters  her  bestanden  and  der  Armenkasse  alljährlich  gewiss 
viele  Tausend  Mark  erspart;  aber  sie  hat  es  nicht  verhindern 
können,  dass  die  laufenden  Anncnausgaben  von  17  430  Mark  im 
Jahre  1873  auf  38  200  Mark  im  Jahre  1885  herangewachsen  sind, 
während  die  Bevölkerungszunahme  in  dieser  Zeit  kaum  12";o  be- 
tragen hat" 
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Mjin  wird  nach  allem  den  Ausführungen  v.  Reitzensteins 
beistimmen  mUssen,  welcher  »eine  mehr  erwähnte  Abhftndlwng 
mit  füllenden  Worten  achliesst  * ) : 

^Hieniu.s  tolgt  meines  Eruchtens,  dajs.s,  soweit  innerhalb 
des  Gebietes  der  ötfentlichen  Armenpflege  und  der  Verteilung 
der  Annenlast  insbesondere  das  Bedttrmiss  einer  Reform  der 
Oesetzgelmng  besteht,  dieses  Bedflrfniss  nicht  durch  die  blosse 
Hinweisong  auf  jene,  der  Annen  pflege  dunli  die  Versicherung 
bevorstehende  Organisation  beseitigt  werden  kann.  Die  Heil» 
mittel  worden  vielmehr  vorläufig  nur  bis  dahin,  dass  der 
Erfolg  der  neut-n  Organisation  zu  ül)t'rseh('n  sein  wird, 
innerh;il)>  der  Organisation  der  Armenpflege  selbst  zu 
suchen  sein/ 

3.   VerhäUniss  der  freiwilligen  und  der  Offentliclien 

Arnenpflege. 

^  18. 

Die  Armenpflege  will,  w.-is  M-hon  ihr  Nanu*  l)csagt,  Anne 

Sflegen;  sie  will  Personen,  die  bedürftig  sind,  aus  dem  8Uinde 
er  Bedürftigkeit  befreien,  sie  will  den  Hungrigen  speisen,  den 
Nackten  kleiden,  den  Obdachlosen  beherbei^n.  Darin  besteht 
ihrer  innersten  Natur  nach  der  wesentliche  und  charakteristische 
Unterschied  gegenüber  den  Veranstaltungen  der  Wohlfahrt 
und  des  Schutzes.  Diese  wollen  Allen  zu  gute  kommen;  kein 
Einwohner  <les  Gebiets,  für  welches  sie  g«'troffen  sind,  SoU 
von  ihnen  ausgeschlossen  bleiben.  Die  Armenpflege  will  da- 
gegen nicht  allen,  sondern  nur  denjeniu  'n  Personen  zu  Hülfe 
kommen,  die  arm  sind,  denen  die  Nahrung,  Kleidung,  Ob- 
dach entbehren,  wenn  und  soweit  sie  dies  entbehren;  sie  hat 
immer  nur  mit  Individuen  zu  thun.  Diesen  ihren  eigentflm- 
lichen  Charakter  ändert  der  Umstond  so  wenig,  dass  solcher 
Individuen  eine  grosse  Zahl  vorhanden  ist,  wie  d(;r  andere, 
dass  nicht  allen  diesen  geholfen  werden  kann.  Die  Tendenz 
der  Armenpflege  ist  Illilfe  und  zwar  individuelle  Hülfe. 

Nocli  ein  anderer  Unt<*rschied  ist  wcsentlicli.  Die  WulÜ- 
faJbj^Hpflr^r^kaiin,  ja  nuiss  unter  Umstanden  sich  auf  die  Ne- 
gative, auf  die  blosse  Beseitigung  von  Hennnnissi'u  beschriinken, 
wie  etwa  Aufhebung  von  Zöllen,  Erleichterung  der  £he- 
Schliessungen  u.  s.  w. ;  auch  ist  in  gewisser  Beziehung  Passivi- 
tät, blosses  Gehenlassen  denkbar,  vielleicht  erwünscht  Die 
eigentliche  Armenpflege  würde  sich  selbst  aufheben,  wenn  sie 


>)  A.  a.  O.  B.^.  ^OanxlIhiiliehBeitzenatein  and  A dickes  in 
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passiv  oder  negativ  sich  l^etbätig^  oder  vielmehr  nicht  be- 
thätigte  ;  ihre  Existenz  ist  auf  positive  L#eistungen  basirt;  sie 
miiR»  pflegend  und  gebend  positiv  thätig  sein.   Hieraus  folgt 

zweierlei : 

Während  dir  etwaige  Passivität  der  \Voldfahrtsj)riege 
gegenüber  dem  Thun  der  Menschen  nichts  weiter  als  ein 
Kichtsthttn  ist,  also  weder  Personen  fordert,  die  etwas  thun^ 
noch  Mittel)  durch  welche  gethan  wird,  braucht  die  Arinen- 

vtflege  unter  allen  UinsUinden  Personen,  welche  pflogen,  und 
Mittel,  durch  welche  gepflegt  wird. 

Auf  die  Gründe,  welche  zur  Uebung  der  Armenpflege 
veranlassen  können,  soll  hier  nicht  ausführlicher  eingegangen 
werden ,  als  es  der  umnittelbare  Zweck  dvs  Klarstellung  er- 
fordert. Die  (iesichtspunkte,  welche  denjenigen,  der  mehr  als 
seinen  notdürftigen  Unterhalt  besitzt,  bestimmen  können,  einem 
andern,  der  weniger  hat,  von  seinem  Ueberfluss  abzugeben, 
dürfen  hier  im  allgemeinen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 
Man  nenne  es  religiöse  oder  menschliche  Pflicht,  die  That' 
Sache  besteht,  dass  eine  solche  Pflicht  anerkannt  und  eine 
unendliche  Fülle  von  Thätigkeit  und  Vermögen  von  jeher 
freiwillig  aufgewend<'t  worden  ist,  um  dieser  Pflicht  zu  ge- 
nügen. Hier  ist  vielmehr  gerade  der  Punkt  ins  Auge  zu 
fassen,  dessen  Anerkennuing  eine  so  allseitige  nicht  ist:  der 
Punkt  nlbnlich,  an  dem  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  ihre  will- 
kürliche oder  natürliche  Ghrenze  findet,  das  ist  der  Mangel  an 
Personen,  welche  Armenpflege  üben  können  oder  wollen,  der 
Mangel  an  Mitteln,  aus  denen  Armenpflege  geübt  werden  kann 
oder  soll.  Und  in  Hinblick  auf  diese  Punkte  wird  freilich 
eine  kurze  Betrachtung  nicht  unterlassen  werden  können,  nicht 
ol),  sondern  bis  wieweit  die  Pflicht  zur  Armenpflege  zu  be- 
gründen ist. 

Man  hat  sich  zu  diesem  Behufe  auf  der  einen  Seite  einen  Zu- 
stand 2U  vergegenwärtigen,  in  welchem  thatsächlich  eine  Anzahl 
Menschen  weniger  erwerben  oder  besitsen,  als  sie  zur  notdürf- 
tigen Fristung  ihres  Lebens  gebrauchen,  und  auf  der  andern  Seite 
die  Möglichkeit  zu  erwägen,  dass  dieser  Zustand  durch  die 
vorhandenen  Helfer  und  Hidfsmittel  nicht  gänzlich  beseitigt 
wird.  Es  hlieho  dann  ein  Rest  von  Personen,  welche  mangels 
eigenen  Erwerbs  oder  fremder  Hülfe  nicht  sich  kleiden  oder 
nicht  hinreichende  Nahrung  «nler  nicht  Obdach  oder  überhaupt 
weder  das  eine  noch  das  andere  erhalten  würden. 

Die  unerbittliche  Konsequenz  hieraus  lautet:  dieser  Rest 
muss  nackt,  hungernd,  obdacnlos  bleiben,  mit  anderen  Worten, 
er  muss,  da  er  diesen  Zustand  nicht  zu  ertragen  f^hig  ist, 
leihlich  untergehen ,  erfrieren  und  verhungern.  Es  liandelt 
sich  nur  darum ,  ol)  nian  diese  Konsequenz  wirklich  ziehen 
oder  ihr  Kiiitret<ii  verhindern  will.  od(T,  wenn  letzteres,  um 
die  Ei-wäguug:  wie  ist  sie  zu  verhindern?  und  weiter:  durch 
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welche  Porsonon  und  diircl»  welclic  Mittel  ist  sie  zu  vrliin- 
dorn  ?  und  damit  g«*lan;;t  iiiaii  zu  dcui  eigentlichen  Kernpunkt 
der  Frage:  darf  für  den  Fall,  dass  jene  allgemeine  Menselien- 
ptiicht  nicht  oder  nicht  in  hinreichendem  Masse  trei willig  cr- 
tflttt  wird  oder  erfüllt  werden  kann,  Httlfeleistung  und  Bereit- 
steliang  von  Mitteln  erswungen  werden? 

Es  ht  dies»  wie  am  Schluss  des  §  12  hervorgehoben,  die 
grosse  prinzipielle  Frage,  von  deren  Beantwortung  die  Be- 
rechtigung der  Armengesetzgebung  selbst  abhängig  ist.  Wird 
sie  verneint,  so  hat  es  hinsichtlich  der  Armenpflege  bei  dem 
freien  Walten  der  nattirlichen  und  sittlichen  Kräfte  zu  be- 
wenden; wird  sie  Itejaht.  so  bedarf  es  des  Eingreifens  der 
Ge.setz;j:eliiing,  welche  allein  befui^t  i>t.  Handlungen  und 
Unterlassungen  im  Rahmen  der  allgemeinen  Kechtsordnuug 
mit  Zwang  auszust;itt«'n. 

Die  Liisung  der  l-'iage  ist  kein  l)lo.s.s(\s  Keeiicuexempel. 
Ks  liisst  sich  zwar  denken,  dass  in  kleinsten  Üezirken  bei  ge- 
nauer KenntnisB  der  Zahl  und  des  Zustandes  der  Bedürftigen 
berechnet  werden  kann,  welches  Mass  von  persönlichen  Hülfe- 
leistungen,  von  Gold-  oder  Naturalgaben  ausreichend  sein  wird, 
um  allen  Bedürftigen  zu  helfen,  und  dass  ebenfifüls  mit  einiger 
Sicherheit  im  voraus  festgestellt  werden  kann,  dass  die  Ein- 
wohner eines  solchen  Bezirks  die  als  notwrMidiir  erachteten 
Mittel  treiwillig  besi-hatVen  W(U"den.  Aber  elu-usn,  wie  das 
Freibleiben  einzelner  Bezirke  von  Annul  eine  Ausnahme 
erscheinung  ist,  ebensowenig  g<;niigt  eine  solche  —  übrigens 
in  kleineren  Bezirken  noch  gegenwärtig  sehr  häufige  —  that- 
sächliche  Berechnung  und  Feststellung  den  Forderungen  des 
wirklichen  Lebens.  Seiner  unendlichen  Mannigfaltigkeit  gegen- 
über versagt  von  vornherein  jeder  Versu(  h .  sich  über  den 
wahrscheinlichen  Umfang  der  Armut  und  der  zu  ihrer  Be- 
seitigung notwendigen  Mittr-l  zu  vergewissern.  An  Stelle  «ler 
Bereehnung  der  Arnieiizald  kann  daher  nur  eine  gewisse 
\\  ahrscheinlichkeitsannahmc,  an  Stelle  der  Feststellung  der  zu 
erwartenden  Mittel  nur  eine  mehr  oder  weniger  gegründete 
Hoffnung  treten.  Die  Thatsache  etwa,  dass  eine  gewisse  Zeit 
hindurch  es  an  Mitteln  nie  gefehlt  hat,  kann  zu  der  Annahme 
bereclitigen ,  dass  es  auch  fernerhin  nicht  daran  fehlen  wird; 
die  Thatsache,  dass  die  Mittel  oft  unzulllnglich  gewesen  sind, 
erregt  das  berechtigte  Bedenken,  dass  diese  niemals  ganz  zu- 
reichend sein  werden. 

Uhn(?  Beileutung  sind  »liese  Thatsachen  für  die  Entschei- 
dung der  Frage  demioeh  nicht;  sie  bilden  den  äusseren  An- 
lass,  derselben  näli'-r  zu  treten  und  sieh  prin/.ipi<'ll  zu  ent- 
scheiden, ob  es  nn't  dem  Wesen  und  dem  Zweck  der  Arnienpth-ge 
vereinbar  sei,  j>crsönliche  und  pekuniäre  Ilidfehustungen  zum 
Gegimstande  eines  Zwanges  zu  machen. 
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§  19. 

Wie  verachieden  nun  auch  diese  Frage  beantwortet  wor- 
den, so  darf  doch  vorab  als  die  Ubereinstimmende  Meinung 
festgestellt  werden ,  dass  man  die  Uussorstn  Konsequenz  des 
Mangels  an  Unterhaltsmitteln,  don  leiblichen  Untergang  be- 
dttrfligcr  Pcrsonon,  in  koinom  Falle  zulassen  dürfe,  weil  eine 
Zulassiinji;  in  Widorsjunu'h  mit  den  Anforderungen  der  zivili- 
sirtcn  Gt'scllschaft  stehen  und  Gefahren  heraufbeschwören 
würde,  deren  Tragweite,  über  dius  Schicksal  der  untergehenden 
Individuen  hinausreichend,  die  allgemeinen  Zustände  erheblich 
bedrohen  wttrde. 

Auf  der  andern  Seite  besteht  auch  darin  Uebereinstim- 
mung,  diiss  die  Arnienpflep^e  in  keinem  Falle  den  Bedürftigen 
bessfr  stellen  dürfe  als  denjenigen,  der  sich  durch  seiner 
Hände  Arbeit  erhält,  dass  also  die  Hülfe  immer  nur  das  Not- 
wcndi|;o,  nie  das  UeborHiissige  gewähren  dürfe. 

Im  übrigen  sind  d'w  Ansichten  über  das  Verliältuiss  (b^r 
freiwilligen  und  ZwangsarmenpHege  immer  sehr  weit  aus- 
einandergehende gewesen.  Jede  der  drei  möglichen  Kombina- 
tionen: 1)  Verbot  der  freiwilligen  Armenpflege,  2)  Verbot  der 
Zwangsarnit'npilege,  3)  Zulassung  der  Zwangsannenpfle^e  zur 
Ergänzung  der  freiwilligen  Armenpflege  hat  ihre  Vertreter 
gefund(Mi.  Es  mag  gbnch  hier  bmicrkt  werden,  dass  die 
erste  Mögliciikcit  nur  zeitwfisn  Hilligun;;  gnhal)t  und  ;^rir*'n- 
wärtig  von  keiner  ►Seite  mehr  verteidigt  wird'),  diss  der 
zweiten  eine  im  V^M'hältniss  nicht  grosse  Zahl  von  V'-rteidi- 
gern  zur  Seite  steht,  und  dass  die  dritte  Kombination  gegen- 
wärtig von  der  ttberwiegenden  Mehrheit  in  Theorie  und  Praxis 
acceptirt  wird. 

« 

§  20. 

Die  charakteristiscln?  Versehiedenheit  der  frtnwilligen 
Ariuenptlege  gegenüber  der  Zwangsarmenpflege  liegt  in  der 
Verschiedenheit  von  Persönlichkeit  und  Allgemeinheit.  Der 
keinem  Zwange  unterworfene  Wille  zur  Httlfeleistung  hOrt 
da  auf  zu  wollen ,  wo  das  persönliche  Gefühl  für  den 
Bedürftigen  aufhört  oder  wo  (Ter  für  den  Bedürftigen  zu 
machende  Aufwand  ihm  ausser  Verhältniss  zu  treten  scheint 
mit  den  für  andere  Zwecke  zu  mach(3nden  Aufwendungen; 
das  Mass  der  frejwilliii^en  ArmcnpHege  hänirt  also  von  zwei 
rein  persöidich(Mi  Momenten  ab:  von  d<;r  I iidividualitilt  des 
Gebenden  auf  der  einen,  von  der  des  Nelnucnden  auf  der 
anderen  Seite.  Beide  Momente  kommen  angesichts  des  Zwanges 
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in  Fortfall;  diV  Mittel  inti.ss(!n  Ijeschufft  und  aufgewendet 
werden,  wenn  und  solange  bedürftige  Pörsonen  vorhanden 
sind. 

Immerhin  fiülen  diese  Veracbiedenheiten  doch  nur  inso* 
weit  in  Betracht,  als  selbstverständlich  auch  das  Zwangsgesetz 
sich  nicht  entscblagen  kann,  diejenigen  zu  bestimmen,  welche 
geben  sollen,  und  diejenigen,  welchen  zu  geben  ist,  und  als 
es  sinnlos  wäre,  bei  diesen  Bcstininiunjren  wesentlich  andere 
Moment''  als  die  d<'r  Leistungstahi^'"k<M"t  des  Gebenden  und  der 
Bedürftigkeit  des  JSelmienden  entscheidend  sein  zu  lassen. 

So  sind  es  denn  auch  vorzugsweise  diese  Momente,  von 
welchen  die  Anhänger  des  Frinzips  der  freiwOHgen  Annen- 
pflege ausgehen.  In  Ansehung  der  Person  des  Gebenden 
nihreii  sie  vor  allem  an,  dass  das  Wesen  der  Armenpflege  in 
natürlichem  Widerspruch  mit  irgend  welchem  Zwange  st^eii 
Solle  ernsthaft  von  einer  Menscheiipflieht  zum  Helfen  ge- 
sprochen werden,  so  dCn  fe  diest^  nicht  anders  als  auf  Menschen- 
liebe gef]frfind<'t  sein,  und  Lielu^  könne  nicht  erzwungen  wer- 
den. Man  müsse  vielmehr  dieser  Liebe  vertrauen,  die  an- 
gesichts der  Not  der  Mitmenschen  sich  nicht  versagen,  ja  ge- 
rade durch  das  Bewusstsein,  dass  ohne  ihre  Bethätigung  lut- 
menschcn  dem  Elend  verfallen  milssten,  zu  höchster  Leistung 
angespornt  werden  würde.  Umgekehrt  würde  der  Zwang  die 
Liebe  nicht  nur  ertödten,  sondern  geradezu  Härte  und  Un- 
barmherzigkeit  zur  Fol^^<'  haben.  Würden  nlle  dem  Gesetz 
Unterworfenen,  also  etwa  alle  Angehörigen  ein«  r  (ienieinwirt- 
•schaft  gezwungen,  aus  Mitteln  der  Gemein  Wirtschaft  den  Armen 
zu  verpflegen,  so  bestünde  eine  in  der  menschlichen  Natur 
begrttnciete  Anreizung  für  die  einzelne  Gemeinwirtschaft,  sich 
der  Zwangspflege  zu  entschlagen  und  mit  der  Ausübung  der^ 
s<'lben  eine  andere  Gemeinwirtschaft  zu  beschweren.  Dies 
habe  dann  vor  allem  grosse  Härten  gegen  den  Bedürftigen 
selbst  zur  Folge,  den  man  nicht  blos  h  szuwerden  suche,  wenn 
er  bereits  im  Zustande  der  Bediirfti/ikeit  sei,  sond(»rn  vor 
allem  dann,  wenn  er  noch  nicht  darin  betindlicb,  aber  in  den- 
selben zu  g(!raten  drohe. 

Andererseits  verkenne  eine  erzwungene  Armenpflege  den 
Charakter  der  Liebespflicht  in  Ansehung  der  Persönlichkeit 
des  Nehmenden.  Werae  der  Zwang  zur  Unterstützung  an- 
erkannt, so  werde  damit  auch  ein  Recht  des  Pxdtlrftigen  an- 
erkannt, dieselbe  zu  fordern ;  ein  Bedürftiger  habe  aber  keinen 
anderen  Anspruch  —  wenn  man  dies  einen  Anspruch  nennen 
könne  —  als  den  auf  die  Barmherzifi-keit  der  Mitmenschen.  l)io 
AusserachtlassunfT  dieses  (lesichtsitunktes  habe  zur  n(>twt'ndi<ren 
Folge,  dass  auch  der  Nehmende  alsbald  den  Ursjaung  der 
Gabe  verkenne  und  im  Vertrauen  auf  die  Notwendigkeit,  die- 
selbe im  Fall  der  Bedürftigkeit  gewährt  zu  erhalten,  es  ver- 
säame,  seine  Kräfte  zur  Abwehr  der  Armut  anzuspannen,  und 
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da88  Personen,  welche  au^  natürlichen  Gründen  zur  Hulfe- 
leiBtung  verpflichtet  wären  —  Angehörige,  Dienstherren,  Ar- 
beitgeber u.  8.  w.  — ,  dieser  Pflicht  sich  im  Vertrauen  auf 

die  Zwangsarmonpflcge  entzögen. 

Und  (endlich  könne  die  Zwangsarmenpflcge,  die  ihrer 
Nut(ir  nncli  auf  gesetzlich  geordnetem  Wege  ah  öffenth'che 
unil  (liircli  ()rgan('  der  liftniitliehen  (Jcwalt  geübt  werden  müsse, 
nicht  hiisttin,  was  guter  Wille,  verständige  Eiiisiclit  hülfs- 
beroiter  Menschen  leibte;  »ie  müsse,  statt  auf  das  Elend  des 
Einzelnen  einzugehen  und  tief  in  die  Individualitttt  des  ein- 
aelnen  PflegefaUes  einzudringen,  sich  mit  einer  Versorgung 
nacl)  allgemeinen  bureaukratischen  Gesichtspunkten  begnügen, 
wobei  dann  vf»r  allem  gefragt  werde,  ob  jemand  bedürftig  sei, 
nicht,  weshalb  er  es  sei.  Beiordert  werde  diese  burea»ikra- 
tiseh«^  Neigung  durch  die  Unf'r.sehö])fHchkcit  der  im  Wege 
dos  Zwanges  zur  Verfügung  gestellten  Mittel. 

Am  eiiifiehendsten  in  der  älteren  Literatur  bei  Duchalel- 
Naville  S.  .'Uff.  dargelegt.  Die  im  Text  angegebenen  (resichts- 
punkte  sind  im  wcseutlichen  diejenigen,  welche  in  den  W^rhand- 
lungen  des  XI.  Kongresses  deutscher  Volkswirte  von 
Seiten  der  Anhänger  des  Systems  der  freiwilligen  Armenpflege 
geltend  gemacht  worden.  Namentlich  das  Referat  Yon  Böhmert 
und  die  Aosfahrongen  ven  Dorn,  Riekert,  Emmingbaas, 
Paacher,  abgedruckt  in  der  V-J.-Schr.  f.  Volksw.  1869  Bd.  27 
S.  149  ff.  —  Ausserdem  zu  vgl.  Kries  II  S.  45.  —  Rickert 
S.  :30  führt  aus:  „Ks  giebt  ftir  ums  alle  nie  zu  vergessende  heilige 
Pflichten  der  Menschlichkeit  und  Nächstenliebe,  aber  sie  liegen  auf 
einen»  Gebiete,  auf  dem  der  Staat  nicht  Gesetzgeber  ist. 
Die  Uuhc,  welche  wir  den  Darbenden  bringen,  soll  ein  Werk 
freien  BntseMittBes  sein.  Nicht  das  3fachtgehot  des  Staates,  sondern 
nur  unser  eigener  Trieb  and  Wille,  unsere  freiwillige,  ernste 
Thfttigfceit  kann  wirkUeh  helfen.  Daher  hat  alle  amtliche  Armen- 
pflege  die  IVivatthätigkeit  niemals  ersetzen  können,  und  die  letatere 
wird  sich  erst  dann  in  rechter  Weise  entwickeln  können,  wenn  dar 
Staat  davon  absteht.  Werke  der  Barmherzigkeit  and  ^ftchstenliebe 
im  Zwangswege  durchzufahren." 

Für  alle  diese  B»'hauptungen  wird  nun  teils  die  N.utur 
der  6ache  angefahrt,  teils  auf  diejenigen  Länder  exemplüisirt, 
in  »lencn  man  mit  freiwilliger  und  mit  ZwaniTsarmenpflt^;re 
hinreichende  Krtalirungen  gemacht,  um  die  Wirkung  des  einen 
oder  antl«'rn  Systeni>  Ix-urteilen  zu  können.  Insbesondere 
sind  eü  England  und  Frankreich,  die  immer  wieder  hierfür 
in  Bezug  genommen  werden. 

In  Wttrdigung  dieses  Zasammenhange^  gelangen  die  Ver- 
toidiger  der  freiwilligt'n  Armenpflege  im  wesentlichen  an 
fdg«nden  Schlüssen:  auszuschlieesen  von  der  Armenpflege  seien 
solche,  die  erwerhen  können,  aber  nicht  wollen  and  sieh  so- 
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mit  willkürlich  in  den  Zustand  der  Armut  irersetsen.  Mit 
diesen  habe  nicht  die  Armenpflege ,  sondern  die  Sicherheits- 
polizei zu  thun,  welche  Müssiggang  und  Verschwendung  ans 
Gründen  des  öffentlichen  Wolils  nicht  dulden  dürfe.  Aus- 
zuschliessen  seien  ferner  sok-he,  die  erwerben  wollen,  aber 
nicht  können,  weil  ungüii.stige  allgemeine  Veriiältuissi^  wirt- 
.schaftlieher,  politischer  und  sozialer  Katar  sie  daran  verhin- 
dern. Mit  ihnen  habe  nicht  die  Armeuplioge  ^  aonderu  die 
WoU&hrts-  nnd  Wirtschaftspflege  zu  thon,  welche  die  Hemm- 
nisse des  Erwerbs  beseitigen  mttsse'). 

Der  Armenpflege  bedürftig  seien  vielm- In  nur  solche^  die 
erwerbsunfähig  sind  und  fUr  die  niemand  die  Fürsorge  über- 
nimmt; allein  ihnen  gegenüber  habe  sich  die  menschliche 
Barmherzigkeit  zu  bethiitigen,  weil  ihr  Schicksal  ein  unver- 
schuldetes, in  der  allgemeinen  Unzuläuglichkeit  menschlicher 
Dinge  begründetes  sei. 

Die  Erreichung  des  Zieles  der  Armenpflege  wird  erwartet 
Ton  der  genauen  Durchführung  rationaler,  d.  h«  vor  allem 
individualisirender  Grundsätze  und  von  dem  ausdrttcklichen 
Ausschluss  jedweden  Rechtes  auf  Unterstützung,  besonders 
aber  von  der  festen  Organisation  der  freiwillig  sich  darbieten- 
den Hulfskrftfte 

§  21. 

Der  hauptsächlichste  Einwand,  der  gegen  die  ausschliess- 
lich freiwillige  Armenpflege  erhoben  wird,  lässt  sich  in  die 
kurzen  Wort'  zusammenfassen:  Unzulänglichkeit  derselben, 
sofern  wirklich  der  leibliche  Untergang  einer  mehr  oder  minder 
grossen  Zahl  von  Individuen  verhindert  werden  soll.  Freilich 
darf  man.  wenn  aus  diesem  Grunde  die  Ergänzung  der  frei- 
willigen Armenptiege  gefordert  wird,  nicht  übersehen,  dass 
damit  nur  ein  insserliches  Moment  betont  und  dem  Prinzip 
der  f^iwilligen  Armenpflege  —  der  freien  Liebesthätigkeit  — 
kein  Prinzip,  sondern  eine  Thatsache  gegen übeigeetellt  wird, 
welche  eine  tiefere  Beg^ndung  in  Bezug  auf  das  Prinzip  der 
öffentlichen  Armenpflege  nicht  überflüssig  macht.  Hierbei  kann 
man  nun  die  sehr  charakteristische  Wahrnehmun«,^  machen, 
dass,  wjihrend  über  das  Prinzip  der  freiwilligen  Armenpflei^e 
^ar  keine  Meinungsverschiedenheit  besteht,  der  Streit  viel- 

')  Diesem  Standpunkt  entsprechen  die  aaf  dem  volksw.  Kongnsi 

von  dem  Referenten  IWhmert  zur  Annahme  empfohlenen  Thesen,  a.  a.  0. 

161.  171.  Im  Übrigen  ist  dies  die  üblichef  hir  die  Verwaltongspraxis 
«ehr  irertrolle  Einteilung. 

-)  Ein  UnterBchied  oesteht  insofern  noch  zwischen  den  Anhängern 
dieser  (irundsiitze,  als  je  nach  dem  StHndpunkt  derselben  die  Organisation 
ftls  weltliche  oder  kirchliche  beabsichtigt  ist.  An  dieser  SteUe  ist  hierauf 
nicht  näher  einzugehen.  Vgl.  Ratzinger  8.  568,  Ehrte  S.  196, 
tiobank  S.  52»  Scbmidthenaer  S.  15,  Kambli  S.  133. 
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mehr  nnr  um  das  Mass  ihrer  LeiBtongsfllhigkeit  gefthrt  wird, 
umgekehrt  ttber  die  thataHchlichen  Zustände,  welchen  die  Öffent- 
liche Armenpflege  begegnen  soll,  Uebereinstimmung  herrscht, 

dagegen  das  Prinzip  derselben  viel  umstritten  und  in  verschie- 
dener AVeise  zu  begründen  versucht  worden  ist.  Diese  Ver- 
suche können  auch  hier,  wo  zwar  im  allgemeinen  melir  prak- 
tische als  theoretisch«-  Gesichtspunkte  in  «len  Vordergrund  ge- 
stellt werden  sollen,  doch  nicht  ganz  übergangen  werden,  weil, 
wie  sich  wiederholt  eigeben  winl,  die  praktische  Gestaltung 
doch  sehr  wesentlich  davon  abhängt,  wie  ihre  theoretische 
Qmndlage  beschaffen  ist'). 

Die  Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armenpflege  wird  nun 
von  drei  innerlich  verschiedenen  Standpunkten  ans  zu  be- 
grtinden  versucht:  vom  polizeiii chen,  vom  wirtschaft- 
lichen, vom  ethischen  Standpunkt. 

Der  polizeiliche  schliesst  sich  am  engsten  an  den 
Zwang  der  Thatsachen  an.  Seine  Vertreter  folgern,  dass  der 
natürliche  Trieb  des  Menschen  zur  Selbsterhaltung  gewaltsame 
Belriedigung  fordern  würde,  wenn  ihm  von  keiner  Seite  sonst 
Befriedigung  zu  Teil  würde;  es  würde  also  7,uIliU•ll^t  mit  der 
an  Privatpersonen  gerichteten  Bitte  um  Unterstützung  begon- 
nen werden,  um  von  dieser  zum  Öffentlichen  Betteln  und, 
sofern  auch  dieses  fruchtlos  sein  sollte,  zu  eigenmächtiger 
Befriedigung  des  Erhaltungstriebes  vermittelst  der  Aneignung 
fremder  Güter  (Diebstahl,  B^iub,  Erpressung  u.  s.  w.)  zu 
schreiten.  Da  nun  der  Staat  als  TrJtger  der  allge- 
meinen Rechtsordnung  zum  Schulz  des  Eigentums  seiner 
Angehörigen  berufen  sei,  so  hal)e  er  die  Verj»fliehtung,  Ver- 
letzung des  Eigentums  zu  strafen.  Er  könne  das  aber  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  kein  Grund  vorliege,  welcher 
die  Strafbarkeit  ausschSesst;  ein  solcher  Grund  sei  derjenige 
Notstand  y  durch  welchen  die  Existenz  einzelner  seiner  Ange^ 
hörigen  durch  Mangel  wirklich  bedroht  ist.  ..Xur  wenn  für 
die  ttusserste  Not  (wo  also  sowohl  jedes  eigene  Mittel  als  auch 
Privatwolilthiltigkeit  völlig  fehlschlagen  sollte)  eine  Zusiche- 
rung öffentlicher  Hülfe  gegeben  ist,  kann  der  Staat  unbedingt 
Eigentumsverletzung  verbieten  und  bestrafen,  und  nur  gegen 


Im  ganzen  bestolit  freilich  gegenwärtig  die  Tendenz,  den  That- 
sachen unmittelbar  zu  Leibe  zu  gehen,  ohne  den  dogmatischen  Gründen 
tiefer  nachzuspüren.  Mit  geringen  noch  ZU  erwähnenden  Ausnahmen  hat 
die  neuere  Literatur  in  dieser  Beziehung  fast  nielits  zu  Tage  gefördert^ 
ein  Umstand,  der  übrigens  ebensowohl  beweisen  kann,  daes  die  älteren 
Untersachangen  «ne  ansn^cheDde  Orandlaffe  bieten,  als  aiicb,  dass  die 
altliorpeliracnto  Verknüpfung  der  Armenpflege  mit  den  Organen  der 
ööentiichen  Gewalt  eine  in  der  öffentlichen  Meinung  tief  gewurzelte  ist 
Dies  konstatirt  bereits  Naville  a.  a.  O.  S.  266  ff.  —  Die  Versuche,  die 
öffentliche  Armenpflege  tlHorctisch  zu  begründen,  bebandelt  Cobn  in 
seinem  e^br  lesenswerten  Aufsata;  Arbeit  und  Annnt 


i^iyiLi^cü  Uy  Google 


VI.  4. 


73 


den,  deMen  Leben  ertrilglich  ist,  kann  ein  physisches  fiihl- 
bares  Uebel  erkannt  weorden.* 

So  vombiDlich  Hobl,  P.-W.  I  S.  274,  Gerando  III  8.  610, 
Stahl  8.  891,  Haber  S.  5  und  die  In  den  folgenden  Anmerknngen 
genannten.  Montesquieu,  aaf  dessen  S&tze  noch  vielfach  zarllek« 
gegrifien  wirdt  sagt:  „Qoelqnes  aumAnes  que  Ton  fait  a  nn  hemme 
dans  les  rues  ne  rcmplisscnt  point  les  obligations  de  l'Etat,  qni 
doit  h  tous  les  citoyens  une  subsistance  assur^e ,  la  nourriture,  un 
veteiTient  convenable,  et  un  genre  de  vic  que  iie  soit  point  contraire 
k  la  sant(5.  .  .  .  C'est  pour  lois  que  l  Etut  a  besoin  d'apporter  on 
prompt  scconrs,  soit  pour  empecher  le  peuple  de  sooffrir,  8oit  pour 
4viter  qn*il  ne  se  r^volte.**  Ygl.  Esprit  des  lois  Boch  23  Kap.  29. 
üebrigens  schliesst  das  Vorwiegen  des  polizeilichen  Gesicbtspnnktea 
das  Mitwirken  der  anderen  nicht  aus,  wie  die  AnsfOhroogen  aller 
hier  in  Betracht  kommenden  Schriftsteller  beweisen. 

Die  BegrOndung  der  VerpflielituTig  zur  Öffentlichen  Armen- 
pflege ans  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  geht  von 
dem  Znsammcnlmnp'o  ans,  der  zwisehen  dem  Arbeits]»!-«  «]ukt 
und  dem  Arbcitscrträi^niss  besteht.  Es  wird  aus  dem  <  beu 
15)  nillii  r  dargeU'f^ten  VcrbSltniss ,  dass  der  unzureit  iK'ndo 
Arl)eits(  rtnij;  das  Arbeitsun  dukt  um  den  Fehlbetrag  billiger 
mache,  gefolgert,  dasa  aieser  Fehlbetrag  von  denjenigen  er- 

Sttnat  werden  mttsse,  welche  den  Vorteil  des  biUigeren  Pro- 
ukts  genössen;  dies  sei  die  Qesammtheit  der  Konsumenten, 
als  deren  BeprHsentant  der  Staat  erscheine.    Oder  aber  der 

geringere  Arbeitsertrag  rühre  von  mangelhaften  allgemeinen 
.  taatseinriehtungen  her,  fllr  welch«'  wiedoriim  die  Gesan  mt- 
h<>it  vcraiitwdrtlicb  sei.  in  deren  Vertretung  der  Staat  sdli-bo 
Einrielituii^'^en  an/z<'er(lnet  eder  die  Beseitigung  benimender, 
die  Einfuhrung  schützender  Massregeln  unterlassen  habe.  Ins- 
besondere gelte  dies  von  freihttndlerischen  oder  schutsaOllneri- 
sehen  Hassnahmen,  von  Zulassung  oder  Beschrttnkung  der 
Freizügigkeit»  von  QestattungoderÄusschliesaung  der  Gewerbe- 
freiheit. 

NaiaentHch  der  interessante  Versuch  von  J.  O.  Hoff  mann» 
„Das  Verbältniss  der  Staatsgewalt  zu  den  Vorstellongen  ibrer  Unter- 
gebenen", Berlin  1842,  wo  der  Anspruch  auf  Lobnzuschuss  mit  der 
Notwendigkeit  der  Unterhaltung  des  unentbehrlichen  Stammes  von 
Handarbeitern  begründet  wird.  —  Ganip  n-eint,  dass  die  Fürsorge 
für  die  in  Folge  von  Arbeitsstockungen  und  industriellen  Krisen  in 
ibrer  Existenz  bedrohten  Arbeiter  Sache  des  Staates  sei,  der  es 
durch  sdne  Zollpolitik  in  der  Hand  babe,  die  Yerwertung  der 
vaterliodischen  Arbeitskräfte  tu  fordern.  Ygl.  a.  a.  0.  S.  284. 
Üebrigens  gehört  die  Arbeit  von  Gamp  nur  mm  Teil  hierher;  seine 
Torscblige  sind  flberw  iegend  sozialpolitischer  Katar.  —  Meyer  führte 
auf  dem  volkswirtschaftlichen  Korgress  nus.  dass  ein  Teil  des  all- 
gemeinen Lohnfonds  von  vornherein  zurücltgebalten  und  in  der 
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imtioD^en  Form  des  AlmoMus  vertdlt  wird.  Da  dies  towohl  zun 
Schaden  des  fleiseigea  Arbeiters,  der  hierdurch  in  seinem  Erwerbe 
lorfickgebalten  werde,  wie  des  Prodosenten  gereiche,  „so  sei  es 

die  Aufgabe  der  Gesellschaft,  die  Arbeiter  zu  grosserer  wirtschaft- 
licher Einsicht,  zu  Tüchtigkeit  und  Fürsorge  heranzuziehen, 
damit  eine  immer  geringere  Summe  des  auszuzahlenden  Arbeitslohns 
in  der  Form  des  Almosens  zurückgehalten  werden  muss.  Es  ist 
die  Aufgabe  der  gesitteten  Klassen,  diese  wirtschaftliche  Einsicht 
herbeizuführen,  und  um  ihnen  diese  Aufgabe  fühlbarer  zu  machen, 
ist  eine  Zwangsarmensteaer  nOtig/  S.  a.  a.  0.  S.  166.  —  Vgl.  auch 
Cohn  a.  a.  0.  —  Gaoi  nacict  ist  diese  Theorie  des  Lohnsnschnsses, 
der  ja  sweifelloe  ein  Element  jeder  Armenpflege  ist,  in  England 
unter  der  Herrschaft  der  sog.  Gilberts* Act  von  1782  Terwirlüicht 
worden.   Vgl.  unten  §  200. 

Vom  ethischen  Gesielitspunkt  wird  die  Verpflichtung 
zur  öffentlichen  Armenpflege  durch  den  Hinweis  auf  das  all- 
gcmciiio  ^[(Mischenschieksal  begründet;  in  dem  Empfinden,  djiss 
den  einen  morgen  treffen  könne,  was  den  andern  heute  ge- 
troffen hat,  in  dem  (lefühl  „von  der  Zufjllligkeit  dessen,  was 
der  eine  hat  und  der  andere  nicht  hat,  wurzelt  die  Verpflich- 
tung, welche  der  Staat  mit  seinem  Zwange  durchsetzt,  die  Ver- 
pflichtung, für  die  Menschen  zu  sorgen,  die  einmal  da  sind 
und  für  sich  selber  nicht  sorgen  können ;  das  Gefühl  der 
Bedingtheit  menschlichtm  Lelxms  durch  ein  Tausenderlei  von 
Hemmungen.  Gefahren,  Unfällen  gestaltet  .sich  für  das  Ge- 
sannntlx'wus.stscin  zu  der  U<'berzeugnng  von  dem  Walten  eines 
Glückei»  oder  Un^HiU  ke.s,  dessen  Hi'zieliung<'n  zu  dem  Einzelnen 
flo  unberechenbar  sind,  dass  mehr  oder  weniger  bewusst  die 
Verpflichtung  zu  einer  Gesammtbürgschaft  empfunden  wird  ^).'* 


§  22. 

Betrachtet  man  die  hier  angedeateten  Theorien  in  ße/^ug 
auf  ihre  praktischen  Konsequenzen,  so  wird  man  finden,  dass 
der  wirtschaftliehe  und  der  ethisclic  ricsichtspunkt  nicht  ganz 
zureichend  sind.  Wenn  <Ier  vt'rminderte  Arbeitsertrag  (lie 
billigere  Herstellung  des  Produkts  ermöglicht,  so  wäre  es  un- 

f erecht,  die  (icsannnlheit  für  den  Fchlbetnig  zu  belasten,  da 
er  Vorteil  nur  den  einzelnea  Produzenten  und  Konsumenten 
des  billigeren  Produktes  zu  gute  konunt 

*)  Dies  ist  der  Standpunkt,  den  Cohn  einnimmt,  vgl.  a.  a.  O. 
ä.  24.  25.  —  Ueber  die  ältere  Literatur  vgl.  namentlich  Mo  hl  S.  277 
Anm.  16.  Mobl  selbst  bemerkt  in  Ansehnnr  dieses  Standpunktei,  dass 
da«  sittliche  und  christliche  Geltet  der  Harmlierzigkeit  nicht  als  unmittel- 
bares Zwangsjjesetz  für  don  I?ecl)ts.>itaat  erklärt  werden  könne,  da  nur 
die  Ertullnng  des  Kccht^öciiutzes  und  der  polizeilichen  Hülfe  Zwanes- 
obliegenheit  des  letsteran  sei,  anter  weleben  Bwriff  Jenes  niefat  fiüJe: 
a.  a.  0.  S.  272. 
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Auf  (h'Y  aiidt-ron  Seite  ist  es,  wie  man  es  auch  wenden 
mag,  doch  ein  Ahnnsen,  was  zur  Ergänzung  des  Fehlbetniges 
gereicht  wird,  nicht  Arbeitslohn.  Dieser  kann  in  seiner  eigent- 
lichen Gestalt  umuittelbar  nur  aus  dem  Produkt  selbst  gewährt 
-werden,  dessen  Erträge  zur  gegenwärtigen  und  künftigen  Sicher- 
stelluiig  gegen  Mangel  ausreichen  müssen.  Und  endlich  vec- 
sagt  die  konsequente  DnrchiUhmng  des  Gedankens  die  Ge- 


weil sie  Miissiggänger  und  Versclnvunder  sind,  der  Unter- 
haltsmittel entbehren,  welche  sie  erwerben  konnten  und 
nicht  erworben  haben,  oder  erworben  aber  nicht  aufgespart 
haben. 

Eben  derselben  Kategorie  von  Personen  gegenüber  ver- 
sagt auch  der  schöne  Gedanke  vom  Ausgleich  zwischen  den 
Zut)illigkeiten  des  Lebens.  Nie  wird  man  erwarten  können, 
dass  das  (Tofiihl  der  Harmherzigkeit  IMatz  greifen  kann ,  wo 
von  Seiten  des  Individuums  alles  versäumt  worden  ist,  um 
selbst  diesen  Zufälligkeiten  zu  begegnen.  Das  will  ja  auch 
die  freiwillige  ArmeupHege:  Banuherzigkeit  üben  an  denen, 
welche  derselben  wert  sind. 

So  wichtig  daher  aUe  jene  Momente  sind ,  um  den  Zu* 
sammenhang  des  Anm^nwesens  mit  den  wirtschaftlichen  und 
moralischen  Grundlagen  des  menschlichen  Lebens  aufeuhellen 
und  an  die  Beachtung  dieses  Zusammenliangs  aufs  <'rnstlivlistc 
zu  mahnen,  sie  erschöpfen  doch  nur  einen  Teil  der  Fia^^e, 
deren  Lösung  sie  versuchen.  Gerade  die  Lücke,  um  deren 
willen  die  Frage  vornehmlich  gestellt  ist,  vermögen  sie  nicht 
auszufüllen:  die  Lücke,  welche  hinsichtlich  derjenigen  ent- 
steht, denen,  gleichviel  aus  welchem  Grunde,  das  zur  Erhaltung 
des  Lebens  Notwendigste  fehlt  So  ist  man  denn  nicht  blos 
aus  praktischen  sondern  auch  aus  logischen  Gründen  genötigt, 
der  Anschauung  den  Vorzug  zu  geben,  welche  aus  dem  Zu- 
sammenhang der  allgemeinen  Rechtsordnung  mit  der  Stellung 
des  Individuums  die  Verpflichtung  folgert,  kein  Individuum  im 
Interesse  der  Reehtsordnung  von  dem  Schutz  gegen  äusseren 
Mangel  auszunehmen. 

Treffend  bemerkt  hierüber  Hohl  S.  325:  .Der  besondere 
Grund,  aus  welchem  der  Einzelne  in  Mittellosigkeit  verfallen 
ist,  hat  zwar  auf  die  Art  der  Hülfe,  welche  ihm  gewilhrt  wird, 
und  auf  das  Verhalten  des  Staates  zu  ihm  in  andmn  Be- 
ziehungen den  entscliitideiisten  Einfluss;  allein  in  keinem  Falle 
befreit  er  den  Staat  oder  die  CJenieiiule  von  der  N'erpriiciitung 
zur  (iewülirung  des  absolut  Notwcnili^^^n.  Die  p'olgen  einer 
völlig  selbstverseliuldeten  Arnmt  sind  zum  mindesten  ebenso 
nachteilig  für  das  Allgemeine,  wie  die  der  unverschuldeten. 
Auch  der  Mttssiggänger  und  Schlemmer  könnte  nicht  einÜMsh 
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dem  Hungertode  preisgegeben  werden  ohne  Gefahr,  wenigstens 
ohne  Nachteil  rar  das  allgemeine  Wohl.   Ein  solcher  wird 

nicht  unterstützt,  weil  er  es  sittlich  verdient,  sondern  weil  es 
rechtlich  und  politisch  notwendig  ist,  dass  er  nicht  ausserhalb 
des  Reclitskroisos  stehe." 

in  eliuraktcristiscljer  Weise  wird  diese  Meinung'"  veu  den 
Anhftn^ern  der  ausse-ldiesslicli  l'rei\villi^^<'n  Amieii j»tiejxe  unter- 
stützt Die  schon  erwähnte,  auf  dem  VolkswirtschallHchen 
Kongress  zur  Annahme  empfohlene  zweite  These  lautete'): 
,£ine  gesetzliche  ArmenunterstUtzung  ist  nur  aus  Sicherheit»- 
und  gesundheitspolizeilichen  Rttcksicliten  zulässig. 

Kickert  konnnt  glcichftdls')  zu  dem  Resultat,  dass  nicht 
weitergehende  Verpflichtungen  im  Wege  des  Zwanges  ge- 
scliafi'en  werden  dürften,  als  sie  dureli  all^'-enieine  Sicherheits- 
interessen und  j)oHzeih'ehe  Rücksichten  bedingt  sind. 

Heisst  denn  das  etwas  anderes  als  eine  Klausel  setzen, 
unter  welcher  auf  einem  Umwege  eben  dieselben  Personen 
wieder  zugelassen  werden,  die  man  direkt  von  der  Annen- 
pflege ausschliessen  wollte?  Es  beruht  diese  Verklausulirung 
auf  der  Verkennung  des  Unterschiedes  zwischen  der  Organi- 
sation der  Armenpflege  und  der  Aufbrin^amg  der  zu  ihr 
nötigen  Mittel.  Dass  die  erste  weder  bei  der  freiwilligen 
noch  bei  der  öfTentlichen  Armenpfle^^T  entbehrt  werden  kann, 
dass  es  ein  selbstverständliches  Ziel  beider  sein  muss,  an 
der  wirtschaftlichen  Hebung  der  liedürftigeii  mit-,  auf  Be- 
strafung der  Müssiggftnger  hinzuwirken  —  wird  denn  das  von 
Irgend  einer  Seite  verkannt?  Es  handelt  sich  da  eben  um 
den  Fall,  dass  arheitsfllhige  Personen  verschuldeterweise  sich 
im  Zustande  der  Bedürftigkeit  befinden  und  dem  drohenden 
Untergange  entrissen  <  <1<  r  vuti  den  Folgen  des  in  Rechtsver- 
letzung sich  kundgebenden  Scilbsterhaltungstriebes  zurückge- 
halten werden  müssen.  Man  nenne  das  nun  Arniemniter- 
stützung  oder  })olizeiliehe  Massregel ,  die  Ilaui)tsache  ist  dneh, 
dass  die  Unterstützung  ebenfalls  aus  den  Mitteln  der  Gemein- 
wirtschaft bestritten  werden  muss.  dass  die  Geber  in  dem  einen 
wie  in  dem  andern  Falle  dieselben  sind.  Widerstreitet  die 
Gewährung  der  Untersttltzung  in  der  That  den  wirtschaftlichen 
und  moralischen  Grundsätzen,  so  widerstreitet  sie  ihnen  in 
dieser  wie  in  jener  Gestalt.  Ganz  ebenso  verhält  es  sich  mit 
den  Rücksichten  der  öffentlichen  Gesundheits]>flege  und  dem 
Aufwände,  der  in  ihnni  Interesse  für  bedürftige  Kranke  zu 
machen  ist.  Man  Avird  liiorbei  vor  allem  auch  beachten  müssen, 
dass  es  sich  doch  nicht  um  Gebiete  handelt,  die  scharf  und 
bestimmt  von  einander  abgegrenzt  werden  können.  Gerade 

>)  A.  a.  O.  S.  löl.  171. 
^     ')  S.  36.   Vgl.  auch  Emminghaus  S.  23,  Duchatel  S.  299, 
Deutsche  Gein.-Z.  a.  a.  O. 
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bei  der  Arincnpfloge  handelt  es  sich  um  so  feine  Uebergttnge 
von  Arbeitsfähigkeit  zur  Unfähigkeit,  von  Arbeitslosigkeit  zur 
Arbeitsscheu  u.  s.  w.,  dass  eine  Hcheiduup;  zwischen  d»'ii  Fällen, 
welche  polizeiliche  oder  welche  freiwilli^^p  Unterstützung  er- 
heisclien,  in  vielen  Fällen  schlechterdings  uunioglich  ist^). 

Auch  lässt  sich  gewiss  nicht  leugnen,  dass,  wenn  aus 
angeblich  unbogrenasten  öffentlichen  Mittdn  leicht  za  viel  ge- 
than  und  Vorachwendung  getrieben  werden  sollte,  die  Bezeich- 
nung der  Mittel  als  Armen-  oder  als  Polizeifonds  hieran  nichts 
lindern  würde.  Uebrigens  wird  gerade  in  Beziehung  auf  diesen 
Punkt  ganz  zutreffend  ausgeführt,  «lass  vor  Verschwendung 
und  unrichtiger  Verwendung  auch  die  freiwillige  AnnenpÜego 
nicht  an  und  für  sicli  geschützt  ist. 

Unzweckniässigc  Stiftungen,  persönliche  Interessen  sind 
bekanntlich  für  die  freiwillige  Arnienpflego  sehr  häutige  und 
sehr  erhebliche  Veranlassungen  schlechter  Verwaltung'). 

Es  handelt  sich  vor  allem  um  die  richtige  Organisation. 
Die  Unterscheidung  zwischen  verschuldeter  und  unverschuldeter 
Armut,  zwischen  erwerbsßlhigen  und  erwerbsunfähigen  Be- 
dürftigen ist  auch  der  öffentlichen  Armenpflege  möglich.  Und 
der  Unistand,  dass  die  ^^ittel  zwangsweise  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden,  verhindert  niclit  iiirc  richtige  Verwendung.  Das 
Gefühl  ilcr  Verantwortlichkeit  kann  und  muss  (;in  Staats- 
beamter ebensogut  haben  wie  ein  Verwalter  freiwilliger  Mittel*). 

Vor  allem  aber  können  die  Verteidiger  der  öffentlichen 
Armenpfloge  ein  Argument  geltend  niachen,  das  sich  gleich- 
sam von  selbst  ergiebt,  dass  nämlich  die  Anordnung  eines 
Zwanges  nur  eventuell  und  zwar  nur  eben  dann  und  nur 
ebensoweit  wirksam  werden  soll,  als  die  freiwillige  Armenpflege 
Mittel  nicht  bereitstellt.  Nur  das  von  der  letzt<'ren  unbesetzte 
(iebiot  soll  besetzt  gehalten  werden,  aber  nicht,  um  es  für 
immer  zu  behalten,  sondern  um  es  ganz  oder  zum  Teil  zu 
rftumen,  sobald  es  die  freiwillige  Armenpflege  wieder  ein- 
nehmen wilL 

M  Dici?  heben  aucli  sclioii  Duo  ha  t  ol  -  Navill«*  hervor,  die  im 
übrigen  heftige  Gegner  jeder  gesetxUchea  Anneopfl^  sind;  S.  1280.  VgL 
auch  Kriea  1  S.  324. 

'-)  Man  vgl.  TOn  den  sehr  zahlreichen  Belegen  in  der  Literatur  be- 
sonders Katzingcr,  der  die  beispiellose  Entartung  ilor  kin-lilichen  und 
Stit'tuugsarmenpflege  in  den  Uanaen  der  hohen  Geistlichkeit  an  vielen 
Stellen  soner  Qescnielite  dot  kirebUolien  Annenpfleffe  nachweist,  besonders 
S.  77.  124.  237.  2'^7.  319.  Dios  Zeugniss  verdient  bei  dorn  ausgesprochen 
katholi.<*chen  Standpunkt  liatzingers  gewiss  besondere  Beachtung.  —  Ganz 
neuerdings  bietet  die  Verwaltoi^  des  Hospitals  Santo  Spirito  in  Rom  ein 
Bild  unglaublicher  MisswirlschafL  VgL  die  Zuschrift  an  die  Nat-Zctt 
in  Nr.  5>4  Jahrgan;::  188.5. 

")  Gneist  bemerkte  im  Volks wirt^ic haftlichen  Kougreas:  „Man  wird 
bei  unä  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  stets  schaffen,  wenn  nun  an 
iiffentliche  Einrirhtungen  anknüpft."  Achnlieh  Bamberger  ft.  a.  O. 
ä.  JiU2.        -  Vgl.  Näheree  unten  §  2iÖ  £ 
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Stahl  bemerkt  sehr  zutreffend  S.  391:  „Es  ist  bemerkens- 
wert, wie  allenthalben  in  den  christlichen  Staaten  auf  dem  Bodea 
der  Armenpflege  die  Freiheit  des  Individuuuis  zu  Grunde  lag  and 
tinr  allin&hlich  mit  der  Entwickelimg  aller  misslichen  Folgen,  die 
wir  beseichnet  haben,  die  öffentliche  Armenpflege  eingriff,  immer 
nur  sich  dicht  an  die  Notwendigkeit  haltend,  wie  die  Geschichte  so 
deutlich  nachweist  ond  wir  oben  betont  haben.  Die  Staats- 
armenpflege erkennt  sich  damit  selbst  als  nnr  snb- 
sidiär  an."  —  Aehnlirh  auch  Dnchatel  S.  307: 

.,Der  Staat  soll  also,  selbst  wenn  er  es  ohne  Gefahr  zu  thun 
vennöchte,  nur  insoweit  der  Armennot  abzuhelfen  suchen ,  als  die 
Besonnenheit  der  Armen  und  die  Privatmildthatigkeit  noch  nicht 
Anfiidiwang  genug  bekommen  hat  nnd  daher  sein  JBinschrdten  nötig 
wird  ....  Die  Ansttbnng  der  WohlthMigkeit  ist  eine  von  den 
Obliegenheiten,  womit  sich  der  Staat  nur  mit  dem  Vorsatz  nnd  dem 
Wunsch,  diese  Bürde  wieder  abzuwerfen,  ])cfas8en  muss  ....  Im 
natnrlichen  Fortschreiten  der  Gesellschaft  inuss  alle  vom  Staate 
ausgehende  Sor^;e  für  die  Armen  endlich  verschwinden ,  wie  die 
Staatsreligionen  und  offiziellen  Wahrheiten."  —  Sehr  ausführlich  über 
diese  i'rage  im  Anscbluss  an  die  Armenptlege  des  Kantons  Basel- 
Stadt  bei  K a m b Ii  S.  63  ff.  namentlich  die  dort  mitgeteilten 
AeDSsemngen  des  Referenten  Pfiuxer  Breitenstein«  Derselbe 
bemerkt  unter  anderem :  ^Die  Besorgung  der  Armenpflege  kann  snr 
Zeit  noch  nicht  völlig  der  Freiwüligkdt  auhdmgct^eben  werden ; 
amtliche  und  freiwillige  Thätigkeit  müssen  neben  einander,  einander 
ergänzend  wirken.  Der  Staat  kann  und  darf  die  Aufsicht  über 
das  Armenwesen  und  die  unter  Umständen  notwendige  Organisation 
desselben  nicht  aus  den  Händen  geben,  da  dies  zu  den  Kultur- 
zwecken des  modernen  Staats  gehört."  —  Und  Kam b Ii  selbst 
8.  98  :  »Nach  allem  Gesagten  spreche  ich  daher  als  meine  Uebrr- 
seogong  ans:  die  staatliche,  obligatorische  Armenpflege  ist,  wo  sie 
besteht,  beiznbehalten,  es  soll  aber  anf  stete  Reduzirung  ihrer  Auf- 
gabe hingearbeitet  worden,  bis  endlich  die  völlig  freiwillige  Armen- 
pflege ;ui  ihre  Stelle  treten  kann.  Diese  letztere  Eventualität  seh» 
ich  aber  noch  in  unendlich  weiter  Feme." 

Wilhreiul  also  nach  der  ersten  Ansieht  freiwillige  und 

Zwangsanneiiptiegf  wie  Ge^nt-r  gegenüberstellen  wiinlrn,  sollen 
sie,  der  anderen  zufolge,  wie  hiilfreielie  G'^nosscn  iiebenein- 
anderwirken.  Ja  mehr  noch,  an  wird  vielfach  ein  guter  Eiu- 
fluaa '  von  diesem  Nebeneinandergehen  der  freiwilligen  und 
der  gesetzlichen  Armenpflege  erwartet,  insofern  als  bei  etwaigem 
Nachlassen  der  freiwilligen  Annenpflege  die  Zwangsleistungen 
erhehlicher  werden  mUsston  und  dieser  Umst^ind  in  dauernder 
"\V(^chselwirkung  dazu  führen  würtle,  den  Druck  der  gesetz- 
liehen Lasten  zu  erleichtern  und  die  freiwillige  Liebestbütig- 
keit  zu  beleben. 

Meyer,  Volkswirtschaftlicher  Kougress  S.  177.  —  Linsingen 
S.  87  bemerkt:  .  •  .  ^nur  dadurch,  dass  jede  Verwendung  aus 
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öffentlichen  Armenmitteln  unter  anderen  als  jenen  harten  Bedingungen 
den  Gemeinden  verwehrt  wird,  nur  dadurch,  dass  eben  die  polizei- 
liche Anneupflege  als  eine  strenge,  fast  grausame  auftritt,  lässt 
sich  in  den  Gemütern  der  Besitzenden  kraft  der  natürlichen  Reaktion 
der  gänzlich  entschwundene  Sinn  für  Privatwohltbätigkeit  gegen  die 
Armen  wieder  wecken  nnd  lo  allmfthlich  ein  Znstand  herbeütthren, 
in  welchem  das,  wae  seiner  Katar  nach  getrennt  eein  eoll,  anck 
wirklich  getrennt  ist:  d.  b.  dass  neben  der  poliieiUcben,  ledigUch 
auf  Abstellang  absoluten  Notstandes  gerichteten,  nur  äussere  be* 
stimmt  erkennbare  Momente  berücksichtigenden  Armenpflege  sich 
die  christliche  oder  allgemeine  menschliche  Privatwohlthätigkeii  in 
fest  organisirter  Weise  der  Arnienptiege  in  der  Art  annimmt,  dass 
tbuulichst  Notständen  vorgebeugt  und  je  nach  der  subjektiven  Wür- 
digkeit des  Bittstellers  auch  weniger  Bedürftige  mit  Liebesgaben 
▼eraehen  werden/ 

§  23. 

Und  80  kehrt  die  Rotrachtimp:  7A\  ihrem  AusjLcanprspunkt 
zurück.  Wird  auf  der  einen  JSeite  unerkannt,  (la.ss  die  öflent- 
liehe  Annenpflege  einzutreten  habe,  wo  die  Nüttel  der  frei- 
willigen Armonpllege  nicht  zureichen,  so  bleibt  die«  letztere 
Moment  ebenao  wie  eegenttber  der  theoretischen  Forderung 
der  Selbethtdfe  von  der  Untersuchung  abhängig,  ob  dieser 
Ersatz  durch  die  freiwillige  Armenpfl^e  thatsächlich  vor- 
handen ist  oder  thatsächlich  in  so  naher  Zeit  zu  erwarten 
steht,  dass  eine  Refonn  in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armen- 
pflege überflüsHig  erscheint.  Mit  der  Behauptung,  dass  dieses 
der  Fall  sein  werde,  ist  es  hierbei  freilich  nicht  gethan;  das 
ist  nur  eine  Ansiclit,  welcher  die  Ansicht  vom  G<'genteil  mit 
demselben  Reclit  entgegengestellt  werden  kann.  Nur  dass  jene 
lediglich  die  Zuknnn  zum  Zengnise  ihrer  Richtigkeit  anruft^ 
während  diese  aue  einer  traurigen,  aber  die  bittere  Sprache 
der  Wahrheit  redenden  Vergangenlu-it  ihre  Beweise  schöpft 

Nichts  ist  hierfür  lehrreicher  als  die  Betrachtung  der  Um- 
stüTide,  unter  denen  die  öffentliche  Annenptlege  zu  ausgebrei- 
teter Entfaltung  gelangt  ist.  Nirgends  hat  sir  als  fertige 
Bildung  »'ingesetzt,  nirgt  iuls  Hndet  sie  sich  alö  primäre  Form 
der  Gewährung  son  UnterstiUzungen. 

In  allen  Ländern  abendländischer  Kultur  begann  die 
Armenpflege  als  werkthätige  Liebeefibung  der  christlichen 
Gemeinden,  nnd  in  allen  Ländern  führte  die  Hittliche  oder  die 
finanzielle  Leistungsunfilhigkeit  fler  kirchlichen  Armenpflege 
zu  Notständen,  welche  in  ungeheuerer  IT'berhandnahme  dea 
Betteins  und  der  Zuchtlosigkeit  ihren  Ausdruck  fanden. 

Diese  Zustünde,  unertrliglieh  für  die  Bevölkerung,  un- 
vereinbar mit  einem  geordneten  Regiment,  veranlassten  die 
öffentlichen  Gewalten,  zunächst  nur  die  üussere  Erscheinung 

/r~ — 
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derselben  zu  bekiimpfeu  und  in  zahllosen  Bettel  Verordnungen 
daLü  Betteln  und  Vagaboadireu  zu  vcrbietea  uud  mit  harten 
•Strafen  zu  bedrohen*;. 

Aber  weder  veränderte  sich  der  Zustand  der  Armaty  noch 
verringerte  sich  die  Zahl  der  Betder  und  Landstreicher,  viel- 
mehr  wuchs  das  Uebel  zeitweilig  nach  dem  Dreissigjährigen 
Kriege  in  Deutschland  äussere i^entlich.  Auf  das  Eintreten 
dieser  Thatsachen  hatten  die  territorialen  Gewalten  freilich 
nicht  gewartet,  weil  sie  einen  untrüglichen  Beweis  für  die 
Unzulänglichkeit  der  freiwilligen  ArmenpHege  zu  haben 
wünschten,  sondern  weil  ni;ui  glaubte,  von  Amtswegen  mit  Bettel- 
verboten genug  gethan  zu  haben,  und  weil  man  von  einer 
besseren  Einsicht  in  den  Zusammenhang  dieser  Erscheinangen 
mit  wirtschaftlichen  und  moralischen  Ursachen  meist  weit  ent- 
fernt war.  So  gab  es  seit  der  Zeit  der  Reformation  im  Be- 
reich der  Armenpflege  eine  Art  Interregnum,  dessen  Herrschaft 
in  einzelnen  Gebieten  schon  früh,  in  den  meisten  erst  sehr 
spät,  zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  dieses  Jahrliunderts, 
zu  brechen  gesuclit  wurde  vermittelst  Ein-  und  DurchfUhruug 
der  ötientlichen  Armenptlege -). 

Am  zutreffendsten  kommt  dies  Verhältniss  in  dem 
Gutachten  der  Sorbonne  zum  Ausdruck,  welches  sie 
aus  Anlass  einer  Anfrage  abgab,  welche  der  Magistrat  von 
Yp -rn  nach  Einführung  seiner  bekannten  Armenordnung  von 
1525  an  sie  gerichtet  hatte.  Es  handelte  sich  namentlich  um 
die  Frage,  ob  es  zulJIssig  sei,  das  Betteln  zu  verbieten,  was 
jene  xVrnienordnung  b  m  ^deiclizeiti,u:er  Neuordnung  der  Armen- 
pflege nach  individualisirenden  Grundsätzen  gethan  hatte 
„Der  Bescheid  der  Sorbonne,  vom  lü.  Jan.  1531  datirt,  be- 
zeichnet die  yperner  Armenordnung  als  ein  ebenso  schwieriges, 
wie  nützliches  und  heilsames  Werk,  welches  mit  der  Heiligen 
iSchrift,  den  Anordnungen  der  Apostel  und  der  Kirche  der 
Vorzeit  im  Einklänge  sei,  wenn  folgende  Punkte  beachtet 
würden:  1.  Es  mtlsse  die  adoptirte  Armenpflege  mit  solcher 
•Sorgfinlt  gehandhabt  werden,  daas  in  Folge  der  (gänzlichen 


i)  Vgl.hierttber  Ratziager  S.  445,  Stalil  S  379,  Loening  S.  864 
u.  a.  Bei  allen  dioscti  mehr  oder  minder  ausführliche  Nachweisungen  für 
alle  zivilisirten  ätaateu.  Auf  Detail  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

Ratsinffer  yefksmit  den  allgemeinen  Charakter  dieser  Zustände, 
wenn  er  England  speziell  den  Vorwarf  macht .  dios  Interregnum  durch 
Säkularisation  der  geistlichen  Güter  herbeigetiihrt  und  damit  das  Ein- 
treten der  öffentlichen  Armenpflege  notwendig  gemacht  zu  haben.  Deutsch- 
land xeigt  um  diese  Zeit  g^Qz  dieselbe  Erscheinung.  Vgl.  bei  Ranke, 
Deuts<-he  Geschichte  im  Zeitalter  der  Reformation  Bd.  2  an  ▼eraehie» 
Ueaeu  Stellen,  z.  B.  S.  314.  317.  3.38. 

*)  Ratzinger  8.  443.  -  Die  Grundsätze  der  A.-O.  Ton  Tpeni  sind 
die  von  J.  L.  Vivis  in  der  Schrift  De  snbventinne  paupenim  ?ive  de 
humania  uecesaitatibus  libri  2  aufgestellten.  Hierüber  gut  und  austübr- 
lieh  Ehrle  8.  27  Ii. 
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Unterdrückung  des  Betteins  kein  einheimischer  oder  auswärtiger 

Armer  der  äussersten,  oder  uuch  nur  sehr  schwerer  Not  an- 
heimfalle. 2.  Wenn  «lie  fi^emeinsamo  Armenkasse  tVir  eine 
solche  Versnr^iinj^'  aller  Armen  nicht  ausreiche,  dürft;  letzteren 
das  Betteln  nicht  einfuchhin  verboten  werden.  3.  Es  dürften 
die  Reichen  durch  die  Beiträge,  welche  sie  der  genannten 
Kasse  verabfolgen,  sich  nicht  von  der  Verpflichtung  entbunden 
erachten,  Armen ,  die  sie  von  allen  oder  beinahe  von  allen 
Subsistenzmitteln  entblösst  wissen,  beizuspringen.  4.  Es 
könne  durch  diese  Verordnung  niemand  behindert  werden, 
auf  jede  ihm  beliebige  Weise  Werke  der  Barmherzigkeit  zu 
üben." 

Diese  Sätze  bilden,  ohne  als  solche  törmlich  adoptirt  oder 
auch  nur  in  der  G^talt  jenes  Gutachtens  hinreichena  bekannt 
geworden  zu  sein,  regelmftssig  das  Programm  fUr  die  Stellung- 
nahme der  öffentlichen  Gewalten  zu  dem  Armenwesen,  nach- 
dem die  Verfi^eblichkeit  des  blossen  Bettel  Verbots  erkannt  war: 
Unterdrückuni^  des  Betteins  im  Interesse  der  alliremeinen 
Rechtsordnung  —  positive  Fürsorge  für  die  zum  Betteln  ge- 
driingten  Personen  in  Anerkennung  einer  allgemeinen  Rcchta- 
ptlicbt 

Nun  berufen  sich  die  Anhänger  der  freiwilligen  Armen- 
pflege auf  das  Beispiel  Frankreichs,  welchem  gesotzlicher 
Zwang  zur  Armenpflege  unbekannt  S(m'.  Zunächst  ist  hier- 
gegen zu  bemerken,  dass  in  Frankreich  ein  Teil  der  Anncn- 
nlrsorge,  diej(;nige  für  Geisteskranke  und  verlassene  Kinder, 
obligatorisch  ist ' ). 

Wenn  im  übrigen  nur  die  Anordnung  besteht,  dass  Wohl- 
thfttigkeitsausschttsse  (bureaux  de  bien&isance)  in  den  einzelnen 
Gemeinden  eingerichtet  werden  und  aus  freiMrilli^n  Gaben 
Annenpflege  (iben  sollen,  so  ist  darauf  hinzuweisen,  dass 
trotz  ausserordentlicher  Leistungen  der  Stiftungs-  und  Privat- 
armen  pflege  und  trotz  sehr  grosser  Aufwendungen  der  bu- 
reaux de  l)ientaisance  eine  sehr  grosse  Zahl  von  (lenieinden 
sich  veranlasst  sieht,  beträchtliche  Zuschüsse  (subventions  de 
la  commune)  zu  der  örtlichen  Armenpflege  zu  leisten. 

Vgl.  die  oben  S.  64  gegebenen  Nachweisangen.  Im  Jahre 
1882,  für  welches  die  letzten  Angabea  vorhegen,  verausgabten  bei 
einer  Bevölkening  von  rand  ^.7  Mill.  die 

(Etablissements  hospit.      127-34  \  . 
bareaux  de  bicnfiiis.        88.07  f 

Abgesehen  von  deu  a.  a.  0.  aufgeführten  Subventionen  gewährten 
die  Gemeinden  za  den  Leistungen  der  bnreanz  de  bienfaisance,  die 
unterer  Örtlichen  Armenpflege  entsprechen ,  1882  folgende  SnbTen- 
tionen  in  Hill.  Fr.: 

')  Vgl.  unt€n  ^  63. 
Fossckaagn  (27)  VL  4.  —  MftMt^rbwg.  6 
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Seine- 
departement 


andere 


ink  Paris  DepM*«»«*» 
ordentliche  Sabventionea      4.976         4.914  9.891 
atiflserordeiiü.  SabventtoneD      0.008         0.958  0.962 


in  Proseoteii  der  Gesammt^ 
eioDahmen  der  bnreanxde 

bienf.        67.8  20.8  29.9 

Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  S.  LV. 

Nichts  vermöchte  schlagender  darzuthun,  was  eine  Zwangs- 
lage go^'enttber  Zuständen  der  Arniut  bedeutet. 

Es  lässt  sich  uni^^okohrt  oiiK^  nicht  imerhebliclic  Zahl  von 
Gemeindon  nnch  in  Dciitsclilaiid  nennen,  welche  trotz  des  all- 
gemein duiTh^efidirten  Systfuis  der  Z\van^sarnien])He^e  eine 
solche  thatsäcldich  nicht  ^^eüht,  thatsächlich  di<'  oft  fiborreich- 
lichen  Aui\v<'ndungen  aus  freiwill i-^cn  Gaben,  vor  allem  im» 
Stiftung»mittcln,  ganz  oder  zum  grösstcn  Teile  bestritten  haben 
und  noch  bestreiten*). 

Uebrigens  hängt  das  Mass  der  Leistungen,  wie  in  dem 
Abschnitt  über  die  finanzielle  Leistungsfiihigkeit  der  Amen- 
verbände  (unten  §  8t)  ff.)  näher  darzulegen  sein  wird,  von  un- 
endlich vielen  individuellen  Monu-nten  ab.  Hier  möchte  ich 
noch  auf  rinen  Punkt  hinweisen,  der  bei  der  Erörterunjr  dieser 
Fra^e  von  keiner  Seite  berührt  worden  ist,  dass  nändich  für 
viele  kleine  ländliche  Gemeinden  die  Frage  überhauüt  nicht 
lautet,  ob  freiwillige  oder  Zwangsarmennflegc ,  sonaem  ob 
Armenpflege  überhaupt.  Wo  alle  Einwohner  so  arm  sind, 
dass  sie  stets  auf  der  Gk«nze  zwischen  notdürftiger  Erhaltung 
und  Armut  sich  bewegen,  ist  auch  die  Gemeinde  selbst  gänz- 
lich ausser  Stande  für  bedürfti;j^e  Mitglieder  selbst  mit  Auf- 
bietunjj:  aller  Kräfte  hinreich«nid  zu  sorgen ;  was  sie  ihnen 
gegenüber  thut,  behält  in  d"r  KejL,^el  den  Charakter  der  Mild- 
thätigkeit,  so  dass  dort  die  Aufhebung  der  gesetzlichen  Armen- 
pflege eine  Veränderung  des  bestehenden  Zustandes  kaum 
nerbeiführen  würde.  —  Aehnlich  Kries,  m.  W.  der  einzigc,^ 
der  diesen  Gesichtspunkt  hervorhebt;  vgl.  n  S.  857.  An 
einer  andern  Stelle  S.  22  bemerkt  derselbe: 

„Wie  kann  eine  aus  lauter  Handwerkern  bestehende  Ge- 
meinde im  schlesischen  Gebirge  ihren  unbeschäftigten  ]\lit- 
gliedern  eine  wirksame  Hülfe  gewähren,  da  fast  sämmtliche 
Einwohner  auch  in  den  besseren  Tagen  nur  ein  kümmerliches 
Brot  essen  und  Jede  eintretende  Haudelskrisis  schwer  auf  ihnen 
allen  lastet?  Li  ähnlicher  Weise  bringt  dne»  F^emte  der 
Kartoffeln,  eine  anhaltend  regnerische  Witterung,  welche  Feld- 
arbeiten unthunlich  und  die  Wege  grundlos  macht,  alle  Ein- 
wohner einer  ostpreussischen  Kolonie  oder  eines  oberschlesi- 
sehen  Bauemdorfes  an  den  Rand  einer  Hungersnot** 


'1  Vel.  die  Nachweisongen  unten  §  87. 
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Im  übrigen  bewährt  sich  in  Frankreich  an  den  Gemeinden, 
welche  Zusc'liüsse  leisten,  und  in  Deuüichland  an  Gemeinden, 

welche  derselben  entbehren,  die  fast  ««ilbstvcrstitndliche  Natur 
der  öffentlichen  Armenpflege:  die  SubsidiuritiU.  Sie  soll  und 
sie  will  nie  indir  sein  als  letzte  Zuflucht,  wen?)  allf  anderen 
Hülfsniittcl  \i'isir^^t  >in«P),  Woii  di»'  Hcstrrbun^^'cn  der  allge- 
meinen W Oliilahrtüj^iiege  vor  Armut  zu  behüten  nicht  im  iStiinde 
waren,  wer  sich  nicht  seibat  vor  Not  su  schützen  gesucht  hat, 
wer  nicht  die  Hände  der  nächsten  Angehörigen  oder  diejenigen 
seiner  Mitmenschen  oflbn  sieht,  den  nur  tiimmt  die  Öffentliche 
Armenpflege  auf.  Eine  traurige  Notwendigkeit  ist  es  gewiss, 
zu  deren  Fernhaltunf;  beizutragen  keiner  versUunien  dürfte,  — 
aber  eine  Notweiidi;^''keit  so  Ian;re .  mIs  die  Wahrscheinliclikeit 
eines  ander\V(Mt(;n  Krs.it/es  nicht  besirlit.  Ein  solcher  Ersatz 
erbcheint  für  absehbare  Zeit  in  Deutschland  ein  unerreichbares 
Ideal. 


>)  Du  bdpfisehe  Gesets  vom  14.  M8ns  1876  trügt  diesem  thattlcb- 

lichnn  Verhaltniss  Hecbnang,  indem  es  in  Art.  19  bostimnit,  da^R  die 
Kosten  der  öffentlichen  Annenptlege  von  den  Hospitälern  und  Wobithät- 
Bor.  anfimbiingen  lind,  wosn  die  Gemeiiideii  hek  UnsalMngliehkeit  der 
Mittel  die  n&tigen  Zmehfiaae  zn  gewähren  haben. 
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8.  Kapitel. 

Die  Aufgabe  der  Armengesetzgebung.  . 

§  24. 

Der  Umstaml,  dass  ihm  Anuenweson  mehr  als  jccle  andere 
wirtschaftliche  und  soziale  Erscheinung  mit  allen  Faktoren  dos 
wirtscliaftlieheu  und  des  sozialen  Lebens  in  innigster  Verbindung 
steht,  liat  von  j''li<^r  einige  Verwirrung;  in  die  Tlu'ori«'  und  Praxis 
der  Armen^»'>oiz;^i'l>ung  gebraeiit.  Weil  \Vnhlt"Mlirts[>ll<'g<'  und 
Schutzvi^ranstaltungen  der  Armut  vorbeugiMi  und  Selbstliidfe 
sowie  die  Fürsorge  der  Fann'lie  und  der  Arbeitgeber  die 
eigentliche  ArmeupHcge  möglichst  Oberflttssig  machen  wollen, 
80  behandelt  die  Theorie  alle  diese,  oder  den  einen  oder  den 
andern  Punkt  im  Zusammenhang  der  Lehre  vom  Armenwesen, 
und  die  Praxis  der  Gesetzgebung  ist  ihr  insofern  nacligefolgt, 
als  si«^  liiiuH;;  Vorbeup^unj^smassregeln  und  privatreehtliche 
Verpf]ic'htuni,n'n  irliMi'li/.citiir  in  demselben  (lesi'tz  Vf>rsehr<'ibt, 
in  w  t'lciicm  sie  die  V'erptiichtung  zur  ötfentlichcu  ArmenpÜegc 
näher  regelt. 

Nicht  vom  Standpunkt  dilrrcr  Systematik  ist  hiergegen 
Widerspruch  zu  erheben;  wenn  die  Vorschriften  an  und  fUr 
sich  nur  von  Nutzen  mc  das  Gemeinwesen  sind  und  ihren 
Zweck  crl\illen,  mtfehte  es  am  Ende  gleichgültig  sein,  an 
welcher  Stelle  sie  ersehoinen,  vorausgesetzt,  dass  sie  überhaupt 
erscheinen.  Wold  nber  ist  Sehi'i«lun^  und  Abgrenzung  der 
verschiedenen  (lebieie  wünschenswert,  ja  notwendig,  wfil  die 
Vermischung  der  verschied(uien  Materien  zur  V^erkennuii.:^^  des 
Begriffs  und  vor  allem  des  Zweckes  der  verordneten  Mass- 
regeln fUhrt  Gerade  weil  der  strenge  und  so  viel  und  mit 
Recht  umstrittene  Gegensatz  zwischen  freiwilliger  und  0£fent- 
licber  Armenpflege  besteht,  ist  es  höchst  notwendig,  sich  klar 
zu  machen,  was  von  den  dahin  gehörigen  Dingen  durch  Gesetz 
geregelt  werden  kann  und  muss  und  was  nicht;  gerade  weil 
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die  r)flrontliclic  ArnienpHc;^«'  nichts  \v<'itrr  ;iLs  die  letzte,  ledig- 
licli  im  Interesse  der  all<,^'ineiii«'n  Krchtsonlmm;::  errielit<'t(? 
Zuflucht  bieten  will  und  dar!',  muss  die?ier  ihr  Charakter  als 
einer  tfffsntlicir-reclitliehen  Institution  zam  klarsten,  unzwei- 
deutigsten Ausdruck  kommen. 

§25. 

Will  man  also  die  Grenze  zwischen  den  verschiedenen 
Gebieten  ziehen,  so  hat  man  auszuscheiden,  was  nur  Voraus- 
setzung der  öffentlichen  Armenpflege  ist  und  seiner  Natur 
nach  einer  anderen  Rechtssphäre  angehört  Auszuschliessen 
sind  also  die  privatrechUichen  Ansprüche,  die  Ordnung  des 
Versicherungswesens;  auszuschliessen  sind  ferner  die  Einrich- 
tungen zur  Verhütung  der  Amnit.  wie  Leihhäuser,  S}>arkassen 
und  illinliehe;  auszuschliessen  sind  endlich  die  Veranstaltungen 
der  tVeiwilli^^en  Armenjifle«,^?.  Das  Armengesetz  hat  also  da- 
mit einzusetzen,  das»  es  ausspricht;  sofern  eine  Person  nicht 
durch  eigene  Mittel  oder  durch  Kittel  der  Angehörigen  oder 
der  freiwilligen  Armenpflege  ihren  Lebensunterhalt  empf^ingt, 
tritt  die  öffentliche  Unterstützung  ein.  Und  nun  hat  es  über 
zweierlei  zu  bestimmen :  über  die  Persönlichkeit  des  Gebers 
und  über  die  (b-s  Nclnners;  es  iiat  auszusprechen ,  wer  zu 
geben  hat  und  wem  gegebt^n  werden  muss. 

Im  Eini^ang  des  vorigen  Kapitels  wurde  dargelegt, 
dass  nicht  der  Inhalt  des  Thuns  und  Unterlassens  das  gesetz- 
lich geregelte  von  dem  gesetzlich  nicht  geregelten  unterscheidet, 
sondern  lediglich  das  eine  Moment^  dass  dort  etwas  geschehen 
muss,  liier  etwas  geschehen  kann.  Es  ist  zweckmässig, 
darauf  wiederholt  hinzuweisen,  um  bei  Beginn  der  Betrach- 
tung, welche  Aufgabe  der  Armengesetzge])un^^  zufllllt,  den 
richtigen  Standpunkt  zu  gewinnen.  Die  öffentliche  Armen- 
pflege will  dasselbe,  was  Selbsthülfe  und  freiwillige  Armen- 
pflege wollen:  Gewährung  des  Unterhalts.  Der  Umst^ind,  dass 
sie  leisten  muss,  iras  jene  beiden  nur  freiwillig  leisten  wollen 
oder  können,  Ändert  die  Grundsätze,  die  in  Bezug  auf  Geben 
und  Nehmen  an  und  für  sich  sacligemäss  sind,  in  keiner 
Weise.  Auch  bei  dr-r  öffentlichen  Armenpflege  sollen  Leistungen 
nur  demjenigen  zugemutet  werden,  d(T  hierzu  fiihig  und  nach 
gewissen  Massgaben  verpflichtet  ist,  und  Gaben  nur  dem- 
jenigen zufliessen,  der  ihrer  wirklich  bedarf,  —  nur  dass  frei- 
lich der  hin£tttretende  Zwang  insofern  ändernd  einwirkt,  als 
die  beiden  ersteren  Momente  nur  mitbestimmend,  nicht  end- 
gültig entscheidend  sein  können,  weil  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Ordnung  nicht  das  Mass  der  vorhandenen  Mittel,  son- 
dern der  Umfang  der  vorhandenen  P»edürftigkeit  in  Betracht 
kommt.  Der  vollen  Berücksichtigung  i<'ner  ^lomente  wird 
ferner  eine  Schranke  dadurch  gesetzt,  dass  der  Umfang  der 
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Leistung;«'!!  nicht  ausser  ZusainiiHUihanf?  mit  dor  riiitervcrteilung 
gol)racht  werden  kann  wie  bei  den  freiwilligen  Liebes  werken, 
an  welchen  der  Einzelne  nach  eigener  Willkür  teilnimmt.  Die 
öffentlicho  Armenpflege  kann  nur  gegründet  sein  auf  die  Mittel 
der  Gemeinwirtschatt  and  kann  in  Bezug  auf  die  Heran- 
zicliung  des  Einzelnen  nieht  mehr  thun,  als  was  die  Gemein- 
schaft selbst  thttt,  also  bestenfalls  ein  einigermassen  gerechtes 
Steuersystem  anwenden. 

Eb*Miso  vermag  auch  die  Armengesetzgebung  in  Bezug 
auf  die  Tersönliehkeit  d«  s  (relx'rs  nieht  willkürliche  Bildungen 
zu  Schäften  o»ler  von  sDlehen  au.szug(dien.  p]s  ist  vielmehr 
das  wesentlichste  Merkmal  dieser  Persönlichkeit,  diiss  sie  nicht 
privater  Katar  ist,  sondern  dass  sie  Im  Rahmen  der  allgemeinen 
Rechtsordnung  Mitträger  der  öffentlichen  Gewalt  ist  und  aas 
öffentlichen  Mitteln  den  Aufwand  für  die  Armenpflege  zu  be- 
schaffen befugt  ist.  Hierbei  kann  es  denn  zweckmässig  er- 
scheinen, an  die  HiMiniiren  der  bestehenden  öffentlichen  Orund- 
verfassung  (Reich,  Stjuit,  Provinz,  Kreis,  (xemeinde,  (futsbezirk 
u.  s.  w.)  oder  an  Bildungen  zu  Sonderzweektm  (1  )eiehgemeinde, 
Schulgemeinde,  Feuersozietät  u.  s.  wj  anzuknüpfen  oder  auch 
Neubildungen  zum  Zweck  der  Armenpflege  zu  schaffen  (eigent- 
liche Armengemeinde).  Ebenso  können  die  Leistungen  der 
öffentlichen  Armenpflege  auf  diejenigen  Mittel  angewiesen 
werden,  aus  welchen  jene  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  den 
für  ihre  Zwecke  notwendigen  Aufwand  überhaupt  bestreiten 
(Reichs-,  Staats-,  Provinzial-,  (xemeindehaushalt) ,  oder  es 
werden  besondere,  nur  Armenzwecken  divnenib'  Mittel  ( Ariiieii- 
steuorn)  aufgebracht.  Im  ersten  Falle  bilden  «lie  bezüglichem 
Vorschriften  der  Reichs-,  Staats-,  Gem<;inde-  sowie  der  Steucr- 
Terfassung  die  ausserhalb  der  Sphttre  des  Armenrechts  liegende 
VoraussetBung  der  Armengesetzgebang,  während  im  andern 
Falle  die  Schaffung  neuer  Pilduiigen  als  integnrender  Bestand- 
teil ihrer  Aufgabe  zu  erachten  ist. 

Und  endlich  macht  sich  ein  wesentlicher  Unterschied 
gepMiiiber  der  freiwilligen  Armenpflege  darin  geltend,  «lass 
dtnjcnige,  der  die  Mittel  autbringt,  nieht  notwi'iidig  auch  «lie 
Mittel  verwendet.  Wer  zu  ihrer  Aufbringung  an  und  für  sich 
geschickt  ist,  kann  uuter  Umständen  zu  ihrer  Verwendung 
thatsächlich  ausser  Stande  sein.  Die  unbesweifelte  Natur  der 
Armenpflege  lässt  ein  Handeln  ins  Allgemeine  nicht  zu,  son- 
dern erf<»rdert  die  Sonderbehandlang  des  Einzelfalles  da,  wo 
sich  ders*']])"  ereignet,  die  Beseitigung  der  Hülfsbedürftigkeit 
an  dem  <>i  t.  wo  dieselbe  eingetreten  ist.  Es  liegt  sf>init  im 
selbstvcrstandliehen  Interesse  der  öffentlichen  Armenjdloge 
so  '^\it  wie  der  tVri willigen,  di<'  einzeln«*n  Fülle  der  Bedürftig- 
keit evident  zu  hallen,  keinen  Füll  unberücksichtigt  zu  lassen  und 
dementsprechend  innerhalb  des  Gebietes,  für  welches  die  Armen* 
geset^Dung  gelten  soll,  auch  den  kleinsten  Ortlichen  Besirk 
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mit  einem  Organ  auszustiitten,  welches  vorkomnicndenfalls  den 
£inzelakt  der  Annenpflege  ausüben  kann.  Müssen  duisa  Or- 
gane nun  zwar  wieder  öffentliche  sein,  so  sind  für  ihre 
LeiBtangsfilhigkeit  dennoch  ganz  andere  Momente  massgebend 
als  für  die  Träger  der  Armenlast;  bei  diesen  mttssen  finanzielle 
Gesichtspunkte,  bei  jenen  h  diglldi  i)ersönliche  (verwaltungs- 
technische) entscheiden.  Es  ist  denklNur,  dass,  wenn  der  Staat 
dio  Arnienlast  auf  seine  Scliultern  nimmt,  er  direkt  Beamte 
besoldet,  dio  in  seinem  Nanu'ii  an  Ort  und  Stelle  den  He- 
dürfti;jrkeitstall  unt<M'suchen  und  Unterstützung  gewahren,  wie 
es  umgekehrt  möglich  ist,  diiäs  Gemeinden,  welche  den  Auf- 
wand fUr  eine  Unterstützung  zu  tragen  gehalten  sind,  die 
Unterstutzangen  durch  den  Staat  als  Inhaoer  einer  dem  Be- 
dUrfniss  dieses  Falles  besser  dienenden  Anstalt  gewähren 
lassen.  Mit  anderen  Worten :  die  Orpme  der  öffentlichen 
Armenpflege  können  mit  den  Trägern  der  Amienlast  identisch 
aein,  aber  sie  brauchen  nicht  mit  ihnen  identisch  zu  sein. 

Aus  den  möglichen  Verseluedeidieiten  zwischen  diesen 
beiden  ergiebt  sich  aber,  dass  die  ( )rj;ane  der  «»trentlieben 
Armenpflege  in  die  Lage  kommen  können,  Unterstützungen  zu 
xewtthren  für  Fälle,  bezüglich  deren  ihnen  eine  finanzielle 
Verpflichtung  nicht  obliegt  Denn  die  Öffentliche  Gewalt  hat 
an  und  fUr  sich  zunächst  nur  ein  Interesse  an  der  Uebung 
der  Armenpfl^e  überhaupt  und  ordnet  diese  zunächst  unab- 
hängig von  den  dafür  erforderlichen  Mitteln;  aber  die  That- 
öaclie,  dass  die  Or^Mni-  der  Arnien}»Hege  und  die  Träger  der 
Armenlast  unter  Umstünden  nicht  identisch  sind,  nötigt  dazu, 
die  ersteren  durch  Aufwendungen,  die  ausserhalb  ihrer  Ver- 
pflichtung liegen,  nicht  Verluste  erleiden  zu  lassen,  und  ferner, 
das  Interesse  der  Öffentlichen  Armenpflige  dagegen  sicherzu- 
stellen,  dass  die  Oi^ane  der  ArmenuHege  aus  Furcht  vor  der- 
artigen Verlusten  die  Gewährung  der  Unterstützung  in  dem 
einen  oder  andern  Falle  überhaupt  unterlassen.  So  erwächst 
der  Armongcsetzgebung  die  fernere  Aufgabe,  Hestinnnunf]jen 
zu  treffen,  wann  und  in  welchem  Umfange  ötTentlichc  Unter- 
stützungen zu  erstatten  sind.  Sie  hat  zu  unterscheidtMi  zwischtMi 
der  vorläufigen  Unterstützung  im  Interesse  der  öftentlichcn 
Armeniiflege,  die  unter  allen  Umständen  am  Orte  der  Be- 
dürftigkeit durch  die  verordneten  öffentlichen  Oi^gane  zu  er* 
folgen  hat,  und  der  endgültigen  Veri)flichtung  zur  Unterstützung, 
welche  dem  Träg*  r  der  Armenlast  obliegt  und  ihn  da,  wo  er 
mit  dem  Organ  der  Armenpflege  nicht  identisch  ist,  zur  Er- 
stattung des  vorläufigen  Aufwandes  an  das  letztere  nötigt. 

Die  (tesichtspunkte,  aus  welchen  die  i  iidgidtige  Ver[>flich- 
tung  zu  regeln  ist,  können  verschi<'dene  sein.  Mit  einem  um- 
fassenden Ausdruck  kann  mau  das  regelmässig  entscheidende 
Moment  als  „Angehörigkeit*^  bezeichnen;  soweit  ein  Individuum 
einem  Bezirk  nach  gewissen  Massgaben  angehOrt  oder  ange- 
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hörig  erachtet  wird,  ist  der  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  in 
diesom  Bezirk  zu  seiner  Unterstützung  bozw.  zur  Erstattung 
etwa  vurüiufig  gemachten  Aufwandes  verpriiclitct.  Die  Ange- 
hürigkcit  in  Bezug  auf  die  Armenpflege  kann  in  die  Angc- 
hörigkeit  in  Bezug  aui  andere  Verhältnisse  eingeschlossen  sein, 
wie  «in  die  Gemeinde-  oder  StaatRangehörigkeit,  sodass  die 
Gemeinde  oder  der  Staate  welchem  das  Individuum  angehört^ 
als  solche  auch  die  Verpflichtung  zur  Annen fiirsorge  nahen. 
In  diesem  Falle  bilden  das  GemeindebUrgerrecht  (Ueimatrecht) 
und  das  Staat.sl)iir;r''rrpcht  eine  notwendige  V(»raussotzung  der 
Armongf'sctzgebun^".  Oder  die  Angehörigkeit  wird  lediglich 
in  Bezug  auf  die  (iflentiiiiie  Annenpflep'  begründet,  wobei 
gewisse  Handlungen  des  Individuums  —  Niederlassung,  Aufent- 
halt, VereheUchung  —  als  entscheidend  erachtet  werden 
können.  In  diesem  Falle  bildet  die  Feststellung  der  hierfttr 
massgebenden  Momente  ebenfalls  einen  int^grirenden  Bestand- 
teil der  Angaben  der  Armengesetzgebung.  Auch  ob  diese 
Verpflichtung  des  öffentlichen  Organs  eine  lediglich  öffentlich- 
rochtliehe  sein  oder  ob  dem  Individuum  ein  persönlicher  An- 
sjtrui'h,  b(v.w.  in  weklier  Form  liechteus,  zustehen  soll,  bedarf 


Endlich  muss  auch  das  Verfahren  geordnet  werden,  mit- 
tels dessen  die  Ansprttche  der  Organe  der  Annenpflege  unter 
einander  in  den  Fällen  der  vorläudfigen  Unterstatzung  verfolgt 

werden  können.  Es  bedarf  der  Regelung  des  Instanzenzuges 
des  Beschwerde-  und  Klagerechts,  denen  di<'  Eigenschaft  dieser 
Organe  als  Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt  ein  charakte- 
ristisclies  Oej)räge  ^iebt. 

Was  die  Bersönlichkeit  des  Nehmenden,  also  den  Be- 
dürftigen, angeht,  so  bestellt  hier  die  wesentliche  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  darin,  das  Kriterium  der  Bedürftigkeit  und  die 
Mittel,  durch  welche  derselben  im  einzelnen  Falle  abgeholfen 
werden  kann,  anzugeben;  insbesondere  wird  hierbei  auf  den 
Zustand  der  Bedttrfaigkeit  und  die  Ursachen  derselben  Rück- 
sicht zu  nehmen  sein.  Die  Momente  der  Arbeitsfähigkeit  und 
der  Arbeitsiinfllhigkeit,  der  vorüberp:oh enden  oder  der  dauern- 
den Erwerbslosigkeit  worden  in  Betracht  fallen.  Dennoch 
wird  sieh  die  Arniengesotzgebung  hier  mit  der  Z<'ichnung  der 
Grundzüge  im  idlgcmeineu  begnügen  müssen;  der  unendlichen 
Mannigfiutigkeit  der  ttnsseren  Enclieinung  der  Armut  kann 
sie  unter  keinen  Umstftnden  gerecht  werden.  Das  Beste  kaben 
hierfür  die  Organe  der  Armenpflege  durcli  einsichtige  Be- 
urteilung des  einzelnen  Falles  zu  thun.  Die  Geset^bung  wird 
hier  vor  allem  gut  thun ,  diejenigen  GrundsHtze  im  Auge  Btt 
behalten,  welclie  ihr  und  der  freiwilligen  Annen pfle^M'  in  Be- 
zug auf  die  Individualisirung  der  Bedürftigkeitsfäile  gemein- 
sam sind. 

•  Nicht  Gegenstand  der  Armengesetzgebung,  aber  mit  ihr 
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im  ongsten  Zusammenhang  stehend,  sind  Bestimmungen  Uber 
die  Behandlung  von  Personen,  die  sich  mutwillig  in  den  Stand 
der  Bedfirftijjkoit  versetzend  oder  in  demselben  absiclitlieli  ver- 
harroiid  entweder  die  PrivatniildtliiitijL^keit  oder  die  öftcntliehe 
ArnH'nj)Hege  in  Anspruch  nehmen:  MiUstii^igiiiiger ,  liettler, 
Landstreicher.  Soweit  die  Strafgesetze  sich  hierauf  erstrecken, 
bilden  dieselben  Eigftnznngen  besw.Yomnssetzungender  Annen- 
gesetzgebong;  soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  wird  die  letztere 
selbst  der  Aafiiahme  derjenigen  Vorschriften  sich  nicht  ent- 
ziehen können  y  welche  die  Armenpflege  gegen  Missbrauch 
sicherstellen. 

Mit  den  n.'ihcrcTi  Bostininuingen  über  die  Persönlichkeit 
des  GelK-ndeii  und  des  Nt'liniendeii  ist  die  Aufgabe  der  Ge- 
setzgebung in  l^ezug  auf  die  öffentliclie  Annen})flege  erseliüpft. 
Alles  Uebri^e  ist  Beiwerk,  Ausführung  des  Gesetzes,  nicht 
sein  notwenaiger  und  unentbehrlicher  Inhalt 

Wie  alle  Gesetzgebungen  wird  auch  die  Annengesetz- 
gebung dann  am  vollkommensten  sein,  wenn  sie  kna]»))  ist, 
ohne  nnklar,  kurz,  ohne  unvoUstitndig  zu  sein  und,  indem  sie 
sieh  mit  der  AufsteUung  unzwei<leutiger  Prinzipien  bf/ii'rlieh 
ihre.s  notwendi^'-en  lidialts  begnügt,  es  den  ausführenden 
Organen  ermöglicht,  die  öffentliclie  Arnienptiege  mit  lel)endig<'ni, 
der  Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungswelt  angepasstem  In- 
halt zu  erfüllen. 
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4.  Kapitel. 

Ueberblick  Uber  die  geschichtliche  Entwicklung  und 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Armengesetzgebung  in 

Deutschland. 


1.  Die  0rniidittge. 

§  26. 

Im  Grogensatz  zu  den  Anforderungen,  welche  die  syste- 
matische Erkenntnis»  menschlicher  Zustände  an  die  gesetz- 
gebende Gewalt  zu  stellen  hat,  wird  <lie  gesetzgeberische 
Thätigkeit  im  wirklichen  Leben  haupt<»üchlich  von  zwei  Fak- 
toren bedingt:  einmal  von  der  Stärke  des  Drucks ,  welchen 
die  hemchenden  Zustände  auf  die  von  denselben  betroffenen 
Personen  und  Personenklassen  ausüben,  und  zweitens  Ton  der 
Fähigkeit  und  dem  Willen,  die  Zustünde  zu  erkennen,  zu  be- 
urteilen und  zu  verbessern  seitens  derjenigen  Organe,  welche 
zum  Erkennen ,  Beurteilen  und  Bessern  ihrer  Stellung  oder 
der  Natur  der  Sache  nach  berufen  sind.  In  der  Regel  ist 
die  St.ärke  (b-r  Druckemptindung  um  e}>ensovi(;l  gesteigert, 
als  Fähigkeit  und  Wille  vermindert  sind.  Und  wie  das  Nicht- 
▼orfaandensein  solcher  Fähigkeit  besw.  die  Unlust  von  ihr  Ge- 
brauch zu  machen  immer  und  ttberall  im  Staats-  und  Ge- 
sellschaftsleben den  Anstoes  zu  Umwälzungen  und  tiefgreifen- 
den Veränderungen  gegeben  haben,  so  Knüpfen  sich  auch 
fiir  das  Armenwesen  an  dieses  Moment  entscheidende  Wen- 
dungen. 

Die  Lösung  der  grossen  Fragen  nach  Vorrang  der  frei- 
willigen vor  der  ötrentlichen,  der  staatlichen  vor  der  gemeind- 
lichen Armenuflege,  der  Aufenthaltsfreiheit  vor  der  heimat- 
lichen Gebunaenheit  wird  unter  solchen  Umständen  versucht 
Aber  nicht  immer  ist  der  Druck  so  nachhaltig  wie  stark,  nicht 
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immer  dio  Fahi^kfit  so  gross  wie  dv.r  Willo,  der  Will«  so 
bereit  wie  die  Fähigkeit.  Wohl  giebt  es  auch  hier  das,  was 
man  Fortschritt  und  Besserung  nennt,  doch  selten  ist  die  £iu- 
Alhrung  neuer  Einrichtungen,  die  Anschauung  ttber  ihre  Hand- 
habung  von  Bestand.  Meinungen  lösen  die  Meinungen  ab^ 
Verijältniss«'  die  Verhftltnisse.  Idealisten  bemiÜien  sich  ver- 
geblich die  Natur  der  Sache  als  Richtschnur  der  (lesetzge- 
biinp^,  ein  den  I)iii;;en  innewohnendes  Mass  als  unwand('l})are 
Walirheit  liin/n.>t(^llt  n.  Nicht  die-  Natur  der  Sache,  nicht  das 
Maüs  der  Dinge  ist  es,  welche  vor  allem  bestimmend  wirken, 
sondern  eine  Reihe  von  thatsttchlichoii  YerhSltniasen,  die  mit 
den  Zuständen  des  Armenwesens  meist  in  keiner  unmittel- 
harcn  Beziehung  stehen.  Die  vornehinsti"  Bedeutung  kommt 
nach  dieser  Richtung  hin  dem  Verlulltnias  der  Gewalten  zu, 
die  «Mficn  Kintliiss  auf  öffentliche  Dinge  zu  ühcn  vermögen, 
dem  V'rrhältniss  der  Kirche  zum  Staate,  des  Staates  zu  den 
in  seinem  Gebi»'te  beiindlichcn  korporativen  und  stlindischen 
Gliederungen,  und  endlich  der  Staaten  unter  einander  —  Ver- 
hältnisse, deren  Gestaltung  vor  allem  auf  thatsächlichen  Vor- 
aussetzungen zu  beruhen  und  in  erster  Linie  eine  Frage 
des  Machtbesitzes  und  der  finanziellen  Leistungs- 
fähigkeit zu  sein  pflegt.  Die  Gesichtspunkte,  aus  denen  die 
kirchliche  Annen pth';^n^  g<'Ubt  winl,  sind  andere  als  die  für  die 
Ge  .i(;indeanneiij»tle^i-  mass;^'-eljrndt'n  ;  die  Mittel,  die  tur  diese  zu 
Gebote  stehen,  tlicssen  zum  grossen  Teile  aus  anderen  Qu^'llen, 
ab  diejenigen,  welche  jene  zur  Verfügung  hat.  Andere  ge- 
staltet sich  Umfang  und  Inhalt  der  Armenpflege,  wenn  sie 
von  Staatswegen  geb  oten  und  nachdrücklich  im  Bereiche  des 
ganzen  Stiiatsgebietes  durchgeführt  wird,  anders,  wenn  sie 
ledif;licli  in  d.is  Beliehen  der  einzelnen  Bürger  oder  einzelner 
Geue  inden  tiir  »las  Gebiet  des  einzelnen  Gemeindebezirkes 
g(\stellt  ist.  Zu  keiner  Zeit  —  mit  Ausnahme  «'twa  der  ersten 
nachchristlichen  Epoche  —  existirt  nur  die  ciue  oder  die 
andere  Form  der  Armenpflege,  die  eine  oder  die  andere  Art, 
die  fUr  sie  erforderlichen  Mittel  aufzubringen;  niemab  be- 
herrscht ein  einziger  Gesichtspunkt  die  Uebung  derselben. 
Nelien  der  Kirche  sind  Gemeinden  und  Korporationen  sowie 
die  Inhaber  der  grundherrlichen  Gewalt  bestrebt,  die  in  nJlchater 
Verbindung  mit  ihnen  stehenden  Personen  im  Falle  der  Be- 
dürftigkeit zu  unterstützen,  und  wo  die  Staat.sgtiwalt  die  Ge- 
währung von  Unterstützungen  gebietet,  knüpft  sie  an  vor- 
handene Bildungen  an,  verpflichtet  sie  hierzu  die  kirchliche 
Gemeinde,  die  politische  Gemeinde,  den  Grundherrn. 

Aber  so  unmerklich  meist  die  UebergUnge  und  Wand- 
lungen gewesen  sind,  welchen  dl»'  Idee  der  Armenpflege  und 
mit  ihr  die  Ansichten  ül)er  die  ihr  z\v(M-kdieidichsten  Mittel 
und  Organe  unterworfen  waren:  fürtleis  Kiickwiirtsschauenden 
heben  sich  drei  Kpochen  scharf  von  einander  ab,  welchen 
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diese  drei  (Jewalten:  die  Kirelie  —  die  Geinoiiide  —  der 
Staat,  vonieliiiilicli  ihren  .Stempel  aufgedrückt  liahen ,  drei 
Kj)oelien ,  tVir  welclie  auch  in  Hezug  auf  da.s  Ariiienwcaen 
mehr  als  alles  andere  der  Machtbealtz  uud  die  fiuaiizielle 
Leistangs&higkeit  jener  Gewalton  entsclieidend  gewesen  sind. 
Nur  aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  die  Geschichte  des  Armen- 
wes^ls  und  der  Arinengesct/.p'buiig  verKtiuidlich;  in  diesem 
Zusammenhange  ist  die  Geschichte  der  kirchlichen,  der  kor- 
porativen und  der  öffentlichen  Ai'menj>fl<*ge  ein  Beitrag  zur 
Ges(  ]n(  htc  der  Kirchenherrschaft,  der  GcmeindebUdungcD,  der 
Staats  Idee. 

§  27. 

l)av()n,  Avas  die  Kirche  für  das  Armen wcsen  geleistet  hat 
und  noch  leistet,  ist  hier,  wo  die  neuere  Annengesetzgebung 
in  Deutschland  zur  Frage  steht ,  so  wenig  zu  handeln,  wie 
von  dem  prinzipiellen  Streit  ttber  die  grossere  Zweckmässig- 
keit der  kirchlichen  oder  der  staatlichen  Armenpflege.  An 
dieser  Stelle  ist  lediglich  thatsächlich  festzustellen,  dass  die 
Kirche  seit  der  Kefoimation  einen  direkten  P^iiifluss  auf  die 
gesetzliche  Regelung  des  Arniemvesens  niehtmehr  ausgeübt  hat* ). 

Seit  jenem  Zeitpunkte  s('i/,<!n  die  Gemeinden,  Korp<»rati()nen 
und  Grundherren  die  Werke  der  Annenptiege,  die  sie  neben 
oder  zusammen  mit  der  Kirche  schon  vorher  geübt  iiatten, 
auf  Grund  autonomen  Beliebens  fort,  bis  der  Staat  in 
diese  Thätigkeit  eingreift  und  kraft  seiner  oberherrÜchen  Ge- 
walt im  Anschluss  an  jene  Autonomie  oder  im  Gegensatse  zu 
ihr  das  Armen wcsen  für  sein  ganzes  Gebiet  regelt. 

Die  Gründe,  welche  ein  solches  Eingreifen  rechtfertigen, 
sind  oben  näher  erörtert.  Hier  ist  nur  die  thatsächlielie  Ge- 
staltung zu  verfolgen,  für  welche  seit  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts fast  ausnahmslos  die   folgenden  Grundsätze  mass- 

Sebend  sind:  1)  Die  Verhinderung  des  Betteins  und 
ie  Fttrsorge  ftlr  den  notdürftigen  Unterhalt 
bedürftiger  Personen  ist  Gegenstand  der  sicher- 
heits-  und  sittlichkeitspolizeilichen  Verwaltung; 
2)  als  solche  unterliegen  diese  Thätigkeiten  der 
Aufsieht  und  Exekutive  der  Staatsgewalt;  3 )  zur 
(eventuell  v  o  r  1  ä  u  f  i g e n)  G e  w it  h  r  u  n  g  d  es  Unterhalts 
ist  jede  G  e m e i  n  d  e  o d  e r  G  r u n  d  h  e r  r  s c  h a f t  ver- 
pflichtet, in  deren  Bezirk  sich  eine  bedürftige 
Person  aufhält;  4)  die  Aufbringung  der  zur  Ge- 
währung des  Unterhalts  bezw.  zur  Erstattung  bei 
vorläufiger  Gewährung  e rforderl ichen  Mittel  liegt 
derjenigen  Gemeinde  oder  Grundherrschaft(Orts- 

*j  Vgl.  Uber  die  Ursachen  nameotlich  bei  Katzinger  S.  396  und 
Uhlhorn  Bd.  2  S.  448  ff. 
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Obrigkeit)  ob,  welcher  die  bedürftige  Person  an- 
gehört oder  nach  gewissen  gesetzlichen  Merk- 
malen für  angcliörig  erachtet  wird. 

An  uiul  für  sich  waren  dicso  Onindsätzc  im  Hinblick 
auf  die  leiU'uden  Gt'öieiit.spunkt>'  \v<  (l*'r  neu  noeli  auch  der 
{Sachlage  widersprechend.  Schon  der  bekannte  Beschlii88  des 
Konzils  von  Tours  im  Jahre  567  hatte  eine  derartige  Ver- 
pflichtung der  Gemeinden  ausgesprochen;  dem  englischen  und 
skandinavisehrii  lo  c  !it  war  sie  geläufig  und  in  Deutschland  hatte 
man  es  mehr  als  einmal  verordnet  und  eingeschärft|  dass 
jede  Kommuno  und  Ortsobrigkeit  ihre  Armen  selbst  zu  ver- 
sorgen ;4i>halten  sein  sollte')- 

Diese  \'<'rj)tiie]itnni::  la^''  in  der  geschichtlielM'n  Entwick- 
lung des  üenieindewr.st  iiö  und  der  älteren  grundherrlichen 
Verfassung  selbst  tief  begründet  Ursprünglich  eine  Genossen- 
schaft selbständiger  Familienhäupter  zu  g^nseitigem  Schutz . 
und  gemeinsamer  Verfolgung  wirtschaftlicher  Zwecke,  im  Be- 
sitze gemeinsamen  Vermögens  und  gomeinsanier  Ansudten,  trug 
die  Gemeinde  doii  Charakter  einer  erweitertfji  Familie,  in 
welcher  faniilienälmlichen  Rechten  faniilieniihiilii  Im-  l'tliehten 
gegenüberstanden,  in  welcher  U(H"lite  und  rtlichti-u  der  ein- 
zelnen Mitglieder  aus  ihrer  Zugehörigkeit  zu  der  Gemeinschaft 
flössen;  und  eben  deshalb  hatte  diese  Glemeinschaft  mit  der 
Familie  eine  der  letzteren  selbstverständliche  Eigentümlichkeit 
gemein:  die  Befugniss,  den  Kreis  ihrer  Angehörigen  selb- 
stilndig  zu  bestimmen,  nicht  blos  ihn  beliebig  zu  erweitern, 
sondern  vor  allem  ihn  j^egen  nicht  erwünschte  Erweiterung 
abzuschliessen  —  und  den  zu  ihr  geliörij^en  Gliedcu'n  im  In- 
ten^sse  des  Gemeinwesens  gewisse  Beschrankungen  der  per- 
sönlichen Freiheit  aufzuerlegen. 

Das  Recht  des  Aufenthalts  und  der  Wohnsitznahme,  der 
Verehelichung  und  des  Gewerbebetriebes  wunien  aldiftngig 
gemacht  von  der  £rt\Ulung  gewisse  r  ins  Belieben  der  Gemeinde 
ge>t«'llt<'r  Voraussetzungen:  der  Zahlung  eini's  Einzugsfjeldes, 
diMU  Jiesitze  eines  <::ewissen  VeniiögcMis ,  der  nachweisbaren 
Ffihigkeit  sieh  seinen  Unterhalt  zu  erwerben,  der  technischen 
Geschicklichkeit  u.  a.  m.  —  aber  demjenigen,  welcher  die 
Zahlungen  geleistet,  welcher  die  Nachweise  geliefert  und  als 
Glied  der  Giameinde  mehr  oder  minder  förmlich  aufgenommen 
war,  dorn  räumte  sie  auch  Teilnahme  an  ihr^r  Gkwalt  und 
ihrem  Besitz  ein,  den  verstatteto  sie  zur  Teilnahme  am  poli- 
tischen Wahlrecht,  an  deiv  Nutzungen  des  Gemeindevermögens 

>)  Vgl.  aber  hienudie  wic  titigen  Beinerkuugen  von  Katzinger  8.  185, 
der  g^en  die  AaffsBsang  proteatirt,  als  sei  in  dem  Satse:  jn  onaqoae- 
quo  cixitas  panpertM  .  .  Pt'ciindum  viros  pnscat"  .  .  .  das  Wort  rivit.i-' 
Kleichbedcuteod  mit  .bUrgerlicber''  Gemeiade,  vielmehr  bezeichne  es  die 
lirchüche  nnd  zwar  die  ,,PteochiaIgemeiiide"  im  Qegensati  m  der  ganaea 
Oemeinde  des  „Bisehoftspfengeb". 
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und  gewährleistete  ihm  Versorgung  im  FaUe  der  Verarmung. 
Nicht  im  strikten,  wohl  aber  im  Sinne  einör  natürlichen  Aus- 
gleichung standen  so  Rechte  und  Pflichten  auf  Seiten  der 
Gemeinde  und  ihrer  Angehörigen  als  Leistung  und  Gegenleis- 
tung sich  gegenfiber;  insbesonden»  war  die  letztp'njuinte,  zweifel- 
los wichtigste  V(U'j»tliclitung  zur  Vt'rsui-«;ung  kaum  <'twas  anderes 
als  Erfüllung  <*incs  aus  der  Gemfi nschatt  entsjtriiigenden  An- 
spruchs des  Gemeindegenossen,  da  Hülfe  in  Not,  V'ersorgung 
im  Alter  ca  finden,  wo  er  in  guten  und  gesunden  Tagen 
selbst  zur  Blttte  und  wirtschaftlichen  Kraft  des  Gemeinde- 
lebens beigetragen  hatte. 

Die  Beziehung  des  Grundherren  zur  Annenpflege  beruhte 
auf  wesentlich  ander«'n  Voraussetzungen;  sein  Verhältniss  zu 
den  auf  seinem  Gebiet"'  betindlichcn  PersmuMi  war  kein  j>ari- 
tiltisclies,  wie  das  der  (J{!ni<ind('i,n'n<»ssen  untereinander,  sontlcrn 
es  war  das  VerhUltniss  des  Lelmslierni  zum  Lehnsmanne,  des 
Bodenbesitzers  zu  dem  hörigen  Gesinde,  des  Inhabers  der 
patrimonialen  Gewalt  zu  den  Bezirkseingesessenen  —  kurz 
ein  Verbältniss  der  Ueberordnung  und  Unterordnung,  aus 
welchem  die  natürliche  oder  gesetzliche  Verpflichtung  des  Ge- 
walthabers zum  Unterhalte  der  Gewaltuntergebenen  folgte. 
Diese  V<M"i»fliclitung  unterschied  sich  aber  sehr  wesentlich  von 
derjeiii^^eii .  welclie  den  Gem<Mnd«'n  oblag,  dadurch,  dass  bei 
dem  Zustande  der  Hörigkeit  der  Unterhalt  unal)liängig  von 
der  persönlichen  Lcistung.st)ihigkeit  des  einzelnen  Gewaltunter- 

gebcoien  im  Zustande  der  Jugend  wie  des  Alters,  der  Gesund- 
eit  wie  der  Krankheit  zu  gewähren  war,  während  der  Ver- 
sorgungsanspruch an  die  Gemeinde  das  Vorhandensein  von 
Krankheit  oder  Bedürftigkeit  zur  Voraussetzung  hatte. 

§  28. 

Die  Heranziehung  der  Gemeinden  und  selbständiger  grund- 
herrlichor  Bezirke  zur  Amienfürsorge  war  es  also  an  sich 
nicht,  was  die  eben  genannten  (irundsiltze  als  neue  kennzeich- 
nete und  sie  in  merkbaren  Gegensatz  zu  den  die  vergangene 
Zeit  beherrschenden  Prinzipien  setzte.  Neu  und  zwar  schlecht- 
hin, ohne  jeden  Vorgang  neu  waren  vielmehr  zwei  Momente: 
auf  der  einen  Seite  das  Vorhandensein  einer  starken 
Staatsgewalt,  und  auf  der  andern  die  Veränderung 
der  wirtschaftlichen  Verkehrs-  und  Produktions- 
bedingungen im  Sinne  wirtschaftlicher  Freiheit. 

Das  Charakteristische  der  ncAien  Kpoche  lieget  zum  ge- 
ringeren Teile  darin,  dass  eine  bessere  Kinsiclit  in  das  Wesen 
der  Annengesetzgebung  seitens  der  Staatsg<'walt  «^ewfinnen 
wurde  ^  dass  vielmehr  die  einer  solchen  Einsicht  entsprechen- 
den Anordnungen  getroffen  und  im  Gegensatz  zu  den  vielfiMsh 
nur  auf  dem  Papier  Terbliebenen  Edikten  und  Bettelordnungen 
der  früheren  Zeit  kräftig  und  allseitig  durchgeführt  werden 
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konnten,  kennzeichnet  die  Stellung,  welclie  die  Stauts^cwalt 
seit  Enae  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  Armenpiicge  einge- 
nommen hat 

Um  80  mehr  aber  bedurfte  es  einer  wirksamen  Ezeka- 
tive,  als  jene  andere  Verändorunf^  im  wirtschaftlichen  Leben 
wesentlich  im  Sinne  der  Durchbrechung  der  bisherigen  engeren 
Gemeinschaften  sich  geltend  machen  und  den  Widerstand  der 
letzteren  fast  mit  Notwendigkeit  herausfordern  musste.  Der 
bislierigen  Autonomie  der  (irmeinden  in  Bezug  auf  Zulassung 
fremden  Zuzuges  und  Beschränkung;  ihrer  Angehörigen  stellte 
man  im  allgemeinen  staatlichen  und  wirtsebaSichen  Interesse 
den  Gnmdsatz  der  freien  Selbstbestimmung  des  Individuums 
g^genUber^  in  welclicm  das  Recht  der  unbeschrftnkten  Nieder- 
lassung, der  Vorehelichungsfn'iheit,  der  Gewerbefreiheit  inbe- 
griftVn  war.  Die  Rechte,  weiche  die  (Jemeindegenossen  bis  dahin 
als  Mitglieder  der  (Jemeinde  hatten  in  Anspruch  nehmen  dürfen, 
seilten  ihnen  nunmehr  als  Mitgliedern  des  Staates,  zu  welchem 
die  Gemeinde  gehörte,  zustehen ;  was  ihnen  bis  dahin  allein 
als  verbrieftes  Recht  gegen  P^ntgelt  oder  durch  Geburt  oder 
durch  Ckinst  eingeräumt  gewesen  war,  das  sollten  alle  anderen 
StaatsbUrg<  r  auch  verlangen  dürfen,  nur  weil  sie  Staatsbürger 
waren.  £s  bandelte  sich  also  um  nichts  Geringeres,  als  der 
Autonomie  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  iliren  wichtigsten 
Inhalt  den  StJiatswillen  entgegenzusetzen ,  der  Gemeindeange- 
hörigkeit die  Staatsangehörigkt'it  überzuordnen,  Anzu;^"  und 
Abzug  der  Staatsbürger  von  und  zu  den  OennMuden  von  der 
Willkür  der  letzteren  loszulösen  und  in  das  lediglich  indivi- 
duelle, allenfoUs  von  Staatsgesetsen  abhängige  Belieben  der 
erster«!  ro  stellen. 

Die  Extreme,  zwischen  denen  die  Gesetigebung  sich  hier^ 
bei  bewegen  konnte,  sind  gegeben,  wenn  man  die  Staatsidee 
und  die  Idee  "wirtschaftlicher  Freiheit  auf  der  einen  Seite,  die 
Abschlicssung  der  Geniein<len  auf  der  andern  Seite  bis  an 
die  Grenze  des  Möirlichen  v(M-folgt:  vollkonmiene  Freiheit  des 
Aufenthalts,  der  Niederlassung,  der  Verehelichung,  des  Ge- 
werbebetriebes innerhalb  des  gesammten  Staates  hier,  absolute» 
Einspruchsrecht  der  Gemeinden  gegen  eben  dieselben  vier 
Freineiten  dort,  sobald  sie  von  einem  andern  als  einem  Ge- 
meindeangehörigen beansprucht  werden.  Für  die  Entschei- 
dung in  der  einen  oder  andern  Richtung,  in  der  An- 
näherung an  extreme  Freiheit  oder  extreme  Ahschliessung 
mochten  mancherlei  Motive  massgebend  sein,  sittliche  und 
wirtschaftliche,  gemeinnützige  oder  i)artikularistische.  Durch- 
schlagend aber  konnte,  der  Eigentümlichkeit  menschlicher 
Natur  und  ihrer  Existenzbedingungen  entsprechend,  nur  eine» 
wirken :  das  wirtschaftliche,  oder  deutlicher,  das  finanzielle  Motiv. 
Unter  den  Befugnissen  des  Gemeindegenossen  gab  es  einige, 
die,  wie  das  Aufenthalts-  und  Verehelichungsrecht,  das  Reät 
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freien  Gewerbebetriebes  und  der  Teilnahme  am  politischen 
Leben,  auch  dem  Fremden  zugestanden  werden  mochten;  in 
Besiehung  auf  sie  hatte  die  Gemeinde  nichts  weiter  zu  thun, 

als  die  Tn<>re  zu  öffnen,  Fremde  hinein-,  Einheimische  heraus- 
zulassen und  (h'n  orsteren  ohne  Entgelt  Licht  und  Luft  zu 
gewähren.  Auch  das  Recht  <le,s  (icnicindi'bürgers  auf  Teil- 
nahme au  den  isutzungcn  des  (iemeindevermögens  mochte 
nicht  allsttviel  Schwierigkeit  machen,  wenn  man  für  diese 
materielle  Leistung  der  Gemeinde  das  frühere  Aequiyalent 
eines  Einzugs-  oder  Bttrgcrgeldcs  beib.  hielt,  im  ttbrigen  aber 
es  ausser  Zusammenhang  mit  der  Ni-  flcrlassung  stellte,  sodass 
jeder  in  jeder  Gemeinde  sich  niederlassen  durfte  und  ausser- 
dem je  nach  Umstünden  p'gen  Zahlung  von  allgemeinen  oder 
besonderen  Abgaben  in  d»*n  geschlossciuni  Kreis  der  Nutzungs- 
teilnt;hmer  eintreten  konnte.  So  machten,  die  wesentlichsten 
bis  dahin  gi'mcindebürg«'rlichen  Befugnisse  in  die  allgemeinen 
staatsbürgerlichen  Rechte  gleichsam  verflüchtigt  werden.  Aber 
ein  Recht  gab  es,  das  einer  VerflUchtigung  in  die  neue  wirt- 
achaftliche  Freiheit  nicht  fiihig  mit  irdischer  Schwere  zunächst 
am  Boden  der  Gemeindegenossenschaft  hängen  blieb,  jenes 
R  echt  d  e  8  H  e  i  m  a  t  g  e  n  o  s  s  o  n  auf  U  n  t  e  r  s  t  Vi  t  /.  u  n  g.  w«mI 
ihm  allein  eine  Pflicht  der  (i(;meinde  gegeniib«'rst;ind ,  welche 
nicht  nur  durch  frei»'  (jewiihruiig  von  Luft  und  Licht  erfüllt 
werden,  nicht  durch  eine  bestinuntc  Geldzahlung  von  vorn- 
hereinvergolten werden  konnte^  —  die  Pflicht  zur  ünter- 
«ttttzung,  die  Armenlast. 

Und  so  schwer  wog  diese  eine  Pflicht,  dass  sie  in  der  Folge 
\  vornehmlich  bestimmend  wurde  für  alhi  gesetzgeberische  Thätig- 

keit  auf  d<'m  (Jebicte  des  Gemeindebürgerrechts  und  der  Wirt- 
schaftsgesctzgclmng  und  dass  da,  wo  die  Staatsgewalt  <lt»m 
Kxtn'Ui  (b'r  Freilieit  sich  zu  nähern  suchte,  si<'  das  einzige 
Moment  blieb,  welches  der  vollkommenen  Verwirklichung  der 
Freiiieitstendenz  entgegenzuwirken  vermochte. 

Gogen  den  Verlust  bedürftiger  Heimatgenossen  durch  Ab- 
zug hatten  die  Gemeinden  freilich  so  wenig  einsuwenden,  wie 
gegen  den  Gewinn  orts-  oder  landfremder  Personen  durch 
Anzug,  wenn  die  letzteren  nur  mit  iniischen  Glücksgütem 
ausgestattet  wanm.  Aber  die  Pflicht  zu  haben,  fiir  Abzilg- 
lingc.  auf  deren  L(djensführung  ein  Eintluss  nicht  mehr  geübt 
werden  könnt»',  im  Falh;  der  Verarmung  sorgen  und  unver- 
mögende Anzüglinge,  die  man  nicht  abwehren  durfte,  unter- 
stützen zu  müssen,  das  schien  selbst  den  im  übrigen  des 
Zwanges  überdrüssigen  G^meindebttrgem  ungerecht  zu  sein. 
Soweit  die  wirtschaftliche  Freiheit  eing^hrt  und  gleich- 
wohl die  Verpflichtung  der  ArmenfUrsoige  auf  1er  Grundlage 
der  Oemeindeverfassung  im  ganzen  Staatsgebiet  vollständig 
durchgeführt  werden  sollte,  soweit  erhob  sich  auch  das  Ver- 
langen der  Gemeinden,  ihnen  diese  Verpflichtung  zu  erleich- 
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terii  oder  vollstUiulig  abzunehmen,  andernfalls  aber  ihnen  die 
ßetuguiss  des  Schutzes  und  der  Abwehr  in  ähnlicher  Weise, 
wie  es  früher  der  Fall  gewesen,  zu  belassen  oder  wiederher- 
xiutelleti.  So  wurde  an  die  Staatitfpewalt  der  ^sprach  ge- 
stellt» der  einen  Gemeinde  keinen  Urteil  anf  Kosten  der  an- 
dom  zuzuwenden ,  nicht  hier  zu  entlasten  und  dort  zu  be- 
lasten, vor  allem  aber  nicht  den  Gemeinden  durch  einen 
Zwangsakt  dicfonigon  Mas.sro«i:oln  zu  vorbioten,  die  ein  Korrelat 
der  Verpfliclitun^  zur  Armenfürsorge  bilileii ,  eb<Mi  jene  Ein- 
spruchs- und  Wider.s})ruchsrechte  gej:^en  Ni(^derlas8ung,  (re- 
werbebetrieb  und  V'orelielichung,  welche  das  W'idcrapiel  der 
extremen  Freiheit  sind. 

Für  eine  Staatsgewalt,  welche  die  Staatsidee  ron  einem 
höheren  Standpunkte  aus  ernsthaft  ins  Auge  zu  fassen  gewillt 
war,  konnte  das  freilich  nichts  anderes  heissen,  als  die  Frei- 
heiten, mittels  deren  sie  Lokalinteressen,  die  ihr  schudlich  er« 
schienen,  beseitigen  wollte,  im  01eieh;^'"ewicht  zu  erhalten  — 
eben  mit  den  lokalen  Interessen:  d.  h.  mit  der  einen  Hand 
zu  geben,  was  sie  mit  der  andern  genommen. 

Sie  konnte  daher,  um  den  Ruf  nach  Gerechtigkeit  nicht 

fanz  ungehOrt  Terhallen  zu  lassen,  bestenfalls  zugleich  mit 
er  EinfShmng  wirtschaftlicher  Freiheiten,  gewisse  ihr  gerecht 
dUnkende  G^ichtspnnkte  au&tellen,  u  ic  h  denen  die  VerpflicK- 
tung  zur  Armenimege  gegenüber  einheimischen  und  iremd- 
bUrtigen  r)rtsanweseiulen  bemessen  werden  sollte;  sie  konnte 
ein  milssiges  Einspruchsreelit  in  Bezug  auf  alle  oder  die  eine 
oder  die  andere  jener  Freiheiten  zulassen  bezw.  aufrechter- 
halten.   Aber  davon  musste  sie  selbstverständlich  ausgehen, 
dass  die  Verpflichtung  der  Gemeinde  gegenttber  dem  G^emeinde- 
genossen  das  historisch  Gegebene  war  und  dass  sie  nur  die 
Möglichkeit  leichterer  Loslösnng  dieser  Verpflichtung  ins  Äuge 
fassen  dürfte,  wenn  sie  eine  mehr  oder  weniger  Yollständige 
Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  gestatten  wollte;  sie  konnte 
also  zwischen  Gemeindt'angeh«n^]:keit  und  blossem  Aufenthalt 
ein  Mittelglied  einschieben  und  eiueu  mehr  oder  minder  langen 
Aufenthalt,  eine  m»'hr  oder  minder  erleichterte  Aufnahme  in 
den  Gemeinde  verband  mit  der  Wirkung  anordnen,  dass  mit 
solchem  Aufenthalt,  mit  soldier  Aufoabme  die  Verpflichtung 
>nr  Unterstützung  verknüpft  werde,  während  völlige  Freiheit 
hier  und  eine  für  alle  Zrit  der  ursprünglichen  Gemeinde  blei- 
bende Unterstützungspflicht  dort  zwar  denkbar,  aber  im  Sinne 
freierer  Gestaltung  unlogisch    und   zweckwidrig  erschienen 
wäre.    Auch  mochten  andere  Arten  der  Ausgleichung,  wie 
etwa  die  Vereinigung  kleinerer  Bezirke  zu  einem  grösseren 
und    dep'n  gemeinsehaftliehc  Behistung,   ebenso   wie  Hülfe- 
leistungen  durch  den  Ötiuit,  die  Provinzen  und  andere  leistungs- 
fthigere  korpoiative  VerbAnde^  zweckmässig  erscheinen.^ 

Worauf  es  a^ommen  musste,  das  war  vor  allem  die  Ab- 
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wSirniipr  (\oY  stantHclien  gegen  die  Gemeindeinteressen,  die 
Auttindung  eines  gerechten  Massstabes  für  die  Verteilung  der 
Armen  last. 

Und  in  der  That  sind  dies  die  beiden  anderen  Monieute, 
die  gegenüber  jenen  eben  heiroi^ehobenen:  der  Erstarkung^ 
der  Staatsgewalt  und  der  Yerttnaemng  der  wirtBchafUichen 

Verkehrs-  und  Produktionsbedingun^^en,  in  demselben  Augen- 
blicke von  den  Vertretern  der  Gemeindeinteressen  in  die  ^^^'lg- 
schale  geworfen  wurden,  in  welchem  diese  dem  Gewicht  der 
öffentlichen  Meinun^^  und  der  Umstünde  zu  Gunsten  der  wirt- 
schaftlichen Freiheit  nachzugeben  drohte. 

Freilich  konnte  von  einem  selbst  nur  annähernden  Gleich- 
gewicht kaum  jemals  die  Hede  sein;  die  Aufgabe,  es  allen 
recht  zu  machen  und  auf  alle  Schultern  gleiche  Last  su  legen^ 
musste  yon  vomherein  eine  unlOsUche  erscheinen. 

Die  rit'scliiclite  der  Gesetzgebung  betreffend  das  Börger- 
recht, die  Einwohnergemeinden,  das  Heimatwesen,  das  Pasa- 
wesen,  die  Freizügigkeit  und  die  Gewerbefreiheit  ist  im  we- 
sentlichen nichts  anderes  als  eine  (Jesehichte  des  Kampfes 
zwiselien  den  genannten  unversfihnlicii  erscheinenden  Gegen- 
sätzen und  Interessen,  eines  Kamufes,  dessen  wechselnde  Ent- 
scheidung abhängig  war  Ton  Kratt  und  Gewalt  der  streitenden 
Teile.  Seine  endgültige  Schlichtang  wird  unter  keinen  Ver- 
hältnissen denkbar  sein;  immer  wieder  würde  eine  Verschie- 
bung in  d^  Gewaltverhnltnissen  zur  Wiederaufnahme  de» 
Kampfes  gegen  den  besitzenden  Teil  drJingen. 

Wie  derselbe  vor  und  nach  Gründung  des  Deutschen 
Reiches  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  Deutschland  ge- 
führt und  entschieden ,  wieder  aufgenommen  und  wieder  ent- 
schieden worden  ist,  sollen  die  folgenden  Abschnitte  dar- 
legen. Sie  dienen  als  Vorbereitung  der  weiteren  Betrachtung, 
wie  sich  der  Kampf  von  neuem  entstlndet  hat  und  über  wdche 
Xampfesmittel  deraelbe  gegenwärtig  verfügt 

2.   Di^  Gesetzgebung 
'  YW  GrttniLimg  des  N^rddeiitsekeii  Bundes. 

§  29. 

Die  Perioden  vor  und  nach  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  zeigen  auch  in  Bezug  auf  die  Armen-  und  Wirtschafts- 

gesetzgebung  denselben  charakteristischen  Unterschied,  wie  er 
für  alle  andern  deutschen  Angelegenheiten  wahmelmibar  ist: 
in  der  ersten  Periode  staatenbündnerisches  Einzelbelieben ,  in 
der  zweiten  bundesstaatlicher  Gesammtwille. 

Art  XVm  der  deutschen  Bundesakte  vom  S.Juni 
1815  enthielt  folgende  Bestimmungen ; 
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nDie  verbttndeten  Fdrsten  und  freion  Stttdte  koiumen 
übereio,  den  Unterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten  folgende 
Rechte  zuzusichern: 

a)  Oriindeigenthum  ausserhalb  des  Staates,  den  sie  bewohnen^ 
zu*  erwerben  und  zu  besitzen,  oluic  deshalb  in  dem 
trcmdeii  Staate  niclireren  Abgraben  und  J^asten  unter- 
worfen üu  sein,  als  dessen  eigene  Unterthanen. 

b)  Die  Befugniss: 

1.  des  freien  Wegziehens  aus  einem  deutschen  Bundes- 
staat in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Unterthanen 
haben  will;  auch 

2.  in  Zivil-  und  Militilr-Dienstc  desselben  zu  treten. 

c)  Die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer  (  jus  detractus,  li^abella 
emig'rationis),  insofern  das  Vennöju^en  in  ein(;n  andern 
deutselicn  HundcsstasU  Ubergeht,  und  mit  diesem  nicht 
besondere  Verliältuisse  durch  Freizügigkeits- Verträge  be- 
stehen. 

Die  deutsche  Ter&ssungsgebende  Nationalvers  am  m  1  u  n  g 
setzte  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  dahin  fest: 

Jeder  Deutsche  hat  das  Keeht  an  jedem  Orte  des  Reichs- 
gebiets seinen  Auf(Mithalt  und  W'olmsit/.  zn  nelmien.  Lie<i:en- 
schaften  jeder  Art  zu  erwerben  und  ilariilM-r  zu  verfügen, 
jetlen  Nalirunj^szwei^  zu  betreilien .  das  (ienieindebürger- 
reclit  zu  gewinnen.  Die  üedingungen  für  den  Aufenthalt 
und  Wuhnsitz  werden  durch  ein  Heimatsgesetz,  jene  für 
den  Qewerbebetrieb  durch  eine  Oewerbeordnung  für  ganz 
Deutschland  von  der  Reichsgewalt  festgesetzt^). 

Von  anderer  als  symptomatischer  und  der  zukünftigen 
Gest;iltung  den  W^  weisender  Bedeutung  war  aber  weder 
die  \'ereiidKirunjr  j<'nes  Artikels,  noch  die  F<'stsetzung  diesiT 
Oruiidrechte.  Die  Klause]  der  Bereitwilli;;keit  zur  Aufnaiinie 
in  den  Unterthanen  verband  schloss  eine  Wirkung  de'r  zu- 
gestandenen Freiliciten  eben  bis  zu  dem  ^lomente  aus,  in 
welchem  die  Bereitwilligkeit  erklärt  wurde,  m.  a.  W.  in  wel- 
chem der  einzelne  Staat  von  seinem  Belieben  Gebrauch  machte. 
Die  einzige  Möglichkeit,  dies  Belieben  hiiiwegzurUumen,  konnte 
nur  das  in  den  Grundrechten  enthaltene  Keichs-lndigcMiat 
bieten,  das  aber  mitsamnit  den  (i])rigen  Freiheiten  vorlilufig 
nur  auf  dem  Papien;  stehen  blieb.  So  fiel  denn  bis  zu  dem 
Vorhandensein  einer  walirhafteii  H<Mchs'rewalt  die  Ordnung 
dieser  wichtigen  Angelegenheiten  den  territorialen  Gewalten 
zu,  die-  im  schlinmisten  Falle  fremde  Unterthanen  ausschliessen 
und  die  eigenen  in  strenger  Gebundenheit  erhalten,  im  besten 
Falle  den  einheimisdien  und  fremden  die  gleichen  Rechte 
gOnnen  und  hierüber  mit  den  übrigen  Territorialgewalten 


>)  §  183  der  Oeatsebfln  B«idhsTerfiu«iiig  d.  d.  Fnoikfbrt  a.  H. 
88.  Män  lb49. 
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«eparate  Uebereinkilnfte  am  dem  GeBichtspunkt  der  Gegen- 
seitigkeit treffen  mochten :  in  keinem  Falle  aber  konnten  un- 
gleichmässigkeiten  und  Ungerechtigkeiten  im  VerhiltniaB  der 
einseinen  Staaten  sa  einander  Terhtttet  werden.  ^ 

Das  Detail  der  YorBebrifken,  die  in  den  Tenitoiieii  Mit  An- 
fang dieses  Jahrhonderts  in  Besag  anf  wirtschaftliche  Fraihsit  und 

Armenunterstützung  erlassen  worden,  kann  in  dem  hier  beabsichtig- 
ten Ueberblick  selbstverständlich  nicht  erschöpft  werden.  Es  wird 
genügen  die  wichtigsten  Punkte,  das  Geraeinsame,  wie  das  Ver- 
schiedene, hervorzuhclien.  Doch  soll  hierbei  die  Berttcksiehtigung 
des  einen  oder  des  anderen  Staates  blos  um  seiner  geringen  räum- 
lichen Ausdehnung  willen  nicht  unterbleibeu ;  oft  siud  gerade  die 
Terbältnisse  der  kleinsten  Staaten,  in  denen  alle  Beschränkungen 
nnd  Freiheiten  sichtbarer  einwirken,  lehrreicher)  als  die  von  vielen 
Nebenamständen  bedingten  Gestaltangen  der  grossen  und  aus- 
gedehnten Territorien.  Selbstverständlich  ist  die  Darstellung  der 
für  die  Heicbsgesetzgebung  grundlegenden  preussischen  und  der 
ausserhalb  der  ersteren  stehenden  baihschen  Gesetzgebung  ausführ- 
licher gehalten. 

Sclileelithin  ^^-onKMUsam  ist  <\on  (Tcsetzfi:^ 'hangen  allor  dout- 
scluMi  »Staaten,  mit  ciiii^^en  später  zu  iioiuuMulen  Ausnahmen 
von  jL^anz  vorüb('rK<'l»<:nil<'r  Px'tieutung,  tlie  Anknüpfung?  der 
Armenlast  an  die  tienieiudekürporsehat'ten,  denen  in  einigen 
Staaten  die  selbständigen  Gutsbezirke,  Dominien,  Doroanial- 
ämter  und  ähnliche  Bildungen  gioichgestellt  sind,  während 
der  wesentlichste  Unterschied  zum  Ausdruck  kommt  in  dem 
mehr  oder  weniger  leichten  Wiederloslösen  der  einmal  über^ 
kommenen  Verpflielitung:  und  dem  Seluitzapparat,  mit  dem  die 
Gemeinden  gegenüber  dem  £nt8tuhen  derselben  ausgerüstet 
sind. 

Die  vornehmsten  B(ü.s])ieK'  der  tVeiesten  und  der  ein- 
Bchränkondäten  Gesetzcsbestiuuuungen  bieten  Preussen  auf 
der  einen  und  Baiem  auf  der  andern  Seite.  Ueberhaupt  ist 
«in  Gegensatz  zwischen  Norddeutschland  und  Sflddeutsch- 
land  unverkennbar;  er  erscheint  vor  allem  in  dem  Umstand 
begründet,  dass  Preussen  in  den  östlichen  und  westlichen 
Provinzen  Cfcbietsteilt'  besass,  zwiselien  denen  erhehlieho 
Oo^'cTisätze  aiiszu^ieiehcn  waren,  während  di<"  süd(l<Mitschen 
»Staaten  auf  kiiMucnMi  Tr'rritorien  im  wcscntlielK'ii  gleichartigen, 
bei  weitem  melir  geschlossenen  Verhiiltnisscn  gegenüber- 
standen. 

Jedenfalls  darf  man  den  Standpunkt  Baierns  und  Preussens 
•dahin  ausdrücken,  dass  Baiem  grundsätzlich  auf  dem  Boden 
•der  geschlossenen  Gemcindegenossenscbaft  stehen  blieb  und 

von  hier  aus  einige  Erleich t(;riiiigen  der  wirtschaftlich  wich- 
tigen Befugnisse  zuliess,  während  Pnnissen  grundsätzlich  von 
•dem  allgemeinen  Staatsbüigerrccht  ausging  und  der  hieraus 
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folgenden  individuellen  Freiheit  im  Intojresse  der  GemeiadAü 
einige  Beschränkungen  auf<'rl(!i^'te. 

In  beiden   Staaten   war  die   IJebung  dieser  Grundsätze 


Fttr  PreuBBen  war  bereits  in  dem  Patent  vom  8.  Septem- 
ber w^gen  näherer  Bestimmung  der  GrandsUtze  ttber 
die  Verpflegung  der  Ortsarmen  in  der  Knrmark,  Neumark 
und  Pommern  ausgesprochen,  dass  die  Kommunen  zur  Zurüek- 
welsuiif^  ortsfremder  Personen  nur  befug^t  sein  sollten,  wenn 
die.seil>en  .sehon  zuvor  an  dem  Orte  ilires  Aufenthalts  verarmt 
gewesen,  und  dass  dieser  Anspruch  auf  Zuriiekweisun^  hinnen 
Jahresfrist  nach  dem  Zuzüge  geltend  gemacht  werden  musste. 
Das  Allgem.  Landreeht  hatte  in  zusammenhängender  Behand- 
lang der  ganaen  Materie  unter  dem  Titel:  «Von  Annen- 
anstalten und  andern  milden  Stiftungen'*  (^h»  II  Tit  19)  unter 
anderem  in  §  9—13  Folgendes  verordnet: 

§  9.  Privilegirte  Korporationen ,  welche  einen  besonderen 
Armenfonds  haben,  oder  dergleichen,  ihrer  Verfassang  gemäss,  dordi 
Beiträge  unter  sich  aufbringen,  sind  ihre  UDvermögenden  Mitglieder 
XU  ernilhien  vorzOglich  verbunden. 

§  10.  Auch  Stadt-  und  Dorfgemeinden  iniisbin  für  die  Er- 
nährung ihrer  verarmten  Mitglieder  und  Einwuhuer  sorgen. 

§  11.  In  Ansehung  der  aosdrtteldieh  anfgcnommenen  Mit|^ieder 
entsteht  die  Verbhidlichkeit,  sobald  die  Anfaahme  wirklich  ge- 
seheben ist. 

§  12.  lu  Ansehung  anderer  Einwohner  hingegen  ist  nnr  die- 
jenige Stadt-  oder  Dorfgemeinde  zur  Ernährung  eines  Verarmten 
verpflichtet,  bei  welcher  derselbe  zu  den  gemeinen 
Lasten  zulet/t  beigetragen  hat. 

§  13.  Nach  eben  den  Grundsätzen  9 — 12)  müssen  auch  die 
Ehefrauen,  Wittwen  und  unversorgten  Kinder  des  Verarmten  von 
den  KorporationeD  uid  Gemänen  emfthrt  werden. 

Hi^nrch  war  ein  scharfer  Qegensata  hervorgehoben 
swiadien  den  eigendidien  GemeindeangehOHgen  msd  den 
fremden  Zusttglem  und  es  war  von  manchen  die  FUrsoigepflicbt 
zu  begrtlnden  geeigneten  Momenten  eines  besonders  betont:  die 
Thatsache  des  Beitrages  /u  den  Gemein deabgaben. 

Dioson  Oe^ensatz,  den  fast  alle  übrigen  Staaten  durch 
»Siliatfung  einer  Bürger-  und  Einwohnergenieinde  nn't  ver- 
»cliie<lenen  R<'chten  und  PHichten  nur  zu  verschJirfen  trach- 
teten, versuchte  Preussen  in  der  Folge  auszugleichen  und,  in- 
dem es  jenes  Moment  der  Zahltmg  von  Qemeindeal^beB 


die  ihnen  eat- 


a.  Preussen« 


§  30. 
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immer  mehr  in  den  Vordergrund  rückte,  die  Einwohner- 

gemeinde  ganz  und  gar  an  die  Stelle  der  Biirgergemeinde  zu 
setzen,  die  ^^•inoiii(l('})iirr(orli{'hen  Rechte  und  I^tlichtcn  an  den 
blossiMi  Aufenthalt  und  die  Leistimg  voii  Gcmeiudeabgaben 
anzukuiiptVn. 

Dit'srr  Auffassung  entsprach  es  auf  der  anderen  Seite  als 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  wenn  gegenüber  der  mit  neuen 
Bürgern  ohne  ihr  Zuthun  und  vor  allem  ohne  die  Möglich- 
keit der  Abwehr  bereicherten  Gemeinde  die  Verpflichtung  zur 

Annenfürsoige  anderweitig  und  im  Sinuf  'l(^r  möglichsten 
Erleichterung  geregelt  wurde.  Und  dies  gesc  liah  in  zweifadier 
Weise  djiroh  (Wo  (Jcsctzc  vom  31.  DezemlxT  1H42  üIxt  die  Auf- 
nahme iuMi  anziehender  Personen  und  jib<!r  die  Verj)tlielitung 
zur  ArnuMipHege.  Die  i^^  1 — '6  des  ersteren  sUituiren  un- 
bedingte Freizügigkeit  für  jeden  selbständigen  erwerbsfähigen 
oder  mit  den  Mitteln  xum  Unterhalt  ausgestatteten  preussischen 
Unterthanen.  Nur  der  Mangel  der  EIrwerbsfähigkoit  oder  der 
Unterhaltsmittel  l)ertHhtig(!n  zur  Verweigerung  des  Aufent- 
halts seitens  der  Gemeinde,  nicht  schon  die  Bcsorgniss  künf- 
tiger Verarmung;  offenlcirt  sieli  aber  binnen  Jahresfrist  nach 
dem  Anzüge  die  Notwendigkeit  einer  öffentlichen  Unterstützung 
und  weiset  die  Gemeinde  nacli ,  dass  die  Verarmung  schon 
^ror  dem  Anzüge  vorhanden  war,  so  kann  d<jr  Verarmte  an 
die  Gemeinde  seines  früheren  Aufenthaltsortes  zurück- 
gewiesen  werden. 

Des  Aufenthaltsortes!  und  zwar  des  früheren  und 
'weiter  desjenigen  früheren,  der  nach  Massgabe  der  ergänzen- 
den Vorschriften  des  Armengesetzes  zur  Fürsorge  verpflichtet 
worden  ist.   Hierüber  verhalteu  sich  die  §§2 — 4. 

§  1.  Die  FQnorge  fttr  einen  Annen  hat,  wenn  dazu  kein  An- 
derer (Verwandter,  Dienstherrschaft,  Stiftung  u.  s.  w.)  verpflichtet 
tmd  vermögend  ist,  diejenige  Gemeinde  zu  flbemehmen,  in  welcher 

derselbe 

1)  als  Mitglied  ausdrücklich  aufgenommen  worden  ist,  oder 

2)  unter  IJenliachtung  der  Vorschritten  des  (xesetzes  vom  heutigen 
Tage  über  die  Aafnahme  nea  anziehender  Personen  ^  8  einen 
Wohnsitz  erworben oder 

3)  nach  erlangter  Gros^&hrigkeit  während  der  drei  leisten  Jahre 
vor  dem  Zeitpunkte,  wo  seine  Httlfsbedflrftigkelt  hervortritt^ 
seinen  gewöhnlichen  Anfenthalt  gehabt  hat. 

§  2.  Ein  \Vohnsitz  im  Sinne  des  §  1  Nr.  2  wird  fttr  Per- 
sonen, welche  als  Dienstboten,  Haas-  nnd  Wirtschaitsbeamte,  Uand- 


*)  §  X  lautet:  Wer  an  einem  Orte  seinen  Aufenthalt  nehmen  will, 
man  sicn  bei  der  Polizeiobrigkeit  dieses  Ortt^a  melden  und  über  seine 
persönlichen  Verhältnisse,  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  der  p  1 — 6, 
die  erforderliche  Auskunft  geben.  Ueber  die  erfo^(te  Mf|j<^mig  ist  eine 
BescheiDigong  zu  erteilen. 
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werksgesellen,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.  im  Dienste  eines  Anderen 
stehen,  an  dem  Orte,  wo  sie  im  Dienste  sich  befioden,  durch  diesw 
Dienst verhiiltniss  allein  niemals  begründet. 

vj  ^.  Die  VerpHichtung  zur  Fürsorge  für  den  Verarmten  be- 
ginnt in  dem  P'alle  des  §  1  Nr.  1  mit  dem  Tage  der  Aufnahme, 
und  in  dem  Falle  des  ^  1  Nr.  2  mit  dem  Zeitpunkte  der  Erwerbung 
des  Wohnsitzes. 

Sind  die  in  §  1  unter  Nr.  1  und  2  aufgestellten  Bedingungea 
M  mehreren  Gemeinden  in  fiioiehnng  anf  dieselbe  Person  tot* 
htnden,  so  entscheidet  deren  gewöhnlicher  Aufenthalt. 

§  4.  Die  dorch  die  Yorschriften  des  §  1  bestimmte  Yerpflich- 
tnng  der  Gemeinde  erlischt,  wenn  der  Yerarmte  nach  erlangter 
-Grosfljfthrigkeit  seit  drei  Jahren  aus  der  Gemeinde  abwesend  ist. 
Eine  Ausnahme  hiervon  findet  statt,  wenn  die  Abwesenheit  durch 
blos  vorübergehende  Verhältnisse,  in  Sonderheit  durch  den  Betrieb 
«ines  nicht  stehenden  Gewerbes,  durch  Erfüllung  der  allgemeinen 
Militärptiicht,  durch  AbbUssung  einer  zeitigen  Freiheitsstrafe  u.  s.  w. 
veranlasst  worden  ist. 

DtMi  Gemeinden  in  Bezuj?  auf  dio  V<'rj)tliclitung  zur 
AriiuMiptlt^^e  gleichgestellt  wurden  die  selbstiimlijT^en  Gut^- 
liorrseluitteii,  deren  Güter  sieh  nicht  im  (»«'nieindevcrbande 
beiiudeu  5),  während  hinsichtlich  einzelner  Besitzungen, 
-welche  weder  su  einer  Gemeinde  gdiOren,  noch  einen  selb- 
atftndigen  Gutsbezirk  bilden,  die  Vereinigung  („in  Beziehung, 
wie  auf  alle  Kommunal  Verhältnisse,  so  auch  auf  die  Armenr 
pflege")  mit  einer  Gemeinde  verordnet  wurde.    Kein  noch  so 


ArmenfUrsorgo  entzogen  sein.  Rüeksieiitlich  dieser  Veri)Hieh- 
tung  heiösen  die  Träger  derselben  „örtliche  A  rnnMi  ver- 
bändeJedem  derselben  liegt  es  ob,  im  Bedürfniasfalle 
vorläutige  Untersttitzung  zu  gewähren  (§  25  ff.)«   l^ie  §§  1 — 9 

Sben  nur  an,  welchem  Verbände  die  definitive  Fürsorge  zu^ 
lt.  Durch  diese  Bestimmungen  war  eine  ganz  neue  Art 
der  Entlastung  geschaffen.  Im  Interesse  der  Armenpflege 
ordnete  das  Gesetz  die  vorläufige  Fürsorge  am  Orte  des  vor- 
handenen Bedürfnisses  an ;  im  Interesse  der  örtlichen  Ver- 
bände lienis  es  die  definitive  Armenlast  wandern,  übertrug  sie 
dem  Aufenthaltsorte  nach  gewissen  Massgaben  und  nahm  sie 
di<'seni  nach  Verlauf  eines  gewissen  Zeitraums  wieder  ab. 

Sollte  aber  das  Gefüge  der  öffentlichen  Fürsorge  für  alle 
im  Staatsgebiet  beliudlichen  Personen  nicht  durchbrochen  wer- 
den, so  bedurfte  es  notwendig  eines  Zwischengliedes,  welches 
die  Lücken  ausfüllte,  welche  der  zu  kurze  Aufenthalt  an  dem 
einen,  die  zu  lange  Abwesenheit  von  dem  anderen  Orte  übrig 
Üess.  Das  preussische  System  wählte  als  ein  derartiges  Zwischen- 
glied —  es  brauchte  dieselben  nicht  erst  zu  schaffen  —  die 
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kommunalen  Verbände  höherer  Ordnung  und  verordnete  in 
den  §§  9  und  1;^  des  Get.      1842  gnmdBtttzlioh : 

§  9.  Ist  keine  Gemeinde  oder  Gutsherrschaft  (örtlicher 
ArmeDverbaod)  vorbanden,  welcher  nach  den  Bestinmmngen  der 
H  1-^7  dto  Itaori»  flr  die  Yeranntai  obliegt,  lo  ist  diee» 
Finofie  eiM  PrevinsiaUMfc^),  nelclie  m  Liadameafeghiiiden  §1* 
tragen  wird. 

§  12.  Die  Fürsorg;e  für  den  Verarmten  f§  9)  hat  derjenige 
LandarmenverbaDd  za  ftbernebnen,  in  dessen  Bezirke  das  Bedttrfoisa 
dm  hervortritt. 

§  31. 

Es  leuchtet  ein,  dass  dor  zuerst  genannte  Ghmnd  der 
Vcrpflicbtong  der  örtlichen  Verbände  nicht  von  grosser  Be- 
deutung sein  konnte,  da  es  sich  für  die  Armen pfleri^e  doch 
meist  nur  um  solche  Personen  handelt,  flir  weicht'  eine  frei- 
willige Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  ohnehin  nicht  zu 
erwarten  stand,  und  die  Angehörigen  der  niederen  Bevölkerung, 
die  cÄ>-  und  xnstrOmt  und  TomdbinKch  anf  ihrer  Httndo  Arbeit 
angewiesen  ist,  irgend  eine  Sicherheit  gegen  künftige  Annen- 
last nicht  bieten. 

Gänslich  beseitigt  wurde  dieser  Verpfliclitungsgrund  durch 
Beseitigung  des  Erfordernisses  einer  formellen  Aufnahme  al» 
Gemeindeglierl,  wie  sie  zunächst  in  der  preuas.  btädteordnung 
vom  20.  Mai  1853  ausgesprochen  wurde. 

Eine  weitere  Aendcrung  fUgte  das  Oes.  v.  21.  Mai  1855 
hinzu.  Die  Wohnaitanahme,  wek)ho  nur  die  Meldung  bei  der 
Poliaeiobr^lceit  zur  Voranaaetanng  hatte,  bedeutete  aoviel,  wie 
Begründung  der  Verpflichtung  zur  Armenf^iaoige  unmittelbar 
durch  blosse  Niederlassung^.  Man  g!au))to  aber  nach  inzwischen 
gemachten  Krfahrun^j^en  im  Sinne  der  (irundsätze  iOx  r  Frei- 
zügigkeit und  Arnienlast  eine  ;^MM  <'elitere  Ausgleichung  herbei- 
zuführen, indem  man  dem  Erfordernis»  der  Wohmiitznalime 
noch  daa  eines  einjährigen  Aufenthaltes  zufUgte;  in  derPraada 
bedeutete  diea,  da  policeÜiche  Meldung  ohnediea  obligatoriach 
war,  Verpfltehtnng  aur  Armenftlrsorge  in  Folge  thatslIehUcheii, 
im  übrigen  nicht  gnalifiiarten  einjährigen  Aufenthaltes. 

Gleichzeitig  wurde  eine  neue  Bestimmung  in  Bezufi:  auf 
jene  in  §  2  des  Ges.  v.  1842  bezeichneten  unselbständigen 
rersonen  getroffen,  die  den  Aufenthaltsort  stärker  zur  Armcu- 

Der  Aosdnick  des  §  9,  dass  die  Fürsorge  für  Verarmte,  maiigela 
eines  örtlichen  Annenverbandes,  eine  Frovinziallast  fiein  solle,  ist  hirrbei 
nicht  ganz  wörtUch  im  Sinne  der  geltenden  Einteilung  des  Ötaatagebiete» 
ia  PkwlMen  ni  ventehen  s  es  henoelte  sieh  vMnMlur  nur  wn  die  Ueber- 
4jagung  lUr  Last  an  derartige  übergeordnete  Verbände,  die  für  den  Um- 
ftiig  yon  Kreisen.  Kegierungsbesirken  oder  Provmzen  bereits  bestanden 
oder  neu  einzurichten  waren. 
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last  heranzog:  die  Verpflichtung  der  Gemeinde  de^  Dienst- 
oder Arbeitsortes  ntolicn,  in  Krankheitsi^eo  (wozu  Schwan^er- 
adwft  nicht  gereolwet  weiden  foU)  die  Verpflegung  zu  ttber- 
nefamen  nnd  toa  dem  nach  Masigabe  dea  Ueaetzea  anderweit 
vfliqpflicliteten  Armen  verbände  nur  insoweit  Erstattung  ▼er* 
langen  zu  dürfen,  als  die  Dauer  der  Ktankbeit  den  Zeitnuun 
von  3  Monaten  Ubersteigt 

So  hatte  Preussen  nunmehr  drei  Gründe  der  definitiven 
Uebernahme  der  Armcnlast:  1)  einjähriger  bezw.  dreijilhriger 
nicht  qualifizirter  Aufenthalt  in  aUen  Fällen  der  Hul^bedürf- 
tigkeit,  gegenüber  dem  AnfenthaltBort  —  2)  ein  Dienet-  oder 
Arbeitsvernältniss  in  KrankheitsfHllen  von  weniger  als  drei- 
monatlicher Dauer,  gegenüber  dem  Dienst-  und  Arbeitsort  — 
8)  der  durch  dreijährige  Abwesenheit  iK  rhcigetuhrte  Mangel 
einer  Verpflichtung  in  allen  Fällen  der  llülföbedürftigkeit  mit 
Ausnahme  des  Falles  zu  2,  gegenüber  dem  Landanuen- 
ver  bände. 

Bei  dieaen  Vorschriften  ist  ee  bis  zor  Beichsgesetzgcbung 
verblieben. 

fe«  Betern. 

o.  Beiern  rechts  des  Rheins. 

§  32. 

Wie  der  preussischen  (Gesetzgebung  eine  gewisse  Ein- 
ftchheit  und  KUrse  der  Vorschriften  —  in  sehr  bemerkbarem 
Gegensatz  zu  den  weit  ausholenden,  in  vorsoiglicher  Kasuistik 

unerschöpf Hi  llen  Wendungen  des  Allgemeinen  Landrechts  — 
mit  Rücksicht  auf  die  sehr  einfache  Gestaltung  der  neuen 
Verhältnisse  natürlich  sein  nmsste,  so  bedurfte  die  süddeutsche 
Gesetzgebung  eines  ziemlich  uuifangrcichen  Apparates,  lun 
ein  knnstvofies  System  von  Gemeindeeinspruchsrechten,  in- 
dividuellen Befugnissen  und  staatlicher  Aumicht  verständlich 
zu  machon  und  vor  Wülkttr  sicher  zu  stdlen. 

Während  in  Preussen  die  Niederlassungs-  und  Armen- 
gcsetzf^ebung  mit  ihren  wenißfen  Paragraphen  für  die  prak- 
tische Anwendung  keine  anderen  Voraussetzungen ,  als  etwa 
noch  ein  Gemeindeverzeichniss  erforderte,  im  übrigen  aber 
von  der  Gemeindegesetzgebung  im  engeren  Sinne  unabhängig 
war,  mussten  in  den  sttddentHshen  Staaten  die  Annenpfleger 
von  den  Armenpflegegesetzen  auf  die  Heimatsgesetxey  von 
diesen  auf  die  Biirgerrechtsgesetae  zurückgreifen,  um  die  all- 
fÄllig  wichtigsten  Bejjtimmnngen  noch  in  besonderen  Gesetzen 
ü>)(>r  Verehelichungs-  und  Aufenthaltsfireiheit  wieder  an  anderer 
Stelle  aufzusuchen. 

In  Baiern  sind  in  diesem  Jahrliun«lert  —  von  einem 
missglückten  Versuche  der  Staatsarmenpflege  im  Jahre  180S 
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abf^osohon  —  zweimal  die  Gegenstündc  des  Ileimats-  und 
Arnirn\ve«ens  koditizirt  worden:  in  der  Mitte  der  zwanzi^^er 
und  am  Ende  der  secliziger  Jahre.  Beide  Male  wurde  zwischen 
dem  rechtsrlieinibchen  Gebiete  und  der  Pfalz  unterächicdeu 
und  bezüglich  der  letzteren  den  seit  der  französischen  Okku- 
pation gewohnten  Verhältnissen  möglichst  Rechnung  getragen. 

Die  Gesetzgebung  von  1825,  an  die  sehr  wichtigen  Bettel- 
mandate von  1770  und  1780  anschliessend,  umrasste  zwei 
Gesetze : 

1)  Gesetz  über  die  Heimat, 

2)  Gesetz  über  Ausilssigmaehung  und  Verehelichuii^ 

—  beide  vom  11.  September  1825  —,  und  wurde  er^A'iinzt  dureh 
einige  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von  demselben 
Tage  und  die  Verordnungen  betreffend  das  Armenwesen  vom 
17.  November  1816  und  betreffend  die  Bettler  und  Land- 
streiclier  und  die  Errichtung  von  Zwangsarbeitshäusern  vom 
28.  November  181G.  In  (hm\  Heimatgesetz  winl  der  höhere 
Gesichtspunkt  dt-r  Heimat  betont,  die  iiiclit  blos  die  sicher- 
heitspolizeilicht'ii  i'  unktionen  der  Armen unterstützungsgemeinde 
vcrsehni,  sondern  als  „die  Wi(?ge  maneldaitiger  schöner  Be- 
ziehungen und  Gefühle,  aus  welcher  der  Sinn  für  die  Mit- 
wirkung zu  gemeinsamen  Zwecken  sich  entwickelt,  und  als 
die  Pflanzschule  btlrgerlicher  Tugend  und  Ordnung*'  ^)  Wir- 
kungen auf  die  bürgerliche  Gesittung  üben  sollte. 

In  die  mit  der  Heimat  verbundenen  Rechte  wird  das  des 
bedürftigen  Heimatgenossen  auf  Unterstützung  eingeschlossen. 

Von  der  nUheren  DarleL^img  der  einzelnen  Titel  des 
Heiniaterwerbes  nach  dem  Gesetz  von  1825  kann  hier  tVig- 
licii  abg<;sejicn  werden,  da  sie  im  wesentlichen  in  die  neue 
Gesetzgebung  übergegangen  und  im  Zusammenhange  der  letz- 
teren «unsastellen  sind. 

Nur  ein  Titel  ist  hier  zu  besprechen,  sowohl  weil  er  in 
die  spateren  Qesetze  nicht  nn't  übergegangen,  als  auch  weil  er 
der  wichtigste  von  den  im  Gesetz  von  1825  au%eführten  ist: 
die  A  n  8  ä  s  s  i  g  m  a  c  h  u  n  g. 

Die  Ansiissigniachung  ist  nicht,  wie  der  Wortlaut  es  aus- 
zudrücken scheint,  mit  der  Tliatsache  des  Aufenthaltes  oder 
der  Niederlassung  identisch,  sondern  stellte  für  sich  allein 
einen  neuen,  bis  dahin  nicht  gekannten  formalen  Rechtsinhalt 
dar:  nSmlich  die  gesetzlich  zulässige^  dem  Heimatserwerbe  mit 
Bezug  auf  seine  Wirkungen  gleichgestellte  Niederlassung. 

Als  solche  wurde  sie  zunächst  von  gewissen  allgemeinen  Yor- 
anssetznngen  abUbigig  gemacht:  1)  Bedti  der  StaatsaagebOrigkeit; 
2)  ErfbUang  der  nTUrechtlieben  nnd  militfirgeaetslichen  Anforderungen ; 
8)  gnter  Leomimd;  4)  mschriftsinftsslger  Besoch  des  Schal-  und 

^)  Wortlaut  der  ministeriellen  Motive  zn  dem  Gesetzeutwurl  VeL 
Biedel  I  S.  28.  ^ 
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BeligioDsiinterrichtes  —  und  beim  Vorhandensein  dieser  VoranB- 
aetzungen  an  die  nachfolgenden  speziellen  Gründe  angeknüpft: 

1)  den  Iksitz  eines  Grundvermögens,  welches  ein  Steuersimplura 
von  45  Kr.  entrichtet  und  bis  zum  Kapitalbetrage  dieser 
Steuer  schuldenfrei  ist      2  Ziff  1); 

2)  den  Besitz  eines  realen,  radizirten  oder  konzessionspilichtigen 
Gewerbes  (§  2  Ziff.  2)  ; 

8)  den  Eintritt  in  ein  öffentlidiee  Amt  des  Staates,  der  Kirche 
oder  der  Gemeinde  mit  de6nitiver  Anstellung  (§  4); 

4)  einen  auf  andere  Weise  gosidiorten  Kahmngsstand  (§  2 
Ziff.  3  und  ^  5). 

Die  wichtigste  Aenderung  brachte  aber  das  Gesetz  da- 
durch, dafs  CS  im  ausgesprochenen  Gegensätze  zu  den  Wünschen 
der  (lonioinden  die  Ansässigiimchung  zum  Teil  mit  einer  von 
dem  Wilh'ii  der  letzteren  unabhängipn,  kraft  Gesetzes  ein- 
tret(?nden  \\  ii  kung  ausstattet«^  und  zum  andenMi  Teil  in  den- 
jenigen Fullen,  die  eine  Entscheidung  erheischten,  dieselbe 
den  Staatsbehörden  tthertrag  und  der  Gemeindewillkttr  so  auf 
alle  Weise  entzog. 

§  38. 

Freilich  vormochte  diese  Gesetsgebung,  die  in  den  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  einen  gleichfalls  sehr  libe- 
rah  n  Ausdruck  fand  und  bemüht  war  „das  Grundeigentum 
und  die  Gewerbe  mehr  und  mehr  zu  ''ntfesseln  und  die  llfr- 
stellung  eines  ordentlichen  NahrungssUmdes  zu  erleichtern" 
dem  Andringen  der  lokalen  und  partikularen  Interessen  nicht 
lange  Stand  zu  halten.  Durch  das  (iesetz  vom  1.  Juli  1834, 
die  Ansässigmachang  und  Verehelichung  betreffend,  wurden 
aUe  wesentlichen  Bestimmangen  des  Gesetzes  von  1825  im 
Sinne  nmiassenden  Gemeindeeinsprachsrechtes  wieder  abge- 
ändert 

Abgesehen  von  der  Erhöhung  des  Steoersimplnma  für  den  Titel 
des  Grondbesitzes  enthalt  §  2  des  Gesetzes  von  1884  noch  folgende 
Aendemngen : 

§  2.    Die  Ansässigmachnng  kann  begründet  werden:  .... 

III.  Durch  erlangte  persönliche  Gewerbskonzession,  deren  Er- 
teilung nur  nach  sorgt  alt  i<:cr  Würdigung  des  Nahrungsstandes  des 
Bewerbers  und  der  übrigen  (TL'werbsmeister  zulassig  ist; 

IV.  durch  einen  auf  sonstige  Weise  vollständig  gesicherten 
Kihmngsstand,  welcher  —  den  Fall  der  definÜiveB  AnsteUung  aosge- 
Dommen  —  hervorgehen  nrnss: 

a)  ans  einem  das  Stenerminimum  nicht  erreichenden,  aber  im 
Vereine  mit  sonstigen  Umständen  das  Fortlcommen  der  Familie  den* 
noch  siehemden  Grandbesitze,  oder 

>)  Wortlaut  der  Motive:  Riedel  1  S.  32. 
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b)  aus  einer  sicheren,  den  Bedarf  einer  Familie  gewährenden 
Rente,  oder 

e)  ans  dem,  die  Zukunft  einer  Fkmifie  vorteilbaft  gestattenden 
Betrieh  einer  den  Gewerben  nidit  beiznzUüenden  Erweriraart,  oder 

endlich 

d)  aus  dem  Lohnerwerhe,  soferne  dieser  vermöge  des  örtlichen 
Bedarfs  und  im  Gegenhalte  zu  den  bereits  vorhandenen  Lohn- 
arbeitern als  nachhaltige  Nahrun gsquelle  betrachtet  werden  kann. 
Bei  Erwerbungen  auf  Grund  dieses  letzten  Titels  ist  in  Konkurrenz- 
fiUlen  anegedteoten  Soldaten  und  Dienstboten,  welche  15  Jahre  trea 
gedient  haben,  der  Yonog  zn  geben. 

Und  Dicht  genug  hieran,  sollen  mit  Ausnahme  der  Titel 
„Anstellung"  und  ^Gewerbekonzession",  bei  welchen  die  An- 
stellunge-  bezw.  Konzessionsurkunde  schon  die  vor^ängige  Zu- 
stimmung der  Gemeinde  voraussetzt^  alle  übrigen  Arten  von 
Ansässigmachung  durch  einen  rechtskräftigen  Hcsthlus.s  b(^- 
dingt  sein,  vor  dosen  Erlass  siimnitlichc  Beteiligte  zu  hören 
sind;  zu  den  Heteiligton  gehören  die  Gemeindeverwaltung,  der 
ArmenpflegschaftaraÜi,  die  gleichmässigen  Bewerber  um  die- 
selbe Kategorie  der  Ansilssigkeit  und  die  Grund-  und  Qerichls- 
herren.  Die  Nichteinwilligung  der  Gemeinde  gegenüber  den 
zu  rV  a — d  aufgeführten  Tit<  In  hat  die  Bedeutung  eines  ab- 
solut liindernden  Widerspruchs.  Gleichz(;itig  erklärte  §  13  des 
revidirten  Gemeindeedikts  vom  1.  Juli  1834  die  nur  auf  Grund 
der  letztgedachten  Titel  ansässig  gemachten  Personen  als  blosse 
In-  und  Beisassen. 

§  34. 

Während  eines  Zeitraumes  von  mehr  als  dreissig  Julnen 
hatte  Baiern  Gelegenheit  und  Veranlassung,  die  Güte  seiner 
neuen  Gesetzgebung  zu  erproben.  Einige  kleinere  Gesetze 
und  Verordnungen  änderten  einige  das  Wesen  der  Sache 
nicht  betreffenden  Punkte'),  bis  1868  und  1869  eine  oiganische 
Bevision  und  systematische  Neuordnung  der  ganzen  Materie 
erfolgte,  deren  gesetzlicher  Ausdruck  mit  einer  im  folgenden 
Abschnitte  näher  darzulegenden  wichtigen  Modiiikation  gegen- 
wärtig noch  in  Kraft  und  Gültigkeit  steht. 

Es  sind  die  Gesetze: 

1)  über  üeimat,    Verehelichuiig    und   Aulenthalt  vom 

16.  April  1868| 

2)  ttber  die  öffendiche  Armen-  und  Krankenpflege  vom 
29.  April  1869. 

Was  sie  enthalten,  ist  nicht  durchaus  neu;  es  wird  im 
Gegenteil  angeknüpft  an  bestehende  Einrichtungen  und  mit 


>)  Eine  Uebersicht  dieser  Gesetze  bei  Kiedel  I  S.  39  und  S.  41 
Aom.  1:  Makowieska  S.  848. 
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Ausnahme  des  Begriffs  der  AiiäässigmachuDg ,  der  in  Fortfall 
kommt,  die  Ausdrucksweise  und  begriffliche  Einteilung  der 
Gesetze  von  1816,  1825  und  1884  beibehalten.    Nur  ein 

Unterschied  ist  bemerkbar,  der  von  der  Literaiar  selten  be- 
aclitct  oder  wohl  auch  absichtlich  verschwiegen  worden  und 
der  doch  für  das  VersUinrliiiss  der  Bedeutung  dieser  Gesetze 
ausserordentlich  wesentlich  i.st. 

Die  lleimat  in  jenem  gemütvollen  Sinne  der  Motive  von 
1825  sollte  zwar  nicht  beseitigt  werden;  aber  man  sah  sich 
genötigt,  von  diesem  ihren  Inhalt  insoweit  zu  abstrahiren,  als 
er  der  Inbegriff  aller  Rechte  und  Pflichten  gewesen  war, 
welche  dem  heimatgehörigen  Individuum  zukamen  und  ob- 
lagen, und  ihn  auf  jene  Minimalfonlening  zu  rerluziron,  welche 
den  preu.ssischcn  (iesetzen  i  harakteri.stiseh  war:  auf  das  Recht 
des  Individuums  zum  ungehinderten  Aufenthalt,  auf  die  Pflicht 
der  Gemeiude,  das  ihr  nach  gewissen  Massguben  angehörige  In- 
dividuum zuuntersttttzen.  Riedel  bemerkt  in  dieser  Beziehung  : 

„Der  Zweck  des  Heimatgesetzes  bestand  vorzugsweise 
darin,  im  Interesse  der  Staatsordnung  eine  sichere  Grundlage 
ÜXr  das  Aufenthaltsrecht  und  die  öffentliche  Armenpflege  zu 
schaffen.  Um  dieses  zu  erreichen,  bestimmte  das  Gesetz  im 
voraus  eine  Gemeinde,  in  welch(^r  eine  Person  vom  Stand- 
punkte des  öftentlichen  Rechts  aus  als  zu  Hause  erachtet 
wird  und  im  Notfalle  zu  unterstützen  ist;  das  Verhält- 
nisse kraft  dessen  Jemand  in  diesen  Beziehungen  einer  be- 
stimmten Gemeinde  angehört,  wird  Heimat  genannt;  ausser- 
dem bedient  sich  die  Gesetzessprache  des  Ausdruckes  Heimat 
nicht  nur,  um  den  Inbej^riff  der  aus  jenem  V<'rhiiltn!sse  flics- 
senden  Ansprüche  des  Individuums,  sondern  auch  um  die 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  in  welcher  dii;  Person  heimats- 
berechtigt ist;  das  Wort  Heimat  bedeutet  daher  auch  »Hei- 
matrecht im  subjektiven  Sinne«  und  »Heimatort«.* 

Dem  Titel  nach  kennt  das  erstgenannte  Gesetz  vier  ver- 
schiedene Arten  der  Heimat:  ursj^rUngliche  —  erwor- 
bene —  verliehene  —  angewiesene,  von  denen  die 
dritte  gänzlich,  die  vierte  in  gewissem  Sinne  Neubildungen 
darstellten ;  fort;,^efallen  bezw.  ersetzt  durch  jene  ist  der  Titel 
der  „Ansässigtuachung". 

Die  ursi)rün^liche  Heimat  ist  für  den  bairischen 
Staatsangehörigen  m  derjenigen  politischen  Gemeinde,  in 
welcher  seine  Eltern  heimatberechtigt  waren  (Art.  1). 

Erworben  wird  die  ITcImat  durch  definitive  An- 
stellung im  Staats-,  Gemeinde-  oder  Kirchendienst,  durch 
Verb oj  ra  t  u  n  für  Männer,  insofern  sie  hierdurch  die  ur- 
sprüngliche Heimat  als  selbständige  erwerben,  durch  Ehe- 


>)  Riedel  1  g.  66.  —  8.  06  Üt  der  Geeenaats  zum  Heichs-,  äUatft- 
und  Qfinsiiidcbth^geiTBclit  sdnif  herveigdioDeii* 
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Schliessung  für  Frauen,  durch  Erwerb  des  Bürger- 
rechts  (Art.  2 — 5). 

Einen  Anspruch  auf  Verleihung  der  Ilcimat  er- 
wirbt ein  volljänrij^or  bairisclier  8taatsaii,i,'o]iörijj:er  durcli  frei- 
willi^^on,  sclbständigfii ,  ununterbrochenen  fünfjährigen 
Aufenthalt,  wenn  er  ji^h'ichzeitig  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern entrichtet,  Ariiienunterätützung  aber  weder  beansprucht 
noch  erhalten  hat  (Art  6).  Ausgenommen  sind  hiervon  Dienst- 
boten, Gewerbsgehttlfen  und  HaussOhne,  sofern  sie  in  Brot 
des  Dienstherren  oder  des  Familienhauptes  stehen  und  keine- 
eigehe  Wohnung  haben*). 

Unter  Fortfall  des  P^rfordemisses  der  Steuerzahlung  und 
der  Hesehränkuiiii:  ])eziiglieh  jener  beiden  Personenklassen, 
unter  im  übrigen  aber  gleichen  Bcnlingungen  wird  ein  An- 
spruch auf  Verleihung  zweitens  durcli  zehnjährigen  Auf- 
enthalt erworben  (Art.  7).  Endlich  steht  es  den  Gemeinden 
firei|  unter  Vereinbarung  besonderer  Bedingungen  einseinen 
Personen  das  Heimatrecht  zu  verleihen  (Art.  8).  G^^gen  die 
Vt'rsagung  der  Verleihung  steht,  selbstverstilndlich  nur  in  den 
beiden  ersten  Fällen,  die  Beschwerde  an  die  Aufsichtsbehörtle 
offen,  deren  Oenehniigung  es  im  übrigen  nicht  bedarf.  Da- 
gegen ist  den  (iemeinden  noch  eine  Art  des  Einspruclis  zu- 
gestanden, die.  wenn  scharf  gehaiidliabt,  nicht  ohne  Bedeutung 
ist  —  das  Keclit,  die  Erwerbung  des  lieimatrechtes  von  Be- 
sahlung  einer  Gkibühr  abhttngig  zu  machen,  für  die  in  Art  11 
eine  nach  der  Volkssahl  der  Gemeinden  abgestufte  Maximal- 
skala aufgestellt  ist.  Doch  sollen  auch  hiervon  Personen  be- 
freit bleiben ,  welche  sich  als  Dienstboten ,  Gewerbsgehülfen, 
Fabrikarbeit*>r  oder  Lohnarbeiter  10  Jahre  hindurch  in  der 
Gemeinde  ernährt  haben 

Kann  die  Heimat  einer  in  Baiern  betret<'nen  Person  nicht 
ermittelt  werden ,  so  ist  diese  Persijn  durch  die  zuständige 
Behörde  vorläuiig  einer  Gemeinde  zuzuweisen,  welche 
dann  so  lange  als  Hehnatgemeinde  gilt,  bis  die  wirklich» 
Heimat  festgestellt  oder  eine  neue  erworben  worden  ist 
Findelkinder  soUen  hierbei  der  Gemeinde  des  Fundortes,  an- 
dere Personen  der  Gemeinde  des  in  die  vorhergehenden  fiinf 
Jahre  fallenden  letzten  Aufenthaltes  von  mindestens  0  Monaten, 
und  wenn  auch  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  einer 
Gemeinde  des  Verwaltungsbezirkes,  in  dem  das  Kind  gefunden, 
die  Person  betreten  worden,  als  vorläufiger  Heimat  zu- 
gewiesen werden  (Art  15).  Diese  Bestimmungen  finden  auch 
Anwendung  auf  Nichtbaiem,  so  lange  sie  nicht  fortgewiesen 

M  Als  Wohnunp  soll  aber  schon  jeder  selbst  pfemirthet«i  Raum,  auch 
bioeee  Schlafstelle  auKesehen  werden.    Vgl.  Kiedel  I  8.  lol  Anm.  17  d. 

*)  Es  ist  Btt  beoehten ,  dss  Art  11  in  Besag  auf  die  Penooenkste- 
fforien  erheblich  weitergeht  als  Art.  6  und  auch  die  wichtige  Klttnmo  der 
Fifaifk-  und  Loimarbdter  mit  emschliesst 


L.iyui^üd  by  Google 


VL  4. 


III 


werden  können,  und  auf  zurückgokohrto  ehemalige  bairische 
Staatsangehörige,  wie  auch  auf  die  Frauen  und  Kinder  all 
dieser  Personen  (Art.  16  u.  17). 

In  Bezuj;  auf  die  Freiheit  der  Verelielieliung  liatten  die 
An«ic}iteii  immer  sehr  geschwankt;  aus  Gründen,  auf  die 
gleichfalls  in  anderem  Zusammenhange  zurückzukommen  ist, 
entochloss  man  sich  zur  Beibehaltung  gewisser  Beschränkungen, 
indem  man  auch  jetzt  wieder  das  Erfordernis«  eines  Ver- 
ehelichungfsaeugnisses  aufstellte.  Die  Versagung  des- 
selben soll  nur  ans  bestimmt  fonnulirten  gesetzlichen  (irilnden 
in  Fnli^e  Einspruchs  der  Heimatgemeinde  zulftssi^;  sein:  zur  Aus- 
stelhing  des  Zeugnisses  berufen  ist  die  Distriktsverw  altunj^s- 
behorde.  Von  den  Einspruclisgriinden  beziehen  sich  die  ersten 
drei  auf  militärische  und  zivilrechdiche  hier  nicht  interessirende 
Verhältnisse  (Art  84),  während  die  Übrigen  fünf  das  irtthere 
(sehr  in  die  Gemeindewillktlr  gestellte)  Leumundsseugniss  und 
den  Nachweis  gesicherten  Erwerbsstandes  ersetzen  solhui.  In 
erster  Beziehung  darf  nur  eine  erkannte,  aber  noch  nicht  ver- 
bllsste  Strafe,  eine  schwebende  Untersuchun^r,  eine  gerichtliche 
Kuratel  geltend  gemacht  werden,  wilhrend  für  die  letztere  die 
folgenden  Gründe  in  Betracht  lallen:  wenn  ein  Mann  inner- 
halb der  unmittelbar  Yorhergehenden  3  Jahre  öffentliche  Armen- 
anterstOtzung  beansprucht  oder  erhalten  hat;  wenn  und  solange 
der  Mann  sich  mit  den  der  Gemeindekasse  oder  Annenkasse 
seiner  Heimatgemeiiifle  gegenüber  ihm  obliegenden  Leistungen 
im  Rückstände  betindet  (Art.  1^6).  — 

Neuerdings  ist  durch  Königl.  Deklaration  vom  21.  April 
1884  eine  Erschwerung  eingetreten,  indem  Rückstände  auch 
dann  hinderlich  sein  sollen ,  wenn  es  sich  um  Leistungen  der 
Braut  handelt;  auch  ist  unter  die  polizeilichen  Hinderungs- 
grande Unzucht  der  Braut  aufgenommen  worden.  Das  Ein- 
spruchsrecht der  Gemeinden  ist  ein  absolutes,  d.  h.  die  Staats- 
behörden sind  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  verpflichtet, 
wenn  der  Hin  sprach  thatsächUch  begründet  ist  und  rechtzeitige 
erhoben  wurde*). 

Abgeschlossen  wurde  das  bairische  System  durch  einen 
Tit.  m  mit  der  Ueberscluift  „Vom  Aufenthalte*,  worunter 
aber  eigentiich  nur  das  Gogenteil,  nimlich  der  „Ni(mt-Aufent- 
halt",  d.  h.  die  Zulnssigkeit  der  Ausweisung  seitens  der  Aufent- 
haltsgemeinde,  abgehandelt  wurde:  insofern  eine  notwendige 
ErgÄnzunpr  der  Tit.  I  und  II,  als  in  diesen  das  Nähere  über 
die  Heimat,  d.  h.  denjenif^cn  Aufenthaltsort  festgesetzt  worden 
war,  aus  dem  eine  Ausweisung  nicht  zulUssig  sein  sollt«'  (Art. 
43-— öO).  Von  den  sehr  eingehenden  und  teilweise  zu  sehr 
willkttrlicher  Kasuistik  Terfithrendon*)  Bestimmungen  ist  die 


>)  Vgl  die  Bemeikimg  bei  Biedel  I  S.  201  Amn.  8. 

>)  VgL  hierilber  die  warnende  Benwrinmg  bei  Riedel  I  8.  S88. 
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giftwere  Zahl  im  sieherfaeito-  und  sittenpolizeilichen  Interesse 

gegen  bestrafte,  aufrührerische  und  unzüchtige  Personen  g<eh 
riditet.  Die  übrigen  Vorschriften  (Art.  45,  1 — 4)  betreffen 
die  Freizüfifij^kcit  im  «'nf^firen  Sinne  und  stehen  als  solche  in 
unmittelbarer  tind  ausgespruchener  Beziehung  zum  Armenwesen. 

Dieselben  lauten: 

Unter  Vorbehalt  der  Vorschrift  des  Art,  21  kann  durch  die  zu- 
ständige Polizei-Bcliörde  der  Aufenthalt  in  einer  fremden  Gemeinde 
nach  Massgabe  folgender  Bestimmungen  verboten  werden: 

1)  Peraoneo,  welche  nidii  faiimen  4  Woehen  nadi  ergaageoAr  An^ 
fiwdenmg  genflgenden  Nachweis  Ober  ihre  Heunatberechtigang 
liefern,  kann  der  Aufenthalt  fttr  so  lange  nntersagt  werden,  als 
jener  Nachweis  nicht  geliefert  wird. 

2)  Personen,  welche  von  der  Gemeinde  Armen-Unterstützung  be- 
anspruchen oder  erhalten,  können  auf  Aiitrap;  der  Gemeinde- 
Verwaltung  auf  die  Dauer  von  3  Jahren  aus  der  Goneinde 
weggewiesen  werden,  wenn  sie  nicht  während  der  zwei  un- 
mittelbar vorhergehenden  Jahre  in  der  Gemeinde  Abgaben  Ar 
Armenzwecke  bezahlt  oder  Oemeindedienste  geleistet  haben 
and  wenn  sdt  dem  Tage«  an  welchem  sie  zaletzt  Armen- 
Unterstützung  beansprucht  oder  erhalten  haben,  noch  nicht 
volle  (>  Monate  verflossen  sind. 

^Vill  die  ansjjewiesene  Person  vor  Ablauf  von  3  Jahren 
ihren  Aufenthalt  wieder  in  der  Gemeinde  nehmen,  so  bat  sie 
den  Besitz  zureichender  Unterhaltsroittel  darzuthnn. 

Die  gesetzliche  Verbindlichkeit  der  Anfenthalt«gemeinde| 
in  KrankhdtsfiUlen  oder  in  sonstigen  Fällen  dringender  Not 
die  unentbehrliche  Hülfe  zn  leisten,  wird  doreh  gegenwSrtigD 
Bestimmung  nicht  aufgehoben. 

3)  Personen,  welche  mit  ihren  der  Anfenthaltsgemeinde  schuldigen 
Abgaben  länger  als  ein  Jahr,  vom  Verfalitermine  an  perechnet, 
im  Rückstände  bleiben,  können  auf  Antrag  der  Gemuinde-Ver- 
waltnng  anzgewiesen  werden,  sind  jedoch  nach  erfolgter  Zahloag 
des  schuldigen  Betrfigs  mr  Rflckkehr  befiigt. 

4)  Personen,  welche  sich  in  einer  Gemeinde  aufhalten,  um  daselbst 
Dienst  oder  Arbeit  zu  suchen,  können  ans  der  Gemeinde, 
wenn  sie  innerhalb  der  ihnen  gewährten  angemessenen  Frist 
weder  ein  st.ändiges  Unterkommen  oder  eine  ihren  Unterhalt 
sichernde  Bescliäftigung  finden,  noch  den  Besitz  hinreichender 
Unterhaltsmittel  darzuthun  vermögen,  für  die  Dauer  von 
8  Monaten  weggewiesen  werden,  sind  jedoch  schon  firtther  zur 
Bfickkehr  befogt,  wenn  ftr  sie  ein  solches  Unterkommen  oder 
eine  solche  Beschäftigung  gefunden  ist. 

Auf  Personen,  welche  in  der  Gemeinde  einen  selbständigen 
Gewerl)sbetrieb  angemeldet  und  innerhalb  der  ihnen  gewährten 
anL^enipPsencn  Frist  wirklich  begonnen  haben,  ist  vorstehende 
Bestimmung  nicht  anwendbar. 
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Bairische  Pfalz. 
§  35. 

In  der  Rheinpfalx  war  die  Entwickclung  der  AnnengesetB- 

j^ebung  eine  von  dem  rechtsrheinischen  Baiern  grundsätz- 
lich verscliiedene.  Unter  französischer  Herrschaft  war  das 
sog.  domicile  de  seconrs  einj^efuhrt  worden,  das  —  wie  schon 
sein  Name  ausdrückt  —  Icdij^'licli  die  Tendenz  verfolgte,  die 
im  Falle  der  Bedürftigkeit  zur  Unterstützung  verpÜichtote 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  ond  Überdies  eine  naeh  iranxösischen 
Grundsätzen  bei  weitem  mehr  eingeschränkte  Verpflichtang 
zur  Folge  hatte.  Dasselbe  wurde  dem  Gesetz  vom  7.  friniaire  V 
(27.  November  1796)  geniiiss  durch  Geburt,  einjiiliri;j:(  n  Ix  xw. 
sechsmonatlichen  Aufenthalt  nach  volloiidetom  21.  Lcbensjulire 
(bei  Dienstboten  z\v<'i  Jahre)  erworben  und  ging  durch  Nuu- 
crwerb  eines  aiulertMi  verloren. 

Grundsätzlich  bestund  für  jeden  Tfälzor  das  Kecht  freim* 
Niederhissung  und  Verehelichung,  das  abgesehen  von  gewissen 
sicherheitspoHzeilichen  Beschränkungen  an  die  Zustimmung 
seitens  der  Niederlassun^si^^emeinde  nicht  gebunden  war. 

Eine  durchgreifende  Acnderung  dieses  Zustandes,  der  im 
ganzen  mehr  ein  faktischer  als  rechtlich  im  einzelnen  durch- 
gebildt^er  war,  erfolgte  nicht  v{)r  18t)8;  Wold  aber  wurde  nach 
dem  Uebergange  der  Pialz  an  Baiern  die  freie  Bewegung 
durch  Zulassung  der  Erhebung  eines  BUrgergcldes  einzu- 
schränken (V.  Tom  9.  August  1816)  und  das  Armenwesen 
durch  die  Ministerialinstruktionen  vom  24.  Dezember  1834  im 
Sinne  des  älteren  bairischen  Heimatrechtes  zu  regeln  versucht* 

Die  bestehenden  rechtlichen  Verschiedenheiten  und  vor 
allem  die  alte  Gewohnheit  ungehinderter  Uebung  der  indi- 
viduellen Freilieitsrechte  liessen  es  aber  tmtzdem  in  der  Pfalz 
zu  ehicr  Verschmelzung  mit  den  Gesetzen  und  Anschauungen 
des  rechtsrheinischen  Baiem  nicht  kommen,  eine  Thatsachc, 
die  bei  der  Neuregelung  der  ganzen  Materie  in  dem  einmütigen 
W  iderspruch  der  jifälzischen  Bevölkerung  gegen  die  beab- 
sichtigte Gleichstellung  beider  Landesteile  in  Bezug  auf  das 
Heimat\v<>sen  zum  Ausdruck  kam'). 

Sf)  entschhiss  man  sich  denn  auch,  bei  dieser  Cielegeidieit 
v(»n  eiiK'r  gleichmässigen  Behandlung  des  ganzen  Kiinigreiclis 
abzusehen  und  unter  Aufrechterhaltung  berechtigter  Kigen- 
tttmlichkeiten  eine  wenigstens  äusserliche  Annäherung  zu 
versuchen.  Das  gelang  insofern,  als  die  Regelung  in  ein-  und 
demselben  flir  ganzBaiem  geltenden  Gesetz  vom  16.  April  1868 
erfolgte  und  auch  für  die  Pfalz  das  System  der  öffentlichen 
Gemeindearmenptleg«^  und  des  Heimatrechtes  vollk<'nniien  durch- 
geführt wui'de.    Aber  diese  Durchführung  bedeutete  zunächst 


<)  Vgl  Riedel  I      164  Anm.  1. 
PMMhugtB  (27)      4.  -  MftBitfrteif •  8 


Digitized  by  Google 


lU  VI.  4. 

nichts  weiter  als  cijie  Uebersetzung  dos  ^domicile  de  secours" 
durch  das  Wort  „lleiniut'^  und  die  Anknüpfung  der  ArnnMi- 
fUrsorgepfliclit  au  diejenige  Gemeiude,  in  welcher  das  „Heimat** 
genannte  RechtsverlilÜtQUB  begründet  wordm.  Dies  Rechts- 
yerhältnias  selbst  blieb ,  was  Um&ng  and  Inhalt  seiner  Vor- 
auBsetsangen  betrifft,  noch  hinter  den  wenig  strengen  Voraus- 
setzungen der  preussischen  Gesetzgebung  zurück. 

Die  Titel  für  die  uraprünglidie,  erworbene  und  angewiesene 
Heimat  wurden  auch  ohne  weit<*res  auf  die  Pfalz  ausfj^edehnt ; 
der  eine  wichtigste  Titel  al)cr,  welcher  dem  Aufenthalt  sich 
anzupassen  bestimmt  ist,  der  Titel  der  Verleihung  wurde  in 
der  Pfalz  ersetzt  durch  den  Titel  der  gesetzlichen  Heimat. 

Dieser  ist  in  Art.  29  folgendermassen  näher  definirt : 

I.  Jeder  selbständige  volljährige  Angehörige  der  Pfalz  ist  be- 
rechtigt, in  jeder  pfälzischen  Gemeinde,  in  welcher  er  sich  nieder- 
gelassen hat,  die  Heimat  zu  erwerben. 

II.  Dieser  Heimaterwerb  ist  bedingt  doreh  die  Abgabe  einer 
hieraof  beiHgliehen  ErkUmng  bei  dem  Bflrgemieisteranite  der  bis- 
herigen und  der  neuen  Heimatgemeinde,  sowie  durch  Entrichtung 
der  Heimatgebfibr,  wenn  eine  solche  in  der  Gemeinde  cingeftthrt 
ist  und  80  ferne  diese  Gebühr  nicht  ausdrücklich  nachgelassen 
wurde. 

III.  Nach  Erfüllung  dieser  Bedingungen  tritt  die 
Erwerbung  der  neuen  üeimat  kraft  des  Gesetzes  ein. 

lY.  Birnen  Jahresfrist  nach  dem  Eintritte  dieses  Heimat- 
erwerbes  kann  dorcfa  den  Qemeinderat  der  neuen  Heimatgemeinde 
die  Wiederanfhebung  des  neuen  Heimatrechts  beschlossen  werden, 
wenn  der  neue  Heimatangehürige  während  jener  Frist  üifontliche 
Armennnterstützung  angesprochen  oder  erhalten  hat. 

V.  Gegen  einen  solchen  Besrhliiss  steht  sowohl  der  betreffen- 
den Person,  als  auch  der  früheren  Heimatgt'iueiiide  innerhalb  vier- 
zehntägiger Frist  die  Beschwerde  zu,  welche  uuter  Anwendung  der 
Art.  23  Ziff.  1,  Art.  24  Ziff.  2  und  Art.  25  zu  bescheiden  ist. 
Kit  dem  Tage,  an  welchem  der  Beseblnss  rechtskräftig  geworden  ist, 
tritt  das  Crfihere  Heimatrecbt  wieder  in  Wiricsamkeit;  in  diesem 
Falle  ist  aber  die  Gemeinde  zur  Rackzahlung  der  empfongenen 
Heimatgebuhren  verpflichtet,  soweit  solche  nicht  tur  Unterstützung 
der  betreffenden  Person  verwendet  worden  sind. 

Art.  30  setzt  das  Detail  betr.  die  Heimatgebühr  fest,  wobei 
die  im  Art.  8  ausgesprochene  Befreiung  für  Dienstboten  u.  s.  w. 
wiederholt ,  das  Maximum  gegenüber  der  früheren  Bürgerrechts- 
gebühr erheblich  herabgesetzt  wird. 

Das  Recht  der  Ven.'lielicliung  .soll  hingegen  gar  keiner 
Beschränkung  unterworfen  und  insbesondere  nicht  an  die  Er- 
teilung eines  Zeugnisses  gebunden  sein.  Am  bemerkens- 
wertesten Ist  von  den  vorstehenden  Bestimmungen,  dass  der 
Heimaterwerb,  sobald  die  Voraussetzungen  der  formellen 


VL  4. 


115 


Niedorlassungsprklftrung  und  der  Entrichtung  der  Heimat- 
gebühr, wo  solche  LC'^tordcrt  werden  kann,  erfüllt  ist,  kraft 
Gesetzes  eintritt  und  unter  resolutiver  Bedingung  (Nach- 
suchen oder  Empfangen  einer  Unterstützung)  wieder  aufgehoben 
werden  kann,  während  eben  diese  Thatsache  im  recht^rheini- 
aehen  Baiern  durchaus  snspenaiy  bedingende  Wirkung  übt 
Sehr  eigenartig  ist  die  Vorschrift  des  Art  28,  der  zufolge  ein 
Nicht-Pfkizer^  der  sich  in  einer  pfklzischen  Gemeinde  nieder- 
gehtfsen  hat,  einen  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat 
nur  nach  Mass<^abe  der  für  das  übrige  Baiem  geltenden  Be- 
stimmungen besitzt,  während  der  Pfälzer  selbsts'erständlich  die 
erleichternden  Bestimmungen  des  Art.  29  jenseits  des  Rlieins 
zurücklassen  muss,  wenn  er  sich  diesseits  niederlassen  will. 

/.  Gemeinsame  Grundstttze  ftlr  ganz  Baiern. 


In  letzter  Linie  ist  eine  dem  ganzen  Lande  gemeinsame 
G«*setzesbestimmung  zu  nennen  und  mit  besonderem  Nachdruck 
iiervorzuheben ,  weil  sie  im  Gegensatz  zu  dem  preussischen 
System  steht,  die  Armenlast  wandern  zu  lassen:  die  Bestimmung 
des  Art.  14  nämlich,  wonach  die  Heimat  nur  durch  Er- 
werbung der  Heimat  in  einer  andern  bairischen 
Gemeinde  oder  durch  Verlust  der  bairischen 
S taa  ts  a  n g  e  h  ö  r  i  g k  c  i t  verloren  g  e  h  t. 

Nachdem  in  Baiem  durch  diese  Regelung  des  Heimat- 
wosens  eine  ausreichende  Grundhige  für  Verteilung  der  Annen- 
last  insofern  geschaffen  worden,  als  es  nun  keine  Person  mehr 
geben  konnte,  die  einer  Heimat  entbehrte,  baute  das  Oosetz 


der  Heima^emeinden  zur  Armenfttrsorge  und  Duldung  des 
Aufenthaltes  auf.  Von  wesentlich  neuen  Gesichtspunkten 
wurde  hierbei  nicht  ausgegangen;  die  Pflicht  der  Heimatge* 

meinde  war  alte  Satzung;  aber  es  kam,  abgesehen  von  ver- 
schiedenen sehr  zweckmässigen,  nur  die  innere  Organisation 
der  Amienvcrwaltung  betreffenden  Festsetzungen,  doch  zu 
einer  weitergt-iienden  Berücksichtigung  der  durrh  die  ver- 
änderten Verkehrsverhältnisse  geschaffenen  Zustände,  in  welcher 
Beziehung  besonders  die  Regelung  der  Fürsorge  in  Kranken- 
ftllen  und  die  organische  Beteiligung  der  Terschiedenen  höheren 
VerwaltnngskOrper  bemerkenswert  sind. 

Eine  Verpflichtung  im  Sinne  der  preussisi  hen  Vorschrift 
bezüglich  erkrankter  Dienstboten,  Gewerbsgehtilfen  u.  s.  w. 
hatte  bereits  das  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  über  die  Unter- 
sttitzung  hülfsbedilrfti^er  und  erkrankter  Pt^rsonen  ausge- 
sprochen, indem  es  die  Erstattuugsforderung  seitens  der  Ge- 


§  36. 


vom  29.  April  1869  auf  dieser 


Grundlage  die  \ 
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meincle  des  Aulcutlialts  p:o^i'niilK'r  der  Hi'iniatgtMiieiiKli:  dann 
aus.schlo88,  wenn  die  Unterstützung  Dienstboten,  Gewerbölehr- 
lingen,  Gewerbflgehttlfen  und  Fabrikarbeitern  geleistet  wurde, 
welche  ausserhalb  ihrer  Heimatgemeinde  in  Arbeit  stehen. 
Dagegen  sollte  jede  Gemeinde  berechtigt  seiui  Ton  den  vor- 
genannten Personen  einen  angemessenen  UnteistUtzungs-  oder 
K ranken vor])flo<!:ungsbeitrag  bis  cum  Maximum  von  wöchent- 
lich 3  kr.  zu  «'rheben. 

Diese  Vorschrift,  welche  zwei  tVir  sieli  selbstilndifj^e  Punkte 
umfasste,  die  Verptiichtung  des  Aufenthaltsortes  auf  der  einen, 
die  Durchführung  der  fakultativen  Gomeindekrankenversicbe- 
ning  auf  der  andern  Seite,  bildete  das  Gesetz  von  1869  in 
konsenuenter  Weisi^  und  unter  strenger  Scheidung  der  beiden 
Verhilltnisse  fort.  In  Art.  11  verpflichtet  es  die  Gemeinde 
des  Dienst-  oder  Arbeitsortes  die  Kosten  der  KrankenhUlfe 
ftir  Dieiistlmten ,  Gewer])SLrehiilfen ,  Lehrlin«,'«'  odor  andere 
Lohnarbeiter,  welclic  ausscrliall)  ihrer  Heimat  im  Dienste 
oder  in  einer  stiiiuli^^^cn  Arbeit  stellen,  bis  zu  einer  Kranklieits- 
dauer  von  90  ia^eu  endgültig  zu  tragen.  »Sc hwaugersc hilft 
und  Geisteskrankheit  sind  ausgeschlossen.  Diese  Kostentiber- 
nähme  ist  ein  Akt  der  Offsntlichen  Armenpflege'). 

Dagegen  ordnen  Art  20  und  21  unter  dem  Abschnitt 
liVon  den  Krankenkiissen  und  Krankcnkassenbeitrttgen'^  an, 
dass  es  den  Gemeinden  freistehen  solle,  die  Personen  der  in 
Art.  11  ^^eiiannten  Kategorien  zu  re^^'hiiiissigen  Kranken- 
kassenbeitriigen  (nicht  über  15  Pf.  wöchentlicii)  heranzuziehen 
und  die  Beitrüge  zur  Armenkjisse  oder  zu  einer  besonderen 
Krankenhauskasse  su  vereinnahmen.  Auch  ist  die  Gründung 
besonderer  Kassen  seitens  grosserer  Unternehmer  fUr  zulässig 
erklftrty  in  welchem  Falle  der  zu  solcher  geleistete  Beitrag  von 
den  Gemeindebeiträgen  entbindet.  Die  auf  Grund  dieser  Bei- 
tragszahlungen gewahrte  KrankenhUlfe  gilt  in  keinem  Falle 
als  Armenunterstützung. 

Jfiine  Ausnahme,  die  in  der  Mitte  zwischen  den  beiden 
genannten  Vorscliriftcn  steht  und  an  die  älteren  j>ri'ussischeu 
Bestimmungen  erinnert,  statuirt  Art.  15,  indem  er  noch  in 
denjenigen  Fällen  den  Anspruch  auf  Ersatz  seitens  der  Aufent- 
halts- gegenttber  der  Hetmatgemeinde  ausschliesst,  in  denen 
Krankenhülfe  und  Unterstützung  zur  Bestreitung  des  Le]>ens- 
unterhaltes  nicht  über  die  Dauer  von  14  Tagen  hinaus  solchen 
Personen  gewährt  worden  ist,  welche  während  ihres  letzten 
Aufenthalts  in  d<'r  (Jemeinde  Umlagen  entrichtet  haben. 

An  der  Tragung  der  Armenlast  neben  der  (  Jenn-inde  oder 
ohne  die  Gemeinde  sind  die  ihnen  übergeordneten  Verbände 


*)  Auch  hier  ist  die  HereinbeziehunK  der  Lohnarbeiter,  sowie 
die  FettsetzuDg  der  VerpfliehtuDe:  des  Dienst-  and  Arbeitsortes, 
nicht  des  Aufenthaltsortes,  bemerkenswert 
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—  Staat,  KreiS|  Distrikt  —  in  mehrfacher  Hinsicht  beteiligt 

worden. 

Eine  solche  Beteiligung  der  übergeordneten  Verbände  war  auch 
der  früheren  bairischeu  Gesetzgebung  nicht  an  sich  fremd.  Schon 
das  Bettelmandat  von  1770  und  die  Verordnung  von  1816  hatten 
eine  Bdhttlfe  an  iinTemiOgende  Gemeinden  seitenü  der  Besirlcs- 
obrigkeiten  vorgesehen.  Doch  war  ein  nmst&ndlicher  FonnaUsmoe 
der  EntwickeluDg  dieser  Institution  nicht  günstig,  to  dass  man 
eine  gäniliche  Neuregelung  beschloss  und  in  dem  Armengesetz  ?on 
1809  neue  und  praktisch  anwendbare  Einrichtungen  schuf,  wie  sie 
im  Text  zur  Darstellung  gelangen.  —  Vgl.  Riedel  II  S.  203. 

Der  Staat  wurde  uiimittolbar  nur  für  eine  Kategorie 
von  Fällen  —  die  der  zuj^fwie^senen  Heimat  —  zum  Trü^^er 
der  Armcnliist  gemacht.  Für  j<Mic  Ileiniatgenossen,  die  nur 
aus  formalen  Gründen  dazu  genuicht  werden  sollen,  aber  in 
der  That  heimatlos  sind  und  ausser  aller  näherer  Beziehung 
zu  der  Gemeinde  ihrer  angewiesenen  Heimat  stehen,  wurde 
die Filr8orge^)flicht  der  Staatskasse  in  demjenigen  Umfange 
Übertragen,  in  w(3lehem  sie  sonst  von  der  Ueimalgemeinde  zu 
tragen  sein  würde*). 

Des  weiteren  wurde  den  Distrikten  und  Kreisen  ein 
Teil  der  Aufgalx'U  der  AnnenpHege  zugewitjsen ,  welehe  die 
Gemeinden  niciit  oder  nicht  allein  in  ausreichender  Weise  zu 
erfüllen  im  Stande  waren. 

Als  Gegenstände  der  Distrikts armenpflege  werden  vor- 
nehmlich bezeichnet: 

1}  die  Unterstützung  überlasteter  Gemeinden; 

2)  die  Unterhaltoog  der  bestehenden  Distrikts-Wohlthfttigkdts- 
nnd  -Krankenanstalten; 

3)  die  Errichtung  von  Distrikts- Armeuhlnsem,  Besehiftigangs- 
anstalten.  Armenkolonien,  Krankenhäusern,  sowie  Distriktsanstalten 
zur  ErziehoDg  armer  verwahrloster  Kinder:  Art.  88  des  Armen- 
Gesetzes. 

Die  Kreisarmen  pflege  soll  umfiissen  alle  auf  die  öffent- 
liche ArmenpÜege  bezüglichen  Leistungen,  welche  den  Kreisgemeinden 
anf  Chnnid  gesetsn&ssiger  BesehUlsse  ihrer  Vertreter  oder  anf  Gmad 
besonderer  gesetsUcher  Bestinmrangen  obliegen,  namentHeh : 

1)  die  Unterstfltzong  überbürdeter  Distriktsgemeinden ; 

2)  die  Unterhaltung  und  Bep-ündung  von  Wohlthfttigkeits-  und 
Beschäftigungsanstalten ,  Armenkolonien ,  Irrenhänsem  und  andren 
Sanitätsanstalten:  Art.  41  des  Ges.  —  Solche  besondere  gesetz- 
liche Bestimmungen  enthält  vornehmlich  das  Kreislastenausscheidungs- 
gesetz  vom  23.  Mai  1840,  in  dessen  Art  I  als  Kreislasten  erklärt 

*)  Dies  steht  in  Art.  IH  des  Heimatgesetzes.  obwohl  es  in  den  orga- 
nischen Zusamtnonhftiip  des  Armengesetzes  bin<Miippli«"»rt.  —  Dit^  \  er- 
streuuog  von  tnaterieUeu  Vorschriften  ausserhalb  der  sedes  materiae  ist 
niigeiHw  so  häufig,  wie  in  der  Heimat-  und  Amengesetsgebimg. 
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und  auf  die  dafüi'  zu  bildeuden  Fonds  der  einzelueu  Kegierongs- 
bezirke  ftberwiiBai  werden: 

a)  allgemeiae  Sanitiltsaiistalten  des  RegierongsbeKirks,  nament- 
lieh  Kranken-,  Qebär-  nnd  Irrenbinser; 

b)  Kreis-Armen-  nnd  Findelhflnaer ; 

c)  Kreisbeschäftignngsanstalten ; 

d)  alle  Ausgaben,  welche  auf  den  Antrag  des  Landrats  zur  Er- 
leichterung von  Distrikts-  und  Gemcindelasten  mit  Genebmiguog  des 
Königs  auf  die  Fonds  flbernommeu  werden. 

n<*rv()rzuhebeu  ist  in  Bezug  auf  diese  verschiedenen  Arten 
der  Beteiligung,  dass  sie^  mit  Ausnahme  der  Verpflichtung 
der  Staatikaaae,  an  und  für  eich  fakultativ,  nicht  von  den 
Wünschen- der  Gemeinden,  sondern  nur  von  den  gesetzmfts- 
sigen  Beschlüssen  der  massgebenden  Faktoren  abhängig 
i^t  Dies  gilt  vor  allem  von  der  Beihülfe  an  unvermögende 
(iemeindon  wie  von  dem  Mass  der  Erleiehtcrung,  welclies 
den  Gemeinden  durch  Mitbenutzung  der  Anstalten  oder  durch 
freie  oder  nach  geringem  Tarif  zu  vergütende  Verptiegung 
aller  oder  einzelner  Klassen  von  kranken,  irren,  blinden  u.  s.  w. 
Personen  gewährt  werden  kann.  Die  grundsätzlich  verpflich- 
tete (Gemeinde  ist  immer  mit  den  dargelegten  zwei  Ausnahmen 
die  Heimatgemeinde.  Die  einmal  vorhandene  Heimat  wird 
nicht  anders  als  durch  Erwerb  einer  neuen  verloren.  Jenes 
Zwischenglied  der  preussischen  Landarmenverbände  als  un- 
mittelbarer Trilger  der  Armenlast  ist  der  bairiseben  Oesetz- 
ij^ebung  formell  gar  nicht,  materiell  nur  in  Bezug  auf  heimat- 
lose Personen  bekannt. 

e*  Wlirtemberg  und  Baien» 

?5  37. 

In  WUrtemberg  und  Baden  waren  PHicbt  und  Recht  zur 
Armenfürsorge  ebenfalls  an  das  Gemeindebürgerrecht  ange- 
knüpft, was  insofern  noch  von  besonderer  Bedeutung  ist,  als 
beide  Staaten  bis  zur  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes 
einer  die  Materie  der  Armenversorgung  besonders  regelnden 
Gesetzgel)ung  entbehrten;  es  ist  daher  —  statt  wie  für  Baiem 
auf  die  Heimat-,  für  Prcussen  auf  die  Niederlassungs-  und 
Armengesetzgebung  —  für  beide  in  Bezug  auf  die  Pflicht  zur 
Armenfürsorge  unmittelbar  auf  die  Bürgerrechtsgesetzgebung 
zurückzugreifen.  Für  Würtemberg  kommen  dabei  hauptsächlich 
die  Polizei  Verordnungen  vom  11.  Se])t.  1807,  das  Verw.-Edikt 
vom  I.März  1822,  das  Bttrgerrechtögesetz  vom  15.  April  1828, 
revidirt  v.  4.  Dez.  1888,  das  Gesetz  betr.  die  zusammengesetzten 
Gemeinden  vom  17.  Sept  1853  in  Betracht;  fllr  Baden  das 
Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden 
und  das  BUrgerrechtsgesetz,  beide  vom  31.  Dez.  1831,  neu 
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gefiust  durch  Verordnung  vom  5.  Nov.  1858  — ,  und  das  Ge- 
setz über  Niederlassung  und  Aufenthalt  vom  4.  Okt.  1862. 
Das  Gesetz  vom  15.  Febr.  1851  enthält  einzahle  Bestimmungen 
über  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts. 

In  beiden  Staaten  wird  zwisclien  dem  V  o  1  Ib  ii  rg  e  r- 
rec  h  t  und  einem  minderen  Recht  unterscliieden,  das  in  Würtem- 
berg  Beisitzrechty  in  Baden  Einsassenrecht  genannt 
wild.  Das  Vollbttrgerrecht  gewfthrt  einen  Anspruch  auf  An- 
sflssigmachung,  Verehelichung ,  G^erbebetrieb»  auf  Teilnahme 
an  den  Nutzungen  des  Gemeindevermögens,  auf  Unterstützung 
im  Falle  der  Dürftigkeit,  während  die  Beisitzer  und  Einsassen 
von  den  Nutzungen  und  zum  Teil  von  den  politischen  Rechten 
ausgeschlossen  sind;  der  Unterstützungsanspruch  hingegen 
steht  auch  ihnen  zu.  Erworbeu  wird  das  Bürgerrecht  durch 
Geburt,  Verheiratung  und  Anfiialone;  die  A&ahme  muss 


welche  die  Gemeinde  zur  Versagung  berechtigen.  Solche 
Gründe  sind  vor  allem  Mangel  der  Staatsangehörigkeit,  ein 
schlechter  Leumund,  der  Mangel  persönlicher  Ftthigkeit  zur 
Ausübung  einer  Kunst,  eines  Ilanawerks  u.  s.  w.,  der  Nicht- 
besitz  eines  bestimmten  Vermögens.  Aut  das  Detail,  das  im 
ganzen  ähnlich  wie  in  Baiern  geordnet  war,  kommt  hierbei 
nicht  viel  an;  doch  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
die  badische  Gesetzgebung  die  Auniahme  vor  GemeindewilU 
kür  sicherer  stellte,  als  Würtemberg,  indem  sie  namentlich  den 
Nachweis  eines  geringeren  Vermögens  forderte  und  den  Nach- 
weis der  persönlichen  Fähigkeit  wesentlich  erleichterte.  Die 
filr  den  Begriff  des  schlecliten  Leumunds  aufgestellten  Kate- 
gorien sind  in  den  Gesetzgebungen  beider  Stiuiten  ziemlich 
gleich:  ein  solcher  soll  ab  vorliegend  erachtet  werden,  wenn 
Jemand  entehrende  Strafen  erlitten  hat,  wegen  Eigentumsver- 
gehen oder  Landstreichens  in  den  letzten  Jahren  mit  Strafe 
belegt  oder  zur  Zeit  in  Untersuchung  verwickelt  ist,  endlich 
wenti  Jemand  unter  Kuratel  gestellt  oder  ein  notorisch 
schlechter  Hausvater  ist. 

Das  Bei  sitzrecht  wurde  durch  freiwillige  Aufnahme 
und  Geburt  erworben  ^  die  erstere  Erwerbungsurt  ist  durch 
Gesetz  vom  6.  Juli         aufgehoben  worden^). 

Das  badische  Einsassenrecht  setzt  ebenfalls  frei- 
willige Auftiahme  und  die  Staatsangehörigkeit  voraus. 

In  Bezug  auf  die  Armenpflege  gehen  beide  Staaten  von 
der  gleichen  Grundlage  wie  Baiem  aus;  die  Gemeinden,  in 


*)  Gaapp,  Das  8tsatR«tsht  des  KSDigreichs  Wflitemberg,  in 

Mnnpiardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  Rd.  3  S.  177  Anm.  3, 
behauptet  gegen  Sanrey.  daas  der  £rwerb  des  beisitzrechts  durch  (Geburt 
nicht  aufgehoben  sei  ThatsKcUidi  kson  diese  Erwerbnngssrt  wob!  nur 
Boeh  als  Aososhme  vorkowmen. 
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welchen  das  IJür^jiT-,  das  Beisitz-  oder  Einsassen r- cht  besessen 
Avinl,  sind  zur  Unt<rstützuno^  der  bcdUrfti^^fU  Bürg^er,  Bei- 
bitzt'r  oder  Einsassen  vi  rpriielitet.  Und  <'])ciiso  wir  in  l^aiern 
erlöschen  H<rht  und  Ptiicht  in  der  Ilauptsachi*  nur  durch 
Aufnahme  in  eine  and«!re  Gemeinde,  sowie  durch  VerluÄt  der 
Staatsangehörigkeit  Die  andern  Erlöschungsgründe  ( in  Wttrtem» 
berg  die  fillnQährige  Nichtzahlung  der  Rekognitionsgelder,  aber 
nur  falls  die  betreffend<'  P«'rsf»n  noch  in  einer  an<lern  Ge- 
meinde B(ir^'<>r-  oder  Beisttarecht  besitzt;  in  Baden  di<  Auf- 
kiindii^unj]^  hehuf's  Auswandenmg)  sind  insofern  nnrihrMicli, 
als  l)''id<'  Staaten  \'<»rsorge  tretTen,  im  Falle  des  Manufls  einer 
verutlichti'ti'n  (ienieinde  ebenfalls,  der  bairischen  N  ursehrift 
ähnlich,  heimatlose  Personen  einer  Gemeinde  zuzuteilen. 

Und  zwar  thut  Wttrtembei^  dieses,  fidls  ein  Büiger-  oder 
Beisitzrecht  derselben  nicht  ermittelt  werden  kann,  durch  Schaf* 
fung  einer  dritten  Kategorie  von  heimatberechtigten  Personen, 
welche  nicht  Bürger  noch  Beisitzer  sind,  während  Baden  der- 
artig zu^''e\viesene  ]*er>nnen  als  Einsassen  b«'zeichnet  uml  sie 
denselben  fuinieli  ,:;ieielistellt.  Materiell  «r.  st.Mltet  sich  das  \'er- 
hältniss  insoiern  anders,  als  im  Falle  etwa  nötig  werdender 
Armenftlrsorge  die  Kosten  nicht  lediglich  oder  überhaupt  nicht 
von  der  Zuweisungsgemeinde  getragen  werden.  Die  in  beiden 
Staaten  fast  wörtiich  übereinstimmenden  ZuwcisungsgrUnde 
sind  wiederum  ganz  ähnliche  wie  in  Baiern.  Nur  steht  an 
Stelle  des  dort  massgelxindcn  letzten  sechsmonatliehen  AuftMit- 
halts  innerhalb  der  vorhergehenden  fünf  Jahre  hier  die  frühere 
Heimat  und  danach  der  letzte  fiinfjuhrige  Autenthalt  in  einer 
Gemeinde.  Dann  folgt  der  Ort  der  gesetzlichen  Trauung, 
der  Ort  der  Auffindung  und  endlich  derjenige  der  polizei- 
lichen Betretung.  Baden  schiebt  zwischen  den  Ort  des  fünf- 
jährigen Aufenthalts  und  den  der  Trauung  noch  den  des 
dreimonatlichen  Aufenthaltes  ein. 

Von  besonderer  1^'dentung  für  die  Gesichtspunkte,  von 
denen  die  Annengesetzgebung  gegenUlx'r  der  durch  die  va- 
ginMiden  und  lieiniatlos(»n  Elemente  gescliatfenen  Notlage  aus- 
zugehen genötigt  ist,  sind  auch  hier  die  Bestimmungi'U  über 
die  Armenlast  im  Falle  der  Zuweisung.  Ganz  und  gar  soll 
dieselbe  der  Zuweisungsgemeinde  in  den  beiden  Fällen  des 
früheren  Heimatbesitzes  und  des  Aufenthaltes  verbleiben  (in 
W'ürtemberg  auch  in  dem  Falle  d(;r  Trauung),  dagegen  wird 
für  die  übrigen  Fälle  in  Baden  d<'r  Staat  zur  Tragung  der 
Kosten  angehalten,  während  in  W'ürtemberg  die  Zuweisungs- 
gemeinde '  3,  das  Oberamt,  zu  dem  dieselbe  gehört,  -  g  des 
Aufwandes  tragen  soll. 

§  88. 

Die  Gesetzgebung  Wttrtembergs  bat  bis  zu  seinem  Ein- 
tritt in  den  Verband  des  Deutschen  Reichs  eine  Aenderung 
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nicht  erfahren  Baden  hat  dagegen  yerschiedene  erhebliche 
Wandelungen  durchgemacht,  um  schliesslich  unmittelbar  vor 

dem  Bc^niui  des  frauBÖsischen  Krieges  seine  inzwischen  rer- 
Underte  Wirtachafitsgesetzgebung  durch  ein  Armcngosct/  im  ' 
Siniir  rlt's  prf'ussij<ehen  vSystems  zu  ergänzen  Ziiniiclist 
tVi'ilicii  bi'wcgte  «;.s  sicli  ('brnfalls  in  der  Riehtiin^i:  auf  Be- 
schränkung der  freien  li<'\ve<;ung,  indem  mittels  der  (rcsetze 
vom  15.  Febr.  u.  25.  April  1851  der  Erwerb  des  lJUrgerreehtes 
in  einigen  Besiehungen  nicht  unerheblich  erschwert  wurde. 

Zehn  Jahre  spftter  erfolgte  dann  eine  völlige  Umkehr  und 
die  Aufhebung  fast  aller  Beschrftnkungen  der  individuellen 
Selbstbestimmung,  w<>lehe  bis  dahin  das  streng  geschlossene 

BUrgerrechtssvtom  bedingt  hatte.  Durch  die  Gesetze  vom 
4.  Oktober  18t)2  über  Niederlassung  und  Aufenthalt 
und  betr.  die  AbUndernuLC  des  (ie.sctzes  vom  31.  Dez.  1831 
übtT  die  Rechte  der  ( ii'meiii(b'bürger  b»'zlij!J:lich  der  B<'sehrün- 
kung  des  Rechts  zur  V  e  r  e  h  e  1  i  c  h  u  n  g ,  in  Verbindung  mit 
dem  Gewerbegesets  vom  20.  Sept.  1862,  wurden  die  in 
Preussen  seit  1842  bestehenden  GrundsätBe  eingeführt.  Die 
Befugniss  jedes  Sta^itsMiij^ehörigen  sich  an  jedem  Orte  des 
Inlandes  vorübergehend  oder  dauernd  aufzuhalten  und  daselbst 
jedes  Gewerbe  zu  betreiben,  wurde  gesetzlich  sichei^estellt. 

Durch  Zulassung  der  Freizüirigkeit  war  nun  eine  dritte 
Kategorie  gcschatlen .  deren  Angehörige  weder  Bürger  noch 
Einsassen ,  sondern  nur  SUiatsbürger  zu  sein  brauchten,  um 
die  Gemeinde,  in  der  sie  sich  niedergehujsen ,  zur  Duldung 
der  Niederlassung  zu  nötigen;  auf  der  andern  Seite  stand 
ihnen  aber  weder  die  Teilnahme  an  Gemeindenutzungen,  wie 
den  Vollbttigern ,  noch  der  An6})rueh  auf  Unterstützung,  wie 
den  Bürgern  und  Einsassen  zu.  8o  entbehrte  Baden  zunächst 
ähnlicher  Bestimmnn;^eTi,  wie  Preussen  sie  zugleich  mit  seiner 
Freizügigkeitsi:eset/^<  l)ung  erlassen  hatte;  und  in  der  That 
fehlte  es  für  diese  dritte  Kategorie  der  blossen  Einwohner 
an  einer  zu  ihrer  Versorgung  im  Falle  der  Verarmung  ver- 
pflichteten Oemeinde,  insofern  als  eine  organische,  alle  Ge- 
meinden zu  mindestens  vorläufiger  Fürsorge  \  (  r[)Hiclitende 
Armengesetigebung  nicht  vorhanden  war.   Nur  fttr  die  Be- 


>)  Doch  war  das  BedfirftiitB  einer  gesetsUeheD  Begelmig  sehen  vor 

1870  anerkannt  und  ein  Kntwnrf  fluscearl»eitet  wonlen,  wel<  1i*t  die  Aniien- 
iürsorge  der  Aufentiialt^-  an  Stelle  der  Ucimatgeineinde  übertragen  wollte. 
Der  Entwurf  gelangte  nicht  zur  Veralisckiedung.  X^l.  Bätznero.  XXXIX. 

*)  Ute  l^prechung  dieses  Gesetzes,  das  vom  Mai  1870  datirt  iat,  im 
Zusammenhange  der  ersten  Periode  entspricht  zwar  nicht  umhz  der  Ueber- 
«clirit't  dieses  Abschnitts  (S.  9><):  gleichwohl  wird  im  Hinblick  darauf,  dass 
Baden  an  dem  für  den  Nnrddt  iitschen  Bund  so  wichtigen  Freizügi^koits- 
gesetze  znunchst  koiiicn  'Ifil  und  nein  pnnzc-  RefonnwiM-k  Vor  dem  Ein- 
tritt in  den  Keiciisverband  abgeschlossen  hatte,  diese  \'orweguahme  ge- 
leehtfertigt  und  sweekmünig  encheinen. 
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hABdlung  solcher  Personen,  welche  vurUbergehend  an  einem, 
anderen  als  ihrem  Heimatorte  erkrankten,  enthielten  die  Ver- 
ordnung wegen  des  Bettels  und  Mttssigganges  vom  20.  Mai 
*  1810  und  eine  Verordnung  vom  16.  Febr.  1838,  die  Behand- 
lung armer  Dienstboten,  Handwerker  und  anderer  armer  Rei- 
sender im  Falle  ihrer  Erkranknnp:  ausserhalb  ihres  Heimat- 
ortesbetreffend, —  einif^e  Bestimiimngen,  welche  kr.inke  Men- 
sehen gegen  Vernachlässigung  und  vor  allem  gegen  die  ge- 
tUhrdende  lierausschaffung  aus  der  Gemeinde  sicher  stellten. 
Die  Verbindlichkeit  der  letzteren  in  ihrer  Eigenschaft  als  Orts- 
polizdbehOrde  sollte  bis  zur  Möglichkeit  des  Rttcktransporta 
m  die  Heimat,  mindestens  aber  4  Wochen  dauern ;  die  Kosten 
sollten  zunächst  aus  Kassen,  zu  welchen  die  in  der  Verord- 
nung von  1838  genannten  Personenklassen  beizusteuern  hatten, 
eventuell  aus  Zunft-,  Stiftungs-  oder  schliesslich  aus  den  Ge- 
nieindekassen  entnommen  werden.  Bei  länger  dauernder 
Krankheit  war,  soweit  es  sieh  um  badische  Staatsangehörige 
handelt,  die  Heimatgemeinde  zur  Ueberuahme  ihrer  kranken 
Angehörigen  bezw.  zur  Erstattung  der  weiter  entstehenden 
Kosten  verbunden ;  gegenüber  heimatlosöi  Personen  und  Aus- 
Ittndem  trat  das  Amt  an  die  Stelle  der  Heimatgemein  de. 

Die  Lücke  auszufüllen  war  das  Gesetz  vom  5.  Mai 
1870  über  die  öffentliche  Armenpflege  bestimmt, 
welolies  die  Pflicht  zur  vorläufigen  P^ürsorge  in  jedem  Bedürftig- 
keitsfalle  allen  (m  ineinden  auferlegte  und  gleiciiz<'itig  die  Frage 
der  detinitiven  Armenlast  im  Anschluss  an  die  Thatsache  des 
längeren  Aufenthalts  unabhängig  von  der  inneren  Gemeinde- 
venassung  regelte.  Die  weitere  LoslOsung  des  Kiederlassungs- 
rechts  auf  der  einen,  der  Armenlast  auf  der  andern  Seite  von 
dem  Bürger-  und  Einsassenreeht  fand  durch  zwei  andere  Ge- 
setze, die  P^rleichterung  der  Eheschiiessungbetr.  und 
das  Aufenthaltsrecht  betr.,  statt,  die  beide  gleichfalls 
vom  5.  Mai  1870  datirt  sind. 

Träger  der  detinitiven  Armenlast  ist  nun  die  Gemeinde, 
in  welcher  ein  Inländer  den  Unterstützungswohnsitz^) 
hat  (§  9  des  Armenpflegegesetzes) ;  er  hat  denselben  in  der- 
jenigen Gemeinde,  m  wacher  er  nach  erreichter  Volljährig- 
keit sich  aus  freier  Selbstbestimmung  drei  Jahre  lang  aufge- 
halten hat  (§  10).  Durch  ebensolange  dauernde  Abwesenheit 
geht  der  Unterstützungswohnsitz  verloren. 

Für  erkrankte  Dienstboten,  Fabrik-  und  Handarl>eiter, 
(iewerbsgehülfen  oder  Lehrlinge  hat  der  Dienst-  oder  Ar- 
beitsort auf  die  Dauer  von  acht  Wochen  die  unentgeltliche 
Verpflegung  zu  übernehmen  (§  24). 


')  Das  badieche  Gesetz  gebraucht  den  Nameu  „  UnterstUtzungs- 
wohnsits"  snm  asten  Male  hi  OsotseUaad  im  hewnssten  Osgensatse 
nur  Heimat. 
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In  denjenigen  Fsllen,  in  denen  der  Unterstatzunf^swohn- 
flitz  in  der  einen  Gemeinde  verloren  worden,  ohne  in  einer 
andern  erworben  sn  sein,  wird  die  Verpflichtung  zur  Amen- 

l^ege  den  korporativen  Verbünden  höherer  Ordnung,  den 
K r  e i  8  ve  r  b ä  n  a  e n  aufgelegt  und  damit  ein  Zwischenglied  ein- 
geschoben, das  ebenso  wie  in  Preussen  unmittelbar  als 
Träger  der  Armenlast  fungircn  soll.  Zur  Erleichterung  der 
KreiBverbilnde  soll  der  VLoer  einen  gewissen  Betrag  hinaus- 
gehende Aufwand  denselben  von  der  Staatskasse  ersetzt  werden. 

Eine  gewisse  Beziehung  hat  das  Gesetz  gleichwohl  zur 
Bttrgergemeinde  durch  die  singuläre  Vorschrift  des  14  auf- 
recht erhalten,  indem  es  die  Gemeinde,  in  welcher  der  Hülfs- 
bediirftige  das  Bürgerrecht  angetreten  oder  durch  Aufnahme 
erworben  hat,  so  lange  zur  Unterstützung  verpflichtet,  als  er 
daselbst  seinen  gewöhnlichen  Aufentlialt  nimmt  lu  diesem 
Falle  soll  die  nach  §  10  entstandene  Verpflichtnnff  so  lange 
ruhen y  als  sie  nicht  zufolge  des  §  13  aüfhOrt  Ausserdem 
gestattet  §  13  die  urkundliche  Verlängerung  der  Frist  fllr 
Verlust  des  UnterstUtzungwohnsitzes  seitens  der  Gemeinde,  in 
welcher  derselbe  erworben  ist.  Gerade  diese  letztgenannten 
Vorschriften  sind  besonders  geeignet,  den  Entwickelungsgang 
der  Armengesetzgebung  verständlich  und  dit;  im  Leben  des 
deutschen,  besonders  aes  süddeutschen  Volkes  unbesiegbare 
Scheu  vor  der  gänzUchoi  ZerstSrung  der  geschlossenen  BUrger- 
gemeinde  ersiditlich  zn  machen.  Denn  sachlich  kann  jenen 
Bestimmungen  eine  wesentliche  Bedeutung  nicht  beigemessen 
werden;  es  lässt  sich  mit  einiger  Sicherheit  annehmen,  dass 
Jemand,  der  in  einer  Gemeinde  Hiirger  ist  und  zugleicii  sich 
in  ihrem  Gebiete  aufhält,  dies  thut  nicht  obgleich,  sondern 
eben  weil  er  Gemeindebürger  ist  und  weil  er  die  Absicht, 
seinen  Wohnsitz  zu  verlegen,  nicht  hegt  Fttr  diese  wOrde 
daher  in  Bezug  auf  Armenpflege  Billiger-  und  Untarstützungs- 
wohnsitzgeraeinde  regelmässig  identisch  sein.  Das  Schwer- 
gewicht der  neuen  Bestimmungen  liegt  selbstverständlich  in 
der  Verpflichtung  einer  Oemeinde  gegenüber  ihren  nicht- 
bürgerliciien  Mitgliedern,  die  nur  durch  die  Thatsache  des 
Aufenthalts  mit  ihr  verknüpft  sind. 


4m  Saebsen. 

§  89. 

Nächst  den  bisher  dargestellten  fiesi  tzgehungen  ist  von 
besonderem  Interesse  diejenige  des  Königreiclis  Sachsen,  wel- 
che in  der  Mitte  steht  zwischen  den  Vorschriften  Preussens 
und  denen  der  süddeutschen  Staaten.  Dnreh  sdne  geo- 
eraphtsche  Lage  im  Herzen  Deutschlands  und  vor  allem  durch 
das  Vorwiegen  industrieUer  Thätigkeit  in  seinem  (Gebiete 
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mehr  als  der  Osten  uiul  Süden  zur  Oestattung  freierer  Be- 
wegung genötigt,  war  »Sachsen  derjenige  8taat,  welcher  zu- 
erst, noch  acht  Jahre  früher  als  Preassen,  den  Zusanunenhanff 
der  Freizttgigkeit  mit  der  Annenlast  gesetsHch  klarstellte  und 
das  Recht  der  Niederlassung  in  ausgesprochener  Beziehung 


Materie  vollstilndig  ersehr)j)fenden  Vorschriften  sind  enthalten 
in  dem  11  e  i  ni  a  t  s  g  e  s  e  t  z  vom  26.  November  1 884  und  der 
Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840  mit  den  Novellen 
vom  18.  September  1856  und  5.  Mai  1868.  Das  Heimat- 
gesetz stellt  den  Grundsatz  an  die  Spitze,  dass  jeder  Staats- 
angehörige SU  iigend  einem  Heimatbezirke  im  Verhältniss 
der  Heimatangehörigkeit  stehen,  und  jedes  Orundstflck 
hinsichtlich  des  Armenvereorgungsverbandes  zu 
einem  Hoimatbezirke  gehören  müsse  1.  2).  In  der  Regel 
soll  jeder  Gemeindebezirk  zugleich  ein  Heimatbezirk  sein. 

Die  Niederlassung  soll  an  keinem  Orte  versagt  sein, 
.soltald  ein  Heimatsehein  und  ein  sog.  ^Vrhaltesche^n  bei- 
gebraeht  wird.  Der  Hoimatschein  enthält  die  urkundliche  Be- 
stätigung einer  bestimmten  Heimatangehörigkeit,  der  Verhalte- 
schdn  ein  obrigkeitliches  Zeugniss  dartlber,  dass  innerhalb 
des  letzten  Jahres  kein  Ausweisungsgrund  vorgekommen  sei. 
AU  Ausweisungsgrund  gilt,  abgesehen  von  polizeilichen  Grün- 
den, nur  das  Naehsuehen  eines  öffentlichen  Almosens  und 
Betteln  (4;  15  — 17).  Die  Gründe  des  He{materwerl)es  sind 
ähnliche  wie  in  den  süddeutschen  Staaten.  Heimatlose  Per- 
sonen sollen  einer  Heimat  zugewiesen  werden,  wofür  eben- 
falls ähnlich  wie  in  jenen  Staaten  eine  Rangordnung  nach 
gewissen  Merkmalen  (letzte  Heimat,  Verehelichnng  und  letiE- 
ter  Aufenthalt)  festgestellt  ist 

Der  Heimatbesirk  ist  Bur  unbedingten  Duldung  des 
Aufenthalts,  sowie  zur  armenpolizeilichen  Fürsorge  fiir  seine 
Angehörigen  verj)flichtet.  Doch  ist  im  Gegensatz  zu  I5aiem, 
Würtemlierg  un(l  Baden  bemerkenswert,  dass  die  subsidiäre 
Verptiiclitung  grösserer  Verbände  oder  des  Staates  nicht  aus- 
gesprochen ist.  Die  Heimat  ist  daher  in  den  Fällen  der  Zu- 
teilung nicht  blos  formell^  sondern  auch  materiell  die  allei- 
nige  Trügerin  der  Armenlast 

Die  Armenordnung  von  1840  hatte  diesen  Bestinmiungen 
gegenüber  nicht  mehr  die  Aufgabe,  welche  das  bair.  Gesetz 
von  18H0.  das  badische  Gesetz  von  1870  erfüllen  mussten : 
die  Ver})tliclitung  zur  Arm<'ntiirsorge  auf  der  Grundlage  der 
Heimatbezirke  neu  zu  scliatfen,  Sie  wied<M*holte  nur  die  \'or- 
.schrift  des  Heimatgesetzes,  wenn  sie  in  §  8  aussprach:  „Der 
Anspruch  auf  Öffentliche  Untersttltzung  beruht 
auf  dem  Heimatrecht**  Im  Übrigen  stellte  sie  sehr 
soi^gftltig^  Grundsätze  Uber  die  Handhabung  der  örtlichen 
Armenpflcjge  und  das  Verfohren  gegen  Bettler  au£  Eine 
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Ver}>riiciiiung  des  Dienst-  (>d<'r  Arbeitsortes  erkennt  Sachsen 
nicht  an.  Doch  ist  in  den  iii;  39  und  47  die  VerpHichtuug 
des  JlnfenthalteorteB  cur  Verpdegung  erkrankter  Durchreisen- 
der und  heimatloser  Dienstboten  ausgesprochen. 

e.  Die  kleineren  Staaten. 

§  40. 

Der  GesetEgebung  der  bisher  in  den  Kreis  der  Dar- 

stelhmg  gezogenen  Staaten  ist  trotz  vieler  und  grosser  Ver- 
schiedenheiton eins  gemeinsam  und  eliarakteristiseh :  die 
RejLcelunLT  der  ]\Iaterie  aus  dem  fTesichtspunkte  möglichster 
Einheitlichkeit  tiir  das  ganze  Stiiatsgebiet.  In  den  ausgedehnten, 
zum  Teil  mit  av.hr  heterogenen  Verwaltung|-  und  Verfassungs- 
einrichtungen ausgestatteten  Bezirken  war  die  Aufirechterhal- 
tung  lokaler  EigentttmÜchkeitcn,  partiknittrer  Bildungen^  die 
Schonung  widerstreitender  Interessen  nur  so  lange  möglich 
gewesen,  als  sie  einander  mehr  oder  weniger  fremd  g^en- 
i^lxTstandeii  und  die  St;iat>L;e\\  alt  weder  stark  ncich  tVihig  war, 
ihr  all^renieines  »Staats-  und  Ve^\valtun^^sinteresse  ihnen  gegen- 
über geltend  zu  machen.  Anders  lag  (>s  in  den  kh'ineren 
und  kleinsten  Staaten,  in  welchen  die  öfl'cntlichen  Gewalten 
von  diesem  grösseren  Staats-  und  wirtschaftspolitiscbcu  Ge- 
sichtspunkte auszugehen  keine  Veranlassung  hatten,  weil  sie 
die  Ortlich  wenig  ausgedehnten  Bezirke  bequem  übersehen 
und  wo  nOtig  im  einzelnen  eingreifen  konnten.  So  erklärt  es 
sich  denn,  dass  in  den  kleineren  Staaten  sict  vielfach 
charakteristische  Hildungen  unzerstört  erlialten  konnten,  die 
in  den  <;r()sseren  liin<;st  den  grossen  allgemeinen  (irnndsiltzen 
zum  (Jpt'er  gefallen  waren,  dass  je  nach  Fähigkeit  und  Willen 
der  Regierungsgewalt  die  Ordnung  der  hier  in  Rede  stehen- 
den Angelegenheiten  bald  der  Gemeindeautonomie  ttborkssen 
blieb,  bald  von  Staatswesen  erfolgte  und  dass  viel  mehr  als 
in  Preussen,  Baiem  u.  s.  w.  einzelne  besondere  Umstände  und 
Verhältnisse,  wie  etwa  die  geographische  Lage  eines  Bezirkes, 
der  Nahrungsstand  der  Landbesitzer,  das  Vorhandensein 
ausreichender  privater  oder  kirchlicher  Armcnmitt<'l  u.  a.  m., 
auf  die  Gestaltung  der  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung 
im  einzelnen  erheblich  einwirkten. 

Der  allen  gemeinsam«'  (Irundzug  ist  freilich  auch  hier  in 
der  Verutlichtung  der  iiciniatgenieinde  oder  der  Grund- 
herrschan zu  suchen,  die  zu  ihr  gehörigen  Armen  zu  ver- 
sorgen, die  Zugehörigkeit  von  einem  mehr  oder  weniger 
qualifizirten  Heimaterwerbe  abhängig  zu  machen.  Aber  die 
Voraussetzungen  dieses  Eiwerbes  sind  ebenso  verschieden, 
wie  der  Umfang  der  VerpÜichtung;  letztere  ist  häuüg  gesetz- 
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lieh  gar  nicht  geregelt,  nur  gewohnlieitsrechtlich  dem  Ver- 
mögen der  Verpflicliteten  entsprechend  entwickelt. 

Dasa  die  erschöpfende  Darstellung  des  hierhei*gehörigen 
Details  im  Rahmen  dieaes  Ueberblieka  weder  mOgfich  noch 
notwendig  tat,  wurde  bereit»  im  Eingange  hervorgehoben.  Es 
dQrfte  genügen,  besonders  charakteristische  Erscheinungen 
hen^orzuhebcoiy  von  dem  Vorhandensein  ausreichender  Ver- 
anstaltungen oder  von  ihrem  Fehlen  su  berichten. 

§  41. 

Vollständig  jeder  gesetzlichen  Regelung  des  Heimat-  und 
Armenwesens  entbehrte  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  nur 

das  Herzogtum  Lauenburg,  was  mit  dem  vielfiichen  Herr- 
schaftswechsel, ^^  elcheni  dasselbe  unterworfen  war,  zusammen* 
hing.  Je  nach  Ortsgewohnheit  und  Umfang  der  Mittel  thaten 
dort  die  Obrigkeiten  zur  Abwehr  der  Bettler  und  Unterstützung 
der  Bedürftigen,  was  sie  wollten  oder  konnten.  Im  (Gegen- 
satz hierzu  hatten  die  beiden  anderen  ElbherzogtUnier  fc>cldes- 
wig  und  Holstein  eine  höchst  entwickelte  Geäctzgebuag,  die 
im  Beginne  des  Jahrhunderts  von  dem  Grundsätze  weitgehen- 
der wirtschaftlicher  Freiheit  ausgehend  —  Gksets  vom  28.  De- 
aembcr  1808  —  ein  Menschenalter  spättn-  zu  erheblicher  Be- 
schrttnkung  der  Aufenthalts-  und  Verehelichungsfreihcit  Uber' 
ging  und  dem  entspreehend  auch  das  Heimatrecht  r^elte  — 
Annenordnung  vom  29.  Dezember  1841  — . 

Auch  in  der  ehemals  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  gab 
es  keine  eigentliche  Armengesetzgebung.  Doch  bestand  kein 
Zweifel,  dass  die  Stadt  zur  Unterstützung  ihrer  Btliger  ver- 
pflichtet sei. 

Im  Königreich  Hannover  war  das  Niederlassung!-  und 
Heimatwesen  gesetzlich  geregelt,  während  der  Gestaltung  des 

Armenwesens  nur  in  zwei  Verordnungen  (vom  6.  Juli  1827 
und  9.  August  1838),  welche  die  Fürsorge  der  Ortsobrigkeit 
für  obdachlose  Personen  und  erkrankte  nicht  ortsangehörige 
Personen  anordneten,  Rechnung  getragen  war.  Auch  hier 
entwickelte  sich  nach  Herkommen  und  Vermögen  eine  mehr 
oder  weniger  ausrechende  Armenpflege. 

Im  ttbrigen  sind  die  hierher  gehörigen  Bestimmungen 
auch  der  einzelnen  kleinen  Staaten,  ebenso  wie  es  in  den 
grosseren  der  Fall  ist,  bald  in  der  Btirgerrechts-  und  Gemeinde- 
gesetzgebung,  bald  in  Bettler-  und  Armenordnungen  zu 
ünden. 

Die  für  die  \'erpriiciitung  der  Gemeinden  wesentlicliste 
Frage,  wodurch  die  Heiniatangehörigkeit  erworben  werden 
konnte  und  wie  lange  dieselbe  bewahrt  wurde,  lösten  die  ein- 
zebien  Staaten  in  sehr  verschiedener  Weise.  Nebra  der  immer 
gestatteten  freiwilligen  Auftuihme  in  den  Gemeindeverband  kehrt 
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Geburt  aU  ursprünglicher  Erwerbsgrund  fast  überall  wieder; 
dagegen  sind  aie  Bestunmungen  Aber  die  Zutdlung  heimat- 
loser Personen  an  Gemeinden  und  Über  die  Voraussetzungen, 
durch  deren  Erfüllung  die  Heimat  auch  ohne  die  Zustimmung 

der  Gemeinde  envorben  werden  kann  —  die  Bestimmungen  also, 
in  denen  das  Mass  der  wirtschaftlielien  Freiheit  oder  ihrer 
BesehrUnkung  am  doutlielisten  zum  Ausdruck  kommt  —  von 
buntester  Maniiigtaltigkeit;  vor  allem  wird  auch  hier  dem 
Aufenthalt,  seiner  Dauer  und  seiner  Qualifikation  ent- 
scheidendes Gewicht  beigelegt  Wo  der  Erwerb  durch  Aufent- 
halt erschwert  werden  soll,  sind  meist  dem  Erfordemiss  des 
Ablaufes  eines  bestimmten  Zi  itraums  noch  einige  andere, 
wie  vor  allem  das  der  Zahlung  von  riemein(1«'a%aben,  der 
Führung  eines  eigenen  Hauslmltes,  des  ISichtempfanges  von 
Armenunterstützung,  liinzugctiigt.  Zuweilen  ist  aueli  einem  kurz 
dauernden  qualitizirteu  ein  lang  dauernder  nicht  uualihzirter 
Aufenthalt  gleichgestellt  So  gewJthrte  Anhalt  die  Heimat 
nach  dreijährigem  Aufenthalte,  währenddessen  der  Auf- 
zunclmiencie  sich  und  den  Seinigen  den  notdürftigen  Untere 
halt  auf  ehrliche  Weise  verscliafft,  kein<;r  öffentlichen  Unter- 
stützung bedurft  und  nicht  gebettelt  liatt»',  «lagegen  nach  zehn- 
jährigem ohne  Erfüllung  jener  Bedingungen.  Für  Schleswig- 
Holstein  genügte  lediglich  die  Thatsache  des  Aufenthaltes, 
dessen  in  dem  Gesetze  von  1808  auf  3  Jahre  festgesetzte 
Dauer  aber  durch  die  Armenordnung  von  1841  auf  15  Jahre 
erhöht  wurde.  In  beiden  Mecklenbui^  wurde  zweijähriges 
Wohnen  mit  eigenem  Heerde  oder  öew*  rbebetriebe  oder 
Unterhalt  aus  eigenem  Vermögen,  in  Ijübeck  <lreijH]irig«»r  unter 
Beobachtung  der  })olizeilichen  Meldevorschriften  gegi-ündeter 
Wohnsitz  erfordert.  In  Braunschweig  erlangt«'  der  Ortsfremde 
einen  Anspruch  auf  Verleihung  des  Wohnortsrechtes,  wenn 
er  während  6  Jahren  sich  ununterbrochen  am  Orte  aufgehalten, 
seine  Abgaben  entrichtet,  keine  Untersttttzung  empfangen, 
keine  Strafen  wegen  gewisser  Delikte  erhalten  hatte,  während 
in  Sachsen -Weimar  und  den  beiden  Schwaraburg  ein  fort* 
gesetzter  zehnjähriger,  in  Waldeck  desgleichen  ein  fünfjähriger 
Aufenthalt  ohne  weiteres  zum  Ileimaterwerb  führen  sollte. 

Verloren  wird  die  einmal  erworbene  Heimat  od«M*  Ui*ts- 
angehörigkeit  fast  durchweg  nur  durch  Erwerb  einer  anderen 
und  durä  Veriust  der  Staatsangehörigkeit  Lediglich  Waldeek 
und  Mecklenburg-Schwerin  knüpften  den  Verlust  ähnlich  wie 
Preussen  an  eine  l)estimmte  Abwesenheitsdauer  (5  und  2  Jahre); 
doch  verliess  Mecklenburg-Schwerin  noch  ganz  spät  diese  Auf- 
fassung und  führte  durch  Verordnung  vom  J^O.  Mai  1862  den 
in  Mecklenburg-Strelitz  inmier  in  Geltung  gewesenen  Grund- 
satz ein,  dass  die  einmal  erworbene  Heimat  nur  durch  Er- 
langung einer  anderen  verloren  werde. 

War  Heimat  und  Annenyersorgung  nun  auch  im  all- 
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gemeincD  aut'  die  politische  Gemeinde  aulgcbaut,  «o  gab  Ci> 
doch  hiervon  erheoliche  und  charakteristische  Ausnahmen, 
welche  ihr  die  Erkenntniss  der  geschichtlichen,  an  das  Be- 
stehende anknüpfenden  Entwicklung  von  besonderer  Wichtig- 
keit sind. 

Im  Nordwesten  Deutschlands  (Herzogtum  Oldenburg, 
Fttrstentum  Lübeck,  Ostfricsland  und  Kiblicrzoji^tumcr)  bildete 
das  Kirchspiel  von  Alters  her  die  ( iriindlagc  der  Annen- 
versorgung ;  an  diese  Bildung  wurd<'  angeknüpft  und  die 
V'erpriichtung  zur  Armeupilege  der  Kirchspielsgeiiieiude,  welche 
mit  der  politischen  Gemeinde  identisch  sein  kann,  aber  nicht 
2tt  sein  oraucht,  Übertragen.  Wllhrend  aber  in  Ostfriesland 
bis  zur  reichsgesetzlichon  Regelung  der  Armen-  und  Wirt- 
schaftsgesetzgebung die  Armennflege  den  Kirchspielen  ver- 
blieb, wurde  im  Herzogtum  Olnenburg  durch  die  Genieinde- 
ordnung vom  1.  Juli  1855,  im  Fürstentum  Lübeck  durch 
die  (Tcmeindeordnung  vom  22.  Juni  1857  die  politische  fie- 
nu  inde  an  die  Stelle  des  Kirchspiels  gesetzt,  in  ►Schleswig- 
Holstein  durch  die  Armenordnung  vom  29.  Dezember  1841 
die  Armenpflege  den  Armendistrikten  zugeteilt,  als  wdche  jede 
Stadt  sowie  die  ländlichen,  meist  aus  dem  früheren  Kirchen- 
verbände  hervoigegangenen  Distrikte  za  gelten  hatten. 

Im  vormaligen  Königreich  Hannover  bestanden  neben  den 
politischen  Gemeinde  verbänden  konfessionelle,  lediglich  der 
Unterstützung  der  Glaubensgenossen  dienen<]e  Armenverbande. 

Ebenso  wie  die  preussischen  Gutsbezirke  fungirten  in 
Braunschweig  und  Mecklenburg  die  Bezirke  der  ritterschaft- 
lichen Qttter  und  der  Dominien  als  unmittelbare  Träger  der 
Armenlast  In  Mecklmiburg  wurde  zwischen  diesen  beiden 
Arten  von  Grundbesitz  insofern  ein  Unterschied  gemacht,  als 
die  Inhaber  der  ritterscha£tlicben  Güter  zur  Armenpflege  und 
Annenlast  im  Sinne  der  alten  grundherrlichen  Gewalt  ver- 
ptlichtet  blieben,  wälirend  für  die  Domanialherr.schaften  unter 
dem  9.  Mai  1850  eine  besondere  Arnienordnung  erlassen  wurde, 
welche  die  Armenlast  eigenartig  regelte.  Wiihrend  bis  dahin 
die  zur  Domanial Verwaltung  berufenen  Aemter  unter  Hinzu- 
ziehung der  Amtseingesessenen  zu  Beiträgen  cUe  ArmenpHego 
geübt  hatten ,  wurde  durch  die  Armenor&ung  der  Grundsatz 
aufgestellt,  dass  jede  der  zum  Amt  gehörigen  Ortschaften  ihre 
Armen  selbst  verpflegen,  das  Amt  dagegen  gewisse  besondere 
Aufwendungen  ganz  oder  zum  Teil  tragen  sollte:  so  fallt 
dem  Amte  die  Hälfte  der  Arzneiniittelkosten  zur  Last;  die 
Fürsorge  für  ( ieisteskranke,  Taubstumme,  für  die  Unterhaltung 
von  Krankenanstalten,  Besoldung  von  Aerzten  u.  a.  m.  liegt 
ihm  allein  ob;  auch  soll  es  ttbemsteten  unvermögenden  Ort- 
schaften Beihttlfe  gewähren. 

Ueberhaupt  findet  sich  der  GManke,  die  Annenlast  den 
unteren  Organen  der  Armenpflege^  namentlich  den  Gemeinden 
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durch  Ileninziehung  der  übergeordneten  VerbUiule  oder  Ver- 
waltiinjirsliczirke  zu  erloichtem.  auch  iu  Gesetz^'t'ljuiifc  und 
Gewi 'Im  hei  t  der  kk-incn  Süiaten  unter  nianclu'rlci  Können  und 
in  vertächiedündU'Ui  Masse  ausgesprothen  und  duri-ligetiilirt. 

So  waren  in  Hannover  die  bogenannteu  Amtbueben- 
anlage verbände  zur  Beihülfe  an  Überlastete  Qememden 
berechtigt,  zur  Fürsorge  fUr  Geisteskranke  verpflichtet. 
In  den  drei  Gebietsteilen  des  Gr 'sslK  i-zogtams  Oldenburg  be- 
standen von  Alters  her  generelle  Fontls,  aus  denen  ;;<Mviss(3 
Kosten  der  ArmenpHcge  bestritten  wunlcii.  Insbe.sondere  lagen 
dem  General-Annen v(!rband  des  Fürstentums  Birkent'eld  sehr 
umfassende  Leistungen  in  Bezug  auf  Beihültcn  an  beschwerte 
Spezialdistrikte  und  direkte  Uebernabmc  gewisser  Armen- 
pflegefidle ob,  wie  Geisteskrankheit,  Siechtum  u.  s.  w. 

In  Braunschweig  bestanden  Amtsarmenkassen ,  al)er  nur 
fixr  die  Landgemeinden,  von  deren  Einkünften  ein  Teil,  jedoch 
nielit  über  ein  Drittel,  der  St^uitskasse  zur  Bewilligung^  ausaor- 
ordentlicher  Unterstützun^^en  zur  Verfiif^ung  zu  stellen  war. 

Im  vormalifxen  Kurtiirstcntum  Hessen  pib  es  derartii^•e 
Kassen  nicht,  während  in  dem  benachbarten  iierzogtum 
Nassau  aus  dem  sogenannten  Zentralwaisenfonds  die  Waisen- 
pflege  ganz  oder  unter  teilweiser  Heranziehung  der  verpflichteten 
Gemeinden  geübt  wurde;  auch  stand  dort  ein  Landarmenfonds 
zu  Zwecken  der  Beihülfe  an  überlastete  Gemeinden  und  zur 
Unterstützunjjr  m'eht  ortsbehöriger  Fremder  zwar  nicht  (^tfektiv, 
aber  in  (iestidt  eines  St;iatskredits  zur  Verfügung.  In  Anhalt 
übernahm  tlie  füi*ötliche  Knimiierkasse  da,  wo  der  Annen  zu 
viel  waren,  die  Versorgung  dieser  übrigen  Armen  —  bis  die 
von  den  Dörfern  aus  diesem  Grunde  an  sie  gewiesenen  Armen 
der  Kammerkasse  selbst  zu  viel  imd  die  Grundsätze,  nach 
denen  landesherrliche  Leistungen  ferner  erfolgen  sollten,  ge- 
nauer und  im  Sinne  rationeller  Armenpflege  präzisirt  wurden. 

f«  Die  Begelang  der  Armenfürsorge  für  rreinde  StaatsaageliSrige 
zwischen  den  einzelnen  deatsciieu  Staaten. 

§  42. 

Soviel  von  der  Armengesetzgebung  der  deutschen  Staaten 
in  Bezug  auf  ihre  Angehörigen.  Im  Anschluss  an  die  terri- 
toriale (temeinde-  und  ( J  rund  Verfassung  gewilhrleistetc  sie  im 
allgemeinen  dem  Staatsl)iirger  innerhalb  seines  eii;j:eren  Vater- 
landes ein  nn'hr  oder  minder  umfassendes  Recht  der  freien  Be- 
wegung zugleich  mit  der  Aussicht  auf  notdürftige  Versorgung 
im  Verarmungsfalle.  Als  Voraussetzung  flir  ihre  Anwendung 
wurde  aber  der  Besitz  der  inländischen  Staatsangehörigkt^it  aus- 
drücklich gefordert.  Trotz  Art.  XVIII  der  deutschen  Bundes- 
akte blieb  jeder  «'inzelnc  deutsche  Staat  dem  andern  gegenüber 
Ausland,  jeder  Angehörige  eines  anderen  als  des  Aufent- 
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haltBStaates  Ausländer.  In  Bezu^  auf  die  Mer  in  Frage 
stehenden  Verhältnisse  hiess  das  soviel  als  von  dem  Belieb«[i 
des  Aufenthaltestaatos  abhängig  sein,  eine  der  Willkiir  dee 
letzteren  entrttckte  Befugniss  zum  Kommen,  Gehen  und  Bleiben 
nicht  liositzen.  Oloiehwohl  vermochte  auch  der  Aufenthalts- 
stiiat  Ix'i  organischer  Roj^chmg  ih^r  Arnieutursorge  in  seinem 
ganzen  (icbiete  irf];«?nd  wclelier  Bestininiungen  über  die  Unter- 
stützung von  Aushindern  niciit  zu  entbehren;  es  nuisste  auch 
fUr  sie  im  Falle  der  Bedürftigkeit  vorlftuHg  gesorgt  werden; 
und  selbst  wenn  der  Aufenthaltestaat  von  seiner  Befugniss  der 
Ausweisung  fremder  Personen  alsbald  Gebrauch  machen  wollte, 
konnte  er  sich  einer  wenn  auch  nur  ganz  vorübergehenden 
Hulfeleistung  nicht  entziehen. 

Dio  wichti^-sten  Vorscln*iften .  welche  die  Staaten  aus 
diesem  (irunde  erlassen  liaben,  entiiielten  die  schon  wieder- 
holt erwähnten  Verordnungen  Uber  die  Behandlung  durch- 
reisender und  erkrankter  Personen,  und  über  die  Pflicht  der 
Gemeinden  zur  Krankenpflege  gegenüber  Dienstboten,  Gewerbe- 
gehttlfen  und  Arbeitern.  Mit  diesen  Vorschriften,  welche  durch- 
weg auf  die  Anordnung  einer  Torläufigen  Fürsorge  hinauslaufen, 
war  dem  oben  hervorgehobenen  dritten  Grundsatz  der  polizei- 
lichen Armenpflege  Rechnung  getragen,  dass  jeder  bedürftigen 
Person  ziiniichst  ohne  Rücksicht  auf  die  definitive  X'erpflicli- 
tung  von  der  Urtsobrigkeit  Hulte  zu  leisten  sei.  Darüber 
hinaus  musste  es  sich  weiter  darum  handeln,  wer  den  vor- 
läufigen Aufwand  zu  tragen  bezw.  zu  erstatten  verpflichtet 
sem  sollte  und  wohin  der  Bedürftige,  der  eine  Zugehörigkeit 
zu  irgend  einem  Orte  des  Aufenthaltsstaates  nicht  besass,  zu 
verbringen  war.  Der  erste  Punkt  ist  gegenüber  dem  zweiten 
von  verhilltnissmässig  untergeordneter  Bedeutung.  Die  Re^el 
war  In'er.  dass  in  derselben  Weise  wie  bei  den  des  Unter- 
stützungswohnsitztis  oder  der  Ib  iuiat  entbeiirenden  Personen 
die  Staatskasse,  der  Provinzial-  oder  ein  ähnlicher  Verband 
zur  Erstattung  verpflichtet  wurde.  Viel  wiciitiger  war  die 
Frage  des  Verbleibes  der  Ausländer,  welche  man  auszuweisen 
beabsichtigte.  Als  das  bequemste  und  daher  lange  Zeit  be- 
liebteste Mittel  galt  bekanntlich  in  lAndem  mit  besonders 
starker  Frequenz  ausländischer  Bettler  und  ähnlich  lästiger 
Personen  der  sogenannte  Schub,  d.  h.  (M*n  Zwangstransport 
der  Auszuweisenden  l»is  an  bezw.  über  die  Grenze  des  Nach- 
barstJiates,  welchem  dunn't  in  gleicher  \\'eise  die  weitere  Für- 
sorge freuiulnachbarlicii  überlassen  wurde;  er  mochte  seiner- 
seits vorübergehende  Hfüfe  leisten  und  demnächst  die  An- 
kOmmlinge  an  die  nächste  Landesgrenze  befördern. 

Dies  Mittel  gehOrt  in  dieselbe  Kat^rie  von  Massregeln 
wie  jene  älteren  Bettclverbote ,  d.  h.  es  wirkte  nur  negativ. 
Der  ausweisende  Staat  entledigte  sich  seiner  lästigen  Besucher, 
ohne  sich  zu  vergewissern,  dass  der  ohne  sein  Zuthun  zur 
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Aufnalime  genötigt»'  Staat  irgendwie  positive  Vorkehrungen 
für  die  vorliiutig»'  Unterbringung  der  Ankömmlinge  getroffen 
habe  oder  denselben  den  ferneren  Aufenthalt  gestatten  würde. 
Und  nicht  blos  schädigte  ein  solches  Verfahren  —  ganz  ab- 
gesehen von  der  grossen  Härte  gegen  die  davon  betroffenen 
Personen  —  den  aufnehmenden,  sondern  ebenso  den  aus- 
weisenden Staat,  weil  entweder  der  sofortige  Rüekschub  ver^ 
anlasst  und  jeder  fernere  Zwangstransnort  an  die  Grenze  ver- 
hindert oder  bei  guter  (Jelegfuhfit  Ketorsion  g<'übt  wurde. 
Die  n«*gative  Tendenz  dieses  einseitigen  Vorgehens  nuisste 
daher  eine  ähnliche  Wirkung  wie  die  einseitigen  Bettelverbote 
üben,  das  heisst:  einen  Kotstand  ganz  vorübergehend  und 
äusseriich  an  einer  Stelle  beseitigen,  um  ihn  an  einer  andern 
in  verstärktem  Masse  hervorzurufen.  Abgeholfen  konnte 
demselben  nur  durch  interterritoriale  Abmachungen  werden,  mit- 
tels welcher  zwischen  den  einzelnen  Staaten  feste  Grundsätze 
über  die  Voraussetzungen  und  das  Verfahren  bei  der  Aus- 
weisung vereinbart  wunlen.  In  tler  Thal  war  di»»s  wieder- 
holt geschehen  und  hierbei  als  völkerrechtlicher  Grundsatz 
anerlunnt  worden,  dass  keiner  der  verti*agenden  Staaten  dem 
andern  gegen  seinen  Willen  eine  von  ihm  ausgewiesene  Person 
zusenden  dCUrfe,  ausser  wenn  diese  dem  letzteren  als  angehörig 
zu  erachten  oder  in  einen  rttckwürts  liegenden  Staat  durch- 
7utrnns]iortiren  ist^-  Von  weitertnigender  Bedeutung  ver- 
mochten solche  Vereinbarungen  für  das  in  so  viele  einzelne, 
in  sich  abgeschlossene  Territorien  zersplitterte  Deutschland 
erst  zu  werden,  sobald  sie  zwischen  einer  erheblichen  Mehr- 
zahl von  Territorien  abgeschlossen  wurden.  Das  Vertragsver- 
hfiltniss  zwischen  dem  einen  und  dem  andern  schützte  nicht 
vor  Missständen,  welche  die  unzulässige  Abschie])ung  aus  den 
an  dem  Vertrage  unbeteiligten  Staaten  zur  Folge  haben  musste. 
Das  Bcdürfniss  einlieitlicher  Regelung  dieser  Materie  führte 
nun.  ohwolil  vcM'liältnissniilssig  spilt,  zu  zwei  Vereinbarungen 
zwischen  den  d<'utsehen  SUiaten,  welche  auf  der  einen  Seite 
die  Ausweisung  fremder  Personen,  auf  der  andern  die  Ftlr- 
sorge  für  erkrankte  fremde  Personen  betrafen.  Die  erste  der- 
selben —  die  sog.  Gothaer  Konvention')  —  datirt  vom 

1)  Vgl.  Uber  die  Gnindsitze  Mohl,  P.-W.  Bd.  8  S.  110.  (Jeher 

Vereinbamn^n  dieser  Art,  welche  vor  den  soeleicb  im  Text  zu  nennen- 
den allgemeinen  Konventionen  bestanden,  v^l.  v.  Könne,  Das  Staats- 
recht der  preoM.  Moiianliie.  4.  AofL,  Bd.  4  S.  12/?. 

*)  Der  penniie  Titel  ist:  Vertrnp  zwiRchcu  PreiiPsen  und  mehreren 
anderen  deutschen  Kegierungen  wegen  gegenseitiger  Verntlichtune  zur 
Uebemshme  von  Aiutaweisenden.  —  Die  Behltusprotokolle,  von  Gotha 
Vk  Juli  18.->1,  Eieenarl.  2:..  Juli  ISM  Eisenaoh  29.  Juli  18.W.  enthalten 
einige^  ergänzende  und  deklaratorische  Bestimmungen.  —  Das  gesammte 
Material  nebet  den  sof  Prpuaeen  bezüglichen  ministeriellen  AusfQbrunfi^sver- 
Ordnungen  ist  vollständig  abgedruckt  in  der  von  Kentner  und  H  errfurth 
bearbeiteten  Kortkampfschen  Ausgabe  derBeiehfgesetse  Bd.  17  S.  270  ff. 
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15.  Juli  1851  und  ist  iirsj)rUnp:liL'h  zwisc  hen  Prcusscn.  I^aiorn, 
Sachsen,  <  )l(l('ii])iirf;.  WaMcck,  Lippe  uinl  den  thüringischen 
Staaten  unter  Offenhaitung  des  Beitritts  tür  die  anderen  deut- 
schen Staaten  abgeschlossen  worden.  In  den  folgenden  Jahren 
traten  sfimmtUche  Staaten  des  yonnaligen  Deutschen  Bundes 
mit  Ausnahme  von  Oesterreich,  Holstein ,  Lauenbuig  und 
Liechtenstein  derselben  bei. 

Jede  der  kontrahirenden  Regierungen  verpflichtete  sich 

darin,  diejenigen  Individuen,  welelie  noch  fortdauernd  ihre  An- 
gehörigen sind,  sowie  ihre  vonnah'g'Mi  Angehörigen,  auch  wenn 
sie  die  Untertlianenseliatt  nach  d<'r  iidändischen  Gesetzge}»ung 
bereits  verloren  haben,  so  lange  als  sie  nicht  dem  anderen 
Staate  nach  dessen  eigener  Gesetzgebung  angehörig  geworden 
sind,  auf  Verlangen  des  anderen  Staates  wieder  zu  ttbernehmen. 

Ist  die  betreffende  Person  zu  keiner  Zeit  einem  der  kon- 
trahirenden Staaten  angehörig  gewesen,  so  sollen,  ähnlich  wie 
bei  der  Zuweisung  heimatloser  Personen,  gewisse  andere  That- 
Sachen  —  und  zwar  der  blitzte  naeli  vollendetem  21.  Lebensjahr 
innegehabte  fünfjährige  Aufenthalt,  VerehrUchung  in  Ver- 
bindung mit  mindestens  seehswöchentlichem  Wolmen,  end- 
lich Geburt  —  die  Rangordnung  der  iStiuiten  in  liezug  auf  die 
Verpachtung  zur  Uebemahme  oitscheiden.  FOr  äiefrauen 
und  Kinder  sollen  die  Verhttltnisse  des  Ehegatten  bezw.  der 
Eltern  massgebend  sein.  Trifft  auch  keiner  der  in  zweiter 
Linie  genannten  Umstände  zu.  so  muss  der  Staat,  in  welchem 
der  Heimatlose  sich  aufhält,  denselben  behalten. 

In  Bezug  auf  solche  Heimatlose  bemerkt  §  4  des  Schlossprotokolles 
vom  25.  Juli  1854;  „Es  wird  allseiti-j  anerkannt,  dass  Personen,  welche 
in  Geniiissheit  .  .  .  beibehalten  werden  müssen,  nicht  nur  nicht  aus- 
gewiesen, sondern  auch  nicht  durch  sonstiges  Verfahren  einem  an- 
deren Vereinsstaate  zugeschoben  werden  dürfen/  Für  das  ehe- 
dem ablich  gewesene  Verfahren  ist  es  ianaerhin  charakteristisch,  dass 
dieses  drei  Jahre  nach  der  Gothaer  Konvention  abgOFasste  Sehluss- 
Protokoll  eine  derartige,  lediglich  deklaratorische  Bemerkung  nicht 
Ittr  überflüssig  erachtet. 

Das  Schwergewicht  liegt  auf  der  in  §  8  getroflfenen  Ver- 
einbarung: „Ohne  Zustimmung  der  Behörde  des 
zur  Uebemahme  ver  ]j  t'l  i  e  Ii  te  t  e  n  Staates  darf  die- 
sem k  e  i  n  :\  u  s  d  it  ni  a  ii  d  e  r n  8  ta ;i  t c  z  u  g  e  w  i  e  s  e  u  e  s 
Individuum  zugeführt  werden,  es  sei  denn,  dass  a)  der 
RUckkehrende  sich  im  Besitze  eines  von  der  Behörde  seines 
Wohnortes  ausgestellten  Passes  (Wanderbuchs,  Passkarte), 
seit  dessen  Ablauf  noch  nicht  ein  Jahr  verstrichen  ist,  befindet, 
oder  lj)  dass  der  Ausgewiesene  einem  in  gerader  Richtung 
rüekwiirts  liegenden  dritten  Staate  zugehört,  welchem  er  nicht 
wohl  and<'rs  als  durcli  das  Gebiet  des  andern  kontrahirenden 
Staates  zugeführt  werden  kann. 
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Im  Falle  von  Meinungsverscluedenlieiten  zwischen  den  Be- 
hörden, deren  Schlichtung  auch  im  diplomatiBchen  Wege  er- 
folglos versucht  worden  ist,  soll  oiner  zu  den  kontrahirenden 
Staaten  i^eliörendfii  deutschen  lieu^icrun^  die  schiedsrichterliche 
Entscheidung  übertragen  Avcrdcn.  Bis  zur  Erledi^nnig  der 
Differenz  ist  das  Individuum  in  demjenigen  Staate,  in  welcliem 
es  sich  beim  Entotekeii  derselben  befanden  hat,  zu  behalten^). 
Die  Kosten  der  Answeisang  trägt  innerhalb  seines  Gebietes 
der  ausweisende  Staat. 

Die  zweite  der  hierher  gehörigen  Vereinbarungen  —  die 
sog.  Eis  en  ach  er  K  o  n  ven  t  i  o  n  2)  — ,  welche  vom  11.  Juli  1853 
datirt,  ist  ur.sprüngHcli  zwischen  den  Regierungen  der  nachmals 
zum  Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten  mit  Ausiiahn>e 
Ton  Hamburg  und  Lübeck,  ebenfalls  unter  Offenhaltung  des 
Beitritts  für  die  übrigen  deutschen  Staaten,  abgeschlossen 
worden.  Später  sind  diese  sttmmtlich  mit  Einschluss  Oester- 
reichs beigetreten.  Ihr  wesentlicher  Inhalt  ist,  dass  jede  der 
kontrahirenden  Regierungen  sich  zur  Kur  und  Verpflegung 
erkrankter  Personen  nach  denselben  Grundsätzen  wie  bei 
ihren  eigenen  Unterthanen  und  bis  zu  dem  Zeitpunkte  ver- 
pflichtet, wo  ihre  Rückkehr  in  den  zur  Ucbernalime  verpflich- 
teten Staat  ohne  Nachteil  ftlr  ihre  oder  Anderer  Gesundheit 
geschehen  kann.  "Ein  Ersats  der  hierbei  oder  durch  die  Be- 
erdigung erwachsenden  Kosten  soll  gegen  die  Staats-,  Gemeinde- 
oder andere  öffentliche  Kassen  nicht  beansprucht  werden  dürfen. 

Uel)er  die  Toiidenz  der  Konventionen,  soweit  sie  ihr 
eigener  Inhalt  nicht  ergiebt,  verhalten  sich  die  Schlussproto- 
kolle, insix'sondere  das  Eisenacher  vom  25.  Juli  18o4.  Dort 
wird  vor  allem  erklärt,  dabä  die  Versammlung  es  als  im  Zwecke 
des  Vertrages  liegend  erachte,  die  Zahl  der  Heimatlosen  soviel 
als  möglich  zu  yermindem,  insbesondere  aber  dem  Ueber- 
gange  von  Staatsangehörigen  in  den  Zustand  der  Heimatlosig- 
keit vorzubeugen.  „Sie  spricht  daher  den  Wunsch  aus,  dass 
in  denjenigen  kontrahirenden  Staaten ,  deren  innere  Gesetz- 
gebung kein  Hinderniss  entgegenstellt,  die  Erlaubniss  zur 
Auswanderung  in  einen  anderen  deutschen  Staat  nicht  eher 
erteilt  werde,  als  bis  die  Aufnahme  in  dem  letzteren  zugesichert 
worden  isf  Ebenso  soU  von  jeder  Regierung,  soweit  es  nicht 
bereite  geschehen,  Anordnung  getroffisn  werden,  damit  in  ihrem 


')  Der  übrige  Inhalt  der  Konvention  und  der  Schlussprotokolle  be- 
trifft einig(>8  kasuistische,  hier  nicht  intenasirende  Detail,  besoodeiB  in 
Bezug  auf  die  Zugehörigkeit  von  Ehefrauen  und  Kindeni  und  wegen  der 
Rangordnung  der  Uebemahme Verpflichtung  seitens  der  einzelnen  Staaten. 

*)  Der  g«n«tie  Titel  ist:  Uebereinkunfr  zwisdien  Prenssen  and 
mehreren  anderen  deutschen  Stimten  wegen  Veq)flegung  erkrankter  inid 
Beerdigung  verstorbener  Angehörigen  eines  anderen  kontrahirenden 
»taatet.  —  Abwedmckt  b  der  pvenas.  Oea-S.  1858  S.  877,  in  dem  bsir. 
Begiemogfbl.  1854  8. 120  o.  a. 
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Gebiete  keine  Verheiratung  eines  Angehörigen  eines  andern 
der  kontrahirenden  Staaten,  sei  es  mit  einer  InläTidf'rin  oder 
Ausländerin,  ohne  Konsens  der  Ileimatbehürde  desselben  ge- 
stattet werde.  Man  wollte  dadurch  einer  Gefahr  vorbeugen, 
welche  fUr  Staaten  mit  erheblichen  Ehebeschränkungen  daraus 
erwachsen  konnte^  dass  einer  ihrer  Angehörigen  in  einem  die 
Eheschliessung  erleichtemden  Staate  sich  verheiratete  und  im 
Falle  einer  etwaigen  Uebemahme  sammt  Frau  und  Kindern 
zurückübernommen  werden  musste,  während  ihm  in  der  Hei- 
mat die  Möglichkeit  eine  Familie  zu  gründen  gar  nicht  ge- 
währt worden  Aviir«^*). 

In  Bezug  auf  Angehörige  niclitdeutscher  Staaten  blieb  das 
Belieben  des  einseinen  Staates  insoweit  entscheidend,  als  er 
nicht  dnrch  Separatvertrag  mit  dem  ausländischen  Staate  ein 
bestimmtes  Verfahren  vereinbart  hatte.  Für  BedUrftigkeits- 
und  Krankheitsfälle  galt  in  der  Regel  die  gleiche  armenpolizei- 
liche Vorsclirift  wie  für  andere  staatsfremde  Personen,  d.  h. 
die  Verpflichtung  des  Aufenthaltsortes  zur  vorläufigen  Fürsorge, 
deren  Aufwand  der  zunächst  übergeordnete  proviuziale  Ver- 
band oder  der  Staat  selbst  zu  ersetzen  hatte. 

3.  Die  Gesetigebnng  seit  Gründung  des  Norddeatsclieii 

Bundes. 

a.   Vor  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs. 

§  43. 

Nicht  die  bunte  Mannigfaltigkeit  der  Territorialgesetz- 
gebungen, deren  Bild  im  vorigen  Abschnitte  zu  entrollen  ver- 
sucht wurde,  darf  an  und  für  sich  als  das  unerfreulichste 
Kennzeichen  der  Periode  vor  1867  gelten.  So  lange  eine  kraft- 
volle Bundesgewalt  fehlte,  so  lanjre  die  Quelle  gemeinsamen 
Rechts  verschlossen  war,  blieb  den  Staaten  keine  andere  Mög- 
lichkeit, als  in  ihrem  (tebiete  nach  eif^enem  Ermessen  Keclit 
und  Ordnung  zu  schaffen,  mit  den  anderen  »Stiuiten  im  Wege 
des  Paktirens  einzelne  Punkte  nach  gleichmässigen  Gruim- 
Sätzen  zu  regeln. 

Unerfreulicher  vielmehr  war  der  Geist,  welcher  die  Terri- 
torialgesetzgebungen und  jene  Vereinbarungen  beseelte;  im 
Sinne  sonderstaatliclier  Gesta!tun<r  gemeint  hatten  sie  nicht 
nur  nicht  das  Interesse  des  Ganzen  im  Auge,  sondern  zeigten 
sich  ängstlich  licmüht,  das  Recht  der  Sondergestaltung  unver- 
kürzt zu  bewahren.  So  zweckmässig,  ja  notwendig  die  Gothaer 


1)  Hierzu  ist  die  bemerkenswerte  ErklSmiig  Prenssens  in  §  13  des 
8chlus8protokolls  so  veiglelebeii,  dsas  eigentllehe  Timnkonsense  dort  sieht 
erteilt  würden. 
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und  Eisenac-lier  Konvention  ftlr  den  Verkehr  zwischen  den 
Nachbarl&ndem  erscheinen,  man  würde  ihren  Sinn  ver^ 
kennen,  wenn  man  ihnen  oino  ühnliclip  Tendenz  unterlegen 
wollte,  wie  sie  in  der  Wirtscliiitts-  und  Armengesetz^'^ebung 
der  einzeln«'n  deutsehen  Staaten  zum  Ausdruck  kam.  Diese 
Konventionen  zielten  in  der  Tliat  nicht  auf  Erleichterung  der 
freien  Bewegung,  um,  ähnlich  wie  die  territoriale  Gesetzgebung 
fter  ihre  Angehörigen,  nun  fUr  alle  Angehörigen  deutscher 
Territorien  behufs  Förderung  allgemeiner  deutsdier  Interessen 
freie  Bahn  zu  eröffnen.  Es  soll  umgekehrt  der  ungehinderte 
Zuzug  ersehwert,  der  verpflichtete  Staat  zur  rep^oren  Aufmerk- 
samkeit gegenüber  den  vagin  nden  Kiementen  an^^^  re^t,  im 
übri^ren  ein  Stiiat  gegen  den  andern  vor  ungebührlichem 
Zurtuss  geschlitzt  werden.  Wie  das  engherzige  Gemeinde- 
interesse mit  der  Staatsidee  im  Kampfe  sich  be&nd,  so  wider- 
strebte das  territoriale  Sonderinteresse  der  Verwirklichung  des 
deutsch-nationalen  Gedankens.  Nicht  krafit  eines  geheiligten, 
in  der  Gemeinsamkeit  der  Abstammung,  Sprache  und  der 
Sitte  tiefwurzelnden  Reebts  stand  es  dem  Deutschen  zu,  in 
deutscliem  Laiub^  sich  aufzul>alton  und  niederzulassen  ;  als  Fremd- 
ling wurde  er  nur  geduldet  und  konnte  vertrieben  werden,  sobald 
es  dem  Gewalthaber  belieben  mochte.  In  besserer  Form  Rechtens 
freilich  als  vordem,  wo  er  der  rttcksichtslosesten  Willkür  preisge- 
geben war;  aber  Willkür  war  und  blit  b  Erlaubniss  und  Ver^ 
sagung  der  freien  Bewegung  ausserhalb  des  Ueimatstaates 
darum  nicht  minder. 

Man  wird  sicii  diese  Thatsache  vergegenwärtigen  müssen, 
um  einen  Umschwung  zu  be^jreifen ,  der  sich  gleichzeitig  mit 
den  grossen  politischen  Uuigcstiiltungeu  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Amen-  und  Wirtschaftsgesetzgebuilg  Yollzog,  die  abge- 
sehen von  ihrem  rein  sachlichen  InhsJt  nunmehr  der  vor- 
nehmste  Ausdruck  der  deutschen  Einheit  zu  wei'den  bestimmt 
war.  Freilich  handelte  es  sich  hierbei  nicht  um  plötzlich  er- 
wachte Wünsche,  nicht  um  ein  neu  emj)fiindenes  Redürfniss.  Die 
FordtTun-.'^en ,  welclie  diese  Gesetzgebung  in  Rechtsansprüche 
umzuwandeln  sich  bemühte,  waren  älter  als  ein  Menschenalter. 
Die  Bundesregierung  brauchte  nur  dem  hingst  bekannten  und 
ersehnten  Inhalt  eine  den  neuen  Verhältnissen  ent^^) rechende 
Form  zu  finden,  nur  ein  in  der  Literatur  seit  dreisstg  Jahren 
aufgehäufites  Material  znrechtaul^gen ,  um  mit  ausreichenden 
Entwürfen  und  i\lotiven  an  die  ge8etzj?'^V)enden  P^'aktoren  heran- 
treten zu  kiumen.  Gf%'onüber  den  weiter  unten  im  einzelnen 
zu  verlol^'enden  Vorwürfen,  die  mit  Bezug  auf  diese  (tesetz- 
gebung  erhoben  worden  sind,  und  deren  schärfster  auf  Will- 
kttrlichkeit  und  Vergewaltigung  der  einzelstaatlichen  Gesetz- 
gebung lautet,  ist  lueranf  nadodrttcklich  hinzuweisen.  Ein 
Blick  in  die  Arbeiten  der  gesetzgebenden  Faktoren  be- 
lehrt darüber,  dass  man  weit  davon  entfernt  war,  mit  Uttlfe 
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einer  theoretiachen  Formel  sich  Uber  das  Bestehende  einfach 
Innwegzusetzen,  mit  einigen  Sclilagworten  von  wirtsoliaftlicher 
Kreilieit  ein  ilusscrst  mühseliges  Detail  zu  erlodigen.  Der  Zu- 
stand, in  welchem  die  von  der  Rundesregieruni;  vorgelegten 
Gesetzentwürfe  aus  den  Kommissionen  der  Abgeonlneten  an 
den  Reichstag  zurückgehiiigttm,  die  Aufnahme ^  welche  sie  in 
diesem  Zustand  sowohl  bei  der  Bundesregierung^  wie  bei  den 
Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Versamnilung  fanden,  beweist 
zur  Genüge,  wie  langsam  und  Schritt  für  Schritt  man  vorzu- 
gehen gewillt,  ja  geradezu  genötigt  war.  Wenn  im  Nach- 
stehenden auf  die  Entstehungsgeschichte  der  deutsehen  Armen- 
und  Wirtscliaftsgcsetzgebung  an  wichtigen  Stellen  etwas  näher 
eingegangen  wird,  so  gesehir^ht  dies  namentlich,  um  ihren  ge- 
sciiichtlichen  und  natürlichen  Zusammenhang  mit  den  damals 
vorhandenen  Bildungen  zurllckzurufeni  welcher  dem  Gedächt- 
niss  der  Mitlebenden  mehr  und  mehr  zu  entschwinden  scheint 
Denn  nur  gelöst  aus  diesem  Zusammenhange  mag  sie  als  ein 
Willkürakt  erscheinen,  der  statt  von  der  einzelnen  Staatsge- 
walt von  der  Bundesgewalt  geübt  w^orden ;  aber  eingefügt  in 
den  Rahmen  grosser  weltgeschichtlicher  Ereignisse  stellt  sie 
sich  dar  als  die  notwendigste  Folge  unwiderstehlicher  Ursachen; 
gleichwie  von  selbst  schliesst  in  der  Kette  dieser  Gesetzgebungs- 
akte sich  Glied  an  Glied ,  bis  das  Gefüge  vollendet  und  der 
Gedanke  deutscher  Einheit  auch  in  wirtschaftspolitischer  Be- 
ziehung allseitig  verwirklicht  ist 

§44. 

Der  dringendsten  Forderung,  deren  Existenz  bereits  der  ver- 
klausulirte  Art  XVIII  der  deutschen  Bundesakte  von  1815 
dargethan  und  welche  die  Nationalversammlung  von  1846  in 
den  Grundrechten  aufs  nachdrücklichste  wiederholt  hatte^ 
wurde  zuerst  Genüge  geleistet:  die  Verfassung  des  Kord- 
deutschen  Bundes  gewährleistete  gemeinsames  Indi- 
genat  für  alle  Angehörigen  der  einzdnen  Bundesstaaten  mit 
der  Wirkung: 

„Dass  der  Angehörige  (Unterthan,   Staatsbürger)  eines 

i'eden  BundessUiats  in  jedem  andern  Bundesstaate  als 
!nlftnder  zu  bebandeuiy  und demgemlss  zum  festen  Wohnsite, 
zum  Gewerbebetriebe,  zu  OiFenilichen  Aemtem,  zur  Erwerbung 
von  Grundstücken,  zur  Erlangung  des  StaatsbUrgerrechts  und 
zum  Genüsse  aller  sonstigen  bürgerlichen  Rechte  unter  den- 
selben Voraussetzungen  wie  der  Einhoimisehf^  zuzulassen, 
auch  in  Hetretf  der  Kechtsverfolgung  und  des  Rechtsschutzes 
demselben  gleich  zu  Ix^liandeln  ist.  In  der  Ausübung  dieser  Be- 
fugniss  darf  der  Bundesaugchörige  weder  durch  die  Obrigkeit 
a^er  Heimat,  noch  durch  die  Obrigkeit  eines  andern  Bundes- 
staates beschränkt  werden.*    (Art  3.) 
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Gleichzeitig  unterwarf  Art.  4  in  Loii  anderen  Angelegen- 
heiten ^dic  Bestimmangen  Uber  Frei sttgigkeit,  Heimata- 

und  NiedrrlassungsvorliftItniBse,  Staa  tsbtl  r ger- 
recht, Pas  s  WC. seil  und  F  r  e  ni  d  en  p  o  1  i  z  e  i  u  n  <1  über 
den  Gewerliclx  tri  eb"  der  BeaufoiclitiguDg  und  Ge^ietz- 

gebung  des  J^undos, 

Das  war  t'n  ilich  zunJlehst  nur  eine  Grundinge,  in  An- 
sehung des  Willens  und  der  Macht  der  neuen  Hundesgewalt 
zwar  eine  völlig  gesicherte,  aber  der  organischen  Ausbildung 
im  Einzelnen  dodh  dringend  bedürftige  Grundlage.  Die  Be- 
fugniss  des  Bundesangehörigen^  an  Jedem  Orte  innerhalb  des 
Bundesgebiets  die  vorbezeichneten  Kechtc  dem  Einheiniischen 
gleich  zu  ttben,  konnte  wesentlichen  und  wichtigen  Inhalt  erat 
gewinnen,  wenn  in  den  Recliten  selbst  zwischen  den  ver- 
schiedenen Hnndesstaaten  ein  Uiiterseliied  niclit  mehr  Ije.stand. 
wenn  die  Reichsgewalt  die  territoriah'n  Hildungen  in  ähnlicher 
"Weise  beseitigte,  wie  es  den  lokalen  Gewohnheiten  und  Hechten 
gegenüber  seitens  der  Territorien  geschehen  war.  Nicht  allein, 
dasa  der  Preusse  in  Sachsen  dem  Sachsen  ebenbürtig  Heimat- 
rechte erv^'erben  durfte,  war  ein  erstrebenswertes  Ziel,  sondern 
mehr  noch,  dass  der  Preusse  dort  und  der  Sachse  in  Preussen 
gleichartigen  Rechtsgestaltungcu  begegnen,  einen  Unterschied 
zwischen  tVenidem  und  einheimischem  Recht  nicht  mehr  vor- 
finden konnte. 

Im  einzelnen  verhielt  es  sich  nun  mit  den  Befugnissen, 
welche  in  dein  liundesindigenat  inbegriffen  waren,  ganz  ilhnlich 
\y'\o  mit  den  stjuitsbürg<*rlichen  Rechten,  als  sie  den  genieinde- 
biirgerlichen  Rechten  übergeordnet  werden,  dieselben  1)e- 
^hränken  oder  gänzlich  aufheben  sollten.  Alle  jene  Beiu^- 
nisse  —  Aufenthalt,  Niederlassung,  Verehelichung,  Gewerbe- 
betrieb —  mochten  zugestanden  werden,  wenn  und  inso- 
fern auf  das  wesentlicliste  Korrelat  derselben,  auf  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenlast  die  gebührende  Rücksicht  ge- 
nomnien,  wenn  nur  um  ebensoviel  als  jene  l^efiignis.se  an 
Boden  gewinnen  sollten,  die  Arnienlast  eingeschriiiikt  oder 
aufgehoben  wurde.  So  niusste  die  natürliche  Beziehung,  wel- 
che Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  zur  Anuenversorgung 
haben,  die  Beziehung,  welche  schon  in  der  preusstschen,  säch- 
sischen und  badischen  Gesetzgebung  völlig,  in  der  bairischen 
beinahe  unverhüllt  zum  Ausdruck  gekommen  war,  auch  flür 
die  Bunde8gesetzgel)ung  das  retardirendo  Moment  ihrer  auf 
vollsUlndige  individuelle  Freiheit  gerichteten  Bewegung  werden. 
Aber  sie  wurde  auch  gleichzeitig  «ler  Anlas.s,  ganz  ebenso  wie 
sie  es  tVir  jene  Gesetzgebungen  gewesen  war,  die  Verpflichtung 
zur  Armenlast  im  Auschluss  an  die  \\'irtschaftsgeäetzgebung 
ausdrücklich  von  Bnndeswegen  zu  regeln  und  der  Willkür 
4er  Einzelstaaten,  soweit  angänglich,  zu  entziehen. 
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§  45. 

Der  Gesetze,  welche  suBammen  den  ersten  und  wichtigsten 
Teil  der   deutschen   Aimen-  und  WirtschaftsgesetssgebuDg' 

bildeten,  waren  acht: 

1)  Gesetz  Uber  da«  Passwesen  vom  12.  Oktober  1867. 

2)  (feaetz  über  die  Freizüp^^keit  vom  1.  November  1867. 

3)  Gesetz  über  die  Auflielning  der  })olizeilichen  Be- 
schränkungen zur  Eheschliessung  vom  4.  Mai  1868. 

4)  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869. 

5)  Gesetz  betr.  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  in 
bürgerlicher  und  staatsbürgerlicher  Beziehung  von» 
3.  Juli  1869. 

6)  Gesetz  wegen  Beseitig^ung  der  Doppelbesteuerung  vom 

13.  Uiü  1870. 

7)  Gest'tz  iihor  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangrluirigkeit  vom  1.  Juni  1870. 

8)  Gesetz  Uber  den  Uuterstützuugswohnsitz  vom  6.  Juni 
1870. 

Keines  derselben  stand  ausser  Zusammenhang  mit  den 
Fragen  der  Armengesetzgebung;  aber  grundlegend  regelten 
dieselben  nur  die  zu  2  und  8  genannten,  die  Qesetze  tiber  F  rei  - 
zttgigkeit  und  Untersttttzungswohnsitz. 

Art  8  der  BundesTer&ssung  hatte  ausdrücklich  nach 

Statuirung  jener  Grundrechte  in  al.  1  und  2  in  einem  al.  3 
hervorgehoben  j  dass  diejenigen  Bestimmungen ,  welche  die 
Annen  Versorgung  und  die  Aufnahme  in  den  lokalen  Gemeinde- 
verband betreffen,  unlx'iiihrt  Ideiben  sollten.  Nun  legten  die 
Motive,  welche  den  Entwurf  der  PVcizügigkeits-Gesetzes  be- 
gleiteten, die  Uebelstände  dar,  welche  mit  dem  Bestehen  bleiben 
jener  Bestimmungen  verbunden  waren,  und  forderten,  „damit 
eine  feste  und  gesicherte  Grundlage  für  die  fortschreitende 
Pflege  der  wirtschafüichen  Interessen  der  Nation  nach  allen 
Richtungen  hin  gewonnen  werde",  die  gesetzliche  Regelung 
der  wichtigsten  Befugnisse,  insbesondere  des  freien  Aufenthalts 
und  der  Niederlassung.  Der  Entwurf  fand  im  allgemeinen 
die  Billigung  des  Reichstages  und  ist  bis  auf  sachlich  nicht 
erhebliche  redaktionelle  Aenderungen  Gesetz  geworden. 

In  i;  1  wurde  im  wesentlichen  unter  Wiederholung  des 
Art.  3  der  Verfassung  das  Recht  des  Bundesangehörigen  fest- 
gestellt, innerhalb  des  Bundesgebiets  „an  jedem  Orte  sich  auf- 
zuhalten oder  niederzulassen,  wo  er  eine  eigene  Wohnung 
oder  ein  Unterkommen  sich  zu  verschaffen  im  Stande  ist''. 
^  3  beliess  es  bei  den  landesgesetzlichen  Aufenthaltsbeschrän« 
kungen  in  Bezug  auf  bestrafte  Personen  und  gestattete  für 
diesen  Fall ,  sowie  im  Falle  wiederholter  Bestrafung  wegen 
Landstreichens  und  Betteins  innerhalb  der  letzten  zwöli  Mo- 
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nate  die  Versagung  des  Aufenthalts  m  jedem  andern  als  dem 

heimatlichen  Bundesstaat 
Die  §§  4  und  5  lauten: 

§  4  Die  Gemeinde  ist  zur  Alnvoisuiif^  eines  neu  An- 
ziehenden nur  d.'inn  befugt,  wenn  sie  nachweisen  kann,  dass 
dersolVjo  nicht  hinreichende  Krättv  ])esit7.t,  um  sich  und  seinen 
nicht  arbeitsfähigen  Angeliörigen  den  notdilrl'tigen  Lebensunter- 
halt ZU  verschaffen,  und  wenn  er  solchen  wäer  aus  eigenem 
Vermögen  bestreiten  kann,  noch  von  einem  dazu  verpflichteten 
Verwandten  erhftit 

Den  Landesgesetzen  bleibt  vorbehalten,  diese  Befugniss 
der  Gemeinden  zu  bcscliriinken. 

Die  Besorgniss  vor  künftiger  \'^cramiuag  berechtigt  den 
Gemeindovorstand  nicht  zur  Zurückweisung. 

§  5.  OÖ'enbart  sicli  nach  dem  Anzüge  die  Notwendigkeit 
einer  öffentlichen  Unterstützung,  bevor  der  neu  Anziehende 
an  dem  Aufenthaltsorte  einen  UnterstUtzungswohnsitz  (Heimats- 
recht) erworben  hat,  und  weist  die  G^eindenach,  dass  die 
Unterstützung  aus  anderen  GrUnden,  als  w^n  einer  nur 
vortlbcrgehenden  Arbeitsunfähigkeit  notwendig  geworden  ist| 
so  kann  die  Fortsetzung  des  Aufenthaltes  versagt  werden. 

In  ihnen  ist  die  mehr&ch  hervorgehobene  Beziehung  der 
Aufenthaltsfreiheit  zur  Armenpflege  aufs  deutlichste  zum  Aus- 
dnick  gelangt  und  in  diesem  Sinne  die  Befugniss  zur  Ver- 
sagung des  Aufenthalts  —  mit  Ausnahme  der  sicherlieitspdli- 
zeilichen  X'erschrift  in  §  3,  dfren  Handhabung  al)er  nicht 
Gemeiudejingelegeniieit  ist  —  auf  den  einen  Grund,  den  er- 
kennbaren Zustand  dauernder  Httlfsbedttrftigkeit  be- 
schränkt Wie  sehr  man  sich  bewusst  war,  dass  kein  anderes 
Moment  auf  dic^e  Verhiiltnisse  von  ähnlichem  Einfluss  sei,  nur 
diese  Besorgniss  der  künftigen  Verarmung  erfahrungsmüssig 
die  wahre  Ursache  aller  Belilstigunjren  neu  anziehen(h'r  Per- 
sonen von  Seiten  des  Aufenthaltsortes  sei,  zeigte  i;  9  des 
Gesetzes,  welcher  den  in  ij  4  genannten  (ienieinden  „an  den- 
jenigen Orten,  wo  die  Last  der  öffentlichen  Armenpflege  ver- 
lassungsmässig  nicht  der  örtlichen  Gemeinde  obliegt,  die  ander- 
weiten Träger  der  Armenhist,  Armenkommunen  und  Qutsbosirke" 
gleichstellte.  Gleichseitig  wurde  in  §  8  die  Befugniss,  von 
den  Anziehenden  wegen  des  Anzugs  eine  Abgabe  zu  erheben, 
in  Fortfall  erklilrt,  dafür  aber  den  Gemeinden  das  Recht  au- 
gestanden, den  Anzttgling  zu  den  Gemeindeabgaben  heran- 


Der  Wortlaut  ist  im  wesentlichen  dem  preuss.  Gesetze  von  IHtf 
entnommen;  nnr  ist  letzteres  insofern  weitercehend,  als  es  die  Abweisnnp; 
nur  zul&aet,  wenn  nacheewiesen  werden  konnte,  daea  die  Verannung 
vor  den  Amsoge  Torhsmun  gevreaea  uL  ~~  Vgl  das  sebr  ansflilirUfifae 
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suziehcn,  sofern  die  Daner  det  Aufenthalte  dm  Monate 

übersteigt. 

Im  übrij^oii  änderte  da«  Gesotz  an  der  materiellen  Orund- 
la/^e  der  öffentlichen  ArmenpHe>2;e  sr)  f^ut  wie  nichts;  es  wieder- 
liolte  den  in  der  (lothaer  Konvention  aufgestellten  (irundsatz, 
dass  der  Anfenthaltsstaut  nach  Massgabc  der  in  seinem  Ge- 
biete geltenden  Normen  die  Verpflichtung  zur  vorläufigen  Für- 
sorge habe,  nnd  fügte  hinzu^  dass  ein  Ersatsansprueh  insoweit 
be^ilndet  sein  solle,  als  die  Fürsorge  fUr  eine  auszuweisende 
Person  länger  als  drei  Monate  gedauert  habe.  Das  bunte 
Allerlei  der  Heimat-  und  UnterstUtzungswohnsitaigesetae  Hess 
es  unberührt 

§  46. 

Dass  mit  diesem  Gesetze  gowissennasson  nur  ]ial1)e  Ar))eit 
getlian  war.  verhehlte  man  sich  nicht.  Die  (ienunnden  uii<l 
(Mit>bezirkc  zwang  man  zur  Duldung  des  Aufenthalts  in  jedem 
anderen  Falle  als  dem  dauernder  liülfsbedürftigkeit  des  Au- 
ziehenden  —  aber  man  gab  keine  Bestimmung,  wem  die 
Folgen  dieses  Zwanges  im  Falle  der  Verarmung  zur  Last 
fidlen  sollten.  Die  Ausweisung  wegen  dauernder  Bedürftigkeit 
liess  man  zu  —  alx'r  man  gewährte  verschiedenes  Recht,  in- 
dem man  die  hierftir  offenstehende  Frist  von  der  landes- 
gesetzUeh  geltenden  Ileimatgesetzgebung  abhängig  machte 
und  die  in  jener  vorluunlene  Ungleichheit  ])estehen  liess. 
Der  Fortschritt  zu  einem  bisher  nur  in  Preussen  gekannten 
Mass  von  freier  Selbstbestimmung  wurde  vollzogen  —  das 
Korrelat  dieses  Fortschrittes,  die  gerechte  Verteilung  der  Ar- 
menlast, blieb  zunächst  unger^elt 

An  dieser  Halbheit  trugen  die  gesetzgebenden  Faktoren 
keine  Schuld.  Als  die  Abgeordneten  v.  Bockum-Dolffs  und 
V.  Luek  Amendements  stellten,  statt  jener  Vielheit  der  Fristen*) 
eine  einzige  festzustellen  und  die  Berechtigung  zur  Auswei- 
sung aus  §  5  auf  die  Frist  eines  Jahres  zu  beschriinken, 
durfte  ihnen  erwidert  werden,  dass  dieser  Eingriff  in  die  Hei- 
ma(gesetzgebung  der  ^nzelnen  Staaten  vorläufig  unthunlich 
sei;  noch  habe  dieses  Chaos  von  Rechtszuständen,  Gewohn- 
heiten, Privilegien  nicht  entwirrt  werden  können;  doch  sei 
die  Entwirrung  in  Vorbereitung,  ihr  endgültiger  Abschluss  nur 
eine  Frage  der  Zeit. 

So  begnügte  sich  der  Reichstag  mit  dum  zunächst  £r- 

lehrend  die  Antragsteller  zunächst  in  der  Kommiseion,  dem- 
nächst im  Reichstage  ihre  Anträge  damit  begründeten,  dass  ohne  diese 
Frist  violfachc  Verwirrung  (BocKum)  und  eine  schwere  Benachteiligung 
Preusisens  zu  fürchten  sei  (l^ucki  erklärte  der  Präsident  des  Bundes- 
kanzleramti^,  Delbrttckf  dass  die  Hmxufügnng  einer  derartigen  Bestiinmung 
die  Annahme  des  ganzen  (lo«ntzcs  seitens  der  verbündeten  ftjgigpmg^n 
in  Frage  stellen  würde.   Vgl.  bten.  lier.  ßd.  1  S.  059  ff. 
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reichbaren  und  bescliloss  neben  dem  angcj^clx  ncn  Inhalt  dca 
Freizügigkeitsgesetzes  noch  eine  Resohition,  durch  welclie  d^r 
BundeBkauzler  aufgefonlert  wurde,  dem  Reichstage  in  bcincr 
nächsten  SeBsion  em  Gesets  Ober  das  Heimatrc«ht  und  die 
Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Unterstützung  bezw.  Ver- 
pflegung Nichteinheimi.scher  vorzulegen.  Und  noch  einmal 
niusste  er  diese  Aufforderung  im  folgenden  Jahre  bei  Gelegen- 
iieit  der  Diskussion  über  die  Beschränkungen  der  EheschTies- 
sung  wiederholen,  bis  endlich  mittels  Schrcib^-ns  des  Bundes- 
kanzlers vom  14.  Februar  1870  ein  Entwurt"  des  Bundesrates 
iin  ihn  gelangte,  welcher  den  Titel  „Gesetz  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz" führte  und  das  swei  Jahre  voilier  gegebene 
Versprechen  einzulösen  bestimmt  war*). 

Zur  äusseren  Geschichte  dieses  Entwurfes  sei  erwähnt, 
dass  ihm  ein  anderer  von  der  preussiachen  Regierung  aus- 
gearbeiteter und  den  Bundesr(^frierungen  unterbreiteter  Entwurf 
vom  10.  Febr.  1869  vorausgegangen  war,  welcher  die  Zustim- 
mung der  übrigen  Bundesstiaten  nicht  gefunden  hatte  und  viel- 
seitigen \N  ünschen  entspnichend  umgearbeitet  war.  iui  Reichs- 
tage beschränkten  sich  die  Verhandlungen  bei  der  ersten 
IiMung  auf  die  prinzipiellen  B^a^en  und  auf  die  Verweisung 
des  Entwurfs  an  eine  Kommission  von  21  Mitgliedern,  aus 
deren  Schoss  ein  vollstiindig  neuer  Entwurf  hervorging,  wel- 
cher nach  ausführlicher  Debatte  in  zweiter  Lesung,  unter  Be- 
rücksichtigung einer  Reilie  von  Abiinderungsanträgen  in  dritter 
Lesung  angenonnnen  und  nach  Annahme  durch  ih  n  Bundesrat 
als  Gesetz  über  den  U  n  t  <;  r  s  t  ü  t  z  u  n  g  s  w  o  h  n  s  i  t  z  v  o  m 
6.  Juni  1870  publizirt  wurde.  Die  einheitliche  Regelung 
des  Rechtsznstanaes  in  Bezug  auf  Freizügigkeit  und  Öffent- 
liche Armenpflege  war  somit  rar  das  Gebiet  des  Norddeutschen 
Bundes  zur  Thatsache  geworden. 

Das  Gesetz  ist  publizirt  im  Buidesgesetz-Blatt  von  1870 
S.  860  ff.  —  Die  erste  Beratong  und  die  Kommissionswshl  fand  statt 

in  der  SitziniL;  vom  25.  Februar  1870.  Stenographische  Bericbte 
S.  85  flf.  —  In  die  Kommission  wurden  gewählt:  v.  Henni^  (Vor- 
sitzender), Friedenthal,  Weisel,  Cornely .  Wiggers,  Fries,  Stc- 
phany,  v.  Jagow,  vSanger,  Prinz  Handjcry,  Grumbrecht,  v.  Ilüllesseni, 
V.  Seydewitz,  Richter,  v.  Ilagemeister,  Oehmichen,  Hinrichsen, 
r.  Zebmen,  v.  Kardoiff,  v.  Bockum  Dolffs,  Graf  v.  Arnim.  —  Die- 
selbe beriet  in  15  Sitzungen;  an  den  Verhandlangen  nahmen  zwei 
preossiscbe,  sowie  ein  sächsischer  and  ein  hessischer  Bevollmächtigter 
-  Wohlers,  v.  INittkamer,  Sclunal/,  Ilofmann  —  als  Vertreter  des 
Bundesrates  Teil.  —  Der  Bericht  datirt  vom  2.  Mai  187U: 
Stenographische  Berichte  Bd.  4  S.  ridM  ff.;  der  demselben  bei- 
gefügte neue  Entwurf  ist  unter  Nr.  121  der  Drucksachen  abgedruckt. 
Die  zweite  Lesung  fand  iii  den  äitzungeu  vom  14.,  16.,  17.  Mai 

<)  Stenogr.  Berichte  Bd.  1  S.  6,  Bd.  3  S.  160. 
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1870  statt  —  Stenogr.  Berichte  Bd.  2  S.  899  ff.  — ,  die  dritte 
in  den  Sitzungen  vom  21.  und  23.  Mai  1870  —  Stenographische 
Berichte  Bd.  2  S.  1096  ff.  u.  1119—.  Das  Material  ist  abgesehen 
von  der  Publikation  uuter  den  DnicksacUeu  des  Keichstages  in  der 
Legislaturperiode  Yon  1870  voUstftndig  vom  Begieranganft  Friedrich 
(Dresden,  C.  C.  Meinhold  A  S6bne)  zusammengestellt;  die  Zo- 
sammeostellong  ersetzt,  da  sie  den  Wortlaut  getren  nach  den  Steno- 
graphischen Berichten  r^roduzirt,  vollkommen  die  etwas  mfihsame 
Aufsuchung  und  Lektüre  des  in  den  Drucksachen  verstreuten 
Materials.  —  Auszugsweise,  aber  unter  Hinzuftigung  anderweiten 
amtlichen  Materials,  namentlich  von  Ausfülirungsgesetzen ,  Verord- 
nungen u.  s.  w,,  ist  das  Material  enthalten  in  der  Bearbeitung 
von  Beutner  und  Herrfurth.  —  Noch  weiter  geht  die  als  Quellen- 
werk unentbehrliche  und  äusserst  sorgfältige  Ausgabe  von  Arnold, 
welche  gleichzeitig  das  gesammte  Material  bezOglieh  des  Frei- 
zUgigkeitsgeset2es,  sowie  des  AusfQbrungsgesetzes  fiir  Preussen  ent- 
hiUt.  Namentlich  ist  auf  die  sehr  lehrreiche  synoptische  Za- 
sammenstellung  dos  Gesetzes  I)  nach  dem  Entwurf  II)  nach  den  Be- 
schlübsen  der  Kommission  III)  nacli  denen  des  Reichstages  in  zweiter 
Bcratunir  IV)  nach  dem  im  Heichsgesetzblatt  publizirten  Wortlaut 
aufmerksam  zu  macheu.  —  Ausserdem  findet  man  den  Wortlaut  des 
Gesetzes  in  den  versehiedeaen  an  anderer  St^e  bezeichneten  Kom- 
mentaren ond  Einzelaoagabent  woselbst  anch  das  Material  mehr  oder 
minder  ansflUirlich  angezogen  ist;  am  ansflAhrlicfasten  bd  Eger. 

§47. 

Dieser  EHolg  war  kein  leichter  «rowoscn.  So  einig  man 
über  die  UnvoUstiindi^^keit  der  mit  dum  Freiztigigkeitsgesetze 
inaugurirten  Gesetzgebung  war,  so  wenig  einig  war  man  tiber 
die  Mittel  zur  Herstellung  der  Vollständigkeit  Was  vom 
Standpunkte  der  Theorie,  vom  Standpunkte  der  Praxis,  was 
AUS  dem  Gesichtspunkte  des  allgemeinen  und  dem  des  parti- 
kulären Interesses  gesagt  und  vorgeschlagen  werden  konnte, 
ist  in  den  Entwürfen  und  den  Vorhandlungen  gesagt  und  vor- 
geschlagon  wordon.  Zwischen  radikab'r  Beseitigung  allen 
&emeind<'))iirg<'rrec'lits  und  seiner  Ersetzung  durch  das  Aut'ent- 
haltsrecht  auf  der  einen  und  der  Beibehaltung  der  territorialen 
Heimatgesetze  und  Regelung  der  Angelegenhdt  im  fnterterri* 
torialen  Wege  der  Vereinbarung  auf  der  andern  Seite  beweg- 
ten sich  Wünsche  und  Meinungen. 

Der  am  wenigsten  radikal  gemeinte,  mit  behutsamer  Scho- 
nung des  Be8tehend«'n  zur  Diskussion  gestellte  Vorschlag  war 
auch  zugleich  derjenige,  von  welchem  die  Diskussion  ohnedies 
iiiren  Ausgang  nehmen  musste:  der  Entwurf  des  Hundes- 
rates. Der  Präsident  des  Bundeskanzleramtes  Delbrück,  wel- 
cher seine  Beratung  einleitete,  schickte  erläuternde  Bemerkun- 
gen Uber  die  Stellung  der  verbtlndeten  Regierungen  zu  der  Ma- 
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torit',  über  da«  V<M-hiiltiiis8  der  Territorial^?e.sctzjj;ebungen  zu  ein- 
ander voraus.  Kr  charakterisirte  da«  so«;,  preus.sische  und  bai- 
riachelSyütem  und  teilte  mit  daää  jener  erste  von  der  preussiöchen 
Rogierniig  ausgegangene  Entwurf  im  Sinne  des  enteren  Systems 
den  Bund  als  einheitliches  Staatsgebiet  aufgefasst  und  unter 
Beseitigung  aller  bestehenden  Heimatrechte  voi^eschlagen  habe, 
Aufenthaltsreclit  und  Armenversorgung  an  einen  binnen  be- 
stimmter Frist  zu  erwerbenden  und  wieder  zu  verlierenden 
Unterstützung.swohnsitz  anzuknü})t'<Mi .  und  das  Zwischenglied 
der  Landarmen  verbünde,  ebenso  wie  in  dem  j)reus8i8clien  Ge- 
setze, einzuschieben.  Hiergegen  habe  sich  aber  bei  der  Mehr- 
zahl der  Bundesregierungen  starke  Abneigung  gezeigt,  welche 
yomehmlich  durch  die  Beftlrchtung  begründet  worden  sei,  man 
würde  durch  Nachahmung  des  Institutes  der  Landarmcnverbttnde 
eine  gross«  Zahl  heimatloser  Personen  schaffen.  Ausserdem 
sei  betont  woi*dcn,  dass  die  Regelung  der  Angeh'genheit  im 
innigsten  Zusammenhange  mit  der  Gemeindegesetzgebun;:  steh(^ 
und  zufriedenstellend  nur  im  Ansclduss  an  diese  geordnet 
werden  könne.  So  sei  man  denn  dahin  gelan^^'t  jenen  Ent- 
wurl"  fallen  zu  lassen,  und  „die  Lösung  der  Frage  auf  einem 
anderen  Wege  zu  versuchen**. 

Der  Weg,  den  man  eingeschlagen  hatte,  warder  folgende: 
Man  untersc-hied  grundsätzlich  1)  Nonldeutsche,  welche  sich 
in  ihrem  Ueimatstaate  aufhalten  und  dort  untersttttzungs- 
bedürftijr  werden,  2)  Norddeutsche,  welche  sich  in  einem  an- 
deren Humlesstaate  aufhalten  und  in  diesem  unterstiitzunpi's- 
bedürftig  werden.  Die  ersteren  liess  der  Entwurf  ganz  ausser 
Betracht  —  bezüglich    ihrer  sollte   die  territoriale  Ileimat- 

Sesetzgebung  in  Kraft  bleiben.  Diigegen  sollte  hinsichtlich 
er  zweiten  Kategorie  in  Zukunft  die  bundesgesetzliche  Rege- 
lung allein  entscheidend  sein;  für  sie  stellte  der  Entwurf  ein 
durchgebildetes  System  auf,  das  dem  künftigen  Rechtsver^ 
hflltnisse  zu  Grunde  gelegt  wurde. 

Nachdem  die  1 — 5  des  nftheren  angeordnet  hatten,  dass 
in  jedem  »Stiiate  ein  zur  öffentlichen  Unterstützung  verpflich- 
teter örtliclier  Verl)and  eingericlitet  werden  müsse,  in  welclieni 
ein  Norddeutscher  den  Unterstützungswohnaitz  erwerben  könne, 
MTurde  in  §  7  festgesetzt,  dass  letzterer  durch  freiwilligen  un- 
unterbrochenen fUnQährigen  Aufenthalt  nach  vollendetem 
24.  Lebensjahre  erworben  und  durch  ebensolange  Abwesen- 
heit wieder  verloren  werde  (§  19).  Dem  Erwerb  wurde  so- 
dann die  Wirkung  i)eigelegt,  dass  <ler  örtliche  Anuenverband 
zur  dauernden  Dnldiiiiir  des  Aufenthalts  und  zur  Annen- 
unterstützung verj)tiichtet  sein,  dem  Verluste,  dass  diese  Ver- 
j)Hichtung  wieder  erlöschen  sidlte.  Hatte  der  Aufenthalt  zwar 
in  dem  fremden  liundesstaate,  aber  in  keinem  örtlichen  Ver- 
bände ftlnf  Jahre  gedauert,  so  soUte  der  Bundesstaat  in 
gleicher  W^eise  zur  unmittelbaren  Fürsorge  verpflichtet  sein. 
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Hatte  der  Aufenthalt  auch  in  dem  Bundesstaate  noch  nicht 
tünf  Jahre  gedauert  und  lagen  die  Erlordernisse  des  §  5  de* 
Freiz.-Ges.  vor,  so  sollten  die  Gothaer  Konvention  und  An- 
hänge mit  der  Massgabe  Anwendung  finden,  dass  an  Stelle 
der  diplomatischen  Vermittclung  die  Entscheidung  eines  be- 
sonderen Ausschusses  des  Bundesrats  fllr  das  Heimatwesen 
zu  treten  hatte.  Sollte  endlich  der  Fall  so  liegen,  dass  zwar 
kein  bundes^esetzlich ,  alx-r  ein  landesgesetzlich  ver})riichteter 
Amienverband  (wo  also  schon  nach  bisherigem  Recht  eine 
kürzere  Frist  gcuü^'t»'!  vorhanden  wiire.  so  sollte  die  Landcs- 
gesetzgebuug  entscheiden,  ob  dieser  die  Fürsorge  übernehmt  u 
mttsse. 

So  be^ügte  sich  der  Entwurf  statt  gemeinsamer  Ordnung 

mit  lediglich  interterritonaler  Regelung  der  Angelegenheit; 
statt  die  bestehenden  endlosen  Verschiedenheiten  zu  beseitigen, 
^viirde  den  22  (^'sctzgebungen  der  paktirenden  Staaten  die 
dreiundzwanzigste,  der  bunten  Musterkarte  von  Fristen  und 
Heimatrechten  ciiii^^e  neue  Fristen,  ein  neues  Heimatrecht  hin- 
zugefügt, das  künstliclier  war,  als  alle  bis  dahin  bekannten. 
Nicht  einmal  die  alten  Konventionen  hatte  man  zu  ersetzen 
gesucht:  falls  auch  das  neugeschaffene  Rechtsverhttltniss  mangels 
seiner  Voraussetsungen  nicht  cur  Anwendung  kommen  konnte^ 
sollte  auf  sie  curtlc^ogriffen  werden. 

§48. 

Fs  war  gewiss  niciit  schwer,  die  scliwachen  »Seiten  dieses 
Entwuri's  herauszutinden  und  zu  behaupten,  dass  eine  solche 
Regelung  fast  schlimmer  wie  keine  sei.  Aber  es  verdient  her- 
vorgehoben SU  werden,  dass  aus  den  Reihen  der  Reichstags- 
abgeordneten nicht  einer  den  Entwurf  für  das  nahm,  als  was 
ihn  die  Bundesregierung  gemeint  hatte,  als  eine  definitive 
Regelung  der  wichtigen  Angeh'^<'nh<'it.  Der  einzig«'  von  ihnen, 
welcher  dem  Gesetze  mit  einigen  Einscliränkun.iceii  iil)«'rhau})t 
zustimmen  zu  wollen  erklärte,  —  der  Abg.  (»rat  Euh-nburg 
—  führte  aus,  dass  man  dringend  eines  Notgesetzes  be- 
dürfe und  als  solches  ihm  das  System  des  Entwurfes  bei 
gleichseitiger  Herabsetzung  der  Frist  auf  1  Jahr  (!)  genügen 
würde.  Alle  übrigen  Abgeordneten  <—  die  Vertreter  aller 
Parteien  des  Reichstages  —  hielten  nur  eine  Art  des  Verhaltens 
dem  Entwürfe  lc» •;^n"niiber  für  angemessen:  entschiedene  Ab- 
lehnung. Sotort  in  der  ersten  Beratung  legten  die  Abgg. 
Friedentlial,  ( i rumbrecht,  Wigi^ers,  Kardortl',  Miijuel  dar,  dass 
eine  Regelun<x,  wie  der  Entwurf  sie  beabsichtigte,  stiitt  zu 
bessern,  die  Verwirrung  nur  steigern,  statt  zu  befreien,  die 
Absperrung  nur  noch  mehr  befördern,  statt  durch  gemeinsame 
Einrichtungen  auch  gemeinsamen  Rechtsboden  zu  schaffen, 
eine  ärgere  RechtsungTcichhcit,  als  sie  vordem  bestanden,  er- 
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zeu^'en  würde;  in  (lenjcnifjcn  Staaten,  in  w<'khen  bishor  eine 
lungere  Frist  als  die  füiit juhrij^e  zur  Erwerbuni;  des  Heimat- 
rechtes  erforderlich  gewesen  sei,  würde  bei  AutVechtrrhaltung 
der  Landesgesetzgebimg  für  die  einheimischen  Fälle  der  Nicht- 
Einheuiiische  nunmehr  besser  gestellt  sein  als  der  Inländer. 

Nachdracklich  nnd  allseitig  wurde  die  einheitliche  Rege- 
lung im  Sinne  des  nationalen  Gedankens,  welchw  der  Ver- 
£Assnn^  zu  Grunde  liege ,  die  cndlielie  Aufräumung  mit 
„Pfablbürgertum'*  und  , territorialen  '  Absperrungsgelüsten'' 
gefordert. 

§  49. 

Diesen  Feideningen  entsprach  der  Entwurf  der  Kommis- 
sion, welche  denselben  mit  ausftlhrlicher  'MotiTirung  dem 
Beichstage  unterbreitete.  Dass  die  Kommission  die  Abwei- 
chungen von  dem  Entwurf  des  Bundesrates  im  Sinne  der 
ersten  Reichstagsberatung  motivirte,  war  selbstverständlich; 
sie  darf  aber  daneben  noch  das  besondere  Verdienst  anspre- 
chen, die  für  eine  bundesgesetzliche  Regelung  der  Materie 
überhaupt  unerlftsslichen  Voraussetzungen  von  Orund  aus  er- 
örtert und  mit  prägnanter  Kürze  in  ihrem  Berichte  dargelegt 
zu  haben.  Sie  unterschied  zunächst  zwischen  dem  bisherigen 
negativen  Inhalt  der  Bundesverfassung,  welcher  die  Schran- 
ken der  fireien  Bewegung  von  Staat  zu  Stjiat  beseitigen  wollte, 
und  der  positiven  Thätigkeit,  welche  dem  Bunde  durch 
das  in  Art.  4  festgesetzte  Aufsichts-  und  Gesetzgebnngsreeht 
auch  in  Bezug  auf  die  Niederlassungs-  und  lleimatverhaltnisso 
eingeräumt  war.  Weiter  legte  sie  dar,  wie  die  Beschriinkung 
der  Ausweiäungsbefugniss  aus  §  4  des  Freiz.  -  Gesetzes  den 
Ort  des  Aufenthalts  zur  Duldung  und  eventueller  Unter- 
stützung ihm  nicht  angehöriger  Personen  führen  kannte,  und 
wie  der  in  ö  aufrecht  erhaltene  Grund  der  Ausweisung 
vorkonmiendenfiüls  den  Aufenthaltsort  vor  die  Frage  stelle,  wo- 
hin  jemand  ausgewiesen  werden  könne.  In  folgenden  zwei 
Fragen  fasste  sie  sodann  den  wesentlichen  Inhalt  dieser  Er- 
örterungen zusammen : 

1.  Welches  ist  derj  enige  Ort,  an  den  der  nach 
dem  FreizUgigkei tsg esetz  Auszuweisende  hin- 
zuweisen ist,  und  welches  ist  der  Ort,  von  dem, 
welches  sind  die  Voraussetzungen,  unter  denen 
auch  der  Httlfsbedttrftige  nicht  ausgewiesen  wer- 
den kann? 

2.  Wie  regelt  sicli  unter  den  möglicherweise 
konk  urrirenden  Orten  die  öffentliche  Pflicht, 
diejenigen  Leistungen  zu  gewähren,  welche  kraft 
staatlichen  Zwanges  als  Folge  der  H  ülfsbed  ürf- 
tigkeit  eintreten? 

„Die  positive  Lösung  dieser  Fragen  in  ihrem  prinzipidlen 
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und  systematisch on  Zusammenhange,  unter  einander  und  mit 
den  angrenzfMidoii  Kechtsgebieten,  wurde  als  die  Aufgabe  des 
vorliegenden  Gesetzes  erkannt." 

Uelicr  (Ii»'  Befugniss  des  Bundes  zur  Lösung  dieser 
Fragen,  über  die  Notwendigkeit  e  i  n  Ii  u  i  1 1  i  c  Ii  e  r  Rege- 
lung war  die  Kommiflsion  im  grossen  und  ganzen  einig'). 
Auch  die  Vorfrage,  ob  überhaupt  eine  Zwangspfliqht  der 
Öffentlichen  Unterstützung  anzuerkennen  sei,  glaubte 
sie  bejahen  zu  müssen  jedoch  unter  ausdrücklicher  Hervor* 
h<'bung  ilirer  Auffassung,  dass  diese  Zwangsnflicht  nur  eine 
Verbindh'ehkeit  des  öffentlichen  Recht«  sei  unn  aus  ihrer  Er- 
füllung nicht  den  hültsbcdürftigen  Privatpersonen,  sniijcni 
lediglich  den  konkurrirenden  Annen  verbänden  ein  Anspruch 
erwaclise. 

In  geringerem  Masse  nur  bestand  Einigkeit  Aber  die 
Art  der  Anknüpfung  der  Zwangspflichl^  die  Verteilung 
der  Armenlast. 

Es  galt  Stellung  zu  nehmen  gegenüber  den  Systemen, 
welche  derzeit  in  dvn  einzelnen  Ijändern  bestiuiden  und  welche 
man  mit  den  Namen  H  eimat  und  U n ter stütz uugs wo hn- 
sitz  zu  bezeichnen  gewniint  war. 

Die  überwiegende  Mehrheit  der  Konnnission  glaubte  aus 
inneren  Gründen  dem  letzteren  den  Vorzug  geben  zu  lüttssen. 
Sie  ging  davon  aus.  dass  die  öffentlich-rechtliche  Ver})flichtung 
zur  Anuenfilrsorge  im  inneren  Zusammenhange  mit  der  wirt^ 
schaftlichen  Seite  des  Staatswesens  stehe.  Prinzipiell  habe 
die  Pflicht  zur  Unterstützung  di«'jenige  Gemeinschaft,  welcher 
die  wirtschaftlichen  Leistungen  des  BetreftViidtMi.  so  lan^e  er 
nicht  hiiltshcdiirt'tig  ist,  zu  gute  konjmen.  Dies  sei  in  tViilicren 
Zeiten  die  nach  aussen  hin  ziemlich  abgeschlossene  Hciniat- 
gemeinde  gewesen,  in  deren  Sondc^rgebiet  sich  der  BedüH'tige 
vomehmlidi  bewegt,  der  seine  wirtschaftlichen  Leistungen  zu 
gute  gekommen.  Nach  aUseitig  eingeführter  Freizügigkeit 
stehe  —  80  heisst  es  im  \\'ortlaute  des  Berichtes  —  „der  Idee 
des  geschlossenen  Wirtschaftsgebietes  gogenwibrtig  der  Ge- 
danke gegenüber,  dass  der  Staat  in  seiner  Gesammtheit  ein 
grosses  wirtschaftliclies  ftcbiet  für  die  Thätigkeit  aller  seiner 
An^(;hörigen,  für  den  freien  Austausch  ihrer  Kriit'te  bilde, 
dass  als  wirtschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in 


M  Ein  Scpai  ntvntum  des  Abg.  Oehuiichen  —  abfjptlnickt  als  Beilage 
des  Kommiesionäberichtes  —  gab  einer  entgegeu^esetzteu  AutTafisung  der 
Art  9  und  4  der  Bondesvernimuig  Ausdruck ;  oas«eIbf!  bezog  sich  aber  * 
.nicht  auf  die  ganze  Materie,  sondern  nur  auf  die  Befugnies  des  Bundes, 
über  die  Ausmhrang  der  Bundes^esetze  zu  wachen,  welche  Oehmichen 
bei  Gelegenh«t  der  Spesialdieknmon  ttber  die  §§  SO  und  84  des  ^twurfes 
bestritt.  -  V^l.  noch  Anm.  1  S.  165. 

'-)  Nur  ein  Mitglied  war  anderer  Ansicht,  ohne  jedoch  Antrüge  sa 
stellen. 
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«einer  Gesammtlieit  orsolioiiK»  und  rlass  os  der  fn'ion 
Willensbostimmung  des  EinzoliitMi  übrrla.-scii  l)l(M']>t'.  wii;  und 
wo  er  seine  wirtschaftliche  Thätigkeit  entfalten  un<l  zu  diesem 
Behufe  seinen  Aufenthalt  nehmen  wolle.  Dieser  Gedanke  sei 
es,  der  die  politische  und  wirtscliaftliche  Ver&ssung  des 
Staates  der  Gegenwart  de«  Norddeutschen  Bundes,  durch- 
dringe. Hiernach  sei  es  konsequent,  die  Unterstützung  der 
Hülfsbedürftigen  als  eine  Staatslast  zu  charakterisiren." 

(irleichwohl  wies  die  Kommission  die  weitere  Folp'runjj;', 
•die  sicli  „scheinbar"  an  dies<>  Auffassung  kniii>f'n  musste.  den 
Staat  zum  unmittelban'ii  Trilger  der  Annenlast  zu  mai'hen, 
aus  Ojiportunitätsgrlinden  ab.  „Wie  der  Ötaat"  —  so  führte 
sie  weiter  aus  —  „eine  Reibe  seiner  Lasten  auf  seine  Organe 
ttbertrügt,  wie  er  Exekutivformen ,  die  seinem  Wesen  ent* 
springen,  dennoch  an  seine  Glieder  abtritt,  je  nach  der  ver- 
schieden artigen  Bese]iaff«'nheit  jener  Funktionen,  jenachdem 
deren  Inhalt  und  Zweck  die  zentral«'  oder  dezentralisirte, 
selbstverwaltende  Thatigkeit  fordert,  so  wcrd«'  er  auch  die 
sUiutliche  Last  und  Funktion  der  Ann<nj)Ht*g('  denjenigen 
Organen  zuweisen  können,  welche  nach  (b  r  inneren  Natur, 
nach  dem  Endzwecke  jener  Funktion  als  die  richtigen  sich 

efweiseii«" 

So  ergab  sich  denn  die  weitere  Frage,  welches  diese  Or- 
gane seien,  wie  dieselben  1)»'schaffen  sein  miissten.  Pllr  ihre 
Beantwortung  erachtete  die  Kommission  drei  Momente  ent- 
scheidend: 1.  D  i  «•  Verteilung  der  Last  nach  einem 
gerec Ilten  Kriterium.  2.  Die  Tendenz,  die  mit 
der  H  il  1  f  s  b  ed  ii  r  f  t  i  gkei  t  V  e  r  b  u  n  d  <' n  Störuni;  der 
wirtscliaftlichen  Existenz  des  Einzelnen  nach 
Möglichkeit  auf  das  geringste  Mass  zurückzu- 
fahren. 8.  Die  Qualifikation  zur  Erfüllung  der 
Aufgabe  der  Armenpflege  nach  ihrer  sittlichen 
und  praktischen  Seite.  —  In  Würdigung  dieser  Mo- 
mente entschied  sich  ihre  Mehrheit  für  das  preussische 
System  der  Ortsarmen verbitnde,  in  welchen  Unter- 
stützungswolinsitz  durch  Z<'itablauf  emorbfU  und  verloren 
wird,  <ler  L a n  da r m  e  n  v  er  bil  n  <l  .  welche  insoweit  ein- 
treten, als  ein  verptlichteter  Ortsarmenverband  nicht  vorhanden 
ist.  IMeses  System  schien  ihr  den  Gedanken  des  wirtschafte 
liehen  AeijuiTalents  am  zweckmässigsten  zur  Ausfiihrung  zu 
bringen;  im  Sinne  desselben  führte  sie  noch  insbesondere 
Folgendes  aus: 

„Hat  die  freie  Wilh  nsbestimmung  des  Einzelnen  nicht 
dazu  geführt,  ihn  an  «'Ineni  Ix'stiinniten  Orte  festen  Fuss 
fassen  zu  lassen,  so  werde  der  Kcgrl  nach  seine  wirtschaft- 
lich«' Thiltigkeit  zu  gute  gekommen  sein  einem  grösseren 
Gebiete,  innerhalb  dessen  er  sich  vor  dem  Eintritte  der 
HOl&bedOrftigkeit  bewegte ;  und  dieses  grossere  Gebiet  werde 
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einzutreten  lialnn  für  dioienigen  Ilülfsbedürftigen ,  welche 
eines  Unterstützungswohnsitzes  entbehren.  Dergesüilt  führe  zu 
der  Konstruktion  des  prinzij)alen  und  des  subsidiären  zur 
Unterstützung  verpflichteten  raunüielien  Bezirkes  der  Gedanke 
des  Aeq uivalents  für  die  genossenen  wirtschaft- 
lichen vorteile.** 

„Halte  man  an  diesem  Gedanken  fest,  so  ergebe  sich 
weiter  daraus,  dass  der  prinzipale  UnterstQtznngsbeKirk  die 
Ortsgemeinde  sein  kann,  aber  nicht  sein  muss,  unter  Um- 
.s binden  sogar  nicht  sein  darf.  .  .  .  Entscheidend  .  .  .  . 
s«M  nicht  die  kommunale  Qualifikation  als  solche, 
sondern  der  Gesichtspunkt,  rilumliche  Bezirke,  welche  ein 
Wirtschaftsgebiet  —  in  erster  oder  zweiter  Linie  — 
darstellen  und  der  Annenlast  und  -pflege  gewachsen  sind,  als 
Annenverbftnde  zu  oiganisiren.** 

So  entfernte  sich  die  Kommission  mehr  und  mehr  Ton 
der  Vorstellung^  von  welcher  sie  ursprünglich  ausg^janffen 
war  und  die  in  der  That  die  frühere  Gesetzgebung  in  den 
einzelnen  Stiuiten  beherrscht  hatte,  von  der  Vorstellung  eines 
Verhftltnisses  von  Leistung  und  Gegenleistung  zwischen  Indi- 
vidiuim  und  Gemeinde,  wie  es  in  den  Einzugsgeldern,  der 
Bürgergebühr,  der  Abgabenzahlung  u.  s.  w.  zum  Ausdruck 
gekommen  war.  An  Stelle  des  Oemeindegehiets  setzte  sie 
ganz  fülgemein  ein  Aufenthaltsgebiet,  den  Gegensatz  von  Ge- 
meindebttrgerrecht  und  Staatsbttrgerrecht  erweiterte  sie  zum 
Gegensatz  zwischen  Heimat  und  Staat,  zum  Gegensatze 
zwischen  Leistun^-en,  welche  der  einen  und  dem  anderen  zu 
gute  kommen.  Förmlich  und  unzweideutig  sprach  sie  es  aus, 
dass  die  neue  (iest^dtung  prinzipiell  losgelöst  sein  solle  von 
der  Grundlage  des  Gemeindewcsens  und  dass  die  gleichwohl 
erfolgende  Anknüpfung  der  Armenlast  an  die  Gemeinde  nicht 
aus  inneren,  ihrem  Wesen  entnommenen  Grttnden,  sondern 
aus  anderweit  massgebenden  Rücksichten  der  Zweckmässig- 
keit und  Opportunitüt  geschehen  solle. 

§  60. 

In  Ansehung  der  Reichstags  Verhandlung  en  über 
den  Kommissionsentwurf  ist  vorweg  zu  bemerken,  dass  eben- 
so wie  in  den  Kommissionsberatungen  aUes  formelle  Detail, 
ja  selbst  wichtige  Einzelheiten  zurücktraten  gegen  die  Er- 
örterung der  prinzipiellen  Fragen.  Denn  dies  verlieh  jenen 
Verhandlungen  eine  besondere  Tragweite  und  Bedeutung,  dass 
nicht  allein  und  nicht  in  erster  Linie  die  Regelung  der 
Armenlast  umstritten  wurde,  sondern  dass  hier  die  Gegen- 
sätze kleinstaatlichen  Sondergeistes  und  des  erstarkten  deut- 
schen Gemeingefühls  unter  ganz  neuen  Verhältnissen  auf  ein- 
ander stiessen.   Der  Kampf,  der  auf  dem  Boden  der  Heimat- 
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gesetz^'r'htinj!:  fjcfVihrt  wurde,  war  vor  allem  oin  Kampf  um 
die  deutfjclie  Eiiili»*it.  der  zu  Gunsten  der  einliritliehen  Wirt- 
schafts-  und  AnHt'n.«^«*.setzgebung  erfochtene  Öieg  vor  allem 
ein  Sieg  der  deuteclien  Sache. 

Freilich  darf  man,  wenn  anders  man  gerecht  sein  will, 
einen  andern  Punkt  nicht  ttbersehen,  der  für  die  endglütige 
Entscheidung  in  Betracht  fid.  Der  Abg.  von  Zehmen  hatte 
in  gewissem  Sinne  Recht,  wenn  er  den  Vorwurf  des  Parti- 
kularismus zu  widerlef;:en  suchte,  indem  er  behau})tetc:  „Ich 
«teile  den  Herren  ein  Prinzip  ent^ejs^en  und  ein  Prinzip  ist 
«tets  universell,  ist  nie  j)artikularistisch,  ein  Prinzip  nuiss 
durch  Gründe  w  iderlegt  werden,  es  kann  nicht  durch  Ijlosse 
Worte  widerlegt  werden,  denen  ich  eine  innere  Bedeutung 
nicht  zusprechen  kann.  Im  Gegenteil  möchte  ich  —  und 
die  Herren  aus  den  altpreussischen  Provinzen  mögen  mir  das 
Tcrzeihen  —  die  Anklage  gegen  dieselben  erheben,  dass  sie, 
wie  mir  scheinen  will,  sich  nicht  jrenligend  auf  einen  prin- 
zi))i«'!len  Standpunkt  frestt'llt  haben,  sondern  doch  etwas  auf 
die  Chaussee  der  liebjirewordenen  (jewolinheiten  gegangen  sind." 

In  gewissem  Sinne  hatte  er  Recht.  Nicht  darin,  dass  er 
die  von  ihm  vertretene  Ansicht  eine  mehr  prinzipielle  nannte, 
jds  die  gegnerische;  die  letztere,  welche  der  grttsste  Staat  des 
Bundes  nach  sehr  eingehenden  Vorarbeiten  zu  der  seinigen 
macht  hatte,  durfte  ebenso  gut  ftlr  eine  auf  durchgebildeten 
Prinzipien  lieruhende  gelten.  Aber  darin  lag  das  Richtige 
der  R(  hau]>tuii^.  dass  sie,  wenn  auch  in  etwas  verhüllten 
Ausdrücken,  jenen  in  den  Grundzügen  hervorgehol)enen 
wichtigsten  Faktor  für  die  Kegehing  öffentlicher  Dinge  wür- 
digte: das  Machtverhält n  iss  der  öffentlichen  Ge- 
walten. Wenn  Air  die  gesetzgebende  Gewalt  die  Frage 
•entstand,  welcher  einzelstaattichen  Bildung  sie  sich  allenfalls 
anschliessen,  welcher  sie  den  Vorzug  geben  sollte,  so  war  es 
kein  Zufall,  dass  die  Gesetzgebung  des  führenden  Staates  in 
überwiegendem  Masse  zum  Vorbild  diente  und  die  neuen 
deutschen  Oes<'tze  zum  j]rut(Mi  Teile  alte  preussische  waren. 
Zudem  war  Preussen  im  Norddeutschen  lJunde  nicht  blos 
der  führende,  sondern  auch  der  einzige  Staat,  welcher  im 
eigenen  Gebiete  fthnlichen  durchaus  ungleichartigen  Veriiält- 
nissen  in  seinen  Ostlichen  und  westlichen  Provinzen  gegen- 
ttbergestanden  hatte,  wie  sie  nun  die  verschiedenen  Staaten 
im  Bundesgebiete  darboten.  Die  Bevölkerung  seiner  einen 
Provinz  (Kheinprovinz)  war  grösser  als  die  des  g^ssten  mit- 
beteiligten Staates,  des  Königreichs  Sachsr'u, 

So  vermochten  die  Vertreter  seines  annenrechtlichen  Sy- 
stems zu  dem  beträchtlichen  Gewichte,  welches  die  preussi- 
sche  MachtsteUnng  zu  seinen  Gunsten  ohnehin  in  die  Wag- 
achale werfen  konnte,  noch  ein  anderes  mit  der  Behauptung 
hinzuzuftigen,  dass  Preussen  bisher  allein  die  Probe  seiner 


Digitized  by  Google 


150  VL  4» 

Gesftzg*'bung  für  unglcichurtigc  Uebietc  habe  machen  können 
und  (las8  di«^8e  Probe  während  eines  Menscheualtcrs  zur  Be- 
friedigung der  Beteiligten  ausgefallen  sei. 

Gerade  in  Bezug  auf  das  Verhttltniss  der  Gewalten  ist 
endlich  noch  ein  anderer  Punkt  zu  beachten,  der  heute,  wo 
wir  uns  gewöhnt  haben,  von  einer  Reich8ge«etzgebung 
schlechthin  ssu  sprechen  und  sie  als  die  einheitliche  deutsche 
im  Gegensatz  zur  einzolstaatlichen  Gesetzgebung  zu  betrachten^ 
fast  vollständig  unbeachtet  bleibt.  Damals  als  die  einzelnen 
Akte  der  Wirtschaftsgesetzgebunj?  berati'n  wurden.  Iiandelte 
es  sich  um  eine  Gesetzgebung  für  dtis  Gebiet  des  Norddeut- 
schen Bundes,  von  welchem  Preussen  swei  Drittel,  die  übrigen 
Staaten  ein  Drittel  einnahmen;  damab  stand  SttddeutBchland 
—  Baiern ,  Wfirtemberg  und  Baden  —  noch  ausserhalb  der 
Gemeinschaft.  —  Als  diese  1870  das  Deutsche  Reich 
bilden  halfen ,  übernahmen  sie,  ohne  in  erneute  Diskussion 
üIhm*  die  einzi'lncn  grundlegenden  Fragen  einzutreten,  zum 
grösseren  Tlicile  diese  für  den  Norddeutschen  Hund  ge- 
gebene Verfassung  und  Gesetzgebung  lediglich  um  der  guten 
deutschen  Sache  willen. 

Das  lässt  sich  ja  nachträglich  nicht  mit  Gewissheit  sagen,, 
welchen  Gang  eben  diese  Gesetsgebung  genommen  hätte,, 
wenn  diejcni^^ n  Staaten  an  ihrer  organischen  Schaffung  von 
vornherein  Teil  genommen  hätten,  welche  gerade  für  di© 
hierbei  in  Frage  stehenden  Zustände  ganz  andere  (icwohn- 
heiten  und  Meinungrii  Ix'sassen  als  der  Norden  Deutschlands,, 
und  welche  Preussen,  wenn  auch  nicht  üi)erlegen,  doch  in 
ihrer  Geschlossenheit  an  Grösse  und  Bedeutung  erheblich 
näher  standen,  als  die  Glieder  des  Norddeutschen  Bundes. 
Aber  das  darf  doch  wohl  behauptet  werden,  dass  die  Fest- 
Stellung  und  Durchbildung  der  m  Art  3  der  Bundes-  und 
nachmaligen  Reichsverfassung  gewährleisteten  deutschen  Grund- 
rechte unendlich  grösseren  .Schwierigkeiten  begegnet  wäre,, 
wenn  dieselbe  von  Anfang  an  allen  deiitsehen  Staaten  obge- 
leg«Mi  hätte,  wenn  nicht  auch  nach  dieser  Richtung  hin  die 
Vor^^ründung  des  Norddeutschen  Bundes  der  Gründung  des- 
Deutschen  Reichs  in  umfassender  Weise  vorgearbeitet  hätte. 

§  51. 

Der  Inhalt  des  im  xVnschluss  an  den  Kommissionsentwurf 
vom  Reichstage  b«'st  ]dossenen  Gesetzes  vom  6.  Juni  1  !'^  7  0 
über  den  U  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  u  ngs  w  o  h  n  s  i  t  z  ist  mit  der  Be- 
merkung, dass  es  im  wesentlichen  dem  preussischen  Gesetze 
von  1842  entspreche,  nicht  erschöpft.  Zweierlei  musste,  so- 
bald mehr  als  ein  Staat  beteiligt  war,  anders  geordnet  wer» 
den:  die  Bestimmungen  über  die  Or^ne  der  Annenj^ege  in 
den  einseinen  Bundesstaaten  und  die  Vorschriften  aber  die 
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Erledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Organen.  Nach 
grossen  Grupprn  betrachtet  glietlert  sich  das  Gesetz  in  drei- 
facher Weise. 

Die  erste  Ghnippe  von  Beetimmangen  uin£u8t  die  Be- 
siehnngen  der  NorddeutBchen  zu  dem  Aafenthaltsorte  and  die 

Verpflichtung  des  h'tzteren  zu  ihrer  Unterstützung;  in  der 
zweiten  befinden  sieh  die  Vorschriften  über  die  zur  Unter- 
stützung verpriiehteten  Organe;  die  dritte  enthält  di<*  Anord- 
nungen id)er  das  Streitv«'rfahren.  Für  alle  Staaten  schlecht- 
hin gleichartig  sind  nur  jene  der  ersten  (Trruj>j>e. 

Es  erscheint  zweckniilssig ,  den  wesentlichen  Inhalt  des 
Gesetzes  entsprechend  dieser  Dreiteilung,  die  eine  natürliche 
und  systematiBche  ist,  zu  betrachten  und  bei  jeder  Gruppe 
die  ihr  eigentümlichen  Streit-  und  Zweifelspunkte  nach  Mass- 
gäbe  der  vorerwähnten  Verhandlungen  hervorzuheben. 

§  52. 

I.Gruppe.  Die  u  n  te  rs  t  ü  tzu  ngs  b  (mI  u  r  t't  i  g  e  n  1  n- 
di  V  i  d  u  e  n. 

Hier  handelte  es  sich  zunächst  um  die  Frage,  ob  man  im 
Sinne  des  Bundesrats-Entwurfe  nur  für  ausserhalb  ihres  Heimat- 
staates befindliche  Norddeutsche  Bestimmungen  treffen  und  be- 
züglich der  im  Heimatsstaate  verbliebenen  es  wie  bisher  b(>i  der 
Landesgesetzgebiing  lassen,  oder  ob  man  sämmdiche  Ange- 
hörige des  Bunde.s  unabhängig  von  dem  Autcnthaltsstiuite 
gh'ichmässigen  Vorschriften  unterw<'rfen  sollte.  Es  ist  schon 
oben  dar^'elegt  worden,  dass  und  weshalb  man  sich  im  Sinne 
der  zwcit«'n  Alternative  entschied.  Ausser  den  Abgeordneten, 
welche  in  der  ersten  Beratung  in  diesem  Sinne  sich  geäussert 
hatten,  sind  noch  als  Redner  der  zweiten  Lesung  Sänger  und 
Stephany  zu  nennen,  von  denen  namentlich  letzerer  darauf 
hinwies,  „dass  das  Bundesindigenat  zum  ^n-ossen  Teile  inhalts- 
los sein  wünle,  wenn  nicht  gleichzeitig  die  Lage  derer,  die  eine 
Unterstützung  bedUrfen,  einheitlich  nach  gleichen  Nonnen 
regulirt  würd<*". 

hn  iibri;,''*'!!  erstan<l  dieser  Regelung,  naelidrni  die  Kom- 
mission ihren  Kntwurt"  vorgelegt  hatte,  ein  Gegner  niciit  niehr^). 
Demgemäss  konnte  §  1  des  Gesetzes  lauten:  Jeder  Nord- 
deutsche ist  in  jedem  Bundesstaate  in  Bezug' a)  auf 
die  Art  und  das  Mass  der  im  Falle  der  Htdfsbedürftigkeit 
zu  gewährenden  öffentlichen  Unterstützung  als  inlftnder  zu 
behandeln. 

')  Was  in  dieser  Beziehung  die  beiden  nichtpr«'ut>8is*clR"U  lievoil- 
mäehtigten  zum  Burulesrat  (Schmalz  für  Sa<  li-tM».  Hofmann  für  Hessen) 
auch  in  zweiter  Lesung  anfUiirten,  war  nur  Wiederholung  der  Motivirung 
des  Bondstfatwiitwiiifs. 
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Die  Gothaer  und  Eisenacher  Eonvention der  Vorbehalt 

des  Art  3  der  Bundosvcrfassung  waren  damit  ausser  Geltung 
gesetzt,  und  der  Inhalt  des  Bundesindigenats  um  die  Gleich- 
stellung d(T  Buiulcsangehörigen  in  Bezug  auf  die  öffentliche 

Amienpflcf^e  crwcit(!rt. 

Gleiche  Grundsiitzo  in  Bezug  auf  diese  selbst  brauchten 
damit  an  und  für  sich  niclit  vtjrljunden  zu  sein ;  aber  die  Not- 
wendigkeit solche  festzustellen  ergab  sich,  wenn  man  diese 
foimeue  Gleichheit  zu  einer  materieuen  machen  wollte.  Hierüber 
war,  nachdem  das  in  Frage  stehende  erste  Prinzip  entschieden 
Mar,  keine  Meinungsverschiedenheit  mehr.  Nun  handelte  es 
sich  um  die  Grundlage  der  materiellen  Gleichstellung,  um  das 
System  der  öffentlichen  Armenpflege.  Die  Sachlage  war  gegen- 
tiber  der  ersten  Rer/itung  eine  völlig  veränderte.  Damals  war 
ein  dem  prcussischen  U nterstiitzungswohnsitz  ühnliches  Reclits- 
verhältniss  nur  insoweit  in  Frage,  als  der  Bundes-Eutwnrf  die 
Regelung  der  Materie  Ubcrhau|)t  versucht  hatte:  d.  h.  für  die 
intertemtorialen  Fftlle;  mit  dieser  Beschränkung  konnte  die 
neue  Einrichtung  nur  geringe  d.  h.  eben  nur  interterritoriale 
Bedeutung  haben. 

Die  Vorschlifge  aber,  welche  aus  der  Kommission  zurück- 
gelangt waren,  gingen  unendlich  viel  wcn'ter,  zielten  ab  auf 
die  gänzliche  Aufhebung  der  territorialen  Gesetzgebung:,  auf 
Ersetzung  derselben  durch  Bund<'sgesetz  mit  der  dem  letzteren 
eigentümlichen  Wirkung,  dass  Bundesrecht  Landesrecht  bricht. 

Ueber  die  Bedeutung  dieser  Vorschläge  war  man  sich 
auf  allen  Seiten  des  Hauses  wie  am  Tische  des  Bundesrates 
völlig  klar.  Wie  auch  die  Entscheidung  fallen,  welches  System 
auch  adoptirt  werden  mochte:  von  dem  Momente  an,  in  welche 
ein  solches  Gesetz  in  Kraft  trat,  gab  es  in  den  (Tcmcinden 
zwei  Arten  von  P^inwolniern  :  Einwohner,  welche  kraft  Landes- 
rechts oder  lokaler  (Jrdnungen  Bürger-,  Nutzungs-,  Wahl-  und 
ähnliche  Rechte  besassim,  und  Einwohner,  welche  kraft  Hundcs- 
rcchts  zum  Aufenthalt,  Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  befugt  waren 
und  für  welche  nach  Bundesannenrecht  die  eme  oder  andere 
Gemeinde  im  Falle  der  Bedürftigkeit  zu  sorgen  verpflichtet 
war.  Der  Gegensatz  zwischen  Staat  und  Gemeinde  wieder- 
holte sich  zwischen  Bund  und  Einaelstaat  Der  Landesgeseta- 
gebung,  welche  diese  Verhältnisse  zuvor  geordnet  hatte,  war 
auch  kein  anderer  A\'eg  übrig  ge])lieben ,  als  zwei  derartigo 
Klassen  zu  schaffen  :  B  ü  rg  e  r  (Vnllljürger ,  Nutzungsbürger) 
auf  der  einen,  P^inwohner  (Öchutzbürger,  Beisitzer,  Ein- 
Sjtösenj  auf  der  andern  Seite. 

Aber  in  dem  Verhältniss  von  Bundes-  und  Einaelstaat 
hatte  dieser  Gegensatz  noch  eine  Konsequenz  von  einschneiden- 
der  Bedeutung,  welche  in  dem  Verhältniss  von  Staat  und  Qre- 

*)  §  1  hebt  dies  noch  aiudiückUcb  herror. 
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mciiide  nicht  gezogen  weixlen  musste.  Im  Einzelütaato  war 
die  gesetzgebende  Gewalt  die  höchste  und  mochte  daher, 
soweit  sie  es  für  angemessen  erachtete  ^  den  Gegensatas  be- 
stehen lassen y  verschärfen  oder  zu  beseitigen  trachten.  Es 
ist  im  vorigen  Abschnitte  eine  hinreichende  Zaiü  von  Bei- 
spielen hierfür  gegeb«Mi :  Preussen  verschmolz  Bürger-  und  Ein- 
wuhnergcmeindo  nahezu  vollständig,  wiilirend  die  süddeutschen 
♦Suiaten  die  Qualitikati«in  der  Gemeinde  als  liürger-  und  Aufent- 
haltsgemeinde  mit  bestinnnten  Kochten  und  Priiciiteii  für  j<'de 
aufrecht  erhielten  oder  die  eine  oder  die  andere  besonders 
betonten.  Dass  aber  dieser  Unterschied  ein  lediglich  formaler 
war,  sobald  die  materiellen  Verschiedenheiten  beseitigt  oder 
anf  das  geringste  Mass  zurückgeführt  worden,  ist  gleichfalls 
im  ersten  Abschnitte  dargelegt  worden ;  wenn  von  dem  Inhalt 
des  ehemaligen  VnllbUrgerreclits  alle  Befugnisse  mit  Ausnahme 
der  politischen  Wahlrechte  und  der  etwaigen  Nutzungsrecljte 
dem  Einwohner  gleichfalls  zust^mden,  so  ])h"eb  von  deniselljcn 
wenig  oder  nichts  als  besonders  wertvoller  oder  eigentüm- 
licher Bestandteil  zurück  und  die  von  Preussen  ausgesprochene 
Verschmebmnff  bedeutete  nur,  dass  in  diesem  Staate  die  neu 
geschaffenen  Verhftltnisse  einen  gesetzlichen  Ausdruck  ge- 
nmden  hatten ,  während  er  in  den  übrigen  Staaten  ein  that- 
sächlicher  geblieben  war. 

Aber  wie  dem  aneli  sein  mochte,  diese  Gesetze  und  diese 
Thatsfichen  schuf  sieh  (h'r  einzelne  »Staat  innerhalb  seines 
Gebietes,  in  welchem  er  zuständig  war.  Staatsbürgerrecht  und 
Oemeindebürgerreclit ,  Aufenthaltsbefugnisse  und  öH'entliclie 
Armenpflege  gleichartig  und  gleichzeitig  zu  regeln.  Hierin 
lag  der  tiefgreifende  Unterschied  gegenüber  der  Bundesgewalt, 
SU  deren  Zuständigkeit  die  mit  dem  Indigenat  zusammen- 
hängenden Rechtsverhältnisse  gehörten,  während  di<>  Gesetz- 
gebung ttber  Gemeindeverfassung  und  Bürgerrecht  den  ein- 
Eelnen  Bundesgliedern  verblieben  wnr.  Die  Thatsachen  aber 
und  deren  Folum  lagen  ausserhalb  der  Komjx'teiiz  de-,  einen 
wie  der  andern,  und  wenn  in  den  (itlicflstaaten  die  Zulassung 
von  Einwtdmern  neben  den  Vollbürgern  niit  den  mehrgenannten 
Befugnissen  thatsächlich  die  Wirkung  gehabt  hatte,  den  Inhalt 
des  eigentlichen  Bürgerrechts  auf  ein  so  wenig  erhebliches 
Mass  surttcksuiÜhren,  so  liess  sich  erwarten,  dass  die  Bundes- 
gesetzgebung, wenn  sie  das  B<M'spiel  nachahmte,  dieselbe 
Wirkung  ü1)en  wUrde,  auch  ohne  dass  sie  direkt  in  die  Bürger- 
rechts- und  Gemeindegesetzgebung  einzugreifen  befugt  war. 

■  Dieser  natürliche  Zusanniienhang  war  schon  bei  der  Be- 
ratung des  Freizügigkeitsgi^setzes  erkannt  worden;  schon  da- 
mals stellte  der  Abgeordnete  von  Luck  den  sehr  interessanten, 
bei  dem  damaligen  Sachstande  selbstverständlich  abgelehnten 
Antrag,  zu  beschliessen ,  dass  neben  dem  durch  jenes  Gesetz 
gestatteten  Recht  zur  Wahl  des  Aufenthalts  ein  besonderes, 
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▼on  anderen  einschränkenden  Bedingungen  abhängiges  Recht 
zum  Wohnsits  nicht  mehr  stattfinden  solle.  Und  schon  bei 
der  ersten  Lesung  dieses  Gesetses  sprach  Miquel  es  aus,  dasa 

man  Uber  den  Unterstützungswohnsitz  hinaus  gemeinsame 
OrundsMtze  suelien  mÜHS«-  über  P>werb  und  V(?rlu8t  der  Gc- 
m  e  i  n  d  1' a  11 /^e hö  r i  gk  e  i  t,  als  deren  F(»lj^e  die  Heimat  und 
die  Unterstützungspflicht  sich  ergäben.  Man  mitsse  zur  Lösung 
des  inneren  Widerspruches,  der  durch  die  neue  Gesetzgebung 

Scschaffen  sei,  geraaesu  und  allgemein  aussprechen:  Denenige, 
er  sich  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  (1  Jahr)  in  der  Absicht 
dauernder  Niederlassung  in  der  Gemeinde  au%ehalten  hat,  ist 
Gemei nd  eni  i  t^lied. 

Nahm  Micjuel  nun  auch  keine  Veranlassung,  einen  der- 
artigen, von  vornlierein  aussichtshiscn  Antrag  bei  der  sj>äteren 
Beratung  zu  t'ornuiliren ,  so  liatte  er  doch  mit  seinen  Aus- 
führunK<'n  den  Punkt  bezeichnet,  welcher  in  der  Tliat  der 
Schwerpunkt  nicht  blos  dieser  einen  Frage  nach  dem  richtigen 
System,  sondern  der  ganzen  G^eeet^gebung  sein  musste.  und 
wenn  im  Reichstage  der  Kampf  um  nHeimat**  und  ^nter- 
sttttzungswohnsitz'*,  der  bereits  im  Bundesrat  und  der  Keichs- 
tagskoromission  mit  ungleichem  Erfolge  gef\lhrt  war,  wieder 
au%enommen  wurde,  so  galt  es  eigentlich  nicht  mehr  dem 
Siof^«'  der  ^^esehlossenen  BUrfj^ergemeinde  oder  der  freien  Aufent- 
halts^o-meiiide  ~  diesen  hatte  ja  sehon  das  Freizügij^keitsgesetz 
zu  dunsten  der  letzteren  entscliieden  — ,  son<lern  vielmehr  nur 
der  Entscheidung,  ob  man  sogleich  all»;  Konsequenzen  jenes 
Gesetzes  mit  voller  Schärfe  von  Bundeswmn  aussprechen  oder 
von  den  eigentümlichen  territorialen  BiBungen  noch  retten 
solle,  was  zu  retten  war. 

Und  zu  retten  war  vor  allem  eines,  das  zwar  nicht  mehr 
das  alte  und  volle  Biirgerrechtsprinzi})  bedeutete,  aber  ihm  in 
dem  Namen  und  dem  Reste  seines  noch  in  den  EinzelsUiaten 
gUlti^en  Inhalts  am  näelist<Mi  stand:  die  Heimat  und  der 
vom  Unterstutzun^swohnsitz  sie  unterscheidende  Grundsatz, 
dass  die  alte  Heimat  nur  durch  Erwerb  einer  neuen 
verloren  werden  kann.  Mit  Beibehaltung  dieses  Grundsatzes 
glaubte  man  auch  einen  Rest  der  alten  Heimatsverbindung 
erhalten,  vor  allem  es  erreichen  zu  können,  dass  Niemand  in 
Bezug  auf  die  Armenversorf]riui<r  ohne  Heimat  bleibe.  Jenes 
Zwisehenstadium ,  welches  in  Prensson  durch  Schaffung  der 
Laudarmenverbände  erz<'U^^t  war,  t'Urchtete  man  als  den  let/.ten 
Schritt,  der  zur  völligen  Aui'lösung  des  eigentlichen  Uemeinde- 
verbandes  führen  müsste. 

Diesen  Standpunkt  vertrat  die  Minorität,  welche  in  den 
Personen  der  mehrgenannten  BundesratsbevoUmächtigten  und 
des  Abgeordneten  von  Zehmen  (Sachsen)  zum  Worte  kam. 
Dagegen  traten  vor  allem  der  Berichterstatter  Frieden thal, 
sowie  die  Abgeordneten  Sänger,  Steplumy  und  Grumbrecht 
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aut\  welche  aus  mannigfachen  Gründen  ^)  das  in  dem  Korn- 
missionsentwurf  befolgte  System  des  prensaischen  Unter- 
sttttzungswohnsitzes  zur  Annahme  empfiüiien.  Ihnen  trat  die 
Mehrheit  des  Reichstages  bei. 

S  53. 

Die  wesentlichen  Grundsätze  über  die  Anknüpfung  des 
Individuums  an  bestimmte  Bezirke  in  Bezug  auf  die  Armen- 
pflege enthalten  die  §§  1.  2.  9.  10.  22.  dO.  81. 

§  1  fügt  seinem  schon  roitgetheilte  al.  a  noch  ein  al.  b 
hinzu  y  Inhalts  dessen  jeder  Norddeutsche  in  jedem  Bundes- 
staate in  Bezug  auf  den  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
st ü  tz  u  n  s  w  ()  h  n  s  i  t  z  <■  s  als  T  n  1  ä  n  d  r  r  zu  boliandoln  ist. 
§  2  s|)ri<'lit  aus,  dass  die  ö  ttc  n  tii  c  Ii  e  Untors  tü  tzung 
Norddeutscher  durch  Ortsnrraenverbände  und  durch 
Landarmen  verbände  geübt  werden  soll. 

Der  UnterstOtzongswohnsitz  wird  erworben  durch  Aafent- 
halt,  Verehelichung)  Abstammung  (§  9).  Wer  innerhalb  eines 
Ortsarmenverbandes  nach  zurückgelegtem  24.  Lebensjnlir  zwei 
Jahre  lang  ununterbrochen  seinen  gowttlnilichen  Aufenthalt 
frehabt  hat,  erwirbt  dadurch  in  demselben  seinen  Unter- 
stützungswolinsi  tz  (J;  10). 

Der    Verlust    des   Unterstützungswohnsitzes    tritt  ein 

a)  durch  Erwerbung  eines  anderen  UnterstUtzungswohnsitzes; 

b)  durch  zweijährige  ununterbrochene  Abwesenheit  nach  zartick- 
gelegtem  24.  Lebensjahr  (§  22). 

Zur  Erstattung  der  durch  die  Unterstützung  eines 
hülfsbcflürftigen  Norddeutschen  erwachsenen  Kosten  sollen 
nach  30  vorj)riichtet  sein  a)  wenn  der  Unterstützte  einen 
Unterstützungswohnsitz  liat.  der  ( )  r  t  s  a  r  ni  e  n  ve  r  b  a  n  d  seines 
ünterstützuiigswohnsitzes ;  b)  wcmn  der  Unterstützte  keinen 
Unterstützungswohnsitz  hat,  derjenige  Landarme  n  v  e  r  b  a  n  d, 
in  dessen  Bezirk  er  steh  bei  dem  Eintritte  der  Htüfsbedttrftig- 
keit  befand  y  oder  falls  er  im  httlfsbedflrfHgen  Zustande  aus 
einer  Anstalt  entlassen  wurde,  derjenige  Landarmenverband, 
aus  welchem  seine  Eiidiefening  in  die  Anstalt  erfolgt  ist. 

Der  nach  Vorsdirift  des  5;  30  zur  Kostenerstattung  ver- 
pflichtete Armenverband  ist  zur  Ueb(!rnainne  eines  liidfs- 
bedtlrttigen  Norddeutschen  v<;r|)tiicht<'t,  wenn  die  Unt«'rstützung 
aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer  nur  vorübergehenden 
ArbeitsnnfUhigkeit  notwendig  geworden  ist  (§  5  des  FreizUgig- 
keifsgesetzes)  (§  31)^). 

^)  Auch  hioi-  ist  das  I)etail  dor  spnteron  Erörterung  im  Zusammen- 
hange  mit  den  Keturuibestrebungea  vorzubütialteu. 

*)  V^l.  hierzu  dw  ^§  bb  und  56.    Die  AaewdsQng  kann  unter» 

bleiben  iiifol;:o  trogenseitigcr  Ueboroinkanft;  sie  muss  untor])loibeti,  wenn 
mit  ihr  besondere  Härten  fUr  das  auszuweisende  Individuum  verbunden 
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§  54. 

Die  übrigen  Bestimmungen,  soweit  sie  dieser  Gruppe  an- 
gehören, sind  teils  Ergänzuiigs-,  teils  Ausnahmevorscbriften, 

welche  die  GrundzUge  unberührt  lassen.  Als  vornehmste  Aus- 
iialmiovorschrift  ist  die  des  29  zu  nennen,  der  zuftilge  ganz 
älinlii'li  wie  in  den  meisten  Territorialgesetzgeljun^en  der 
Ortsarmenverband  bezüglich  solcher  Personen,  welche  innerhalb 
seines  Bezirkes  im  Gesindedieust  stehen  oder  als  Gesellen,  Ge- 
werbegehttlfen,  Lehrlinge  arbeiten,  sur  unentgeltlichen  Kranken- 
pflege verpflichtet  ist,  soweit  diese  die  Dauer  von  sechs  Wochen 
nicht  überschreitet  Die  ßefugniss,  solche  Personen  zu  Kranken- 
kassenbeiträgen heranziehen  zu  dürfen,  ist  vom  Gesetz  nicht 
ausgesprochen  ^ ). 

Die  §ij  11 — 14  und  23 — 27  des  Gesetzes  geben  eini^j:e  Details 
bezüglich  der  C^ualitikation  des  den  Erwerb  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes  bewirkenden  Auientiialts  und  der  den  Verlust  be- 
wirkenden Abwesenheit;  für  beide  Fälle  ist  dieses  DcUiil 
ebenso  wie  es  die  Fristbestimmungen  sind,  das  gleiche. 

Der  Lauf  der  Fristen  für  Brwerb  und  Verlust  beginnt 
mit  dem  Tage,  an  welchem  Aufenthalt  bezw.  Abwesenheit  be- 
ginnen. Durch  den  Eintritt  in  eine  Kranken-,  Bewahr-  oder 
Heilanstalt  kann  weder  Aufenthalt  noch  Abwesenheit  begonnen 
werden  (§  11.  23). 

Der  Lauf  der  Fristen  ruht,  so  lange  die  freie  Selbst- 
bestimmung über  Aufenthalt  und  Abwesenheit  ausgeschlossen 
ist  (§  12.  24)  und  so  lange  eine  Unterstützung  aus  öffentlichen 
Mitteln  gewährt  wird  (§  14.  27). 

Der  Lauf  der  Fristen  wira  unterbrochen  durch  den 
von  einem  Armenverbande  gestellten  Antrag  auf  Anerkennung 
der  Verpflichtung  zur  Uobemahme  eines  HülfebedOrfdgeo, 
vorausgesetzt  dass  der  Antrag  binnen  2  Monaten  weiter  ver- 
folgt Avird  und  nicht  erfolglos  bleibt       14.  27). 

An  den  durch  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützungs- 
wohusitzes  geschatienen  Rechtsverhältnissen  des  Ehemannes 
bezw.  der  £ltem  nehmen  die  Ehefrauen  und  Kinder  so  lange 
Teil,  als  sie  nicht  nach  Vorschrift  des  G^etzes  selbständig 
den  Unterstützungs Wohnsitz  erworben  oder  verloren  haben. 
Als  selbständig  gilt  die  Wittwe,  die  geschiedene  und  diejenige 
Ehefrau,  welche  von  ihrem  Ehemann  verlassen  ist  oder  die 


sein  würden  mid  dies  durch  Entteheidinig  der  sottSndigen  Behörde  fest- 
gestellt Worden  ist. 

^  G^enübcr  dem  preuss.  Gesetz  von  1K42  ist  hervoi*zuheben,  dass 
dort  die  Fnst  zum  Erwerbe  des  UnterstUtzun^wohnsitzes  für  Dienstboten 
und  gewerbliche  Arbeiter  von  der  regelmässigen  IHnst  abweicht  und  drei 
Jahre  betnigt,  während  das  vorliefifende  Oe&ot?.  nur  oino  Frist  bezüglich 
des  Erwerbes  und  Verlustes  des  ünterstUtzuugswoimsitzes  und  bezüglich 
aller  Penonen  nonnirt 
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von  iliin  ^^etrennt  lebt  und  ohne  seine  Beihulfe  ihre  Ernährung 
tindet  (§  15—21). 

§  55. 

2.  Gruppe.  Die  Organe  der  öffentlichen  Armen - 

p  f  1  e  ^  e. 

In  seiner  Tendenz  hat  auch  das  Gesetz  Über  den  Untcr- 

sttitznnfrs-Wohiisitz  jene  amienpolizoiliclion  Onindstttzc,  welche 
oben  (8.  92j  dargelegt  wurden,  nicht  verlassen.  Ihm  steht  in 
erster  Linie,  dass  für  jeden  1  lültsbedUrftigen  gesorgt  wird, 
in  zweiter  wer  zur  dt-tinitiven  Fürsorge  verpflichtet  ist. 

Aus  diesem  Gesichtsjmnkte  schreiben  5^  28  und  60  vor, 
dass  jeder  liülfsbedürftige,  gleichgültig  ob  Inländer  oder  Aus- 
länder, vorläufig  von  demjenigen  Ottsarmenverliand,  vorbe- 
halilicn  seiner  Ansprüche,  untersttttEt  werden  muss,  in  dessen 
Benrke  er  sich  bei  Eintritt  der  Httlfrbedttrftigkeit  b<  findet; 
danach  erst  wird  in  den  schon  genannten  §§  29 — 31  die  Frage 
der  definitiven  Verj>fliehtung  zur  Fürsorge  geregelt,  welcln', 
sofern  es  sicii  um  Nonbleutsche  handelt,  die  Verpflichtung  zur 
Erstattung  etwaigen  Aufwandes  und  zu  etwaiger  Ueberuahme 
in  sich  sc  hl  i  esst. 

Die  Festsetzung  über  Art  and  Mass  der  öffentlichen  Unter* 
stutzung,  sowie  über  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  über- 
läset 8  der  Landesgesetzgebung.  —  Vgb  hierzu  5^  30  al.  4  über 
die  Erstattung  von  Kosten  der  AnstaltspHege.  —  Bezüglich  der 
Ausländer  bestimmt  ^  t>0  ganz  allgemein,  dass  zur  Erstattung 
derjenige  Bundesstaat  ?erpflicbtet  ist,  welchem  der  vorläufig  onter- 
statxende  Ortsarmenverband  angehört,  vorbehaltlich  der  anderweitea 
brndssgeaetsliehen  Bflgelmig  durch  üehertraguig  anch  der  endgültigen 
YeriKflichtiuig  anf  seine  Armenverbinda 

Aus  eben  demselben  Oesichtsnunkte  rechtfertigt  sich  so- 
dann die  weitere  VorschrUt,  dass  kein  noch  so  kleiner  rttum- 
lieber  Bezirk  ausserhalb  der  Verpflichtung  snr  Armenpflege 
stehen  nnd  jedes  Grundstück^  sofern  es  nicht  selbst  einen 
Ortsarmenverband  bildet,  einem  angrenzenden  0.-A.-V.  zuge- 
schlagen werden  soll  (J;  4). 

Die  schwierigste  Aufgabe  blieb,  wie  überall  zuvor  in  der 
Territorialgesotzgebung,  die  Bestimmung,  welche  räumlich  ab- 
gegnnzten  Bezirke  als  Annen  verbände  fungiren  sollen.  Auf 
der  »  inen  Seite  war  zu  berücksichtigen  die  Lcistungst)lhigkeit 
zur  Ausübung  der  vorlaurigeu  Fürsorge,  also  eine  verwaltungs- 
technische Fähigkeit,  auf  der  andern  die  LeistungsfUhigkeit 
zur  Tragung  der  definitiven  Untersttttzungskosten ,  also  eine 
finanzielle  Fähigkeit  Und  weiter  war  der  Verband  in  seiner 
räumlichen  Ausdehnung  so  abzugrenzen,  dass  der  auf  der 
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Grundlage  des  wirtscliaftliohen  Ae(|uivaleiits  autgebaute  Unter- 
«tutzungswoimsitz  seine  ^Schuldigkeit  thun  und  dass  bei  Je- 
mandem^ der  sich  innerhalb  eine«  Bezirkes  wenigsten»  zwei 
Jahre  angehalten  hatte,  einigemuwsen  von  Leistung  und 
Gegenleistung  die  Rede  sein  konnte. 

Obwohl  nun  die  Koniniission  erklärt  hatte,  dass  die 
kommunale  QualiHkation  ein  Grund  sein  könne,  aber  nicht 
an  und  ftir  sieh  sein  müsse,  die  politische  Gemeinde  als 
zweckentspr<'ch''nde.s  ( )rgan  zu  bezeichnen,  so  war  sie  doch 
ausser  Stande,  unter  den  in  Deutschland  gegebenen  Verhält- 
nissen eine  andere,  die  Zwecke  der  Armenpriege  in  höherem 
Hasse  gewährleistende  Qualifikation  ausfindig  zu  machen,  als 
diejenige,  welche  die  Territorialgcsetzgebungen  bisher  erforaert 
hatten  und  welche  die  allgemeine  und  herkömmliche  war: 
eben  die  der  Gemeinde  und  des  Gutsbezirkes. 

So  baut  denn  auch  das  Oesetz  da«  System  seiner  Orts- 
armenverbände auf  die  Gemeinden  und  Outsbezirke  auf,  hier- 
bei den  mannigfaltigsten  Kombinationen  ireien  äpiebraum 
lassend.    ^  3  lautet: 

„Ortsarmeuverbände  können  aus  einer  oder  mehreren 
Gemeinden,  und  wo  die  Gutsbezirke  ausserhalb  der  Gemeinden 
stehen,  aus  einem  oder  mehreren  Gutsbezirken,  beziehungsweise 
aus  Gemeinden  und  Gutsbezirken  zusammengesetzt  sein.  AUe 
zu  einem  Ortsarmenverbande  vereinigten  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke gehen  in  Ansehung  der  durch  dieses  Gesetz  geregelten 
Verhältnisse  als  eine  Einheit." 

Die.se  Hestinnnung  «Mithält  eine  Begrenzung  nach  unten 
und  nach  oben  hin;  nacli  unten:  dass  mindestens  eine  Ge- 
meinde, mindestens  ein  Gutsbezirk  die  Funktionen  des  Orts- 
armenverbandes übernehmen  muss  —  nach  oben:  dass  \ede 
Vereinigung  nur  wieder  aus  solchen  zur  Funktion  des  Orts- 
armenverbandes geeigneten  Organen,  also  aus  Gemeinden  oder 
Gutsbezirken,  bestehen  darf.  Dies  vorausgesetzt,  gehen  die 
einzelnen  BosUindteile  eines  durch  Vereinigung  gebildeten 
Ortsarmenverbandes  derart  in  dem  letzteren  auf,  dass  dieselben 
in  Ansf'hung  des  Gesetzes  als  eine  Einheit  irelten ,  dass  also 
vor  allem  der  Aufenthalt  in  einer  der  dazu  gehörigen  Ge- 
meindmi  und  Gutsbezirke  zum  Erwerbe  und  nur  die  Abwesen- 
heit von  jeder  derselben  zum  Verluste  des  Unterstiitzungs- 
wohnsitzes  flihrt. 

Iin  Übrigen  li^  es  der  Landesgesetzgebung  ob,  Uber 
die  Zusammensetzung  und  Einrichtung  der  Ortsarmenver> 
bände  Bestinnnung  zu  treffen  (§  8). 

In  Bezug  auf  die  Lan darni  e  n  v  e  r bä  n de  kam  die 
Notwendigkeit  in  Betracht,  ihre  Funktionen  ^rrösseren,  den 
Ortsamienverbänden  übergeordneten  Bezirken  zu  übertragen^ 
hier  fehlte  es  aber  an  einem  einheitlichen  liassstabe,  wie  er 
für  die  Ortsarmenverbände  durch  das  Vorhandensein  gleich- 
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artiger  unterster  politischer  Körperseliafteu  gegeben  war,  iuso- 
fem  die  darüber  sich  erhebende  Venraltang^örper  höherer 
Ordnmig  in  den  einzelnen  Staaten  durchaus  yeraciiiedene  Bil- 
dung hatten  —  gleichartig  waren  nur  erst  wieder  die  Ver- 
waltungskörper höchster  Ordnung,  die  Staaten  selbst  Da- 
zwischen  lagen  inPreussen  Kreise,  Kegicningsbezirke.  Provinzen, 
in  iSaelisen  Amts-  und  Krei8hauj>tiuann8ehatten  u.  s,  w.,  wjllnvnd 
in  den  kleineren  Staaten  nur  eine  Zwisclienbildung  bestand 
oder  die  8 tiuttb Verwaltung  sieb  unniittelljar  den  (Gemeinden 
überordnete.  Hier  von  vonihereiu  eine  Auswahl  zu  treffen 
und  von  Bundeswegen  die  in  den  einseinen  Staaten  zu  Lend- 
armenTerbänden  geeigneten  Organe,  zu  bestimmen,  war  also 
unthunlich;  auf  der  anderen  Seite  war  aber  auch  die  Nötigung 
hierzu  gennp:er,  da  die  Landannenverbände  nur  eventuell  ein- 
treten,  dif  Ortsamienverbände  im  tlbrigen  zu  vorlftufi;^n'r 
Unter.stiit/.ung  vor)>t]ic'ljf('t  sein  sollten,  es  sieb  also  mehr  um 
Sichersten un;::  der  tiiian/it'llt'u  als  der  verwaltun^^steehnisehen 
L«M8tungstalugkeit  handeln  nuisste.  Endlicli  kam  noch  ein 
Drittes  in  Betracht.  In  den  meisten  Einzelstaaten  war  von 
jeher  irgend  eine  Art  der  BeihOlfe  zu  der  örtlichen  Armen- 
pflege ttblich  gewesen:  in  Preussen  bestand  bereits  vor  dem 
O^etz  von  1842  die  Einrichtung  der  provinziellen  Fürsorge 
fUr  Geisteskranke,  Glebrechliche  u.  a.;  seit  1842  hatten  sich 
derartige  Einrieiitunjren  im  Aiiscldiiss  an  die  neu  gesell atf<^nen 
Landarmen  verbünde ,  abgeselieii  von  der  ihnen  dort  «i:''i'tellt«*n, 
ohnedies  der  Entlastung''  der  Arnienverbiinde  dienenden  Auf- 
gabe, in  der  Ixiehtung  auf  Uebeniahme  gewisser  Armen]»Hege- 
fklle  weiter  entwickelt  Ebenso  war  in  den  übrigen  Staaten 
die  Irren])flege,  die  Zahlung  von  Beitrügen  an  unvermögende 
Gemeinden  u.  dgl.  mehr  Gegenstand  der  unmittelbaren  Für- 
sorge des  Staats,  des  Kreises,  des  Amtsverbandes  u.  s.  w.*) 
gewesen. 

Es  lag  nicht  nur  kein  Grund  vor,  in  di<'se  mannigfachen 
Thätigkeiten  verschiedener  ( Jrirane  einzugreifen,  sondern  um- 
gekehrt traf  die  Erhaltung  und  BeftJrderung  derartiger  Ein- 
riclitungen  mit  der  Tendenz  eines  vor  allem  auf  gerechte 
Verteilung  der  Armenlast  abzielenden  Gesetzes  durchaus  su^ 
sammen. 

Aus  all  diesen  Grttnden  konnte  sich  dasselbe  daher  be- 
gnügen, den  einzelnen  Staaten  die  Einrichtung  von  Land- 
armenverbänden vorzuschreiben  und  den  von  letzteren  mit 

den  Funktionen  des  Landarmenverbandes  zu  betrauenden  Or- 
ganen die  eine  \'erpHiehtung  aufzuerlegen,  welche  zu  den 
unerlilsslichen  Gnind!a;ren  des  Systems  gehörte:  die  unbe- 
dingte Verpflichtung  zur  Unterstützung  hülfsbedürftiger  Nord- 
deutscher, welche  endgültig  zu  tragini  kein  Ortsarmenverband 


1)  Yffi,  hierüber  oaten  Kapitel  10. 
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verpHic'htet  ist  5).  Im  übrigen  blieb  es  der  Landedgesetz- 
gebuug  überlassen,  zu  bestimmen,  ob  der  Staat  unmittelbar^ 
ob  er  durch  andere  Organe  die  Funktionen  des  Landarmen- 
verbandes ttben  soll,  in  welcher  Art  und  in  welchen  Fällen 

den  Ortsarmenverbänden  Beihulfe  zu  gewähren  sind,  und  endlich 
ob  und  inwiefern  sich  die  Landarmenverbände  der  Orts- 
arnienvcrliände  als  ilir^  r  Organe  bei  Ausübung  der  öffentlichen 
ArmenpÜege  bedienen  dürfen^). 

§  6«. 

Der  positive  Inhalt  der  vorstehend  mitgeteilten  Gesetzes- 
vorschriften schloss  einen  negativen  gowisserniassen  von  selbst 
ein  Trotz  allen  Spiolraiiins .  welcher  für  die  Bildung  der 
Annen  verbände  im  einzelnen  aus  guten  (iründen  gestattet 
war^  andere  als  die  vom  Gesetze  erforderten  Verbände  kounten 
in  Offentiich-rechtlicher  Beziehung  nicht  mehr  als  solfissig  er- 
achtet werden.  Die  armenpolizeiliche  Vorschrift,  dass  sein 
Norddeutscher  in  keinem  Räume  des  Bundesgebietes  im  Falle 
der  Bedürftigkeit  ohne  Unterstützung  bleiben  soll,  dass  keine 
Unterstützung  anders  als  durcli  die  gesetzlich  geoitlneten  Ver- 
bünde mit  der  Wirkung  einer  öftentlichen  (d.  h.  einer  erstsit- 
tungstlihigen )  verabfolgt  werden  kann,  bedingte  es  auch,  aus- 
zusprechen, dass  andere  als  diese  Verbünde  Annenverbände 
im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  sein  können.  Damit  waren  Kirch- 
spielsgemeinden, konfessionelle  Armenverbände  und  ähnltche- 
halböffentiiche  oder  auch  ganz  private  Bildungen,  welche  bis- 
her mehr  oder  weniger  an  ilirer  Stelle  ausreichend  gewesen 
waren,  aus  der  K<'ihe  der  öflfentlich-rechtlichen  Organe  der  Armen- 
flege  entfernt  und,  soweit  sie  nicht  mit  den  }»(>litischen  r4rund- 
ildungen  der  (ir  meinden,  Distrikte  u.  8.  w.  übereinstimmten^ 
ihrer  bisherigen  Funktionen  entkleidet. 

In  ?;  6  des  Gesetzes  ist  »lies  in  Bezug:  auf  Armenverbände^ 
deren  Mitgliedschaft  an  ein  bestimmtes  Glaubensbekenntniss  gekniipft 
ist ,  noch  ausdrücklich  ausgesprochen.  Der  §  50  des  Entwurfs, 
welcher  lautete:  „Landarmenverbände  und  sonstige  für  einzelne 
Zweige  udet  Fälle  der  öffentlichen  Armenpflege  eingerichtete  grössere 
Verbtode  stehen  in  Besag  auf  die  Verfolgung  ihrer  Rechte  den. 
ArmenTerbftnden  gleich",  wurde  von  der  Kommission  in  der  aus- 
drücklichen Absicht  ausgeschieden,  Nebenbildongen  nieht  'nzolasBeik 
und  geradezu  die  bestehenden  Verbtode,  soweit  sie  grossere«  dem 


Hierher  gehört  noch  die  etwas  weiter  greifende  VorBcbrift  des  §  59, 

wonach  jffler  Bundesstaat  verpflichtet  sein  soll,  für  Erstattung  derjenigen 
Kosten  zu  sorgen,  zu  deren  Zahlung  ein  Ortsannenverband  laut  üe- 
sditfniguug  seiner  vorgesetzten  Behörde  ganz  oder  teilweise  ausser 
Stande  ist 
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L.-A.-V.  ähnliche  sind,  dem  L.-A.-y.  anzoniUieni  oder  sie  darin 
einznschliesflen.  Letzteres  blieb  dann  eben  Saebe  der  Landes- 
gesetzgebnng. 

§  57. 

3.  Gruppe.   Verhältnisa  der  Armenverbände  zu 

einander. 

Dass  ein  Armenverband  in  die  Lage  kommen  kann,  durch 
vorläufige  Unterstützung  einer  ihm  nach  Miu>ägabe  des  Ge- 
setzes nicht  zugeliörigi'n  iN-r-son  d'w  Geschäfte  des  endgültig 
verpflichteten  Annenvcrbandfs  zu  besorgen,  war  boreits  durch 
die  Unterscheidung  zwischen  vorlUuhger  und  cudgültigcr  Ver- 
pflichtung zur  Unteratlllsong  ausgesprochen;  es  erübrigte  nuch^ 
das  Verfahren  zu  ordnen,  mittels  dessen  der  Anspruch  aus 
der  Geschäftsfllhrung  geltend  gemacht  werden  konnte. 

Zunächst  sind  in  dieser  Beziehung  einige  Bestimmungen 
zu  nennen,  welche  die  selbstverstilndliclie  Konsequenz  des 
ganzen  Systems  sind  und  welche  ohne  Debatte  aus  dem 
Bundesratsentwurt"  in  den  Kommissionseiitwurl',  aus  diesem 
in  das  Gesetz  übergingen:  die  Bestinunungen 

1)  dass  Rechte  und  Verbindlichkeiten  nur  zwischen  den 
zur  Gewährung  öffentlicher  Unterstützung  nach  Vorschrift 
dieses  Gesetzes  verpflichteten  Verbänden  oegrttndet  werden 

2)  dass  jed<T  Armenverband  berechtigt  ist,  seine  Ansprüche 
gegen  einen  andern  Armen  verband  auf  (bin  durch  dieses  Ge- 
setz bezeichneten  \\  t-ge  selbständig  und  unmittelbar  vor  den 
zur  Entscheidung  sowie  zur  Vollstreckung  derselben  berul'enen 
Behörden  geltend  zu  machen  36), 

8)  dass  Orts-  und  Landarmenyerbände  in  Bezug  auf  die 
Verfolgung  ihrer  Rechte  gleich  steh«*n  (§  7). 

Auch  ist  hier  vorab  die  Vorschrift  des  34  zu  erwähnen, 
welche  mehr  instruktioneller  Natur  ist  uiul  den  vorläufig  unter- 
stützenden <^)rtsarmenv(M'b.ind  verpflichtet,  eine  vollstilndige 
Veniehniuiiu"  des  Ilnterstiitzten  ü]»er  sein«;  persönliclii  ii  li*'i- 
niatsverhiiltnisse  zu  bewirken  und  den  etwaigen  Anspruch  auf 
Erstattung  bei  Vermeidung  des  Verlustes  dieses 
Anspruchs  binnen  6  Monaten  nach  begonnener  Unter- 
stützung bei  dem  vermeindieh  verpflichteten  Armenverbande 
mit  der  Anfrage  anzumelden,  ob  der  Anspruch  anerkannt 
wird.  Die  Anmeldung  soll,  falls  der  verpflichtete  Armenver- 
band nicht  ZH  ermitteln  ist,  bei  der  dem  vorläufig  unter- 
stützenden AniM  nverbande  zunächst  vorgesetzten  Behörde  er- 
folgen. Geht  innerhall)  vierzelin  Tilgen  eine  zustimmende 
Antwort  des  in  Anspruch  genommenen  Armenverban^es  nicht 
ein,  so  gilt  dies  einer  Ableh  nung  des  Anspruchs  gleich. 

FMtdnumn  (ST)  TL  4.  ~  lUtaMlwWig.  11 
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Ein  Antrag  des  Abg.  Gmmbrecht,  statt  der  PrisrnntUm  der  Ab* 
lebnnng  die  Präsumtion  der  Anerkennung  bei  Niehtantwort  inner- 
halb 3  Wochen  einznfttbren,  weil  sonst  wieder  ein  Privileg  ftlr  den 
verpflichteten  Armenverband  geschaffen  würde,  wurde  mit  dem  zu- 
treffenden Hinweis,  dass  eine  solche  Bestimmung  gegen  die  einfachsten 
Rechtsprinzipien  Verstössen  würde,  abgelehnt,  dagegen  §  35  angenommen. 

In  den  Entwürfen  des  Bundesrats  und  der  Koniiiiisiion  war  nur 
die  Verpflichtung  zur  Vernehmung  und  Anmeldung  ohne  Frist- 
beatimmung  ausgesprochen.  Im  Reichstage  wurde,  besonders  von 
Gnunbrecht,  geltend  gemacLt,  dass  eine  solche  instmktionelle  Vor- 
schrift ttberhanpt  nicht  in  das  Gesetz  gehöre.  Dagegen  stellte 
der  Abg.  Frantz  den  Antrag  anf  Einfügung  YOn  Fristbestimmongen  — 
Nr.  157  III  der  Drucksachen  — ,  um  den  verpflichteten  Armen- 
verbänden gegen  die  Lässigkeit  der  vorläufig  unterstützenden  Sicherheit 
zu  gewähren ;  er  machte  besonders  geltend,  dass  es  für  die  ersteren, 
falls  sie  von  dem  Ansprüche  erst  nach  langer  Zeit,  vielleicht  nach 
Jahren,  erfahren,  oft  unmöglich  sei,  noch  die  Aufenthaltsverhältoibäe 
festzustellen,  sich  an  froher  vermögend  gewesene  Verwandte  zu  re- 
gressiren  n.  s.  w.  Die  von  Frantz  beantragte  Frist  von  8  Wochen 
wurde  auf  Antrag  des  Abg.  v.  Hennig  auf  6  Monate  erhöht.  —  Der 
Berichterstatter  Friedenthal  glaubte  noch  darauf  hinweisen  zu  müssen, 
dass  es  sich  hierbei  immer  nur  um  Kosten  handeln  könne,  die  der 
Vergangenheit  angehören,  da  im  Falle  dauernder  Bedürftigkeit  in 
jedem  Momente  der  Dauer  der  Ansprach  auf  Ausweisung  bezw. 
fernere  Kostenerstattung  erwachse. 

Die  einmal  geschehene  Anmeldung  wirkt  auf  unbeschränkte  Zeit; 
anch  wenn  nachträglich  der  erstattungspflichtige  AnnenYerband  er- 
mittelt wird,  soll  es  keiner  Wiederholung  der  Anmeldung  bedürfen 
—  ?|^.  Entsch.  vom  2.  Mai  1885  Bd.  XVII  S.  148. 

§  58. 

Für  die  Ordnung  des  Verfahrens  selbst  >varen  zwei  Mög- 
lichkeiten gegeben.  1.  Es  konnten  alle  Anuenstrcitsacheu 
einem  von  Bundeswegen  za  ordnenden  gleichartigen  Vednlireii 
unterworfen  werden ;  2.  es  wurden  nur  diejenigen  FftUe  Tor^ 
gesehen,  in  welchen  Armenverbände,  die  verschiedenen  Bundes- 
staaten angehören,  in  Streit  geraten.  Mit  anderen  Worten :  es 
handelte  sich  auch  hierbei  darum,  ob  man  durcli  Bundesrecht 
alles  Landesrecht  beseitigen  oder  sich  mit  interterritorialer 
Regelung  begnügen  wollte.  Das  Gesetz  folgt  der  zweiten 
Alternativ«'.  Streitigkeiten  zwiscli^n  verscliiedenen  Annen- 
verbänden, welche  demselben  Bundesstaiite  angehören,  sollen 
auf  dem  durch  die  l4uideageaetae  vorgeschriebenen  Wege  er- 
ledigt werden  (§  37).  Gehören  dagegen  die  streitenden  Teile 
verschiedenen  Bundesstaaten  an,  so  findet  ein  bundeagesets- 
lieh  geordnetes  Verfahren  statt  (§  38—51  d.  Ges.). 

Doch  soll  auch  in  diesen  interterritorialen  StreitfiÜleUy 
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soweit  sie  die  untere  Instanz  angehen ,  über  den  erhobenen 
Anspruch  im  Verwaltungswege  durch  diejenige  Spruchbehörde 
entschieden  werden ,  welche  dem  in  Anspruch  genommeneu 
Verlmndc  vorgesetzt  ist,  und  die  Zustilndigkeit,  der  lustunzen- 
zug  und  das  Verfahren  der  iaudesgesetzlichen  Regelung  vor- 
benalten  bleiben. 

Was  die  Entscheidung  in  letzter  Instanz  anging,  so  Hess 
sich  zwar  denken,  dass  bei  im  tibrigen  einheitlicher  Regelung 
der  Materie  für  das  ganze  Bundesgebiet  eine  Uber  die  Einzel- 
staaten hinausreichende  Instanz  geschaffen  würde,  welche  von 
Bundeawegen  Aufsicht  übte  und  Recht  sprach.  Unbedingt 
erforderlicli  war  dieselbe  selbstverstilndlicfi  nur  bei  Streit- 
sacheu  zwischen  Armenverbilnden,  die  verschiedenen  Buudes- 
ataaten  angehören.  Dieser  Punkt  bildete  nun  den  dritten  be- 
deutenden Anlass  fUr  die  gesetzgebenden  Faktoren,  sich  Ober 
die  Kompetenzen  der  Bunde^gewalt  aufs  gründlichste  auszu- 
sprechen. Und  indem  von  der  einen  Seite  die  Befugniss  des 
Bundes  zur  Schaffung  einer  solchen  Instanz  flir  alle  (also 
auch  die  nicht  interterritorialen)  Streitfälle  des  Armenrechts 
in  Anspruch  genommen,  von  der  andern  Seite  jed(3  über  ein 
interterritoriales  Austragalvertahren  hinausgehende  Befugniss 
bestritten  wurde,  eriiielt  die  Diskussion  wiederum  eine  die  W  ich- 
tigkeit  der  in  Frage  stehenden  Angelegenheit  bei  weitem  ttber- 
ragende  Bedeutung:  wiederum  standen  Bund  und  Einzel- 
«taat  in  scharfem  Gegensatz  einander  gegenttber;  wiederum 
meinten  die  Vertreter  der  einen  Richtung,  dass  durch  die 
endgültige  Entscheidung  in  ihrem  Sinne  die  gemeinsame 
deutsche  Sache  aufs  beste  gefördert  werde,  wilhnMid  die  an- 
dern einen  unerträglichen  Eingriff  in  die  einzelstiuitlichen 
Hoheitsrechte  abwehren  zu  müssen  glaubten.  Von  dem  Er- 
gebuiss  dieser  Kämpfe  unterscheidet  sich  aber  die  Frucht 
|ener  anderen,  welche  man  um  die  einheitliche  Regelung  der 
Armenflirsorge  und  das  armenrechtliche  System  gefihrt  hatte, 
durch  den  Erfolg,  welcher  in  der  Hauptsache  deijenigen  Seite 
blieb,  welche  der  gemeinsamen  obersten  Instanz  widerstrebt 
hatte. 

Der  Verlauf  dieser  Kämpfe  ist  fllr  das  V«'rstiindniss  der 
schliesslielieii  Regelung  deslialb  besonders  wiciitig.  weil  ea 
noch  bis  zur  Gegenwart  keine  armenrechtliche  gemeinsame 
oberste  Instanz  giebt  und  die  sie  betretlenden  Fragen  noch 
gegenwärtig  bestrittene,  zum  Teil  ungelöste  sind^). 

In  gewissem  Sinne  am  weitesten  war  in  dieser  Besiehung 
der  Entwurf  des  Bund«  srats  zurückgeblieben,  der  von  vorn- 
herein nur  der  interterritorialen  Regelung  galt,  von  vornherein 
nur  eine  gemeinsame  Instanz  ftir  die  dahin  gehörigen  Fälle 
im  Auge  haben  konnte.   Als  solche  bezeichnete  er  den  Bundes- 


Vgl  hierzu  unten  §  216.  221.  222. 
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rat,  und  zwar  einen  aus  beiner  Mitte  zu  bildenden  Aus- 
schass  für  das  Heimatwesen. 

Diese  BestimmimK  hatte  zunächst  in  der  Kommissiony  da- 
nach im  Reichstage  das  eigentttmliche  Schicksal,  weder  der 

einen  noch  der  andern  Partei  zu  ^^«  talh  n:  den  Vertretern  der 
Einheitsbestrebungen  erschien  die  Beschränkung  auf  die  we» 
nigen  eigentlich  interterritnrial<  n  Fülle  vi«  !  zu  eng,  während 
die  Gegner  die  Bildung  eines  solehen  Ausschuss<'s  als  ausserhalb 
der  verfassungsmässigen  Kompetenz  des  Bundesrats  liegend 
erucliteten. 

Dem  entsprechend  bewegten  sich  Anträge  und  Best  lilUsse 
in  der  Richtung  auf  Erweiterung  hier,  aiu  Einengung  der 
Bundesbefugnisse  dort  Die  Kommission,  welche  den  für  die 
damaligen  Verhältnisse  wirklich  uiig(4ieuem  Sprung  von  der 
blos  interterritorialen  zur  einheitliclien  Regelung  der  ganzen 
Materie  gewagt,  und  —  wie  sich  zeigte  —  mit  Erfolg  gewagt 
hatte,  nahm  auch  den  Ged{inken  einer  bundesamtlichen  In- 
stanz mit  Lebhattigkeit  auf  und  folj^erte  aus  der  Thatsache 
der  nunmehr  gemeinsamen  Rechts(|Uelle  die  Notwendi;^keit 
ihrer  gleichmässigeu  Benutzung,  die  nur  durch  eine  gemein- 
same höchste  Instanz  gewährleistet  werden  könnte.  Mit  Gb- 
schick  deduzirtc  sie  aus  dem  Voi^hcn  des  Bundesrats,  dasa 
er  durch  seinen  Entwurf  die  Frage,  ob  die  Schaffung  einer 
solclien  Instanz  verfassungsmässig  zulässig  sei,  |>riijudiziell  in 
bejahendem  Sinne  entschieden  hätte,  und  mit  \\'ärme  betonte 
si''.  dass  es  neben  dem  fonnellen  Recht  auf  den  Geist  der 
Verfassung  ankomme,  welche  dem  Bunde  nicht  die  Gesetz- 

ijebung  übertragen  hätte,  wenn  sie  ihm  nicht  auch  die  Mög- 
ichkeit  hätte  geben  wollen,  Garantien  füt  ihre  DurchflÜurung 
zu  schaffen^). 

Die  Gegner  bestritten  die  Kompetenz  des  Bundesrats, 
auch  nur  zur  Bildung  eines  neuen  Bundesratsausscluisses, 
durchweg  und  beriefen  sieh  hierriir  auf  die  Art.  3.  4.  lö.  17 
der  Bundesverfassung.  Art.  3  enthalte  die  Bestimmung,  dass 
von  dem  gemeinsamen  Indigenate  die  Arnu  nvcrsorgung  und 
die  Aufnalime  in  den  lokalen  Annenverband  nicht  ])erülirt 
sein  solle;  in  Art.  4  seien  die  Gegenstände  der  Bundesgesetz- 
^ebung,  in  Art  8  die  zu  bildenden  Ausschüsse  festgesetzt  — 
jener  führe  die  Annenpflege,  dieser  einen  Ausschuss  für  das 
Heimatwesen  nicht  auf  — ,  und  endlich  übertrage  Art  17  dem 


Im  Reichstage  war  es  besonders  Laaker,  welcher  das  Wort  ..Auf- 
riebt* in  dem  Sinne  interpretirte,  dass  darunter  nicht  blos  ein  einmaliges 
EingretfeD,  sondern  das  oidnungsmäsfige  Lösen  der  entstehenden  Zweifel 
im  vfege  der  Entscheidung  durch  geordnete  Organe  zu  verstehen  seL 
Miqnel  sprach  ans,  dasi  die  Schaffung  einer  obersten  Instanz,  falls  die 
Berechtigung  hierzu  nicht  schon  aus  der  \"«>rfa38ailg  henoleitea  sei, 
zweifellos  durch  ein  bpeziaJgesetz  erfolgen  könne. 
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liuiidc  nicht  fli«'  Handhabung  der  Qe^ctze,  sondern  lediglich 
die  Ucberwachung  ihrer  Ausführung. 

So  standen  sicli  denn  gegenüber  die  Verfechter  der  Ein- 
heit, welche  von  der  Zersplitterung  der  Rechtsprechung  in 
viele  landesgesetzlich  höchste  Instanzen  eine  die  wohlthätigen 
Wirkungen  des  Gesetzes  gefthrdende  VielfiÜtigkeit  und 
Zwiespältigkeit  befürchteten  —  und  jene  andern,  Är  welche 
die  Zulassung  der  gemeinsamen  obersten  Instanz  di<'  weitere 
Stärkung  einer  die  Landeshoheit  unheilbar  zerstörenden 
Bundesgewalt  bedeutete 

Und  an  diesem  Punkte  wurde  nun,  nachdem  schon  die 
verschiedenen  Heimatsvsteme  ein  Opfer  der  Bundeshoheit 
eeworden,  um  so  nacndrUcklicher  festgehalten.  Wie  nach- 
drücklich, das  zeigte  nicht  blos  die  Erklärung  d(  s  sttchsischen 
Bevollmitchtigten  (Schmalz);  es  erklärten  vielmehr  zunächst 
in  der  Kommission  der  Bevollmächtigte  d«'r  preussisehen  Staats- 
regi<'rung  (v.  Puttkanii  r)  und  deinniichst  im  Reichstage  der 
Präsident  des  Bundeskanzli  ramtcs  (Delhrtick)  in  eigener  P«'r- 
son,  dass  das  ganze  Gesetz  aui  unüberwindlichen  Widerstand 
stossen  wtlrde,  wenn  die  Kommisstonsbeschlttsse  wegen  Schaf- 
fung einer  ausnahmslos  höchsten  gemeinsamen  Instanz  ange- 
nommen werden  wttrdeo. 

Da  di<'se  Erklärung,  die  bestimmt  genug  ausgesprochen 
war,  um  das  Eintreten  der  darin  in  Aussicht  gestellt'^n  Even- 
tualität ausser  ull«'n  Zweit"«-!  zu  setzen,  das  äusserste  Mass 
des  Entg(^genkominens  seitens  d»  r  \vid<'rstrebenden  Elemente 
und  somit  die  Grenze  des  überhaupt  Erreichbaren  bezeichnete, 
ao  wurde  sie  ausschlaggebend  ftlr  die  Beschlussfiusung  des 
BeichAages. 

Entsprochen  wurde  ihr  durch  einen  Antrag  des  Abg. 
Hiquel*),  Inhalts  dessen  bei  allen  Streitigkeiten  zwischen  Armen- 
verbänden, welche  verschiedenen  Bundesstaaten  angehören, 
die  Berufung  an  eine  g(>meinsame  Bundesinstanz  (nach  näheren 
im  Detail  zu  beratenden  Massgaben)  zulässig  sein  sollte.  Auch 
sollte  es  der  Landesgesetzgebung  freistehen,  bis  zu  ander- 
weiter von  Bund  es  wegen  erfolgender  Regelung 
der  Kompetenz  der  Bundesinstan  z  auch  Streitigkeiten 
zwischen  Armenvertanden,  die  nur  ihrem  Gebiet  angehörten, 
dieser  Bundesinstanz  zu  unterwerfen. 

Nachdem  Miquel  seinen  Antrag  begründet  und  insbeson- 
dere dargelegt  hatte,  dass  es  besser  sei,  das  Geringere  anzu- 
nehmen,  als  gar  keinen  Fortschritt  auf  dem  Woge  einheit- 


Der  Abgeordnete  Oehmicben  sprach  ^radezu  von  ^^allmilhlielieni 

Mediatisiren".  Seine  verfa.«i8ungsmä88i|ren ,  m  der  Kommission  voree- 
brachten  Bedenken  hatte  er  iu  einem  äeparatvotum  niedergelegt  Vgl. 
Amn.  1  S.  146. 

*)  Nr.  167  der  Dracksaehen. 
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lieher  Gesetzgebung  zu  machen,  erklärten  auch  andere  Mit- 
glieder des  iteichBtages  und  swar  aus  beiden  Lagern  ihre  Be- 
reitwilligkeit zu  einem  Korapromiss  im  Interesse  des  Gänsen. 

So  wurde  der  Miquelsche  Antrag  vom  Reichstage  angenom- 
men *)  und  eine  bundesgesetzliche  oberste  Instanz  geschaffen, 
welche  die  obligatorisehe  Instanz  für  alle  interterri- 
torialen, die  fakultative  tllr  die  nur  territorialen  iStreit- 
tUUe  zu  bihlen  bestimmt  wurde  (§  41.  52). 

Von  sekundärer  Bedeutung  war  an  dieser  Stelle  die 
Frage  der  Organisation ,  welche  der  Miqudsche  Antrag  vor- 
behalten hatte;  an  dieser  Stelle  —  denn  an  und  fUr  sich 
kam  den  Fragen,  ob  Verwaltungs-  oder  zivilgerichtliches  Ver- 
fahren, ob  Gebtihrenfreiheit  oder  Oebührenlast,  ob  auf  Lebens- 
zeit ernannte  oder  absetzbare  Richter  u.  a.  ni.  auch  in  An- 
sehung des  vorliegenden  Gesetzes  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Bedeutung  zu. 

Die  Wunsche  und  Meinungen  hinsichtlich  der  Organisa- 
tion bewegten  sich  aber  auch  hier  wieder  swischen  awei  ESx- 
tremen« 

Während  der  sächsische  Abgeordnete  v.  Einsiedel  nichts 
anderes  als  die  Beibehaltung  einer  mehr  diplomatischen,  an 
feste  Formen  nicht  gebundenen  Austrägalinstanz  im  Sinne  der 
Gothaer  Konvention  wünschte,  trat  Lasker  für  ein  Verfaliren 
ein,  bei  welchem  der  ordentliche  Rechtsweg  prinzipiell  (»der 
mindestens  fakultativ  zugelassen,  die  gc^etzmässige  Durch- 
ftübrung  durch  Besetsung  des  Gbrichts  mit  unabhftngigen 
Richtern  sichergestellt  werden  sollte;  und  wShrend  Einsiäel 
den  Bundesrat  als  die  geeignete  Behörde  bezeichnete,  be- 
antragte Lasker,  das  damals  schon  errichtete  B  un  des- Ob  er- 
Hand elsgericht  mit  Wahrnehmung  der  bezüglichen  richter- 
lichen Funktionen  zu  betrauen:  er  betonte  hierbei  besonders 
nachdrücklich  den  Unterschied,  welclu^r  zwischen  dem  Interesse 
der  Verwaltung  an  der  Gewährung  öft'cntlicher  Armenpflege 
und  dem  Interesse  der  Armen^erbttude  an  der  Entscheidung 


wer  definitiv  die  Armcnlast  zu  tragen  habe,  löse  sich  als  eine 
nachNomien  des  objektiven  Rechts  zu  entscheidende  rein  aus. 
In  der  Mitte  zwischen  diesen  Ansichten  stand  der  £nt- 


Bemerkenswert  ist  das  Amendement  des  Abgeordneten  Grat 
Bassewitz,  die  Worte  „bis  m  awderweiter"  o.  s.  w.  fbrtzalassen ,  damit 
die  in  diesen  Worten  au8c;cdrfickte  Anerikenaimg  der  Kompetenz  des 
Bundes  nicht  präjudizielle  liedeutunp:  erlange.  Abgeordneter  FrioJonthal 
erwiderte  hierauf;  dass  die  Absicht,  ein  Priyudiz  zu  schaffen,  wohl  nicht 
▼orÜege,  man  wolle  eben  die  IVsge  offim  Isssen;  nnr  müsse  man  auf 
der  andern  Seite  der  Folgerung  vorbeugen,  die  aus  der  Streichung  jener 
Worte  ffesBOgen  werden  könnte,  dass  man  im  Wege  des  Komnronusaes 
^  Inkornj^ftens  flir  alle  Zät  hllts  siuresteben  wollen,  nrirfdsnt 
Delbrfiek  i  rklUrte,  dass  g^gen  den  Antrtg  WtptA  veifiMraogsniisrige  Be!> 
denken  nicht  obwalteten. 


Armenlast  bestttnde;  die  Fm^e, 
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wurf  dea  Bundesrats,  welcher  einen  B  u  n  d  o  s  r  a  t  s  a  u  s  s  c  Ii  u  s  8 
für  das  Heimat  Wesen  als  entscheidende  Behörde  vor- 
geschlagen, daneben  aber  (§  42  des  Entwurfs)  den  ordentlichen 
Rechtsweg  zugelassen  hatte.  Keiner  dieser  Vurschläge  fand 
eine  Majorität  Gegen  den  des  Abgeordneten  v.  iantiedel 
aprach  Belbatverständlich  die  AuffiuBang,  welche  durch  An- 
nahme des  Miquelschcn  Antrages  zum  Ausdruck  gekommen 
war;  von  d(*r  ftikultativen  Zulassung  des  Rechts-  und  Ver- 
waltungsweges fiirchtete  man  eine  schädliche  Zwiespttltigkeit ; 
dem  Laskerschen  Antnige  hielt  man  das  Bedenken  ont^regen, 
dass  es  den  rein  juristisch  gebildeten  Klementen  an  hinrt'ic  hen- 
der  praktischer  Erfahrung  fehlen  würde,  welche  im  Hinblick 
auf  die  eigentttmliche  Katar  der  aus  aer  Armenpflege  ent- 
springenden Rechte  und  Verbindlichkeiten  für  die  Entschei- 
dung von  hierbei  erwachsenden  Streitigkeiten  ein  nnerlässlichee 
Erfordemiss  sei. 

Immerhin  blieb  man  bei  dem  Gedanken ,  eine  höchste 
Instanz  nach  Art  eines  Gerichtshofes  zu  bilden,  stehen.  Schon 
die  Kommission  hatte  es  ausgesprochen,  dass  ein  solches  ent- 
scheidendes Organ  nicht  ein  ohne  jede  SUibilitilt  gebildeter 
Bundesausschuss  sein  könne,  dessen  Mitglieder  Mandate  und 
Instruktionen  ihrer  Kt  gierungen  erhielten,  dass  zum  mindesten 
Stilndigkeit,  KoUegialität  und  richterliche  Qualifikation  eines 
Teiles  der  Mitglieaer  als  Garantie  des  Verfahrens  gefordert 
werden  mUssten.  Es  handelte  sich  nur  noch  darum,  an  Stelle 
der  richterlichen  Mitglieder  oder  neben  ihnen  diejenigen  Ele- 
mente zu  bezeichnen .  welche  aus  der  Verwaltung  und  der 
Laienwelt  mit  herangez(»^'<'ii  werden  sollten. 

^^'esentlich  aus  diesen  P>wägungen  ist  die  vom  Reichstiige 
beschlossene  und  demnächst  gesetzlich  sanktionirte  Behörde 
hervorge|;angen ,  welche  den  Kamen  Das  Bundesarat  ftir 
das  Heimatwesen  erhielt  Sie  ist  das,  was  der  spftter  bei 
weitem  geläufiger  gewordene  Name  „Verwaltungsgenchtshof* 
bezeichnet:  eine  ständige  und  kollegiale  Behörde,  deren  Mit- 
glieder auf  Lebenszeit  ernannt  werden  und  von  denen  der 
Vorsitzende  und  mindestens  2  Mitglied(»r  die  für  dsis  höhere 
Richteramt  erforderliche  Vorbildung  haben  müssen  (§  42). 
Sie  soll  ihren  Ueschilftsgang  durch  ein  vom  Bundesrat  zu 
bestätigendes  Regulativ  ordnen  und  mittels  eines  einfachen, 
im  wesentlichen  dem  preussischen  Recht  entsprechenden  Ver- 
iahrens  auf  eingelegte  Berufung  innerhalb  der  geordneten 
Kompetenz  entscheiden.  Die  EntMsheidung  erfolgt  gebühren- 
frei m  <KS(Bntlicher  Sitzung  nach  erfolgter  Ladung  und  An- 


')  VffL  die  §§  42—51  und  Bekanntmachung  betr.  das  Regulativ  zur 
Ordnuiw  des  Getchäftu^aoges  bei  dem  Bondesamt  fUr  das  Heimatwesen 
Tom  6.  Jamiar  1873:  ZeBtrslUatt  d.  D.  B.  S.  4  ff. 
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hörung  der  Parteien  mittels  schriftlichen  Erkenntnisses^);  ein 
weiteres  Rechtsmittel  ist  gegen  dieselbe  nicht  zulässig. 

§  59. 

Von  den  übrigen  Bestimmuii^^cn  des  Gesetzes ,  welche 
eine  gewisse  prinzipielle  Bedeutung  beanspruchen  können,  sind 
nnr  noch  die  des  §  65  zu  nennen'),  welcher  den  Tag  der 
Gesetzeskraft  auf  den  1.  Juli  1871  festsetzte  und  der 
aus  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Tennins  sich  ergebeiulen 
Nötigung  Rechnung  trug,  den  Uebergang  aus  den  be- 
stehondon  individuellen  Rcchtsvorbältnissen  in  die  neu  ge- 
schartV'iicn  Zustände  zu  regeln.  Es  wurde  hierbei  in  Bozieliung 
auf  die  in  Betracht  kommenden  Personen  prinzipiell  unter.s(.'hi«'den 
zwischen  solchen,  welche  am  1.  Juli  1871  eine  Heimat  oder  einen 
Untersttttzungswohnsitz  nach  Landesrecht  besitzen,  und  solchen, 
welche  ebendann  einen  Teil  der  für  den  Erwerb  erforderlichen 
Voraussetzungen  erftlllt  haben  würden.  Die  ersteren  sollten 
das  am  1.  Juli  1871  bestehende  Rechtsverhältniss  nach  Mass* 
gäbe  des  Bundesgesetzes  als  UnterstUtzungswohnsitz  fortsetzen ; 
bei  fh*n  andern  wurde  noch  weiter  unterseliieden,  ob  sie  nach 
Landesrecht  Heimat  odvr  Unterstützungswohnsitz  durch  quali- 
lizirten  oder  durch  blossen  unqualitizirten  Aufenthalt  hätten 
erwerben  können.  Im  ersteren  Falle  soll  die  vergangene  Zeit 
überhaupt  nicht  mitadlhlen  und  der  FHst^ilaaf  zum  Erwerb 
des  neugeschaffenen  Untersttttzungswohnsitzes  erst  vom  1.  Juli 
1871  an  gerechnet  werden;  dagegen  soll  im  andern  Falle  die 
abgelaufene  Zeitdauer  voll  zur  Anrechnung  kommen  und  mit- 
hin durch  einen  am  1.  Juli  1871  b^roits  zwei  Jahre  fort- 
gesetzten Aufenthalt  der  Unterstützungswohnsitz  als  erworben 
gelten,  bezw.  eine  kürzere  Frist  durch  den  nach  diesem  Zeit- 
punkt bis  zur  Dauer  von  zwei  Jahren  fortgesetzten  Aufenthalt 
eiigänzt  werden  können. 

Es  wurde  vorausgesehen ,  dass  diese  Vorschrift  die  Land- 
armenverbände  zunächst  sehr  überlasten  würde;  man  glaubte  aber 
in  anderer  Weise  der  uiigebübrlicben  Belastung  von  Gebieten,  in 
denen  soldie Bestimmungen  bisher  nicht  gegolten  hatten,  nicht  vorbeogen 
SU  können.  —  Die  zweite«  Siuserst  radikale  Yorachrift  wurde  be- 
sonders von  den  Abgg.  Scldeiden,  Kraus  und  Hinrichsen  auch  noch 


*)  ErkeaBtnise  im  Gegensatz  zu  Beschlass,  welchen  §  37  des 
B.-Entw.  vorgeschlagen  hatte;  im  Reichstage  traten  heaonders  v.  KardorflF, 
Miquel,  v.  Ja^w  für  die  Garantie  des  förmlichen  Erkeuntnisses  ein. 

*)  Der  B.-Entw.  hatte  derartige  UebergangsbestimmuQgen  sdner 
ganzen  Anlage  nacli  nicht  aufzunenmen  branchon.  Dieselben  wurden 
erst  durch  die  Kommissioa  hinzugefügt  uud  bildeten  im  Keichstage  noch 
sum  SehlnsB  den  Gcgenstsiid  dner  siemBeh  erregten  Debatte,  an  welcher 
sich  besonden  die  Abgeordneten  für  Schieswig^HoIsteln  als  Gegner 
beteiligten. 
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in  8.  LeBang  anfii  lebhafteste  im  Hinblick  auf  Schleswig-Holeteiii  be- 
kämpft. Dnt,  wo  bisber  ein  ftkn£Mhnjihriger  noqiialifizirter  AnüBnt- 

halt  zum  Erwerbe  des  Heimatrechts  erforderlich  gewesen  war,  mossten 
sämmtlicbe  in  einer  Gemeinde  mehr  als  2  und  weniger  als  15  Jahre 
aufhaltsam  gewesene,  am  30.  Juni  1871  noch  nicht  heimatberech- 
tigte Personen  am  1.  Juli  1H71  in  dieser  Gemeinde  ohne  weiteres 
den  ü.-W.  erworben  haben,  wovon  wohl  mit  Recht  eine  erhebliche 
Belastang  der  Gemeinden  als  Ortsarmeu verbände  gefürchtet  wurde. 
Dies  erloinnte  man  von  allen  Seiten  an,  betonte  Jedoch  dem  gegen- 
über die  Notwenrligkeit,  das  Gesetz  mit  rackwirkender  Kraft,  ähn- 
lich wie  bei  Einflkhrong  nener  VerjAhrnngsfristen ,  aasznstatten. 
Schliesslich  wurde  auch  diese  Uebergangsbestimmnng  angenommen. 
Gegenwärtig  haben  die  Uebergangsbestimmungen  selbstverst;1ndlich 
nur  noch  geringe  praktische  Bedeutung;;  sie  können  nur  noch  zur 
Anwendung  gelangen  in  Bezug  auf  Personen,  welche  kraft  eigenen 
Rechts  einen  Unterstfltzungswohnsitz  noch  nicht  haben  erwerben  können 
und  deren  Eltern  vor  dem  1.  Juli  1873  verstorben  sind.  — 

Die  Entsehmdungen  des  Bandesamts  f.  d.  H.  enthalten  ans 
nenerer  Zeit  nur  noch  2  (anf  Renss  bezttgliche)  FftUe.  Tgl.  Entsch. 
Bd.  XVI  8. 181  ff. 

So  war  denn  ein  neuer  Rechtssustand  allseitig  vorbereitet, 
eine  Grundlage  der  Öffentlichen  Armenpflege  Im  ganzen  Bundes- 

gehiet  iiacli  .t^lcichma^sigen  Grundsätzen  geschaffen.  Nur  dieser 
Grundlage  gelten  die  zwingenden  Vorschriften  des  Gesetzes, 
das  im  Ubrigon  d  i  s  p  n  s  i  t  i  v  e  Bestimmungen  der  Land«'s- 
gesetze  btdiufs  AustVihrun;::  der  orstoron  im  woitost«'n  Umfange 
zuläs8t.  Es  soll  kein  Grmul-^tüek  im  Jiuiulf.^m'ljict  «^chcn,  das 
nicht  einem  Ortsarmenverband,  keinen  Ortsarmeiivfrljand,  der 
nicht  einem  Landarmenverbund  zugehört.  Es  soll  im  ganzen 
Bundesgebiet  kein  HUlfsbediIrftiger  ohne  Httlfe  bleiben,  kein 
Korddeutscher  in  dem  einem  Teile  des  Bundesgebiets  andere 
Behandlung  erfahren  als  in  dem  andern.  Ftir  keine  Leistung 
im  Interesse  der  öffentlichen  Armenpflep-  soll  es  an  einem 
endgültig  verijflichteten  Ve  rbände  fohlen,  t'ilr  kein  Individuum 
an  einem  Verbände,  der  zur  Duldunj^  seines  Aufenthalt«'«  ver- 
{)fliclitet  ist.  Alle  dahin  zielenden  \'orschj*ifteii  sind  zn  in^eiid*'*  )• 
Aber  auf  diesem  unerseliütterlichen  Fundament  sollen  die  Ein- 
zelataaten  das  Werk  der  öffentlichen  Armenpflege  aufbauen 
und  auabauen.  Art  und  Mass  der  Unterstützung ,  Regelung 
des  Ver&hrens  in  den  Landesinstanzen,  Einrichtung  und  Ab- 
grenzung des  Umfangs  der  Armenvcrbände,  Massregeln  zur 
Erleichterung  der  Armenlast  —  alle  diese  Angelegenheiten 
sind  Sache  der  Landesgesetzgebungen,  welchen  diunit  eine 


Vgl.  insbesondere  §  64:  Dfis  Eintroten  der  in  den  ij;;  10  und  22 
an  den  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  ffeknUnften  Wirkungen  kann  durch 
Vertrag  od«r  Venicht  der  beteiligten  BefaOraen  oder  Personen  nicht  ans- 
geschlosson  werden. 
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nicht  minder  schwierige  Aufgabe  zugewiesen  wird,  als  sie 
der  Bundesgeset^gebang  im  Bereiche  ihrer  MachtbefugniM  ob- 
gelegen hattet 

1877  wurde  dn  das  U.-W.-6.  abändender  £ntwurf  des  B.-R.  be- 
kannt, der  einige  Aenderungen  in  Bezug  auf  die  Fristen  and  aal 
§  29  n.  a.  m.  enthielt.  Derselbe  ist  nicht  an  den  Reichstag  ge- 
langt. —  Er  ist  abgedruckt  in  der  Gera.-Z.  1877  S.  123.  Auszugs- 
weise sind  Inhalt  und  Motive  in  Births  Annalen  1877  S.  1042 
mitgeteilt.  —  Die  einzelnen  Abänderungen  werden  an  den  betreffen- 
den Stellen  mitgeteilt  werden. 


b.  Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs. 

§  60. 

Bevor  noch  das  vom  Norddeutschen  Bunde  eriassene 
Gesetz  Uber  den  Untersttttziingswohnsitz  in  Kraft  getreten 

war,  fanden  jene  grossen  Be^^ebenheiten  statt,  welche  zur 
Gründung  des  D  e  u  t  s  c  h  e  n  K  e  i  e  h  s  und  zur  Umwandlung 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  I^undes  in  die  Reichs- 
verfassung führten.  An  dieser  Umwandlung  nahm  die 
Mehrzahl  aller  Bundesgesetze  Teil;  aber  von  den  beiden  den 
Aufenthalt  und  die  öffentliche  Armenpflege  regelnden  Gesetzen 
wurde  nur  das  die  Freizügigkeit  beti^ffende  im  ganzen  Reicha- 
gebiet  eingeführte  während  das  Gesetz  ttber  den  UnterstUtzungs- 
Wohnsitz  ein  gleiches  Schicksal  nicht  erfulir  und  bis  heute 
nicht  erfahren  hat.  Oerade  in  Bezug  auf  dieses  Gesetz  blieb 
der  im  übri^'fii  stetige  Verkuf  der  Reiclisgesetzgebung  ein 
ungleiclimässiger. 

Die  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde,  Baden  und 
Hessen  (für  die  südlich  vom  Main  gelegenen  Gebiete)  ver- 
einbarte Verfassung  des  Deutschen  Bundes  vom  15.  No- 
vember 1870  enthielt  die  Art.  3  und  4  der  Norddeutschen 
Bundesverfassung  und  flihrte  die  in  Art  80  näher  bezeichneten 
G^esetze,  darunter  da^  ttber  die  FreizQgigkeit,  in  dem  nun- 
mehrigcii  Bundesgebiet  als  Bundesgesetze  ein,  während  gleich- 
zeitig das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  nur  fUr 
Hessen  südlich  des  Main  (mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Juli 
1871)  einget\lhrt  wurde*). 

Ebenso  unterblieb  die  Einführung  des  letztgenannten  Ge- 


Art  1.  3.  4 KO  der  Verfassung  des  Deut  schon  Bundes:  dazu 
Protokoll  von  Versailles,  1').  November  1870,  B.-G.-Bl.  1H70  S.  627. 
Der  hier  sestiftete  Bund  soll  den  Namen  „Deutsches  Heich**  flibren. 
eine  Besdetoinng,  die  io  den  sogleich  sa  iMnaendeii  Yeidnfasiaii(|en  mit 
Baiem  und  Würtemberg  fehlto  und  ent  IB  der  VerfiMRUIg  vom  lOb  April 
Ibll  wieder  aofgenommea  wurde. 
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setzes  bei  der  Vereinbarung  über  den  Beitritt  Wlirtem- 
b  er  ff  8  nur  Var&a8iiiig  des  Deutscheii  Bundes'). 

Und  in  dem  Vertrage  betreffend  den  Beitritt  Baiern 6 

unterblieb  nicht  nur  die  Einführung,  sondern  es  wurde  in 
Art  III  §  1  noch  der  ausdrückliche  Vorbehalt  gemacht,  dass 
das  Recht  der  Handhabung  der  Aufsicht  seitens  des  Bundes 
über  die  Heimat-  und  Niederlassungsverhältnisso  und  dessen 
Recht  der  Gesetzgebung  über  diesen  Gegenstand  sich  nicht 
auf  Baiern  erstrecken  solle 

Dies  Sachverhältniss  bHeb  in  dem  Gesetz  betreffend  die 
Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom  16.  April  1871 
zunfichst  unverändert.  Der  Vorbehalt  Baiems  wurde  aus- 
drücklich aufrecht  erhalten^). 

DemnJlchst  wurde  durch  Gesetz  vom  22.  April  1871  unter 
anderen  Gesetzen  des  ehemaligen  Norddeutschen  l^undes  das 
Gesetz  über  die  Freizügigkeit  auch  in  Baiern  eingeführt*). 

In  El sass- Lothringen  wurde  bei  seiner  Vereinigung 
mit  dem  Deutschen  Reich  Art  3  der  Reichsverfassung  durch 
Oesetz  Tom  9.  Juni  1871*)  sofort  in  Wirksamkeit  gesetzt, 
während  im  ttbrigen  der  Termin  für  den  Beginn  ihrer  Wirk- 
samkeit bis  zum  1.  Januar  1872  hinausgeschoben  wurde;  durch 
Gesetz  vom  8.  Januar  1873  wurde  das  Gesetz  Uber  die  Frei- 
zügigkeit ebenfalls  im  Reichsland  eingeführt®). 

Das  Gesetz  vom  8.  November  1871  endlich  verordnet, 
dass  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  in  Würtem- 
berg  und  Btulen  am  1.  Januar  1873  in  Kraft  treten  solle  ^). 

g  61. 

Das  an  vorletzter  Stelle  genannte  Gesetz,  das  einzige 
welches  nach  1871  ergangen  war,  schloss  die  Reihe  der  auf 
die  Heimats-  und  Armengesetzgebung  bezüglichen  Akte  der 

n  Vertrag  vom  25.  November  1870,  B.-G.-Bl.  1870  8.  654}  dm 
Protokoll  von  demselben  Tace,  Berlin:  B.-G.-Bl.  1Ö70  8.  657. 

*)  Vertrag  betr.  den  Beitritt  Baiems  zur  Veffiueane  des  Deutschen 
Bandes  vom  23.  November  1870,  nebst  Schlussprotokolf  von  demselben 
Tage:  B.-G.-BL  Ibil  b.  9.  —  Dies  ist,  obwohl  die  Vereinbarung  mit 
WSttembeig  ent  swä  Tage  später  getroffen  wurde,  der  eigemllehe 
Grundvertrag.  In  demselben  wurde  die  v  erfassunt^  des  Norddeutschen 
Bundes  zu  derjenigen  des  Deutschen  Bundes  erklärt  und  in  «k-r  Ueber- 
gan^sbestimmung  nochmals  eine  Aufzählung  der  für  das  ganze  Bundes- 
gebiet geltenden  älteren  Bnndesgcsetse  gegeben,  in  welcher  cbw  Gesets 
über  den  Unterstützungswohnsitz  nicht  entnalten  war;  auch  wurde  hier 
wiederholt,  dass  letzteres  in  Hessen  sUdlich  d.  M.  am  1.  Juli  1871  in 
Kraft  treten  sollte. 

B-G.-Bl.  1»^71  a  63  §  1^  and  Art  8  n.  4  der  Verftsrang. 

*)  B.-G.-B1.  1871  S.  87. 

''S  R.  G  -Bl.  1871  S.  212. 

•)  R.-G.-B1.  1V73  S.  r,l. 

^)  a-G.-Bl.  1&71  S.  391. 
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Reiühsgewalt  ab.  Bis  zur  Gegenwart  ist  an  dem  so  geschafieueii 
Ziutaime  yon  Rechtswegen  nichts  geftndert  worden. 

Nach  einem  zweijährigen  Interimistikum,  welches  Baden 

und  WUrtemberg  dem  Art  3  der  Reichsverfassung  und  dem 
Freizügigkeitsgesetze  gegenüber  in  die  gleiche  Lage  versetrt 
hatte  wie  seiner  Zeit  die  ein/einen  Bundesstiuiten  nach  18f>7 
und  vor  1871,  besass  das  Deutsclie  Reieli  eine  auf  eben  diesen 
Art.  3  und  eben  dieses  Gesetz  über  die  Freizü^ii^keit  ^e^i'ündete, 
für  sein  ganzes  Gebiet  geltende  allgemeine  Kiederhissungs-  und 
Gewerben'eiheit  und  mit  Ausnahme  von  Baiern  und  Elsass- 
Lothringen  in  Bezug  auf  die  Öffentliche  Armenpflege  einen 
auf  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  g^rttndeten 
einheitlichen  Rechtszustand,  dessen  Ausbau  in  der  bereits  eben 
dargelegten  Weise  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten  blieb. 
Hiervon  ist  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  zu  handeln. 

Die  sosammenhilngende  und  qratematische  DarsteUung  der 
landeegesetzlichen   AusAhrongSTorschriften  liegt  ausserhalb  des 

Rahmens  dieser  Arbeit.   In  Bezug  auf  sie  moss  auf  die  Darstellung 

Rocholls  und  namentlich  die  vortreffliche  Ausgabe  von  Krech  ver- 
wiesen werden.  Doch  ist  im  Verlaufe  der  Arbeit  bei  der  Dar- 
stellung der  iieformbestrebungen  der  Besprechung  jedes  wesentlichen 
Punktes,  wie  insbesondere:  Organisation  der  Armenverbände,  Mass 
und  Art  der  Unterstützung,  Beteiligung  grösserer  Verbände  au  der 
Armenlast,  Zwangsmassregeln  gegen  Arme  n.  s-  w.,  eine  Uebersldit 
der  haitptsichlichen  landesgesetzlichen  Votscbriiten  beigefOgt  werden. 

Dieselbeo  befinden  sich  in  den  nachstehend  beseicbneten  Ge- 
setzen und  Verordnungen.  Wo  im  Folgenden  lediglich  ein  Bmde»- 
staat  mit  Angabe  des  §  —  z.  B.  Prenssen  §  1,  Würtemberg 
Art.  2  u.  s.  w.  —  zitirt  wird,  bezieht  sich  dies  auf  das  Ausftthrungs* 
gesetz  des  betreffenden  Staates. 

1.  Prenssen.  Ausf.-Ges.  v.  8.  März  1871  —  speziell  für 
Lauenburg  v.  24.  Juni  1871.  —  2.  Sachsen.  Heimatgesetz  v. 
26.  November  1834,  und  Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840,  und 
Ausführungs-Verordnung  vom  G.Juni  1871.  —  3.  Würtemberg. 
Au8f.-Ge8.  vom  17.  April  1873.  —  4.  Baden.  Gesetz  die  öffent- 
liche Armenpflege  betr.  v.  5.  Mai  1870,  und  Ausi-Ges.  14.  ICära 
1872.  —  6.  Hessen.  Ausf.*Ges.  t.  14.  Juli  1871.  —  6.  Mecklen- 
burg-Schwerin. Ausf. -Verordnung  v.  20.  Februar  1871,  und  V. 
ttber  das  Verfahren  in  Ueimatsachen  v.  30.  Juni  1871.  —  7.  Sach- 
sen-Weimar. Ausf.-Ges.  vom  23.  Februar  1872. —  8.  Mecklen- 
burg-Strelitz.  Ausf.-V.  v-  20.  Februar  u.  27.  April  1871, 
und  V.  über  das  Verfahren  in  Heimatsachen  v.  4.  Juli  1871.  — 
9.  Oldenburg,  a.  Herz.  Oldenburg.  Revid.  Gem.-Ordn.  v. 
15.  April  1873.  b.  Fst.  Birkenfeld.  Gesetz  Aber  das  Armen- 
weeen  und  Bev.  Gem.-0.,  beide  y,  28.  M&rz  1876.  c.  Fst.  Lübeck. 
RcT.  6em.-0.  80.Män  1876.  —  10.  Braunschweig.  Ausf.- 
Ges.    5.  Juni  1871.  ^  11.  Sachsen-Meiningen.  Ausf.-Ge8. 
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V.  24.  Februar  1872.  —  12.  Sachsen- Altenburg.  Ausf.-V. 
V.  3.  Juni  1871.  —  13.  Sachsen-Coburg-Gotha.  Ausf.- 
Ges.  V.  31.  Mai  1871.  —  14.  Anhalt.  Ausf.-Ges.  vom  29.  Jani 
1871.  —  15.  Sehwarzburg-SondershaiiBeii.  Aiist*G«8.  y. 
25.  Janoar  1872  und  28.  Oktober  1872.  —  16.  Schwarsborg- 
Rudolstadt.  Ausf.-Ges.  and  Verordnung  betr.  die  Organe  der  öffenti. 
Unterstützung,  beide  v.  23.  Juni  1871.  —  17.  Wal  deck.  Ausf.- 
Ges.  V.  29.  Juni  1871.  —  18.  Ileus s  ä.  L.  Ausf.-Ges.  v.  25.  Ja* 
uuar  1871  und  v.  1.  Juli  1878.  Nachtragsgcs.  v.  5.  Juli  1879.  — 
19.  Reuss  j.  L.  Ausf.-Ges.  v.  21.  Juni  1871.  —  20.  Schaum- 
barg-Lippe.  Ausf.-Ges.  V.  7.  März  1872.  —  21.  Lippe. 
Aasf.-Ges.  ?.  12.  September  1877  und  Ges.  v.  9.  Oktober  lb79.  — 
22.  Labeek.  Yerordnong  and  Oes.  v.  29.  and  80.  Mira  1871. 
—  28.  Bremen.  Y.  and  Oes.  2.  Janaar  1879,  and  Oes.  2.  No- 
vember 1879.      24.  Hambarg.   Oes.  v.  28.  Jnni  1871. 


Noch  bedarf'  es  in  diesem  Zusanimenhaiige  einer  Betrach- 
tung des  Zustanden  in  dem  ausserhalb  der  Annongesetz- 
gebung  verbliebenen  Staaten.  Vorab  ist  hcrvorzuiieben ,  dass 
aieser  Zustand  abgesehen  von  den  materiellen  Verschieden- 
heiten anch  in  Beaug  auf  die  Terfiissungsmftssige  Stellung  in 


E Isass- Lo t bringen  ist  die  Einführung  des  Gesetzes  Uber 

den  UuterstUtzungswohnsitz  im  Wege  der  Reiehsgesetzgebung 
verfassungsmassig  jeder  Zeit  zulässig;  für  I^aiern  bh'ibt  die 
Bt'fugniss  hierzu  so  lange  ausgeschlossen,  als  dasselbe  seine 
Keservatrechte  wegen  der  Heimat-  und  Niederiassungsgeaetz- 
gebiing  nicht  freiwillig  aufgeben  will 

Die  bairischen  Titel  des  llcimaterwerbes  aus  dem  Gesetz 
von  1868  unterscheiden  sich  von  dem  reichsgesetalichen  Titel 
aum  Erwerb  des  Untersttttaungswohnsitaes  namentlich  dadurch. 

dass  hier  der  Erwerb  sich  kraft  Gesetzes  vollendet,  währena 
dort  in  allen  Fällen  die  Mitwirkung  der  Gemeinde  oder  der 

Aufsichtsbehörde  vorgesehen,  und  selbst  da,  wo  ein  Anspruch 
auf  Verleihung  in  Folg<»  (|ualiHzirten  Aufenthalts  erwuchst, 
das  rechtsbe;^^r(nidende  Moment  in  den  fonnellen  Akt  der  Ver- 
leihung selbst  verlegt  ist^).    Ausserdem  ist  die  Erwerbung  des 


M  Vgl,  Anm,  2  S.  171.  —  Die  Befugniss  des  lieichs  in  Bezug  auf 
£lsa8ft-Lotbring»D  ergiebt  sich  aus  Art.  4  der  HeicbsyerfasBung,  sofern 
nuui  nicbt  die  oei  m  Berathona  des  Qeietaes  Uber  den  Untenmtsaii«- 
wohnsitz  im  Norddeutschen  ReicDsta^e  geltend  gemachten  Bedenken  rar 
durchschlagend  erai  litm  will.    Vgl.  die  Ausführungen  S.  14^). 

'J  Dieser  ZuiiamuieuhauK  wird  bei  der  Besprechung  der  Keform- 
bestnmngen  eiageheader  m  Dstrsebten  sein. 


§  68. 


.  kju.^cd  by  Google 


174 


WL  4. 


Unter.stützungswohnsitzos  nur  von  dem  Jiesitzo  der  Reiclis- 
augehöri^keit.  der  lleiniaterwerb  dagegen  von  dem  derbairUcheu 
StaatBangehürigkeit  abhängig. 

In  diese  formelle  Geschlosaenheit  der  bairbchen  Heimat- 
verliSltnisae  schob  sich  nun  wie  ein  Keil  die  FreiziigigkeitB- 
gesetzgebung  mit  der  einen  wesentlichen  Folge,  dass  der 
Aufenthalt  unbeschränkt  illr  jedoi  Reichsdeutschen  in  jeder 
Gemeinde  zulässig,  die  Ausweisung  nur  im  Falle  des  §  5  des 
FreizUgigkeitsge8etz«'.s  erlaul)t  sein  sollte,  ohiw  dass  hierbei 
die  Staatsangehöri^^keit  ferner  einen  Unterscliied  maclite.  An 
und  für  sich  erforderte  diese  Unigestaltung  keine  Aenderung 
der  Heimatgesetzgebung,  soweit  es  auf  den  formellen  Besitz 
einer  Heimat  auch  fUr  die  blossen  Einwohner  ankam;  es  stand 
nichts  im  Wege,  dieselben  ebenso  zu  behandeln,  wie  die  Heimat- 
losen,  welche,  soweit  ihre  Ausweisung  aus  dem  Staatsgebiet 
nicht  zulässig  war,  einer  Heimat  zugewiesen  wurden  unter 
Uebernahme  etwaiger  Armenpflegekosten  auf  den  Staat.  Aber 
diese  Behandhuiir  hiUte  eben  einen  lediglich  formellen  Wert 
gehabt;  den  materiellen  \'<*rHnderungen ,  welche  durch  das 
Reichsrecht  geschaffen  worden,  hätte  man  dadurch  nicht  ge- 
recht werden  können.  JSo  entschloss  sich  denn  Baiern  zu  der 
Abinderung  einiger  Bestimmungen  Aber  Heimat;  Verehelichong 
und  Aufenthalt  durch  das  Gesetz  vom  23.  Februar  1872,  dessen 
wesentlichste  und  bedeutungsvollste  Neuerung  die  Zulassung 
des  Heimaterwerbes  kraft  Gesetzes  ist  Gemäss  Art.  2 
des  Gesetzes  sollen  heimatlose  Angehörige  des  bairischen 
Staates  durch  flinf-  bezw.  z<'hnjälirigen  qualitizirten  Aufent- 
halt') die  Heimat  in  der  Aufentiialtsgenifindc  kraft  Gesetzes 
erwerben.  Nichtbaiern  können  den  bairischen  Staatsangehörigen 

fleich  den  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat  in  einer 
airischen  Gememde  unter  den  für  bairische  Staatsangehörige 
geltenden  Voraussetzungen  erlangen;  doch  wird  die  Verleihung 
erst  wirksam,  wenn  die  betreffende  Person  die  bairische  Staats- 
angehörigkeit erlan^'t  hat  (Art  1  des  Gesetzes  von  1872). 
Endlich  sollen  Reichsangehörige,  welche  in  den  bairischen 
Staatsver])an(l  aufgenommen  sind  —  vor  Erlangung  einer 
wirklichen  Heimat  —  die  vorläufige  Heimat  in  jener  Gemeinde 
besitzen,  in  welcher  sie  sich  zur  Zeit  ihrer  Aufnahme  nieiler- 
gelasscn  hatten;  dasselbe  gilt  von  Beamten  und  öffentlichen 
Dienern')  in  Bezug  auf  die  Gemeinde  ihrer  Anstellung  (Art  3). 
Die  vorstehenden  fiestimmungen  finden  auch  auf  Nichtbaiern 
Anwendung,  so  lange  deren  Wegweisung  aus  dem  Staats- 


1)  Die  Qaalifikatioii  entepricht  genau  der  in  Art.  10  des  Gesetzes 
von  1868  beieielineten.  —  Vgl.  oben  8.  110. 

2)  Diese  erwerben  durch  die  AnstelluDp  die  Staatsangehörigkeit: 
§  9  des  Gesetzes  über  Krwerb  und  Verlust  der  Bundes*  und  ätaats- 
tDgsliArigkeit  vom  1.  Juni  1870. 
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gebiete  nicht  möglich  ist  (Art.  4).  Die  in  dem  Gesetze  von 
1868  festgesetzten  Autcnthaltsbeschränkungen  (vgl.  oben  S.  112), 
die  nach  Einführung  des  FreizUgigkeitsgesetzes  soweit  in  Weg- 
fall kommen  niiissten,  als  sie  diesem  zuwiderliefen,  wurden 
in  Art.  9  des  (Jesetzes  von  1872  ausdriieklieli  als  unzulässig 
erklärt,  womit  Uiunentlich  die  ersten  4  Nunnuern  des  Art.  45 
oiuaer  Kraft  traten.  Die  anfrecbt  erhaltenen»  lediglich  auf 
aicherheitB-  und  sittlichkeitspoliaeiliche  Beschrilnkungen  ab- 
sielenden Bestimmungen  sind  in  Art.  10  dem  deutschen  Straf- 
Ifesetabuch  entsprechend  neu  redigirt 

§  68. 

Ganz  anders,  rechtlich  wie  thatsäelilieh,  higen  die  V'er- 
httltnisse  in  Elsass-Lothriugen.  Achnlich  wie  in  der 
benachbarten  Rheinpfalz,  welche  ebenfalls,  wenn  auch  nur  kurae 
Zeit,  unter  französischer  Herrschaft  gestanden  und  das  in 
Frankreich  geltende  Recht  der  Freizügigkeit  späterhin  bei- 
behalten hatte,  waren  auch  für  das  Reiehsland  die  Grund- 
sätze des  Art.  ;3  der  Reichsverfassung  und  des  Freizü{^ifi;k<'its- 
gesetzes  altgewohnte.  Die  Nötigung,  welche  die  übrigen 
Glieder  des  Reichs  im  einzelnen  und  später  das  Reich  selbst 
dazu  geführt  hatte,  eine  unmittelbare  Beziehung  der  Aufent- 
haltsfreiheit zur  öffentlichen  ArmenpHcge  herzustellen  oder 
beiaubehalteuy  hatte  für  Frankreich  insofern  nicht  oder  nicht 
in  erheblichem  Masse  bestanden,  als  das  deutsche  System 
der  Armenpflege  dort  unbekannt,  vor  allem  eine  prinzipale, 
mit  öffentlich-rechtlichem  Zwange  ausgestattete  Unterstützungs- 
pflicht der  Gemeinden  nicht  voi^eschrieben  war.  Das  Gesetz 
V  trimaire 

▼om  w^f^r       X  — rrrn/  j  welches  bis  zum  Eintritt  Elsass- 

27.  riovember  179b 

Lothringens  in  den  Reichsverband  in  F"" rankreich  die  Grund- 
lage der  öffentlichen  örtlichen  Armenpflege  gebildet  iiatte, 
ordnete  die  Einrichtung  von  Wohlthätigkeitsausschttssen  (bu- 
reauz  de  bienfiusance)  in  den  C^emeinden  an;  aber  im  Gegen- 
sats  zu  den  deutschen  Einrichtungen  ist  diesen  charakteristisch, 
dass  sie  weder  organisch  in  die  Oenieindeverwaltung  einge- 
fügt sind,  noch  dass  die  Gemeinde  beim  Mangel  ausreichender 
Mittel  zur  Ergänzung  des  Fehlenden  verjiflichtet  ist.  Der 
Unterschied  ist  —  wie  schon  oben  dargelegt*)  —  zweifellos 
ein  mehr  formaler  als  thatsächlicher.  Wo  das  Zuströmen 
auswärtiger  Elemente  erhöhte  Anforderungen  an  die  Armen- 
pflege stellt,  wo  die  Mittel  fUr  dieselbe  reichlicher  fliessen 
oder  bequemer  aufgebracht  werden  können,  sind  die  freiwilligen 
Zuschüsse  der  Gemeindererwaltungen  au  den  Ausgaben  der 
Wohlthätigkeitsausschflsse  auch  in  Frankreich  vieEßMsh  sehr 

»)  Vgl.  s.  bi. 
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bctraclitliclu' ;  wo  es  (la^^o<^('ii  im  allgemeinen  an  Mitteln  fehlt, 
wo  die  gesanunte  Bevölkerung  eines  Bezirk«  in  dürftigen,  das 
Zuströmen  wenig  betordernden  Verhiiitnisaen  lebt,  bleibt  auch 
in  Deutschland  das  Mass  der  öffentlichen  Unterstützungen 
weit  hinter  den  Anforderungen  zurück,  welche  das  Gesets  an 
die  Gemeinden  stellt.  Aber  insofern  ist  diese  formale  Ver- 
schiedenheit in  der  That  von  Bedeutung,  als  Ersatzansprüche 
der  Gemeinden  gegen  einander  in  Frankreieli  nicht  erwachsen, 
etwaige  Streitigkeiten  hierilber  einen  Richter  in  Frankreich 
nicht  tinden  können*). 

Dagegen  war  in  Frankreich  ein  Teil  der  Fürsorge  für 
Bedürftige  ebenfalls  gesetzlich  geregelt  und  seine  Ausübung 
in  verbindlicher  Weise  Offentlichtti  Körpersdialten  zur  Fflicbt 
gemacht:  die  Fürsorge  für  verlassene  Kinder  und 
für  Geisteskranke.  Aehnliche  Gesichtspunkte,  wie  sie 
in  Deutschland  sich  in  Bezug  auf  diese  wichtigen  Gegen- 
stände geltend  gemacht  und  zur  Heranziehung  der  über- 
geordneten koqtorativen  Verbände  oder  der  liölieren  Ver- 
waltungsbezirke geführt  hatten,  waren  für  diese  Gestaltung  in 
Frankreich  massgebend:  auf  der  einen  Seite  die  Absicht  der 
Entlastung  der  Gemeinden,  auf  der  andern  die  Nötigung  zu 
umfiissenderen  Veranstaltungen,  welche  ausserhalb  des  den 
Gemeinden  gestellten  Au^abenkreises  lagen.  Aus  diesen 
Sichtspunkten  wurden  die  genannten  beiden  Kategorien  der 
Armenfürsorge  in  sehr  allmählicher  Entwickelung  zu  einer 
Aufgabe  der  Departements. 

Bezüglich  der  verlassenen  Kinder  (enfants  trouves  et 
abandonnes)  schloss  das  (ies.  vom  10.  Mai  18':58  diese  Ent- 
wickelung dadurch  ab,  dass  die  Kosten  tür  diese  unter  die 
obligatorischen  Ausgaben  der  Departements  aufgenommen 
wurden  und  ausserdem  eine  Verpflichtung  der  Gemeinden  zu 
denselben  beizutragen  anerkannt  wurde;  doch  soll  dieser  Bei- 
trag ein  Fünftel  des  gesammten  Betrages  der  äusseren  Ge- 
raeindeausgaben  nicht  übersteigen,  unbeschadet  der  Befugniss 
der  Departements,  einzelne  Gemeinden  ganz  frei  zu  lassen  -). 

Die  Verpflichtung  bezüglich  der  Iiren pflege  stellte  das 
Ges.  vom  30.  Juni  1838^)  ebenfalls  dahin  fest,  dass  im  we.sent- 
lichen  die  Departements,  soweit  sie  nicht  vou  dem  Verpflegten 
oder  dessen  Angehörigen  Erstattung  erhalten,  die  hieraus  er^ 

M  Mayer  —  Theorie  des  franz.  Verw. -Rechts,  Strassburg  1886 —  be- 
merkt S.  492,  dass  allerdings  jeder  im  Rechtswege  zu  verfolgende  An- 
spruch auf  Erstattung  unter  den  Gemeinden  aufigesclilossen  sei,  daas  da- 
gegt  n  ein  „inoralbcher"  Anspruch  auf  Erstattung  nach  liSMgabe  des 
aas  der  Re\  olutions-Gesetzgebung  herrührenden  domicUe  de  secoQ»  (Er- 
werbsfriat  1  Jahr  bezw.  Geburt)  anerkannt  werde. 

*)  Vgl.  aber  die  Bemerkang  unten  §  167. 

')  Im  fibricen  wan  n  dicsf  Aii^gahen  auch  bereits  in  dem  Gesetze  vom 
lo.  Mai  1636  ak  obligatorische  der  Departements  bezeichnet  Vgl.  hier- 
über Reitzenetein  UI  8.  197.  310. 
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wachsenen  Kosten  tragen  sollen  und  ebenfalls  die  Gemeinden 
nach  einer  bestimmten,  ihrem  Umfange  angepassten,  im  Ver- 
bflltniss  zn  ihrer  geringeren  Grtfsse  alMteigenden  Skala  zu  Bei- 
trügen heransiehon  können. 

Dem  Umstände  ent.sj)rochen(l,  dass  jene  beiden  AufjLcabcn 
der  Departements  örtentlith-rccbtliche,  dem  Brlieben  entzogene 
geworden,  bedurfte  es  irgend  eines  Massstiibes,  nacb  welcbem 
die  örtliche  Verpflichtimg  der  Departements  bezw.  der  Ge- 
meinden in  Bezug  auf  die  einzelnen  Indiriduen  zn  beurteilen 
war;  es  muaste  iripend  eine  Regel  gegeben  werden/  ob  jedes 
Departement  sich  jedes  in  seinem  Bezirk  bedürftig  werden- 
den Individuums  anzunelimen  oder  ob  nur  auf  »olche,  die 
iivendwie  als  ihm  zn;x<'b<"»rig  zu  erachten  sind,  die  Fiirsorge- 
pfficht  sich  zu  ersti*eckt  ii  habe.  Diese  Frage  war  nun  im  »Sinne 
eines  äusserst  abgeschwächten  ileimatsystems  entschieden, 
dessen  Anforderun«::en  noch  hinter  dem  früheren  j)reussischen 
Gesetz  von  1842  zuriickblieben  und  auf  den  Bestimmungen 

24  vend^miaire  V  ,     ,        ^      ,  i, 

des  Gesetzes  vom . -vai   Tnnö  beruhten«    Danach  sollte 

15.  Oktober  1793 

das  durch  emjähngen  quaUfizirten  Aufenthalt  nach  erreichter 
Qrossjährigkeit  bagrUndete  Domizil  (domicfle  de  secours)»  even- 
tuell der  Geburtsort  entscheidend  sein*). 

Neben  bezw.  zwischen  der  freiwilligen  und  der  öffentlich- 
rechtlichen Annen  pflege  steht  ausserdem  die  geselilossene 
Armenpflege  der  H«»spitäler,  auf  deren  gro8«e  Bedeutung  hier 
nicht  weiter  einzugehen  ist.  — 

Aus  der  vorstehenden  Skizzirung  der  französischen  Grund- 
sätze erhellt  zur  Genüge,  dass  für  Eisass-Lothringen  bei  seiner 
Vereinigung  mit  dem  Deutschen  Reiche  nicht,  wie  flir  die 
übrigen  Staaten,  die  Frage  zu  lauten  hatte:  welchem  der 
geltenden  armenreehdichen  Systeme  dar  Vorzug  zu  geben  sei, 
sondern  ob  es  üb(  rhau|)t  räUich  sei,  das  französische  System 
zu  veiiassen.  Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  konnte  so 
wenig  wie  es  in  Deutschland  der  Fall  war,  lediglich  eine 
tlieoretisehe  ^laxinie  entscheidend  sein,  mittels  deren  man 
sich  ub«M-  die  französischen  Gepflogenheiten  in  Bezug  auf  die 
Armenpflege  ohne  Rücksicht  auf  die  Vergangenheit  hinweg- 


M  Reitzen  stein  a.  n.  0.  S.  222  bemerkt  zwar,  dass  seitdem  Qesetz 
vom  18.  Juli  11666  über  die  Generalräte  die  Ausgaben  für  Irren«  und 
Wainnpflefre  nicht  mehr  wa  denjenigen  gehören,  welche  im  FsHe  ir«r> 

wrigertor  Milliiruiig  durch  die  Generalrate  von  Amtawegen  in  das  Budget 
der  DepHrtfuu-uts  eingestellt  werden  konnten,  fügt  aber  hinzu,  dass 
die  materielle  Rechtsverbindlichkeit  thatBäcblicn  nie  in  Frage  gezogen 
worden  Bei. 

-1  Reit z enstein  III  S.  223  bemerkt  hierzu,  dass  die  Praxis  den  Grund- 
satz befolge,  den  einjährigen  Aufenthalt  schon  dann  entacheiden  zu  iaaaen, 
wenn  dersellw  neh  nur  mit  eineBi  UefaMi«n  Teile  in  dee  Gn^jUiris* 
heitaalter  falle. 

(87)  VI.  4.  -  Vtulettaiff.  12 
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setzte.  Es  handelte  sich  vielmehr  am  eine  Opixn-tunitätsfrage, 
flür  deren  Entscheidung  zu  Gunsten  ihn-  beätchenden  Verhält- 
nisse vor  alloni  dor  Wunsch  ungestörter  Fnrt<'ntwickolung 
massgebend  srin  iiiusste,  wie  er  schon  in  der  Bekanntmachung 
des  Zivilkonimissar«  vom  30,  Anfällst  1870  zum  Ausdruck  ge- 
konmien  war^j.  Aus  diesem  Grunde  vurnchndich  Hess  die 
Keicharegierung  es  bei  der  hergebrachten  Uebuug  der  Armen- 
pflege bewenden  und  nahm  von  der  EinffcÜirung  des  Gl^setases 
tlber  den  U.-W.  in  Elsass-Lothringen  zunächst  Abstand. 

§  64. 

Baiem  und  Elsass- Lothringen  waren  unter  den  dar- 
gelegten Umständen  im  Verfaältntss  zu  dem  übrigen  Reichs- 
gebiet zum  Teil  Ausland  geblieben  2).  Während  sie  in  Be- 
zug auf  Indigcnat  und  Freizügigkeit  mit  letzterem  ein  Ganzes 

biMeten  und  gleieliem  Rechte  unterworfen  waren,  bedurfte  es 
in  Brzufi;  auf  die  ötfentliclie  Armen j)tlr;^^('  nm-h  besonderer  Be- 
stimnuiiig<'n ,  in  welchen  die  interterritorialen  Fülle  für  Nicht- 
Baiern  in  Baiern,  für  Nicht-lleichsländer  im  Reichslande  vor- 
gesehen wurden.  Man  Hess  es  hierfür  bei  dem  §  7  des  Frei- 
zUgigkeitsgesetzeSy  das  heisst  bei  der  Gt>thaer  und  Eisenacher 
Konvention  bewenden'). 

Bezüglich  der  Angehörigen  nicht  deutscher  Gebiete  ist 
Aufenthaltsfreiheit  und  UnterstützunjrspHielit,  soweit  nicht  60 
über  die  V«'r|)Hiclitnng  zur  vorlftutigen  Fiirsorge  entgegensteht, 
Gegenstand  l)esonderer  Regelung  im  Wege  der  Uebereinkuiift 
mit  den  auswärtigen  Staaten.  An  und  für  sich  ist  das  Recht 
zur  Yersagimg  des  Aufenthalts  in  diesen  Fällen  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  ein  unbedingtes.  Wo  hierüber  von 
Seiten  des  einzelnen  Staates  oder  des  Reiches  Verträge  ge- 
schlossen sind,  handelt  es  sich  um  eine  ähnliche  Regelung, 
wie  diejenige,  welche  früher  mittels  der  Gothaer  und  Kise- 
nacher  Konvention  zwischen  den  einzelnen  deutschen  {Staaten 
augestrebt  wurde. 


')  Es  hiesp  darin:  ..Der  leitende  Gedanke  dieser  iiistituirten  Zivil- 
Verwaltung  ist  die  AuÄ-cchterhaltung  der  bestehenden  Gesetze,  Einrich- 
tungen und  Anordnungen.  Die  Yerwaltiing  wird  in  den  bestehenden 
Fonnen  überall  fortgeführt;  nur  die  Spitze  hat  wechselt Vgl.  Leoni, 
Staat sn^cht  von  Elsass- Lothringen,  in  Maiquaituens  Usndbuch  des  iiffient- 
heben  Kechts  Bd.  2  S.  221. 

*)  Vgl.  Fteossen  ^  69,  wo  ausdrücklich  hervorgehoben,  dasB  unter 
einem  Deutschen  und  einem  deutschen  Armenverbande  im  Sinne  des  Ge- 
setzes nur  solche  zu  verstehen,  die  dem  Geltungsbereiche  des  Gesetzes 
vom  1.  Jtim  1870  angehören. 

■)  Für  Baiem  war  dies  noch  ausdrücklich  in  Nr.  III  des  Schluss- 
protokoUs  vom  23.  November  1870  wiederholt  worden:  H.-a..BL  1870 
jj.  23. 
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Das  Reich  bat  bis  Jetzt  nur  mit  M  Staaten,  Dänemark, 
Italien  ond  Belgien,  UebereinkOnfte  wegen  wechtelaeitiger  Ueber- 
nähme  hftlftbedflrftiger  Angehöriger  geechloflsen.  Ihr  weeentUcher 
Inhalt  iat:  Yerpflichtong  des  Auf enthaltsstaates  zur  Unter- 
sttttzang  nach  den  in  seinem  Gebiete  herrschenden  Grundsätzen,  aber 
ohne  Anspruch  auf  Erstattung,  sowie  Verpflichtung  des  Heimat- 
staates  zur  Uebernahme  auf  vorgängigen  Antrag.  Die  auf  letztere 
bezüglichen  Verhandluugen  sollen  gegenüber  Dänemark  und  Italien 
im  Wege  der  direkten  Korrespondenz  zwischen  den  beteiligten  Be- 
liltarden,  gegenüber  Belgien  im  diplomatiachen  Wege  gefOhrt  werden. 
Auaerdem  gilt  noeh  fttr  die  aflmmtliehen  eimehien  Staaten  dea 
Deatechen  Reichs,  obwohl  nicht  fftr  das  Dentsche  Beich  ala  lolchea, 
die  Eisenacher  Konvention,  soweit  das  Yerhältniss  zu  Oesterreich 
in  Betracht  kommt,  da,  wie  oben  erwähnt,  Oesterreich  sich  der- 
selben angeschlossen  hatte 

Wegen  Dänemark  s.  Uebereiukunft  vom  11.  Dezember  1873, 
Zusat/deklaration  vom  25.  Augast  1881 ,  Bekanntmachung  vom 
17.  Juli  1884:  Zentralbl.  f.  d.  D.  R.  1874  S.  31,  1881  Ö.  407, 
1884  S.  201.  —  Wegen  Italien  Uebereinlranft  vom  8.  Aogost 
1878:  ebenda  1878  S.  281.  —  Wegen  Belgien  Dddaration  vom 
7.  JnU  1877:  ebenda  1877  S.  411. 

Oegenwärtiger  Zustand  innerhalb  des  Deatschen 

Reiches. 

§  65. 

Es  ist  ril»li(.'h,  im  Hinblick  auf  di»'  go^enwftrtijjo  Oestaltun^ 
des  Arnienreclits  im  Deut^sclHMi  Reiche  von  drei  Systemen  zu 
sprechen  :  dem  d  e  u  t  s  cIh"  n  (Untersttitzungswohnsitz),  dem 
bairisclieii  (^Heimat),  dem  reiclisiändischen  (freiwillige 
Armeuptiügo).  Soweit  Namen  entscheidend  sind,  ist  dies 
richtig;  wtU  man  aber  von  dem  materiellen  Inhalte  der 
gegenwärtig  massgebenden  Qesetzesbestimmungen  die  Ein- 
teilung herleiten,  so  ist  man  genOtigt,  neben  diesen  drei 
Systemen  noch  ein  viertes  zu  nennen,  dessen  oben  ausftlhrlich 
gedacht  worden,  das  pfJil  zische.  Es  ist  das  nielit  blos  die 
Befriedigung  eines  Bedürfnisses  nach  systematischer  Voll- 
stÄn<ligkeit;  in  der  That  ^ielit  es  ein  utltlzisches  System,  das 
mit  dem  buirischen  nur  den  Nanjea  „Heimat"  und  die  Eigen- 
schalt  gemein  hat,  dass  die  einmal  erworbene  Heimat  erst 
durch  den  Neuerwerb  einer  anderen  verloren  geht  Im  übri- 
gen steht  dort  der  sofortige  Heimaterwerb  kraft  Gesetzes 
auf  Gnmd  eines  blossen  Willensaktes  im  Vordergrunde,  wfth- 


>)  Vgl.  S.  isa  Der  Oothaer  Konventioo  hatte  neb  OeBterreieh  nieht 
aagflscIüoMen. 
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rend  hier  die  ausdrückliche  Aufnahme,  die  in  gewissen 
Füllen  nach  länger  cUnemdem  Antothait  geordert  werden 
kenn,  den  ersten  Fiats  b^uptet 

Der  historischen  Entstehung  und  der  thatsächlichen 
Uebung  nach  steht  der  Unterstützungswohnsitz  der  bairischen 
Heimat,  die  pfiilzische  Heimat  dem  französischen  domicile  de 
secours  am  näcliston.  Deutlich  scheidet  sich,  wie  in  vielen 
jiTidcren  Beziehungen,  auch  in  dieser  die  Rheinpfalz  von  dem 
Lande  rechts  des  Rheins.  Und  wenn  der  Unterschied  für  die 
hier  in  Rede  stehenden  Angelegenheiten  besonders  nachdrücklich 
betont  wird«  so  geschieht  es^  weil  dmelbe  in  hohem  Qrade 
charakteristisch  und  lehrreich  ist  und  weil  das  rein  äusseriicbe 
Einordnen  der  pfälzischen  „Heimat"  unter  den  gemeinsamen 
Namen  „Heimat"  dazu  führt,  dass  diese  eigentümliche  Rechts- 
bildung  fast  ganz  unbeachtet  bleibt  Ini  Sinne  materieller 
Verschiedenheiten  besitzt  Deutsehland  also  gegenwärtig  v  i  e  r 
Systeme  in  Bezug  auf  die  Regelung  der  öffentlichen  Armen- 
fUrsorge,  soweit  dieselbe  mit  Regelung  der  endgtiltigen  Ver- 

S flichtung  zur  Tragung  der  Armenlast  identisch  ist  Im  Sinne 
er  annenpoliseilichen  vorläufigen  Fttrsoige  für  htÜ&bedttrfdge 
Individuen,  welche  von  der  definitiven  Verpflichtung  sunOchst 
unabhUngig  ist,  giebt  es  nur  awei  Systeme,  das  deutsche  und 
das  französische.  In  Bezug  endlich  auf  diejenigen  indivi- 
duellen Rechte,  welche  jeder  Annengesetzgebung  die  Richtung 
gewiesen  haben,  für  ihren  Inhalt  vor  allem  beötimmend  ge- 
wesen sind,  giebt  es  in  Deutschland  nur  ein  System:  da» 
System  des  gemeinsamen  deutschen  Indigenats  und  der  Frei- 
zügigkeit innerhalb  des  gansen  Deutschen  Beiches. 


Ge^wKrtig  ist  dies        allgeinehi  der  Fall.  Es  werdeo  immer 

Dur  die  drei  Systeme,  die  drei  Rechtscebicte  unt<  rs(  hieden.  Vgl  z.  B. 
Loeninp  §  2fi  S.  880.  der  unter  den  Titeln  des  Heiinaterwerbes  in  Baicm 
nur  die  für  die  rechtsrheinischen  Teile  geltenden  Bestimmungen  auft'ülirt; 
auch  V.  Reitzenstein  II  8.  112.  Adicjces  S.  240  n.  a.  Meyer 
S.  131  föbrt  die  BABtinummgen  für  die  Pfalz  an. 


eites  BucL 
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5.  Kapitel. 

Die  Beurteilung  der  geltenden  Gesetzgebung. 
L  Mnanzielle  Wirkimgen. 


1.  IHe  Udhe  der  Armenlast. 

§  66. 

Bevor  man  die  Frago  nach  dnm  Stande  der  Armenlast 
zu  beantworten  versnelit.  ist  es  notwendig,  sich  kurz  darüber 
zu  verständigen,  was  der  Ausdriuk  „Armenlast"  bezeichnen 
soll;  nicht  der  kleinste  Teil  der  auf  diesem  Gebiete  herrschen- 
den'Verwirrung  rtthrt  daher,  dass  der  Fragende  etwas  anderes 
darunter  versteht^  als  der  Antwortende. 

Mit  Armenlast  wird  regelmftsaig  ein  Zweifaches  bezeichnet: 
einmal  der  durch  die  Armut  erzeugte  Druck  im  allgemeinen 
und  zweitens  derjenige  Druck,  welchen  die  AmiutszustJlnde 
auf  einen  einzelnen  Armen  verband  in  Gemässheit  seiner  Ver- 
pflichtung; zur  (»ffentlichen  Armenpflege  ausüben.  Es  ist  sehr 
wohl  möglich,  dass  die  Armenlast  im  allgemeinen  eine  sehr 
hohe  und  in  dem  einzelnen  Anuenverbande  eine  sehr  niedrige 
htf  wie  auch  umgekehrt  eine  hohe  Belastang  des  einseinen 
Armenverbandee  mit  dem  niedrigen  Stande  der  Armenlast  im 
allgemeinen  vereinbar  ist  Hier  ist  xunächst  von  der  Armen- 
last im  ersteren  Sinne,  von  den  Armutsznst&nden  im  allge- 
meinen zu  handeln. 

Obwohl  volkswirtschaftliche  und  sozialpolitische  Unter- 
suchungen im  Kahm«.'n  dieser  Arbeit  nicht  beabsichtigt  sind, 
wird,  wie  schon  an  manchen  früheren  »Stellen,  eine  kurze  Be- 
trachtung des  Zusammcnhaiiges  des  Armenwesens  mit  den 
wirtsehmidieii  und  socialen  Zuständen  nicht  gans  unterbleiben 
können.  Man  ist  cum  Verständniss  dessen,  was  die  Wirt- 
schafts- und  Armengesetsgebung  Ntttaliches  zu  bewirken  be- 
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absichtigte,  genötigt  sich  zu  vergegenwärtigen,  was  sie  zu 
der  Annahme  veraukast  hat,  sie  werde  nützliche  Wirkungen 

erziehen. 

Der  wichtigste  Anlass  ist  überall  in  dem  Missverhftltniss 
der  Bevölkeruni;  zu  den  vorhandenen  Erwerbsquellen  und  der 
darauf  gegründeten  Furcht  vor  Uebervölkerung  und  Erwerbs- 
mangel zu  suchen.  Man  kann  sich  dieses  Verhältniss  am  zweck- 
mässigsten  durch  eine  einfache  Formel  veranschaulichen.  Es 
aoUen  gegeben  sein  x  Einwohner  und  x  Erwerbsgelegenheiten 
innerhalb  eines  bestimmten  Besirks.  Drei  Fälle  sind  möglich : 
beide  x  sind  gleich,  oder  das  eine  x  ist  grösser  als  das  an- 
dere. Sind  beide  gleich,  so  hat  jeder  Einwohner  die  ihm 
notwendige  Erwerbsgelegenheit  (A);  ist  das  erste  x  um  n 
grösser  als  das  zweite,  so  bleiben  x  —  n  Einwohner  ohne  Er- 
werbsgelegenheit (B);  ist  das  erste  x  uni  n  kleiner  als  das 
zweite,  so  ist  nicht  nur  sämmtlichcu  Einwolinern  Erwerbs- 
gelegenheit geboten,  sondern  es  bleibt  noch  ein  Ueberschuss  n. 
Will  man  diese  Formel  nur  nicht  allzu  mechanisch  versteheii, 
so  eigiebt  sie  gleichsam  von  selbst,  was  geschehen  muss 
oder  kann,  um  die  beiden  x  einander  möglichst  gleich  zu 
machen.  Auch  hier  sind  drei  Fälle  denkbar :  man  verkleinert 
das  erste  x  (Bevölkerung)  um  soviel,  dass  es  das  zweite  x 
(Erwerbsgelegenhcitcn)  nicht  mehr  überschreitet;  das  be- 
ZAvecken  vor  allem  die  auf  Beschränkung  des  freien  Zuges 
und  der  Eheschliessuug  (d.  h.  eigentlich  der  Zeugung)  ge- 
richteten Hassregeln.  Oder  man  veigrOstert  das  swette  x 
(Erwerbsgelcgenheit)  um  so  viel,  als  es  hinter  dem  ersten 
zurückgeblieben  ist;  dahin  gehören  alle  auf  Beförderung  des 
Handels,  der  Industrie  u.  s.  w.  gerichteten  Massnahmen.  Oder 
drittens  man  ftlhrt  einen  Ausglricli  zwischen  dem  Bezirk  B, 
der  übervölkert  ist,  und  dem  Bezirk  C  herbei,  dessen  Erwerbs- 
gelegenheiten nicht  voll  ausgenutzt  werden;  dies  wird  durch 
Gewährung  vollkommener  Freizügigkeit  und  tiewerbefreiheit 
zu  erreichen  beabsichtigt^). 

Ein  cliarakteristischer  Unterschied  besteht  zwischen  d<m 
Massregeln  in  den  beiden  ersten  und  denjenigen  im  letzteren 


1)  Auf  das  seit  der  Mslthiiisdien  Theorie  —  die  VolkaTermehraag 

habe  die  Tendenz  in  gpometrischer ,  die  Unterhaitamittel  in  arith- 
metischer Progression  zu  waclisen  —  zum  unerschöpften  Qegenstaiide 
der  theoretischen  Betrachtung  sowie  der  praktischen  roUtlk  sewordene 
Verhältniss  von  Bevölkemng  and  Erwerbegelegenheiten  kann  fiter  selbst* 
Terständlich  nicht  weiter,  alf«  wie  im  Text  geschehen,  eineeganffen 
werden.  —  Vgl.  hierüber  namentlich  Roscher,  System  Bd.  1  §  242 
und  oeuestens  die  von  der  Göttinger  Akademie  preisgekrOnte  »chrift 
von  Heinrich  Soetb'^or.  EHe  Stellung  der  Sozialiston  zur  Hevölke- 
rungslehre,  Berlin  der  eine  votUtänd^e  Darstellung  der  theoretischen 
Yenoehe  ssit  Msltbns  bringt 
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Falle:  jene  brauchen  sich  nicht  weiter  als  nur  auf  den  einen 
Ix'troffcnen  Bezirk  zu  erstrecken  —  diese  habi'U  die  Aus- 
d»;hnung  tiber  mehrere  Bezirke  zu  ihrer  notwendigen  Vor- 
ausäetzung. 

Die  Geschichte  der  WirtBchafts-  und  Armengesets^ebting 
der  neueren  Zeit  lehrt  nun.  daM  man  es  mit  einer  jeden  der 
hier  bezeichneten  Maasregeln  versucht  hat,  in  der  K^el  aber 

mehrere  derselben  neben  einander  hat  eintreten  lassen,  und 
schliesslich  einer  möp^lichst  vollkonmienen  Freizüj^if^keit  und 
OewerhetVoiht'it  den  Vorzuf^  gr^eben  hat.  Dies  ist  der  p^egen- 
wärtige  Zustand.  Er  ist  diia  Ergrbniss  einrr  Wirtschafts- 
und Bevölkerungspolitik,  welche  von  der  möglichst  freien 
Entfiütun^  der  vorhandenen  Arbeitskräfte  innerhalb  des 
grÖ88tm4)glichen  Gebietes  die  vernünftigste  Autgleichung  swi- 
sehen  Volkssahl  und  Erwerbsgelegcnheiten  erwartet  in  der 
Voraussetzung,  dass  die  Wahncheinlichkeit  einer  Differenz 
zwischen  beiden  um  so  geringer  so'm  worde,  je  "-rösser  der 
beide  umfassende  Bezirk  ist  und  umgekehrt.  Und  weil  ilir 
die  Herbeiführung  einer  solchen  Ausgleichung  Ermöglichung 
von  Erwerbsgelegenheit  für  Alle  und  diese  wiederum  Verhütung 
oder  wenigstens  Verminderung  der  Armut  bedeutet,  so  ist  die 
Beiduigesetsgebung  gemeint,  mittels  der  ineinandergreifenden 
Oeeetae  aus  den  Jahren  1867—1870  die  Zustände  der  Armut 
verbessert,  d.  h.  ein  Sinken  der  Armenlast  im  allgemeinen 
bewirkt  zu  haben. 

Dieser  Meinung  wird  mannigfach  entgegengetreten.  Nielit 
nur  dass  ein  solcher  Erfolg  })estritten  wird,  die  Gegner  behaupteu 
vielmehr,  dass  eben  diese  Gesetzgebung  die  wirtschaftlichen  Zu- 
atibide  verschlimmert,  dass  unter  ihrer  Herrschaft  diQ  Armen- 
last geradeau  gewachsen  sei.  Die  Fretsflgigkeit  gestatte  zwar 
die  Ausbreitung  der  Arbeitskräfte,  ihre  Verteilung  in  arbeits- 
bedttrftige  Bezirke;  aber  die  Gesetzgebung  habe  die  wirklich 
sachgemässe  Ausbreitung  und  V^erteilung  nicht  sicherzu- 
stellen gewusst.  Wo  nur  die  Freiheit  des  Individuunis  und 
seine  Meinung  über  die  Möglichkeit  und  Wahrscheinlich- 
keit einer  Erwerbsgelegenheit  entscheide,  da  sei  eine  Ver- 
kennung der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  nur  zu 
häufig.  Nicht  eine  Verteilung  der  Arbeitskräfte  finde  statt, 
sondern  eine  Anhäuftmg  derselben  an  Orten,  welche  dem 
Individuum  besonders  anziehend  erschienen.  So  sammle 
sich  in  grossen  Städten  und  Industriebezirken  eine  Ueberzahl 
von  Arbeitskräften,  für  die  eine  lohnende  und  oft  überhaupt 
eine  Erwerbsgelegenheit  nicht  mehr  vorhand<'n  sei,  und  so 
erzeuge  sich  ein  schlimmeres  Proletariat,  wachse  die  Armut 
bedrohlicher  an  als  ehedem,  wo  eine  gewisse  Beschränkung  des 
fireien  Zuges  bestanden  habe.  Hinzu  kibne  die  fireiesle  Ge- 
stattung der  Eheschliessung,  welche  das  sclion  vorhandene 
Proletariat  ins  schrankenlose  vermehrte.   Und  endlich  sei  die 
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gleichzeiti^'o  und  allseitige  Durchführung  der  öffentlichen 
Armenpflege  eine  Priimie  auf  leichtsinniges  Umherziehen  und 
leichtsinnige  Eheschliessung,  indem  nun  dem  Erwerbslosen 
nicht  wie  früher  blos  innerhalb  seiner  Heimat,  sondern  inner- 
halb des  ganzen  Befchflgebietes  die  Gfaiantie  geboten  sei^ 
dasB  ibm  un  Falle  der  &dttrftigkeit  die  erforderliche  Hfllfe 
Wttrdo  geleistet  werden. 

Wenn  für  die  vomtehenden  Behauptungen  keine  Beweise 
erbracht  werden,  sondern  zu  ihrer  Unterstützung  fast  lediglich 
auf  die  Natur  der  Sache  und  gewisse  Erscheinungen  unserer 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  liingewiesen  wird, 
so  wird  man  sie  deshalb  allein  noch  nicht  für  unrichtig  halten 
dürfen.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  ein  strikter  Beweis 
bei  diesen  Pnnkten  überhaupt  sehr  schwier^,  wenn  nicht  tm- 
md^^ch  ist,  weil  es  sowohl  an  einer  Statistik  mangelt,  wdehe 
das  ganze  Reich,  also  das  gesammte  Ausgleichongsgebiet  um- 
&B8te  und  eine  Vergleichung  der  verschiedenen  Zeiträume 
ermöglichte  und  weil  zweitens  selbst  der  positive  Nachweis 
des  Wachsens  der  Arnienlast  im  allgemeinen  noch  niclit  den 
Schhiss  gestatten  würde,  dass  dies  die  Folge  der  Armen-  und 
Wirtöcliaitijgesetzgebung  sei.  Niemand  ist  im  Stande  mit  Zu- 
verlässigkeit zu  sagen,  ob  nicht  das  Festhalten  des  enlgegen- 
geBetasten  Systems  nocn  schlimmere  Folgen  gehabt,  die  Armut 
erst  recht  befördert  und  die  ohnehin  gewachsene  Armenlaet 
ins  unennessene  gesteigert  haben  wttrae.  Gleichwohl  sind 
wir  doch  nicht  ohne  jeden  Anhaltspunkt  Denn  wenn  es  auch 
richtig  ist,  dass  es  an  einj»r  Armenstatistik  für  das  ganze 
Reich  fehlt  und  dass  ein  bündiger  Heweis  in  fler  llau}>tsacbe 
nicht  möglich  ist,  so  unterschätzt  man  docli  auf  der  einen 
Seite  das  vorhandene  statistische  Material  und  überschätzt  auf 
der  anderen  die  Bedeutung  eines  strikten  Beweises  für  Er- 
sdieinungen,  die  wie  das  Armenwesen  sich  aus  dem  grossen 
Gewebe  mannigfidtiger  Ursachen  und  Wirkungen  niemals  rein 
herauslösen  lassen^).  Wir  besitzen  statistisches  Material  für 
einzelne  Staaten  und  grössere  Verwaltungsbezirke,  welchem 
aucli  für  die  vorliegenden  Frajren  eine  Antwort  entnommen 
werden  kann,  und  wir  sind  im  iStande,  auf  indirektem,  ja 
auch  auf  negativem  Wege  einigeiTnassen  zu  erkennen ,  von 
welchen  Einflüssen  das  Armenwesen  und  der  Zustand  der 
Öffentlichen  Armcnptiege  vornehmlich  bestfanmt  wird. 

' )  Wenn  L n  o n  i  n  g  S.  VH*  meint,  dass  sich  die  Wirkuogsn  des  Gteaetzes 
über  Unt^rstützunjgswohnsitz  erst  übersehen  lassen  kennen,  wenn  ge- 
nügendes Btatistiscnes  Material  vorUegt.  so  vergisst  er,  daeg  dies  Matenal 
doch  immer  nur  die  gegenwärtigen  Verbältnisse  betreffen  kann;  das 
Material  für  dir  verpanpene  Zeit,  dessen  Vorliandciisein  für  die  Ver- 
gleichung doch  uuerliteBUch  ist,  kaoD  in  keiner  Weise  mehr  beschafit 
werden.  Was  daher  von  den  hier  m  Rede  ttelieiiden  Behanptungen  auf 
Grund  unserer  gegenwartigen  Kenntnisse  nicht  erwiesen  bezw.  wider- 
legt werden  kann,  wird  niemals  erwieseii  bezw.  widerlegt  werden  können. 
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§  67. 

FSr  die  hier  interessirenden  Fragen  kommen  vor  allem 
diejenigen  Elemente  der  Berölkemiig  in  Betracht,  welche  ohne 
anderen  Rflckhalt  anf  den  tlgUchen  Erwerb  angewiesen  sind  nnd 
schon  bei  kurz  andauernder  Erwerbslosigkeit  der  Armenpflege  an* 
heimfallen  —  das  sind  die  Hans-  nnd  Fabrikarbeiter,  die  Gewerbs- 
gehülfen  und  die  Dienstboten.  Dass  diese  Klasse,  wie  za  allen 
Zeiten,  auch  gegenwärtig  diejenige  ist,  deren  Zu-  und  Abnahme  im 
Ganzen  und  deren  Zuzug  und  Abzug  nach  und  von  einzelnen  Be- 
zirken über  den  Stand  der  gesammten  bezw.  der  ortsanwesenden 
Bevölkerong  entscheidet,  wird  keines  Beweises  bedürfen^). 

Am  diesem  Gmnde  sind  non  auch  f&r  unsere  Zwecke  die- 
jenigen Nachwdsangen  besonders  wichtig,  welche  die  sog.  Wande- 
rungen zum  Gegenstande  haben;  dieselben  bilden  ein  m.  E.  bis- 
her für  diese  Frage  bei  weitem  nicht  genügend  gewürdigtes  und 
benutztes  Material.  Insbesondere  sind  für  die  Beurteilung  der 
Wirkungen  der  Freizügigkeit  (seitdem  dieselbe  auf  das  ganze  Reich 
erstreckt  ist)  von  grosser  Bedeutung  diejenigen  P>gebnisse,  welche 
den  Anteil  der  fremden  Elemente  an  der  Zusammensetzung  der  Be- 
völkerung darlegen,  imd  Ton  diesen  wiedemm  diejenigen,  wdehe  er- 
kennen lassen,  ob  die  Zonahme  der  BeTölkenmg,  soweit  sie  durch 
'Wanderung  hewhrkt  wird,  von  Individuen  herrOhrt,  die  ttherwiegend 
ans  demselben  Kreise,  derselben  Provinz,  demselben  Staate  stammen, 
oder  von  solchen,  die  einem  anderen  als  dem  Aufenthaltsstaate  oder 
dem  Auslande  angehören. 

Ich  bin  genötigt,  hier  und  im  Folgenden  wiederholt  Zahlen  zu 
benutzen,  welche  das  Ergebniss  der  Volkszählung  von  1880  sind^ 
weil  ein  Teil  der  hier  in  Betracht  fallenden  Nacbweisungcn  auf  Grund 
der  Volkssfthlnng  von  1885  bei  Bearbettnng  dieses  Abschnittes  und 
anch  bei  ScUnss  dieser  Arbeit  noch  nicht  publisirt  war.  Gleichwohl 
glaubte  ich,  die  Ausfthmng  diesee  m.  E.  Äusserst  wichtigen  Ab- 
schnittes nicht  unterlassen  zu  sollen,  weil  auf  der  einen  Seite  die 
allgemeinen  Erscheinungen,  auf  welche  hingewiesen  werden  soll,  in 
den  letzten  5  Jahren  keine  Veränderung  erfahren  haben  können  und 
auf  der  andern  gerade  die  Perioden  1870—1875  und  1875 — 1880 
in  Bezug  auf  wirtschaftliche  Verhältnisse  äusserst  ausgeprägte  Gegen- 
sätze darbieten. 

In  hr'/Av^  aiit  Gewinn  und  Vorlust  der  einzelnen  Staaten 
bezw.  Gebietsteil«'  durch  ^ref^enseitigen  Austausch  ihrer  Gey)urt8- 
bevölkeruDg  stellte  sich  1880  da«  Verhältniss  für  die  grösseren 
Staaten  und  die  preussischen  Provinasen  folgendermassen'): 


I)  Man  vgl.  z.  B.  die  Tab.  18  B  in  der  Statistik  d.  D.  R  Neu» 
Folge  Bd.  2  (Berufsstit.)  Einleitung  S.  84. 

^)  Vgl.  die  Tabellen  über  Zu-  und  Abnahme  der  preussischen  Pro- 
▼faiaen  nia  der  einselnen  Staaten  dufch  Wanderung^  in  otat  d.  Dentseh. 
Reichs  Bd.  57  TeU  1  S.  5,  Teil  2  Einldtong  &  X.XXXI  nnd  Täbello 
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Die  etlichen  Provinzen  Preussens  geben  hiernach  mit 
geringen  Ausnalimeu  an  den  ^^'e.sten,  vornehmlich  an  die 
Provinzen  Brandenburg,  Schleswig-Holstein  und  Hachsen,  so- 
wie das  Kf)ni«^roicli  Suclison  al>,  wUlircnd  dor  geringe  Anteil, 
den  die  westlichen  Provinzon  an  der  Hevolkerunjj:  Branden- 
burgs haben,  deutlieh  ins  Auge  lUllt.  8ehr  erheblich  ist  der 
Gewinn,  den  da»  Königreich  Sachsen  von  den  Provinzen 
^hlesien  und  Sachsen  zieht  Im  Westen  besitzt  die  Provinz 
Hannover  eine  stärkere  Anziehungskraft  als  Hessen-Nassau 
und  Westfalen;  die  Rheinprovinz  die  stärkste  von  allen,  ao 
dass  mit  geringftlgigen  Ausnahmen  aus  allen  preussischen 
Provinzen  und  deutschen  Staaten  derselben  fremcibtirtige  Be- 
völkerung zuströmt.  Im  Nordwest*'n  Deutschlands  lie;r<'n  die 
Verhältnisse  etwas  anders  M.  Diebeiden  Mecklenburg  erhalten 
geringen  Gewinn  von  Ust|>reiiss<'n  und  Schlesien,  geben  aber 
sehr  viel  mehr,  besonders  an  Brandenburg  und  Hamburg  ab, 
4ÜS  sie  von  jenen  gewinnen.  Dagegen  zeigt  Braunschweig  er- 
hebliche Zunahme,  besonders  von  Sachsen  und  Hannover  her, 
während  es  selbst  nach  den  Hansestädten  hin  einen  erheblichen 
Abgang  erleidet.  Ueberhaupt  strömt  den  Hansestädten,  vor 
allem  Hamburg,  eine  ausserordentlich  betrUchtliche  Bevölk»;- 
nin^  aus  allen  Teilen  Deutschlands  zu,  im  Ganzen  1(30  485, 
wovon  die  Mehrzahl  auf  Schleswig-Holstein,  Hannover  und 
die  beiden  M<  eklenburg,  nllnilich  bezw.  55  678,  31  222  und  27555 
entfallen.  In  Mitteldeutschland  ist  es  vor  allem  das  Königreich 
Sachsen,  das  aus  fast  allen  Teilen  Deutschlands  grossen  Ge- 
winn sieht,  während  die  thttringischen  Staaten  sel^  ungleiche 
Anziehungskraft  äussern:  im  Verhältniss  am  stärksten  Anhalt, 
am  schwächsten  Sachsen-Altenburg.  Vor  allem  ist  bemerkens- 
wert, dass  der  Austiiusch  zwischen  diesen  Staaten  selbst  sehr 
ins  Ciewicht  tlillt  und  die  Ziffern  sich  ganz  anders  und  ge- 
ringer stelh'n  würden,  wenn  die  thüringische  Staatengruppe 
als  «  in  Staat  betrachtet  würde.  —  (Dies  bemerkt  auch 
der  Bearbeiter  der  Kcichsstat.  a.  a.  O.  S.  LXXVU.)  —  Im 
Stiden  empfangt  Baiem  hauptsächlich  von  Würtemberg  24508 
und  giebt  10916  an  die  meinprovinz  ab.  Im  Übrigen  ist 
der  Austausch  mit  den  andern  Stiuiten  ein  sehr  unerheb- 
licher. Als  charakteristisch  für  die  Bewegung  mit  der 
Tendenz  nach  Westen  ist  auch  hier  hervorzulielj<?n,  dass  die 
bairische  Pfalz  nach  P^lsass- Lothringen  und  Würtemberg  nach 
liaden  hin  einen  starken  V(M"lust  erleidet.  Im  übrigen  ist 
auch  dort  die  Bewegung  eine  sehr  mässige.  Lediglich  em- 
pfiingend  verhält  sich  auch  in  Bezug  auf  die  anderen  Staaten 


')  Vgl.  a.  a.  0.  —  Ich  habe  die  Zahlen  bezuglich  der  kleineren 
Staaten  nicht  mitpoteilt,  ura  das  Zahlen  werk  nicht  zn  sehr  zu  häufen,  und 
begnüge  mich  mit  den  im  Text  gegebenen  ischlussl'olgeruugeo. 
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das  Reichslnnd,  dem  aus  allen  Staaten  100  801,  vornehmlich 
aus  der  Rhemprovinz,  aus  Baiem  und  Baden  grosse  Massen 
sustrOmen. 

§  68. 

Znijrton  st  lion  dio  vorstehenden  Zahl«'n,  dass  es  vor  allem 
luMiHe-libartf;  L;iii<ler  und  Provinzen  sind ,  die  mit  einander 
austaiKselien.  so  ergiebt  sieh  «lies«'  Thatsaehe  zur  Evidenz  ))»ii 
nähurer  Betraclituug  der  Gobüi  tigkeit  der  in  den  einzelnen 
.Staaten  ortsanwesenden  Bevölkerung.  Um  nur  einige  präg- 
nante Beispiele  herauszugreifen,  so  sei  auf  den  Anteil  hin- 
gewiesen, welchen  in  Preussen  und  Baiem  die  einzelnen 
<leutäehen  und  ausserdeutschen  Staaten  an  der  Bevölkerung 
haben*).  So  wurden  1880  von  Personen,  die  geboren  sind  in: 


gezählt  in 

gezählt  in 

Preudseu 

Baiem 

28635568 

29480 

46955 

5107021 

68142 

5847 

15745 

89672 

Baden   

15578 

16  OHA 

Oesterreich  

50  m 

5U  837 

Holland  

38808 

350 

50787 

788 

Erwtt^t  man  die  Verschiedenheit  (Icr  Grösse  beider 
Staaten,  so  erkennt  man,  \vn\  entscheidend  für  Zu-  und  We;^- 
zuf^  die  p'ofj^raphisch»^  I>J»^Ce  ist,  vor  allem  an  den  Ziffern  für 
Würtemberg  und  Sachsen  auf  der  einen,  für  Oesterreich  und 
RuHsland  auf  der  andern  Seite.  In  Baieru  sind  um  ein 
Drittel  mehr  Wttrtemberger^  &st  um  die  Hälfte  mehr  Oester- 
reicher als  Preussen;  Russen  sind  in  Baiem  fast  gar  nicht, 
aber  in  Preussen  noch  in  grösserer  Anzald  als  Baiem  zu 
finden').   Stdlt  man  des  Vergleiches  halber  diesen  Zahlen  die 


*)  Vgl  Stst  d.  D.  B.  a.  a.  O.  Bd.  2  8.  244.  245;  Jthrb.  t  d.  amtL 
Stat.  Preussens  5.  Jalug.  8.  77.  78;  ZeltBchr.  des  bair.  stat  Bor. 
Jslug.  14  S.  H4-  87. 

*)  Ed  ist  zu  beachten,  dasa  hier  Überall  die  GebUrtigkeit,  nicht  die 
Staatsangehörigkeit  in  Betracht  gezogen  ist;  die  Staat sangehdiigkeit  er- 
^bt  dnrcbw^  sehr  Tiel  niedrigere  Ziffen.  VgL  s.  a.  O. 
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Resultate  dor  Volkszählung  vnn  1880  für  Oestenreich  gegen- 
Uber,  so  erhält  man  ähnliche  Eigebnissc. 

Es  befaoden  sieb  in  nennenswerter  Zahl  in  •  . 


Einwohner  geboren  in 


Prenieen 

IVUIllg' 

reich 
Sachsen 

Bdem 

Wfhrtem- 
beig 

deutschen 
Staaten 

Niederösterreich   .  . 

10426 

2  960 

9  494 

2175 

5400 

Oberösteneich  .  .  . 

3  354 

7270 

9975 

4697 

1612 

lUUurai  

2717 

11876 

8171 

überhu^ 

88795 

14588 

24477 

5087 

10580 

zusammen  93  442 

Man  sieht,  d&sö  der  Anteil  Preussens  und  Baiems  an  der 
Bevölkerung  Niederösterreichs  ein  nahezu  gleicher  ist  und 
das«  im  tlbrigen  Sachsen  bei  Böhmen  stärker  beteiligt  ist» 
als  Preussen,  und  Preussen  allein  eine  nennenswerte  ZiaI  von 
Personen  nach  österr.  Schlesien  abgegeben  hat^). 

§  69. 

Ciflit  man  nun  noch  etwas  weiter  zurück  und  verfolgt 
die  Bewc^'iin^^  in  den  grösseren  Verwaltungsbezirken  der  ein- 
zelnen Staaten,  zunächst  in  den  preussischen  Regierungsbe- 
zirken, so  ergiebt  sichM,  dass  in  Preussen  durchschnittlich 
90^/0  der  ortsanweseuden  Bevölkerung  aus  der  Zählproviuz 
selbst  stammen. 

Im  Einzelnen  sind  aus  anderen  preussischen  Provinzen 
in  Berlin  21  ^/o,  im  Regierungsbesirk  Amsbeig  11  Vo,  Pots- 
dam und  Bromberg  lO^/o  u.  s.  w.  abwärts  in  Trier  etwas 
Uber  1%,  in  Gumbinnen  noch  unter  1  ®/o  gebürtig.  Die  Zahl  der 
in  anderen  deutschen  Staaten  gebürtigen  Personen  ist  am  stärk- 
sten im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  8*  2"o,  Erfurt  6*^  0,  Sig- 
niarin^en  9"o,  Berlin  4*^o,  im  tibrigen  von  1  bis  B'^'  o,  abrr 
in  (Jstpreussen  und  \N't'st})r<'Ussen  nur  0.1 — 0.3"  o,  so  dass  also 
dort  fast  gar  keine  ausserpreussischen  und  zugleich  deutschen 
Elemente  vorhanden  sind. 

>)  Vgl.  Oesterreich,  ätat  Bd.  1»  1888. 
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I.  Stat.  LXVI  (1888).  Innerhalb  des  ZahUngskreises 
waren  geboren  etwa  72  "  o,  innerhalb  der  Zftblgemeinde  etwn 
58  ®/o.   In  absoluten  Zahlen 

ortsanwesende  Bevölkerung    .......  27016763 

davon  geboren  in  Preussen   26  535  563 

in  der  Zählungsprovinz   24877  876 

in  dem  ZfthlongekieiBe     ........  20821252 

in  der  ZahlangBgemeinde   .   15  721588 

Leider  ist  das  Detail  fllr  die  Gemeinden  nicht  mitgeteilt. 

Von  beeonderem  Intereese  sind  die  Verhältniese  in  Baaem, 
weU  dort  zwar  das  Gtoaeta  über  die  Freizügigkeit,  aber  niobt 
das  Uber  den  Untorstützungswohnsitz  gilt,  also  der  aus 
letzteren  etwa  Hieasende  Anroiz  zur  Wandenmg  fortfallt;  auch 
ist  das  tiefere  Eindringen  durcli  die  vortrefflichen,  auch  die 
Verliältnisse  der  einzelnen  Gemeinden  berücksichtigendeu 
Publikationen  des  bairischen  statistischen  Bureaus  ermöglicht. 

Da  ergiebt  sich  nun.  daas  1880  in  dem  Begierungsbezirk 
Niederbaiemyon  684286  Einwohnern  überhaupt  nur  1814 Nicht- 
baiern  aufhaltsam  waren,  und  zwar  1081  in  der  Bezirkshaupt- 
stiidt  Passau,  in  den  lilndiichen  Ghemeindeu  fa^^t  gar  keine. 
Ebenso  hat  Oberbaiern  eine  sehr  verschwindende  Zahl  von 
Nichtbaieni .  aber  in  einer  Gemeinde  (Agatharied)  sind  von 
1324  Einwohnern  743  Ausländer  (überwiegend  Oesterreicher); 
ähnlich  liegt  es  in  den  Bezirken  Oberpfalz,  Oberfranken  (mit 
Ausnahme  des  Amtsgerichtsbezirks  Hof  j,  Mittelfranken,  während 
Unterfranken,  Tor  allem  aber  Schwaben  und  die  Pfalz  eine 
sehr  erhebUche  Einmischung  von  nichtbairischen  Elementen 
zeigen  (von  604385  bezw.  659816  Bewohnern  sind  19970  bezw. 
16347  Nichtbaicrn).  In  der  Gemeinde  Neu-Ulm  in  Schwaben 
aind  von  5047  Einwohnern  2630  niclitbairische  Deutsche. 

Den  genauesten  Einl)liek  in  die  Bewegung  der  rjemeinde- 
bevölkerung  gewahren  die  ausgezeichneten  Arbeiten  Kolhnanns 
betr.  Oldenburg').  Die  ortöanweaende  Bevölkerung  betrug 
1880  :  387  478,  wovon  294470  =  87.26  "»/o  Inlftnder,  d.  h.  olden- 
burgische Staatsangehörige,  48008=  12.74 ^/s  Audftnder  waren. 
In  den  drei  Landesteilen:  Herzogtum  Oldenburg  —  dieses 
wieder  geschieden  in  die  sehr  verschiedenartigen  Gebiete  Marsch, 
oldenburgisehe  und  niilnsterische  Geest — ,  Fiirstentum  Lübi-c-k, 
Ftirstentuni  Birkenfeld,  wurden  folgende  VerliUltnisse  bezüglich 
der  in  der  Zählgemeinde  geborenen  Personen  <*rmittelt; 
Marsch  48.89  "/o  Lübeck      50.90"  o 

.  Oldenburg.  Qeest  60.58  „  Burkenfeld  81.94  ^ 
mflnater.  Gleeat   78.19  , 

In  den  früheren  Ztthlungen  1858  lind  1871  hatte  sich  ein 
ähnliches  Besultat  eigeben. 

1)  Statistische  Nachrichten  Uber  das  Grosaherzogium  OUsnborg: 
Heft  19  (1882). 
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Um  nun  zu  ermitteln,  welche  Momente  auf  d'Mi  Zuzug 
und  auf  (iie,  iSesshaftigkeit  Einfluss  lialxMi.  bercchnrt  Koll- 
mann*) für  die  einzelnen  Teile  des  Herzogtums  Oldenburg 
die  Zahl  der  Gemeindegebürtigen  und  Fremden  in  den 
Gemeinden  unter  500,  500 — 1000  u.  s.  w.  Einwohnern  und 
findet,  daM  je  kleiner  die  Gemeinden,  um  so  geringer  die 
entere  Zahl  sei,  was  er  wohl  ganz  richtig  damit  erklftren  su 
zu  können  meint,  dass  in  diesen  das  Gesinde  und  Arbeits- 
personal  von  auswärts  bezogen  werden  müsse.  Weiter  stellt 
K<  Ilmann  eine  sehr  interessante  —  für  unsere  Frage  sehr 
fruchtbare  —  Berechnunjj:  an,  um  speziell  die  Bewegung  zwischen 
den  Naclibargenieinden  zu  erforschen;  er  teilt  zu  diesem 
Behufe  die  Zuzugsbezirke  in  mehrere  Zonen  mit  Entfernungen 
von  bezw.  2,  2—4,  4—6,  6—8,  8 — 10  Meilen  und  findet  hier- 
beiy  dass  der  Austausch  innerhalb  der  ersten  Zone  (bis  2  Heilen) 
am  lebhaftesten  ist  und  etwa  7*/oder  gesammten  BerOlkemng 
beträgt,  während  in  den  übrigen  eine  langsame  tmd  vOllig  sicht- 
bare Abstufung  wahrnehmbar  ist;  der  Austausch  ist  stärker  in 
den  Nord-  als  in  den  Sttdgemeinden.  Er  betrügt  in  einer  Ent- 
fernung von 

in  deu  Nord-Gemeinden  SUd-Gemeinden 

2-4  Meilen  4V2  •  o  3.00 o/« 

4-6     „  2.95  „  1.24  „ 

6—8     ,  2.89  ,  1.24  „ 

8—10    ,  3.97  ,  0.66  , 


§  70. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  diejenigen  Gemeinden 
ein,  welche  den  Mittelpunkt  gr(toserer  oder  kleinerer  Gebiete 
bilden :  die  Städte.  Im  allgemeinen  ist  bezüglich  ihrer  die  Wahr- 
nehmung zu  machen,  dass  sich  ihre  Bevölkerung  unverhält- 

nissmässig  viel  schneller  vermehrt,  als  diejenige  der  sie  um- 
gebenden Gebiete  und  dass  sie  selbst  im  Osten  eine  nicht 
unerhebliche  Anziehungskraft  äussern.  Dies  tritt  am  deut- 
lichsten hervor  in  der  nachfolgenden  Uebersicht  der  Bevölke- 
rungsvermehrung in  den  Orten  des  Deutschen  Reiches,  die 
mehr  und  die  weniger  ab  2000  Einwohner  hatten,  in  den 
Jahren  1871,  1875  und  1880: 


')  A.  a.  O.  8.  61.  Doch  sind  die  folgenden  Zahlen  weg;en  der 
Kldnheit  der  GMete,  die  sie  umfiaaBen,  mit  VoniGht  zu  gebmucnen. 

')  Kollmann  macht  auf  diese  Berechnung  noch  eine  besondere, 
die  Richtigkeit  derselben  bestätigende  Probe  an  drei  beliebig  hersas- 
gegrUiiBBen  Qemoiiiden.  Vgl  a.  al  O.  &  65. 
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Von 

100  der  Bevölkerung  ] 

Kamen 

auf  die  Wohnorte  von 

■       ^  a  JM  s  n  wk  vk       vft  1\ 

U0DlOV8^riippvll*j 

flOOO  EinwohMrn  und 

ant*r  2iXH)Ein  wohn^rn 

Mkr  bd  d«r 
rtUnoa  « 

Volka- 

bei  d«r 

Volknihlong 

1871 

1875 

1880 

1871 

1875 

1880 

PiPOTiDzen  Ost-  und  Wes^nraoHen  . 

22.6 

23.8 

25.4 

77.4  '  76.2 

74.6 

42  3 

44.(; 

r>l.t 

.'i5  4 

Proyinz  Brandcnbui;g  mit  Berlin  .  . 

63.b 

58.0 

6Ü.Ö 

46.2 

42.0 

89.5 

20.9 

VW«  V 

28.8 

79.1 

77.5 

76iS 

JRegrieruDgsbes^irk  Oppeln  

32.4 

84.3 

'71  A 

71.U 

67.0 

65.7 

Becnerunirsbezirke   Breslau  und 

"D          "    O        ■III-  — 

33.4 

35.4 

69.4 

66.6 

84  6 

Königreich  Sachsen  and  Thüringen  . 

469 

50.5 

56Ü 

58.1 

49Ji 

Provinz  Sachsen,  Hildesbeim,  Braan- 

Phtyvins  Hannover  ohne  Hildeeheini, 

40  8 

43.6 

61.5 

59.2 

56.2 

R^erungsbezirk  Münster ,  nlden- 

bttrsrisches  Herzoirtuui  Oldcnburff. 

67.9 

62.6 

Staat  Bremen  

32.1 

850 

37  4 

65.0 

Bheinprovinx,  Ec^erongübeiirk  Arna- 

ben^,  oldenbuTgischee  Ffiretentum 

60.2 

62.7 

43.4 

39.8 

37.3 

Provinz  Hessen  •  Nassau,  Regiemngs- 

bezirk    Minden,  (irosaherzoctum 

Beesen ,    Ftti  stentumer  Walaeck, 

lippe  und  SelMHimburg-Lippe  .  . 

30.7 

35.7 

69.8 

66.4 

64.8 

22.6 

25.0 

26.7 

77.4 

75.0 

73.8 

Würtemberp.  Baden,  HolienzoUeni  . 

31.1 

33.9 

36.0 

6^.9 

66.1 

64.0 

Bbeinpfalz  und  EbaAS-Lotluringen.  . 

34.3 

35.9 

37.5 

65.7 

64.1 

62.5 

Speziell  die  Zunahme  der  städtistlKUi  Bevölkerung  zeigt 
flieh   in   folgenden  Zahlen.  gab   im   Deutschen  Reiche 

Stfdte: 

1871    1876  1880 

mit  mehr  al»  100000  Einwohnern       8  12  14 

,      „     „    20000        »           75  88  102 

,     »     „      5000       .          529  591  641 

,     «     „      2000        «         1716  1887  1950*) 

Für  Preussen  zeigt  die  neueste  Volkszählung  (iine  Zu- 
nahme der  städtischen  Bevölkerung  im  ganzen  um  836927 
Penonen.  Doch  entfiült  hiervon  der  Hauptanteil  aof  die 
grösseren  Stftdte  mit  10000  Einwohnern  und  darüber,  deren 
Zahl  sich  Ton  176  mit  ntnd  6  auf  197  mit  nind  7  Millionen 


*)  A.  a.  O.  1  S.  XII.  Die  Gebiete  sind  dort  nicht  nach  den  poli- 
liiehen  Grenzen,  sondeni  dnem  gewiieen  natliilieben  Zosannenliiuige 
gtmlaB  geordnet. 

*)  A.  a.  0.  XU.  Dort  werden  die  Städte  mit  den  angegebenen 
BevSlkerangHiflimi  in  Oroii-,  Mitteln,  Klein-  und  LindiHUlte  gesehieden. 
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Einwohnern  vermehrt  hat.  Der  Znwaclis  in  den  ländlichen 
Orten  ist  ein  sehr  ^rerin^'er:  197  795  Einwohner  —  1.13^  o, 
wovon  der  Hauptanteil  auf  die  westlicheu  Provinzen  kommt 


§  71. 

So  zweifellos  nun  aus  den  vorstehenden  Angaben,  die  noch 
erheblieh  vermehrt  werden  könnten,  diese  doppelte  Tendenz: 
der  Zug  von  Osten  nach  Westen  und  das  Zui^trömen  in  die 
grösseren  Orte,  hervorgeht,  so  hiüt  sich  diese  Tendenz  doeh 
nicht  in  einer  ständigen  arithmetiBchen  Progression.  Man  be- 
trachte die  naelistehende  Uebersicht  der  Zu-  und  Abnahme  der 
Bevölkerung  in  den  natürlichen  Gebietsgruppen  des  Deutschen 
Reiches  in  der  Zeit  von  1875  bis  1880  um  gegenüber  der  Zeit 
von  1870  bis  1875  eine  durchgehende  Zunahme  der  Bevölkerung 
in  den  östlichen,  eine  durchgehende  Abnahme  in  den  west- 
lichen Gebieten  wahrzunehmen,  oder  anders  ausgcdrtlckt:  die 
Minderung  der  Fortzugsziffer  dort,  der  Zuzugsziffer  hier.  Man 
beachte,  dass  der  Unterschied  im  rheinischen  Gkbiete  etira 
m  Berlin  sogar  18®/o  beträgt'). 

In  den  nachbenannten  > 


Gebietsgruppen 


kam  auf  1000  der  mittleren  Bevöl- 
kenmg  dtnehschnittHch: 


ll«v61k«ruDKnanahin« 

BMb  Ergebnus  d«>r 
Z&blung«n 

1871/75  i  1875/80 


Yeflo«t(-)0«wina(-f) 

durch 

WanderuDgen 

1871/75  187600 


Stadt  Berlin^.  .  .  ,  

PkoTins  a)  OstpMiMSB  

b)  Westpreuasen  

Provinzen  Pommern  und  Schleswig- 
Holstein  ,  beide  Mecklenburg, 
FUntentum  imcl  Staat  Lfibed, 
Staat  Hamburg  

Provinz  Brandenburg  (ohne  Berlin) 

Ftotmß  Posen  

Begierungsbezirk  Oppeln  ..... 

Kegierungsbezirke   Breslau  und 
Liegnitz  

Königreich  Sachsen  nnd  die  seht 
thüringischen  Staaten  

Provinz  Sachsen,  Landdr.  Hiides- 
beim,  Herzogtom  Biaimsehweig 
und  Anhalt  


39.18 
4.57 

5.32 


7.47 
14.64 

8.49 
12^ 

7.18 
15.79 

IM 


29.23 
8.17 
9.11 


12.24 
9.88 

11.72 
9.20 

7.87 
14.00 

18.56 


I)  Vgl.  Preuss.  Stat  1888:  Vorlliiifite  Ergebni 

▼om  1.  Dezember  1885. 


+  29.32 
-  7.29 
^  9.68 


—  5.44 
+  3.24 
— 11.42 

2.66 

—  2.72 
2.48 


—  8.71 


+  16.14 

—  S.31 

-  6.71 


—  1.73 

—  3.41 
~  6.09 

—  5.68 

—  1.Ö7 


—  lÄ) 


der  TolkttShloii  g 


•«)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  VII. 
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■nf  1000  der  mittleren  Bevölkerttug. 
km  dmchnehnittiich; 


BiTdlVerun^zanabroe 
Mcb  Ergebni«  d«r 

1871/75 11875/80 


Verluit(-)  <iewiuB(4') 
doich 


1871/75  1875/80 


Ptro^ii»  HtnooTer  obne  ffildeeliefaii, 

Begiemngsbezirk  Münster,  olden- 
baq^iaelies  üerzogtum  Olden- 
hug,  Staat  Bremen  

Ithdllprovinz,  Regierungsbezirk 
Arnsberg ,  oldenb.  Fürstentum 
Birkenfeld  

Provinz  Hessen-Nassau^  Regiennigs- 
bezirk  Mindou,  Grossherzogtum 
Hessen,  Fürstentümer  Walaeck, 
Lippe  and  Sebanrabmg- Lippe.  . 

Baiem  rechts  des  Rheins  

Wtlrtemberg,  Baden,  Hohenzollem 

Rheinpfalz  und  EUsaas-Lothringeu  . 

Deutsches  Beich  


8.46 


18.37 


8.96 

8.36 
8.05 
0.95 

9^ 


11.22 


14.26 


11.15 

10.05 

6.40 
1U7 


—  0.48  —  0.87 


+  4.11  -  1.66 


2.19 

0.17 
4.35 
9.55 


-  1.69 

+  0.08 

-  3.35 

-  4.22 


-  1.91  -  1.78 


Ganz  dieselbe  Ersclioinung  zeigte  sicli  bei  den  grösseren, 
insbesondere  d«.'n  Industrie-Stjidton.  Um  nur  einige  besonders 
markante  Beispiele  lierauszugreifeu,  seieu  die  fulgendeu  Zaiiieu 
mitgeteilt  : 

Es  hatten  durchschnittlichen  jährlichen  Zuwachs  auf  100 
Einwohner 

1871  75  1875  80  1871  75  1875  80 

2.54  1.82  Osnabrück  6.15  1.89 

4.90  2.82  Bielefeld  4.89  2.87 

5.82  1.85  Charlottenbuig  6.98  3.29 

6.52  2.83  Offenbach  3.39  1.87 

2.76  1.41  KönigshUttc  7.14  1.11 

5.20  2.80  Hagen  i.  W.  4.80  1.55 

5.04  1.96  Pforzheim  4.47  0.28 

5.18  3.96  Hanau  2.48  0.60 

3.54  2.11  Muhlheim  a.  Ruhr  1.71  0.68 

7.24  3.28  Mühlheim  a.  Rhein  6.22  3.25 


Hamburg 
Hannover 
Bremen 
Dortmund 

Augsburg 

Wiesbaden 

Duisburg 

Plauen 

Zwickau 

Bochum 


Auch  in  der  Periode  1881  85  hat  sich  dieses  Verhftltniss 
noch  niclit  erheblieh  geändert  Von  den  oben  genannten 
preussischen  Städten  sind  es  allein  Charlottenburg  und  Mühl- 
neim  a.  Ruhr,  die  mit  7.99  bezw.  2.92 '^/o  den  Stand  von  1871  75 
überschritten  haben.  Im  tlbrigen  ist  eine  in  die  Augen  fidlende 
Bevölkerungszunahme  in  den  Kreisen  Dortmund,  Bochum^ 


>)  A.  a.  O.  &  XUL 
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Gelsenkircheu,  Hattingen  in  Westfalen  und  in  den  Kreiseo 
Mühlheim  a.  Ruhr,  Essen,  Ottweilcr  in  der  Rheinprovinz  wahr* 
nehmbar 

Noch  ist  wichtig  für  die  Beurteilung  der  Wanderungen 
die  Grosse  und  die  Dichtigkeit  der  BevWkenuig  in  den  Ge- 
bieten, aus  welchen  und  in  welchen  sie  stattfinden.  Hierüber 
verhält  sich  die  folgende  Tabelle ,  deren  Zahlen ,  wie  eine- 
Vergleichung  mit  dem  Jahre  1871  ergiebt,  als  typisch  gelten 
können.   1880  kamen  in  den  nachbenannten 


Gebietsgruppen*) 


Emwohner 


bewohnte 
Gebäud« 


anf  1  qkn 


I 


Ost-  und  Westpreuflsen  

Pommern  und  Schleswig -Holstein,  beide 
Mecklenburg,  FGrstentniii  und  Staat  Lü- 
beck, Staat  Hamburg  

Frovina  Rnmdenburg  '.  

Provinz  Posen  

Regierungsbezirk  Oppeln  

Regierungsbezirke  Breslau  und  Liegnitz   .  . 

Königreich  Ssehsen  oad  die  8  thäringiscben 
Staaten  

Prohns  SachwD,  Landdr.  HUdesfadm,  Henog- 
tum  Braiinschweip  und  Anhalt  

Provinz  Hannover  olme  Hiidesheim,  Regie- 
rungsbezirk Münster,  Oldenburg.  Hensog- 
tum  Oldenburg,  Staat  Bremen  

Rheinprovin/ .  Kegieningsbezirk  Arnsberg, 
oldenbuTKisches  Fürstentum  Hirkenfeld  .  . 

Pirovins  Heaaen-Nawan,  Regierungsbeiirk 
Minden,  Grossher/.ogtum  Heesen,  Fürsten- 
tumer Waldeck,  Lippe  und  Schaumbnig- 
Lippe   

Baiern  rechts  des  Rheins  

Würtemberg.  Baden  und  Hohenzollom  .  .  . 

Rheinpfalz  und  Elsass- Lothringen  


Deotsehes  Reich 


5.2 

58.7 
71.5 

(mit  Berlin) 

58.8 
109.1 
94.8 

6.2 
6.0 

(Olm«  fiwUB> 

5.4 
1K2 
10l6 

151.8 

20.1 

91.4 

11.5 

55.8 

a2 

147;3 

19.4 

lOa-A 
68.8 
101.0 
109.8 

14.3 

9.8 
14.3 
18.0 

88.69 

\0Ä 

Die  Wandcrun^j  .stellt  also  in  einem  umgekehrten  Ver- 
hältnis« zur  Dichtigkeit  in  der  Art,  dass  di»-  dünnbevölkerten 
Gebiete  durch  die  Wanderungen  entvölkert,  die  dicht  bevölkerten 
noch  mehr  bevölkert  werden.  Besonders  charakteristisch  sind 
in  dieser  Beziehung  noch  die  Auswanderungsziffem,  ans  deneik 


M  Vgl.  Preuss.  Stat.  a.  a.  O. 

*)  Zuaammengeatellt  ans  den  Tabellen  a.  a.  0.  S.  IX  und  XV. 
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mehr  noch  als  die  Anziehung  des  Westens ,  die  Neigung  cur 

Abstossung  im  Osten  bemerkbar  wird. 

Man  vergleiche  folgende  2^hlen  ftir  das  Jahr  1^84.  An  der 
überseeischen  Auswanderung  aus  Deutschland,  die  im  ganzen 
143  58G  Personen  betrug,  nahmen  Teil  aus 

Provinz  Westpreussen  i4069  Provinz  Westfalen  8  268 
^  Pommern  15412  ^  Rheinland  5  058 
,      Posen  13500  Bremen      1 14G 

Oldenburg  1958 
Hamburg  2504^) 

Der  Gegensatz  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  den  Ge- 
bieten mit  den  geringeren  Auswanderungsziffern,  namentlich 
Hamburg  und  Bremen,  die  Gelegenheit  zur  Auswanderung 
▼iel  näher  und  bequemer  liegt 

§  72. 

Genug  nun  der  Zahlen!  Es  hiesse  die  unitangliclieu 
statistischen  Publikationen  des  Keichs,  der  einzelnen  Staaten 
und  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  repruduzireu  und  ein 
mehr  oder  minder  schnell  veraltendes  ZaMenwerk  anhäufen, 
wollte  man  die  Gestaltungen,  welche  aus  den  Wanderungen 
resttltiren,  noch  weiter  verfolgen.  Hier  kam*  es  nur  darauf 
an,  im  Zusammenhange  der  Untersuchung  die  wichtigsten 
Thatsachen  hervorzuheben,  welche  in  den  Wanderungen  zu 
Tage  treten. 

Das  Ergebniss  iiisst  sich  etwa  in  folgende  Hätze  zusaiiiinen- 
fassen:  1)  Der  Osten  zeigt  die  relativ  geringste  Anziehungs- 
kraft^  so  dass  die  relativ  stärkste  Auswanderung  aus  seinem 
Gebiet  und  die  relativ  schwächste  Einwanderung  in  dasselbe 
erfolgt  2)  Die  Wanderungen  bewegen  sich  in  der  Richtung 
von  Osten  nach  Westen.  Doch  vollzieht  sieh  die  Bewegung 
haujJtsticlilieli  innerhall»  kleinerer  Gebiete  wobei  die  trnV^screii 
Orte,  vor  allem  die  iStädte  als  Mitt(d})iii)kte  des  antlermigs- 
gebiets  eine  besondere  Anziehungskralt  äussern  —  und  tlem- 
nächst  vornehmlich  im  Austausch  mit  benachbarten  Gebieten, 
wobei  die  politische  Abgrenzung  von  so  geringer  Bedeutung 
ist,  dass  die  Einwanderung  nichtdeutscher  Elemente  nach 
Deutschland  aus  den  Grenzlanden  (Russland  und  Oesterreich) 
sehr  viel  erheblicher  ist,  als  die  aus  nicht  unmittelbar  be- 
nachbarten «leutschen  Bundesstiiatcn.  3)  Die  Wanderungen 
haben  nicht  die  Hedeutung  eines  Ausgleichs  /wischen  den 
verschiedenen  Gebietät<M'len  des  Deutschen  Reichs;  der  Zuzug 
steht  vielmehr  im  umgekehrten  Verliältniss  zur  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung,  so  dass  die  dünn  bevölkerten  Gegenden  dadurch 


>)  Uonatiliefte  zur  Statistik  d.  D.  B.  1884  XH  8.  56. 
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ent\'ölkert,  die  diclit  bevölk<-rton  noch  mehr  bevölkert 
werden.  Audi  trapfcn  die  erstcron  zur  üheraeoischen  Aus- 
wanderung in  erli('l)lichereni  Masse  ho\  als  die  letzteren. 
4)  Die  W  anderung  sehreitet  nicht  in  regehnäHsigcni  A'criwllt- 
niös  fort.  Die  Luge  der  wirtüchattlicheu  Verhältnis«!'  wirkt 
wesentlich  auf  dieselbe  ein.  Der  dem  Jahre  1878  folgende 
wirtschaftliche  Rückschlag  ist  in  der  Verminderung  'des  Zuzugs 
nach  den  industriellen  Bezirken  des  Westens  und  nach  den 
grossen  Städten,  in  der  Verminderung  des  Fortsuges  aus 
den  östlichen  Bezirken  deutlich  erkennbar. 

Die  vorstehenden  Sätze  werden  nicht  den  Anspruch  erheben 
können,  vollkommen  neu  oder  einem  schwer  zugänglichen  Material 
entnommen  zu  sein.  Wahrnehmungen  dieser  Art  sind  von  jeher  ge-' 
macht  vNordon  und  das  Material  liegt  geradezu  massenhaft  in  den 
mehrerwähnten  Publikationen  aufgespeichert. 

Gerade  in  Beziehung  zum  Arraenwesen  sind  aber  die  lieobach- 
tungen  über  Wanderongen  selten  benutzt  Sehr  bemerkenswert  er- 
scheinen mir  die  Ergebnisse  von  Wem  her,  der  in  seiner  Abhand- 
lung aber  OemeindebOrgertum  auch  die  Einflüsse  untersucht,  welche 
auf  Za-  und  Fortzug  wirken.  Er  gelangt  S.  173  zu  dem  Schlosse : 
„Ba  femer,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  sowohl  die  Zunahme  der 
Bevölkerung  überhaupt  als  insbesondere  die  Anzahl  der  Einzieher 
hauptsächlich  durch  zeitliche  und  örtliche  Verhältnisse  regulirt 
wurde,  so  lässt  sich  nicht  erwarten,  dass,  wo  überhaupt  kein  be- 
sonderer Zudrang  von  Einziehem  stattfand,  die  Aendcrung  der  Ge-, 
setzgebong  auf  deren  Zahl  erheblichen  Einfloss  habe  äussern  können.*^ 
Man  hat  hierbei  besonders  zu  beachten,  dass  die  Wemhersche  Ab- 
handlung 1887  geschrieben  ist,  also  in  demselben  Jahre,  als  die 
erste  Eisenbahn  in  Deutschland  gebaut  wurde,  und  die  „unheimliche 
moderne"  Schnelligkeit  der  Fortbewegung  grosser  Massen  noch  nicht 
möglich  war. 

Neuerdings  hat  v.  R  an  dow  das  bevölkerungsstatistische  Material 
benutzt ,  um  die  bei  den  ^Vanderungen  obwaltenden  Verhältnisse 
näher  zu  unteräuchcu  und  gewisse  Grundsätze  bezüglich  der  Be- 
weglichkeit und  der  SesshiÄigkeit  der  BevOlkerong  anfimstellen, 
wdiche  trotz  ihres  in  letzter  Zeit  etwas  tendenziösen  Charakters 
O^etenansweisongen !)  unzweifelhaft  richtige  und  meines  Erachtens 
in  hohem  Orade  bedeutungsvolle  sind.  —  Vgl.  „Die  Wander- 
bewegung der  zentraleuropäischen  Bevölkerung""  in  der  Monatsschr. 
der  österr.  Zentralkomm.  Jahrg.  1884  Heft  6  und  ^Die  Landes- 
verweisungen aus  Preussen''  in  Schmollers  Jahrb.  1881»  Heft  1 
S.  91;  dazu  die  Besprechung  in  Schraollers  Jahrb.  1886  Heft  2 
S.  302.  —  v.  Randows  Ausführungen  gipfeln  in  Folgendem  (S.  95) : 
„Bei  der  Wanderbewegnng  lassen  sich  gewisse  HanptstrOmungen  er- 
kennen, denen  die  Wanderelemente  folgen.  Ein  Haupttraktos  führt 
nach  den  Reichshanptstädten ,  ein  zweiter  nach  den  Seehandels- 
gebieten  (bei  Deutschland  Schleswig-Holstein  und  die  Hansestädte 
mit  Oldenburg,   bei  Oesterreich  Xhest  und   das  Ktistenland), 
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alle  fibrigen  Yf'anderelemente  aber  schlagen  die  westliche  Richtung 
ein,  "wobei  ein  Teil  derselben  in  den  Zentren  der  grossen  Stauten 
zurückbleibt.  Kine  Wanderung  nach  dem  Siiden  Deutschlands  und 
Oesterreichs  findet  nur  wenig,  eine  solche  nach  dem  Norden  nur 
unter  ganz  besonders  günstigen  Bedingungen,  eine  nach  dem  Osten 
abK^nt  nicht  statt.  Der  Norden  und  vor  allem  der  Osten  sind  ab- 
atoaaende  Pole  der  Bewegong,  nnd  dieses  grosse  Gebets  der  Be«- 
wegong  ist  so  nnerschfitterlichi  dass  es  nar  eine  einzige  Ausnahme 
doldet,  die  dann  eintritt,  wenn  es  sich  um  ein  Grem^blet  der 
Heimat  handelt,  indem  die  Grenzgebiete  der  üeimat  eine  so  mäch- 
tige Attraktion  üben ,  dass  diese  selbst  die  Scheu  der  Wander- 
elemente vor  dem  Norden,  dem  Süden  nnd  dem  Osten  überwindet. 
Die  Attraktion  hat  daher  nachstehende  Stärkegrade:  1)  die  Grenz- 
gebiete der  Ueimatsproviuz,  2)  die  Keichshauptstädte.  3)  die  grossen 
HandeisemporiMi  an  der  See,  4)  das  Zentnun  d^r  Staaten  und 
sdiliesslieh  der  gesammte  Westen.  Sind  Hanptstadtgebiete  oder 
Seehandelsgebiete  zo|ßeich  Grenzgebiete  der  Hebnal,  so  wirkt  die 
Attraktion  mit  doppelter  Gewalt." 

Das  weitaas  lieste  in  allseitiger  Durchdringung  des  Verhält- 
nisses von  Wanderung  und  wirtschaftlichen  Zuständen  giebt  Koll- 
mann:  Stat.  Nachr.  über  das  Grossh.  Oldenburg  Heft  19  (1882), 
insbesondere  S.  20.  So  ist  die  Gemeinde  Bant,  die  1875  1114  Einw. 
hatte,  1880  auf  4665  Einw.  gewachsen,  meist  Arbeiterfamilien, 
deren  Emihier  im  benachbarten  WilhelmshaTen  Arbeit  finden.  In 
Jever  grosser  Zndrang  von  Banhandwerlcem  in  Folge  vieler  Nen- 
banten.  Rlickgang  dar  Stadt  Brake  wegen  Zurückgehen  des  Schilfo- 
banes  n.  s.  w. 

Ueber  die  fremdländische  Bevölkerung  der  Schweiz,  welche 
nach  der  Volkszählung  von  I.Dezember  188U  bei  2  846102  orts- 
anwesenden  Personen  211035=^7.7  °  o  betrug  uid  zwar 


wird  bemerkt,  dass  eine  so  beträchtliche  Einwanderung  stattfinde» 
trotzdon  die  Fremden  an  keinerlei  Vorrechten  der  Landesangehörigen 
teilnähmen.  Namentlich  wird  auch  hervorgehoben,  dass  dieselben 
günstiger  in  Bezug  auf  Arbeitskraft  stehen,  weil  bei  ihnen  72"  o  (gegen 
58  *''o  bei  den  Schweizern)  auf  die  produktiven  Altersklassen  von 
15  bis  60  Jahre  entfallen  —  was  jedenfalls  ein  Beweis  ist,  dass 
ein  Aufsuchen  fremder  Gebiete  regelmässig  von  arbeitsOhigen  Per- 
sonen zwecks  Erlangung  von  Arbeitsgelegenheit  erfolgt.  —  Vgl. 
EidgenOss.  Tolkstfthlnng  v.  1.  Dezember  1880  Bd.  2,  Bern  1883. 

Ein  iusserst  bemerkenswertes  Beispiel  bietet  endlich  speziell 
in  Bezug  auf  die  Armen  Verhältnisse  Grossbritannien.  Während  näm- 
lich in  England  und  Schottland  ein  nach  verschiedenen  Massgaben 
zu  erwerbendes  Heimatrecht  besteht ,  herrscht  in  Irland  das  Terri- 
torialprinzip   -   d.  h.  eine  Beschränkung   der  Freizügigkeit  mit 
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Rficksicht  anf  die  Armoilast  findet  nicht  statt.  Gleiehwohl  worden 

in  den  Jahren  1870  bis  1874  von  England  1286,  von  Schott- 
land 1151  Arme  nach  Irland  zurückgeschickt;  aber  allein  in  den 
ersten  6  Moi.aten  1875  wurden  in  England  32  266,  in  Schottland 
58  474  in  Irland  geborene  Personen,  hingegen  in  Irland  nur  ;558 
bezw.  196  in  England  bezw.  Schottland  geborene  Personen  unterstützt. 
Wenn  somit  in  Irland,  wo  Beschränkungen  des  freien  Aufenthaltes 
gesetzlich  nnzolftsslg  sind,  eine  so  geringe  Zahl  von  Engländeni 
Unterstatznng  sucht  und  umgekehrt  in  England  nnd  Schottland  trots 
vielfacher  Ausweisungen  bedQrftiger  Personen  eine  fast  nnglanblich 
scheinende  Zahl  von  Irländem  onterstfltzt  wird,  so  ist  das  gewiaa 
ein  Beweis,  wie  viel  der  Einflnss  der  traurigen  wirtschaftlichen 
Verbältnisse  Irlands  grösser  ist.  als  die  Wirkung  der  onbescbränkteii 
Autenthaltsbeiugniss.  —  Vgl.  Aschrott  S.  177. 

Hiernach  wird  die  ausführliche  Begründung  der  vorstehend 

formulirten  Sfttze  im  Zusammenhange  mit  den  Reformfragen 
auf  dem  Gebiete  der  Armen-  und  Wirtschaftsgesctzgebung 
nicht  überflüssig  (•rscheinen.  Es  wird  von  denselben  im 
weitenMi  V  erlaufe  ein  vielfach  fruehtburer  Gebrauch  zu  machen 
sein,  insbesondere  für  die  Fragen  der  Verteilung  der  Amien- 
laat  Hier  sollen  sie  vor  allem  dasa  dienen  f  den  Gegnern 
der  Reichsgesetagebung  mit  dem  Hinweis  auf  nnwiderlegliche 
Thatsaehen  zu  begegnen.  Wenn  in  der  That  die  Gestattung 
der  Freizügigkeit  unter  gleichzeitiger  reichsgesetzlicher  Rege- 
lung (l<  r  öffeutliclieii  Annenpflege  die  Entfrsselung  aller  indi- 
viduellen Begierden,  (\\(-  Loekcrung  aller  j)ersöiilichen  und 
lieiniatliclien  Verbindungen  und  gleichzeitig  damit  das  Wachsen 
der  allgemeinen  Armut  zur  Folge  haben  müsstt!»  so  könnten 
die  Wanderungserscheinungen  sich  nicht  vollziehen,  wie  sie 
sich  vollziehen.  Wenn  es  wahr  wäre,  dasa  die  Garantie  der 
Armenfürsorge  innerhalb  des  ganzen  Geltungsgebietes  des 
Unterstützungswohnsitzes  die  nrmcren  Klassen  anzöge  und  in 
Sicherheit  wiegte,  so  würde  kein  Grund  für  den  ganz  ausser- 
ordentlichen Rückgang  des  Zuzuges  nach  Westen  im  letzten 
Jahrzelint  gegenüber  den  .Fahren  1871 — 75  vorliegen.  Wenn 
die  Garantie  gesr'tzliclier  Armenpflege  die  Massen  anzulocken 
vermöchte,  so  würde  Elsass-L- ithringen,  das  n(»ch  gegenwärtig 
das  Prinzip  der  sog.  fakultativen  Armenuflege  befolgt,  nicht 
das  einzige  Gebiet  sein,  welches  von  idJen  Staaten  und  Ge- 
bietsteilen im  Deutschen  Reiche  mehr  Bevölkerung  empflüigt 
als  es  an  dieselben  abgiebt;  wenn  die  Sicherheit,  nicbt  aua- 
gewiesen und  am  Orte  des  Aufenthaltes  unterstützt  zu  werden, 

die  Wanderungen  mass«^ebend  l  influsste.  so  würde  nicht  in 

Baiorn  die  Zahl  der  Oesterreicher  grösser  als  die  der  Preussen 
und  in  Pr»nissen  jene  der  Russen  nicht  grosser  als  die  der 
Baiem  ««'in,  da  die  er.>teren  (Mueu  Anspruch  auf  Unterstützung 
und  Duldung  dns  Aufenthalts  als  Ausländer  nicht  besitzen. 


L.iyui^üd  by  Google 


VI.  4. 


203 


Alles  dies  vielmehr:  Einwandoning  und  Auswanderung, 
hastiges  Zuströmen  und  langsames  ZurUckstauen  der  Be- 
wegung sind  Erscheinungen  j  welche  der  unwiderstehlichen 
Gewalt  natUriicher  Qesetze  unterworfen  sind.  Nicht  die  Gesetz- 
gebung, ja  nicht  einmal  die  politisch«»  Abgrenzung  der  Staaten 

fegen  einander  vermag  hieran  etwas  Wesentliches  zu  ändern. 
_o  stellt  sich  die  Wirtschafts-  und  Arraengesetzgebung  nicht  als 
Ursache,  sondern  vielin»"lir  als  Folge  dieser  natlirlieheii  Go- 
setze  dar;  sie  sucht  Erscheinungen  in  den  Rahmen  der  Rechts- 
ordnung zu  fügen,  welche  sich  ausserhalb  der  Rechtsordnung 
vollziehen.  Sie  schafft  dieselben  nicht,  sie  sanktionirt  sie  nur. 
Mit  dieser  Massgabe,  aber  auch  nur  mit  dieser,  wirkt  sie  frei- 
lich mit  zur  weiteren  Entwicklung  dieser  Erscheinungen,  die 
unter  ihrem  Schutze  sich  freier  entfalten  dttrfen. 

8  73. 

Wurde  im  Vorstehenden  dar  für  iinsen*  Frage  wichtigste 
Nachweis  versucht,  dass  die  auf  Ab-  und  Zuzug  d<'r  ärmeren 
Klassen  einwirkenden  Einflüsse  im  wesentlichen  unabhängig 
von  der  Armengesetzgebung  sind,  so  bedarf  es  noch  im  Folgen- 
den der  Hervorhebung  einiger  anderer  Momente,  welche  im 
natürlichen  oder  sonst  nachweislichen  Zusammenhange  mit  der 
Höhe  der  Armenlast  stehen  und  gleichwohl  von  der  Armen- 
gpsotzgebung  der  Natur  der  Sache  nach  oder  sonst  nachweis- 
lich unabhängig  sind. 

Vor  allem  ist  hierin  von  grösster  Bedeutung  die  ver- 
änderte Richtung,  welche  die  Armenpflege  überhaupt  und  mit 
ihr  die  OffSsniliche  Armenpflege  in  Bezug  auf  einige  ihrer 
wichtigsten  Gegenstttnde  genommen  hat  —  in  Bezug  nämlich 
auf  Kranke,  Gebrechliche  und  auf  ju^'cndliche  Personen.  Die 
Erkenntniss,  dass  nie  sicherer  der  künftigen  Verarmung  vor- 
gebeugt werden  könne,  als  <lurch  sofortig«?  Beseitigung  der 
momentjuien  Erwerbsstörung  und  durch  sittliche  Einwirkung  auf 
den  jungen  Menschen,  hat  —  trotz  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung —  die  Ausgaben  für  Kranken-  und  Waisenpflege 
s^r  erheblich  vermehrt').  Speziell  in  Bezug  auf  Kranken- 
pflege ist  Übrigens  hervorzuheben,  dass  der  Charakter  dee  Aitf- 
wandes  ein  gemischter  ist,  weil  ebensowohl  Gesichtspunkte 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  wie  der  Armenpfl^e  bei 
derselben  in  Betracht  kommen. 

Mit  der  Einsieht  in  die  Aufgaben  der  Armeiiptlege  hängt 
der  Zustand  zusammen,  in  weleliem  di(^  Annenptlege  sich  be- 
lindet.    Das  Prinzip  der  Individualisirung,  von  der  Anuin- 


M  Die  Thatsache  darf  wühl  als  notorisch  gelten.  Auf  Anftthruag 
von  Beispielen  vennchte  ich  hier,  weil  an  venehiedenm  andoren  Stellen 
Nachwebaogen  dieser  Art  in  gitisseiem  Umfange  sa  geben  sincL 
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Verwaltung  Elberfelds  wieder  })elel)t.  hat  in  Elberfeld  selbst 
und  in  vielen  Oomoiiidcn,  die  seinem  Heispiele  pjefolgt  sind, 
eine  eriieblielic  H<'.>sci  uii;::  der  Armenzustände  und  eine  wesent- 
lielie  Minderung:  dt  s  Annenaufwandes  zur  Folge  gehabt.  Docdi 
zeigte  sich  uu  iät  die  charakteristische  Erscheinung,  dass  zu- 
nttdist  der  Aufwand  für  ArmensEwecke  stieg  nud  d|6ichzeitig 
die  Zahl  der  Armen  sich  verminderte,  woffir  die  XSrklärong 
darin  zu  suchen  ist,  daas  die  IndividuaÜBirung  zwar  zur  Ent- 
deckung vieler  Personen  führte .  welclie  einer  Unterstützung 
nicht  würdig  waren ,  aber  auch  die  Hedürftigkeit  anderer 
Personen  oder  die  Unzulilngliehkeit  der  bisherigeu  Unter- 
stützung ans  Tageslicht  brachte'). 

Hierher  gehört  auch  die  an  anderer  Stelle  näher  zu  be- 
trachtende ThatBache,  dass  durch  energische  Handhabung  des 
Arbeitszwanges  gegen  arbeitsscheue  und  liederliche  Personen, 
insbesondere  durch  Anwendung  des  Arbeitshaussystenis ,  die 
Armenlast  sich  —  wenigstens  zeitweise  —  sehr  erheblich  ver- 
minderte 2 ). 

Nicht  identisch  mit  guter  Aiiiicm)tieg(»  ist  harte  Armen- 
pflege, welche  lediglich  das  tinanzielfe  Interesse  der  Steuer- 
zahler, aber  weder  dasjenige  der  otFentlieheu  Wohlfahrt  noch 
das  der  bedürftigen  Personen  im  Auge  hat  Eine  solche  Art 
der  Armenpflege  kommt  darin  zum  Ausdruck,  dass  sehr  viel 
weniger  ver\vendet  wird,  als  verwendet  werden  mUsste,  und  dies 
Wenige  in  einer  Weise,  welche  den  Charakter  der  Armenpflege 
fast  ganz  verliert.  Dahin  gehört  z.  B.  das  Verdingen  von  aAeits- 
untllhigen  Jungen  und  alten  Personen  an  den  Mindesttordern- 
den,  dahin  die  Unterbringung  in  Annenhäuser,  in  denen  ohne 
Unterschied  des  Alters  und  Geschlechts,  vor  allem  auch  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl,  soviel  Personen,  wie  unterzubringen 
eben  nötig  ist,  zusammengepfercht  werden'). 

In  aUen  diesen  Beziehungen  macht  sich  besonders  ein 
scharfer  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  geltend.  Ueber- 
hanpt  ist,  trotzdem  nach  dem  Willen  der  (Tt\setzge])un^'  jedem 
Bedflrftigen  nach  Massgabe  seiner  individuellen  Bedürftigkeit 
der  notwendii;*'  Lebensunterhalt  gewährt  werden  soll,  die  Be- 
schaffenheit des  Bezirks,  seine  geographische  Lage,  der  Wohl- 
stand seiner  Bevölkerung,  die  Höhe  der  übrigen  öffentlichen 
Lasten  vom  grOsstcn  Einfluss  auf  Steigen  und  Sinken  der 
Armenlasi 


')  So  z.  B.  iu  Krefeld,  vgl.  Seyffardt  I  S.  13;  Landaberg  ii.  W.. 
vgl.  Verw.-Ber.  für  1^^2—83;  Frankfurt  a.  M.,  vgl.  Drucks,  des  D.  V\ 
f.  A  u.  W.  1884  Nr.  1  S.  35.  —  Qsas  aligemein  kann  disM  Erschei- 
nung für  Baiem  verfolgt  werden,  dessen  periodische  Armenstatistik  ein 
stetiges  Henintergeben  der  Zahl  der  Armen  neben  steigendem  Aufwand 
nachweist  Vgl.  besonders  die  Tabelle&  im  Jahrgang  1882.  —  Wegen 
des  elberfelder  Systems  vgl.  unten  §  194. 

*)  Vgl.  unte'n  5^  202  ff. 

')  Nähere  Angaben  §  89. 
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Schon  Dteterici  wies  fUr  das  Jahr  1849  —  ako  lange  nach 
Einführung  der  preiMBiachen  Gesetze  von  1842  —  nach,  dass  der 

Armen  aufwand  in  grossen  Stiidten  scilir  viel  höher  sei  als  auf 
dem  Lande,  dass  aber  iji  den  in  der  Kultur  höherstehenden 
westliehen  Bezirken  mit  durchgebildeter  Geldwirtsehaft  Stadt 
und  Land  sich  hierin  einander  viel  näher  stehen.  So  stellte  sieh 
das  Verhältniss  des  Aufwandes  von  Stadt  und  Land  im  Osten 
Preussens  wie  8:1,  im  Westen  wie  1  : 8.  Wfthrend  in  der 
Rheinprovinz  eine  aus  Öffentlichen  Mitteln  unterstützte  Person 
auf  11.84  Einwohner  gezählt  wurde,  ergab  sich  das  folgende 
Verhältniss  in  den  nachstehenden  Regierungsbezirken:  Marien- 
werder 1  :  147.72,  Bromberg  1  :  329.61,  Köslin  1  :  159.70. 
Dieteriei  bemerkt  zu  diesem  Ergebniss  sehr  treffend,  man 
könne  hieraus  nur  sehliessen,  wie  viel  iVrme  unterstützt  wurden, 
nicht  wie  viele  vorhanden  waren. 

Eine  sehr  gewichtige  Bestätigung  haben  diese  eiimialigen 
Wahrnehmungen  durch  die  neueren  armenstatistischen  Publi- 
kationen von  Baiem  und  Oldenbui^  erhalten,  die  einzigen, 
welche  für  das  Gebiet  des  ganzen  Staates  periodische  Erhebungen 
veranstaltet  und  sehr  sorgfältig  verarbeitet  haben. 

So  nimmt  die  Rheinpfalz,  gegenüber  dem  rechtsrheinischen 

Baiern,  ganz  besonders  gegenüber  Niederbaiern,  eine  in  vielen 
Punkten  günstigen«  St^'Uuni::  ein.  Sie  ist  dichter  bevölkert, 
hat  reiche  Industrie ,  sehr  IcistungsfHhigi'  ( i emeindfMi :  dort 
ist  der  Aufwand  für  Armenpflege  in  Stiult  und  Land  l)einahe 
gleich,  eher  in  letzterem  etwas  höher,  während  in  Niederbaiern 
und  Unterfiranken  der  Unterschied  ein  sehr  merklicher  ist; 
ebenso  ist  die  Zahl  der  Armen  d.  h.  der  aus  öffentlichen  Mitteln 
unterstützten  Personen  in  der  Pfalz  eine  grossere. 

In  Oldenburg,  dessen  Anuenverhältnisse  Kollmann  in 
um&sseiider  Weise  fVir  einen  15-  bezw.  20jährigen  Zeitraum 
in  besonderem  Hinblick  auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
untersucht  hat,  ergiebt  sich  ein  tiefgreil« nder  TJntersehied 
zwischen  den  drei  Gebietsteilen  des  Herzogtums  Oldenljurg : 
Marsch,  münsterische  und  oldenburgische  Geest,  sowie  den 
Fürstentümern  Lübeck  und  Birkenfeld.  Kolknann  weist  nach, 
dass  je  weniger  Kontribuenten  mit  geringem  Einkommen  auf 
einen  Wohlhabenden  kommen,  um  so  besser  die  allgemeinen 
Wohlstandsverhältnisse  sind  und  dass  im  aUgemeinen  mit  der 
Wohlhabenheit  die  Annenziffer  steigt 

Die  uacbsteheude,  aus  den  verschiedenen  Tabellen  des  Kollmann- 
schen  Workss  sosammengestellte  Tabelle  ergiebt  das  folgende  sehr 
lehrreiche  Resultat: 
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£6  kamen 
darchschnittlich 
im 

Affent- 

lich 
Uater- 
•t«Ut« 

in  Prozent 
d«r 

niBf 

rbcb« 

K«t61- 

in 

ProMst 

da«tri«ll« 

in 

PrOMBi 

Bite- 
•rtncMf 

1  ha  der 

fl&ehe  in 

Ha- 

kaane« 
finei 
Kon  tri- 

Mttrk 

»■r  1 

Wohl- 
hebeote 
antbltaa 
lUadM^ 

Hereogtam  Oldenburg 

4.16 

54.96 

23.57 

28.2 

746.7 

19.8 

daranter  Manch  .  .  . 

5.60 

47.74 

24.69 

48.8 

m& 

14.5 

Oldenburg.  Geest.  .  . 

4.09 

47.55 

28.96 

14.6 

775.7 

18.0 

mOnster.  Geest.  .  .  . 

2.69 

76.68 

12.38 

12.9 

588.2 

48.1 

FürstiMituni  Lübeck 

rA).2l 

26.20 

3:^.1 

645.0 

22.6 

Fürötriitiiin  Birkenfeld 

38.06 

44.n:3 

20.6 

69.5.2 

34.1 

Grossherzogtum  .  .  . 

4.26 

b2.Ati 

2Ü.82 

1  23.1 

728.8 

Kollmann  glaubt  den  Grund  für  diese  ganz  regelmässig 
wfthrgenommene  Erscheinung  in  zwei  Richtungen  suchen  zu 
sollen : 

In  der  Gkest  lebt  eine  durebgehends  arme  Bevölkerung 
mit  sehr  geringen  Lebensansprttchen;  die  Grenze,  bei  welcher 
eigentliche  Armut  ab  eingetreten  gilt,  wird  sehr  weit  hinaus- 
geschoben; die  spärlichen  Mittel  werden  sehr  zurückgehalten, 
die  Armenpflege  bis  zur  Härte  sparsam  geübt.  In  der 
Marsch  stehen  bei  grösserer  Wohlhabenheit  reichere  Mittel 
zur  Verfügung;  die  allgemeine  Lebenshaltung  ist  eine  höhere, 
die  Bereitwilligkeit  zur  Unterstützung  eine  grössere.  Auch 
kommen  hier  noch  einige  besondere  Momente  in  Betracht. 
Der  schwere,  frachtbare  Marschboden  kann  nur  im  Besitze 
von  Wohlhabenden  stehen;  ihnen  stehen  unbegttterte  Land- 
arbeiter gegenttber,  deren  unzulänglicher  Verdienst  durch 
die  Armenpflege  gewissennassen  ergänzt  wird.  Uebiirdies 
nutzt  die  Bearbeitung  des  schweren  Bodens  die  Kräfte  ver- 
hältnis.smässig  schnell  ab;  feuchte  Wohnungen,  sowic^  die  Aus- 
dünstungen der  Kanäle  und  Abzugsgräben  bewirken  Malaria 
und  Gallenfieber,  welche  nur  durch  das  sehr  teuere  Chinin 
wirksam  bekämpft  werden  können. 

§  74. 

Ucberhaupt  sind  die  zuletzt  berührten  Momente,  die  man 
mit  einem  zusammenfassenden  Ausdruck  die  „allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Einflüsse"  nennen  kann ,  mehr  als  alles  andere 
bestimmend  für  die  Höhe  der  Arnienlast. 

Die  Lage  der  Landwirtschaft,  der  Industrie  und  de^ 
Handels  im  ganzen  Staatsgebiet  oder  in  einzelnen  Bezirken, 
das  Auftreten  einzehier  Naturerscheinungen,  wie  Hagel-  oder 
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Wasserschäden,  Epidemien  u.  dergl.,  willkUrh'che  Handlungen 

dtT  Menschen,  wie  Krieg,  Aufruhr  und  vieles  andere  —  all  das 
bewirkt  »Stt  igiMi  oder  Sinken  des  Wohlstandes,  Steigen  und 
Sinken  d<*r  Armut  und  damit  der  Armenlast.  Ein<'s  Nach- 
weises in  dem  Sinne,  dass  ein  neuer  und  bisher  niclit  ge- 
kannter Zusammenhang  aufgedeckt  werden  soll,  bedarf  es 
hierÄlr  selbstverstKndltch  nicht  Aber  gegenüber  einer  stark 
einseitigen  Betonung  gewisser  Wirkungen  der  Armengesetz- 

febung  wird  es  nicht  Überflüssig  sein,  darauf  hinzuweisen,  wie 
ie  betrofffticn  Annen  verbände  selbst  sicli  zu  dieser  Frage  stellen. 
So  bcriclitct  die  Armenverwultung  von  Dortmund  ,  dass 
1882  in  Folge  der  besseren  Erwerbs-  und  Einkommennver- 
hältnisse  der  Arbuiterbevölkerung  eine  Abnahme  de»  Arnien- 
auiwandes  von  3.02  M.  pro  Kopf  im  Vonahre  auf  2.88  IL 
atatteefunden  habe.  In  Chemnits  waren  Skr  1882  82556  M. 
als  Kosten  der  Öffentlichen  Ann«  n pflöge  veranschlagt,  während 
nur  58 126  M.  verwendet  wunlen.  Ebenso  blieben  die  Ausgaben 
in  der  Etat^periode  1882—83  in  Bannen  um  25*000  M.;  188;^— 84 
in  Hildeshciin  um  (5t)30  M.,  in  Danzi^  um  8600  M.  zurück*). 

In  dem  Verwaltunijsbericht  von  Bielrfeld  für  1883 — 84 
heisst  es:  „Die  ungestörte  Entwickluug  der  Industrie  einerseitä, 
das  Wetter  andererseits  erleichterte  die  Arbeiten  der  Armen- 
▼erwaltnng.  Der  milde  Winter  enthob  die  Verwaltung  der 
VertBÜnng  von  Kohlenmarken  und  ausserordentlichen  Gaben; 
eine  gute  Ernte  verscheuchte  manche  Sorge;  alle  Fabriken 
konnten  ihre  Arbeiter  fortwährend  lohnend  beschäftigen;  im 
allgemeinen  waren  alle  mehr  oder  woniger  zufrieden,  eigent- 
liche Zeichen  von  Missstimmung  waren  nicht  zu  bemerken. 
An  Arbeiten  fehlte  es  den  Thätigkeit  suchenden  Personen 
nicht  Wenn  die  Ausgaben  imi  ein  Geringes  zugenommen 
haben,  so  lie«^  das  in  der  Zunahme  der  Bevölkerung." 

Umgekehrt  klagt  speziell  in  Bezug  auf  die  Etatsperiode 


der  Annenlast.  8o  berichtet  Königsberg  i.  Pr.:  „Das  abgelaufene 
Verwaltungsjahr  war  für  die  Armenverwaltung  ein  ganz 
besonders  schwieriges.  War  schon  im  Vorjahre  die  Not 
unter  unserer  ärmeren  Bevölkerung  wegen  des  Darnieder- 
liegens  von  Handel  und  Gewerbe  und  wegen  des  frtth  auf- 
^  tretenden  und  lang  anhaltenden  Winters  gross  gewesen  ^  so 
*  steigerte  sich  dieselbe  bei  der  fortdauernden  Geschäftsstille  und 
Erwerbslosigkeit  unseres  Arbeiterstandes,  von  der  wir  oben 
bereits  gesprochen  haben,  im  Herbste  1880  und  während  des 
darauf  folgenden  Winters  zu  einer  ungewöhnlichen  Höhe,  ginff 
in  immer  weiteren  Kreisen  um  sicii  und  zwang  «nne  grosse 
Zahl  von  Personen,  die  sonst  durch  eigene  Kraft  ihren  und 
ihrer  Angehörigen  Lebensunterhalt  beschafft  hatten,  die  öffent- 


1880—81  eine 


von  Verwaltungen  Uber  Zunahme 


>)  Vgl  die  betreffenden 


te. 
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liehe  Armenpflege  oder  die  Privatwohlthätigkeit  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Die  Behörden  sahen  sich  einem  wirklichen  Not- 
stande gegenüber  und  musstcn  bei  Zeiten  darauf  bedacht  sein, 
zur  Bekämpfung  desselben  ausserordentliche  Mittel  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Die  ArmenTerwaltung  vor  allem  balte 
daher  einen  ganz  besonders  schwierigen  Stand.* 

Ebenso  glaubt  der  Magistrat  von  Erfurt  die  Zunahme  der 
Armenlast  den  wirtschaftlich  ungünstigen  Verbältnissen,  der- 
jenige von  Königshütte  dem  Niedergänge  der  Industrie  zu- 
schreiben zu  sollen 

In  letzter  Linie  s«'i  endlich  noch  auf  die  beiden  Staaten 
bingewit'sen ,  deren  stiitistische  Nacliweisungen  eine  Verglei- 
chung  der  Zahl  der  Armen  und  des  für  sie  stattgehabten  Auf- 
wandes fUr  längere  Zdtrftume  erm(tglichen;  obwohl  nur  dnen 
kleinen  Teil  des  Deutschen  Reichs  umfiMsend,  dürfen  sie 
dennoch  in  gewissem  Sinne  als  typisch  gelten.  Es  sind  dies 
Baiem  und  Oldenburg,  deren  diesbezügliche  Verhältnisse  die 
nachstehenden  Tabellen  ergeben^): 


Königreich  Baiern. 

Gesammtzahl 

der 
mtentfltilen 
Peisonsn 

Auf  1000  Ein- 
wohner tretÜBD 
UMencQuie 

Die  Ausgaben 
für  das 

öffentliche  Armen- 
wesen betragen 

in  IfiUionen  Hazk 

1871 

136  267 

2x.\ 

4.65 

1«72 

132  157 

27.0 

4.70 

1873 

128  Ö61 

26.0 

.  4.93 

1874 

127  684 

25.6 

5.12 

1875 

125  312 

24.9 

5.06 

1876 

128134 

24.3 

5.87 

1877 

185277 

24.4 

5.60 

1878 

184585 

26.0 

5.98 

1879 

148974 

27.5 

6.80 

1880 

146888 

27.7 

6.91 

Aeoseerongen  ähnlicher  Art  ünden  eich  vielfach.   Unten  §  102 
ünd  noch  in  anderem  ZoBammenhaai^  mehrere  angefOhrt  Ee  dait  aoeh 

als  beachtenswert  hervorgehoben  werden,  dass  der  würtembeigisdie 
Minister  des  Innern  in  der  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
19.   April  in  Bezug  auf  die  Wirkung  des  lieichsgesetzes  vom 

6.  Juni  1870  auf  die  Annenlast  bemerkte,  dass  dieselbe  als  die  HVlrkong 
besonderer  Verhältnisse  erscheine. 

Aus  den  mehrerwähnten  Poblikationen  zusammengestellt:  Baiem 
S.  97«.  288;  Oldanburg  S.  125.  181.  257. 
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Oldenburg. 


Xitttm 
BeT^Aktnug 

lilBMltlldlWII 

Dl«  Untoi^ 

«tfitzU-n 

BSToIttiraf 

Auf  ]•<)  Eia> 

1 1  K  Ii  Iii. 

Ausgaben 

für  'l.is 
öffrntlieb« 
AnuuwMm 

848  806 

10579 

4.4 

188 

24.'»  138 

1144.5 

4.7 

210 

246  216 

10121 

4.1 

223 

70  269 

4  421 

6.3 

321 

70.581 

4  474 

6.3 

351 

69172 

8878 

5.6 

878 

107  856 

4402 

4.1 

169 

110  151 

4  821 

4.4 

185 

III  SSo 

4577 

4.1 

203 

04  136 

1  756 

2.7 

80 

63222 

2150 

3.4 

99 

1  otx» 

IW 

39322 

1622 

4.1 

248 

41  295 

1922 

4.6 

255 

4^3  229 

1921 

4.4 

267 

2o;:{.s84 

8  957 

4.4 

178 

203  834 

9  523 

4.7 

200 

202287 

8200 

4.0 

218 

(1861—65 

HenBOg^tnin  Oldenbarg  { ls«;6— 70 

llb71-75 

d&nmter 

Marsch 


(1861-65 
olctenb.  Geest  {1866—70 
(1^-71^75 

il«61— 65 
l.s(j6— 70 
1871—75 

(1861-6.5 
Stadtgemeindeii  -:i^'^;6— 70 
1 1^71-75 

) 1.^61— 65 
1866—70 
1871-75 


Im  Sinne  derjenigen ,  wcldn'  einen  scliiUUiehen  Eintliiss 
(l«'r  Ocsotzgebunf^  auf  da.s  Wachsen  der  Arnicnlast  im  all- 
«^«•nn'int'n  leugnen,  nuiss  das  Er^<'lmiss  der  vorsti-liciidcn  Z.ddon 
als  ein  giinbtigei)  bezricluK't  werden.  Die  Zahl  der  IxdOrt'tij^en 
Individuen,  auf  die  es  vor  allem  ankonnnen  nniss,  hat  sich  im 
Verhftltniss  zur  Bevölkerung  im  ganzen  erheblich  vennindcrt. 
Man  darf  dies  Ei^obniss  freilich  nicht  zu  hoch  anschlagen, 
weil  die  Zahlen  in  sehr  ungleicher  Weise  zu  Stande  gekommen 
sind  und  auf  sehr  verschiedenen  Voraussetzungen  beruhen*); 
aber  jedenfalls  deuten  auch  sie  auf  die  schon  oben  erwähnte 
Erscheinunp.  dass  nicht  sowohl  die  Zustände  der  Armut  sich 
vermehrt  hab<'n,  als  die  FUrsorge  der  Armcnvcrwaltungen 
eine  grossere  geworden  ist. 


§  75. 

Betrachtet  man  das  bisher  mitgeteilte  Material ,  so  wird 
man  die  Empfindung  der  Unvollständigkeit  niclit  wohl  unter- 
drücken können«    Aber  es  ist  unmöglich  das  vorhandene 

Material  auch  nur  ann.lhemd  zu  ersehöpfen. 

an   wird  schlechterdings   keinen  Faktor  im 
wirtschaftlichen  und  politischen  Leben  der  Ein- 

<)  Vgl  hierftber  oben  S.  86. 
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z  einen  wie  der  G  esani  m  th  ei  t  bezeichnen  können, 
der  nicht  im  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Zu> 
sammenhange  mit  dem  Armenwesen  stUndey  der 
nicht  irgendwie  auf  den  Umfang  der Bedfirftigkeit 
und  die  Mittel,  ihr  abzuhelfen,  YonEinfluss  wttre. 

Aber  soviel  darf  man  schon  aus  den  mitgeteilten  Zahlen  und 
Thataachen  entnehmen,  dass  ein  einziger  von  solchen  Umständen, 
die  nicht  vorher  berechnet  werden  können,  wie  insbesondere 
Perioden  des  wirtüeliattlielien  Autseliwunire.s  oder  Niedergan«,'es, 
die  gute  t»der  seidechte  Fidn'ung  der  Arnienverwaltung,  geeignet 
ist,  stärkeren  EinHuss  auf  die  (jcst^iltung  des  Annenwesens  zu 
gewinnen,  als  alle  jene  gesetzgeberischen  Akte  zusammenge- 
nommen. Es  wird  der  Schluss  gestattet  sein,  dass  nicht  blos 
den  Nachweis  wachsender  Armut  zu  führen  umnOglich,  sondern 
d  l  SS  auch  die  Thatsache  eines  solchen  Wachsens  speziell  in 
Folge  d<  r  n<  iier(>n  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung  nicht 
wahracheiniich  ist. 


2.  Die  Verteilong  der  Arnenlast. 

§  76. 

Um  zwv'i  Punkte  handelt  es  sich  bei  der  Frage  nach 
gerechter  Verteilung  der  Arraenlast:  diese  muss  nach  aussen, 
d.  h.  im  Verhältniss  der  Annenverbftnde  unter  einander  gerecht 
verteilt  sein,  und  sie  muss  zweitens  nach  innen  im  richtigen 
Verhältniss  zu  den  übrigen  Aufwendung«  ])  des  Annenverbandes 
als  Träger  anderweiter  öffentlich-rechtlicher  \'erpflichtuiigen 
stehen.  In  Bezug  auf  den  ersten  Punkt  ist  die  finanzielle 
Leistungsfjiliigkeit  d<\s  Armen  verbau«  l«'s  als  s«>lchen  niciit  in 
Fra,:^e,  wälirend  Ix-ziiglich  di's  zweiten  vor  allem  die  Zu- 
längiiclikeit  oder  Unzulängliclikeit  der  ihm  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  zu  erwägen  ist.  Dies  wird  meist  nicht  ge- 
nügend auseinandergehalten ;  man  verwechselt  häutig  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenpflege  mit  der  Fähigkeit  zu  ihrer  Er- 
füllung. Die  Untersuchung  ist  aber  deshalb  besonders  wichtig, 
weil  jeder  der  beiden  Punkt'  eine  verschiedenartige  gesetz- 
geberische Behandlung  erfordert.  Man  erinnere  sich,  da>.s  die 
Reiclisgesetzgel)ung  nur  die  N'erteilung  der  Armeidast  unter 
die  verschietlenen  Annenverbiinde  zum  Gegenstände  hat  und 
die  Belastung  nach  lilassgabe  der  Leistungsfähigkeit  der 
landeseesetzlidien  Regelung  überiässt.  Auch  in  der  nach- 
folgenden Darstellung  sollen  die  beiden  Sondergebiete  möglichst 
geschieden  werden. 
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§  77. 

A.  Die  V  o  r  t  ('  i  1  II  n  g  der  A  r m  e  n  1  a  s  t  nach  aussen 
(zwischen  den  verschiedenen  Armenverbänden). 

Die  Geschichte  der  Annengesetzgebung  im  engereu  Sinne 
ist  nichts  andoros  als  die  Geschiclito  der  Versuche,  die  Armen- 
last i»ereelit  zu  verteilen.  Die  Versuche  der  iiltoren  Landes- 
g<'S('tz;j:cbung  trugen  den  Namen  Heimat,  der  Versuch  der 
K'  ichsgesetzgebung  nennt  sich  Un  t e  r s  tü  tzu  n  g s  wo  h ns  i  tz. 
G'-meinschaftlich  ist  diesem  wie  jenen,  dass  sie  die  Verpflich- 
tung eines  örtlich  begrenzten  Bezirks  als  Armenverhand  in 
Beziehung  setzen  zu  dem  bedürftigen  Individuum  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  AngehOrigkei  t.  Verschieden  sind  die- 
selben, soweit  es  sich  um  Art  und  Umfang  der  Bezirke  und 
um  die  Mcrkmalo  handelt,  dureh  welche  die  Angehörigkeit 
erkennbar  gcniaiht  werden  smU. 

Der  St;iiidjmiikt ,  weichen  die  Heimatgesetzgebung  inne 
hntte,  wurde  an  einer  anderen  Stelle  dahin  nräzisirt,  dass  die 
Gemeinde  als  nachbarlich -genossenschaftlicher  Verband  eine 
Art  Familie  darstelle  und  der  Anspruch  des  Gemeind^nossen 
in  dieser  familienähnlichen  Zugehörigkeit  zu  der  Gemeinde 
begründet  sei.  Den  Standpunkt,  welchen  die  Reicbsgesetz- 
gebung  einnahm,  liat  die  Reichstagskommission  durch  den 
IV  ij^riff  des  wirtschaftlichen  A  e  f|  u  i  v  a  1  en  ts  kenntlich  gc- 
niaciit,  welches  eine  Ausgleichuii;;'  zw  iselien  der  Annenhist  im 
einzehien  Falle  und  d«'n  durch  das  ludividuuni  dem  Anuenver- 
bande  gebrachten  wirtschaftlichen  Vorteilen  bedeuten  soll. 
Gegen  diesen  Begriff  haben  sich  mit  seltener  Einmütigkeit 
Freunde  und  Gegner  der  Reichsgesetzgebung  erklärt  Ihre 
Vorwürfe,  im  Ausdruck  verschieden,  kommen  m  der  Sache  alle 
darauf  hinaus,  dass  das  für  die  Verteilung  der  AniK'nlast 
massgebende  IVinzip  ein  willkürlich  erfundenes  sei  un<l  <l<  in 
AnspriiclM'  an  C!ere(  litlu:keit  in  keiner  Weise  genüge').  Obwohl 
dieselben  nun  gleiehmassiLr  in  Beziehung  auf  Orts-  und  auf 
Landarmen  verbände  erh'il)en  werden,  wird  es  doch  zweckmässig 
.sein,  zwi.schen  diesen  beiden  Organen  der  öffentlichen  Armen- 
ptiege  zu  unterscheiden  und  mr  jedes  von  ihnen  zu  unter- 
suchen, wie  weit  die  Vorwürfe  gerechtfertigt  sind  und  was  von 
dem  Gedanken  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  ftlr  das  eine 
und  für  das  andere  zutreffend  ist,  was  nicht 


')  Vpl.  Loening  S.  8H.5:  ^nicht  gerechtes  Prinzip"-;  Wäntifr  S.  12: 
^dpr  willkürlichst»»  aller  nochtsbotrnflT.'" :  lioclioll  II  S.  14:  „Dem  Oe- 
dauken  liefft  weder  eine  historiecbe,  uocli  un  sich  vemüuttige,  noch  auch 
praktisch  onrachbare  Idee  am  Onmde.  Er  ist  rein  —  wtukflrtieh  er- 
ftind<Mi-;  Adickes  I  S.  273:  «völlic  haltloso  IVgrttndung" ;  Wittgen- 
stein II:  „trän/lich  verfehlf*:  Lutnardt  S  49:  ^Vomussf^tzungen.  die 
tbatsäi-hlich  nicht  zutred'eu,  Schlüsse,  welche  logisch  nicht  richtig  sind", 
IL  ft.  in. 
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S  78. 

Das  wirtschaftliche  Aequivalent  hei  den  Orts- 
arm enverbänden. 

Bezüglich  der  Ortsarmen  verbände  wird  der  Vorwurf  der 
Willkttrlichkeit  näher  dahin  begründet,  dass  zwischen  einem 
zweijährigen  Aufenthalt  und  einer  oft  für  die  Lehenszeit 
dauernden  Unterstützung  eines  Individuums  nebst  Angehöri- 
gen nicht  das  geringste  Gleichgewicht  bestehe;  meist  seien  die 
unterstützten  IN-rson cn  wegen  Drirftif4:k('it  von  Otineinde- 
abg.'ibeu  frei  ^eblielxMi,  hatten  also  nicht  <'ininal  fin  Aequi- 
valent zu  ch^ni  Aufwände  der  (.Jenieinwirtschaft  geleistet,  aus 
deren  Mitteln  sie  sniiter  Unterstützung  erhielten.  Fasse  man 
aber  das  wirtschaftliche  Aeauivalent  auch  nur  im  Sinne  \-on 
Arbeitsleistung,  so  sei  es  &isch,  anzunehmen,  dass  die  zwei- 
jährige Arbeit  von  Personen,  wie  sie  In'er  in  Frage  stünden  — 
Lohnarbeiter,  Dienstboten,  Ilandwerksgehülfen  u.  s.  w.  — ,  dem 
Aufenthaltsorte  irgend  welchen  Vorteil  bringe.  Der  Vorteil 
komme  dem  Arbeiter  oder  mehr  noch  dem  Arbeitsgeber  M  zu 
gute.  bestenfalls  seien  es  Vorteile ,  die  in  Ansehun«:  der 
Gesammtwirkung,  welcli(i  von  thätigen  ^[«Mischen  anstehe, 
„durch  U'iusend  Kanäle  dem  8ti4ate  bezw.  dem  ganzen  Menschen- 
geschlecht znfliessen";  von  einem  individuellen  Vorteil  des 
Aufenthaltsortes  kOnne  nicht  die  Rede  sein.  Auch  von  dem 
^littelpnnkti;  einer  wirtschaftlichen  Thätigkeit  könne  man 
nicht  wohl  da  sjirechen,  wo  nichts  auf  den  Willen  des  An- 
und  Abziehenden,  sondern  alles  auf  die  mehr  oder  weniger  Ztt- 
jikllige  Thatsache  des  Aufenthalts  ankäme^). 

Dieser  Ar^umeiitation  ist  das  von  vornherein  zuzugeben, 
davss  ein  zweij;ihri.ü:<'r  seihst  mit  Arbeitsleistung  und  AV»«jfaben- 
zahlung  verknii|it'ter  Aufenthalt  in  der  That  nicht  als  eine 
Vergeltung  des  ^lacliteils  betrachtet  werden  kann,  welcher 
für  den  Aufenthaltsort  mit  der  Annenlast  verknüpft  ist 

Aber  damit  ist  die  Sache  noch  nicht  zu  Gunsten  dieser  Mei- 
nung entschieden.  Noch  kommt  ein  sehr  wesenüiches  Moment 
in  Betracht  y  dessen  Untersuchung   neben  der  Erörterung 

der  be<i:ii  ff  liehen  Grundlage  gel)oten  ist:  das  thatsüchliche 
Verhiiltniss  von  Leistung  und  (regenleistung  zwischen  Indi- 
viduum und  (_)rtsarmenverband.  Allerdings  winl  durch  die 
^^^stsetzun^  einer  zweijährigen  Aufenthaltsdauer  fiir  den  Er- 
werb des  l Jnterstützun^swolinsit/es  tlie  Mö;;lichkeit  ^^a'p'hen, 
dass  ein  Armenverband,  innerhalb  dessen  eine  Pers<»n  sich 
zwei  Jahre  aufgehalten  hat,  die  Annentursorge  ftlr  sie  und 

M  Luthardt  S.  5o. 

-)  Roch  oll  S.  16.  —  Im  Gegensätze  zu  der  toniilicben  Wohu- 
sitznabme! 
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ihro  Angehörigen  ttbernelimon  muss.  Aber  fliese  Möglich- 
keit ist  nicht  identiscl»  mit  der  Kotwcndigktut;  es  ist  nicht 
notwendig,  das«  Jemand  nach  zwei  Jaliren  dem  Aufenthalts- 
orte zur  Last  falle;  es  kann  dies  auch  der  Fall  sein  erst  nach 
5,  10,  20,  50  Jahren.  Es  ist  möglich,  duss  ein  unters tützungs- 
bedilrftiges  Individuum  nur  durch  Aufenthalt  mit  dem  Armen- 
verl>ande  in  Beziehung  steht;  aber  es  ist  ebensowohl  möglich, 
dnss  es  durch  ( I  'iiHMiideljürgerrecht,  Verehelichung,  Einzugs- 
gcld,  kurz  durch  alle  jene  Merkmale  demselben  verbunden  ist» 
•welche  der  strengsten  Heimatgesetzgel)nng  charakteristisch 
sind.  Nur  dass  das  lieichsgesetz  nacli  diesen  Merkmalen  nicht 
fragt,  den  l{iii;;eren  Aufenthalt,  sowie  die  Oeiueindeangehürig- 
keit  ausser  l^etracht  lässt  und  sich  mit  der  Feststellung  jenes 
einen  Merkmals  des  Aufenthalts  begnügt  und  für  diesen  ein 
geringstes  Mass  festsetzt 

Beachtet  man  diesen  Gegensatz  von  Möglichkeit  und 
Kotwendigkeit,  so  gelangt  man  von  seihst  zu  einem  Dritten, 
welches  in  der  Mitte  zwisclien  jenen  beiden  steht,  zu  dem 
M'»ment  der  Wahrscheinlichkeit.  Und  in  der  Würdigung 
dessen,  was  im  wirkliclien  Lehen  als  wahrscheinlich  zu 
gelten  hat,  winl  man  den  Schlüssel  zum  Verstilndniss  des 
hier  interessirenden  Inhaltes  des  Reichsgesetzt.'s  zu  suchen 
haben,  wird  man  den  gewichtigsten  Vorwurf,  der  gegen  das- 
selbe erhoben  ist,  widerlegen  können:  den  Vorwurf  derWUl- 
kttrüchkeit. 

Was  that  denn  Baiem,  als  es  genötigt  war,  unter  dem 
Drucke  des  Verlangens  nach  wirtschaftlicher  Freiheit  an 
»einer  älteren  Heimatgesetzg«'hung  zu  ändern?  Zu  den  Titeln 
der  ursjtrfinglichen  und  der  erworbenen  Heimat  fügte  es  noch 
den  der  X'erleiliung  hinzu  und  gewährte  den  >Stiiatsl)Urgeni 
iui  allgemeinen  nach  fünfjährigem  c^ualifizirten  und  den  für 
die  AnnenpHege  am  meisten  in  Betracht  fallenden  Personen- 
klassen  nach  zehnjährigem  unqualifizirten  Aufenthalt  einen 
Anspruch  auf  Verleihung  des  Heimatrechts.  Und  als  das 
'Keichsgesetz  Uber  die  Freizügigkeit  auch  ßaiem  eine  neue 
Klasse  von  Gemeindeeinwohnern,  die  reichsbürgerlichen  näm- 
lich, zugeführt  hatte,  entschloss  es  sieh  zur  Scliaffuni:  eines  ganz 
neu«'!!  Hcimatstitels.  indem  es  bezüglich  allei*  heimatlosen  An- 
gehörigen des  baii-iselien  Staates  an  den  fünfjährigen  (jiiali- 
fizirten  bezw.  den  zehnjährigen  unqualihzirtcn  Aufenthalt  den 
Heimaterwerb  kraft  Gesetzes  anknüpfte. 

Und  was  thaten  denn  die  Gesetzgebungen  der  ttbrigen 
deutschen  Staaten  vor  Erlass  der  Reichsgesetzgcbung,  was 
■die  Gothaer  Konvention  gegenüber  den  neuen  Elementen, 
denen  in  den  mehr  oder  weniger  fest  geschlossenen  Kreis  der 
Heimatgcmcinib'  einzudringen  gestattet  wurde?  Auch  sie  sahen 
sieh  ^'•enötigt,  dies. -Iben  in  Zusannnenhang  mit  der  öÜentlichen 
AnnenpHege  zu  bringen,  d.  h.  einer  Gemeinde  zuzuweisen, 
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welcher  die  Anii«nlast  obliegen  soll;  sie  Ix'zeielineten  als 
geeigneten  Ma.s.s.st;ib  für  das  zeitliehe  Eintreten  und  die 
DauiT  der  Verptlichtung  den  Aufcnhalt,  der  entweder  zum 
Erwerbe  des  Gtemeindebttrgerrechts  bezw.  der  Heimat  fUhren, 
oder  wie  in  Preossen  und  in  den  Elbherzogtttmem  unabhftngig^ 
hiervon  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege  begründen  sollte. 
Zwischen  den  Fristen  von  15  Jahren,  welche  die  letzteren^ 
und  der  einjahrii;»'!!.  welche  Pn'ussen  vorsehreibt,  bewegten 
sich  die  aiulcrcu  mit  Fristen  von  3,  5,  G,  10  Jahren.  Ebenso 
verpflielit(^t<Mi  sieh  in  der  Gothaer  Kduvciition  die  Staaten, 
ilire  vormaligen  Angehörigen  auci»  ilann  zu  übernehmen, 
wenn  der  zu  Uebemehmende  seinen  letzten  fün^ährigen  oder 
bei  gleichzeitiger  Verehelichung  einen  mindestens  sechswöchent- 
lieln  ii  Aufenmalt  in  ihrem  Gebiete  gehabt  hatte.  Ist  dies 
alles  denn  auch  nur  Willkür  oder  zeigt  sich  nicht  darin  viel- 
mehr das  deutlichste  Hestrcben,  den  Thatsaelien  nachzutol^''t^n 
und  die  Arnienlast  dahin  zu  h^^^^on,  wo  das  Individuum  wahr- 
seh i*  i  u  1  i  r  In- r  \V  e  i  s  e  am  engsten  durch  wirtsihat'tliehe  und 
pcrsönliclie  B<'ziehungen  verknüpft  ist?  Und  ist  es  Willkür 
oder  Zufall,  dass  alle  Staaten,  da  sie  nun  einmal  die  alte 
vollkommene  Geschlossenheit  der  Heimatgememde  nicht  mekr 
aufrecht  zu  erhalten  vermögen,  die  Verknttpfung  des  bidt- 
viduums  mit  einer  G^einde  am  ersten  und  sichersten  da 
glaul)en  voraussetzen  zu  dürfen,  wo  sich  dasselbe  eine  be- 
stimmte Zeit  hindurch  au%ehalteu  hat? 

Soll  denn  damit  gesagt  werden :  es  ist  wünschenswert, 
dass  jede  Person  sieh  1,  2,  10,  15  Jahre  an  einem  Orte  auf- 
halte und  <lann  der  Gcnn'inde  zur  Last  falle,  oder  soll 
nicht  vielmehr  heissen:  es  ist  gerecht,  das»  die  Gemeinde,  in 
der  Jemand  den  Mittelpunkt  seiner  wirtschaftlichen  Thätig- 
keit  hat,  auch  fUr  ihn  im  Falle  der  Verarmung  sorge? 

Und  in  'diesem  Zusammenhange  bedeutet  dann  die  kurze 
oder  die  lange  Frist  nichts  anderes  als  die  Meinung  des  Ge- 
setzgebers, <li*  sf'lbe  entspreche  den  wahrscheinlichen  G^tal- 
tungen  des  wirklichen  Lebens;  in  diesem  Zu snm mashange  ist 

der  Aufenthalt  während  einer  bestimmten  Zeitdauer  nicht  als 
unmittelbarer  Wu-[»flielitun^s;4rund  zur  Uebernahme  der  Armen- 
last, sniidei  u  lediglieh  als  ein  ^bu'kmal  der  Zugehftrigkeit  des 
Individuums  zu  dem  belasteten  Ortsarmen verband*'  zu  ver- 
stehen. Erkennt  man  hierin  den  wahren  Sinn  der  Fristr 
bestimmungen,  so  wird  man  verschiedener  Meinung  darüber 
sein  können,  ob  zwei  Jahre  als  Minimum  des  Aufenthalts  ge- 
nügend sind,  ob  mehr  oder  weniger  erfonlert  werden  müsse,  — 
aber  man  wird  nicht  in  der  Fristgebung  als  solcher  eine  der 
Reielisgesetzgebung  eigentümliche  Willkür  zu  erblicken  veiv 
mögen. 
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8  79. 

Es  wird  weiter  unten  dar/Ail«  ^:«'n  sfin,  welche  Meinungen 
»ich  in  (lieser  Beziehung  gebildet  liahcn.  welche  Vorsclililge 
geiiiaclit  werden.  Hier  ist  ziinäelist  noch  die  Frage  nach  dem 
thatijüchlichen  Gleichgewicht  zwi.s(  li('n  wirtscliaftlichen  Leistun- 
gen und  der  Annenlast  der  Ortsanni  nvcrlrnnde  in  dem  oben 
angedeuteten  JSinne  zu  untersuchen.  iSelbstverötändlich  kann 
angesichts  der  Katar  des  sog.  wirtschafldichen  Aeauivalents  von 
einem  strikten  Nachweis  des  thatsftchlichen  Gleichgewichts 
nicht  wohl  die  Rede  sein  ;  es  kann  sich  vielmehr  immer  nur 
um  ein  mittleres  Durchschnittsmass  von  Leistungen  seitens 
der  in  Betracht  kommenden  Klassen  von  Individuen  handeln. 
Ein  Krüppel,  der  dreis.sig  Jahre  lang  von  Verwandten  durch- 
getüttert  worden,  und  erst  nach  deren  Ableben  der  Gemeinde 
zur  Last  lallt,  hat  der  letzteren  sicherlich  nie  den  geringsten 
Vorteil  gebracht;  ein  Mann,  welcher  am  ersten  Tage  seines 
Aufenthalts  ein  Feuer  mit  eigener  Lebensgefahr  lOscht,  leistet 
ihr  einen  unschätzbaren  Dienst  (den  Übrigens  die  ältere 
bairiscbe  Ge.setzgebung  mit  Verleihung  dos  Heimatrechtes  be- 
lohnte)'). Aber  das  Bedürfniss,  welchem  die  Gesetzgebung 
dienen  will,  hat  es  weder  mit  der  einen  noch  mit  der  andern 
Ausnahme,  sondern  mit  der  Kegel  zu  thun,  welche  durch  ein 
mittleres  Durchschnitt^smass  dargf^stellt  wird. 

Man  wird  sich  daher  der  Gegenüberstellung  der  einzelnen 
Person  und  des  su  seiner  Unterstützung  verj^flichteten  Annon- 
verbandes  —  deren  Wichtigkeit  im  Obngen  unbezweifelt 
bleiben  soll  —  in  diesem  Zusammenhange  ein  wenig  enthalten 
mttssen;  man  wird  an  die  Massenbewegung  zu  denken  haben, 
die  oben  ausfidirlit-her  dargelegt  wurde,  die  Bewegung  von 
Osten  nach  \N'esten  und  speziell  diejenijxe  nach  den  Indu- 
8triebezirk«'n,  den  Städten  und  den  gnisseren  Orten.  Thut  man 
dies,  so  wird  man  auch  die  aus  Anlass  der  Armeidast  fort- 
Während  gegenwärtige  Vorstellung  für  einen  Augenblick  los- 
werden, dass  jeder  Zuziehende  eine  httlfsbedttHttige  Person 
sei;  man  wird  auch  ohne  das  Httlfsmittcl  zahlcnmässiger  An- 
gaben  aus  allgemeiner  Anschauung  und  Erfahrung  zu  der 
Einsicht  gelangen,  dass  die  Anziehungskraft  gewisser  Orte 
darin  liet^t,  dass  sie  ;.;tinstiger(!  Erwerbsgelegenheit  bieten,  dass 
die  Erwerbsgelegenheit  wiedennn  den  .\nlass  zur  Entfaltung 
mannigfalti;^er  Thäti^^keit  bildet,  dass  den  Thätigkeiten  eine 
produktive  Bedeutung  fiir  die  Gesannntheit  zukonmit,  und  dass 
endlich  die  Gcsammthoit  derer,  die  an  einem  Orte  vereinigt  sind, 
in  lebendiger  Wechselwirkung  durch  das  Zuströmen  frischer 
Kräfte  leistungsfilhiger  wird.  Freilich  gehen  Müssiggänger 
und  Verschwender,  Alte  und  Schwache,  Kranke  und  Gebrech- 


Vgl.  §  1  Abt.  4  des  Geaetses  vom  11.  September  1825. 
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liehe  mit  dareiu;  aber  man  vcrgcääf  uicbt,  wie  viel  frische 
erwerbsfilhige  und  wirklich  erwerbsthätige  Elemente  hinzu- 
gefilhrt  werden )  und  dass  jede  Arbeit  dem  Gänsen  zu  gote 

kommen  muss,  weil  sie  ohne  Zwockbeziehung  zum  Ganzen 
undenkbar  ist  Nicht  ein  Fabrikarbeiter  leistet  dem  Genioin- 
wcsen  otwas,  a]»«'r  limitiert  und  tausend  und  luindrrttauscnd 
leisten  ihm  unendlich  X'irlcs  in  unnirssbarer  Weise.  Der  Indii- 
stri»',  welche  sie  schaffen  helfen,  schliesst  sich  der  Handel  an, 
dem  Handel  die  Bereitung  von  Verkehrbwcgen  und  so 
weiter  fort 

Es  wird  im  Folgenden  sich  numnigfache  Gelegenheit  finden^ 
diese  so  einfache  und  doch  80  oft  verkannte  Wahrheit  an 
charakteristischen  Beispielen,  vomelnnlich  an  der  verschieden- 
artigen Leistungslahi/^keit  der  östlichen  und  der  westlichen 
Genieinden  darzuthuii.  Hier  liej^t  mir  nur  daran,  auf  diesen 
allgemeineren  (iesi(  litspunkt  hinzuwi'isen ,  vor  einer  allzu 
niec  liaiiisclien  Abn'i  luiun^  d<'r  L«'istungen  des  einzelnen  Indi- 
viduums gegenüber  dem  Gemeinwesen  zu  warnen.  Das  muss 
freilich  eine  unsinnige  Rechnung  geben,  \^'ägt  man  aber 
von  einem  höheren  Standpunkte  aus  Vorteil  und  Last  gegen 
( in  iniler^  so  hat  unzweifelhaft  die  Gemeinde,  welche  jL^clegent- 
lich  eine  grosse  Armenlast  tragen  muss,  auch  viel  mehr 
enipfanf^en ,  was  sie  leistungsfuhig  macht:  Verkehrsanlagen, 
Fabriken,  blühenden  Handel  u.  s.  w. ;  sie  ist  —  wenn  man 
den  Ausdruck  nicht  niissverstelion  will  —  in  gcwi.^st  in  Sinne 
verantwortlich  für  den  Niedergang,  wie  sie  vermögend  zum 
Aufschwünge  war.  In  diesem  Sinne  ist  die  Thatsache  natür- 
lich und  billige  dass  die  Gemeinden  des  Westens  sehr  viel 
höhere  AiTnenlasten  ZU  tragen  haben  als  die  des  Ostens. 

Ein  sehr  interessantes  i  ^iel  bieten  die  Verhandlungen 
der  zweiten  Kammer  der  badischen  SUindeversammlung  vom 
Jahre  1831.  Sitzung  vom  2.  Juli  1831;  vgl.  Vahl  kämpf 
S.  63.  „Dort  war  zur  Sjirache  f^ckomnien ,  dass  eine  ^'el•- 
gleicliung  der  Biirgerlisten  von  50  und  100  Jahren  rückwärts 
mit  den  jetzigen  als  Resultat  das  Verschwinden  der  alten 
Familiennamen  ergebe:  wo  sich  noch  der  Name  einer  Familie 
finde,  die  vor  hundert  Jahren  da  gewesen,  da  sehe  man  in 
den  Nachkommen  in  der  Regel  arme,  schwnchlicbe,  wenig  ge- 
achtete Leute,  was  in  dem  gesetzlichen  Wechsel  der  Natur 
liege.  Die  jetzt  blühenden  riesclileL-liter ,  die  zahlreichen  und 
wohlhabenden  Familien,  die  Mitglieder  der  Gemeinderäte  seien 
Einwanderer. 

Noch  mehr  —  der  Regierungskommissarius  hat  nicht 
allein  diese  Behauptung  bestätigt  und  in  der  Erschwerung  der 
Üebcrsiedelung  eine  Beschränkung  der  Naturgesetze  gefunden, 
nicht  allein  die  schon  längst  gemachte  Erfahrung  und  Beobach- 
tung angeführt,  dass  die  obere  Klasse  der  Gesellschaft  sich 
aus  den  niederen  Klassen  ergänzt,  dass  in  die  Städte  vom 
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])lnttt!n  Lande  und  in  dieses  von  den  Gebirj^en  re<j:elmilssig 
Einwanderer  (aber  nicht  umgekehrt)  strömen  und  sicii  solelurr- 
gestalt  das  Geschlecht  verjüngt:  sondern  06  ist  von  ihm  zur 
Bogrttndttiig  dieser  Ansicht  auch  noch  die  merkwürdige  That- 
sache  hervorgehoben  worden ,  dass  bei  der  Rekrutenstellung 
in  den  Städten,  welche  bei  Aufnahme  neuer  Bür^^er  nachsichtig 
waren,  in  der  Regel  ein  Drittel^  oft  die  HiUfte  mehr  taugliche 
Mannschaft  sieh  fand,  als  gefordert  wurde;  während  in  d<'n- 
jenigen  Städten,  wo  die  gegentciHge  Praxis  best^mdcn  liattc, 
oft  <\\v  ganze  Zahl  der  üiugliclien  jungen  Männer  nicht  hin- 
reichte, nur  dab  Kontingent  zu  stellen.'^ 

Auch  Schttz,  S.  75,  bemerkt:  „Wenn  einer  oder  der 
andere  der  neuen  Ansiedler  aber  selbst  oder  durch  einen 
seiner  Angehörigen  der  Gemeinde  zur  Last  fallen,  wenn 
durch  die  Konkurrenz  eines  tüchtigen  Ansiedlers  für  die  liereits 
vorhandenen  Bürger  ein  Nachteil  erwaclisen  und  dadurch  der 
Gemeinde  eine  Belästigung  zugchen  sollte,  so  uiuss  daran 
erinnert  werden,  dass  andere  durch  ihre  Thätigkeit  und  ihre 
Abgaben  die  llülfs<|uellen  der  (TciiK'iiKh'  «'rhöhen,  und  dass 
sie  nicht  nur  teilnelmien  an  den  Vorteilen,  die  sie  bieten, 
sondern  auch  an  den  Lasten  und  Schulden,  die  sie  zu  tragen 
haben/ 

Will  man  nur  die  steuerlichen  Leistungen  der  Unter- 
stützten selbst  in  Rechnung  stellen,  so  wird  freilich  der  Gewinn 
gleich  Nichts  oder  noch  weniger  als  Nichts  sein,  in<lem  der 
Armenaufwand  die  ersteren  wahrscheinlieh  übersteigt.  In 
dieser  Beziehung  hat  der  Magistrat  von  Altendorf  eine  s»dir 
bemerkenswerte  Berechnung  darüber  augest<dlt,  wie  viel  im 
Verhältniss  zu  dem  Aufwand  der  Armenpflege  für  die  dauernd 
unterstatzten  Familien  (34  mit  etwa  300  M.  jährL)  von  diesen 
an  Steuern  gezahlt  worden.  Die  34  Personen  wohnten  zu- 
sammen 153  Jahre  in  A.  und  steuerten  in  der  1.— 3.  Stufe; 
bei  300^0  Zuschlag  würde  dies  flir  jede  Person  im  Durch- 
schin'tt  in  5  Jahren  135  in  10  Jahren  270  ^1.  betragen, 
während  fiir  ein  Jahr  bereits  300  M.  Annenptlegekosten  auf- 
gewandt wurden.  —  Alten<lorf  sieht  aber,  wie  Ix'ilüalig  bemerkt 
werden  mag,  das  Palliativ  nicht  in  FristenUnd<'ruugen,  sondern 
a)  in  Ausbildung  der  Arboitenrersicherung,  b)  in  Beteiligung 
grösserer  Verbflnde  an  der  Annenlast.  Vgl.  Verwaltungs- 
bericht für  1881—82. 

§  80. 

Gelangt  man  so  in  Gemässheit  des  Vorstehenden  dazu, 

den  Ged.nik*  it  (b^s  wirtschaftlichen  Aequivalentsim  allgemeinen 
natürlich  und  billig  zu  finden ,  so  wird  es  weiter  darauf  an- 
kf>nnnen,  zu  pKUen,  ob  der  demselben  in  der  Reichsgesetzgebung 
gegel)ene  Inhalt  den  wirkH<heii  Verhilltnissen  entspricht,  ob 
in  der  That  die  vuu  ihr  gcäctztc  Frist  dem  Anteil  der  ludi- 
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vidiien  an  dem  wirtscliaftliclien  Gedeihen  des  Gemeinwesens 
gt-reclit  wird.  Man  wird  also  vor  allem  zu  jirüfen  haben,  ob 
die  in  B<!traclit  kommenden  Individuen  in  der  Regel  schon 
nach  Kwe\  Jahren  der  OfFontlichen  Armenpflege  anheim&llen 
oder  nach  welcher  Aufenthaltsdauer  sonst,  —  und  ferner,  in* 
wieweit  dies  mit  allen  Bedtlrftigen  der  Fall  Ist  und  ob  etwa 
<-inzelne  Klassen  eine  günstige  oder  ungünstige  Ausnahme 
bilden,  ()])  i'twa  »las  Alter,  das  CTCschh-eht,  der  Beruf.  dtT 
Geburtsort  und  andere  Momente  hierauf  einen  EinÜuss 
ausüben. 

Die  Unterscheidung  ist  freilieh  auch  hier  keine  ganz 
leichte,  weil  bei  dem  oft  hervorgehobenen  Charakter  des 
Armenwesens  keines  der  zu  untersuchenden  Momente  unver- 
mischt  nachzuweisen  ist  Auch  macht  sich  gerade  bezüglich 
dieser  Fragen  der  Manf((?l  an  Material  empfindlich  geltend; 
gerade  die.si-  Fragen  hal)en  die  oben  näher  ])<v.eichneten  stati- 
stischen Erhebungen,  di-n-u  Irtzt«'  die  Kficliserhebung  von 
1885  ist,  hervorgerufen  M-  immerhin  wird  m.m  auch  dem 
bisher  VMrhand<  ii<  n  dürftigen  Material  einige  Andeutungen 
entnehmen  können. 

Ueber  die  Dauer  des  Aufenthalts  beim  Eintritt  der  ersten 
Unterstützung  sind  nur  Einzel-Angaben  bezüglich  einiger 
Stttdte,  sowie  zusammenfassende  Angaben  bezüglich  derjenigen 
Armen  verbünde  vorhanden,  welche  sich  an  der  Statistik  de» 
Deutschen  Vereins  beteiligt  und  diesbezügliche  Nachrichten 
gegeben  hatten'). 

1880  stellte  sich  in  Dresden  und  Leipzig  dieses  VerhUtniss 
folgendermassen: 

(Tabelle  1,  ä.  219) 

Ygl.  Zeitschrift  des  sftcbs.  sUt.  Bor.  Jahrg.  29  S.  79  Tab.  126 
n.  127   Die  Zahlen  beziehen  sich  nur  anf  die  am  Orte  oDterBtützung»- 

wohnsitzberechligten  Personen. 

1883  ergab  sich  für  die  Aufenthaltsdauer  der  nach  Berlin  ond 
Dresden  Zugezo^'enen.  im  Yerhältniss  zum  IsUntritt  der  ersten  Unter- 
sttitzoDg,  das  folgende  Resultat: 

(Tabelle  2,  S.  220) 

Vgl.  einige  neuere  Ergebnisse  der  Arnicnstat.  der  Städte  Berlin 
und  Dresden:  Deutscher  Verein  1884  Drucks.  Nr.  1  und  Nach- 
trag S.  6.  — 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  Verbältniss  der  Altersklassen 
zu  der  Aufeothaltsdaoer.  Fttr  die  bei  der  Stat.  des  Deotsdien 
Vereins  beteiligten  40  Armenverbftnde  ergiebt  sich  das  nachstehende 
Resultat: 

(Tabelle  3,  S.  220) 


«)  Vgl.  oben  S.  41. 
*)  Vgl.  oben  S.  4i$. 
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Vgl.  Bericht  über  die  weitere  Bearbeitung  der  Armeustatistik 
des  Deatschen  YereioB,  Drucks.  1885  Nr.  1.  Tab.  14 — 17.  —  Der 
Kfkrze  halber  teüe  ich  nor  die  YerhftltnisszahleD  mit;  auch  habe 
ich  die  Altersklassen  anter  26  J.,  die  in  Ansehung  des  Erwerbs  des 
Unterst.- Wohnsitaes  noch  nicht  selbständig  sind,  fortgelassen,  obwohl 
ich  nicht  verkenne,  dass  die  Angaben  auch  für  die  jogendliclien  Per- 
sonen für  das  (iesaiiimtresultat  unentbehrlich  sind;  es  müsste  folire- 
richtig  Auteuthaltsdauer  und  Alter  derjenigen  Personen  eingerückt 
werden,  von  deren  U.-W.  der  U.-W.  der  unselbständigen  Personen 
abhängt  Dies  ist  in  den  bisherigen  Publikationen  nicht  geschehen. 
Vgl.  meinen  dem  Deotschen  Y.  t  A.  o.  W.  erstattelen  Bericht 
Drucks.  1885  Nr.  2.  S.  25. 

In  Breslau  wurde  1880  und  1881  das  nachstehende  Yerhält- 
niss  bezüglich  der  auswärts  geborenen  dauernd  nnd  voHlbergehend 
ans  öffentlichen  Mitteln  ontersttttzten  Personen  ermittelt  : 


Daaer  des  Aofenthalts  in  Bmhm 

GeburUgabr 

bii 

2 

Jahre 

aber 

2 

bis 

:> 

Jahr« 

ftber 

bis 

8 

Jahr« 

über 
8 

h\» 
10 
Jahre 

über 
10 
bia 
-'<i 
Jahre 

ftb«r 

20 
bis 
3<i 
Jahre 

ober 
i$kf 

unbe- 
iMBnt 

Sana* 

I.njjO— 76.  .  .  . 

7 

4 

9 

20 

1875—71.  .  .  . 

U 

14 

17 

l 

33 

85 

lb70-66.  .  .  . 

2(1 

12 

18 

18 

17 

32 

117 

1865—61.  .  .  . 

24 

16 

11 

10 

20 

4r> 

133 

1860-56.  .  .  . 

34 

80 

28 

7 

SS 

9 

75 

216 

1855—51.  .  .  . 

82 

53 

61 

88 

62 

15 

76 

837 

1850-41.  .  .  . 

45 

73 

ISO 

109 

885 

74 

49 

177 

1042 

1840-81.  .  .  . 

28 

41 

64 

49 

853 

251 

86 

156 

1028 

1830-21.  .  .  . 

10 

25 

24 

29 

189 

195 

280 

95 

797 

1820-11.  .  .  . 

8 

20 

48 

21 

148 

109 

473 

117 

939 

1810-01.  .  .  . 

2 

12 

15 

14 

85 

60 

824 

84 

506 

1800  and  froher 

5 

1 

4 

17 

10 

77 

22 

186 

Unbekannt  .  . 

1 

1 

1 

2 

6 

11 

Smmne 

219 

802 

418 

.  807 

>  1269 

725 

1289 

928 

5452 

Endlich  mng  imch  .ler  Versnch  hier  eine  Stelle  finden,  die 
Zahl  der  in  IJerlin  (lauern«!  rnterstützten  mit  der  Zahl  der  ülier- 
haupt  nach  Berlin  zugezogenen  Personen  in  Ansehung  des  Alters 


])  BTeslaner  Stat.  VI.  ^;erie  Heft  2  und  3  8.  254  (eracbienen  1882). 

r.pi  dioöcr  Zäliluii^r  i?>t  der  Aufwand  für  Krankenjjflcgo  und  I?eerdigiinc'on 
nicht  berUckBtchtigt;  dagegen  sind  die  Laudarmen  mitgezählt,  da  Breslau 
einen  L.-A.-Y.  fttr  deh  bildet.   Vgl.  S.  246. 
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und  der  Aufenthaltsdauer  zu  vergleichen.  Im  Vergleich  mit  1000 
nach  Berlin  zugezogenen  —  ausserhalb  und  in  Berlin  geborenen  ^ 
mftimlichen  Personen  nebenatehenden  Alters  nach  der  ZMünng  von 
1880  fielen  In  der  Periode  1870  Ina  1878  als  Selbstnntentfltzte 
danernd  der  offenen  Armenpflege  anhetm: 


überhaupt 
ohne  gcborne  Berluier 

-1  c-.   ~.  w'  v'  .i^       CO  cc  tc  tc 

im  Alter  vou 

4^  CC 

io  ^ 

1.5 

5.6 
15.0 
18.7 
23.0 
51.4 
58.8 
164.0 
100.0 
250.0 
238.1 

tc 

nach  einer  Aufenthaltsdauer  von  Jahren 

11.0 
11.9 

0.6 
1.8 
7.1 
7.7 
21.1 
27.1 
54.1 
117.6 
132.4 
270.3 
230.8 

tc 

CC 

•  • 

25 
3.1 
6.8 
8.9 
14.5 
39.7 
78.1 
148.1 
140.8 
285.7 
250.0 

cc 

b>  CO 

1.6 

2.7 
3.6 
9.0 
14.7 

15  7 
36.6 
8,5.1 
174.6 
135.6 
109.7 

o  cr 
fi' 

1U.7 

n.i 

•i'»  cc  tc  cc 

.«»-».•CClC-Ji^O^JOSCntS 

<c 

So- 

S' 

^  t-^ 

^  st 
^  -4 

4.3 
8.7 
6.9 
7.0 
11.1 
14.7 
23.9 
56.3 
50.7 
117.6 
20.0 

cc  cc 
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29  bis 
40 

71.4 
72.9 

— 

12.0 
10.8 
24.7 
50.4 
73.8 
99.7 
99.7 
30.3 

39  bia 
50 

73.1 
74.4 

i 

— 

36.4 
45.2 
88.6 
91.1 
88.2 
61.2 

»f 

!  14.6 

1,9 
4.1 
5.9 
8.1 
11.3 
16.7 
35.9 
1  73.0 
105.5 
112.6 

er  ^. 
£  f 

S  1 

1.9 
4.2 
6.1 
8.4 
11.7 
17.4 

a7.4 

75.9 
109.5 
118.4 

72.3 
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Vgl,  Stüt.  Jahrb.  der  Stadt  Berlin  Jahrg.  11.  S.  219.  Ver- 
sache  ähnlicher  Art  sind  noch  in  einigen  Städten  angestellt  worden; 
4i6Belben  haben  gm  timUche  Resultate,  wie  die  in  den  Tabellen 
8.  219—221  mitgeteilten  ergeben.  Vgl.  Yerw.-Ber.  von  Dortmnnd 
1884—85  3.  17;  Landsberg  a.  W.  1884-85  S.  12  ff. 

Betracliti't  muii  diu  vorsteheud  iiiit^<*tcilten  Zahlen  und 
nimmt  sie  ohne  jede  Ueberschätzung  nur  fUr  das,  was  sie 
sind:  als  die  Resultate  einmaliger  und  im  Detail  unsuver- 
llissiger  Erhobungen ,  so  wird  man  doch  eine  gewisse  Regel- 
mässigkeit der  in  ihnen  suni  Ausdruck  gelangten  Erscheinungen 
nicht  verkennen  können.  Ueberwiegend  ist  es  eiin'  Aufenthalts- 
dauer von  mehr  als  10  Jahren,  nach  «b'ren  Ablauf  die  <rste 
Unterstützung  eintritt;  und  iibei'wieg:end  sind  es  die  mittleren 
Alterskl.i>si'n  von  29 — 60  .Jahren,  welche  erst  nach  langem 
Aufenthalte  eine  Unterstützung  erhalten.  Dagegen  sind  es  ' 
die  jüngeren  und  die  alten  Personen,  die  in  stärkerem  Masse 
nach  kurzer  Aufenthaltsdauer  untersttttzungsbedtlrftig  werden. 
Kann  dies  Resultat  b(;/ügHch  der  jüngeren  Altersklassen  in 
Ansehung  der  Aufenthaltsdauer  an  und  für  sieh  nicht  befremden, 
so  fordert  es  doch  die  weitere  Untersuchung  der  besonderen 
Cn-iinde  hrTaus,  weshalb  überhaupt  eine  Unterstützung  der- 
sellien  erforderlich  ist,  worauf  an  andei-er  Stelle  einzugehen 
sein  wird*).  Beziigh'eh  alter  Leute  deuten  die  Zahlen  auf 
eine  wiederholt  beklagte  Erscheinung,  da^s  dieselben  durch 
gute  Armenanstalten  angezogen  werden.  Es  filllt  aber  sofort 
•  in  die  Augen ,  dass  dies  Missverhältniss  in  Berlin  ein  sehr 
viel  stärker»  s  Ist  als  in  den  einen  mittleren  Durchschnitt 
repräsentirenden  40  Annenverbänden,  Auch  darf  nicht  über- 
sehen werden,  dass  die  Zahlen  überhaupt  nur  ftlr  grössere 
8tiidtgenieinden  gelten  und  keinen  Massstnb  für  »lie  Zustände 
in  kleineren  Genieinden  und  Gutsbezirken  gewähren. 


§  81. 

Noch  «  inen  andern  Punkt  nioelite  ich  als  wichtig  für  die 
I^'urteilung  des  wirtschaftlichen  Ae(juivalents  in  diesem  Zu- 
ßiiinmenhange  hervorheben.  Wie  uutu  sich  erinnern  wird, 
wurde  als  ein  wesentlicher  Mangel  der  Bestimmungen  über 
den  UntersttttzungswohnsitB  ron  dessen  Gegnern  betont,  dass 
mit  der  Verpflichtung  zur  Untersttttaung  des  Familienhauptes 
auch  diejenige  aur  Unterstfltaung  seiner  unselbständigen  An- 
gehörigen übernommen  werde,  und  dass  somit  aus  dem 
sweijährigen  Aufenthalt  eine  ungeheure  Last  erwachse.  Auch 

M  Vgl.  den  folgenden  Absclmitt  betr.  die  tinanzli'Ue  Le'ü^tungsf&big- 
keit,  der  überhaupt  die  Ergänzung  der  hier  gegebenen  Ausführungen 
bildet;  besonden  %  90. 
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dies  Bedenken  halte  ich,  so  berechtigt  es  in  der  Theorie 
istf  in  der  Praxis  nicht  ftr  so  sehr  erheblich;  wahrschein- 
lich sind  es  —  was  übrigens  auch  der  Natur  der  Sache 
entspricht  —  vornehmlich  die  mittleren  Altersklassen,  also  die- 
jenigen mit  längerer  Aufenthaltsdauer,  welche  Familie  besitzen. 
Es  lässt  sicli  dies  schon  aus  dem  nuiucrischeTi  Verhältniss  der 
voriibergelicnd  und  dauernd  unttTstützt<  n  Personen  schliessen, 
wie  dassi'lbe  in  den  ausführlidien ,  idjcr  längere  Zeiträume 
sich  erstreckenden  Zahlenangaben  für  Baiern  und  Olden- 
burg zu  Tage  liegt  (vgl.  a.  a.  O.);  vornehmlich  aber  führen 
hierzu  die  Ergebnisse  der  Bem&stattstik  von  1882,  die,  so 
zweifelhaft  ihr  Wert  bezüglich  des  Details  sein  mag,  hinsicht- 
lich der  grossen  daraus  gewonnenen  Zahlen  wohl  als  typische 
gelten  kiniiion*).  Die  Verteilung  der  Berufsarten  auf  die 
«'inzolnrn  K«  i'chsgebiete,  wie  sie  diese  Statistik  in  einem  Ge- 
sammtbilde  dargelegt  hat,  ergiebt  das  ausserordentliclie  Ueber- 
wiegen  der  Lantlwirtschaft  im  Osten ,  des  Handels  und  der 
Industrie  im  Westen.  Zusammengehalten  mit  den  an  anderer 
Stelle  bertihrten  Ergebnissen  der  Wanderungsstatistik  bestätigt 
sie,  dass  es  vor  allem  Handel  und  Industrie  sind,  welche  die 
Hoffnung  auf  besonders  gilnstige  Erwerbsgelegenheit  bieten 
und  daher  besondere  Anziehungskraft  äussern. 

Dies  sind  im  wesentlichen  bekannte  Thatsachen.  Da- 
gegen ist  zum  Teil  neu  oder  auch  ganz  neu,  was  wir  über 
die  (Qualität  der  bei  den  vorschie'lencn  Berufsarten  beteiligten 
P^werlistliatigkeiten  erfaliren,  insbesontb-re  wie  weit  es  sich 
bei  denselljon  um  eine?  s(!ll»stiindige  oder  unselbständige  TliiitiiJ:- 
keit  handelt.  Im  allgemeinen  entsuricht  nun  das  Verhältniss 
von  Geholfen  und  Arbeitern  zu  aer  Gtesammtzidil  der  ISn- 
wohner  der  Verteilung  der  Haujptberufsarten  in  den  einzelnen 
Gebietsteilen,  ^^^■ihrend  Oeliülfcn  und  Arbeiter  in  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  z.  B.  in  Ostpreussen  405,  Posen  427, 
dagegen  in  Berlin  5,  in  den  Hansastädten  33.6  auf  1000  Ein- 
wohner betragen,  kommen  auf  eben  solche  in  Handel  und 
Industrie  in  Ostpreussen  und  Posen  101.2  bezw.  101.4,  in 
Berlin  und  den  Hansestädten  471.1  bezw.  412.4  ^'oo.  Und  dass 
es  sich  hierbei  —  worauf  es  für  unsere  Frage  hauptsächlich 
ankommt  —  vorwiegend  um  unselbstftndige  Personen  handelt, 
welche  ohne  Angehörige  zuziehen,  dafUr  dttrfte  die  folgende 
Bereclmung  sprechen,  in  welcher  die  Orte  nach  ihrer  Grösse, 
n.ach  den  in  ihnen  betriebenen  Berufsarten  und  nach  der  Zahl 
der  Angeh()rigen  unterschieden  sind').  Es  entfallen  nämlich 
auf  lOüO  Einwohner; 


<)  V^l.  Uberhaupt  Stat  d.  Deutschen  Peichs  Nene  Folge  Bd.  2, 

1884:  Bi-nifsstfttistik,  Zählung  vom  5.  Juni  1882. 
2)  Vgl.  a.  a.  O.  S.  87  Tab.  18  b. 
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Gehfilfen  und  Arbeiter 


in  Orten  odt 

in  der  Landwirtsch&ft 

mit     1  ohne 

selbständigen 
landwirtscbamichen 
Betrieb 

in  der 
Indiiitrie 

in 
Handel 

und 
venenr 

1 

2 

8 

4 

a)  100  000  iunwobnem  und 

0.7 

2.9 

291.3 

139.8 

5)  20—100  000  Einwohnern 

2.6 

9.2 

339.8 

94.4 

c)   !y-  20000  „ 

15.4 

25.4 

818.8 

67.7 

d)  8—  6000 

•*/      *•             "  WW  ff 

47^ 

4&8 

265.7 

41j4 

e)  imter2000  « 

lOOJK 

88.8 

12&4 

17.7 

umunen  Angehörige  ai 
100  Arbeitar 

if  je 

m  Ortan  luit 

za  1 

ztt  2 

«1  8 

zo  4 

•)  100000  EinwtoluMni  micl 

25&2 

118.7 

983 

lOM 

b)  20-100000  finwoluMni 

WA 

1882 

1182 

1164 

e)  6-  90000 

267^ 

180.7 

112.1 

126.5 

d)  2-  6000  „ 

258.0 

106.9 

119:7 

121.0 

6)  «ntar  2000  „ 

277.1 

99.6 

19&0 

14S.4 

Eine  Bestätigung  dieser  Ansicht  ^eben  auch  die  Berichte 
des  Vereins  zur  Beseitigung  der  Strassen-  und  ITausbettelei 
in  Bochum,  der  in  djinkenswerter  Weise  sich  die  Mühe  ge- 
iKiniinen  hat,  das  Alter  der  von  ihm  untersttitzten  Personen 
zu  erforschen  und  mitzuteilen.  Die  den  Berichten  zu  eut- 
nduneoden  Zahlen  dttrfen  eine  besondere  Bewdakraft  bean- 
epmehen.  weil  sie  eine  Stadt  betreflfiBn,  die  in  Betreff  des 
starken  Zuzuges  von  ausserhalb  als  typisch  gelten  kann  und 
weil  gerade  dieser  Verein  die  schöne  Aufgabe,  der  öffentlichen 
Armenpfle^^^e  die  arbeitsfähigen  Elemente  fernzuhalten,  in  hohem 
Masse  zu  erfüllen  bemüht  ist*).   Es  wurden  nun  unterstützt: 


' )  Die  Berichte  sind  mir  durch  Oüte  dee  Vordticnden,  Henn  Bfilgei^ 
meitfter  Lange,  zugänglich  geworden. 

itoMhuin  (ff)  ?L  4.  -  JUaMflii.  15 
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1881    1882    1883    1884  1885 

im  (iunz.'ii  4971  4797  4517  1329  870 
davon  im  Alter 

von  17—20  Jahreil  1846  1688  1576    487  279 

„   21—25     „  1327  1805  1208   367  242 

„   25-60     „  733  695  656  216  172 

§  82. 

Es  wüi-de  zu  weit  führen,  alle  Momente  aufzusuchen,  die 
hier  noch  von  Bedeutung  sein  könnten;  auch  iBt  dies  nicht 
die  Absicht  der  vorstehenden  Betrachtungen.  Diese  gingen 
vielmehr  nur  dahin,  einer  lediglich  theoretischen  Beurteilung 
des  sog.  wirtschaftlichen  Aequivalents  die  Gestaltungen  im 
wirklichen  Leben  entprogenzuhalten ,  nachzuweisen ,  dass  das, 
was  gcschi'hon  kann,  nirlit  notwendig  geschehen  muss  und 
dass  die  Wahrseh(Mnlichkoit  für  die  Richtigkeit  «'ines  solchen 
A(M(uivalents  in  Bezug  auf  die  Urtsanncnverbände  spricht 
Dies  verhindert  nicht  die  Ueberlastung  einzelner  Armenver- 
bände,  nicht  mnen  unheilvollen  Eänfluss  der  Beichsgesetzgebung 
auf  das  Bettler-  und  Landstreicherwesen,  nicht  dass  dies  Ae(|ui- 
valent,  w<  nn  es  lcdi;ilich  auf  das  eine  Merkmal  der  zweijährige 
Aufenthaltsdauer  beschränkt  wird,  unter  Umständen  den  lächer- 
lichsten Widerspruch  ergeben  kann  —  aber  dies  alles  berührt 
den  Grund*j:''<laiiken ,  den  bisher  alle  Armengesetzgebungen 
aiH'rkannt  lialifii ,  in  keiner  Weise,  Auch  die  Verjährungs- 
fristen des  Zivil-,  »Straf-  und  Prozessreciits  wollen  kein  Recht 
willkürlich  erzeugen  oder  vernichten ;  es  ist  nur  die  Annahme, 
dass  Jemand  ein  Recht  anerkennen  oder  es  nicht  geltend 
machen  wolle,  wenn  er  während  einer  besthnmten  Zeit  dem- 
selben nicht  widersprochen  r)der  seine  Verfolgung  niclit  be- 
trieben hat.  Unter  Umständen  kann  darin  Härte  und  Willkür 
li''iren.  Aber  man  verzichtet  dann  überhaupt  auf  jedwede  gcst  tz- 
licln'  Regelung  von  0('^'<»nständen  d<'s  ])rivaten  oder  ötfcntlicheu 
Rechts,  wenn  man  unt'  r  allen  Umständen  Willkür  vermeiden 
will.  Auch  die  vernünftigste  Gesetzgebung  kann  sich  dem 
Bedürfhiss  des  wirklichen  Lebens  nur  annähern,  nie  es  voll- 
kommen befriedigen;  sie  unterscheidet  sich  von  einer  minder 
vernünftigen  nur  dadurch,  dass  sie  im  grossen  und  ganzen 
das  Richtige  trifft,  während  die  letztere  stets  zu  fiüschen  oder 
nur  zu  zu&Uig  richtigen  Ergebnissen  führt 

Das  wirtschaftliche  Aequivalent  bei  den  Land- 
armen verbänden« 

§  88. 

BexUglich  der  Landarmenverbände  wird  der  Vorwurf  der 
Willkttrlichkcit  vor  allem  dahin  begründet,  dass  nicht  nur 
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Ewischon  clor  wirtscliaftliehen  Leistung  des  IndiviMuuiiis  und 
der  Y«'r]>Hichtun^  des  grösseren  \'(Tband(\s  zur  Arinciitursorge 
kein  Gleiehirewielit  bi'stt'hc  sondrrn  dass  überliaupt  von  wirt- 
schaftlichen Vorteilen  nicht  bei  Individuen  die  Rede  sein  könne, 

welehe  an  keinem  Orte  im  Gebiete  des  Landannenrerbandee 
festen  Fuss  gefasst  haben;  umgekdirt  brftchten  diese  viehnehr 

nur  Nachteile. 

Um  die  Berechtigung  dieses  Vorwurfe  zu  prüfen,  wird 
€8  zweckmässig  sein,  sich  den  Gedankengang  der  Reiehstags- 
konimission  kurz  ins  Gediiehtniss  zu  rufen,  der  gerade  in  Be- 
ziehung auf  die  Landannenverbände  ein  sehr  eigentümlicher  ge- 
wesen ist.  Die  Konnnission  hatte  den  Gegensatz  vonllciniat  und 
wirtschaftlicher  Be^hränkung  auf  der  einen,  von  Gesammtvater- 
land  und  wirtschaftlicher  Freiheit  auf  der  andern  Seite  in 
helles  Licht  gesetzt  und  war  yon  diesem  Gegensatze  aus  zu 
dem  Schlnss  gelangt:  „dass  d(T  Stiiat  in  seiner  Gesammtheit 
ein  grosses  wirtseluiftliches  G<  ljiet  fiir  dir  Thätigkeit  aller  seiner 
Angehörigen,  für  den  freien  Austauseh  ihrer  Kräfte  bilde,  dass 
als  wirtschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in  seiner  Gesammtheit 
ersehiene".  Hiernach  sei  es  konsequt-nt ,  die  Unterstützung 
der  Hülfsbedürftigen  als  eine  8tajitsL'u>t  zu  charakterisiren,  und 
bclieinbar  würde  sich  hieran  „die  weitere  Folgerung  knü])teii, 
dass  der  Staat  unmittelbar  die  Untersttttzun^last  zu  tragen, 
die  analoge  Pflicht  auszuüben  htttte''. 

Diese  „scheinbar"  richtige  Folgerung  lehnte  aber  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  ab,  dass  die  geeigneten  Organe 
der  Armenpflege  nicht  der  Staat,  sondern  dessen  Glieder,  die 
politischen  Körperschaften  sei<Mi.  Hierdurcli  genötigt,  das  In- 
dividuum nun  doch  wieder  mit  diesen  Körpersehaften  in  irgend 
welciie  j>er.sönliehe  Bezieiumgen  zu  setzen,  sprach  sie  aus,  dass 
derjenige  Ort  zur  Unterstützung  verpflichtet  sei,  der  von  dem 
Bedtlrftigen  zuletzt  wirtschaftliche  vorteile  genossen,  daher 
derjenige,  „in  welchem  sich  der  Bedürftige  geraume  Zeit  vor 
dem  Eintritt  der  Hülfebedürftigkeit  aufhielt,  welcher  der  letzte 
Mittelpunkt  seiner  wirtschafitlichen  Thätigkeit  war".  So 
kam  sie  zunächst  auf  die  (»emeinden  und  Outsbezirke,  welelie 
bereits  vorher  in  allen  Einzelstaaten  als  Armenverbände  fungirt 
hatten,  zurück. 

Aber  sie  blieb  hierbei  nicht  stellen  und  glaubte  den  Ge- 
danken des  wirtschaftlichen  Aequivalents  bis  in  seine  äusserste 
Konsequenz  Terfolgen  zu  sollen.  So  ftihrte  sie  denn  weiter  aus: 
„Hat  die  freie  Willensbestimmung  des  Einzelnen  nicht  dazu 
ffeftihrty  ihn  an  einem  bestimmten  Orte  festen  Fuss  fassen  zu 
lassen,  so  werde  der  Regel  nach  seine  wirtschaftliche  Thätig- 
keit zu  gute  gekommen  sein:  einem  gr<">sseren  (T««l)iete,  inner- 
halb dessen  er  sieh  vor  d«'m  Kintritte  der  1  lüh'sl)edürt"ti;,'-keit 
bewegte;  und  di^'ses  gnissere  (iebiet  werde  einzutreten  haljen 
für  diejenigen  Hülfsbedürftigen,  welche  eines  Untr-rstützungs- 

15* 


228 


VL  4. 


Wohnsitzes  eutbehren.  Dergestalt  führe  zu  der  Konstruktion 
des  urinzipalCT  und  des  rabmdiftrea  snr  Unterstützung  ver- 
pfllcnteten  rttttmlichen  Bezirks  der  Gedanke  des  AequivalentB 

rar  die  genossenen  wirtschaftlichen  Vorteile." 

ÜMinit  war  sie  denn  glücklich  su  dem  Punkte  zurttck- 

gelangt,  von  dem  sie  ausjrofranpron  war,  zu  der  „p^rössereii  wirt- 
schaftlichen Heimat",  und  nach<i<'ni  sie  kurz  vorher  die  Folge- 
rung fllr  eine  scheinbare  erklärt  hatte,  dass  die  Annenlast  nun 
auch  von  dieser  grösseren  Heimat  unmittelbar  zu  übernehmen 
sei,  trug  sie  kein  Bedenken,  an  dieser  Stelle  die  Folgerung 
lu  ziehen.  Und  darin  liegt  das  Chrundirrtttmliche ,  ja  das 
Widersinnige  der  ganzen  Konstruktion.  Man  beachte,  wie  in 
dem  ersten  Satze  der  „Ort",  in  welchem  Jemand  den  Mittel- 
punkt seiner  wirtschaftlichen  Thilti^'keit  hat,  die  Hauptstelle 
einninmit,  und  wie  ihm  in  dem  zweiten  fast  unmerklich  mit 
Auühissung  des  Wortes  „Mittel|>unkt''  das  „grössere  Gebiet, 
welchem  die  wirtschafdiche  Thiitigkeit  zu  gute  gekommen," 
substituirt  wii*d,  und  nachdem  diese  Substitution  gelungen,  beide 
Bezirke:  der  Ort  und  das  grdssere  Gebiet  als  selbstilndige 
unmittelbare  Träger  der  Armenlast  einander  koordinirt  werden. 

Widersinnig  ist  diese  Konstruktion,  weil  sie  zwei  Dinge 
aus  demselben  Gesichts] mnkte  behandelt,  für  welche  schlechter- 
dings entgegengesetzte  Gesichtspunkte  oV)walten.  Der  Ort  als 
Mittelpunkt  der  wirtschafUichen  Thiitigkeit  ist  nicht  denkbar 
als  grösserer  politischer  Bezirk;  der  Ort  kann  immer  nur 
eine  in  sich  geschlossene,  der  Staatsverfassung  entsprechende 
unterste  politische  Körperschaft  (Ortschaft,  Gutsbezirk,  Ge- 
meinde) sein,  nicht  die  Vereinigung  vieler  oder  aller  Orte, 
welche  nach  Massgabe  der  Verfassung  eine  politische  Körper- 
schaft höherer  Ordnung  bilden.  Und  wiederum  kann  dem 
grösseren  Gebiete  keine  Thiitigkeit  nicht  fest  angesiedelter  In- 
ai\'iduen  zu  gute  kommen,  welche  ihm  nicht  von  allen,  auch 
von  den  an  einem  Orte  lest  angesiedelten  Individuen  zu  gute 
käme,  weil  alle  diese  Orte  der  grösseren  politischen  K<)rj>or8chaft 
subordinirt  sind  und  weil  jeder  Gemeindebttrger  zugleich  auch 
Staatsborger,  jeder  Staatsbtirger  auch  Reichsbttiger  ist  So- 
weit also  der  Begriff  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  auf  das 
grössere  Gebiet  angewendet  wird,  drückt  er  nichts  weiter  aus, 
als  die  in  diesem  Zusammenhange  triviale  Wahrheit,  djiss  der 
Zustnnd  des  Staiitswesens  in'clit  wohl  unabhängig  von  dem 
Verhalten  der  im  »Staate  lebenden  Individuen  gedacht  werden 
kann  und  dass  wirtschaftliche  Leistungen  auch  gegenüber  der 
Provinz,  dem  Staat,  dem  Reich  nötig  sind,  um  diese  leistungs- 
fähig zu  machen.  Soweit  er  aber  den  speziellen  Anteil  des 
Individuums  an  dem  wirtschaftlichen  Gedeihen  eines  Bezirks 
ausdrucken  will,  innerhalb  dessen  es  arbeitete  und  das  ausübte^ 
was  man  seinen  Lebens]»eruf  zu  nennen  pflegt,  soweit  ist  er 
Auf  Personen,  die  nicht  zu  einem  bestimmten  Orte  in  Beziehung 
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«tehen,  nicht  nur  unanw(Mulbar,  sondern  er  drückt  das  ^^enaue 
O^enteil  davon  aus.  Denn  die  FebthteUung,  das«  die^eö  In- 
dividuum keinem  Orte  innerhalb  des  grösseren  Gebiets  spezielle 
wirtscbafUicbe  Leistungen  gemacht  habe,  kann  doch  nur  zu 
dem  Scidusse  führen,  es  habe  keinem  Orte  etwas  geleistet, 
aber  dt)ch  nimmermehr  zu  dem,  den  die  Konmiission  gezogen 
hat,  es  habe  allen  etwas  ;^^eleistet 

Hierin  steckt  ein  so  handgreiflicher  logischer  Fehler,  dass 
der  gegen  diese  Motivirung  erhobene  Vorwurf  der  Willkiir- 
lichkeit  als  durchaus  berechtigt  anzuerkennen  ist.  Und  weiter 
kommt  in  Betracht,  dass  hier  die  unzureichende  theoretische 
Begrtlndung  auch  nicht  ergänzt  oder  ausgeglichen  vrird  durch 
die  Gestaltungen  des  wirklichen  Lebens.  Es  besteht  in  der  lliat 
keine  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  landarmen  Individuen  dem 
Landarmenverbande  auch  nur  den  geringsten  Vorteil  bringen ; 
es  ist  vielmehr  den  vielfach  hierüber  laut  gewordenen  Klagen 
unbedingt  (ilaul)en  zu  schenken,  dass  gerade  sie  mit  denjenigen 
Elementen  identisch  sind,  welche  die  von  ihnen  durchstreiften 
Bezirke  in  tinanzieller  und  sittlicher  Beziehung  sehr  schwer 
achfldiff^. 

Gleichwohl  ist  mit  der  Anerkennung  der  Berechtigung 

jenes  Vorwurfe  noch  nicht  ausgesprochen,  dass  das  Institut 
der  Landarmenverbände  ein  schlechthin  ungerechtfertigtes  sei. 
Zunitelist  ist  damit  nur  ein  Argimient  gegen  die  Motivirung 
erbracht,  welciier  die  gesetzgebenden  Faktoren  sicli  in  An- 
öeliung  desselben  bedient  haben.  Es  beweist  nichts  gegen  das 
Institut  selbst,  sofern  sich  dieses  aus  besseren  Gründen  recht- 
fertigen oder  sich  etwa  erweisen  lässt,  dass  die  gesetzgebenden 
Faktoren  diese  besseren  Gründe  im  Sinne  gehät  und  nur  in 
falscher  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  haben.  Dies  wird  im 
folgenden  zu  unterauchen  sein. 

§  84. 

Unter  den  Grundsätzen  der  von  »Stfuitswegen  gtM)nln<'ten 
öffentlichen  Armenuiiege  nimmt  die  erste  Stelle  der  ein,  dass 
kein  bedürftiges  Inaividuum  an  irgend  einem  Orte  des  Staatsge- 
bietes ohne  UnterstfUzun^  bleiben  soU.  Jn  zweiter  Linie 
kommen  dann  erst  die  Bestimmungen,  w-  r  den  hierfür  erforder- 
lichen Aufwand  endgültig  mi  tragen  ver})ilichtet  sein  solL  Zwei 
Kategorien  von  Personen  werden  hierbei  unterschieden:  solche, 
<iie  mit  dem  Ort,  an  welchem  sie  unterstiizt  werden,  in  einem 
Vcrhältniss  der  Angclifirigkeit  stehen,  und  solche,  welche  in 
einem  derartigen  Verhiütnisse  nicht  stehen.  Bezüglich  der 
ersten  Kategorie  gelangen  alle  Armengesetzgebungen  zu  dem- 
selben positiren  Resultat:  Verpflichtung  des  Aufenthalts- 
ortes zur  endgültigen  Tragun^  der  Armonlast  wegen  der  An- 
gehOrigkeit  des  bedttrftigen  Individuums;  bezüglich  der  zweiten 
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Katofforie  sUituiri'ii  sio  dagegen  zunäclist  nur  «'ine  Negative: 
di«'  Niclitverpriiclitung  wegen  Nichtangehörigkeit  Diese  Ne- 
gative gilt  es  in  irgend  einer  Weise  zu  Überwinden.  Auch 
hierbei  sind  wieder  zwei  Kategorien  yon  Individuen  zu  untere 
scheiden:  erstens  diejenigen,  M'elehe  mit  irgend  einem  andern 
Orte  im  Verhältniss  der  Angehörigkeit  stehen,  und  zweiten* 
solche,  welche  mit  keinem  Orte  innerhalb  des  Staatsgebiets 
im  Verhttltniss  der  Anp'linri«^keit  stehen.  Bezüglich  der  Per- 
sonen der  ersten  Kategorie  wird  lolgericlitig  die  Annenhist 
dem  Orte  aufgelegt,  dem  sie  angehören;  bezüglich  derer  der 
zweiten  bedarf  es  hingegen  einer  anderweiten  Festsetzung,  wer 
der  Trttger  der  sie  betreffenden  Armenlast  sein  soll.  Gesetzt 
nun,  daas  es  gar  keine  Individuen  gäbe,  welche  zu  keinem.  Orte 
im  Verhftltniss  der  Angehörigkeit  stehen,  so  würde  diese  Fest- 
setzung gänzlich  überflüssig  sein,  die  Armenlast  auf  die  ein- 
zelnen Orte  des  Staatsgebiets  nach  Massgabe  der  individuellen 
Angehörigkeit  verteilt  bleiben.  Von  dieser  Annahme  geht  die 
Heimatgesetzgebung  aus.  In  ihrem  (Jeltungsbereiche  soll  es 
kein  Individuum  geben,  das  nicht  zu  einem  Orte  im  Verhält- 
niss  der  Heimatangehörigkeit  stünde.  Die  Ueimatverbände 
sollen  die  alleinigen  Träger  der  Armenlast  sein. 

Bei  der  oben  versuchten  näheren  Prüfung  des  Begriff» 
der  »Angehörigkeit'*  ergab  sich,  dass  Heimat  und  Unter- 
sttttzungswohnsitz  denselben  Ursprung  haben,  dass  beide  den 
Wunsch  des  Gesetzgebers  ausdrücken  wollen,  die  Armenlast 
daliin  zu  legen,  wo  das  Individuum  den  ]Mittelpunkt  seiner 
wirtschaftliclien  Tliiltigkeit  iiat;  hierin  wurde  eine  billige 
und  natürliche  Ausgleichung  insofern  gefunden,  als  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  den  Gestaltungen  des  wirUichen 
Lebens  zu  entsprechen  schienen  und  die  Heimat  so  gut  wie 
der  UnterstUtzungswohnsitz  als  emsthafter  Ausdruck  einer 
„Angeliöri^'keit"  gelten  konnten,  mochten  die  Merkmale  nun  1 
oder  2  oder  10  Jahre  qualifizirten  oder  unqualifizirten  Aufent* 
kaltes  sein. 

Und  ebenso  wie  in  jenem  Zusammenliange  winl  es  auch 
hier  von  Wert  sein  zu  betrachten,  wie  es  im  wirkhchen  Leben 
mit  denjenigen  aussieht,  welche  ausserhalb  ihrer  Heimat  oder 
ihres  Untersttttzungswohnsitzes  bedürftig  werden.  Von  einem^ 
der  sein  Leben  lang  in  einem  Orte  gewohnt  hat  und  an  einen 
andern  Ort  verzieht,  wird  Niemand  zweifelhaft  sein,  dass  er  zu- 
nächst dem  Orte  angehörig  bleiben  soll  und  darf,  an  dem  er  sich 
bislang  aufgehalten  hat;  bei  einem,  der  für  einige  Zeit  von 
seinem  gewölmliciien  Aufenthaltsorte  verri'ist  und  unterwegs 
erkrankt,  wird  es  Niemand  un))illig  finden,  dass  der  erstere 
für  ihn  Kurkosten  zahle.  Aber  nun  denke  nniu  an  .Vntlere, 
die  den  früheren  Aufenhalt  seit  langem  verlassen,  nirgend» 
so  lange  sich  angehalten  haben,  um  den  An8i)rUchen,  die  in 
Bezug  auf  Heimat-  und  Wohnsitzerwerb  gestellt  wercien ,  zu 
genügen,  und  erwäge,  ob  diese  Personen  noch  mit  dem  früheren 
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Aut'eiitlialtäurt  ziu^miuüuhängcn^  ihm  noch  eruäthuft  aU  „an- 
gehörig"  erachtet  werden  können. 

Ausser  diesen  von  der  ursprünglichen  Heimat  losgelösten 
Individuen  existirt  nun  aber  eine  zweite  Klasse  von  Personen, 

diejenigen,  die  niemals  zu  einem  Orte  im  Verhältniss  der  An- 
gehörigkeit gestanden  haben :  das  sind  im  Geltungsgebiete  des 
Unt^Tstützun^j^swohnsitzgesetzes  die  aus  dem  Auslande  (auch 
Baiern  und  Elsass-Lothringen )  zurückkehrenden  Koiclisange- 
hörigon  und  die  Ausländer;  im  Geltungsgebiete  der  bairischen 
Heimatgesetzgebung  sind  es  die  einwandernden  Reichsdeutschen, 
welche  zwar  die  bairische  Staatsangehörigkeit,  aber  noch  keine 
Heimat  erworben  haben,  die  aus  dem  Auslande  znrttckkehren- 
den  ehemaligen  bairischen  Staatsangehörigen  und  die  Aus- 
länder. Und  endlich  sind  es  in  allen  Fäfien  diejenigen,  be- 
züglich deren  ein  Unterstützungswohnsitz  oder  eine  Heimat 
sidh  nicht  ermitteln  lässt. 

Wie  verhält  sich  nun  all  diesen  Personen  gegenüber  die 
Reichsgesetzgebung?  Sie  entlastet  ganz  ebenso  wie  es  früher 
Preussen  und  Baden  gethan,  die  Ortsarmenverbäude  von  den 
■ihnen  früher  angehörig  gewesenen  Individuen,  welche  dnrch 
längere  Abwesenheit  in  Wahrheit  von  ihnen  wieder  losgelöst  sind, 
nnd  sie  hält  denselben  die  Armenlast  fUr  diejenigen  Personen 
fern,  die  nie  in  einer  Beziehung  zu  ihnen  gestanden  haben. 
Zum  Träger  der  Armeidast  macht  sie  in  allen  diesen  Fällen 
den  LaiidarmenviM'band.  Und  wie  verhält  sich  (li(?  bairische 
Heiniat^esetzgebung?  Sie  liisst  dies  Moment  län^rerer  Ab- 
wesenheit und  wahrhafter  Niclitarigchörigkeit  gänzlich  ausser 
Betracht:  der  einmal  erworbenen  Heimat  bleibt  die  Anuen- 
last  anf  ungemessen  lange  Zeit  und  mindestens  so  lange ,  als 
bis  eine  neue  Heimat  erworben  ist,  und  die  eigentlich  Heimat- 
losen weist  sie  einer  Gemeinde  zu,  die  als  Heini atgemetnde 
zu  gelten  hat.  Gleichzeitig  legt  sie  dem  Staate  die  Annen- 
last für  die  heimatlosen  Individuen  auf. 

Betrachtet  man  von  don  vorstehend  ontwickelten  (tpsiclits- 
punkten  aus  den  (iodanken  des  wirtscliaftlichen  Ae(|uivah'Hta 
und  das  Hcimatprinzi^) ,  so  fällt  ein  eigentümliches  Schlag- 
licht auf  jenen  wie  aut  dieses.  Man  erkennt,  welche  Gewalt 
eine  theoretische  Konstruktion  auf  die  Gemttther  zu  üben 
vermag.  Ihrem  wirtschaäichen  Aequivalent  zu  Liebe  wendet 
die  Reichsgesetzgebung  den  Gedanken  desselben  auf  ein  Ver- 
hältniss an,  welches  das  gerade  Gegenteil  desselben  ist,  und 
ihrer  Heimat  zu  Liebe  bedenkt  die  Heimatgesetzgebung  auch 
den  mit  einer  H«'iniat,  bei  dem  die  Voraussetzungen  einer 
solchen  nicht  mehr  vorhanden  oder  niemals  vorhanden  ge- 
wesen sind.  Um  <les  Svstems  willen  wird  der  Landarme  als 
ein  Mensch  angesehen,  der  durch  seine  rastlos  umherirrende 
Thätigkeit  dem  Landarmenverbande  wirtschaftliche  Vorteile 
gebracht  hat,  und  um  des  Systems  willen  der  Heimatlose  als 
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ein  Mensch  erachtet,  der  im  reellen  Besitze  einer  Heimat  lat» 
So  darf  denn  denjenigen  Gegnern  der  Reichsgesetasebangy 
welche  zugleich  Anhänger  der'  Heimatgesetzgebung  sind^), 
der  Vorv^^irf  zurück;?('f?f'ben  werden,  das»  die  Konstruktion 
bezüglich  jener  heimatlosen  individuell  eine  ebenso  prinaip- 
widrige  und  willkürliche  sei. 

§85. 

Die  Erkcuntuiss  der  willkUrlicben  Ausdehnung  jener 
Prinatpien  enthebt  aber  nicht  der  Eirwägun^  des  wahren 
Grundes,  der  das  Institut  der  Landarmenverbände  rechtfertigen 
kann.  Er  Ii«  näher,  ah  in  der  R(>^'(  I  angenommen  wud; 
ja  man  darf  behaupten,  dass  er  durch  nichts  besser  und  zu- 
verlässiger erkannt  werden  kann,  als  durch  Betrachtung  des 
Resultate,  zu  dem  <lio  Kcichs^esetzf^a^bung  so  gut  wie  die  Heimat- 
gesetzgebung schliesslich  gelangt  ist:  beide  verpflichten  in 
demenigen  Fällen,  in  denen  sie  ein  Individuum  nicht  oder 
nicht  mehr  mnem  Qrtsarmenverbande  oder  einer  Homat- 
gemeinde  angehörig  erachten,  zur  Tragung  der  Annenlast  den 
Süuit  Hieran  ändert  nichts,  dass  im  Geltungsgebiet  des 
Untersttitzungswohnsitzes  der  Landesgesetzgebung  Uberlassen 
gebli<'])en  ist,  diese  Verpflichtung  auf  die  anderweiten  Organe 
des  Staates  (Provinzen,  Kreise,  Amtsverblinde  u.  s.  w.)  zu  über- 
trafen. Es  ist  vielmehr  zu  beachten,  dass  das  Reich.s^ esetz 
ausdrücklich  als  UrtsanuenverbiUide  nur  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke zulässt,  dagegen  hinsichtlich  der  Landarmenverbände 
jede  Art  der  öiFentlich-rechtiichen  Bildungen  für  zulässig  er- 
klärt^). Und  hierin  kommt  m.  £.  der  wahre  Rechtsgrund 
für  die  Verpflichtung  der  Landarmenverbände  zum  Ausdruck: 
es  ist  die  Stellung  des  Stiates  als  TrHger  der  allgemeinen 
Rechtsordnung.  Im  Kahnieü  dieser  Rechtsordnung  erachtet  er 
den  Schutz  des  bedürftigen  Individuums  gegen  leiblichen 
Untergang  und  den  Schutz  der  Gesellschaft  ge-gen  die  durch 
Not  zu  Gewaltthaten  geneigten  Individuen  für  geboten.  So 
weni^  er  aber  die  Eltern  und  Kinder,  die  Dienatherren  und 
Arbeitgeber  von  der  Verpflichtung  entbindet,  ftbr  ihre  An- 


>)  Luthardt,  Waentig,  Marschall  u.  a.;  nicht  aber  Adickes 
und  Rocholl. 

2)  §  .').  ^Die  öfTentliche  Unter» ttitzung  hUlfsbediirftiper  Norddeutscher, 
die  endgültig  zu  tragen  kein  0.-A.*V.  verpflichtet  ist  (der  Laad  armen), 
li6g;t  dem  L.-A.-V.  ob.  Zar  EcftUlung  dieser  Oblieaeiiheit  hat  jeder 
Bundesstaat  bis  1.  Juli  1871  entweder  unmittelbar  die  Funktionen  des 
L.-A.-V.  zu  übernehmen,  oder  besondere,  räumlich  begrenite  L.>A.*Ver- 
l^de,  wo  solche  noch  nicht  bestehen,  einzurichten. 

Dieselben  umSuuea  regelmässig^  eine  Mehrheit  von  O.-A.-V.,  können 
Bich  aber  aimahmsweiae  auf  den  Benrk  eines  einsehiea  0.-A.-V.  be* 
schrimkeo.'' 
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gehörigen,  fUr  ihr  Glinde,  für  ihre  Arbeiter  zu  sorgen,  so 
wenig  wiU  er  das  politische  G^einwesen,  welches  gleichzeitig 
eine  natürliche  Vereiiiigaiig  zu  gemeinsamen  Zwecken  ist,  von 

der  L^ust  befreien,  wdche  ihm  bezüg'lich  seiner  Angehörigen 
obliegt.  Nur  fla,  wo  eine  solche  Anp^diöri^keit  nicht  vor- 
handen oder  nicht  rrmittelt  ist,  tritt  der  8taat  helfend  und 
ergänzend  ein,  so  bezüglich  der  Lüne  lärmen,  der  Heimatlosen, 
der  Ausländer.  Nicht  der  Gegensatz  von  Ort^-  und  Htiiats- 
angehörigkeit,  sondern  der  Gegensatz  von  Orts-  und  Nichtorts- 
angehörigkeit  ist  es,  der  hier  wirksam  wird.  Und  so  motivirt 
dürfte  sich  das  Institut  der  Landarmenverbände  als  eines  der 
Mittel,  die  Arraenlast  gerecht  zu  verteilen,  doch  sehr  wohl 
gegen  den  Vorwurf  der  Willkürlichkcit  verteidigen  lassen. 
Man  kann  auch  hier  verschiedener  Meinung  sein  über  die 
Merkmale  der  Nicht;uigeiiürigkeit,  kann  sehr  wohl  die  Frist 
von  zwei  Jahr(Mi  hierfür  als  zu  kurz  erachten ;  auch  ist  die 
Berechtigung,  andere  Nachteile  zu  rügen,  nicht  ausgeschlossen. 
AU  dies  wird  noch  su  prüfen  sein.  Nur  halte  man  fest,  dass 
dadurch  das  hier  angestellte,  lediglich  finanzielle  Prinzip  so- 
wenig berührt  wird,  wie  der  Rechtsgrund  ftlr  die  Verptlich- 
tnng  der  Ortsannenv(n}>äiule  durch  gewisse  mit  demselben 
▼erknüpfte  Uebelstände  berührt  wird. 

Noch  möchte  ich  anf  einen  Punkt  antmerksam  machen,  der 
mit  dem  Vorstehenden  in  dner  gewissen  änsseren  Beziehnng  steht 

und  gerade  dcshall)  auch  in  Hinsicht  seiner  inneren  Natur  häufig 
so  begrifflicher  Verwirran?  Anlass  giebt.  Die  hier  untersachte 
Fnuktion  des  Staates  als  Träger  der  Armenlast  hat  ilirem  NVesen 
nach  nichts  zu  than  mit  den  mannigfachen  unten  ausführlicher 
zu  besprechenden  —  Veranstaltungen  der  Annenfürsorge  durch 
ProviDzial-,  Distrikts-,  Kreis-  und  ähnliche  Aui>lalten,  durch  Bei- 
bfllfe  an  imTermögeode  Gemdoden  n.  s.  w.  In  diesen  FAllen  han- 
delt es  sieh  immer  «n  Fbnktiotten  der  den  Gemeinden  ttbergeord- 
oeten  politischen  Bezirke,  welche  dieselben  zur  besseren  Erreichung 
gewisser  gemeinsamer  Zwecke  flben  ;  aber  es  besteht  nur  eine  Be- 
ziehung der  letzteren  zn  jenen  untersten  kommunalen  Körperschaften, 
keine  hincegen  zu  den  einzelnen  Individuen.  In  diesem  Sinne  haben 
die  vielfach  den  Landarmen  verbänden  überwiesenen  oder  von  ihnen 
übernommenen  Aufgaben  der  Armenpflege  keine  spezifisch  armen- 
rechtliche, sondern  eine  ganz  allgemein  Öffentlich-rechtliche  Bedeutung. 

In  dem  im  Text  CDtwickelten  Sinne  auch  Jolly  S.  7  ff.  Nach- 
dem er  dargelegt  bat,  dass  die  nat&rliehe  UnterstOtsnngspÜicht  der- 
jenigen Gemeinde  zukomme,  mit  der  Jemand  im  Verhftltaiss  der  nach 
gewissen  Merkmalen  erkennbaren  AngehOrigkdt  stände,  fährt  er  S.  9 
fort :  „Endlich  liegt  eine  natürliche  Unterstützungspflicht  jedem  höchsten 
politischen  Verein  «egen  jeden  Bedürftigen  ob,  der  sich  auf  seinem 
Gebiete  befindet,  Sie  trifit  ihn,  soweit  die  L  nlerstützungspflicht  der 
heimatlichen  Verbände  sich  aas  irgend  welchen  Gründen  nicht 
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geltend  machen  lässt,  aus  dem  Grunde,  weil  die  Unterstützung  der  Be- 
dürftigen eine  allgemeine  Menschenpflicbt  ist  und  weil  die  höchsten 
politiMhen  Yereme  aaf  ibiem  Gebiete  alle  Au^ben  sa  lösen  haben» 
welche  die  Einselnen  und  die  engeren  Yereine  dar  Eingelnfln  nicht 
zn  lösen  vermögen.  Höchster  politischer  Verein  ist  das  Btich  nnd  ao- 
mit  ist  in  Dentachland  in  letzter  Linie  das  Reich  nnteratfltsunga- 
pflichtig." 

B.   Die  Verteilung  der  Armeniast  nach  innen. 
(Die  finanzielle  Leiatungafilhigkeit  der  Annenyerbände.) 

£&  giebt  keinen  Punkt  im  Bereiche  der  öffentlichen 
Armenpfle«re,  Uber  den  die  Klaj^on  so  laut  und  so  allge- 
mein sind  wie  die  Ueberlastiuig  der  einzelnen  Amicii- 
verbände,  und  in  keinem  Punkte  —  wie  gleich  vorweg  btv 
merkt  werden  mag  —  dürften  die  Klagen  berechtigter  sein. 
Nur  findet  auch  hier  sehr  häufig  Verwirrung  statt  in  Be- 
siehung auf  den  Gegenstand  der  Klagen;  am  häufigsten  ist 
die  irreführende  Gleichstellung  der  Annenlast  mit  den  öffent- 
lichen Lasten  im  allgemeinen  und  folgeweise  die  irrige  Vor- 
stellung Uber  den  Druck,  welchen  diese  und  welchen  jene 
ausüben. 

Nun  leuchtet  ein,  dass  im  8inne  einer  auf  gerechte  Be- 
lastung gericliteten  Reform  es  nicht  vornehndich  auf  das  ab- 
solute Mass  des  Annenaufwandes  ankommen  kann,  sondern  viel- 
mehr auf  das  Verhältniss  desselben  zur  Leistungsfthigkeit  des 
Armenverbandes  im  aUgemeinen  und  zu  den  übrigen  Aufwen- 
dungen,  welche  dem  Amenverbande  als  gleichzeitigem  Träger 
anderer  öffentlicher  Lasten  obliegen.  Und  weiterkommt  es  darauf 
an,  ob  d<  r  Aufwand  aus  den  Nutzungen  besonderen  Arrnen- 
oder  sonstigen  Genieindevermögens  bestritten  wird,  oder  ob  zu 
seiner  Deckung  steuerliche  Leistungen  der  Verbandsangehö- 
rigen erforderlich  sind.  Ein  Armenverband,  der  ohne  Zuliülfe- 
nahme  der  letzteren  die  Kosten  der  Armenpflege  bestreitet^ 
hat  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  keine  Armenlast. 

Die  wahre  Sachlage  klarzustellen  ist  auch  hier  nicht 
ganz  leicht,  obwohl  es  an  gutem  finanzstatistischen  Material 
nicht  fehlt.  Nur  maeht  sich  bei  demselb<Mi  der  Ucbelst^md 
geltend,  dass  die  hauptsUchliehsten  Nachrichten   nur  ftlr  die 

frösseren  Gemeinwesen  individuelle  und  zuverlässige,  bezüg- 
ch  der  kleineren  (ländliche  Gemeinden  und  Gutsbezirkej  im 
allgemeinen  nur  summarische  und  zum  Teil  sehr  unzurerlässige 
sind,  ja  bezttglich  der  Gutsbezirke  fast  ganz  fehlen.  Gleiä- 
wohl  wird  es  möglich  sein,  von  den  Verhältnissen  der  kleineren 
städtischen  G<Mneinwe8en  auf  die  der  ländlichen  einiger- 
massen  richtige  Schlüsse  zu  ziehen  und  unter  Verwertung 
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des  gesammton  Materials')  oin  im  Oanzrn  zutreffendes  Bild 
der  hier  zu  betrachtenden  Zustände  zu  gewinnen. 

§  87. 

Ob  CS  Armenverbände  giebt,  die  überhaupt  keine  Amen 
in  ihrer  Mitte  haben,  lässt  sich  nicht  nachweisen ;  wahrschein- 
lich ist  OS  nicht.  Dagegen  giebt  os  eine  verhältnissmässfg 
nicht  goringe  Zahl,  die  keine  öffentlichen  Armen  d.  h.  aus 
öffentlichen  Mitteln  unterstützte  Personen  haben.  Im  König- 
reich Sachsen  wurden  1880:  645  derartige  Gemeinden 
ermittelt^);  doch  ist  es  hemerkenswert,  dass  hiervon  nach 
der  OrOsse  derselhen  anf  (Gemeinden  mit 

100  £inwohnem        100         200         300         400  und 

und  darunter       bis  200     bis  800     bis  400  darüber 
222  208  89  39  27 

enttieien,  also  fast  nur  gans  kleine  Gemeinwesen,  innerhalb 
deren  obonsowohl  die  all^^emeinc  Bo(l(\rtnisslosigkeit,  wie  all- 
gemeiner Wohlstand,  ebensowohl  gute  vorbougondo  Massregeln 
und  örtliche  Stiftungen,  wie  der  Mangel  an  Mitteln  und  daraus 
entspringende  harte  ArmcnpHogo  den  Grund  dieser  an  sich 
erfreulichen  Erscheinung  abgeben  können. 

In  Oldenburg,  rar  welches  genaue  Angahen  besttglich 
der  einzelnen  Gemeinden  für  eine  Zeitdauer  von  25  Jahren 
vorliegen  gab  es  keine  Gemeinden  ohne  Arme ;  doch  findet 
sich,  ebenfalls  in  kleinen  Gomoinden  —  Wiefels,  Strücklingen, 
Westrum  u.  a.  — ,  eine  im  Verhiiltniss  zur  Rrvölkoruiig  sehr  ge- 
ringe Zahl  von  Armen,  so  in  Wietels  mit  rund  400  Ein- 
wohnern nie  mehr  als  drei.  In  den  Städten  und  in  den 
grösseren  Gemeinden  ist  die  Armenziffer  schwankend,  geht 
aber  niigends  unter  4®/o  der  Bevölkerung  herab. 

Glinstiger  liegen  anscheinend  die  Verhttltnisse  in  Bai  er  n. 
Es  gab  1880:  743,  1881:  805  Gemeinden,  welche  keine,  und 
1349  bezw.  1402,  welche  nur  Umlagen  in  Höhe  von  1  bis  20"  o 
der  Stnatssteuorn  erhol)en ,  wie  denn  überhau])t  die  Umlagen 
dort  im  allgrnioinon  nicht  sehr  hohe  sind  und  in  den  letzten 
Jahren  sich  vermindert  haben*).  Doch  ist  in  liohrni  Grade 
beachtenswert,  dass  es  zwar  die  kleinen,  aber  nicht  die  kleinsten 
Gemeinden  sind,  welche  keine  .oder  sehr  niedrige  Umlagen 
erheben.   Das  Verhfiltniss  stellte  sich  1881  so: 


1)  Vgl.  über  dss  fimauBtatistiMshe  Material  im  aUgsmeinen  oben 

S.  35  und  §  0  ff. 

")  Zcitschr.  des  k.  sächs.  etat.  Bur.  Jahrgang  28  S.  43. 

«)  Kolhnann,  Oldenburg  8.  120  ff.  Tab.  I— III. 

*i  Zcitschr.  des  bair.  stat.  Bur.:  Die  Statistik  der  Gomeinde- 
besteuerung.  Dieselbe  kehrt  von  Heft  X  (1878)  an  in  den  i^ublikationwa 
re^lmämg  wieder.  Wegen  der  obigen  Zahlen  vgl.  Heft  XIY  und  XV 


Digitized  by  Google 


286 


VI.  4. 


Bd  tanet  Seelcmiahl 

Zahl  der  0<^meuiden 

Ziihl  dGrienifiTBü.  . 
die  keine  Umlagen 

erliebtn 

74 

9 

4974 

506 

500-1000   

2111 

205 

1001-5000  

815 

84 

über  5000   

54 

1 

In  Prcussoii  y^sih  es  1880  81  14  kloinc  Stiiflte,  in  wq]- 
chon  kein«!  (_M  ineindeab^aben,  15,  in  wclclicn  nur  Hundesteuer, 
und  640  Landgemeinden,  in  denen  keine  Gemeindeabgaben 
erhoben  winden').  In  Wttrtemberg  worden  1878:  204  Ge- 
meinden ermittelt,  die  keine  Umlagen  erhoben.  Auch  hier 
sind  es  wieder  die  kleineren  Gemeinden,  die  den  HauptanteQ 
haben,  während  die  kleinsten  zum  Teil  sehr  hoch  belastet  sind'). 
Von  grösseren  Gemeinden  dürfte  U«iberlingen  in  Baden  das 
eklatjint''st<',  aber  soviel  mir  bekannt,  einzige  Beispiel- tur  dio  völ- 
lige Deckung  der  K<>st*'n  des  Arnicinwesens  aus  »Stiftungsniitti'ln 
bieten.  »Selbst  die  übrigen  an  Stiftungen  reiciisten  Gemein- 
wesen —  CS  sind  meines  Wissens  die  alte  Bischo&tadt  Bam- 
berg und  die  alte  Hansestadt  Lübeck  —  kommen  nicht  gans 
ohne  die  Beihttlfe  ans  öffentlichen  Mitteln  aus. 

Ueberlingen  hatte  1870  bei  3(>00  Einw.  etwa  70  000  M. 
StiftangseinkUnfte  zu  verwenden.  Vgl.  Emmiughaus  II  S.  387.  1880 
sähUe  es  rond  4000  Einw.  nnd  erscheint  noch  gegenwärtig  in  den 
Kachrichten  Aber  das  bad.  OemeinderechnnngsweseD  als  die  einsige 

grössere  Gemeinde,  welche  keine  Ausgabe  (ttr  das  Armenwesen  aas 
öffentlichen  Mitteln  zu  bestreiten  hat.  Vgl.  Stat  Jahrb.  für  das  Ght. 
Baden  Bd.  ir>  Tab.  19  S.  240.  —  Bamberg  verwendete  1878 
bei  29  000  FAms  .  die  ungeheuere  Summe  von  604  OUO  M.  für 
das  Armenwesen,  wovon  87  "/o  aus  Stiftongsmitteln  Üosseu.  Vgl. 


1)  GemeindeyeraeichiuflB  iOx  Baien:  Heft  X2^XV  der  Beitrtge  aar 

Statistik. 

*)  Beitrfige  bot  Statistik  der  Oemeiiideabffaben  in  Preossen:  Zeit> 

Schrift  dos  preuss.  statipt  Hur.  Ercünzungsheft  TX  S.  106.  ls>^:] — 84  waren 
es  nur  noch  8  der  ersten  und  14  der  zweiten  Kategorie,  liezüplich  der 
Landgemeinden  sind  18'<^I84  keine  Detailangaben  gemacht.  Vgl.  ebenda 
Eig&nzuügshoft  XVI  S.  367. 

^)  Für  Würtemberg  existirt  nur  eine  ausfiihrHehe  Nach  Weisung  über 
die  GcineinUeumlagen ,  sog.  Gemeindeschaden:  Beitrüge  zur  StHti.stik  der 
Vermögentverwaltang  der  Amtskörperschaften,  Gemeinden  und  Stiftungen 
und  der  Besteuerung  für  Amtskör]>erschafts-  und  Gemeindezwecke,  in  den 
Wflrtemb  Jahrb.  f.  Ötat  und  Landeskunde  1^8:3  8.  im  A. 


Digitized  by  Google 


VL  4. 


237 


Seydel  in  Zeitschr.  d.  bair.  stat.  Bnr.  Bd.  12  S.  100.  —  Lübeck 
hat  seit  dem  1.  Jauuar  1879  bezw.  1.  Jaouar  1881  die  früher  in 
die  StafttskasM  ffiesseoden  Abgaben  für  öffentliche  Vergnügmigen 
imd  die  Hmidesteaer  den  Ortoannenverbänden  zogewleeen;  aller-  i 
dings  sind  die  Beträge  fÄr  die  Stadt  Lübeck  selbst  sehr  unerheblich.  ' 
1882  betrugen  sie  15455  M.  gegenttber  504680  M.  Gesammt- 
anfwendungen  der  Annenpflege,  die  im  übrigen  aus  Stiftungs-  und 
ähnlichen  Mitteln  bestritten  wurde.  Vgl.  den  X.  Allgem.  Bericht 
der  Zentral- Armen-Deputation  für  1878/82  S.  40  and  41. 

Auf  der  anderen  Seite  möchte  es  kein  grösseres  Gemein- 
wesen ^'ftbon ,  dem  fiir  Zwecke  dor  AnncnpflejLje  nicht  irgend 
welche  Stiltiin^smittel  zur  Verfligun«;  stünden  ' ).  Doch  sind  die 
Beträge  unendlicli  verschieden ;  regelmässig  sind  sie  in  Orten 
am  höchsten,  die  in  einer  frülu'ren,  dem  kirchlichen  JStiftungs- 
wesen  geneigten  Epoche  ihre  Glanzzeit  hatten.  Doch  kommen 
auch  Ohrte  vor,  denen  einzelne  reiche  Angehörige  noch  gegen- 
wftrtig  grosse  Zuwendungen  zu  Armenzwecken  machen.  Im 
ganzen  ist  zur  Würdigung  dit  s(  r  Verhältnisse  aber  darauf 
hinzuweisen ,  dass  die  heutige  Tendenz  mit  gutem  Grunde 
mehr  auf"  Stiftungen  zu  Zwecken  der  Erziehung  und  der 
Krankenpflege-)  ausgeht,  und  dass  eine  grosse  Zahl  von  Ar- 
beitgebern durch  VVohltahrtseinrichtungen  ftir  ihre  Arbeiter 
sehr  wirksam  der  Armenpflege  in  die  Hände  arbeiten^).  Jeden- 
fiiÜe  iet  die  H9he  all  dieser  Mittel  und  Yenuistaltangen 
eine  individuell  hOchst  Terschiedene. 

Ebenso  yerhlllt  ee  sich  mit  den  Einkünften  aus  nutsbarem 

Vermögen.  Es  giebt  Orte,  die  keine  Gemeindesteuern  erheben, 
weil  sie  ihre  gesammten  Ausgaben,  einschliesslich  des  Auf- 
wandes für  (öffentliche  Armenpflege,  aus  solchen  Einkünften 


')  NaehweisiiDgen  hierüber  in  gröooewm  Umluige  haben  nur  Baiem, 

^Vu^tpmbB^g  und  Oldenburg  gebracht.  —  Baiern:  Stiftungen  und  Stif- 
tongszuflasse  in  Baiern,  Z.  d.  bair.  etat  Bur.  Jahig.  13  ä.  70,  Id  S.  180, 
16  S.  122  ü.  —  WArtemberg:  Stat.  der  FQfsorge  für  Anne  and  Not* 

leidende,  Würtcmb.  Jahrb.  f.  Landeskunde  u.  Stat.  1876  Heft  3.  — 
Oldenburg:  a.  a.  O.  S.  274  tf.  —  Von  einzelnen  Nachwei>»ungen  be- 
sonders Prcusseu:  Deukschrii't  betr.  den  bchutz  jugendUcher  Personen, 
ZeitKhr.  d.  prauM.  itat  Bor.  fi^gtfminigBheft  XV. 

*)  In  Baieni  betn^gen  ZowendoBgeD  so  Stiftmigaswecken 

1«80  1881  1882  1883 

innge^ammt  2461856    2  409  792     2784934  2712311 

davon  für  /  wecke  der  Wohl- 
thatigkeit  .  .  .  Prosent      50^  44.6         46.1  33.8 

„  des  Unterriehts      „  4.6  7.1  7^  19.7 

Vgl.  a.  a,  0. 

')  Man  denke  an  die  grossartigen  Veranstaltungen  von  Krupp  in 
Essen,  an  die  Einrichtungen  der  mechanischen  Weberei  in  Linden,  der 
wiederholt  preisgekrönten  Veranstaltungen  der  Banrnwolkpinneiei  von 
Staob  &  Co.  in  ueisUngen  u.  a.  m. 
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zu  bestreiten  vermögen  Andero  decken  cinon  mehr  oder 
minder  grossen  Teil  derselben  aus  dieser  Quelle.  In  der 
Mitte  zwischen  Armenstifitaiigeii  und  natzliairem  VennOgen 
steht  das  eigentliche  rentirende  ArmenTermögen,  welches  frOner 
meist  das  eine  oder  das  andere  gewesen ^  und  nachtrtiglich 
den  speziellen  Zwecken  der  öffentlichen  Armenpfl^e  in  organi' 
scher  Verbindung  mit  der  öffentlichen  Armenverwaltung  be- 
stimmt worden  ist.  Der  Charakter  dieses  Vermögens  ist  kein 
ganz  ungemisciiter ,  die  Erträge  daher  nicht  ganz  sicher  fest- 
zustellen; meist  wird  noch  als  Stiftung  bezeichnet,  was  längst 
organisch  in  das  Gemdnderermttgen  eingefügt  ist  —  Auch 
hier  sind  die  Erträge  örtlich  sehr  verschieden'). 

§  88. 

In  Ansehung  des  Aufwandes,  der  nun  mangels  Stiftungen 
und  Nutzungen  bezw.  in  Ergänzung  derselben  fiir  Zwecke 

der  öffentlichen  ArmenpHege  gemacht  werden  muss,  liegt  es 
im  grossen  und  ganzen  anders,  als  in  Bezug  auf  die  eben  genann- 
ten Einnahmen.  Das  Vorkommen  der  letzteren  hängt  xon 
«ehr  verschiedenartigen  individuellen  Eintiüssen  ab;  allenfalls 
lässt  sich  als  eine  Art  Begel  aufstellen^  daas  Stiftungen  über- 

M  So  z.  B.  Putzir;.  das  18H3— 84  seinen  selir  beträchtlichen  Armen- 
aufwand (3  Mark  pro  Kopf  und  23  des  Gesanimtaufwandes  für  Ge- 
meindezwecke)  ohne  Gemeindeumlagen  deckte;  ähnlich  Treuenbrietzen, 
Woldenberg,  Beverungen  u.  a.  meist  sehr  kleine  Städte.  Vg^  a.  a.  O. 
Ergänzungsheft  XVI.  —  Obwohl  in  den  würtciiib.  Nachweisungen  a.  a.  O. 
S.  193  ff.  die  EinzeJaufwenduiiKen  nicht  ersichtlich  gemacht  sind,  so  lässt 
sich  doch  der  EiliflDBB  äm  BemieB  yon  Bflrgerremi&aa  auf  die  Höhe  der 
Gemeindeumlagen  nicht  verkennen:  im  Schwarz  waldkreis,  in  welchem 
▼OD  515  Gemeinden  411  Bürffematzon^en  im  Jährlichen  Natzunga werte 
von  inageeamnit  2.4  liOlL  Hark  Mritsen,  nnd  97  GeBMinden  von  Qemeiiide- 
echaden  frei.  Wie  ungleich  aber  die  Verh&ltiiieBe  selbst  in  eng  benachbarten 
Gemeinden  Höpen,  zeigt  die  Thatsacbe,  dass  z.  B.  im  Amtsbezirk 
Freudeustadt  nubon  11  schadenfreien  Gemeinden  1  mit  606,  1  mit  434, 
5  mit  8—400,  4  mit  2:)0— 300.  7  mit  200-250<»/«  Umlage  tod  der  Staaü- 
steuer  Torhanden  sind    Vgl.  a.  a.  0. 

■)  So  entfiden  beispielsweise  1883—84  pro  Kopf  des  Einwohners 

Ausgaben  für  daa  difMolbin  nach  Abtag 

MIentliehe  ArmenwMM  di>r  pi^'fncn  KinnutiTnen 

insgpsamint  der  Annenrenraltttiw 

Mark  Mark 


Siegen   4.f>  1.7 

Hanau   4.5  1.6 

Frankfurt  a.  II   9.0  5.s 

Köln   {>.0  4.9 

Bonn   6.1  3.6 

DuiBig   48  8^ 

Lennep   3.7  8.5 

Easen   4.7  4.4 

Ttaning   4.8  4^ 

Ostrowo   1.8  1.8 


Ftanas.  Stat.  a.  a.  0.  Er^iiisaiigBheft  XVI. 
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wiegend  in  prössoron,  Bürjjernutziiii^pn  in  kleineren  Gemeinden 
zu  ünden  mnd.  Dagegen  beäteht  hinäichtiich  des  Masse«  der 
Aufwendungen  unswe  eine  im  ^ssen  und  ganzen  nicht 

▼on  Zufidügkeiten  abhängige  Verschiedenheit  zwischen  den 
einzelnen  Gruppen  der  Gemeinwesen.  Hier  kommt  alles  das 
in  Betracht,  was  oben  in  Ansehung  des  Wachsens  der  Armen- 
last im  allgemeinen  ausgeführt  wurde.  Vor  allem  sind  die 
Dichtigkeit  der  Bevölkenm}]: ,  die  Grösse  und  pfeopfraphische 
Lage  der  Gemeinwesen ,  die  Haii|)t-Erw('rl)sthätigkeiteu  ihrer 
Einwohner  hierfür  von  entscheidender  ßeth.utung.  Den  dünn 
bevölkerten,  vorwiegend  Landwirtschaft  treibenden  und  vor- 
wxejpend  ans  kleinen  Gemeinden  und  Gutsbezirken  gebildeten 
•östlichen  Bezirken  stehen  in  scharf  erkennbarem  Gegensatze 
die  westlichen y  dicht  bevölkerten,  vorwiegend  industriellen 
Bezirke  gegenüber;  ebenso  stehen  sich  in  den  einzelnen  Be- 
zirken stiidtisehe  und  ländliche  Genieinden  gegenüher.  den 
Gegensatz  von  Osten  und  Westen  wi('(lorh"I«'iid  ' ).  Narliwei- 
sungen  der  auf  den  Kopf  des  Einwohners  entfallenden  Be- 
träge fUr  öffentliche  Armenpflege  zeigen  d^iea  Verhältuisö  ganz 
konstant 

Es  entfielen  z.  B.  in  Preussen  von  den  öffentlichen  Aus- 
gaben für  Armenpflege  und  Wohltbätigkeitszwecke  im  Etatc^jahr 
1883  84  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 


in  den 

in  den 

Stadtgememden 

La&dgemeü 

M. 

M. 

Ostpreussen  

>    .  2.21 

0.59 

0.64 

Brandenburg  ohne  Berlin  .  . 

.    .  2.16 

0.49 

0.55 

0.30 

0.35 

Sachsen   

.    .  2.48 

0.3f) 

Schleswig- Holstan  .    .    .  . 

.    .  4.70 

2.32 

3.99 

1.13 

3.41 

1.08 

4.37 

0.62 

1.45 

')  Obwohl  die  Zahl  der  Landgemeinden  und  Gutsbezirke  in  Preussen 
45,  in  Sachsen  40,  in  Baiern  85  mal  so  gross  ist  als  die  Zahl  der  Stidte, 
so  leben  doch  in  Preussen  42,  i»  Sachsen  öH,  in  Baiem  nur  28.5^  o  der 
Bevölkerung  in  Gemeinden,  die  Uber  2e00  Einwohner  zählen;  aber  in  Ost- 
preussen sind  es  wiederum  nur  22.8,  in  Rheinland  und  Westfalen  ()2.5  und 
.S6.2"  V  VgLStat  d.  D.  Reichs  Bd.  57  T.  I  Einl.  S.  XI.  -  Preussen  zählt 
bei  überhaupt  .54  430  Kommunaleinhi'itcn  1'.  ^0:^  (Gutsbezirke  un<I  'M '.Hl 
Landgem^den ;  der  eanz  Uberwi(^eude  Teil  der  ersteren  entfällt  auf  die 
alten  Pkurrlnaen,  waSieDd  die  lemno  in  allen  FkoTinaen  Torhaiidai 
aind;  Jedoch  aind  von  87  Landgemeinden  mit  mehr  ala  5000  Emwohnem 
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Vgl.  a.  0.  S.  264  aud  265.  —  Sehr  charakteristisch  auch  in 
Oldenburg. 

Es  entfielen  von  den  gesammten  Koeten  der  Armenpflege  anf 
den  Kopf  der  Bevölkerung 

im  I>urchschnitt 
der  Jahre 

in  den  Oebietetaikn    1861  bis  1865  1871  Im  1875 

M.  M. 

Marsch   8.22  3.73 

Oldenburg.  Geest    .    .  1.69  2.08 

münster.  Geest  .    .    .  0.80  1.00 

Lübeck   3.10  3.48 

Birkenfeld    ....  0.84  2.19 

Vgl.  KoUiuaiin  8.  91.  92.  — 

In  grösserem  Massstabe  sind  Belege  hierfür  iu  der  bairischen 
Armeutatistik  tn  finden,  veldie  durchgängig  den  Aufwind  der  vn- 
nütteHmren  Städte  ond  der  Besirlnämter  in  den  dniehien  Begieninge- 
beiirken  einander  gegenttberstellt.  Vgl.  a.  a.  0. 

Wenn  bei  allen  diesen  Angaben  auch  zu  berücksichtigen 
ist,  dass  dem  Westen  im  allgemeinen  und  den  Städten  ina- 
besondere ein  grosserer  Anteil  an  der  allgemeinen  Armenlast 
zufiillt,  so  ist  die  Differenz  der  Beträge  doch  eine  zu  grosse^ 
um  nicht  sofort  klarzustellen,  dass  der  Aufvmnd  im  Osten 
und  auf  dem  Lande  ein  absolut  niedriger  ist. 

Selbstverständlich  hindert  die  absolute  Nioflrigkeit  des 
Aufwandes  nicht,  dass  die  letztgenannten  Bezirke  relativ  Ijölier 
belastet  sind  als  die  ersteren,  insofern  ihre  Leistungstahigkeit 
auch  geringeren  Ansprüchen  gegenüber  noch  eine  unzu- 
reichende ist  und  insofern  der  Armaiaufwand  die  Gemeinde- 
mittel  verhältnissmässig  am  stärksten  in  Anspruch  nimmt 


§  89. 

Es  ist  üblich,  die  Letstnngsfkhigkeit  eines  politischen  Be- 
zirks  an  dem  Masse  der  sog.  Staatasteuerkraft  zu  prüfen. 

Ein  hoher  durchschnittlicher  Kopfbetrag  an  Staatssteuem  soll 
eine  hohe  Leistungsfähigkeit  ausdrücken,  ein  niedriger  eine 
niedrige.  Das  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  richtig,  so- 
weit nämlich,  als  überhaupt  vernünftiger  Weise  von  einem 
Durchschnitt  ge8])rochen  werden  kann  und  soweit  die  8taat8- 
steuer,  die  innner  in  Geld  zur  Hebung  gelangt,  in  Vergleich 
gesetzt  werden  kann  mit  Aufwendungen,  die  ebenl'alls  in  Geld 

56  im  Westen.  15  in  den  Industriebezirken  Schlesiens,  bei  Berlin  be- 
legen. Ganz  kleine  ländhche  Gemeinwesen  kommen  fast  nur  in  Ost- 
preoaMn,  Posen  und  Pommen  ror.  Vgl.  Pkenss.  Stat  188&»  8tat  Koir. 
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erfolgen.  Wenn  in  zwei  Gemeind«'!i.  einer  von  50  und  einer 
von  5000  Einwohnern,  der  durchsehnittliche  Staatssteuerbftnig 
30  Mark  betrüge,  so  könnte  das  im  ersten  Falle  auch  seiir 
wobl  davon  herrühren,  dass  ein  einzelner  1200  Mark  und  dio 
übrigen  49  Einwohner  susammen  800  Mark  aufbringen;  die 
G^esammtliölie  und  der  Durchschnitt  würden  also  von  der 
eanz  zufiüligen  Anwesenheit  eines  Einzelnen  herrühren ,  Über 
acn  allfrcm^Mnen  Wohlstand  niehts  erkennen  lassen.  Im  an- 
d«'rn  Falle  würde  daji^egen  dieser  Betrag  eine  von  zubilligen 
Ereignissen  unabhiingige  sehr  grosse  Wohlhabeiili  'it  eines 
grossen  Teils  der  Einwohner  ausdrlkken.  Es  kann  leraer 
in  einem  nach  Massgabe  seiner  Staatssteuern  sehr  wenig 
leistungsfilhigen  Gemeinwesen  mit  flberwi^ender  Naturalwirt- 
schaft sehr  wohl  mOglich  sein,  einen  httlflosen  Einwohner  durch 
Reihezug  oder  gemeinschaftliche  Beisteuern  an  Naturalien 
ganz  auskömmlich  zu  unterhalten,  während  der  Gemeinde  die 
baare  Zahlung  eines  an  sich  minderwertigen  Aufwandes  sehr 
schwer  fallen,  ja  vielleicht  unmöglich  sein  würde.  Und  dies  wird 
umsomehr  der  Fall  sein,  je  kleiner  die  Gemeinde  ist  und  je  mehr 
in  ihr  die  Naturalwirtsciiaft  über  die  Geldwirtschaft  überwiegt 
Es  kommt  also  i^r  den  einen  Teil  unserer  BV^e  wesentlich 
darauf  an,  zu  prüfen,  ob  es  derartige  Gemeinden  in  erheb- 
lichem Masse  giebt  oder  ob  Anforderungen,  welche  vornehm- 
lich durch  Geldleistungen  befriedigt  weraen  müssen,  in  erheb- 
lichem Masse  an  sie  herantreten.  Was  nun  den  ersten  Punkt 
betrifft,  so  ist  die  Zahl  der  kleinen  rjcmeinden  eine  sehr  be- 
trächtliche. IVIan  ist  zwar  verschiedener  Meinung  darüber, 
was  unter  kleinen  Gemeinden  zu  verstehen  ist  —  es  ist  hier- 
auf noch  bei  den  auf  Schall'ung  leistungsfähiger  Verbäude 
abzielenden  Beformen  zurückzukommen  ~,  aber  jedenfidls  wird 
man  nicht  fehlgehen,  wenn  man  G^einden  bis  500  Einwohner 
als  so  kleine  annimmt,  dass  in  ihnen  auch  schon  vereinzelte 
Geldansprüche  die  Wirtschaftsführung  wesentlich  beeintrilch- 
tigen  und  unter  Umstilnden  eine  sehr  bedeutende  Vermehrung 
der  Gemeindeumhvgen  zur  F^nlge  haben  können.  Um  nur 
die  beiden  grössten  Staaten  anzuführen,  so  giebt  es  in  Preiissen 
von  37  347  Landgemeinden  28  325  -  76.5  «^  o,  die  bis  500 
Einw.  haben;  lu'ervon  haben  wieder  5808  —  15.7%  nur  bis 
100  Einwohner,  und  yon  diesen  wiederum  147  (fast  sämmtlich  im 
Osten  der  Monarchie)  15  Köpfe  oder  weniger*).  In  Baiem*) 
entfidlen  auf  dieselben  Kategorien  bei  im  ganzen  7368  Land- 
gemeinden 5084  =  68.5  °  0,  jedoch  nur  1  ^  o  auf  diejenigen 
von  unter  100  Einwohner;  bei  diesen  ist  die  geringste  Ein- 
wohnerzahl 36. 


M  Neueste  Publikation:  Zdtaehr.  d.  mm,  etat  Bor.  1885,  ätst 
Korr.  Ö.  XXI. 

*)  GenL-Ven.  dss  Königr.  Baiem:  Heft  85  der  Bt&tr,  S,  7. 

(t7)  n.  4.  -  HttBlUrt«!!.  16 
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Die  Ausgaben,  welche  an  die  Gremeinden  herantreten 
können,  sind  nach  aem  G^ichtspunkte  der  Angehörigkeit  und 
dos  Aufenthalts  unterschieden:  solche  iBEbr  Angehörige,  die  in 
der  Gemeinde  aufhaltsam,  und  solche  filr  Angehörige,  die  von 
ihr  abwesend  sind;  zweitens  aus  dem  G^ichtspunkte  der 
Unterstützungsart:  solche,  die  in  Oewährung  von  Unterhalt 
und  OIkI.'icIi  bestehen,  und  solche,  die  durch  Unterbriiij^ung 
in  <'iiie  Anstalt  gewiihrt  wrnlcn  niiissen,  wie  insbesondere 
Kiankenptiege,  Taubstununen- ,  Jilinden-,  Irren-  und  Siechen- 
pilcge,  kurz  Unterstützungsarten,  bei  denen  eine  bestimmte 
Qualinkation  der  Httlfsbedttrftigkeit  yorliegt,  die  eine  tech- 
nische Behandlung  erfordern. 

Ueber  die  Verpflichtung  zur  Annenförsorge  in  den  beiden 

ersten  Fällen  jeder  Kategorie  wird  man  selten  eine  Klage 

seitens  der  Gemeinden  selbst  vernehmen;  mit  diesen  ihren 
Angehörigen  findet  sich  die  nomeinde  so  gut  oder  so  schlecht 
ab,  wie  es  eben  geht.  lliiuHger  ist  die  Klage  seitens  der 
Freunde  des  Arnicnwesens  w  ie  der  Aufsichtsbtdiörden ,  dass 
der  Zustand  der  Ortsarmen  ein  ganz  unerträglicher  sei  uud 
die  Gemeinde  nicht  einmal  ihnen  gegenüber  die  aus  der  iami- 
lientthnlichen  Verbindung  erwachsene  und  als  solche  aner- 
kannte PHicht  hinreichend  erfUlle.  Die  Berichte  über  die 
ländliche  Armenpflege  gewäliren  von  Alters  her  und  noch 
gegenwärtig  einen  Einblick  in  wahrhaft  erschreckende  Zu- 
stände. 

Die  Frage  ist  neuerdings  Gegenstand  angehender  üntersiiclioBg 

geworden.  Vgl.  namentlich  die  Referate  von  Ziller,  Iluzel  und 
V.  Reitzenstein  betr.  die  ländl.  Armenpflege  für  den  D.  V.  f.  A.  u.  W. 
1884  und  1885.  Die  letzten  Verhandlungen  haben  zur  Nieder- 
setzung einer  aus  16,  allen  Teilen  Deutscidands  angehürigen  Mit- 
gliedern bestehenden  Kommission  geführt,  welche  diese  Zustände  ge- 
rade mit  liezug  aui  die  Leistungstähigkeit  der  ländlichen  Gemeinden 
nnteniielien  soll.  Inswiaehen  hat  die  Eomniission  die  Ergebnisse 
Ihrer  Untersnchnng  in  Bacbform  anter  dem  Titel:  Die  ländliche 
Arm enpflege  und  ihre  Reform  (Freiburg  i.  B.  1886,  Wagner- 
sehe  üniversitätsbuchhandlung)  veröffentlicht.  In  dem  ersten  Teile 
(S.  1 — 172)  werden  die  in  den  Drucksachen  des  1).  V.  verstreuten, 
auf  den  Gegenstand  bezüglichen  früheren  Berichte  und  Verhand- 
liuitten  zusammengefasst,  sowie  die  Kommissionsbeschlüsse  und  ihre 
Begründung  mitgeteilt.  Im  zweiten  Teile  (bis  jetzt  128  Seiten) 
floUen  die  Berichte  der  Referenten  fEür  die  einzelnen  Gebietsteile 
Deatschlands  abgedruckt  werden;  hierfür  ist  noch  ein  zweiter  Baad 
in  Aussicht  gestellt.  —  Anch  ist  die  Frage,  eingeleitet  dareh  die 
Referate  des  Landesdircktors  Graf  Wintzingerode  und  Ober- 
amtmann Huzel,  auf  der  7.  Jahresversammlung  des  D.  V.  (21.  und 
22.  September  188ß)  zum  Gegenstand  der  Verhandlung  und  Be- 
schlussfassung gemacht  worden.  —  Leider  habe  ich  dies  nament- 
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lieh  in  Ansehung  der  Einzelberichte  Äusserst  wertvolle  Material 
nicht  mehr  ausgiebig  benutzen  können,  da  dasselbe  erst  während, 
oder  koR  vor  der  Korrektor  erschienen  ist  Doch  möchte  ich  ganz 
allgemein  bemerken,  dass  weder  durch  die  thatsächlichen  Wahr- 
nehmongen  der  Berichterstatter,  noch  durch  die  neuen  Verhaadlmigea  * 
und  Beschlflsse  des  Vereins  die  Heformbestrebungen  eine  veränderte 
Richtung  erhalten  haben.  Es  wird  sich  dies  noch  für  die  einzelnen 
Punkte  im  Verlaufe  der  unten  folgenden  Darstellung  ergeben. 

Einem  lan<lrätlichen  Berichte  vom  Ende  der  vierziger  Jahre 
an  die  R^ieruug  zu  Marieuwerder  über  den  Zustand  der  Armen- 
pflege, abgedruckt  bei  Krieg  S.  359,  entnehme  ich  das  Folgende: 

„Ohne  Vergleich  noch  tthler  ist  der  Zustand  der  Armenpflege 
aof  dem  Lande.  Nicht  eben  dass  es  an  Gaben  fehlte;  die  städti- 
(Bchen  waliren  tind  Psendo-Armen  haben  vielmehr  einen  grossen  Teil 
ihres  Unterhaltes  vom  Lande,  wo  ihnen  von  einigen  aus  Mitleid, 
von  noch  mehreren  aus  Furcht  vor  Rache  eine  Gabe  selten  ver- 
weigert wird.  Aber  es  mangelt  hier  nidit  nur  an  allen  Anstalten 
zur  gehörigen  Unterbrin^oing  von  Hülfsbedürftigen,  sondern  an  jeder 
Organisation  der  Armenptiege.  In  früheren  Zeiten,  in  denen  hülfs- 
bedftrflige  Arme  auf  dem  Lande  ttberhanpt  noch  eine  Seltenhdt 
waren,  ersetste  diesen  letzteren  Mangel  ein  durch  danemdes  Untere 
einanderwohnen,  geringen  äusseren  Verkehr  und  wichtige  gemeinsame 
Interessen  enggeschlossener  Dorfverbaud,  in  dem  es  auch  dem  Armen 

wohl  werden  konnte   Nachdem  aber  die  Agrargesetze  diese 

alten  Verbindungen  aulgelöst  und  die  zahlreiche  Klasse  der  Los- 
leute  geschaffen  haben,  die  bald  hierher  bald  dorthin  zielten,  mit 
Gutsherren  und  Gemeinden  nicht  leicht  in  nähere  Verhältnisse 
treten,  das  Einschreiten  der  Armenpflege  aber  viel  öfter  notwendig 
machen,  als  froher,  hat  sich  der  Charakter  mid  das  Bedilrfniss  der 
Armenpflege  auf  dem  Lande  völlig  verändert.  Wer  Unterstützungs- 
ansprOche  macht,  wendet  sich  damit  notgedrongen  alsbald  an  die 
königlichen  Behörden.  Er  wird  über  seine  heimatlichen  Verhältnisse 
vernommen,  ärztlich  untersticht,  und  sofern  sein  Antrag  danach  be- 
gründet scheint,  der  betreüeude  Ortsvorstand  zur  entsprechenden 
Fürsorge  angewiesen.  Nun  werden  von  diesem  Einwendungen  er- 
hoben, deren  Untersuchung  oft  Monate  lang  dauert  mid  wihrend 
deren  bei  dem  Zostande  der  Dorfverwaltu^;  eine  Torlänflge  Unter- 
sttttznng  in  der  Regel  nicht  zn  erzwingen  ist.  Bleibt  der  Gemeinde 
endlich  kein  Ausweg,  so  dringt  sie  aof  Naturalverpflegung  der  Reihe 
nach,  wohl  wissend,  dass  selbst  dann,  wenn  Abbauten  die  Ausführung 
nicht  völlig  unmöglich  machen,  die  Art.  wie  eine  so  erzwungene 
Armenpflege  von  den  Meisten  einmal  geualirt  wird  .  auch  dem  Ge- 
duldigsten das  Wiederkommen  verleidet.  So  verkommen  auf  dem 
Lande  die  meisten  Armen  und  ernähren  sich  nur  durch  Bettelei, 

die  sie  miTerhohlen  treiben  Es  macht  dabei  wenig 

Unterschied,  ob  der  Verarmte  lange  oder  kurze 
Zeit  im  Dorfe  gewohnt.  Nach  10-  und  20 jährigem  Auf- 
enthalt Ton  Einwohnerfamilien  findet  man  dasselbe  Sträuben  der 

16* 
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Gemeinde,  etwas  Genügendes  zur  Beibülfe  za  tlnm»  eben  weil 
swischen  den  Baneni  und  den  Einwohneni,  die  meist  answArts 
arbeiten,  ein  näheres  YerbUtniss  doreli  die  NachbanGliaft  den 
Wohnong  gar  nicht  begründet  nnd  der  Bauer  ttberhaopt  im  all- 

•  gemeinen   auch   hartherzig  ist   Hierzu    kommt   nun  die 

wirkliche  Ihizuliinfilichkeit  so  vieler  Ortsverbände ,  die  oft  nur 
aas  wenigen  Bauern  oder  aus  unbemittelten  Käthuern  und  iäu- 
wohnern  bestehen,  welche  selbst  kaum  das  Leben  haben." 

Eine  besondere  Nachtseite  der  ländlichen  ArmenpÜege  bilden 
die  Armenhftnser,  anf  welche  noch  in  anderem  Zosammenhauge 
zarOcksokommen  ist.  Yergl.  nnten  die  §§  137  o.  206.  Mannigfiiche 
Ifitteünngen  über  diese  bei  Emmlnghaas  II  S.  386  ff.  —  Neuere 
Nachrichten  aus  Sachsen  in  Zeitschr.  Jahrg.  27  S.  209.  Es  be-. 
standen  1183  Gemeindeannenhäuser.  davon  1053  in  Dörfern,  mit 
10  533  Insassen,  hiervon  3  884  Kinder  unter  14  .1.,  —  überhaupt 
in  den  Städten  2  807,  auf  dem  Lande  7  726.  —  Besonders  beachtens- 
wert sind  die  auf  sorgfältigen  lokalen  Untersuchungen  in  den  ein- 
zelnen  Gemeinden  bemhenden  Mitteilungen  Aber  'Wflrtemberg.  Ea 
worden  bei  den  seit  1876  regehnttssig  stattfindenden  oberamtsärzt* 
Udien  Medizinalvisitaftionen  der  Gemeinden  in  Besag  anf  den  Zu- 
stand der  Armenhäuser  1200  Resesse  (VerfOgongen  zur  Beseitigung 
vorgefundener  Mängel)  gesogen.  Das  allgemeine  Urteil  Ober  die< 
selben  lautet  wortlich: 

„Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Armenhäuser  in  einem 
unbefriedigenden  Zustande  betrotfen.  Abgesehen  von  der  in  der 
Regel  ganz  baafälligen  und  verwahrlosten  Beschaffenheit  des  Hauses, 
dem  hohen  Grade  von  Schmuts  und  Unreinlichkeit  in  den  Woh- 
nungen, der  häufigen  UeberflUlung  der  feuchten  und  ungesunden 
Parterrewohnungen  mit  vermodertem  oder  gar  keinem  BretterbodeUf 
dem  traurigen  Zustande  oder  gänzlichen  Mangel  des  Abtritts  — 
ergab  sich  noch  eine  sian/e  Reihe  der  verschiedensten  Ausstellungen." 
Vgl.  den  Bericht  in  WUrt.  Jahrb.  f.  St.  u.  L.  1879  S.  265. 

§.  90. 

Oleichwohl  wird  man  aus  dem  Fehlen  der  Klagen  der 
Gemeinden  auf  der  einen  und  der  Rtlgen  der  Behörden  auf 
der  anderen  Seite  niclit  ohne  weiteres  schliessen  dürfen,  dass 
die  Arnicnlast  bezüglich  dieser  Personen  der  Loistiingsßihig- 
keit  der  ( icnieiiKlen  ents])reche  oder  nicht  ('iits)>reche.  Es 
giclit  in  der  That  Gemeinden,  in  denen  der  allgemeine  Zustand 
so  kümmerlich  ist,  dass  selbst  die  MitdurchfUtterung  eines 
alten  Einwohners  mit  einfiM^ster  Kost  eine  Last  ist,  and  es 
giebt  andere,  in  denen  die  bäuerliche  Lethargie  und  Tinge- 
neigthcit,  mehr  als  das  Alleräusserste  zu  thun,  fast  unttlMr- 
windlich  ist 

DaireiroTi  stellen  jeiioTi  beiden  anderen  Anforderungen  im 
ganzen  alle  kleineren  Gemeiudeu  leistungsuniUbig  gegenüber. 
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Wenn  sie  für  Anfcehürige,  die  ausscrlialh  lllU<'r^;tiitzull;^^slletlürt'ti^^ 
werden,  den  hierfür  gemachten  Aufwand  biuir  erötiitten  und 
für  kranke  oder  gebrechliche  Genieindeangehörige  in  Ver- 
pHt  gungsanstolten  die  flblichen  Verpflegungssätse  baar  be- 
zahlen müssen  y  da  sind  selbst  die  niedrigsten  Beträge  eine 
schwere  Last;  sie  ist  besonders  in  dem  ersten  Falle  der  Ge- 
meinde am  so  empfindlicher,  als  sie  die  Erstattung  nicht  nach 
den  innerhalb  der  Gemeinde,  sondern  nach  den  am  Unter- 
ßtützungsort,  meist  grossen  und  teueren  Stitdten ,  geltenden 
Lebensmittrlnreisen  zu  leisten  hat.  In  diesem  Zusammenhange 
ist  insbesonclere  diejenige  Beätimmung  zu  erwähnen,  welche 
den  Armenverbandy  innerhalb  dessen  Jemand  seinen  Unter- 
atQtznngswohnsitz  natf  zur  Unterstützung  auch  derjenigen  An- 

SehOrigen  desselben  verpflichtet,  weh  lic  noch  keinen  selbstän- 
igen  UnterstUtzungswohnsitz  erworl)eii  halx  n,  also  aller,  die 
noch  nicht  26  Jahre  alt  sind.  Angüngh'cli  der  zweiten  Kate- 
gorie bedarf  es  keines  Beweises,  dass  eine  Gemeinde  von  500, 
]ii  selbst  von  wenigen  t^iusend  Einwolinern  fi'ir  sich  allein  kein 
Krankenhaus  und  noch  weniger  eine  jener  Austeilten  errichten 
kann,  welche  zur  Pflege  schwerer  geistiger  oder  körper- 
licher Gebrechen  bestimmt  sind.  Hier  handelt  es  sich  also 
für  die  Gemeinde  immer  darum,  ob  sie  derartige  Fülle  ver- 
nachlässigen soll  —  ein  Ausweg,  der,  wie  unten  gezeigt  werden 
wird,  sehr  häufig  ergrifl'en  wird  — ,  oder  ol)  sie  zu  der  sehr 
beträchtlichen,  150 — 300  Mark  im  Durchschnitt  betragenden 
Ausgabe  Üixr  Ansta]tsj»fleg('  sich  entschliessen  soll.  l3a  die 
erstere  Eventualität  dem  8inne  der  gesetzlichen  Armenpflege 
durchaus  zuwiderläuft,  so  wird,  wenn  auf  die  Erfüllung  der 
andern  gedrungen  werden  muss,  dem  betroffenen  Armenver- 
bande  eine  oft  unerschwingliche  Last  auferlegt. 

Um  eine  Vorstellung  cuiyon  zugeben,  um  welche  Summen 
OS  sich  handelt,  die  genügen,  eine  kleine  Gemeinde  aus  dem 
(Tloichgewicht  zu  bringen ,  möchte  ich  auf  die  Beiträge  hin- 
weisen, mittels  welcher  die  Landarmenverbände  überlasteten 
Ortsarmenverbänden  zu  Ilidfe  kommen.  So  gewährte  der 
L.-A.-V.  der  Provinz  Brandenburg  1885:  3ö  Ortsarmenver- 
bftnden  Beihttlfen,  die  steh  auf  7562  Mark  beliefen,  darunter 
solche  von  60  ,  90,  100,  180  ,  200  Mark  u.  s.  w.  Schleswig 
Holstein  unterstützte  1884  —  85:  3  0.-A.-V  mit  zusammen 
745  Mark,  Hannover  1884:  10  mit  insgesammt  3462  Mark, 
wovon  einzelne  mit  50,  75,  100,  200  Mark  u.  s.  w.  Die  un- 
mittelbare Rückwirkung  des  einzelnen  ArmenpflegefiiUes  auf 
die  TTiOie  der  Gemeindeinnlagen  erhellt  sehr  «leutlich  aus  den 
Nachweisungen  für  Oldenburg,  den  einzigen,  aus  welchen 
derartige  Details  ersichtlich  sind So  betrugen  in  einigen  der 
kleinen  Gemeinden  die  (^emeindeumlagen  in  Mark : 
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1870 

1871 

1S72 

1ST3 

1874 

1875 

Holle 

619 

844 

1741 

1826 

1417 

1421 

378 

452 

501 

389 

444 

358 

Oldorf 

740 

420 

932 

905 

1079 

1322 

Middogge 

904 

1105 

1136 

1843 

643 

608 

Bakum 

1261 

1263 

652 

1371 

1488 

737 

Hunilosen 

492 

520 

136 

127 

327 

447 

Man  mmmt  eine  offenbar  von  Zufiüligkeiten  vielfach  be- 
dingte Höhe  der  Umlagen  wahr.   Und  darin  liegt  eine  sehr 

geOlIirliehe  Verwand  tschaft  mit  der  Staatssteuerkraft  der  Ge* 
meinde*  Audi  diese  ist  von  dem  sehr  zufHlligen  Umstände 
abhängig:,  «»b  der  eine  o«ler  der  ander«'  bemittelte  Hin  wohner 
in  der  (ienicinde  lebt.  Die  Einnahmen  werden  j^anz  andere, 
wenn  dieser  eine  fortzieht,  wie  die  Ansgaben  andere  werden, 
wenn  ein  einzelner  kostspieliger  Arnu'nptiegefall  vorkommt. 
Uebrigens  ist  hier  eine  Scheidung  zwischen  östlichen  und 
westlichen  Gemeinden  nicht  wohl  angängig ;  so  kleine  Gemein- 
schaften stehen  gewissen  Anforderungen  immer  littlflos  g^en- 
Uber;  ja  eher  sind  die  letzteren  noch  im  Nachteil,  weil  im 
Westen  iVw.  Geldwirtschaft  überwiegt. 

Schreitet  man  von  dem  Verhältniss  von  Leistiiugsfiihig- 
keit  nnd  Amienlast  in  den  kleinsten  ( iem<'in wirtschaften  fort 
bis  zu  dem  in  kleinen,  mittleren  und  grossen  (iemeinwirt- 
schaften,  so  nimmt  man  wahr,  dass  mehr  un<l  mehr  mit  zu- 
nehmender Grösse  derselben  die  Zufälligkeiten  sich  ausgleichen 
und  daas  von  einem  gewissen  Punkte  an  nicht  mtkr  einzelne  flille 
von  Bedeutung  fUr  die  Annenlast  sein  kOnnen,  sondern  nur 
noch  ganze  Kategorien  von  Fällen  es  sind,  welche  die  Höhe  des 
Armcnaufwand(\s  l)edingen  und  unter  Umständen  eine  gewisse 
Leistungsuntahigkeit  zur  Folge  haben. 

In  diesem  Zusammenhange  ist  das  bei  Betrachtung  de* 
wirtseliaftlichen  Aequivalent.s  gewonnene  Ergebniss  in  Bezug 
auf  die  jüngeren  Altersklassen  bemerkenswert  und  nacii  einigen 
Hichtungen  hin  näher  zu  betrachten.  Wie  wiederholt  nach- 
gewiesen worden,  sind  es  gerade  diese,  die  jüngeren  Alters- 
klassen,  welche  den  Hauptanteil  an  der  Wanderbewegung 
haben,  welche,  teils  durch  vorhandene,  teils  durch  erhoffte 
Erwerbsgelegenheit  angezogen,  oft  auch  nur  dem  Hange  zum 
Umherschweifen  nachgebend,  den  Städten  und  Industriebezirken 
zuströnuMi.  Sie  bilden  in  der  That  ganze  Kategorien  flir  sich, 
die.  soweit  sie  unterstiitzungsbedürttig  w<'rden,  auch  für  die 
leiötungstahigste  Gemeinde  eine  seli\v<*re  Last  werden  können. 
Ee  ist  also  vor  allem  wichtig,  zu  erfahren,  ob  und  aus  welchen 
Granden  für  diese  Kategorion  Unterstützungen  nötig  weiden« 
Betrachtet  man  aus  diesem  Gesichtspunkte  die  oben  (S.  219) 
m  Ansehung  der  Aufenthaltsdauer  mitgeteilte  Tabelle  näher, 
»0  liudet  man,  dass  der  Anteil  der  P.ersonen  mit  kurzer  Aufent- 
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haitädauer  an  den  vorübergelicnden  Unterstützungen  in  Leipzig 
wie  in  Dresden  ein  sehr  viel  höherer  ist,  als  der,  den  sie  an  den 
daaemden  UnterstütBongen  nehmen:  eine  Wahrnehmung,  die 
allgemeinere  Bedeutung  beanspruchen  kann,  weil  sie  mit  dem 

überein.stimmt,  was  die  tägliche  Ertalirun^'^  lehrt  und  was  in 
der  Natur  der  Sache  liegt.  Jtingere  Menschen  sind  vdt  allem 
auf  ihrer  Hände  Arbeit  anprewiescn  und  iM'dürfeu  einer  Unter- 
stiit/unii:  —  die  Falle  völligor  k<)rperlii  li('r  Untaliij;k(M't  und  ganz 
jugendlichen  Alters  las.str  ich  hier  zuiiäi  list  ausser  Hetracht  — 
nur  für  den  Fall,  dass  vorübergehende  Ursachen  ihre  Arbeits- 
fiUiigkeit  beeinträchtigen  oder  es  ihnen  an  Arbeitsgelegenheit 
mangelt 

Auch  hierfür  liefert  die  Statistik  vielfache  Beispiele.  Im 
Königreich  Sachsen^)  wurden  1880  von  den  vorübergehend  Unter- 
stfttsten  wegen  Krankheit  59.20,  wegen  Arbeitslosigkeit  9.65,  wegen 
geringen  Lohns  7.67,  also  zosammen  mehr  als  75  ^/o  mterstatzt. 
In  einigen  Bezirken  stellte  sich  das  Yerhftltniss  noch  höher,  so  in 
der  Amtshanptmannschaft  Grinmia  auf  85,  in  Leipzig  auf  88,  in 
Chemnitz  auf  05 

Ebenso  ergiebt  der  Durchschnitt  der  40  Armenverbände  46 
und  13**ü  für  Krankheit  und  Arbeitslosigkeit'-).  Die  Statistik  der 
preuss.  lleilanstalten  für  die  Jahre  1877  1879  ergab,  dass  von 
s&mmtlichen  in  Austalten  verpflegten  Männern  die  Mehrzahl  im 
Alter  von  25  bis  30  Jahren,  jedoch  mit  Hinzorechnnng  der  MiUtttr- 
kranken  im  Alter  von  20  bis  25  Jahren  stand*).  Sind  hier 
zwar  anch  keine  Unterschiede  /wischen  bedürftigen  und  vermögenden 
Kranken  gemacht,  so  wird  es  doch  unbedenklich  sein,  auch  analog 
für  bedürftige  Personen  dies  Yerhältniss  als  das  richtige  anzunehmen. 
Für  eine  einzelne  Klasse  von  rcrsonen.  die  zweifellos  überwiegend 
bedürftig  sind  und,  soweit  nicht  Krankenversicherung  für  sie  ein- 
tntt,  notorisch  der  Armenpflege  anheimfallen,  —  für  die  Dienst- 
mädchen md  Fabrikarbeiterinnen  ergab  sich  folgende  Freqamz  nach 
Altersklassen^). 

S.  Tabelle  anf  folgender  Seite. 
Die  Kategorien  von  20  bis  80  Jahren  bildeten  demnach  66  *^/o 
aller  aufgenommenen  Personen;  bei  den  Dienstmädchen  entfielen 
rond  88  ^/o  <uif  die  Altersklassen  von  15  bis  30  Jahren. 

Um  die  Bedeutung  dieser  Zahlen  ftlr  die  Annenlast  zu 
wtlrdigen,  muss  man  noch  ciiiiiro  andere  Umstände  in  Betracht 

ziehen.  Wenn  allerdings  auch  für  neu  zuf^ezofj^en«'  Personen 
nTit«'r  20  Jahren  der  Armenverband  zur  Unterstützung  ver- 
ptliehtet  ist,  in  welchem  die  Eltern  der  Bedürftigen  ihren 

1)  A.  a.  0.  Jahrg.  28  8.  »i.  85. 
«)  A.  a.  0.  S.  :{0. 

Preu88.  Stat.  LXV  (l^^S)  S.  XIX.  XXI  Tak  e. 

Ebenda  &  12a  Tab.  7.  8. 
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Von  insgesammt  4879  bezw.  4748  nnverheinteten  weiblicbea 
Personen,  welche  1878  bezw.  1879  in  Preossen  in  Eotbindong»- 
anstalteo  entbanden  worden,  waren: 


15—20 
Jabre 

20—315 
Jahie 

25—80 
Jahne 

30  Jahre 

luid 
darüber 

alle 
Alters- 
klassen 

ff  Kor. 

hanpt 

1878  .... 

801 

1554 

979 

861 

8195 

1879  .... 

418 

1548 

878 

354 

8198 

Fabrikarbeitexinnen 

1878  .... 

99 

279 

100 

127 

685 

1879  ...  . 

110 

887 

125 

82 

554 

UnterstützungswohnBita  haben ,  ao  hat  man  dem  gegenttber 
sic]i  ins  Gedächtniaa  zu  rufen,  dass  §  29  dea  Gesetzes  ttber 

den  Untcrstützungswohnsitz  dem  Armenverbande  dos  Dienat- 
un<l  Arlx  itsortes  die  Verpflichtung  nuferlogt,  gewisse  —  es 
sind  L'ben  die  hier  am  meinten  intcressirenden  —  Porsonen- 
klasson  auf  dif  Daucjr  y<m  6  Wochen  ohne  Anspruch 
auf  ErbiiU  in  Kraaklieitüfällcn  zu  verpflegen.  Es  kommt 
weiter  hinzUf  dasa  Gemeinden  mit  guten  Krankenanatalten 
sowohl  eine  grotae  Anziehungskrafit  auf  die  Kranken  sdbat 
ausüben,  als  auch  kleine  benachbarte  Gemeinden  veranlassen, 
ihre  Kranken  dorthin  zu  schaffen ,  dass  aber  von  dem  vor- 
litutig  verjjflegenden  ArnMMi verband  nicht  der  wirkliche  Auf- 
wand, somlcrn  nur  ein  tarifmässig<'s ,  hinter  dem  wirklichen 
Kostenaufwand  vielfach  zuriickl)l(Mbcnde3  Pauschquantum  ge- 
fordert werden  darf.  Endlich  ist  die  ganz  allgemeine  Ver- 
pflichtung der  Anuenverbäüde  zur  vorläuflgen  Fürsorge  hier 
msofem  von  besonderer  Bedeutung,  als  sie  die  —  in  dieser 
Beziehung  schon  im  öffentlichen  Gesundheitsinteresse  gewissen- 
haften —  grösseren  Gemeinden  vielfach  nötigt,  Kruike  auf- 
zunehmen und  zu  verpflegen,  deren  Herkunft  nicht  genau  zu 
ermitteln  ist  und  für  welche  sie  aucli  die  Kosten  nur  im  Falle 
strikten  Nachweises  des  man^ict-lndtMi  KiitrrstUtzungswolinsitzes 
erstattet  erhalten.  In  allem  diesem  liegt  für  diejenigen  Ge- 
meinden, zu  denen  hin  der  Zuzug  am  stärksten  stattfindet, 
eine  schwerere  Belastung  als  in  der  Fürsoige  für  diejenigen 
Personen,  welche  ihnen  durch  Iftngeren  Aufenthalt  angehören; 
und  zweifellos  sind  von  diesen  wiederum  diejenigen  am 
stärksten  belastet,  die  nur  deshalb  zu  vorläufiger  Fürsorge 
vielfach  genötigt  sind,  weil  sie  an  den  grossen  Heerstrassen 
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liefen  und  für  den  grossen  Strom  ehrlicher  und  unehrlicher 
Beisenden  bequeme  Stationen  bilden. 

Ueber  diese  Belastung  durch  Krankenpflege  sind  auch 

seitens  der  grossesten  Gemeinden  die  Klagen  sehr  nachdrOck- 
liche  und  gewiss  in  ebm  dorn  Masse  als  berechtigt  zu  er- 
achten ,  als  die  persttnliehe  Ver])indiirig  des  unterstützenden 
Arnienverbandes  mit  dem  unterstützten  Individuum  eine  rein 
äusserliche  und  zui'äliige  ist^). 

§  91. 

Abgesehen  von  den  im  Vorstehenden  hervorgeho])eneu 
Momenten  wird  sieh  nun  «'ine  seharfe  Grenze  bezüglich  der 
Leistungsiahigkeit  in  den  einzelnen  Gemeinden  schwer  ziehen 
lassen.  So  zweifellos  unfähig  in  vielen  Beziehungen  die 
kleinsten  Gemeinden  sind,  so  zweifellos  filhig  sind  die  grossen 
und  grössten.  Zwischen  ihnen  liegt  eine  Zahl  von  Gemeinden, 
die  bald  das  ein(>,  bald  das  andere  sind;  die  Fttllc  der  hier 
in  Betracht  fallenden  individuellen  Bedingungen  und  Zustünde 
kann ,  wie  jeder  Bh'ck  in  eine  komyiunale  Finanzstatistik 
lehrt,  nicht  erschöjdt  werden.  Aber  jedenfalls  darf  man,  so- 
bald man  die  kleinen  Gemeinden  ausser  Hetracht  lässt,  die 
Staatssteuerkraft  als  einen  im  ganzen  zutreffenden  Massstab 
der  Leistungsfiihigkeit  betrachten.  Hier  eigiebt  sich  nun 
wieder  der  oft  betonte  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land, 
zwischen  Osten  und  Westen,  sobald  man  die  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  entfallenden  Beträge  nach  grösseren  Bezirken 
(Provinzen,  Regiernn<j:sbezirke)  zusamm^np^fasst  mit  einander 
vcrirleieht.  Auch  Ith'ibt  dieser  Gegensatz  muh  wahrnelmibar, 
Avenn  man  auf  kleinere  Bezirke  (Kreise,  Amtsverbände  u.  s.  w.) 
zurückgeht^  aber  schon  hier  beginnt  eine  Difl'erenzirung,  die 
innerhalb  derselben  Provinz  zwischen  zw«  benachbarten 
Kreisen  hervortritt,  um  sich  in  den  einzelnen  Gemeinden 
innerhalb  desselben  Kreises')  fortzusetzen. 

In  noch  höherem  Masse  ist  dies  der  Fall  bezüglich  der 
Gemeindeabgaben.  Lässt  sich  auch  hier  eine  gewisse  Gleicli- 
mässigkeit  des  Fortsehreitens  der  Belastung  von  Osten  nach 
Westen,  vom  Lande  nach  den  Stiidten  hin  durchaus  nicht  v<t- 
kennen,  so  sind  hier  doch  bereits  die  provinziellen  Verschieden- 
heiten sehr  grosse;  sie  steigern  sich  sehr  erheblich  in  den 
einzelnen  Kreisen,  um  in  den  einzelnen,  selbst  nächst  benach- 
barten Gemeinden  zu  Gkjrensätzen  zu  Alhren,  die  nur  durch 
Angehende  Betrachtung  aller  für  die  Besteuening  massgeben- 


V^l.  hierza  §  172  ff.  und  dio  dort  mitgeteilten  Belege. 
')  Mit  geradezu  vt^rhlüficnder  Deutlichkeit  erhellt  dieser  Gcffensatz 
von  Osten  und  Westen  aus  den kartograph.  Darstollungen,  dieTzscnoppe 
seiner  liearbeituiig  der  Ergebnisse  <Mr  pieiHB.  Fiasimtatistik  fUr  1^ — 84 
beigefllgt  hat  Vgl.  Zeatadir.  des  preoas.  etat  Bnreans  1884  hinter  ä.  234. 
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den  UinstäiuU'  orkliirt  werden  können,  auf  den  ersten  Blick 
aber  kaum  verstiindlieli  sind. 

Ich  nmss  mich  hier  mit  drr  Reproduktion  einiger  weniger  Zahlen 
begnügen.  Das  mehrfach  erwähnte  kommimalhuanzstat.  Material  bietet 
eine  Fülle  von  Beispielen. 

In  den  preussischen  Provinzen  ergab  sich  1883/84  folgendes 
Verhältniss: 


Provinzen 

StadtgemeiiideD 

Londgememdwi 

an 
direkten 
Staats- 

steuem 
Mark 

Gemeinde- 
abgaben 

Hwk 

an 
direkten 
Staats- 

steuern 
X«rk 

an 

G^emeinde* 
al^ben 

Mark 

5.82 

8.66 

2.09 

2.64 

11.  Weatpreussen  .... 

5  39 

(/•vi/ 

962 

2.42 

ä.92 

irr.  Stadtkreis  Berlin  .  . 

15.38 

21.81 

IV.  Brandenbncg  .... 

5.64 

7.35 

3.49 

2.95 

6.04 

6.85 

2.75 

1.64 

4.64 

5.68 

1.97 

1.27 

7.29 

a94 

2.40 

2.54 

7.S6 

7.61 

&48 

2.53 

DL  SchlMwig-Hobtein.  . 

&87 

18.52 

7.09 

7J1 

7.85 

a56 

4.69 

3.22 

5.71 

9.68 

8.71 

6.78 

XU.  Heaaen-NiflMii  .  .  . 

11.01 

16.69 

3.22 

a«4 

7.58 

18.84 

8.80 

7.23 

XIV.  HohensoHflrn  .... 

6.40 

7.23 

3.44 

3.94 

7.90 

11.4b 

3..V2 

402 

So  bietet  unter  anderen  aoek  ein  Teil  der  wflrtemberg.  Ober- 
amtsbezirke eine  bonte  Masterkarte  TerschiedenartigBter  Belistong. 

Z.  B.  beträgt  der  Gemeindeschaden  in  %  der  Staatasteoem  im 
Oberamtsb.  Münsingen  in  den  Gemeinden: 


Bemloch  .  .  . 

.  .  0 

Kohlstetten  . 

.  .  0 

Wapfen  .  .  . 

,  .  31.3 

Gundelfingen  .  •  • 

.  244.2 

Wiltingen  .  . 

.  .  64.4 

Feldstetten  . 

.  .  113.0 

^  92. 

Das  eine  erliellt  aus  der  ver;^lrii  lienden  Betr«ichtun^2:  de^ 
fc>tamluä  der  Staats-  und  Gemuindeabgabeu  mit  unzweifelliafter 
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Gtewiflsheity  dass  es  eine  grosse  Anzahl  von  Gemeinden  giebt» 
die  eine  im  Verhältniss  zu  ihrer  StaatBSteuerkraft  sehr  hohe 
GemeindeUist  zu  tragen  haben  Fttr  uns  handelt  es  sich 
hierbei  vor  allem  um  die  Frage,  welchen  Einfluss  auf  die 
Höhe  der  Gemeindelast  die  Höhe  der  Aniienlast  Übt. 

Im  allgemeinen  stellto  sich  in  Proiissen  1883—84  dor  Durch- 
schnitt des  Annenaufwaiides  in  St'ult  iiiul  Land  auf  3.8  und 
0.8  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung^,  während  an  (lesanimt- 
ausgabüu  der  Gemeinden  28.8  und  6.4  M.  auf  den  Kopf  enttielen; 
das  Verhältniss  war  also  18.2  und  12.2%.  Hierbei  ist  aber 
zu  berücksichtigen,  dass  der  Anteil  auf  dem  Lande  höher 
ausfallen  wUrde,  wenn  die  Ausgaben  ftlr  Gemeindeverwaltung  • 
(deren  Hauptaufgabe  vieifiiush  aas  Axmenwesen  ist),  sowie  der 
Betrag;  der  vielfaeh  Armenzweokcn  dienenden  Korporations- 
abgaben inlx'^rifieii  wäre,  und  dass  der  Betrag  für  die  Städte 
niedriger  s<  in  würde  ohne  Hinzurechnung  der  Ausgaben  für 
sanitäre  Anstalten,  die  nur  mittelbar  der  Annenptlcge  dienen. 
Auch  sind  in  den  Beträgen  fUr  die  Städte  die  Aufwendungen 
mit  verrechnefi  die  von  Berlin.  Breslau,  Königsberg  i.  Pr. 
und  Frankfurt  a.  M.  in  ihrer  Eigenschaft  als  Landarmen- 
verbände  zu  machen  waren,  und  endlich  sind  nicht  abgerechnet 
die  Einnahmen  aus  rentirendem  Annen  vermögen  und  anderen 
Einnahmen  der  Armenpflege.  Rechnet  man  die  letzteren  ab, 
so  ergit^bt  sich  auf  den  Kopf  2.6  und  0.7  ^lark.  Vergliclien 
mit  den  wesentliciisten  Aufvvandszweckcn  stellt  sich  folgendes 
Verhältniss  heraus: 
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in  Bifllionen  Mark  absolut 

Btadtgemeinden  .  . 

272.2 

3.5.9 

5S.8 

31.9 

34.3 

24.1 

26.9 

Landgemeindeu  .  . 

100.9 

12.9 

0.9 

18.5 

22.4 

13.3 

7.8 

auf  den  Ko|if  Mark 

Stadtgeuieindeii .  . 

88.75 

S.79 

5.68 

8.87 

8.62 

2JS4 

2.84 

Landgemeinden .  . 

6.42 

0.82 

0.06 

1.17 

1.42 

034 

0.49 

in  Prozent  der  Gesammtan^gaben 

IBtadtgenwindfln .  . 

100 

18.2 

19.9 

11.7 

12.6 

8.8 

8.2 

Landgemeiiulen .  . 

100 

12.8 

0.9 

18.4 

22.3 

18.2 

7.7 

*)  Leider  Begt  zur  Beurtdlong  dieses  Verhältnisses  Detailmaterial 

nur  in  der  i>roups.  Finanzstatistik  vor.  Die  übrigen  Staaten,  welche 
ünauzijtatistiscbe  Nachweisungen  in  Bezag  auf  die  Uemeindelasteu  geben, 


Digitized  by  Google 


252 


\L  4. 


Man  bemerkt  das  Uoberwiegeii  der  Ausgaben  für  die  Vor- 
kehrsanlagen unil  V'ulksseliulen  auf  dem  Lande,  sowie  dass  dort 
die  Gemeindeverwaltung  in  der  That  einen  höheren  Aufwand 
absorbirt,  als  die  örtliche  AmenpHege.  Gewerbliche  Anlagen 
kamen  dort  fast  gar  nicht  vor.  Bezüglich  des  üeberwiegens  der- 
selben in  den  Städten  ist  aber  herrorzaheben,  dass  zur  Deckung 
derselben  nicht  nur  keine  Steuern  erforderlich  sind,  sondern  um* 
gekehrt  diese  Anlagen  regelmässig  noch  Uel)erschiisso  ergeben. 

Um  das  Vcrhältniss  der  Aufwandszweeke  in  den  Pro- 
vinzen ersichtlich  zu  mach<»n,  teile  ich  im  Nachfolgenden  eine 
Tabelle  mit,  in  welcher  der  prozentuale  Auteil  der  Ausgaben 
für  die  Armenpflege  und  die  Volksschule ,  sowie  derjenigen 
Übrigen  Ausgaben  berechnet  ist,  welche  in  der  betreffenden 
Provinz  am  stärksten  hervortreten. 


Die  nebenstehende  Tabelle  deutet  auf  mehrere  bemerkens- 
werte Erscheinungen:  einmal,  dass  die  in  den  Städten  auf- 
gewendeten Beträge  fUr  Armenpflege,  obwohl  sie  absolut  etwa 

fünfmal  so  gross  sind  wie  diejenigen  auf  dem  Lande,  an  den 
Gesammt«'Ui8gaben  geringeren  Anteil  nehmen,  und  zweitens  dass 
die  Ausgaben  für  Volksschulwesen  in  «  incr  gewissen  Beziehung 
stehen  zu  den  Ausgaben  für  Armeni)Hege.  Man  vergleiche 
die  niedrigen  Sätze  der  ersteren  Art  in  Tosen,  Schleswig  und 
Hannover  mit  der  Höhe  des  Armenaufwandes,  und  ebenso  um- 
edcehrt  in  Hessen-Nassau  und  Sachsen.  BVeilich  darf  man 
diese  Zahlen  nicht  überschätzen.  Die  hohen  Sätze  für  Volke- 
schidwesen  in  Ost-  und  Westpreussen  sind,  wie  die  absoluten 
Zahlen  belehren,  vielmehr  ein  Zeichen  allgemeiner  Urmlicher 
Zustünde.  Ausgaben  für  höheres  Schulwesen  kommen  selbst- 
verständlich nur  in  den  Städten  vor;  sie  sind  mit  wenigen 
Ausiiainiien  höher  oder  ebenso  hoch  wie  die  für  Volksschul- 
wesen  und  zusammen  mit  diesen  meist  mehr  als  doppelt  so 


hoch  wie  der  Aufwand  für  die  Armem^flege.  Hier  tritt  das 
ungünstige  Verhältniss  von  Schleswig-Holstein  und  Posen,  das 
günstige  v(m  Sachsen  und  Hessen-Nassau  nochmals  in  helles 
Licht.   Sehr  bedeutend  ins  Gewicht  fallen  vor  allem  auf  dem 

thuii  dies  nur  sutiunarisch  in  Ansehung  der  GemeindeUesteueniug  im 


sehunp  der  hauptsäohJichen  Aufwandszwecke,  aber  nur  für  {grössere  Ge- 
bietsteile (Oldenburg).  —  DetailoachweisuDgen  siebt  es  für  Preussen  in 
Ansehang  aller  Sudte  nur  fÖr  das  Juhr  und  in  Ansehung 

der  170  Städte  über  10000  Einwohner  auch  für  1876.  —  Neuerdings  sina 
die  Kiuauzen  der  grösseren  Gemeinden  Ikden»  nach  Aufwandszwecken 
gegliedert  dargestellt,  die  Ausgaben  iür  Annenpoli/ei  besonders  konnt- 
BcB  gemacht:  Stat  Jahrb.  f.  d.  Ght.  Baden  Bd.  15  Tab.  IJ  s.  240. 
—  Ausserdem  die  Publikationen  dej  Hansestädte  und  die  Darsteliuiig 
der  12  gri.ssten  bair.  Städte  von  Soydel.  —  Näheres  über  die  Quellen 
oben  in  ^  9  f!'  —  Es  ist  wiederholt  sn  betonen,  dass  diese  Zahlen 
nur  den  Wr-rt  einer  annähernden  Schätzunp  besitzen  lind  daSB  in  ihneD 
die  Finanzen  der  Gutsbezirke  nicht  inbegriffen  sind. 


S.  Tabelle  S.  253. 
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Lande  di«'  Vcrkclirsanla^en ,  oWolil  die  örtliL-hen  Anforde- 
rungen in  dictscr  Beziehung  in  den  Städten  naturgemäss  sehr 
viel  höhere  sind  und  das  ländliche  Verkehrswesen  in  grösserem 
Masse  aus  Kreis-  und  Provinzialmittoln  bestritten  wird. 

Verfolgt  man,  wie  sich  die  Anwendungen  weiter  nach 
Kreisen  und  Stadtgenieinden  gliedern ,  so  erhält  man  ein 
äusserst  buntes  Bild,  in  dem  zwar  auch  wieder  die  allgemeine 
Tendenz  des  relativen  Vorwiej^r'ns  des  Schul-  und  Arnienauf- 
Avandes  in  den  östlielieii  Pmvinzen  hervortritt,  das  aber  im 
übrigen  ein(?Ktnhe  liöchst  indi\ iduellerGestdtungen  uiiviTiiiittelt 
neben  einander  zeigt.  Als  allgemeinstes  Ergcbniss  dari"  man  be- 
trachten, dass  in  der  Regel  unter  den  grosseren  Aufwands- 
zwecken die  Armenpflege  in  den  Städten  die  vierte,  auf  dem 
Lande  die  /weite  oder  dritte  Stelle  einnimmt  und  dass  der 
Aufwand  in  d(;r  Kei^e]  da,  wo  er  absolut  am  höchsten  ist,  den 
relativ  geringsten  Anteil  an  den  Oesammtiiusgaben  hat. 

Deuti't  sehon  das  Vorstellende  darauf,  dass  es  vor  aUem  die 
grossen  (iriueinden  sind,  in  denen  die  Armen j)ll<\i;e  melir  in  den 
Hintergrund  tritt,  obwohl  sie  am  stärksten  dem  Zuzüge  aus- 
gesetzt sind,  so  wird  diese  Wahrnehmung  durch  eine  Ver- 
gleichung  des  Armenau^andes  seitens  einer  Anzahl  grösserer 
Städte  in  den  Jahren  1876  und  1884  vollauf  bestätigt  Es 
betrug  nämlich: 


in 

die  Höhe  des  Annen- 
anfwandeK 

die  Gemeinde- 
abgaben  auf  den 
Kopf  der  Bevölke- 
nmg 

1876 

1884 

1876 

1884 

•  5032492 

7929724 

21^ 

22.81 

1861782 

1220041 

15.80 

16.25 

1585525 

1886801 

28^ 

22.27 

8^828 

486220 

ia24 

11.45 

885455 

655015 

10.44 
14^ 

11.40 
18.59 

814560 

585492 

215788 

844210 

11.98 

17.09 

877485 

499862 

14.55 

16.11 

198278 

268000 

15.74 

11.45 

128 .50o 

168  093 

17.20 

17.77 

196  ^60 

8.33 

10.61 

liochuin  

137  267 

149  100 

S.92 

12.8.3 

147  22S 

105e:,0 

13.34 

26.35 

Mühlheiin  a.  Kheiu    .  . 

73  211 

lo:.  M>0 

lo.lO 

13.99 

Isorliiliii 

72  698 

7.")  t<:>2 

10.9Ö 

12.20 

MülUheim  a.  d.  Rohr  .  . 

89687 

06468 

13.58 

ia53 
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Mau  nimmt  wahr,  dass  das  Steigen  und  Fullen  der  Annen- 
last naliesa  gleichgültig  ff\r  den  Kopfbetrag  der  Gemeinde- 
abgaben  sich  erweist,  ja  dass  in  einigen  Fällen  (z.  B.  Barmen, 
Mttblheim,  Essen)  bei  steigondom  Aufwand  jener  Betrag 
heruntergeht  und  um^ekelirt  (z.  B.  Breslau  und  Remscheid) 
das  Fallen  d^r  Armeiilast  das  Heruufgehon  d«\s  lotztoron  nicht 
hiiidcrt.  Hierin  dürite  vor  allem  die  gestci;j;erte  Leistunj^s- 
fähigkeit  der  j^ross(,Mi,  vornehmlich  dem  Zuzuj^i^  aus<^e.setzten 
Gemeinden  zum  Ausdruck  koumien:  denn  nicht  die  Ausgaben 
nehmen  ab,  noch  werden  der  Gemeindeabgaben  weniger ;  aber 
das  Zuströmen  von  ausserhalb  bringt  auch  eine  hinreidiende 
Zahl  von  Elementen,  die  an  der  allgemeinen  Last  mittragen 
helfen. 

Gleichwohl  git^ht  es  eine  nicht  gcrinfre  Zahl,  insbesondere 
Gemeinden  von  mittlerer  (irösse,  deren  (lenieindelast  in  einem 
ganz  ersichtlichen  Missverhidtniss  zu  ihrer  fStaatsstr'Uerkraft 
»teht,  welches  meist  in  idjeraus  hohen  Zuschlägen  zur  .Staats- 
personalsteuer zum  Ausdruck  kommt.  Untersucht  man  aber 
ntther,  welchen  Einflttssen,  insbesondere  ob  dem  Stande  der 
Armenlast  die  Höhe  der  Belastung  zuzuschreiben  ist,  so  findet 
man,  sobald  man  von  der  Zusammenfassung  grosserer  Bezirke 
absieht,  dass  auch  hier  unendliche  individuelle  Verschieden- 
heiten obwalten.  In  der  nachfolgen<h"n  Tabelle  sind  für  eine 
Anzidd  jener  K^tädte  die  belangreichsten  Daten  zusaumieu- 
ges  teilt 

8.  Tabelle  8.  256. 

In  ilaspe  sind  iSchul-  und  Armenaufwand  fast  gleich  hoch, 
bilden  zusammen  60  ^/o  des  Glesammtaufwandes,  in  Schwelm 
sind  die  ersteren  fast  doppelt  so  hoch  wie  die  letzteren;  in 

Krefeld  stehen  Armen-  und  Schuldenwesen  ziemlich  gleich, 
in  Witten*)  übenviegt  letzteres  beträcbtlieli ;  in  dem  kleinen 
Passenheim  sind  die  Ausgaben  für  versc  inedene  Angelegen- 
heiten doppelt  so  hoch  wie  die  für  das  Armenwesen,  während 
die  JSciiule  nichts  beansprucht. 

Wie  beztiglich  jener  (iemeinden,  welche  8tiftung«'n  oder 
Bftrgemutzungen  besitzen,  gezeigt  wurde,  dass  der  Aufwand 
fktr  die  öffentliche  Armenpflege  unabhängig  davon  zum  Teil 
ein  sehr  hoher  ist,  so  zeigt  sich  hier,  dass  dieser  Aufwand  unter 
Umständen  ein  sehr  niedriger  sein  kann  und  nicht  notwendig 
die  Qemeindeabgaben  steigen  oder  fallen  macht 

§  98. 

Die  Zahl  der  Beisniele  könnte  aus  dem  yorhandenen 
Material  beliebig  vermehrt  werden,  ohne  dass  damit  der 

')  Ueber  die  stgentttmlichen  VerhMltiiiaBe  Wittens  TgL  aber  Oerst- 
feldt,  »tädteäiiaoseii  ü  100. 
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Geirf'iistaTid,  dessen  erscliöptendo  Behandlung  notwendig  eine 
vergleichende  und  periodiselie  Annen-  und  Kommunaltinnnz- 
statistik  zur  Voraussetzung  hat,  völlig  kliirg(;stellt,  jeder  Ge- 
staltung auf  den  Grund  gegangen  werden  könnte.  Dreierlei 
darf  aber  auch  aus  dem  vorhandenen  Material  ohne  Bedenken 
geechlossen  werden:  erstens,  dass  die  Verteilung  der  Armen- 
hst  in  Ansehung  der  Lcistungsikhigkeit  der  Aimenverbttnde 
im  wesentlichen  auf  dens<'ll)en  Grundsfltzen ,  und,  was  viel- 
leicht noch  wiclitiger,  auf  denselben  thatsilchlichen  Grundlagen 
beruht,  wie  die  Verpflichtung  zur  Tragung  anderweiter  Ge- 
nieindelasteii,  dass  aber  unter  den  Gegenst-ilnden  der  G«'nieinde- 
verwaltuiig  das  Armenweson  regelmässig  nicht  die  erste  und 
nur  in  kleinen  und  armen  Gemeinden  die  zweite,  im  übrigen 
die  dritte,  vierte  oder  eine  spätere  Stelle  einnimmt;  in  diesem 
Betracht  sind  die  Klagen  über  ungerechte  Belastung  desselben 
Ursprunges,  wie  die  gegenwärtig  immer  dringender  werdenden 
Klagen  über  die  Komniunalhisten  im  allgemeinen. 

Dagegen  liat  die  Ann<!nlast  gewisse  Besonderheiten,  die 
unabhängig  von  dem  konmmnalen  Wesen  in  ihrem  eigenen 
Wesen  liegen:  die  Verptlichtung  zur  vorläufigen  Fürsorge 
und  zur  Fürsoige  ftlr  alle  Kategorien  der  Bedttrltigkeit  End- 
lich ist  die  Eigentamlichkeit  dieser  Last  nach  der  Richtung 
hervorzuheben,  dass  sie  im  wesentlichen  der  Autonomie  der 
Gemeinde  entzogen  und  von  Reichswegen  auferlegt  ist  und  dass 
bei  dieser  (lelegenheit  alle  Arten  kommunaler  Körper,  die  leis- 
tungsi>lhigen  und  die  leistungsuntahigen,  als  qualitiitiv  gleich- 
artige Träger  der  Arinenlast  einander  koordinirt  wonlen,  was 
in  der  Praxis,  da  die  Thatsachen  immer  stärker  sind  als  die 
Gesetze,  dennoch  zu  ausserordentlich  grossen  Verschieilen- 
heiten  fährt  Nur  ist  hierbei  nicht  zu  vei^gessen,  dass  diese 
Verschiedenheit  nicht  von  der  Reichsgesetzgebung  herrührt, 
sondern  schon  vordem  in  den  einzelnen  Staaten  bestanden 
hat  und  auch  gegenwärtig  in  Baiern  besteht.  Es  hindert  dies 
fr«'ilich  nicht,  dass  die  id>erhauj)t  oder  in  Ansehung  gewisser 
Ptle^etalle  nicht  (|ualirizirten  Arnienverbände  e})en  nicht  hin- 
n  icliend  leistungsfähig  sind  und  dass  jeder  W^rsiich  einer  KefoiTn 
sieh  mit  diesem  Zustande  trotz  der  Reichsgesetzgebung  ernst- 
haft ZU  besdittftigeii  haben  wird. 

3.  Abschiebang. 
§  94, 

Das  Wort  „Abschiebung*  hat  in  Bezug  auf  die  öffent- 
liche Armenpflege  einen  doppelten  Sinn,  einen  engeren  und 
einen  weiteren.  Es  bedeutet  zunttchst  nur  das  körperliche 
Fortbringen  hüifsbedOrftiger  Personen  aus  dem  Bezirke  eines 
Armenverbandes  ohne  Gkwfthmng  der  gesetzlich  vorgeschrie- 

r«ndht^  (91)  Tl.  4.  -  IfttMlnbwg.  17 
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bencn  HülfeleUtung ;  im  übertragenen  Sinne  bedeutet  es  aber 
weiter  noch  die  Abwälzung  der  durch  das  AimengefletE  anf- 
erlegten  Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armenpflege  überhaupt 

In  (licscni  letzteren  Sinne  wird  der  Ausdruck  gegenwärtig  ah 
technischer  gebraucht  und  bezeichnet  in  umfassender  Weise 
dasjenige  Verhalten  eines  A  r  m  e  n  v  e  r  b  a  n  d  e  s,  mit- 
tels welchen  er  sieh  der  ^' e  r  j)  f  1  i  c  h  t  u  n  ^  zur 
ö  i'f e  II  tH  c h  e n  A  rm  e n  j)  l'l  eg e  im  ei nzelne n  Fal le  dem 
Gesetze  zuwider  entzieht 

Prinzipiell  ohne  Bedeutung  ist  es  hierbei,  ob  die  Verpflich- 
tung eine  endgültige  oder  eine  vorläufige  ist  Entscheidend 
ist  vielmehr  nur  das  Moment  der  HtUfsbedUrftigkeit,  der  jeder 
Armcnverbaiul,  sobald  sie  innerhalb  seines  Bezirks  hervor- 
t^tt,  abzuhölfen  hat. 

Die  Gegner  der  geltenden  Gesetzgol)ung  behaupten  nun, 
dass  ein  pHichtwidriges  Verhalten  der  AniKMi vorbände  durch 
dieselbe  provozirt  werde,  weil  das  \\'achsen  und  die  ungerechte 
Verteilung  der  Armenlast  es  jedem  Armenverbande  nahe  l^ge, 
sich  der  gesetzlichen,  sehr  druckenden  Verpflichtung  wenn 
iigend  angänglich  zu  entziehen. 

Hiergogen  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  ein  derartiges 
Verlialten  regclniHssig  im  Zusammenhange  mit  der  jrcsotzlichen 
Armenpflege  beobachtet  worden,  und  zwar,  wie  ausdrücklich 
hervorzuliehen  ist,  unabhän,<,ng  davon,  ob  das  System  der 
Heimat  oder  das  des  UnterstUtzungs Wohnsitzes  das  herr- 
schende war. 

Es  sei  gestattet,  einige  von  den  durch  Xaville  mit  grossem 
Fleiss  gesammelten  Beispielen  mitzuteilen :  dieselheu  beziehen  sich 
durchweg  auf  Länder  mit  strengster  Heimat-  und  Bürgergesetzgebang 
und  auf  die  Zeit  vor  1  8  40;  vgl.  Duchatel-Naville  S.  OH  flf. 

„Man  sollte  denken,  —  bemerkt  Naville  —  dass  die  Länder, 
wo  das  Heimatrecht  durch  das  Bürger-  oder  Nacbbarrecht  bedingt 
ist,  gegen  diese  Plage  (nämlich  die  AbachiebongeD)  gesichert  wären ; 
dem  ist  aber  nicht  so ... .  Um  sich  gegen  die  flbermässigen  Lasten 
in  Sicherheit  zu  setzen,  von  denen  man  durch  das  Institut  der 
Heimatsherechtigung  hedroht  wird,  nimmt  man  zu  zuvorkommenden 
Massrejjeln  seine  Zuflucht,  welche  neues  Unheil  erzeugen.  Die  Be- 
hörden, ängstlich  zu  verhindern  bemüht,  dass  sich  nicht  Personen, 
welche  in  der  Folge  unterstützt  werden  müssten,  in  ihrem  Bezirke 
festsetzen,  erlauben  sich  Vorkehrungen,  welche  die  Menschlichkeit 
verwirft. 

In  vielen  Gebieten  Deutschlands  dürfen  die  (3emeinden  fremde 

Hirten  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  annehmen,  damit  sie  nicht  bei 

ihnen  Heiraatsrecht  erlangen.  Somit  sind  solche  Leute  zu  einem 
herum  irren  den  Lehen  gezwungen ,  ohne  irgendwo  ein  Recht  auf 
Unterstützung  zu  erwerhon,  was  noch  obendrein  dureli  die  heftigen 
Streitigkeiten  erschwert  wird,  die  sich  oft  ihretwegen  zwischen  den 
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Terschiedenen  Geflielndcn,  ^vo  sie  sich  aufgehalten  haben,  erlic])eu. 
In  England  hatte  man  Boi^piele  von  Massregeln  derselben  Art.  Man 
niiotctc  das  Gesinde  nur  auf  51  Wochen,  damit  man  ihnen  nicht 
dadurch,  dass  man  sie  eine  Woche  länger  behielt,  das  Recht  gebe, 
an  das  Kirchspiel  Anspruch  auf  Versorgung  zu  raachen. 

An  vielen  Orten  Deutschlands  ist  die  Gewinnung  des  BUrger- 
oder  Nachbanechts  dnreh  Sänbringong  äner  gewissen  Geldsumme 
bedingt.  In  Oranbflndten  ist  man  bd  Bürger-  and  Nachbarrechts* 
gesnchcn  so  vorsichtig  und  bedenklich,  dass  die  Aafoahme  schier 
unmöglich  wird.  Ein  altes  Landesgesetz  verurteilt  den,  welcher  die 
Aufnahme  eines  Fremden  nur  vorschlagen  wttrde,  za  100  Kronen 
Strafe  .... 

In  Pennsylvanien  haben  die  Armen-In8j)ektoren  das  Keolit.  von 
denen,  welche  in  einer  Grafschaft  (county)  wohnen  wollen,  Kaution 
sn  Yerlangeu,  und  sie  sind  hierzu  verpflichtet,  sobald  sie  Anlass 
mr  Beeorgniss  haben,  dass  solche  Personen  dem  Staat  zar  Last 
lallen  könnten.  In  den  Niederlanden  macht  man  gleichfalls  denen, 
welche  in  einer  Kommune  wohnen  wollen,  tausend  Schwierigkeiten, 
wenn  sie  nicht  hinreichende  Gewähr  leisten,  dass  sie  von  ihren 
eigenen  Mitteln  leben  können. 

So  schwer  man  es  einem  Fremden,  der  ein!«t  zur  Last  fallen 
könnte,  macht,  sich  im  Lande  niederzulassen,  ebensoviel  Gewalt 
wendet  man  an,  ihn,  wenn  die  Aufnahme  ihm  gelungen  ist,  wieder 
anszntreiben.  In  England  hat  man  hAuflg  geselm,  dass  Individuen 
Orte,  wo  sie  15  Schill,  wöchentlich  verdienen  konnten,  verlassen 
und  sich  an  andere  Orte  wenden  mnssteo,  wo  sie  nnr  10  Schill, 
verdienten ;  dass  30  bis  40  Familien  an  einem  Tage  aus  einem  ein- 
zigen Kirchspiel  fortgewiesen  wurden :  dass  man  Massen  von  Ar- 
beitern wegen  einer  augenblicklichen  Stocknni;  der  Arbeit  in  der 
Manufaktur,  wo  sie  beschäftigt  waren,  aus  einem  Bezirke  fortschickte, 
wollin  sie  mit  grossen  Kosten  zurückgebracht  wurden;  dass  man 
Wittwen  mit  ihren  Iddnen  Kindern  in  Flecken  verbannte,  wo  sie 
nur  mit  Mfibe  sich  ein  Obdach  verschaffen  konnten.  Schon  Adam 
Smith  (Wealth  of  Nations  1.  1  ch  X)  klagt,  dass  man  schwerlich* 
in  England  einen  40  Jahre  alten  F  abrik-  oder  Manufaktur- Arbeiter 
finde,  der  nicht  durch  die  Heimatsgesetze  in  jeder  Epoche  seines 
Lebens  grausam  gelitten  habe. 

Da  die  utfentliche  Meinung  in  England  nicht  erlaubt,  die  Ehen 
gesetzlich  zu  beschränken,  so  nimmt  man  zu  i'rivatneckereieu  und 
Bedrückungen  seine  Zuflucht.  Das  Gewöhnlichste  ist,  dass  die  In- 
spektoren oder  anch  die  Grundbesitzer  die  kleinen  Hänser  und 
Hütten  niederreissen  lassen;  sie  kaufen  zu  diesem  Behufe  diese,  wie 
sie  sie  nennen,  Bettelnester.  So  beraubt  man  die  Armen  jedes 
Mittels,  sich  irgendwo  niederlassen  zu  können:  man  zwingt  sie.  von 
Ort  zu  Ort  heruni/nirren ,  um  einen  Zutluclitsort  zu  finden,  sich 
gegen  alle  Vorschritten  der  Gesundheit  und  des  Anstand*  in  engen 
Hütten  zusammenzudrängen.  Die  Inspektoren  sehen  sich  zuweilen 
selbst  in  der  grössten  Verlegenheit,  wo  sie  ihnen  ein  Obdach  ver- 

17* 
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scbaffen  sollen.  Auf  (Iie«e  Weise  sind  manche  Orte  so  cntv(»lkeit 
worden,  dass  man  aof  Mittel  hat  sinnen  müssen,  sie  wieder  za  be- 
völkern .... 

Wenn  die  besteheudeu  gesetzlichen  Yorschrifieii  den  Ver- 
waltungsbehörden der  Eommonen  nicht  vorsichtig  ond  streng  genug 
erscheinen,  so  nehmen  sie  List  ond  Bestecfaong  za  Hilfe.  Alle 
Mittel  gelten  ihnen  gleich,  wenn  es  sich  dämm  bandelt,  Hills* 
bedOrftige  los  ssa  werden,  deren  Anfenthalt  zur  Last  gereicht  oder 
noch  gereichen  kann. 

Man  nimmt  zur  Lüge  seine  Zutlucht.  die  Behörden  machen  sich 
kein  Gewissen  ilaraus.  den  schlechtesten  Subjekten  die  schönsten 
Kniptclilungen  zu  geben,  damit  sie  ihr  Elend  und  ihre  I^aster  einem 
anderen  Orte  zutragen  kftnnea.  Man  wendet  Listen  aller  Art  an, 
wodurch  Individuen,  welche  man  los  sein  will,  ihr  Heimatarecbt  im 
Orte  verlieren  können,  damit  ein  anderer  Distrikt  die  Last  bekcmune. 

Bald  beschäftigt  man  sie  auswärts.  So  giebt  man  in  Bngland 
Kinder  in  ein  anderes  Kirchspiel,  als  in  dem  sie  geboren  sind,  in  die 
Lehre,  damit  sie  daselhst  so  lange  verbleiben,  als  zur  Erlangung 
des  Heimatsrechtes  dort  erforderlich  ist.  Durch  dieses  Verfahren 
hat  in  einigen  Bezirken  die  Bevölkerung  bei  den  arbeitsamen  Klassen 
bedeutend  zugenommen  und  die  Taxe  ist  drückender  geworden. 
Grundbesitzer,  an  Unrechtlichkeit  mit  den  Behörden  wetteifernd 
versetzen  nnd  beschäftigen  zu  gleichem  Behuf  hil&bedttrftige  Ar- 
beiter answftrts  .... 

Zuweilen  bewirkt  man  die  Entfernung  der  Armen  dorch  ein 
heimliches  Almosen  Ist  der  Arme  fremd  und  fehlt  es  an  einen 
gesetzlichen  Mittel  ihn  aus  der  Kommune  fort/.nweisen.  so  bewilligt 
man  ihm  eine  Unterstützung,  worauf  er  kein  Hecht  hat,  unter  der 
Bedingung,  dass  er  die  Kommune  verlasse.  So  werden  in  Massa- 
chusetts Staatsarme,  die  emer  Stadt  mehr  kosten,  als  man  zu  ihren 
Unterhalt  einnimmt,  dorch  dn,  ihrer  gewöhnlichen  üntersiütiuug 
lijnzugefftgtes  Geschenk  vermocht,  anderwärts  ihre  YTohnung  an&u- 
schlagen.  In  den  Niederlanden  gebraucht  man  auch  solche  Mitt^ 
AVenn  der  Hilfsbedürftige,  den  man  los  sein  will,  an  dem  Orte  das 
Heimatsrecht  hat.  so  verschafft  man  ihm  im  Geheimen  die  MitteL 
in  einem  anderen  Bezirke  leben  zu  können,  bis  er  dort  seine  Yer- 
sorgung  in  Anspruch  nehmen  kann.  In  Dänemark  und  England  be- 
dienen sich  die  Gemdnden  desselben  Mittels,  nm  ihre  Armen  lo^ 
zu  werden.  Vorzüglich  sucht  man  sie  in  die  Städte  zu  brmgen, 
wo  den  Kachforschungen  der  Polizei  leichter  zu  entgehen  ist  In 
England  werden  die  Hilfsbedürftigen  durch  kleine  Geschenke  ver- 
mocht, in  irgend  einer  grossen  Stadt  betteln  zu  gehen,  selbst  wenn 
sie  an  ihrem  Heimatsort  mit  geringeren  Ko..ten  leben  könnten  In 
Bern  und  seinen  I  n.gebungen  j^^^^^.^jijj.  Hundert  Familien 

auf,  welche  von  ihren  Gemeinden  die  Mittel  bekommen,  ihren  Haus- 
zins und  andere  Lasten  tragen  zu  kOnnen.  Da  man  in  der  st  idt 
Lozem  Jeden,  der  sich  verpflichtet,  jährlich  4  Schweiz^  I  i  rel 
zu  bezahlen,  einnimmt,  so  machen  die  Gemeuden  des  Kantons  Grau- 
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büudteii  zuweilen  den  ihnen  zur  Last  fallenden  Individuen  ein  Ge- 
schenk mit  diesem  Gelde,  damit  sie  dort  ilire  Wohnung  nehme«.  .  . 

Der  Gebrauch,  sich  von  armen  Mädchen  dadurch  zu  befreien, 
daas  man  sie  anter  der  Bedingung,  anderwftrts  einen  Mann  za  Buchen, 
anasteoerte,  war  so  allgemein  in  dieeem  Kanton  geworden  and  wurde 
80  öffentlich  auageObt,  dass  der  Staatsrat  sich  verpfliebtet  glanbte, 
mittdat  Zirkalars  vom  20.  Febr.  1829  jede  Unterstütanng  anter  der 
Form  von  Aussteuer  und  jede  £rhebang  der  Taxe  za  einem  aolchen 
Behuf  zu  untersagen.'"  — 

Andere  Beispiele  bei  Kambli  S.  60  u.  a. 

§  95. 

Man  wird  die  Ab.sc'liiebuii«^  als  inii«^  mit  jeder  Armeii- 
ge8etzgebiing  t'a.st  iinaiisbloihlich  verbundene  Folge  betrachten 
dürfen.  Doch  hat  immerhin  das  System  einigen  Einfluss  auf 
Art  und  Mass  derselben,  weil  bei  besonders  ungerechter  Ver- 
teilung der  Armenlast  die  Neigung  sich  derselben  zu  ent- 
ziehen auch  besonders  gefördert  wird.  Auf  der  andern  Seite 
ist  der  Umfang,  den  die  Abschiebung  gewonnen  hat,  ein 
Mi^rkzeichen  für  die  Aufmerksamkeit,  welche  die  Behörden 
der  Durchfülirung  der  Freiziiiri^rkeit  und  der  öÜVntliehen 
Armen])flege  zuwenden.  Im  Hinblick  auf  diese  bridm  Moniente 
erscheint  di»'  Untersuchung  geboten,  welche  Art  der  Ab- 
Bchiebung  gegenwärtig  besonders  häufig  Yorkommt  und  von 
welchen  Annenverbänden  sie  vornehmlich  gettbt  wird. 

Man  wird,  sofern  eine  gewiss(  Regelmässigkeit  dieser  Er- 
scheinung sollte  festgestellt  werden  können,  zweifellos  hiervon 
nützlich«*  Fingerzeige  flir  jene  beiden  wesentlichsten  l^unkte  je- 
der Arnieii<,n.s,.t7p:ebung,  (iie  ^^c^teilung  der  Armenlast  und  die 
Bohördenorganisation,  erhaltfMi. 

Eine  gewisse  thatsUcliliclie  Verschiedenheit  wr'isen  nun 
die  Abschiebungsfälle  insofern  auf.  als  es  sich  um  endgültige 
oder  vorläufige  Unterstütsrangsverpflichtnng  seitens  desienigen 
Armenverbandcs  handelt,  in  welchem  die  Bedfirftigkeit  herv^or- 
gßtreten  ist,  und  insofern  als  eine  ganz  vorübergehende  oder 
eine  voraussichtlich  länger  dauernde  Hülfeleistung  in  Frage 
kommt.  Fs  wird  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  kleine  Ge- 
meinden in  der  Sj)endung  des  sog.  ( )rtsgesehenks,  einer  kleinen 
eiinnaligen  Gabe  an  durchreisende,  sehr  freigebig  sind,  weil 
alsdann  von  diesen  nicht  eine  dauernde  Belastung,  sondern  um 
so  eher  die  baldige  Weiterreise  zu  erwarten  st^t^),  dass 
sie  hingegen  niemals  dringender  die  Abschiebung  betreiben, 
als  wenn  es  sich  um  kranke,  oder  dem  Krankwerden  nahe 


')  Dies  wini  besonders  in  der  wUrtemb.  Erhebung  über  Verab- 
folgttDg  von  Ortsgescheuken  u.  dgl.  kunstatirt.  Vgl.  WUrtemb.  Jahrb. 
f.  St  u.  L.  187»  S.  245  ft. 


Digitized  by  Google 


262 


VL  4. 


Persoiitn  liaudtlt.  Sie  wissen,  clasa  der  A rmen verband ,  in 
deasen  Bezirk  Jemand,  sei  es  aus  welchem  Grunde  es  sei,  der 
gesetslichen  Fflicht  gemOss  oder  ihr  zuwider  verbracht  ist^ 
sich  des  Bedttrftigen  annehmen  muss,  d.  h.  für  ihn  soigen 

oder  ihn  wieder  weitrr  seliie1>en  nmss;  .sie  aber  sind  ihnjeden^ 
falls  zunächst  los.    Hierbei  wirkt  denn  der  Mangel  an  ge- 

eip^netcn  Anstalten  in  kloinen,  und  die  Besorgniss,  etwaigen 
vorliiuti^'en  Aufwand  nielit  oder  nur  tarit^^eniMss  erst'ittet  zu 
erhalten,  in  ^riisscn-n  (trmcinden  mit,  siel»  der  ihueii  zuge- 
schobenen Kranken  ihrerseits  wieder  zu  entledigen. 

Es  scheint  in  der  That,  als  wenn  die  Armeiiverbände,  besonders^ 
die  kleineren,  fürchteten,  sie  hätten  Jemanden  gänzlich  zu  behalten 
nnd  weiter  zn  nntersttttzen,  wenn  sie- sich  fiberhanpt  einmal  mit  ihm 
befasst  haben.  Das  Bnndesamt  f.  d.  H.  spricht  es  allgemein  und 
wiederholt  ans: 

Die  Klagen  wegen  Verletzung  der  vorlilufigen  Unterstützunga^ 
pflicht  bilden  nach  wie  vor  in  unverminderter  Zahl  einen  häufigen 
Gegenstand  der  Entscheidung.  Vgl.  Entsch.  XllI  S.  40,  auch  X 
S.  45,  XIV  S.  48  u.  a.  m. 

Im  übrigen  bezieht  sich  die  überwiegende  Zahl  diesbezüglicher 
bnndesamtlicher  Entseheidongen  anf  die  Abschiebong  kranker  Per^ 
sonen,  die  am  häufigsten  beklagt  wird  nnd,  soweit  ich  bearteilea 
kann,  aach  wirklich  am  häufigsten  vorkommt. 

Zn  den  fünf  P'ällen  in  Entsch.  X  S.  45  ff.  wird  einleitend  be- 
merkt: .,Fälle  einer  l'flichtversäumniss  der  bezeichneten  Art,  ver- 
bunden mit  der  Fortschiebuug  selbst  schwer  erkrankter  Hülfs- 
bedürftiger,  geben  nach  wie  vor  zu  häufigen  liLciitsstreitigkeiten 
unter  Armenverbändeu  Anlass."  —  Einige  sehr  gröbliche  Fälle  dieser 
Art  teilte  Bürgermeister  Klupsch  In  seinem  Befemt  fllr  den 
Stftdtetag  der  Provinz  Posen  von  1874  mit.  —  Aoch  Entsch.  III 
S.  75,  X  S.  45,  XII  S.  37,  XIII  S.  40,  XIV  &  44,  bes.  die  Ent- 
scheidung vom  9.  September  1882  nnd  XV  S.  41  vom  17.  März. 
1888.  XVII  S.  65  u.  n.  Auch  kommt  diese  Abschiebung  in  der 
Gestalt  vor,  dass  dem  Kranken  gutwillig  Reisegeld  gegeben  oder  er 
an  das  Krankenhaus  eines  benachbarten  Armen  Verbandes  gewiesen 
wird.  So  Entsch.  V  S.  36,  X  S.  46  u.  a.  —  Bei  Gelegenheit 
einer  Klage  gegen  den  O.-A.-V.  Hanau  (einer  Stadt  von  beiläufig 
24000  E.)  wnrde  festgestellt,  dass  in  Hanaa  die  regelmftssige  Ein- 
richtung bestand,  auf  einen  Schein  des  Armenarztes,  welcher  lantete: 
.,N.  l  edarf  der  Unterstützung  zur  Weiterreise",  eine  solche  zu  ge- 
wälin  n  nnd  zwar  auch  in  Fällen,  in  denen  der  Arzt  sich  hätte 
überzeugen  müssen,  dass  sofortige  Krankenhülfe  notwendig  sei. 
Vgl.  Entsch.  v.  7.  April  188:i  in  XV  S.  37.  — 

V«'rlisiltni.ssnijis.sig  seltener  sind  Klauen  ü})or  Zuruckschai- 
fung  nicht  kranker  und  nicht  dauernd  bedürftiger  Personen 

Ein  sehr  bemerkcnswei-ter  Fall  des  Rücktransportes  von  7  russi- 
Bchen  Auswandererfamilien,  die  der  sofortigen  Hülfe  bednrfttti,  in  Entsch. 
V.  12.  Oktober  187«,  X  S.  52. 
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Dagegen  ächeinen  die  Fälle  dct»  Schutzes  vor  Zuzug  und  der 
Beroraemng  des  Absuges  Behr^hätifig  su  sein;  man  mnss  da- 
bei noch  berücksichtigen,  dass  sich  viele  derselben  naturge- 
mSss  der  öffentlichen  Kenntnis»,  insbesondero  der  des  geschü- 
di^^ten  Annenverbandes,  entziehen,  weil  der  Bedürftige  mit  dem 
abschiebenden  Verbände  unter  oinor  I)('ck«'  zu  stecken  ])flegt. 
Hierher  f^ehört  die  Unterstützung'  zu;<i'Znj,'ein'r  Personen  durcli 
kleine,  aber  dauernde  Spenden  von  (leid  oder  Naturalien,  um 
den  Verlust  des  auswärtigen  Unterstützungswohnsitzes  und 
den  Erwerb  desselben  am  Aufenthaltsorte  zu  hindern,  sowie 
die  Ermunterung  zum  Fortsug  einheimischer  oder  zum  Wieder- 
fbrtzug  fremder  Personen  durch  Gewährung  des  Reisegelder 
und  der  notwendigen  ünterhaltsmittel  flir  die  erste  Zeit  nach 
dem  Fortzuge;  hierher  gehört  vor  allem  die  heimliehe,  d.  h. 
die  ohne  Wissen  des  Aufenthaltsortes  vorabfolgte  Unterstützung 
an  auswärts  wohnende  Individuen  bis  zu  dem  Zeitjniiikte,  in 
welchem  sie  den  Unterstützungswoiinsitz  auss«'rlialb  erworben, 
mithin  in  dem  verpllichteten  Armenverbande  verloren  haben. 
Dies  geschieht  besonders  häufig  in  Ansehung  dauernd  bedürf- 
tiger rersonen. 

Ein  höchst  charakteristischer  Fall  in  der  Entsch.  v.  6.  Okt  1888, 
XY  S.  18 :  Der  nur  ans  128  Einwohnern  gebildete  0.-A.-Y.  Angnsten- 
bnrg  hatte  ftr  eine  nach  Osterhever  venogene  Person  540  H.  im 
Wege  der  Kollekte  sosammengebracht  and  der  letzteren  ausgehändigt. 
Als  nach  Ablauf  von  mehr  als  2  Jahren  die  Person  in  0.  unter- 
stützt werden  musste  und  0.  gegen  A.  den  hiorfür  notwendigen  Be- 
trag einklagte,  lehnte  A.  die  Erstattung  ai>,  weil  der  Unterstützte 
den  U.-W.  in  0.  erworben  habe,  worauf  0.  das  Verfahren  von  A.  repli- 
kando  aufdeckte.  Das  U.-A.  bemerkt  hierzu  in  seiner  Entscheidung : 
«Dass  derartige,  das  gewdhnUche  Maas  der  Frivatwohlthfttigkeit 
wdt  nbersehreiteDde  BeitrSge  einer  schon  seit  llngerer  Zeit  von  A. 
verzogenen  Familie  lediglich  ans  Menschenfreundlichkeit  and  ohne 
Nebenzwecke  Terabfolgt  seien,  ist  keineswegs  anzunehmen.  Der 
Hergang  in  seiner  Gesammtheit  erklärt  sich  vielmehr  durch  das  l?e- 
Streben,  die  Famihe  N.  wenigstens  dem  äusseren  Scheine  nacli  von 
öffentlicher  Unterstützung  so  lanjjre  frei  zu  halten,  bis  die  2jährige  Frist 
verstrichen  sein  würde." —  Ein  ganz  ähnlicher  Fall  in  Entsch.  v.  16.  April 
1881,  Xni  S.  15.  —  Der  Beigeordoete  Lange  teilte  in  seinem 
Beferat  fllr  den  pommerschen  Stidtetag  von  1876  unter  anderen 
einen  Fall  mit,  wonach  eine  Dorfgemeinde  dnen  Mann  kontraktlich 
gegen  Zusichenmg  einer  Mitgift  von  15 — 20  Thlr.  verpflichtete, 
eine  Unterstützungsemprüngerin  zu  heiraten  und  dann  mit  ihr  den 
Ort  zu  verlassen.  —  Bei  Gelegenheit  der  sächs.  Armenstat.  von 
1880  stellte  sich  heraus,  dass  in  200  I' allen  265  Personen  seitens 
<ler  üemeinde  des  Unterstützungswohnsitzes  an  anderen  Orten  ohne 
Wissen  der  dortigen  Armenbehörde  direkt  unterstützt  wurden,  was 
ziemlich  swdfellos  aaf  die  Absicht  der  Absäd^Hmg  deaten  möchte. 
Y(ß.  a.  a.  0.  Jahrg.  28  S.  15  und  52  a. 
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lihui  Art  kSystem  für  sich  bildet  die  ßeliandlung  de« 
Gesindes  und  der  Lohnarbeiter  in  Bezug  auf  Dienst-  und 
Arbeitskontrakte;  es  wird  nämlich  von  vomhmin  eine  kür- 
zere als  die  zweijährige  Dauer  des  Dienstes  oder  der  Arbeit 
verciidjart,  and  der  betreffende  Dienstbote  oder  Arbeiter  vor 
Ablauf  der  zweijährigen  Frist  aus  dem  Aniienvwbande  wieder 
entfernt.  Doeli  ist  dies««»  System  seinem  Wesen  nach  nur 
anwendbar  fiir  (TUt..sb<'zirke.  die,  bevor  der  Erwerb  des  Unter- 
stützungswohnsitzes  in  ihnen  vollendet  ist,  den  zuziehenden 
Individuen  gegenüber  ein  umfriedete«  Privatbesitztum  bilden, 
aus  dem  sie  beliebig  wieder  su  entfernen  das  Hansrecht  des 
Gutsbesitzers  ist  Durch  eine  derartige  Entfernung,  die  nur 
im  uneigentlichen  Sinne  „Abschiebung"  ist,  wertlcn  besonders 
die  benachbarten  ländlichen  Gemeinden  geschädigt 

Das  yormal.  preoss.  O.-Trib.  hatte  in  einem  Erk.  v.  6.  Juli 
18 '.5  (Strieth.  Arch.  IM.  10  S.  35)  das  Engagement  eines  ländlichen 
Tagelöhners  durch  die  Gutsherrschaft  als  einen  Akt  der  aiisdrück- 
Hellen  Aufnahme  als  Gemeindemitglieil  im  Sinne  des  §  1'  des  Ges. 
von  1842  erachtet:  eine  so  unhalthare  Auftassung,  dass  sie  sowohl 
von  Seiten  der  Verwaltungsbehörden  energisch  zurückgewiesen,  als 
auch  von  Seiten  des  O.-Trib.  selbst  in  einem  späteren  Krk.  vom 
16.  Jvni  1858  (a.  a.  0.  Bd.  28  S.  825)  anfgegeben  wurde.  Vgl. 
hierlkber  anch     Flottwell  I  S.  107.  — 

Stflye,  Wesen  und  Verfassung  der  Landgemänden  in  Niedsr- 
sachsen  und  Westfalen^  1851,  bemerkt  S.  198,  dass  die  Bildung  so- 
genannter Gutsgemeinden  in  Bezug  auf  das  Domizil  der  Verleihiiiq^ 
einer  Exemtion  gleich  zu  achten. 

Aus  der  Natur  dieser  ..Abschiebung"  folgt,  dass  sie  nicht  wie 
diejenige  seitens  der  Gemeinden  zum  Armenstreitverfahren  führen 
kann;  man  findet  daher  hierober  nichts  in  der  bnndesamtUchen 
Judikatur.  —  Ausdrdcklicbe  Klagen  in  dieser  Besiehimg  sind  aus- 
gesprochen worden  bei  Verhandlung  der  V am bttl ersehen  Anträge 
im  Reichstage,  wo  namentlich  bemerkt  wurde,  dass  geflissentlich 
Dienst-  und  Arbeitskontrakte  auf  die  Dauflr  von  28  Monatsn  ab- 
geschlossen worden. 

Die  ländlichen  kleinen  Gemeinden  besitaen  ihrerseits 
wieder  ein  Mittel,  Zuzug  abauwehren  bezw.  die  ZoBttgiiiige 

wieder  zu  entfernen,  in  der  gegenseitigen  Vereinbarung  der 
Einwohner,  dein  Fremden  kein  Unterkommen  bezw.  keine 
Arbeit  zu  Lrcwälncii. 

Im  ^' '1  ^t<  lii  ii(l(.'ii  sind  die  IIau|>ttalle  der  eigentlichou 
positiven  Abschiebung  angedeutet.  Eine  vielleicht  grössere 
und  für  den  Zustand  der  öffentlichen  Armen])tiLgo  gewiss  bei 
weitem  mehr  einschneidende  Bedeutung  konmit  der  n^ativen 
Abschiebung,  drin  „NichtsichkümuH'ni"  zu.  Es  sind  dies  die 
zweifellos  unendlich  häufigen ,  obgleich  im  einzelnen  sehr 
schwer  nachweisbaren  Fälle,  in  denen  der  Armenverband  auch 
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bt^züjLflich  seinor  oi't^fnen  Anf^eliöri^on  bei  objektiver  Erkenn- 
barkeit der  llült'sbediiiitigkeit  nichts  tliut  ilir  zu  steuern,  ein 
Verhalten,  das  eng  mit  den  fttr  Armenzwecke  zu  Gehote  stehen- 
den Mitteln  susammenhängt  und  in  dem  sich  am  deudichsten  die 
ungerechte  oder  zu  schwere  Behistung  ausspricht.  Im  allge- 
meinen ist  auch  bi'zCi^Iich  der  Abschiebung  die  W  ahrnehniung 
zu  machen,  dasH  das  Interesse  an  d^'m  oinz<^hi<'ii  ArnienpHejje- 
talle,  das  Jicniülien,  ihn  sich  ternziihaltcii,  ein  um  si»  «irössoros 
ist,  je  mehr  (b'e  T^eistun^stltliiirkfit  d«'s  Annenverbandes  eine 
geringe^  die  Verutiiclitung  zur  Arnienhist  eine  willküHiche  ist. 
Ans  letzterem  umstände  eridttrt  sich  namentlich  auch,  dass 
Abschiebungen  von  Durchreisenden  und  Ton  fremden  Kranken 
auch  in  grossen  Städten  vorkommen ' ),  während  es  im  übrigen 
vor\Wegend  die  kleinen  Gemeinden  sind,  in  denen  ein  solches 
Verhalten  beobachtet  wird. 


4.   Kostspielige  Armenpflege  für  treinde  Rechnung. 

§  96. 

Mit  grossem  Nachdruck  wird  von  den  Gegnern  der  Keiclis- 
gesctzgebuug  betont,  dass  eine  ihrer  Übelsten  Wirkungen 
oarin  bestehe»  dass  die  Armenpflege  theurer  geworden  sei  und 

zwar  vornehmlich  deshalb,  weil  den  Ortsarmenverbänden  die  ' 
Landarmenverbändc  als  Träger  der  Armeidast  koordinirt 
worden  seien.  Dieso  könnt«'n  auf  der  einen  Seite  ihrer  ganzen 
Verfassung  nach  diMi  ihnen  unmitt*'lbar  zu;;e\vi<'S(Mi«'n  Aufgaben 
der  Armcnpflt'^c  nicht  nn't  p-ringrn  Mitteln  gcnüg*'n.  wif  die 
Ortsjirnienverbände,  und  aut"  der  andern  Srit»'  wirtschafteten 
die  Ortsarraenverbände,  denen  Landanne  zugewiesen  worden, 
für  Rechnung  der  Landarmenverbftnde  teurer,  als  wenn  es 
sich  um  Ortsarmo  handelte. 

Von  der  Erörterung  des  ersten  Vorwurfs  wird  an  dieser 
Stelle  abzusehen  sein;  es  i.st  unzweifelhaft,  dass  die  wesent- 
lichsten Aufwandszwecke  der  Landamienverbitnde :  Unterhal- 
tung von  Irren-,  Sieciu'n-,  Blinden-  u.  s.  w.  Anstalten,  in  der 
That  sehr  erhebliche  Auf\veiulun^?en  beaiisjtrucheu ;  dies  ist 
aber  keine  Eigentümlichkeit  des  Landarmenwesens,  sondern, 
wie  oben  nachgewiesen,  eine  durchgehonds  zu  beobachtende,  auf 
die  bessere  Einsicht  in  das  Wesen  der  Armenpflege  gegiUn- 
dete  Erscheinung;  die  grösseren  Gemeinwesen  wirtschaften 
tOjerall  teurer,  aber  in  der  Regel  auch  besser,  als  die  kleineren. 
Da  kann  es  sich  nur  um  die  Frage  handeln .  wie  weit  im 
Interesse  der  alliremeinen  Finanzlage  eine  Kinscliränkuui:  des 
Aufwandes,    im  Interesse   der  Armenpflege  eine  Erhöhung 


<)  Vgl.  hierfiber  die  Anitthruiigen  m  ^  174. 
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wünsclienswert  erscheint  Diese  Frage  soll  au  autlerer  Stelle 
zu  beantworten  versucht  werden. 

Dagegen  ist  hier  von  Bedeatang  der  zweite  Punkt  Zu 
seiner  B^rttndung  wird  angeführt,  dass  ein  Ortsarmenverband^ 
der  für  Sechnung  des  Landannenverbandes  Arme  verpflege, 
kein  Interesse  daran  habe  zu  sparen  and  mit  sehr  genauer 
Unterschoiduiig  von  Ortsamicn  und  Landarmen  für  letztere  reich- 
lichere Aufwendunf^cn  mache  als  IVir  orstere.  Hiergegen  ist  nun 
vor  allem  —  selbst  w(inn  die  Richtigkeit  des  Vorwurfes  aner- 
kannt würde  —  zweierlei  einzuwenden.  Erstens,  dass  die  Ge- 
&hr  dann  ganz  allgemein  überall  da  vorliegen  würde,  wo 
grössere  allgemeine  Mittel  zu  speziellen  örtlichen  Zwecken  zur 
Verfügung  stellen.  Zweitens  dass  die  Gefalir  nicht  auf  Landarme 
beschränkt  bleibt,  sondern  ebenso  in  Ansehung  aller  derjenigen 
Fälle  obwaltet,  in  denen  überhaupt  aus  anderen  als  den  eigenen 
Mitteln  gewirtschaftct  wird:  vor  allem  also  in  Ansehung  der- 
jenigen Unterstützungen,  fllr  welche  ein  Ortsarmeuverband 
dem  anderen  zur  Erstattung  verpflichtet  ist. 

Dass  die  Gefahr  vorii^  und  FäUe  der  bezeichneten  Art 
vorkommen,  kann  allerdings  nachgewiesen  werden.  Im  ttlirigen 
ist  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  nicht  |)ositiv  ein  pflicht- 
widriger Aufwand  nachgewiesen  werden  kann,  zu  berück- 
sichtigen ,  dass  der  Armenaufwand  nicht  blos  örtlich  und 
,  zeitlich,  sondern  auch  in  Betreff  der  unterstützten  Personen 
ein  sehr  verschiedener  ist  und  verschiedeiuT  sein  muss,  je 
nach  Alter,  Geschlecht,  überiuiupt  je  nach  dem  Grade  indivi- 
dueller HuIfsbedUrftigkeit.  In  der  Literatur  wird  nun,  so 
lange  flber  Armengesetzgebung  gesclurieben  worden,  ttber- 
wiegend  die  Meinung  vertreten,  dass  jede  Armenvem'altung, 
welche  an  dem  Eifolge  der  Armenpflege  nicht  unmittelbar 
finanziell  beteiligt  sei,  teuer  und  verschwenderisch  wirtschafte*). 
Speziell  bezüglich  des  Verhältnisses  der  Land-  und  Ortsarmen- 
verhunde  giel)t  Adickes  sehr  wertvolle  und  ausführliche 
Inachrichten ,  aus  denen  ersichtlich  wird,  dass  in  der  That 
Fälle  vorgekommen  sind,  in  denen  Landarme,  die  in  Orts- 
amenverbttnden  untergebracht  waren,  teurer  verpflegt  wurden, 
als  die  Ortsarmen. 

Vgl.  Adickes  I  S.  754.  Besonders  in  Idem  Yerw.-Bericht 
fikr  We8t]»reii8Ben  1878—79  treten  solche  Ungleicbmäasigkeiten 
heirvor.  —  Ebenso  wird  in  der  Rheinprovins  und  in  Hannover 

hierüber  geklagt.  In  dem  neuesten  Verw. -Bericht  der  Provinz 
Sachsen  (für  1883—84   und  1884—85)   wird   S.  96  bemerkt: 

^Die  Verwaltung  hat  sich  der  Wahrnehmung  nicht  verschlicssen 
kuniicii,  dass  einzelne  Armenverbände,  welche  schon  seit  Jahren 
BeihUlfeu  aus  Landarmen fouds  erbalteu,  sehr  geneigt  sind,  den  die 


>)  Hierüber  noch  näher  unten  §  109. 
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öffentliche  iMiisorge  anrufenden  Ortsarmen  recht  hohe  Unterstützangen 
zuabilligen,  weil  sie  als  gewiss  annebmeD,  (hm  die  Provinz  diese 
Untersttttzongen  gemlss  §  86  6.  8.  Mftn  1871  ganz  oder  fisst 
ganz  anf  Londarmeufonds  übernehmen  muss."  In  der  S.  242  nälier 
bezeichneten  Publikation  „Die  ländliche  Armenpflege  und  ibro  Reform" 
sind  auf  S.  164 — 1G6  tlie  Aeusseningen  einiger  liandarmenverbände 
mitgeteilt,  welche  sich  in  ähnlicher  Weise,  zum  Teil  in  sehr  scharfen 
Ausdrücken,  aussprechen.  —  In  manchen  Landarmenverbiinden  sind 
solche  Wahrnehmungen  dagegen  nicht  oder  nur  vereinzelt  gemacht 
worden.  Sachsen  hob  sogar  1877 — 78  entgegen  der  nenestens  ans* 
gesprochenen  Btige  lobend  den  Eifer  der  OrtsarmenTerbinde  her? or, 
auf  thnnlichst  billige  Ünterstlltsang  der  Landarmen  Bedacht  zn 
nehmen« 

In  Bezug  auf  die  Ortsarmenverbände  unter  einander  sind 
Fälle  dieser  Art  namentlich  den  Entscheidungen  des  Bondea- 
amts  f.  d.  H.  zu  entnehmen ;  dieselben  beweisen,  dass  der  Vor- 
wurf durchaus  nicht  ganz  unbegründot  ist.  Abgesehen  von 
einigen  exorbitanten  Li<iuidationen,  welche  die  unterstützenden 
di'U  vcrpriielitcten  OrtsarnicTivcM-lWiiidcn  zugehen  Hessen,  findet 
sich  ein<i  nicht  unerhebliche  Zahl  von  Aufwendungen,  die  ent- 
weder an  und  für  sich  zu  hohe  oder,  wenn  auch  der  Hulfeleistung 
entsprechend,  in  Ansehung  der  letzteren  überflüssig  waren. 
Besonders  bemerkenswert  sind  die  Fälle,  in  denen  das  Be- 
dttrfiiiss  der  Untersttitzung  gegenüber  arbeits&higen,  aber 
arbeitsscheuen  Personen  nicht  hinrtMchond  geprüft  und  ohne 
Anwendung  von  Zwangsmassrogein  Unterstützung  verabfolgt 
wurde. 

Tgl.  z.  B.  Entsch.  v.  26.  Febr.  und  5.  Febr.  1876»  YII  S.  86. 
Der  klagende  O.-A.-Y.  hatte  45  M.  monatliche  lliete  für  einen 
gewöhnlichen  Arbeiter  liqoidirt,  während  der  Sachverständige  höchstens 
6  >r.  für  angemessen  erachtete.  In  dem  andern  Falle  12  M.  — 
Aehnlich  auch  XIII  S.  79.  —  Ueber  unnötigen  Aufwand  für  He- 
gleituug  von  Kranken  vgl.  Entsch.  v.  13.  Mär/  und  23.  Oktober  1880, 
XII  S.  201.  —  Für  ärztl.  Gebühren  Xlll  S.  100.  —  t  ür  Kranken- 
(iHege  XIY  S.  58,  XV  S.  64,  XVI  S.  57  n.  a.  m.  —  Wegen  Ideht- 
fertiger  Unterstütinng  arheitsfUiiger  Personen  vgl.  Entsch.  2.  Dezem- 
ber 1882,  XV  S.  54,  T.  22.  NoYember  1884,  XYH  S.  77.  —  Da- 
gegen XV  S.  51,  dass  unter  Umständen  trotz  vorhandener  Arbeits» 
ffthigkeit  Annenpflege  notwendig  werden  könne. 

Im  allgemeinen  sind  es  auch  hier  wieder  die  kleinen  Ver- 
bände, bei  denen  derartige  Fälle  vorliegen.  In  Fällen,  an 
denen  grössere  Gemeinden  beteiligt  sind,  handelt  es  sieh  durch- 
gehende nicht  um  die  Liquidation  höherer  Kosten,  als  wie  sie 
mr  die  eigenen  Angehörigen  aufgewendet  worden,  sondern 
nur  um  den  Versucfi,  gegen  das  Taritsystcm  aiizukiimpt'ea 
und  neben  den  tarifmüssigen  Dützen  noch  besondere,  dem 
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'\^'irklielicn  Aufwand  ungefälir  ont.spreehentle  Kosten  erstattet 
zu  erhalten.  Dieser  Versuch  ist  deshalb  sehr  charakteristisch, 
weil  er  wiederum  beweist,  wie  sehr  gegen  diese  Verpflicfatang 
zur  Krankenpflege  gegenüber  allen  durchreisenden  Kranken 
als  eine  der  grössten  WiUkürlichkeiten  des  GleeetM  reagirt 
wird^). 

Dass  die  F'Kllc  kostspieligerer  Wirtschaft  oinc  erheb- 
liche Bedeutung  im  N'crhjUtniss  zu  den  (.Tesumnitaufwenc hingen 
der  öftentlichen  ArniennHege  einnehmen,  möchte  trotz  alledem 
zu  bezweifeln  sein.  Man  muss  daran  denken,  dass  es  vor 
all^  die  groaaen  Städte  sind,  welche  nichtortsangehörige  Per- 
sonen zu  unterstutzen  haben,  und  dass  die  Armenpflege  in 
kleinen  Armenverbänden,  selbst  wenn  diese  einen  Unterschied 
zwischen  Orts-  und  Landannen  machen  sollten,  in  allen  Fällen 
noch  wesentlich  hinter  diMii  Durchschnittsaufwand  der  grösseren 
Verbund»'  /jirückl)l<'il)t.  lleherdies  ist,  wie  unten-)  nachzu- 
weisen sein  wird,  das  zitl'erniässige  Verhältniss  von  Landarmen 
und  Ortsarnien  kein  solches,  um  die  Unterstützung  von  Land- 
armen durch  Ortsannenverbünde  zur  Hauptsache  zu  machen. 
Was  aber  den  Vorwurf  nach  der  Richtung  hin  betrifft,  dass 
all  dies  eine  Folge  der  Reichsgesetzgebung  sei,  so  wird  man 
darauf  mit  dem  einfachen  Hinweis  erwidern  können,  dass,  so- 
weit er  begründet  ist,  er  f\ir  Jodi'  Armengesetzgebung  be- 
gründet ist;  in  welcher  ein  Erstattungswesen  irgend  welcher 
Art  zugelassen  ist,  und  <l;iss  s])cziell  in  Baiern  die  VerpHich- 
tung  des  Staates  zur  Erstattung  des  Aufwandes  für  heimatlose 
Personen,  sowie  die  gegenseitige  Erstattungspflicht  der  Hei- 
matgemeinden dieselben  Gefahren  heraufbeschwort 


1)  Es  sind  s.  B.  die  FSIle,  in  den«)  «ne  besondere  KfKtskiir  er- 
forderlich gewesen  ist,  bekanntlich  am  häufigsten  bei  den  vagircndon 
Elementen.  Vgl  Eutsch.  X  &  b4,  XU  8.  bl,  XIII  S.  102  und  unten 
§  174. 

•)  §  100. 
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6.  Kapitel. 

Soziale  Wirkungen. 

§  97. 

Der  Scheidung  der  VVirkungen  der  Armen-  und  Wirt- 
scliatt8^'os('tzfr<^'l)unf]:  in  Hnanzielle  und  soziale  kommt  eine 
prinziiMolh;  licdeutun^^  nicht  zu.  Im  Gruiidt'  ^^<'n<iiinii('n  sind 
finanzpolitische  Krwil^un^cn  zugh'.ich  inniier  soziaipolitistlie, 
wirken  die  aus  ihnen  erwachsenen  Gesetze  auf  die  sozialen 
Verhältnisse  so  gat  wie  auf  die  finanneUen  sorUck«  Von 
sozialen  Wirkungen  kann  daher  auch  hier  nur  in  einem 
engeren  Sinne  gesprochen  werden,  insofern  als  gewisse  Wir- 
kungen der  Gesetzgebung  als  in  hervorragendem  Masse  so- 
ziale hervorzuhehen  siiul. 

Schon  ))ei  Betrachtung^  des  all^^emoinen  SUmdes  und  der 
Verteilung  der  Arnienlast  ist  des  VorwurlcH  gedacht  worden, 
dass  die  Erleichterung  der  Freizügigkeit  bei  gleichzeitig  all- 
seitiger Durchführung  der  öffentlichen  AnnenpHc^e  das  Zu- 
und  Abströmen  der  änneren  Volksklasscn  befördere  und 
hierdurch  sowohl  die  Armut  tm  allgemeinen  sowie  die  unge- 
rechte Belastung  der  betroffenen  Annonvorbände  gesteigert 
werde.  Mit  Bezug  auf  die  sozialen  Wirkungen  der  Keichs- 
gesetz<:el»ung  winl  nun  dieser  Vorwui'f  wiederholt  und  vor 
allcni  betont,  dass  durch  die  (iestattung  des  freien  Zujj^es  und 
die  Gewährung  eines  überall  gleichartigen  Anspruches  auf 
Unterstützung  der  sittliche  Zustand  der  Bedürftigen  wesentlich 
▼erschlechtert  würde;  es  komme  femer  jenes  wesentlichste 
Moment  fruchtbringender  Armenpflege,  diu  vorbeugende  und  * 
individualisirende  Behandlung  des  einzelnen  Arnienpflegefalls 
in  Fortfiüli  weil  der  zur  Unterstützung  gänzlich  fremder,  in 
einer  voraussichtlich  dauernden  Verbindung  mit  ihm  nicht 
verbleibender  Personen  verptiichtete  Armeuverbaud  weder  die 
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faktiöclie  Mö<;liclik<'it  zu,  noeli  das  Interesse  an  einer  <lerar- 
tigen  Behandlung  habe.  Vor  allem  aber  maehten  «ich  diese 
beiden  Uebelstände  bemerkbar  bei  der  von  der  Reichsgesetz- 
gebung neu  geschaffenen  Kategorie  der  Landarmen,  welche 
aus  jcäer  aucn  noch  so  kurz  dauernden  Verbindung  mit  einem 
Ortsarmen  verband  p^elöst  und  mit  dem  Anspruch  auf  die  viel 
reichlicheren  Mittel  des  Landannenverbandes  .•nis;^( 'stattet  seien« 
Und  da  hier  jede  V()r1)t^n;^''<'nde  und  individualisin-iide  örtliche 
Armcnpfle<;e,  das  Inizaunihaltcn  der  Bedürftigen  gänzlich  un- 
möglich sei,  so  ]>ilde  das  Landarmenwesen  nicht  blos  eine 
Veranlassung  unratioueller  Arnienjjtiege,  sondern  es  befördere 
geradezu  die  Zuchtlosigkeit  einer  ohnehin  unter  heutigen 
Verhiütnissen  dem  Betteln  und  Landstreichen  in  hohem  Miurae 
zuneigenden  Bevölkerung. 

Soweit  die  Gegner  der  Reichsgesetzgebung  auch  Freunde 
der  Heimatgesetzgetjung  sind,  weisen  sie  zugleich  darauf  hin, 
dass  solche  Zustünde  nicht  eintreten  könnten  da,  wo  jede» 
Individuum  mit  einrr  Heimatgcnioiiidc  in  denl  Verhältniss 
daufi-nder,  nur  durch  den  Erwerb  einer  neuen  Heimat  zu 
lösender  Verbindung  stehe,  wo  das  Landarnienwesen  ebenso 
unbekannt,  wie  die  schnelle  Anknünfung  und  die  schnelle 
Beendigung  des  AngehCrigkeitsverhältnisses  unmöglich  sei. 
Nur  angesichts  eines  solchen  Verhältnisses  habe  der  Anspruch 
auf  Unterstützung  Sinn  und  Berechtigung;  nur  gegenüber 
einem  Heimatangehörigen  besitze  die  (Gemeinde  das  notwendige 
Interess  -  an  guter  Armenpflege  und  die  Möglichkeit  dieselbe 
durchzutühren. 

Im  einzelnen  ist  folgendes  hierüber  zu  bemerken. 


1.  Der  Anspruch  des  Armen  anf  Untersttttsong. 

§  98. 

Der  Vorwurf,  dass  die  Reichsgesetzgebung  dem  Bedürf- 
tigen einen  Anspiuch  auf  Armenhttlfe  gewähre,  beruht  auf 
einer  freilich  ziemlich  alten  Verwechselung  des  staatlichen 
Interesses  an  der  öffentlichen  Armenpflege  und  des  Verhält- 
nisses des  einzelnen  Individuums  zu  dem  verpflichteten  Armen- 
vt  rlt.'uide.  Schon  die  Entwürfe  und  Vorverhandlungen  zu 
dem  j>reussiseli<'n  (iesctz  von  1842  betonten  das  Interesse, 
welches  der  Staat  an  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ord- 
nung und  Abwendung  gemeiner  Gefahr  habe;  hierdurch  zur 
Ein-  und  Durchführung  der  Öffentlichen  Armen nflegc  genötigt, 
bestelle  er  üffentlich-rechtliche  Oigane  derselben,  die  ihm 
gegenüber  zur  Unterstützung  bedürftiger  Individuen  ver- 
pflichtet seien;  ein  Anspruch  des  Armen  solle  dadurch  in 
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keiner  Wci-se  begründet  werden  * ) :  eine  Meinung,  die  in  33 
des  Gesetzes  ihren  gesetzlichen  Ausdruck  fand.  Ebenso  spriclit 
§  1  des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1870  es  aus,  dass  Rechte  und 
Pflichten  auf  Grund  dieses  G^esetzes  nur  zwischen  Armen- 
Terbttnden  begründet  werden;  und  §  63  fügt  hinzn^  dass  dem 
Armen  kein  im  Rechtswege  verfolgbarer  Anspruch  auf  Unter- 
stützung zustehen  soll-).  Weil  nun  aber  die  Armenpflege 
schliessTieh  doch  .'in  Niemandem  anders  als  an  dem  einzelnen 
Individuuni  bethUti^irt  werden  kann,  so  vermochte  weder  das 
preusöisehe  noch  das  Reiclisgesetz  irgend  welcher  Bestininiungen 
zu  entbehren,  welche  das  Individuum  zu  einem  verptlichteten 
Amenverbande  in  persönliche  Beziehung  setzen;  sie  bedurften 
notwendig  der  Feststellung  individueller  Merkmale,  in  welchen 
die  gewünschte  Beziehung  zu  sachgemäss^m  Ausdruck  kommen 
konnte.  Und  weil  nun  weiter  diese  Merkmale  (Aulenthalt,  Ge- 
burt, Vereholichung)  ^^^•\nz  ähnliche,  ja  zum  Teil  dies«dben  sind, 
wie  dieieni<i:on  der  eigcnth'clieii  1  hnmatgesetzgebung,  m  nimmt 
bei  ihnen  die  Verwcrhsching  ihren  Anfang",  indem  der  iiier 
in  Bede  stehende  Ans]>rucii  des  »Staates  an  seine  (jlieder  auf 
Gewährung  der  Armenhülfe  mit  dem  durch  Heimaterwerb  be- 
grlUideten  Anspruch  identifizirt  und  aus  diesem  Anlass  ein 
privatrechtlicher  Anspruch  des  Individuums  unterstellt  wird: 
«ine  Auffassung,  die  durch  den  leicht  missverständlichen  Aus- 
druck „Unterstützungswohnsitz"  noch  einige  Nahrung  erhult. 
In  Wahrheit  aber  soll  damit  nicht  <'in  subjektives  Reicht  des 
Unterstützten  geschaffen,  sondern  lediglich  ein  ^lassstidj  ge- 
setzt word«Mij  mittels  d«'ssen  über  den  K(»pf  des  Individuums 
hinweg  nach  gewissen  Aeusserungeu  seiner  Existenz,  nämlich 
seinem  Verbleiben,  die  Armenlast  auf  die  verschiedenen  Ver- 
bände verteilt  wird.  Es  handelt  sich  also  vom  rein  theore- 
tischen Standpunkt  aus  lediglich  um  ein  Öffentlich-rechtliches 
Prinzip  in  Ansehung  der  Armenpflege  und  um  ein  finanzielles 
Prinzip  in  Ansehung  der  Armenlast 

Bas  Ges.  v.  31.  Dezember  1842  ftihrte  lediglich  den  Titel 

„Gesetz  nbcr  die  Yerpflichtang  zur  Armenpflege"  und  bezeichnete 
den  Aufenthalt  mit  keinem  andern  als  dem  Namen  „Aufenthalt". 

Erst  in  dem  Ges.  vom  21.  Mai  1855  Art.  1  heisst  es:  ..Die  Ver- 
pHirhtung  dos  Ortsarrncnverbandes  zur  Fürsorge  für  einen  Armen 
(der  U  n  t  e  r  s  t  U  t  z  u  n  g  s  w  0  h  n  s  i  t  z)'*  —  womit  ein  dem  französischen 
domicile  de  secours  nachgebihleter  Ausdruck,  wenn  auch  zunächst 
nur  parenthetisch,  zum  ersten  Male  angewendet  wurde.  —  In  dem 


Ihre  Ucbc'ieiijstimuiuug  lüermit  erklärten  —  mit  Ausnahme  des 
rbeiiiiachen  Landtages,  der  selbst  eine  derartige  Verpflichtung  dem  Staate 
gi^enüber  fJir  ;^«  f;üirlich  erachtete  —  die  8ämmtli(  licn  nl)or  den  Gesetz- 
entwurf betragten  Landtage.  Vgl.  das  Material  zur  Entfitebunga- 
gescbichte  bdArnoid  8.  iSs. 

')  ^Sl*  ^hen  8.  146  wegen  der  BteUmig  der  Keicbstagskommisiioii. 
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bad.  Ges.  vom  5.  Mai  1870  wird  dieser  Ausdruck  geflissentlich  znr 
Bezeichnung  des  neu  geschaffenen ,  auf  die  Aufenthaltsdauer  ge- 
grtiiuU'ten  Verhältnisses  gebraucht.  —  Flottwell,  nach  dessen 
gi-und legenden  Arbeiten  gerade  in  dieser  Frage  ein  Missverständniss 
nicht  mehr  liätte  vorkonimen  sollen,  poleniisirt  sehr  nachdrücklich 
gegen  jede  Ausdrucksweise,  welche  einen  subjektiven  Anspruch  des 
Individiiirais  beseiehnet,  wie  „AnnendoiDizil,  U]iterat.*Wobn8itBiL8.w/» 
und  schlägt  den  Ausdrack  „FOnorgepflicht  bezw.  vermögeiisrechtp 
liehe  Fürsorgeverpfiiehtung  der  Gemeinde"  Yor.  YgL  I  S.  64,  auch 
S.  7;  A dickes  1  S.  769  flf.  —  Uebrigens  gebraucht  auch  das 
B.-A  f.  d  H.  häutig  den  Ausdruck  nUeimat'',  ohne  freilich  damit 
etwas  anderes  als  U.-W.  zu  iiitMiien. 

Hecht  ^'ut  wird  der  Charakter  des  sug.  Ket-  htis  auf  Unterstützung 
bei  A  s  c  h  r  0 1 1  Ö.  154  Ii.  mit  Bezug  auf  die  englische  Armeupliege  dar- 
gelegt and  namentlich  betont,  daas  ein  aoldies  Recht,  selbst  wenn 
es  formell  durch  die  Geeetxgebaug  anerkannt  würde,  ans  den  in  der 
Nator  der  Annenweaena  Hegenden  Gründen  nie  die  Bedebtnng  eines 
zivilrechtlichen  Anspmehes  erlangen  könnte. 

Nun  will  freilich  auch  hier  der  theoretische  Standpunkt 

gegenüber  dem  wirklichen  Leben  nicht  so  sehr  viel  bedeuten. 
Denn  in  der  Praxis  wird  es  dem  Annen  zi(>>inlich  gleichgCÜtig 
sein,  ob  ihm  eine  Unt<'rstützung  f::e\vUhrt  oder  versnert  wird,  weil 
ein  r»ff»'ntliche.s  Interesse  im  konkreten  Falle  vorlie^^t  oder 
nicht  vorlie^^t,  oder  w»m'1  ein  persönliclKT  Ansprueli  an  den 
Armeuvcrband  begründet  oder  nicht  beyrUiidet  ist;  auch  wird 
der  Unterschied,  ob  ihm  ein  klagbares  Recht  eingeräumt  ist, 
oder  bei  verweigerter  Unterstützung  nur  die  Beschwerde  im 
Verwaltungswege  zugelassen  ist,  keinen  sonderlichen  Einfluss 
auf  die  Stellung  des  Armen  zu  dem  verpflichteten  Verbände 
ansn1)en.  Für  die  vorübergehende,  der  Bescitignng  eines  gegen- 
wiirti,^en  Notstandes  dienende  Hülfeleistung  kommt  überhaupt 
Kla;,'-«'  wie  Be.scbwerde  zu  spät,  wenn  der  verpflichtete  Armen- 
verliaiul  siinmig  gewesen  ist;  und  was  andere  Arten  der  Unter- 
stützung (insbesondere  dauernde)  beti'ifft,  so  wird  ein  Mensch  vou 
dem  durchschnittlichen  Bildungsgrade  des  Armen  sich  wohl  kaum 
ein  zutreffendes  Bild  von  den  Kompetenzen  der  Gerichts-  und 
der  Verwaltungsbehörden  machen  krmnen^);  er  hat  vielmehr, 
soweit  man  dies  aus  all^'  nu'iner  Ertabrun^^  beurteilen  kann, 
elier  noch  Vtirtr.iuen  zu  dem  ko.>t<  iilosen  Beschwerdeverfahren, 
als  zu  der  ;^"erichtlich»*n  Prozedur,  liir  welche  er  Ki'.stenvor- 
öchuss  zahlen  oder  das  Armenreclit  naciisuclu-n  niu>s.  Und 
schliesslich  würde  es  praktisch  doch  aui"  nichis  anderes  heraus- 
kommen können,  als  auf  eine  Ortliche  Sachuntersuchuug, 
deren  weder  die  Verwaltungsbehörde  noch  das  GMcht  ant- 
raten können,  und  bei  der  dem  Gutachten  der  örtlichen  Pflege- 


^)  Hierauf  macht  auch  Rick  er  t  S.  82  aufmerksam. 
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orgaiie  die  vomcl miste  Bedeutung  Eokommen  mu8s,  also  eben 
derjenigen,  welche  die  Unterstützung  aus  irgend  einem  Grunde 
abgelt  lmt  oder  in  einem  dem  Armen  nicht  zureichend  erschei- 
nenden Umfange  geleistet  haben.  Diese  Thatsaelie  wiivl  sehr 
schhigend  durch  «las  Beispiel  der  nieeklenburgiselien  (ifsetz- 
gcbuug  erwiesen,  meines  Wissens  dvs  einzigen,  welche  dem 
Armen  ein  klagbares  Rcclit  auf  Unterstützung  zugesUind. 
Dieses  Recht  sollte  nämlich  bei  den  Landgerichten  nur  erst 
geltend  gemacht  werden  dttrfen,  nachdem  durch  die  Ortsge- 
richte die  Hulfsbedttrfitigkeit  und  das  Mass  der  Unterstützung 
siunmarisch  festgestellt  worden,  mit  andern  Worten:  naehdem 
di'r  Beklagte  selbst  festgestellt  hatte,  ob  (»in  Anspruch  wider 
ihn  thatsächlich  begrümb't  sei.  Und  hierin,  in  der  Stellung, 
Wfdclie  der  einzelne  Armenverband  dem  Bedürftigen  gegenüber 
einnimmt,  liegt  in  Wahrheit  der  Schwerpunkt  der  ganzen 
Frage.  Wenn  ein  Armenverband  cUe  bei  ihm  nachgesuchte 
üntcrsttttsung  ganz  oder  zum  Teil  versagt,  so  giebt  es  hierfür 
nur  zwei  Gründe:  er  versagt  die  Unterstützung,  weil  <  r  die- 
selbe nicht  gewähren  kann  oder  nicht  gtnvUhren  wilL  £r 
kann  es  niclit,  weil  und  soweit  ihm  die  Mitt<'l  fehlen;  er  will 
es  nicht,  weil  er  den  Unterstützung  Naelisuc-heiid<'n  nicht  für 
bedürftig  hält.  Das  Können  ist  Sache  der  tinauziellen ,  das 
Wollen  oder  Niclitw'ollcn  Sache  der  verwaltungstechnischen 
Leistungsfähigkeit.  Nun  sieht  man  leicht  ein,  wohin  es  führen 
muss,  wenn  cuese  beiden  Fähigkeiten  in  anderer  Kombination 
erscheinen,,  wenn  ein  finanziell  leistungsfähiger  Annenverband 
einer  sorgsam  prüfenden  Armenverwaltung  entbehrt  und  um- 
gekehrt, oder  wenn  ein  finanziell  leistungsunf^higer  Verband 
eine  gute  jVnnenverwaltung  besitzt  und  umgekehrt.  Heis]»ie|o 
für  Armenverhiinde,  bei  denen  je  eine  dieser  vier  möglichen 
Kombinationen  stattgefunden  hat,  sind  in  genügender  Zahl 
bekannt.  Es  sei  erstens  an  die  an  Stiftungen  reichen  Orte 
erinnert,  welche  Bedürftige  und  Nichtbedttmige  zu  Unter- 
sttttzungsempfHngem  machten,  wie  etwa  Ueberlingeii ,  zwei- 
tens an  Orte  mit  sehr  reichen  Mitteln,  welche  durch  streng 
zentralisircnde  Verwaltung  Missbrauch  zu  verhüten  suchten, 
wie  etwa  Lübeck,  drittens  an  Orte,  welelie  mit  verhältniss- 
niäsöig  spjirliehcn  Mitteln  gut  zu  wirtschaften  sicli  bemühten, 
wie  etwa  Klh<;rfeld ,  und  viertcms  an  Orte,  in  denen  Mangel 
au  Mitteln  mit  völligem  Mangel  des  Verständnisses  für  die 
BedürfiiiBse  der  Armen ptiege  Hand  in  Hand  ging,  wie  vor 
allem  die  ländlichen  Gemeinden  des  Ostens. 

Diese  Beispiele  betreffen  die  Zeit  vor  Emanation  des 
Reichsgesetzes  und  beziehen  sich  auf  preussische  und  nicht- 
preussische  Orte.  Was  hat  nun  das  Reichsgesetz  hieran  ge- 
Hndert?  Sind  slimmtliche  AmioTivcrbJinde,  die  ja  vom  Oesetz 
prinzipii'U  gleichgestellt  sind,  inzwischen  an  finanzieller  und 
vcrwaltungstechnischer  Fidiigkeit  einander  gleich  geworden? 

Forfchongen  (27)  VI.  4.  —  M&nsterb-rg.  18 
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Boispif'lo  dafür,  dnss  dies  nicht  der  Fall,  sind  in  d<Mi  vorher- 
^'(•hciidiMi  Abschnitten  cbcnt'all.s  in  ln"nreiclunuh;r  Anzalil  vorge- 
tülirt  worden.  DcrZusUiud  ist  hüutc  derselbe,  wie  vor  zwanzig 
Jahren ;  es  besteht  noch  heute  eine  kaum  glauUiehe  Unffletch- 
mässigkeit,  verursacht  durch  Uoberfluss  und  Mangel  der  Mittel, 
durch  Fähigkeit  nnil  Unfähigkeit  clor  Amienverwaltung  in 
den  verschied cnen  Verbänden.  In  Wahrheit  ist  also  ein  An- 
spruch des  Amion  auf  Unterst (itzung  —  wenn  ein  solcher 
mit  Keclit  unt<'rstellt  werden  könnte  —  niclit  oder  doch  nur 
ins  »weit  verwirklicht  wurden,  als  es  schon  friUier  der  Fall  war. 

Noch  deutlicher  erhellt  der  wahre  Suchverhalt,  wenn 
man  nun  zur  Vergleichung  die  ältere  Heimatgesetzgebung, 
insbesondere  die  gegenwärtig  noch  geltende  bairische  betrach- 
tet. Art  6  Abs.  I  des  bäurischen  Armengesetzes  von  18G9  be- 
ginnt mit  den  Worten:  „Der  Anspruch  auf  öffentliche  Ar- 
menuntersttitzung  beschränkt  sich"  ...  In  Art.  10  Abs.  III 
hoisst  es  :  „  A  rbeitst'iihige  Personen  haben  kein  e  n  A  n  s  j)  r  u  c  h 

ant"  ütri'iitliche  Annenunterstiitzung"   Dem  Wortlaute 

nach  wird  also  jenes  alte  Recht  des  Ileiniatgenossen  auf  Ver- 
sorgung ausdrücklieh  anerkannt.  In  der  That  ist  dies  aber 
nur  dem  Wortlaute,  nicht  dem  Sinne  gemäss.  Die  Motive 
des  Regierungsentwurfes  heben  ausdrücklich  hervor,  dass  dem 
Bedürftigen  ein  Recht  auf  A rra en un terstü tz ung, 
welclies  im  Wege  des  Streites  zwischen  ihm  und  der  be- 
treffcMiden  Gemeinde  verfolgt  werden  kttnne,  nicht  zustehen 
solle.  Riedel  bemerkt  hierzu'),  dass  die  Beachtung  dieser 
Thatsache  nicht  blos  in  Bezug  auf  die  Kompetenzregulirung, 
sondern  auch  namentlich  deshalb  wichtig  sei,  weil  es  im 
Interesse  der  öffentlichen  Armenpflege  liege,  bei  den  Hülfe- 
suchenden  das  Bewusstsein  rege  zu  halten,  dass  sie  nicht 
um  ihretwillen,  sondern  ans  Rücksicht  auf  das 
Gemeinwohl  unterstützt  werden,  und  eben  des- 
halb die  Unterstützung  nicht  zu  fordern,  son- 
dern zu  erbitten  haben. 

EIm'Uso  wird  in  der  sächsischen  Heiniatges(»tzgebung  ein 
„Anspruch"   des  Heimatgenossen  anerkannt;  aber  es  werden 

f leichzeitig  Bestimmungen  erlassen ,  welche  das  ernsthafteste 
Bestreben  zeigen,  vor  allem  einen  „Anspruch"  des  Armen 
nicht  zuzulassen'),  so  dass  sich  auch  hier  dieser  Ausdruck 
nur  als  eine  Rcmtniscenz  aus  dem  alten  Iloimatreeht  darstellt 
und  nichts  .mderes  bedeutet,  als  dass  <ler  JStaat  an  jeden  Hei- 
niatbezirk  die  Anr^i-d'-rnng  öffentlicher  ArniiMifürsorge  im 
Interesse  der  Allgenjeinlieit  stellt,  aber  die  Kosten  derselben 
nach  ^Iass<ralie  der  individuellen  Zugehörigkeit  zu  den  ein- 
zelnen Bezirken  uulerlegt.    Dtis  Gleiche  gilt  für  die  übrigen 


^  S.  73  Aum.  3  zu  Art  6. 

*)  Vgl.  bcflonden  §  1  »7.  27—31.  184  ff.  der  Annenoidnung  von  1840. 
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Hoiniatpvsetzj^el)iiiip^«ni  mit  Aiisiialmn'  der  oben  erwälmten 
ineckleiil)urgi.sc'lien  Siii;i:iilarit,'lt.  So  drückt  sich  iil)erall  denn 
die  Tendenz  aus,  dem  in  sich  geschl*>sbenen  Verhiiltniss  von 
Rechten  und  Pflichten  der  Heimatgenoasen  das  höhere  ^Staats- 
intoresse  überzuordnen  und.  ganz  wie  es  in  Preussen  1842 
geschehen  war,  die  privatrechtliche  Verpflichtung  zur  Armen- 
Unterstützung  in  die  öffentlich-rechtliche  Verrichtung  zur 
Amif'npflegc  umzuwandeln. 

Aher  ebenso  wie  in  Preussen  und  ^'ejL^enwärtig  im  (roltunj^s- 
gebict  des  Gesetzes  ül»er  «l  -n  Unterstützuni^swohnsitz  dies  ? 
Vorschriften  die  erlieblichsten  Unj;h'iclim{issi«xkeiten  nicht  zu 
hindern  vermocliten ,  cbunso  blieb  die  Durchtuhrung  der 
öffentlichen  Armenpflege  in  den  Gebieten  des  Heimatrechts 
und  gegenwärtig  in  Buem  eine  Ortlich  nach  Massgabe  der 
Armenmittel  und  der  Fähigkeit  der  Armen  Verwaltung  ver- 
schiedene und  in  hohem  Orade  ungleichmässige.  Auch  dies 
ist  im  ^^•l-hergehenden durch mannigfiUtige Nachweisungen niüier 

dargetlian  worden. 

Man  erkennt  also,  dass  der  j::e<j^cn  die  Reichsgesetz^<'bung 
erhobene  Vorwurf,  sie  schafTe  einen  Ansj)ruch  des  Annen, 
ebenso  unrichtig  ist,  wie  die  demselben  entgegengesetzten  Ein- 
wendungen berechtigt  sind,  dass  die  in  Betreff  dieses  Punktes 
erlassenen  Gesetzesbestimmungen  im  Reich  und  in  Baiern  im 
Grunde  auf  ganz  densolbffll  theoretischen  Grundlagen  beruhen. 

Aber  dennoch  mahnt  gerailo  diese  theoretische  Ueberein- 
Stimmung  zur  ErwJigung,  ob  niclit  dem  \'or\vnrfo,  wenn  er 
etwas  anders  gefasst  und  an  der  rieliti^^en  St^-lh'  erh'ilicn 
würde,  eine  g(!wisse  Bedeutung  /.ukiune;  wenn  man  ihn 
niimlich  so  ausdrückt,  dai*s  auch  schon  die  Verpfliclitung  der 
Armenverbttndc  gegenüber  dem  Staate  eine  Gefahr  in  sich 
berge,  indem  durch  sie  dem  Mttssiggänger  und  Verschwender 
so  gut  wie  dem  Schwachen  und  Kranken  Vcrsoigung  unter  allen 
Umstünden  garantirt  wird,  und  daher  das  an  einem  Orte  mit 
reich«'n  Mitt<'hi  und  etwas  lässiger  Armen  Verwaltung  sidi  auf- 
haltende Individuum  doch  thatsächlich  so  gestellt  werde,  wie 
Jemand,  dem  ein  Anspruch  auf  Unterstützung  ausdrücklich  zu- 
gestanden wird.  Mit  dieser  Massgabe  ist  der  Vorwurf  allenlings 
gerechtfertigt;  nur  trifft  er  dann  nicht  mehr  das  Armengesetz 
selbst,  sondern  die  zu  seiner  Ausflihrung  erlassenen  Bestim- 
mungen und  deren  thatsächliche  Ausftihmng.  Es  ist  mit  andern 
Worten  ein  Vorwurf,  der  gegen  die  Verwaltung  des  Armen- 
wesens, gegen  Art  und  Mass  der  Unterstützung  erhoben  wird. 
Die  hierfür  in  Betracht  fallenden  Momente  —  insliesondere  das 
weitaus  wichtigste  des  ArVx'itszwaiiires  gegenüber  bedürftigen 
arbritsfäliigen  Individuen  —  wi-nlen  unten  zu  enu'tern  sein.  Hier 
ist  nur  noch  des  Zusanmienhanges  wegen  darauf  hinzuweisen, 
dass  ganz  allgemein  die  schädliche  Wirkung  jeder  ÖffenÜichen 
Unterstützung  und  Gesetzgebung  von  den  Anhängern  der 

18* 
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ausschlieBscnd  freiwilligen  Armenpflege  behauptet  wird.  Wie 
weit  diese  Behauptung  begründet,  was  für  und  wider  dieselbe 
anzuführen  ist,  winde  bereits  oben  (§  18—23)  näher  dar- 
gelegt. 


2.  Das  LandamienweseB. 

§  Ö9. 

Heftiger  als  gegen  irgt.'ud  eine  andere  aus  dem  preussi- 
schen  Armenreclit  üliernonnneiie  Institution  sind  die  Angriffe 
gegen  das  Laudannenwesen ;  doch  sind  dieselben  zum  grösseren 
Teil  nur  ein  anderer  Ausdruck  der  bereits  anderweit  ge- 
machten Angriffe,  insofern  sie  dem  wirtschaftlichen  Aequi- 
valenty  der  Kostspieligkeit  der  Armenpflege  in  Bezog  auf 
Landarme,  dem  sog.  Anspruch  des  Armen  auf  Untersttttzmig 
und  einigen  mehr  untergeordneten  Punkten  gelten.  Dagegen 
empfiingt  der  Vorwurf,  dass  das  Individuum  dureh  das  System 
des  Unterstützungswolnisitzes  von  dem  festen  Grunde  der 
engeren  Genieinseliaft  losgelöst  werde,  in  Bezug  auf  das  Land- 
amienwesen  einen  gewissermassen  neuen  und  eigentiimlieheu  In- 
halt, indem  hierin,  in  dem  yoUstilndieen  Mangel  jeder,  selbst 
der  abgeschwächten  Zugehörigkeit  des  Untersttttasungswohn- 
Sitzes,  (Ii*  verderblichste  Konsequenz  dieses  Systems  erblickt 
wird,  welches  mit  seiner  geflissentlichen  Zerstörung  des  fio 
meindelebens  Landstreichen,  Betteln  und  wirtseliaftliehe  Zuelit- 
losigkeit  notwendig  zur  Folge  ha])e.  Denn  nur  die  engere 
Gemeinsehaft,  deren  treuestes  Abbild  die  Heimat  sei,  kJmne 
im  8tiinde  sein,  durch  Zucht-  und  Vorbeugungsmassregeln  die 
zu  ihr  gehörigen  Individuen  sittlich  und  wirtschaftlich  zu  be- 
einflussen und  zu  kräftigen ;  an  einem  Orte,  wohin  jder  Land- 
arme gehöre,  fehle  es  aber,  weil  nur  der  Ort  des  Unter-  | 
Sttttzungswohnsitzes  zur  Wiederaufnahme  und  dauernden  Dul- 
dung ein«'s  Bedürftigen  verpflichtet  sei,  während  der  Landarme 
im  Bezirke  des  Landarmenverbandes  entweder  direkt  durch 
die  Landannenbehörde,  ein  zur  individuellen  Annenjitlege  un- 
tflhiges  Organ,  unterstützt  oder  einem  Ortsarnien verbände 
zugewiesen  werde,  mit  dem  er  in  keinem  inneren  Zusammen- 
hange stehe,  der  ein  finanzielles  oder  sonstiges  Interesse  an 
seinem  Ergehen  nicht  habe.  Weil  mm  dieser  Zustand,  ver- 
btmden  mit  der  an  jedem  Orte  garantirten  ArmenhUlfe,  den 
zur  Arbeit  nicht  willigen  Elementen  sehr  zusagend  sei  und 
die  wirtschaftlichen  und  sozialen  VerhiUtnisse  leichtfertiges 
und  miissiges  Unilierzielieii  olmehin  selir  begünstigten,  so 
nehme  die  Zahl  der  T^andannen  imniei-  nielir  zu,  verschlimmerten 
sich  die  mit  ilirer  Existenz  verbundenen  Uebelstände  mehr 
und  mehr.  Einer  der  Hauptgegner  glaubt  behaupten  zu  dOrfcn, 
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dass  man  durch  das  Orsetz  von  1870  den  grösstcn  Teil  der 
vermögenslosen  Bevölkcniiig  zu  Landurnien  degradirt  habe 

Die  Klarstellung  des  Landarmenwesens  in  Bezug  auf  seine 
finanzielle  Bedeutung  ist  in  anderem  Zusammenhange  versucht 
worden;  es  zeigte  sich,  dass  vom  Standpunkt  der  gerechten 
Verteilung  der  Armenlast  die  Uebernahme  der  IM&rsoige  für 
nicht  gemeindegehörige  Mitglieder  durchaus  angemessen  ist 
und  dass  dieser  Einsiclit  sich  auch  die  Heimatgesetzgebung 
niemals  verschlossen  hat.  Auch  wurde  dargelegt,  dass  die 
Schaffung  von  Ortsarmen  und  Landannen  als  qualitativ  ver- 
schiedenartig berechtigter  Subjekte  der  öffentlichen  Annen- 
pflege nicht  im  Sinne  des  Gesetzes  liegt,  dass  vielmehr  die 
Zuweisung  der  Armenlast  an  Orts-  und  an  Landarmenver- 
bände nach  Maasgabe  gewisser  von  dem  Verbleiben  des 
Individuums  heigenommener  Merkmale  nur  der  gerechteren 
Verteilung];;  der  Armenlast  dienen  und  ebenfalls  eine  aus- 
schliesslich finanzpolitische  Bedeutung  haben  soll.  Weder  ist 
eine  Erhöhung  des  Ortsannen,  noch  eine  Degradation  des 
Landarmen  dadurch  beabsichtigt,  dass  in  dem  einen  Falle  der 
Ortsarmenverband,  in  dem  andern  der  Landannenvorband  die 
Kosten  der  Armenpflege  bezahlt  Wenn  Jemand  durdi 
Leistungen  der  Armenpflege  degradirt  wird,  so  wird  er  es  in 
dem  einen  Falle  so  gut  wie  in  dem  andern.  Auf  diesen  theo- 
retischen Standpunkt  der  Reichsgesetzgebung  ist  im  Übrigen 
hier  nicht  nochmals  einzugehen. 

Nun  soll  aber  auch  hier  so  wenig  wie  oben  der  llaupt- 
nachdruck  auf  den  theon-tischen  Standpunkt  geleimt  werden. 
Auch  hier  ist  von  vornherein  anzuerkennen,  dass  die  Vor- 
würfe durchaus  berechtigt  sind,  sobald  sich  eigiebt.  dass  das 
Oesetz  bei  der  praktischen  Handhabung  einen  von  ihm  eigent- 
Ucb  nicht  gewollten  Sinn  erhalten  muss,  wenn  sich  ergiebt, 
dass  die  flnanzielle  Wohlthat,  welche  den  Ortsannenverbiinden 
durch  Entlastung  erwiesen  werden  soll,  überwogen  wird  durch 
schwere  Nachteile  ander<'r  Art,  welche  der  Gesannntheit  durch 
das  Landannenwesen  zugefügt  werden.  Dass  sittliche  Folgen, 
wie  die  von  den  Gegnern  des  Landarmenwesens  behaupteten, 
als  derartige  schwere  Nachteile  erachtet  werden  müssten,  bedarf 
aber  keines  weiteren  Nachweises.  Nur  wird  man  sich  bemühen 
müssen  y  anders  als  wie  es  durchweg  von  Seiten  der  Gegner 
geschieht,  über  allgemeine  Behauj)tungen  hinauszugelangen 
und  wenigstens  einiges  thatsächliche  Material  zu  suchen, 
aus  welchem  Grund  oder  Ungnmd  jener  Vorwürfe  gefolgert 
werdeu  kann      Denn  obwohl  es  an  vollständigen  Nacimchten 

')  Waentig  S.  37;  Lnthardt  S.  45  ff.  Sevdel  eebnmebt  in 
seiner  Hyst<>matieäien  DusteUang  immer  den  wenig  gMcUiefien  Auadfoek 

„Landannut". 

h  Man  lese  nach,  was  Luthardt  und  Waentiu  auf  der  einen, 
Adicses,  der  Verteidiger  des  LandaxmenweBena,  auf  der  andern  Seite 
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auch  liior  tV'lilt  uiul,  um  nach  rückwärts  zu  vrr^hM'clien,  innuer 
i'ehh'U  wird,  ^^iobt  es  doch  eine  Reihe  von  Zahlen  und  That- 
sachen,  welche  die  in  Fnige  stehenden  Zustände  eiuigermassen 
anfiEuklären  vermögen. 

g  100. 

Ueber  die  Zahl  der  Landarmen  und  den  Umfiuig  der  für 
sie  zu  machenden  Aufwendungen  mögen  die  folgenden  Nach- 
weisungen Orientiren. 

Bei  der  Zählung  im  Königreich  Sachsen  1880  stellte  sich  das 
Yerhältniss  der  Landarmen  auf  1962  von  fiberhaupt  36  301  Selbst- 
nnterstotzten  ^  &.40  % ;  hierbei  war  aber  der  Anteil  der  einielnen 
Bezirke  ein  sehr  verschiedenartiger :  es  entfielen  anf  die  Amtshanpt- 
mannschaften  Dresden  und  Leipzig  11  und  13  ®  o<  während  in  an- 
dern, vornehmlich  in  den  zur  Kreishauptmannschaft  Zwickau  ge- 
hörigen Amtshaiii>tniannschaftcn  die  Landarmen  weniger  als  2^'  o  der 
öffentlich  Unterstützten  betrugen.  Vgl.  a.  a.  0.  Tah.  20.  21.  —  Die 
Statistik  des  D.  V.  ergab  1880  in  40  Städten  auf  126422  Selbst- 
unterstützte  8o43  Landarme  ^  6.60"  u,  ein  Verliältniss,  welches  dem 
Ergebniss  für  Sachsen  insofern  zn  entsprechen  scheint,  als  bei  der 
Yereinsstatistik  nnr  SUldte,  also  OrtsarmeoTerbftnde  mit  sehr  star- 
kem auswärtigen  Zufluss,  beteiligt  waren.  Vgl.  a.  a.  0.  Tah.  18; 
auch  die  im  Stat  Jahrb.  der  Stadt  Berlin  f.  1883  S.  222  mit- 
geteilte Tabelle.  Ausweislich  der  Erhebung  der  Provinz  Hanno- 
ver für  1879  zur  Erndtlelung  des  gcsammten  Armenaufwandes 
(dem  Verw. -Bericht  für  18S1  beigefügt)  wurde  in  den  Ortsarmen- 
verbänden der  Lauddrosteibezirke  die  in  der  folgenden  Tabelle  an- 
gegebene Zahl  von  Orts-  and  Landarmen  onterstQtzt  und  worden 
hierbei  die  gleichfalls  ans  der  Tabelle  erhellenden  Aufwendongen 
gemacht  Die  Nachweisang  nmfasst  den  weitaas  grössten  Teil  der 
Landarmen,  da,  wie  der  Yerw.-Bericht  S.  33  ergiebt,  unmittelbar 
durch  den  L.-A.-V.  nur  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Personen  im 
Landarmeuhaose  untergebracht  war.  — 


für  thatsäciilichos  Nfaterial  bttbringen.  Während  letzterer  —  vgl.  be- 
sonders S.  786  ti".  und  S.  74')  —  aus  allen  irjxond  zugänglichen  Quellen 
schöpft,  begnügen  sieh  jene  uiit  einigen  ganz  dürftigen  Angaben  über  das 
Waänen  der  Armen  last  in  Sachsen  und  Baden  fUr  die  Zeit  von  1874  bis  ISTS» 
bezw  von  1S72  bis  1>7/).  ohne  zu  berücksichtigen,  dass  di«  si-  Staaten  vor 
allem  mit  dem  Uebergange  zu  dem  Landarmenwescn,  sowie  mit  dem  all- 
gemeinen wirtBcbafUichen  Niedergange  nach  1878  zu  kiUnpfen  hatten. 
Aach  ist  das  in  dioptm  Zusainincnliang*'  wichtigste  Moment,  nämlich  das 
Verhältnifls  der  Zahl  der  <tr1sarmeu  zu  derjenigen  der  Landarmen,  so- 
wie das  Verhältniss  des  gerammten  Aufwandes  der  Ortsannenverbände 
zu  dem  gcsanimtr  n  Aufwand  der  Landarmenveibiade,  gar  nicht  beiithrt. 
Vgl.  bei  Luthardt  S.  58,  Waentig  S.  2L 
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Nach  AiMweiB  der  am  1.  Juli  d.  J.  in  den  Eüuelstaaten  ab- 
zoflcUieaeenden  Reichsarmenstatistik  worden  im  Kalendeijahre  1885 

innerhalb  des preossischcn  Staatsgebietes  von  Ortsarmen- 
verbänden 501»  333  Faniilienhiiupter  und  Einzclstehende,  dazu 
419  525  mitunterstützte  Angehörige,  zusammen  921*458  Personen, 
von  Ii  an  darmeii  verbänden  18  357  Selbst-  und  5  524  Mit- 
unterstiltzte,  im  Ganzen  23s81  Personen  im  Wege  der  öftVntlielien 
Arnienptiege  uuteräluut.  Die  Gesammtzahl  der  Unterstützten 
betrag  hiema^  958839  oder  8.87  ^/o  der  am  1.  Dexember  1880 
und  8.66  ^/o  der  nach  den  Torlftiifigen  Ergebnissen  der  Volksxfthlong 
am  1.  Dezember  1885  ennittelten  ortsanwesenden  Bevölkemng. 

Was  die  Art  der  Unterstützung  anbetrifft ,  so  wurden 
von  den  Orts  armen  verbänden  l^jsni  Selbst-  und  33  7*.»3  Mit- 
unterstützte, zusammen  186  644  Persomn  in  einer  Anstalt,  dagegen 
357  082  Selbst-  und  385  732  Mitunterstut/te,  zusammen  742  Kl4 
Personen  in  ihrer  eigenen  oder  in  einer  fremden  Wohnung  verptiegt, 
80  dass  20.08  %  der  Unterstützten  Ansteltsptiege  und  79.92  ^/o 
offene  Pflege  genossen;  bei  den  Ortsannen?erbinden  von  Städten 
betrog  der  Anteil  der  Anstaltspflege  21.26,  bei  denen  von  Land- 
gemeinden 20.21 ,  bei  denen  von  Gutsbezirken  nur  7.73  und  bei 
den  gemischten  Armenverbänden  19.07  o  der  Unterstützten.  Von 
Seiten  der  Landarmen  verbände  wurde  an  8  908  Selbst-  und  81 
^litunierstützten,  also  zusammen  an  8  989  Personen  AnstaltspHege.  an 
9  449  Selbst-  und  5  443  Mitunterstützten,  also  zusammen  an  14  892 
Personen  offene  ArmenpÜege  geübt,  so  dass  hier  die  geschlossene 
Pflege  87.64  die  offene  62.36  *^.o  der  Unterstützten  nmfasste. 
Vgl.  Stat  Korr.  d.  Preoss.  Stat  Bor.  v.  8.  Juli  1886:  Das  Haopt- 
ergebniss  der  Armenstat.  f.  Prenssen  1885. 
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In  andrer  Weise  drückt  sieh  das  Ycrbältniss,  für  das  läder 

weitere  direkte  Angaben  über  die  Zahl  der  Land-  und  Ortsarmen 
nicht  zu  Gebote  stehen,  durch  die  Ausgaben  für  l)eide  Kategoripü  , 
aus.    Auch  hier  sind  nur  vereinzelte  Anfralien  vorhanden  :  am  um- 
fassendsten wieder  aus  Oldenburg,  worüber  sich  die  folgende  Tabelle 
verhält. 

Im  Uerzogtum  Oldenburg  (Grossherzogtum  ohne  Lübeck  und 
Birkenfeld)  betrugen  die  Ausgaben: 


hn  Jahre 

a.  der  Gemeinden 
lEtlr  örtUche  Armen- 
pflege 

Ifttlc 

b.  der  Landarmen- 
verbändo  für  land- 
arme Peiaonen 

Kuk 

die  An^be  m  b 
in  Pkosent  der 
Geaammtanagabe 

1878 

558742 

2800 

0.49 

1874 

542882 

5721 

1.04 

1875 

549878 

12647 

2.29 

ZosamineiigesteUt  m  Tab.  XV  und  XX  bei  Kolbnann  S.  245 
und  272.  —  Hierin  sind  die  Ausgaben  der  Stadt  Oldenboig  und 

des  Amtes  Landwührden,  welche  zugleich  Orts-  und  L.-A.-y.  bilden, 
nicht  inbegriffen.  Doch  sind  auch  hier  einige  Amtsverbände 
(welche  in  0.  als  L.-A.-V.  fungiren)  während  aller  drei  Jahre  ohne 
jede  Ausgabe  für  Landarme  geblieben,  während  andere,  besonders 
die  mit  dun  LMössercn  Städten  besetzten  Aemter  Oldenburg,  Varel, 
Jever  und  blollhauin  vei  hältnissmässig  höhere  Beilage  (zusauuueu 
etwa  drei  Viertel  der  ganzen  Ansgabe)  anfinnranden  hatten. 

Anaweialich  der  ebengenannten  preoas.  StaL  betrogen  im  Jahre 
1885  die  Gesammtanfwendnngen  der  OrtsarmenTerbftnde  49.8  Kill. 
Blurk,  der  LandarmenTerbftnde  5.6  MiU.  H. 

Hält  man  alle  diese  Zahlen ,  welche  sich  auf  sehr  ver- 
schiedene Zeitrännx  (1873—1875,  1880,  1883,  1885)  beziehen, 
zusammen,  so  wird  man  in  ihnen  eine  Ilindeutung  auf  das 

richtige  Verhältnis«  di-r  Landarmen  zn  den  Ortsarmen  findoii, 
das  in  gnissercn,  dem  Zuiliissr  stark  ausgesetzten  Gemeinden 
und  Bezirken  5 — 10  "  o,  in  kleiniMcn  0  —  5  ^'  o  ^)etragen  möchte. 
Docii  ist  hierbei  zweierlei  zu  beaeiiten.  Erstens  liegt  den 
Landarmenverbänden  in  ihrer  eigentumlichen  Stellung  die 
unmittelbare  Ffürsorge  für  gewisse  Kategorien  der  ArmenpHege, 
sowie  die  Beihttlfc  an  unvermdgende  Ortaarmenverbänae  ob; 
die  Angaben  über  die  diesbezüglichen  der  Ortsärnienpflege  su 
gute  kommenden  Aufwendungen  sind  in  den  Nach  Weisungen 
des  jjcsammten  Aufwandes  für  das  Landannenwesen  mit  ent- 
halten. Und  zweitens  ,i^el)en  die  Nac]iweisun^''<'n  der  Land- 
armenvcrbändc  immer  die  positive  und  vollständige  Ausgabe 
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flir  alle  diejenigen  an,  die  keinem  Ortsarmenverbande  au- 
gehören, während  der  aus  öffentlichen  Mittdn  gemachte 
Aufwand  der  Ortsarmenrerbftnde  aus  den  yerschiedenartigsten. 
mehrfach  daigelegten  Gb'Qnden  durchaus  nicht  immer  (\ov  Zähl 
der  Ortsarmen  zu  entsprechen  braucht.  Eine  richtige  Berech- 
nung, wenn  sie  iiberliaupt  mögUch  wäre,  wiinb'  zweifellos 
einen  t^erin^rercji  Anteil  der  Landarmen  ergeben,  als  wie  vor- 
ätühend  angenommen. 

§  101. 

Gleichwolil  würde  aueli  dieser  Anteil  nocli  beträchtlich 
genug  sein,  um  das  LandarnitMiwe.scn ,  s«»t'ern  *\s  die  behaup- 
teten üblen  Folgen  wirklich  liaben  sollte,  bedrohlich  erscheinen 
zu  lassen.  Nur  muss  man  bei  Erwägung  derselben  berück- 
sichtigen, dass  das  Wachsen  des  Aiuwandes  filr  das  Land- 
armenwesen an  und  fUr  sich  natOrlich  ist  und  der  Absicht 
des  Gesetzes  entspricht,  die  Ortsarmenverbände  zu  entlasten, 
und  dass  die  Gefrihr  erst  da  beginnt,  wo  die  Aufwendungen 
ganz  ausser  Verhältniss  anschwellen  oder  eben  jene  Folgen 
eintreten*).  Vor  allem  wird  es  sich  also  um  die  Nachweisung 
eines  derartigen  Zusammenhanges  handeln. 

Wenn  nun  in  dieser  Beziehung  zunächst  das  Fehlen  einer 
engeren  Gtmeinschaft  betont  wird,  welcher  der  Landarme  zu- 
gewiesen werden  könnte,  so  beruht  dies  auf  einer  Verwech- 
sdung der  Verpflichtung  zur  Armenlast  und  der  Verpflichtung 
zur  Duldung  des  Aufenthaltes.  Denn  diese  beiden  stimmen 
nur  in  dem  einen  Punkt«-:  überrin,  dass  in  jedem  Falh*  der 
Ortsarmenverband,  weklu-r  zur  Uiit<'rstiU/,iing  endgültig  ver- 
j)tliehtet  ist,  auch  das  unterstützt«*  Individuum  bei  sicli  auf- 
nehmen muss  5  im  übrigen  unterscheiden  sie  sich  gerade  darin 
von  einander,  dass  jeder  Ortsarmenverband  zur  Duldung  des 
Aufentiudts  verpflichtet  ist  —  auf  Ghrund  des  FreizUgigkeits- 
gosetzes  — ,  aber  nur  der  Armenverband  endgültig  die  Ar- 
menlast tragen  muss,  welchem  das  Individuum  als  Ortsarmer 
angehört  —  auf  Grund  des  Unterstützungswohnsitzgesetzes  — , 
Nur  eine  Ausnahnni  ])esteht  liiervon.  und  zwar  bezüglich  der- 
jenigen Individuen,  die  aus  anderen  Uründeu,  als  wegen  einer 


')  Das  rapide  Anwachsen  der  Landarmenlast  (oft  in  1  bis  2  Jahren  nm 
daä  doppelte)  zeigt  sich  lediglich  in  den  Gebieten,  die  trühcr  die  Einrich- 
tung 068  LaiidarmenweseiiB  nicht  hatten,  während  die  preoasischen  Pro- 
vinzen fine  bei  weitem  langsainnro  Zunanme  zdp'n.  rierons  sind  aiioli 
hier  die  maunigfachaten  Eiuüüsse  deatlich  erkennbar.  Beispielsweise 
geben  die  in  den  meisten  Provinzen  in  «Um  Kriegsjahren  1870  und  1871  sehr 
erbeblich  gestiegenen  BetcSge  in  den  foLEenden  Jahren  um  den  dritten 
bis  Werten  Teil  zurück,  um  erst  in  der  Zeit  nach  dem  Wirtschaft  liehen 
Rückschläge,  vor  allem  in  den  Jahren  1.^76  und  1877  die  frühere  Höhe  zu 
erreichen  bc/w.  zu  Gbenohrdten.  Vgl.  die  bei  Adickes  t  S.  736—745 
mitgeteilten  Zahlen. 
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nur  vorQbergehenden  ArbcitsunfUhigkeit,  untersttltKt  werden 
müssen  (g  5  des  Gesetzes  Uber  die  Freüsttgigkeit).  Es  hat 
also  der  Umstand,  dass  ein  Landarmenverband  die  Kosten  der 
Unterstützung  trögt,  absolut  keinen  Einfluss  auf  das  Ver- 
bleibon des  unterstützten  Individuums,  sofern  nicht  jene  eine 
Ausnalime  vorlie^'t;  weder  steht  dem  Lundarnu-n verbände  das 
Recht  zu,  solchen  Individuen  den  Autenthalt  anzuweisen,  noch 
irgend  einem  Ortsarmenverbandc,  ihnen  den  Aufenthalt  zu 
versagen;  bieHlber  bestimmt  lediglich  die  freie  EntscbUessung 
dessen,  der  vorübergehend  unterstützt  wird. 

So  besteht  denn  ein  sehr  erhebb'cher  Unterschied  zwischen 
vorübergehend  und  dauernd  Unterstützten,  der  für 
unsere  Frage  insofern  besondere  Rfdeutunji;  g'<nvinnt,  als  rti^'el- 
niUssijiC  die  ersteren  mit  den  jüngeren  Altersklassen  (15 — 30 
Jahre)  idf^ntisch  sind'),  widmend  dauernd»^  Unterstiitzun«^  regel- 
mässig nur  für  ganz  jugendliche,  ganz  alte  oder  für  sieche  und 
gebrechliche  Personen  nötig  wird. 

Nun  leuchtet  aber  ein,  dass  es  gerade  diese  Jüngeren 
Altersklassen  sind^  fbr  welche  sittlich-schndliche  Wirkungen 
der  Gesetzgebung,  wie  plan-  und  zuchtloses  Umherschweifen, 
gefUrchtet  werden  müssen,  während  jene  aus  dauernden  Ur- 
sachen Bedürftigen,  sie  seien  welelien  Standes  sie  seien,  durch 
ihren  körperliehen  oder  geistigen  Zustand  ohnedies  meistens 
verhindert  sind,  sich  frei  zu  bewegen. 

Wird  von  diesem  (jesichtspunktc  aus  betrachtet,  welchen 
Wert  der  Besitz  einer  festen  Heimat  als  eines  Ortes  hat,  der 
an  dem  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Wolde  seiner  Ange- 
hörigen interessirt  ist  und  durch  Massregeln  der  Zucht  und 
der  Vorbeugung  auf  diesellx-n  einwirken  kann,  so  ergiebt 
sich,  dass  bei  fortliestiihcniler  Freizügigkeit  auf  diejenigen 
Personen  eben  nielit  eingewirkt  werden  kann,  welche  der 
Zucht  am  meisten  bedürften,  und  dass  hierbei  die  Frage  nach 
dem  verptlicliteten  Armenverbande  ganz  gleichgültig  i,st.  Und 
diese  Betrachtung  führt  zur  Erkenntniss  des  wahren  Inhaltes 
der  hierher  treffenden  Vorwürfe:  genannt  ist  das  Land- 
armenwesen als  Ursache  schädlicher  Zustände,  gemeint 
aber  ist  die  Freizügigkeit,  welche  in  dem  gegenwärtig 
zugelassenen  Umfange  es  verbindert,  dass  die  unruhigsten 
Elemente  der  Bevölkerung  in  der  Freiheit  der  Niederlassung 
und  der  Wanderung  beschrUnkt  und  einem  bestimmten  Orte 
zugewiesen  wnleii ,  bezw.  aus  jedem  andern  ak  dem  Hei- 
matorte ausgewiesen  werden  können. 

Und  weiter  ftihrt  diese  Betrachtung  auch  zugleich  zum 
Erkennen  dessen,  was  es  mit  der  Znchtlosigkeit,  mit  dem 
Betteln  und  Landstreiehen  als  Folge  des  Landarm  enwesens 
auf  sich  hat   Denn  auch  hier  iindet  eine  ganz  ähnliche  Ver- 


<)  Vergl.  oben  5.  247. 
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wofhselung  statt.  Dom  Laiularmenvorbaiulc  fallen  im  Bedürt- 
tigkeitstalle  zur  Last  diejenigen,  wcIcIk-  keinem  Ortsannen- 
verbandc  durch  Unterstützungswolnibitz  angehören;  keinen 
Unters ttitzungswohnsitz  haben  diejenigen,  die  selbst  (nach  voll- 
endetem 24.  Lebensjahre)  oder  deren  Fanulienhaupt  (Eltern, 
Ehemann)  an  keinem  Orte  sich  mindestens  zwei  Jahre  lang 
ununterbrochen  aufgehalten  haben.  Mangel  eines  derartigen 
Aufenthaltes  deutet  auf  einen  Mangel  der  Sesshaftigkeit  und 
mangelnde  Sesshaftigkeit  wiederum  deutet  auf  die  Neigimj^ 
zum  Vaf;"ir(!n.  Und  so  erweisen  sieh  sehliesslieli  die  vom  Land- 
anufiiverbande  zu  unterstüt/x'nden  Personen  als  itl*'ntiseh  mit 
«'bell  jenen  vagirenden  Elementen  der  Bevölkerung,  an  welelieu 
Bittlicne  Schäden  vor  allem  wahrnehmbar  sind,  mit  den  Bettlern 
und  Landstreichern.  Aber  diese  Identität  ist  nicht  nur  nicht 
eine  Folge  des  Landainnenwesens ,  sondern  lungekehrt  das 
Landarmenwesen  eine  Konsequenz  der  durch  voUkommene 
Freizügigkeit  gestatteten  freien  I^ewegung,  insofern  al>  tit«' 
Gesetzgebung  dio  ( )rtsann<'nvrrli;ind('  rem  der  Armenlast  für 
die  ihr  «'ntfremdetcn  va^rirciidcii  Kleiin  nt''  Ix-freien  will.  So 
bildet  auch  hier  die  Klage  über  die  Ocstatlung  weitgehendster 
Freizügigkeit  den  wahren  Inhalt  der  gegen  das  Landarmen- 
wesen  gerichteten  Vorwurfe. 

Wesentlich  mit  veranlasst  sind  diese  Verwechselungen  offen- 
bar auch  dadurch,  dass  an  die  in  Preussen  schon  lange  vor 
Emanation  des  Gesetzes  von  1842  bestehende  provinzielle  oder 
kommunalständische  Verpflichtung  zur  Unterbringung  der 
Lan<lstr('icher,  Bettler  und  Arbeitsseheuen  in  Arbeitsanstidten 
die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Landannenlast  angeknU])ft 
und  auch  in  den  neuen  Provinzen  den  Landarmeuverbiinden 
zugleich  die  Fürsorge  für  das  Korrigendenwesen  übertragen 
wurde').  Denn  wenn  auch  selbstverständlich  der  Landarme 
nicht  mit  dem  Korrigenden  identisrli  zu  sein  braucht  und  auch 
äusserlich  in  einer  et^va  beiden  Kat^^orien  di(Mienden  An- 
stalt von  Ict/.t'Tcni  getrennt  gehalten  wird,  so  beruht  die  Zm- 
saranienstellung  beider  doeh  nicht  auf  pmz  iiusserlielien  Gründen. 
Nur  ist  df'r  inn<!re  Zusammenhang,''  nicht  darin  zu  suelien,  dnss 
derselbe  korporative  Verband  zu  ihrer  Unterhaltung  veruriiclilet 


Verlust  des  UnterstOtEungswoluisitzes  zur  Folge  hat,  häufig 
auch  zum  Betteln  und  Landstreichen  und  damit  schliesslich 
in  die  Korrigendenanstalt  führt 


')  EMe  Motive  zu  §  38  des  preusaiscben  Ausführuiictiprepetzes  vorn 
8.  März  Ibll  bcmerkeD,  dass  diese  Verpflichtung,  welclic  teils  in  ge- 
ringerem, t«üU  in  weiterem  Umfange  regl einen tflmäsfiig  in  den  alten  Pro- 
▼inzen  bestanden  habe,  der  Bechtsgleichheit  wegen  aueh  in  den  neuen 
Provinzen  einzuflihren  sei.  -  Die  Reglements  haben  regelmässig  die 
Ueberschrift:  Keglumeut  Uber  die  Kinriclitung  des  Landarmen-  und  Kor- 
rigendenwesens.  vgl.  andi  A dickes  I  S.  776. 


ist;  sondern  darin, 
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Dies  ergiobt  sich  auch  aus  einer  guten  Nachweisung, 
welche  der  L.-A.-V.  der  Provinz  Sachsen  seinem  letzten  Ver- 
waltungsbericht beigefügt  hat  (Anlage  H  des  Berichts  für 
188S/84, 1884/85).  Von  den  in  den  Jahren  1888/84  und  1884/85 
in  die  Arbeitsanstalten  zu  Zeitz  and  Gross-Salze  eingelieferten 
1667  und  1170  Korrigenden  waren  938  und  588  ohne  Unter- 
stützungswohnsitz; es  ist  alu  r  bemerkenswert,  dass  nach  dem 
Herkunftsorte  betrachtet  von  den  aus  der  Provinz  Sachsen 
sel})st  stammenden  Individui'n  ein  ])ei  weitem  kleinerer  Teil 
ohne  Unterstiitzungswoliiisitz  war,  als  von  den  aus  den  übrigen 
preusöischen  Provinzen  und  deutschen  Staaten  stammenden. 


8  102. 

Schlagender  noch  als  diose  aus  der  Natur  drr  Sache  und 
dem  Sinne  des  Gesetzes  eiitii'immenen  Argumente  dürften 
Nachweisungen  sein,  welche  din'kt  auf  das  Uettel-  und  Vaga- 
bundenwesen bezüglich  sind  und  die  Unabhängigkeit  desselben 
von  dem  bestehenden  armenrechtiichen  System  ausser  allen 
Zweifel  stellen. 

Von  den  zahlreichen,  nicht  sehr  zuverliissi^en  Nachrichten 
aus  älterer  Zeit  sehe  ich  ab.  Die  in  der  Zeit  nach  der  Re- 
formation in  EnglnTid,  nach  dem  I) reissigjährigen  Kri^e  in 
Deutschland  eingerissenen  Zustünde  ungeheuerer  Verwilderung 
und  Zuchtlosigkeit  dulden  weg(Mi  ihrer  (^igcntündicheu  Ursachen 
keine  Vergleicimng  mit  den  jjeutigen  Verhältnissen. 

Vor  allem  sind,  wie  in  dem  geschichtlichen  Ueberblick 
ausgeführt  wurde,  das  Vorhandensein  einer  starken  Staats- 

fewalt  und  der  Umschwung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
fomente,  welche  zu  Ende  des  vorigen  bezw.  am  Anfange  dieses 
Jahrhunderts  eine  vollkommene  Aenderung  in  diesen  Ver- 
hältnissen bewirkten,  indem  von  der  meist  negativen  Bettel- 
gesetzgebung zu  positiver  Aniiengesetzgel)ung  vorgeschritten 
wurde.  Immerhin  l)eweist  die  ungeheuere  Zahl  der  Hettel- 
ordnungen  aus  dem  17.  bis  18.  Jahrhundert,  welch  ein  furcht- 
bares Uebel  man  zu  bekämpfen  hatte. 

Vergleichbar  und  von  besonderem  Werte  sind  dagegen  die 
Nachrichten  aus  Ländern,  in  welchen  die  Heimatgesetzgebung 
gegolten  hat,  insbesondere  aus  Baiern,  das  vor  1870,  wi(»  (d)en 
nälier  dargelegt,  eine  die  Freizügigkeit  sehr  beschränkende 
Gesetzge])ung  l)esass. 

Es  wurden  uuu  in  den  verschiedenen  Distrikten  Bai  eins  auf- 
gegrififen : 
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1885-66 

1847-48 

1860-61 

Vagan- 

Vagan- 
ten 

Vagan- 
ten 

(Jberbäiem.  .... 

9  408 

9  746 

4  800 

9  423 

4  521 

11  348 

Xiederbfliflni  -  *  .  . 

3  141 

4  812 

3  672 

5  220 

2  555 

4  913 

Pfalz  

3  399 

5  215 

9  607 

6  920 

9904 

6677 

8916 

4794 

3996 

6719 

2511 

3889 

Mittdftuikflii  .  .  . 

3664 

4184 

3340 

8860 

1890 

2018 

Obafrankflii .... 

4026 

6180 

3  543 

8206 

1842 

1149 

Unteifiaakeii  .  .  . 

2068 

1745 

1  937 

1854 

2245 

2256 

8225 

4476 

3915 

7187 

2148 

8995 

81865 

40108 

34  810 

43839 

27116 

35240 

M  ako wie xka  dessen  DarsteUiing  die  Torstehenden  Zahlen  ent- 
nommen sind,  bemerkt  hierzu,  dass  die  Zahl  der  AnfisegrÜfenen 

ziemlich  genau  den  Bewegungen  der  konskribirten  Annen  nnd  mit 
diesen  den  Schwankunp;eii  der  Getreidepreise  folge;  sie  ist  am 
höchsten  in  den  Teuerungsjahren  1846  47  und  1852  53  und  am 
niedrigsten  in  den  auf  letztere  getolgten  wohlfeilen  Jahren  1858 
bis  1861.  Ganz  ebenso  nimmt  in  der  Zeit  nach  1871  gleichzeitig 
mit  dem  in  gans  Deotsehland  heobaehteten  Sinken  mid  Wachsen 
der  Bettelei  nnd  des  Landstreichens  auch  in  Baiem  die  Zahl  der 
wegen  dieser  Tergehen  abgeorteilten  IndiTidnen  1878  ond  1874 
sichtbar  ab,  am  in  den  folgenden  Jahren,  insbesondere  1877,  um 
den  dritten  Teil  der  1876  abgeurteilten  Fälle  zu  steigen.  Vgl.  die 
bei  Adickes  I  S.  778  mitgeteilten  Tabellen. 

In  Oldenburg  wurden  wegen  Bettelei«  Landstreicherei  und 
unordentlicher  Lebensweise  bestraft: 

1805:  :U2  1868:  838  1871:  900  1874:  616 
1866:  393  1869:  786  1872:  681  1875;  529 
1867:  614       1870:  937       1873:  516 

Hier  zeigt  sich  also  ein  sehr  deutliches  Anschwellen  unmittelbar 
nach  den  beiden  Kriegen  und  der  tinfluss  des  Ges.  betr.  die  Frei- 
zügigkeit und  die  Aufhebung  des  Passzwanges  von  1867;  doch  nimmt 
die  Zahl  offenbar  nnter  der  Einwirkung  gtlnstiger  wirtschaftlicher 
Verhftltnisse  seit  1871  wieder  ab.  Vgl.  Kollmann  Tab.  XI S.  201  ond 
Text  S.  92.  — 

In  der  vortrefflichen  Untersuchung  über  die  Arbeitshäuser 
(Korrigendenanstalten)  von  v.  Wintzingerode  ist  die  Zahl  der 


1)  S.  B85.  Vgl.  anch  die  Notizen  bei  Schunk  S.  15. 
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zur  Nacbiiaft  auf  Grund  des  §  362  Str.-G.-B,  eingelieferten  Personen 
augegeben  aut: 

1874        1882  1888 
I.  in  Preussen  10869     27469  27776 

II.  in  den  iii'risen  deutschen 
Staaten  ausser  Elsass-Lo* 

thringcn  ll>l^9       3035  3943 

Vgl.  Drucks,  d.  D.  V.  ls84  Nr.  9  Tab.  S.  15.  — 
In  einer  vom  L.-A.-V.  Hannover  aufgestellten  Statistik  des 
Vagabunden-  und  liettelwesens  werden  die  nachlolgendeii  Bestrafungen 
wegen  Vergehens  gegen  §  361  Nr.  3.  4.  5.  7.  8  des  R.-Str.-G.-B. 
in  preuss.  Oberlandcsgerichtsbezirkeu  nachgewiesen : 
1877:  88418,  1878:  103293,  1879:  126742,  1880:  130511, 
1881:  147354. 

Seit  1883  macht  sieb  eine  etwas  rückläufige  Bewegung  bemerk- 
bar.    Vgl.  Stat.  Nachrichten  über  das  Bettel-  und  Vagabunden- 

wesen  in  der  preuss.  Monarchie  und  den  Nachbarstaaten  der  Prov. 
Hannover  1874  bis  1883,  herausgegeben  von  der  proviuzialständ. 

Verwaltung. 

In  Berlin  betrug  die  Zahl  der  Bettler  und  Landstreicher 


1SS2 
18S4 


S2  805 
21  077 


Vgl.  amtl.  Veröffentlichungen  des  Polizei-Präsidiums. 

Es  wurden  ferner  wegen  Hettelns  und  Landstreidicns  besüaft  in: 

Ghgt  Hessen  Baden  Kgr.  Sachsen 

1881:    10073  12453 

1882:     9  800  12115  11727 

1888:    6247  9890  ^  11098 

1884:    4007  6952  Personen. 

Vgl.  MitteiU  der  grossb.  hess.  Zentralstelle  vom  Jannar  1886 
Nr.  852.;  Stat.  lütteil.  aber  das  Ghgt.  Badm  1885  Bd.  4  Nr.  14; 
Zeitsehr.  des  K.  Säcbs.  Stat.  Bor.  Jahrg.  29  S.  197. 

Die  neuesten  Verw.-Berichte  der  preussischen  Prov.-Verbände 

q)rech6n  fast  durchweg  ihre  Befriedigung  über  die  ganz  ersichtliche 
Abnahme  der  Kinlieferungen  von  Korrigenden  aus.  So  Branden- 
burg, Ber.  für  1^84 — 85  S.  27:  die  Zahl  der  Einlieferuugen  betrug 
1700  gegen  2707  des  Vorjahres;  Schleswig-Holstein  desgl.  S.  8; 
Ostpreussen  für  das  Kal.-Jahr  1885  S.  16;  Fommern  für  1884—85 
S.  4  n.  a. 

So  vollziehen  sich  also  Erscheinungen,  die  für  das  wirt- 
schaftliche und  sittliche  Wohlergehen  der  Gesammtkeit  von 
höchster  Bedeutung  sind,  in  auf-  und  absteigender  Bewegung 
unter  der  Herrschaft  des  Heimatrechts  wie  unter  der  des 
Unterstützung.swohnsitzt's,  vor  Einführung  der  allgemeinen 
Freizügigkeit  und  nach  derselben. 
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Sucht  man  nai-h  den  Ursac-hen,  wek'lie  die  Erscheimnip'ii 
veranlaäsen,  ao  hat  man  ireihch  auf  diesem  Gebiete  mehr  als  auf 
irgend  einem  anderen  Anlass,  vorsichtig  zu  sein,  um  nicht  zu 
fjAlschen  Schlüssen  zu  gelangen.  Dass  auch  das  vollständigste 
Vcrzeichniss  der  Bettler  und  Landstreicher  nicht  entfernt  alle 
dahingehörigen  Fälle  aufweist,  steht  ausser  Zweifel.  Was  hier- 
bei individuelle  Momente,  insbesondere  die  grössere  oder  ge- 
ringere Aufmerksamkeit  der  Polizeibehörden,  die  grössere  oder 
geringere  lliirte  der  Gerichte,  vor  allein  aber  der  Umfang 
des  Almoseugebeus  in  einzelnen  Orten  und  ßezirkeu  für  Ein- 
fluss  Uben^  lässt  sich  schlechterdings  nicht  ermessen.  Vielfach 
bedeutet  ein  Heraufgehen  der  bezüglichen  Ziffern  nur  das 
Eintreten  schärferer  Kontrole  und  umgekehrt,  wie  auch  das 
Verschwinden  der  Vagabondjige  aus  einzelnen  Bezirken  oft  nur 
anzeigt,  dass  die  Ein  wo  iinerschaft  derselben  sich  zu  gemeinschaft- 
lichen energisehen  Massnahmen  verbunden  hat.  Immerhin  darf 
zweierlei  behauptet  werden:  einmal,  dass  im  wesentlichen  das 
Vagabundenwesen  von  dem  arniengesetzliclien  System  unab- 
hängig ist,  und  dass  von  allen  auf  den  wahrnehmbaren  Stiind 
desselben  einwirkenden  Momenten  die  Lage  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  die  erste  Stelle  einnimmt 

I.  Sehr  lehrreich  ist  iu  dieser  Beziehung  die  eben  erwähnte  han- 
növersche  Statistik  8.  5  ff.,  in  welcher  neben  den  Fällen  der  Haft- 
strafen die  Fälle  angegeben  sind,  in  denen  ansserdem  auf  Ver- 
weisimg an  die  Landespolizeibehördc  erkannt  ist.  Diese  Fälle  be- 
tragen regelmässig  30  bis  40  "  o  1"  den  O.-L.-G.-Bezirken  Königs- 
berg und  Stettin,  5  bis  10  "  in  den  Bezirken  Kassel  und  Köln, 
1  **/q  oder  darunter  iu  den  kleineren  thüringischen  Staaten.  — 
Üeber  die  ganz  verscliiedenartige  Festsetzung  der  Dauer  der  Deten- 
tiou  macht  V.  \V  i  u  tz  ingerode  a.  a.  0.  S.  Ii  u.  12  bemerkens- 
werte lütteilmigen.  —  Treffend  maebt  BOhmert  daranf  anümerk- 
sam,  dass  bei  den  eigentlichen  Terbreeben  die  Interessen  derYer- 
let^iten  oder  das  höhere  Staatsinteresse  eine  genauere  Ermitteinng 
der  Personen  und  des  Thatbestandes  verborgten,  während  das  Publi- 
kum sich  durch  Betteln  selten  direkt  verletzt  fühlte,  oft  sogar  zur 
Begünstigung  der  Bettler  gegenüber  der  Behörde  geneigt  sei.  Vgl. 
a.  a.  0.  S.  201.  —  Sehr  ausführlich  und  mit  sehr  zalüreichen  Be- 
legen bei  I)  u  c  h  a  t e  1  -  N  a  Y  i  1 1  e  S.  192  if.,  bes.  S.  1  *.>7  :  „Aus  diesen 
natürlichen  Hindernissen,  die  sich  dem  Vollzuge  der  Gesetze  gegen 
das  Bettelwesen  entgegenstellen,  folgt,  dass  das  Aufhören  der  Bet- 
telei immer  nur  ein  teilweises  oder  ein  scbeinbaies  oder  nur  auf 
gewisse  Zeit  dauerndes  sein  kann." 

Neuerdings  hat  sich  der  prenss.  Minister  des  Innern  veranlasst 
gesehen,  die  Behörden  auf  die  vorhandenen  Missstände  aufmerksam 
zu  machen:  vgl.  den  Zirk.-Erl.  v.  22.  Oktober  1885  (Min.-Bl. 
S.  237)  betr.  llegelung  dor  Fistst  tzung  der  korrektio- 
neUen  Nachhaft  nach  aiigemeineu  Grundsätzen. 

1.  Es  wird  darin  betont,  dass  die  Festsetzung  der  Nacbbaft  oft 
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iiieehani>rli .  ohne  individualisirende  Momente  erfolge,  während  die 
Erfolge  der  Deteution  weseutlicb  von  der  zeitlichen  Begrenzung  mit 
Bttcksicht  auf  die  Individualität  abhingen.  Die  Landrftte  md  FÖIizei- 
Behörden  sollen  daber  bei  Einreicbang  der  gericbtlicben  Akten  an 
die  Begienmg  sich  mi^licbst  ans  eigener  Eenntniss  hierflber  gat- 
achtlicb  ioesem.  Ebenso  soll,  falls  die  Detentionsdauer  abgekOrzt 
werden  soll ,  ein  motivirtcs  Gutachten  der  oberen  Beamten  der 
Korr.-Anstalt,  cinschliesslicb  des  Anstaltsgeistlichen,  beigelegt  werden. 

2.  Es  wird  den  Polizeibehörden  empfohlen,  den  Detinirten 
auch  n;ich  ihrer  Entlassung  beizustehen;  letztere  sollen  daher  bei 
ihrer  Entlassung  Aber  die  Wahl  des  künftigen  Aufenthalts  befragt 
nnd  hiervon  der  betr.  Orts-Poliseibehfirde  Mitteilnng  gemacht  werden. 
Doch  soll  Jemand,  der  vorher  anderweitig  Arbeits- 
gelegenheit findet,  hieran  nicht  gehindert  werden. 

II.  lieber  den  sehr  geringen  Einfluss  der  Armengesetzgebung 
auf  diese  Zustäiuk-  sprechen  sich  viele  Behiirdcn  aus.  So  bemerkt 
der  Verwaltungsbericlii  der  Prov.  Hannover  für  1881  S,  28:  „Dass 
lediglich  die  Gesetzgebung  die  Schuld  an  den  vorhandenen  Uebelu 
trage,  dürfte  von  uubefaugeueu  und  nicht  von  Parteii*ücksichten  be- 
herrschten Beobachtern  kanm  noch  behauptet  werden,  nachdem  kon- 
statirt  ist,  dass  anch  unter  der  Herrschalt  der  bairisehen  Geset»- 
gebnng  gleiche  Kalamit&ten  wie  in  den  dem  ReichBrecht  ganz  untere 
worfencn  Staaten  hervorgetreten  sind."  Der  bereits  angeführte 
Verw.-Ber.  für  Schleswig-Holstein  bemerkt  S.  8- :  ..Die  in  unserem 
vorjährigen  Berichte  ausgesprochene  Vermutung,  dass  die  Aimahme 
der  Zahl  der  Korrigenden  fortdauern  werde,  hat  sich  bestätigt. 
Der  Durchschnittsbestand  ging  von  1028  im  Jahre  1882 — 83, 
986  im  Jahre  1888 — 84,  im  verflossenen  Jahre  anf  858  (829 
Männer  n.  29  Weiber)  herunter,  und  belief  sich  die  Gesammtzahl  der 
Detentionstage  auf  312438  gegen  872488  im  vorhergehenden  Jabre. 
Am  Schlosse  des  Rechnungsjahres  war  die  Zahl  der  Detinirten 
1008  gegen  1^43  am  Sclilusse  des  vorhergehenden  Jahres.  Dass 
von  der  seit  1882  statttindenden  Vermiiulcrung  der  Kurrigenden- 
zahl  auf  die  Abnahme  der  Vagabondage  gesrhlossen  werden  kann, 
erleidet  keinen  Zweifel  und  wird  durch  die  Angaben  der  Polizeibehörden 
und  Gerichte  vielfach  bestätigt.  Auch  hat  sich  der  allgemeine  Cha- 
rakter der  Korrigenden  geändert,  wie  darans  hervorgeht,  dass  mit 
deren  Verminderung  die  Zahl  der  RttckfUligen  sich  vermehrt,  so 
dass  angenoiinnen  werden  kann,  dass  der  bessere  Teil  der  Land- 
streicher Beschäftigung  gefumlen  hat,  und,  wie  es  thatsächlich  er- 
kennbar, in  zunehmendem  Grade  ein  unverbesserliches  Gesindel  die 
Korrektionsanstalt  bevölkert.  Ob  und  in  welchem  blasse  hierauf  die 
Arbeiterkolonien  und  ^'erI»tiegungsstationen ,  oder  nur  die  Besserung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eingewirkt  haben,  kann  zweifelhaft 
sein,  da  wenigstens  in  unserer  Provinz  jene  Einrichtungen  erst  nach 
bereits  eingetretener  Abnahme  der  Korrigenden  getroffen  sind  nnd 
sich  das  Yagabondentnm  mit  mehr  als  75  %  aus  den  anderen  Pro- 
vinzen und  dem  Auslande  rekrutirt." 
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Ohne  nun  verkennen  zn  wollen,  dass  ein  Uebel  um  nichts 
weniger  ein  Uebel  bleibt,  wenn  es  anch  schon  früher  in  stärkerem 
oder  Bchw&cherem  Masse  vorhanden  war,  möchte  ich  doch  noch 
«inigo  AfluBemDgen  anführen,  die  lich  auf  eine  mehr  als  50  Jahie 
sorOekliegende  Zdt  beliehen  ond  deaUlch  genug  erweiaen,  daae  man 
es  hier  mit  MiaBStflnden  zu  thun  hat,  die  TOr  allem  den  Eigentllm- 
lichkciten  der  menschlichen  Nator  entspringen,  überdies  aber  von 
unendlich  vielen  im  einzelnen  kaum  nachweisbaren  Momenten  ab- 
hängig sind.  Gegenüber  Form  und  Inhalt  der  heute  laut  werdenden 
Klagen  möchte  der  Wortlaut  der  betreöenden  Aensserongen  beachtens- 
wert sein. 

So  schreibt  Ebers,  einer  der  kenntnisareichBten  Sehriftsteller 
Uber  daa  Armenweaen,  mit  besonderer  Beiiehmig  anf  Bredan  im 
J.  1828:  „Der  grOaste  ond  der  wichtigste  Vorwurf,  den  man  der 
gegenwärtigen  Zeit  zu  machen  geneigt  ist,  ist  der,  dass  die  Religio- 
sität und  daher  die  Sittlichkeit  in  steter  Abnahme  begriffen  sei. 

(S.  328)   In  den  neuesten  Zeiten  hat  man  besonders  darüber 

geklagt,  dass  die  Neigung  zum  Trunk  und  zu  verwandten  Genüssen, 
zum  Tanz  nnd  zu  anderen  ö£fentlichen  Lustbarkeiten  bedeutend  zu- 

genonunen  (S.  855)   Die  Klagen  Aber  schlechtes  Geeindel 

hört  man  aUgemeln  ond  immer  die  alten:  Mangel  an  Anhänglich- 
keit an  die  Henachafl,  üntreoe,  Arbdtsaehea  ond  Lflderlichkeit 
(8.  860)  ....  Man  bemerkt  auch  bei  uns,  wie  jetzt  in  der  Welt 
flberhanpt,  einen  Geist  des  Egoismus  nnd  der  Genusssucht,  ein  Stre- 
ben, um  die  eigene  —  selbstische  —  Existenz  festzustellen  und 
eine  daher  rührende  Teilnahmlosigkeit  gegen  das  Wohl  Anderer  und 
selbst  gegen  öffentliche  Verhältnisse,  welche  zu  vielen  Klagen  Anlass 
geben  und  das  Gute  und  Sittliche  mannigfach  hemmen."  (S.  365.)  — 
Doch  bemerkt  Eben  im  Eingange  dieser  Betrachtung  in  Berag  anf 
die  Neigong  der  Menaehen,  daa  Gegenwärtige  immer  mit  tmbaten 
Blicken  zu  betrachten:  „Der  Irrtum  also,  in  seiner  Zeit  die  mo- 
ralischen Uebel  vollkommen  entwickelt  ond  ausgebildet  —  in  der 
Vergangenheit  aber  mit  dem  sanften  und  mildernden  Dämmerlichte 
der  verstrichenen  Zeit  umnebelt  zu  erblicken,  liegt  ebenso  in  der 
Natur  des  menschlichen  Geistes,  als  in  ihm  der  Keim  der  Hoffnung 
für  ein  erneutes  und  besseres  Leben  lest  begründet  erscheint.'* 
(8.  828.)  - 

Und  Beisler  sehreibt  1881:  „Dahin  gehören  die  Klagen  in 
allen  Stinden  Uber  zunehmende  Nahrungslosigkeit,  ein  stets  wach- 
sender Andrang  unbeschäftigter  Handwerksgesellen,  ohngeachtet  so 
viele  unter  dem  Schutze  der  neueren  Gesetze  zur  Ansässigmachung 
gelangt  sind,  ein  alle  Erwerbsmittel  weit  überschreitender  Luxus  in 
den  mittleren  und  unteren  Klassen  des  Volkes,  eine  unglaubliche 
Sittenlosigkeit  der  unteren  Klassen  des  Volkes,  namentlich  des  Ge- 
sindes, eine  bedeutende  Zunahme  der  Bettler  nnd  Landstreicher, 
efaie  benhrohigende  Tennehrung  der  PoliseiabertietDngen,  der  Ter- 
gebm  nnd  der  Verbrechen,  ohngeachtet  aberall  eine  wolüorganisirte 
Gensdarmerie  oder  andersbenannte,  so  demselben  Zwecke  errichtete 
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Corps  ohne  Vergleich  mehr  ttir  die  öffentliche  Sicherheit  leisten, 
als  die  ürübereo  £iiirichtangen ;  endlich  ein  allgemeines  Unbehagen, 
fline  laute  Umlriedaiheit  der  TMkor,  die  nahe  dana  aiiid,  an 
aUem  irre  n  werden  «nd  an  jeder  Wendung  m  Dünaa  ra  Ter- 
sweifetB.  Diese  Erscheinungen  sind  nicht  neu»  flm  £nt- 
iteliiiiig  geht  anf  20  bis  30  Jahre  znrttck,  aber  sie  treten  tiglieh 
entschiedener  heryor  und  die  Frage  wird  immer  dringender:  Was 
hat  man  gethau  und  was  ist  zu  thun  bei  diesen  geschichtüch  be- 
glaobigten  Symptomen  der  Staatenaoflösang 
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7.  Kapitel. 

Andere  Wirkungen. 


§  108. 


Nur  der  Voilstäudigkeit  halber  und  ganz  kurz  möchte  icli 
noch  der  Vorwürfe  erwähnen,  weiche  der  Reichsgesetzgebung 
mit  Besag  auf  Kasuistik,  Vielschreiberei  u.  s.  w.  gemacht 
werden.  Denn  einmal  ist  dieses  gewiss  keine  fiigentOmlich- 


welche  in  irgend  weicher  Weise  die  Unterstützungspflicht  an 
ein  bestimmtes  Angohörigkeitsverhäitniss  anknüpft;  und  auf 
der  andern  Seite  sind  bei  jeder  ^össeren  Amicnvcrwaitung 
sciiriftiicht'  Aufzeichnungen  irgend  welcher  Art  notwendig,  die, 
auch  ohne  da^s  Veranlasäung  voriiegt,  das  Angciiörigkeits- 
Terhältniss  in  nrafSsn,  ein  um&ngreiones  Registerwesen  er^ 
fordern.  Fortfiulen  könnten  die  durch  Bemehung  su  anderen 
Armenverbttnden  veraninssten  Korrespondenzen,  sowie  die  Er- 
mittelungen bezügiicli  (lc8  Unterstützungswohnsitzes  nur,  wenn 
jeder  Armenvcrl^and  sciilechterdings  zur  Unterstützung  aller 
oei  Eintritt  der  Bedürftigkeit  in  seinem  Gebiete  aufhaltsamen 
Individuen  verpflichtet  würde  und  aucli  keinerlei  Ausgleichung 
nach  oben  hin  stattfände.  Würde  beispielsweise  diese  un- 
bedingte Verpflichtung  des  Aufenthaltsortes  zwar  anerkannt, 
aber  rar  einen  nach  gewissen  Momenten  limitirten  Betrag  von 
Seiten  des  Staates  oder  eines  grösseren  Verbandes  Ersats  ge- 
leistet, oder  fHndo  ganz  allgemein  zwischen  allen  Annenver- 
bänden des  Roiciies  eine  Verrechnung  der  von  ihnen  ge- 
maciiten  Aufwendungen  zum  Zwecke  gerechter  Ausgleichung 
statt,  80  würde  auch  hierzu  ein  ausserordentlich  ausgedehntes 
Sclireibwerk ,  vielleicht  umfangreicher  als  das  gegenwärtige, 
notwendig  sein.  Hier  wird  doch  in  der  Tliat,  soweit  es  sich 
nicht  um  ganz  unnftti^  durch  bureaukratische  Sachbehandlung 
yeranlasste  Weiterungen  handelt,  die  zu  beseitigen  nicht  Aui- 
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p:aV»o  (los  Gesetzes,  soiuleni  der  Venvaltun}^  ist,  nur  die  ma- 
terielle »Seite  der  Armeiigesetzgebuiig  entselieidend  sein  können. 

Etwjvs  anders  liegt  es  mit  dem  Vorwurfe  der  durch  viel- 
fUltigo  Kasuistik  hervorgerufenen  Rechtfiunsicherheit  £s  lässt 
sich  nicht  verkennen  und  wird  an  einigen  frappanten  Bei- 
spielen noch  unten  zu  betrachten^)  sein,  dass  die  Recht- 
sprechung des  obersten  Gerichtshofes  in  Annenstreitsachen 
wiederholt  geschwankt  hat,  und  dass  es  an  und  ftir  sich  sehr 
schwer  ist,  in  Angelegenheiten,  welelie  eine  sofortige,  nach 
Ablauf  einiger  Zeit  nicht  mehr  mögliche  Untersuchung  an 
Ort  und  »Stelle  erfordern,  vom  grünen  Tisch  aus  zu  entscheiden. 
Aber  wenn  dies  ein  unleugbares  üebel  ist,  so  wird  es  doch 
ein  notwendiges  zu  nennen  sein,  w^l  dem  einzelnen  Amen- 
verhande  die  letzte  Entscheidung  in  eigener  Sache  nicht  wohl 
ni vertraut  werden  kann.  Nur  den  Missbrauch,  eine  unntttBO 
Wortklauberei ,  eine  dogmatisch-starre  Judikatur  würde  man 
ernsthaft  zu  beklagen  haben,  ihr  durch  möglichst  klare  Fassung 
des  Gesetzes,  durch  Wahl  geeigneter  Persönlichkeiten  ent- 
gegenwirken müssen. 

Wenn  speziell  der  Ileimatgesetzgebung  die  \\'irkung  zu- 
geschrieben wird,  die  Streitigkeiten  zu  vermindern,  so  ist  dar 
gegen  zu  bemerken,  dass  hierfür  weder  die  Erfahrung  spricht, 
noch  auch  die  wirkliche  Sachlage ;  denn  wenn  nicht  die  Heimat- 
gesetzgebung sich  auf  einen  einzigen  Grund  des  Heimat- 
er^verbes  beschrUnkcn  will,  nämlich  den  der  Verleihung  durch 
eine  nicht  anfeelitbare  Entscheidung  der  Gemeinde,  so  bietet 
Jedes  and<'re  Verliältniss,  ganz  abgesehen  von  den  Heimatlosen, 
nicht  mind(^re  Veranlassung  zu  Weiterungen:  namentlich  also, 
wenn  ein  Anspruch  auf  Verleihung  auf  Grund  gewisser  That* 
Sachen  eingeräumt  wird  und  auch  gegen  den  Willen  der  Ge- 
meinde durchgesetzt  werden  kann.  Ausserdem  handelt  es  sich 
s&T  nicht  allein  um  die  Ermittelung  der  Heimat  und  dea 
ünterstützungswohnsitzes,  sondern  ebenso  häufig  um  Anlass 
und  Betrag  einer  für  Rechnung  einer  andern  Gemeinde  ge- 
währten Unterstützung,  die  Streit  verursacht.  Kurz,  darin 
unterscheidet  sich  die  Heimat  von  dem  Unterstützungswohnsitz 
nicht.  Wirklich  fortfallen  würden  diese  Streitigkeiten  nur, 
wenn  die  Aufenthaltsgemeinde  unbedingt  zur  IniterstHtzung 
ohne  Anspruch  auf  Ersatz  verpflichtet  'v^lrde. 

Ueber  die  bezüglichen  Klagen  aus  älterer  Zeit  aus  Anlass  der 
Heiniatgesetzgebuug  vgl.  uauientlich  D  a  c  h  a  t  e  1  -  N  a  v  i  11  e  S.  94  ff. ; 
Aschrott  S.  20;  Riedel  I  EinleitoDg  n.  a.  In  Bezug  auf  die 
gegenwärtige GesetzgebuDg:  RochoU  IIS.  17;  Wittgenstein  II; 
Flesch  S.  12;  Lnthardt  8.  53  u.  a.   Auf  dem  im  Text  dar^ 


Vgl.  namentlich  die  Judikatur  über  die  Beliaudluug  des  §80  und 
der  sog.  anneniechtlieheii  FamilisiigeineiiiBchafik  onten  §  149  mid  §  189. 191. 
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gelegten  Standpunkte  Loening  S.  887.  —  Ein  allerdings  sehr 
komplizirter  Fall  von  unnötiger  Viel&chreiberei ,  liechtsirrtümern 
imd  KostiB  wird  in  der  D.  Q6in.-Z.  1877  S.  184  mitgetaUt  — 
Wenn  im  fibrigen  die  Gem.*Z.  in  einem  neueren  Artikel  1885  S.  201 
in  den  bei  ihr  ablieben  starken  Ansdrfleken  von  „Hypothesenschwalm 
und  Federfachserei,  meist  nur  Juristen  verständlich,**  ipricht.  so 
möchte  sie  sich  doch  über  den  bei  Durchführung  ihres,  an  andrer 
Stelle  (oben  §  16}  mitgeteilten  Systems  notwendigen  Bedarf  an 
Papier,  Tinte  und  Federn  im  Innern  der  Gemeindeverwaltung,  wie 
an  Korrespondenzmaterial  behufs  Erstattung  der  Versicherungsbeträge 
einer  gelinden  Täuschung  hingeben.  — 

Ueber  die  Zahl  der  Streitigkeiteii  im  gwuen  Geltongsgebiete 
•des  U.*W.  Tenpricht  die  Armenstatistik  flir  1886  einige  Anftchlflsie. 
Das  bisher  bekannt  gewordene  Resultat  für  Preussen  ergiebt,  dass 
1885  an  Klagen  von  den  Ortsarmen  verbänden  der  Städte  2625, 
von  denjenigen  der  Landgemeinden  1023,  von  denen  der  Gutsbezirke 
163,  von  den  gemischten  Ortsannenverbänden  141,  von  den  Land- 
armenverbänden endlich  98,  im  ganzen  4050  Klagen  mit  Streit- 
gegenständen im  Gesammtwerte  von  363  325  Mark  erhoben  wurden. 
Tgl.  Stat.  Sorr.  d.  Zdtachr.  d.  prenaa.  etat  Bor.  vom  8.  Jnli  1886. 
üeber  die  Entacheidnngen  dea  B.-A.  f.  d.  H.  giebt  daa  Zentmlbl.  f. 
d.  D.  R.  seit  1881  regelmässige  Nachweisungen;  vgL  Jahrg.  1886 
8.  16,  1885  S.  20,  1884  S.  15,  1883  8.  49.  Danach  ateUte 
^h  die  Zahl  der  flntacheidongen 


in 

Landes- 
sachen 

in  inierterritor.  Sachen,  und 
zwar  in  denen  in  1.  Instanz 
entschieden  hatten 

preuse.  j  würtemb. ,  sächs. 
BehSvden 

über- 
haupt 
inter- 

territor. 

8i4!heB 

über- 
haupt 
Sachen 

1884/85 

426 

88 

2 

1 

66 

492 

1888/84 

456 

24 

1 

14 

76 

581 

1882/88 

427 

27 

11 

68 

495 

1881/82 

.501 

44 

1 

6 

9.3 

596 
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Die  Reformbestrebungen 


Vorbemerkung. 

§  104. 

Für  die  Darstollunpr  fl<^s  Details  der  KelV>niil)e.>tr«'l)ungcn, 
deren  Inlmlt  im  allgemeinen  sehun  oben  angi'deutet  wurde 
(vj  3  II),  lässt  sieh  eine  vollkommen  befriedigende  Reihenfolge 
nicht  Wühl  auatindig  machen.  Bei  dem  oft  unlösbaren  Zusammen- 
hange einer  Erscheinung  mit  der  andern  lassen  sich  die  ein- 
seinen Klagen  und  Vorschlfige  sehr  wohl  an  der  einen  wie 
an  der  andern  Stelle,  im  Anschluss  an  die  eine  oder  die  andere 
Einrichtung  darstellen;  oft  sind  Wie<lerh()hingen  kaum  zu 
vermeiden.  Nun  erscheint  aber  die  Stoffeinteilung,  die  nie 
ohne  Bedeutung  ist,  bei  einer  Materie  wie  die  vorliegende 
um  so  wichtiger,  als  nur  die  zweckmässige  Sonderung  des 
überaus  mannigfachen  Materials  Uebersicht  und  Klarheit  ge- 
währen kann.  Von  allen  Einteilungsprinzipien  mochte  daner 
schliesslich  dasjenige  am  meisten  geeignet  erscheinen,  diesem 
Zwecke  zu  dienen,  welches  die  natürliche  Entfaltung  des 
Stoffes  am  leichtesten  ermöglicht,  eine  Frage  aus  der  andern 
sich  entwickeln  lässt.  Diesem  Gesichtspunkte  entsprechend 
ist  die  Darstellung  angeordnet.  Den  Klagen  über  gewisse 
Wirkungen  der  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung  sind 
die  Besseningsvorschlüge  angeschlossen,  und  von  diesen  in 
absteigender  Keihenfolge  diejenigen  zuerst  behandelt,  welche 
eine  Aenderung  der  ganzen  Gesetzgebung  heabsichtigen, 
wahrend  die  Darstellung  von  Einzelvorschlfigen  soletzt  folgt. 
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Der  Staat  als  Träger  der  Armenlast 

§  105. 

In  der  Mdierigen  DanteUimg  ist  das  bei  um  gdlende 
STstem  alt  das  der  Ofifendichen  oder  ffeseladicbeii  Armenpflege, 

oder  wohl  auch  der  Zwangsarmenpnege  bewiclmet  worden. 
Es  sollte  damit  ausgedrückt  werden,  dass  die  Verabreichung 
des  zum  notdürftigen  Lobonsunterhalt  Erforderlichen  im  öffent- 
lichen Interesse  geboten  ist  und,  wo  nötig,  mit  Zwang  gegen 
die  von  der  Gesetzgebung  bezeichneten  Organe  herbeigeführt 
werden  kann.  Die*»eö  Zwangsgesetz  ist  wie  jedes  Gesetz  ciu 
*Akt  der  Staatsgewalt;  ihre  Befugniss,  die  Rechtsordnung  zu 

gestalten,  ist  die  Quelle,  ans  der  auch  die  Armengesetzgebung 
iesst  Der  Inhalt  derselben  bat  damit  an  und  fUr  sich  nichts 
zu  thun.  Der  ZuBammenbang ,  welcher  zwischen  der  Rechts- 
quelle und  dem  Erzeugniss  der  Rechtsordnung  besteht,  dass 
nämlich  die  letztere  zur  Verwirklichung  der  im  Staatsgebiet 
anerkannten  Grundsätze  iUhren  soll,  ergiebt  sich  fUr  alle 
gesetzgeberischen  Akte;. 

Doch  ist  ein  anderer  Zusammenhang  denkbar.  Der  Staat 
kann  seine  Anordnungen  unmittelbar  auflltibren  und  unmittelbar 
den  mit  AusÜlbning  derselben  verbundenen  Aufwand  Über- 
nehmen wollen )  wie  er  es  beispielsweise  in  Ansehung  des 
äusseren  Schutzes  —  Militärwesen  —  und  des  Rechtsschutzes 
—  Jnstizwesen  —  thut.  So  ist  es  auch  denkbar,  dass  er  die 
öffentliche  Annen ptloge  unmittelbar  und  auf  seine  Kosten  zur 
Ausführung  bringt.  In  solchen  Fällen  handelt  es  sich  nur 
um  die  Erwägung,  ob  dajs  Wesen  der  betreffenden  Veranstjü- 
tungen  das  unmittelbare  Eingreifen  des  Staates  notwendig 
oder  ntttzlich  erscheinen  lässt,  oder  ob  ihr  Wesen  eine  ad- 
ministrative od(  r  finanzielle  Beteiligung  des  Staates  ganz  oder 
zum  Teil  ausschliesst 
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Unter  den  Möglichkeiten,  die  Armenlast  gerecht  zu  ver- 
teilen, ist  auch  die  unmittelbare  Uebemahme  derselben  durch 
den  Staat  mannigfach  erwogen  und  von  einigen  Seiten  mit  posi- 
tiven Vorschlägen  zu  ihrer  Ausführung  unterstützt  worden. 
Nicht  nur  m  neuerer  Zeit;  sehon  in  der  älteren  deatBohen  ' 
annenrechtliohen  Literatur  und  Gesets^bnng  und  ebenso  in 
autterdeutschen  Ländern  ist  der  Gedanke  wiederholt  aufge- 
taucht, sind  mehr  oder  minder  umfassende  Versuche  seiner 
VerwirkUchung  gemacht  worden. 

§  106. 

Die  bekanntesten  Projekte  dieser  Art  sind  die  Akte  der 
franaOsischen  fesetigebenclen  Versammlung  von  1798.  Es  ist 
nicht  tlberflflssig,  sidi  kurz  den  Gang  der  beiüglichen  Geseta- 
gebung,  der  sie  vorbereitenden  Schritte  und  ihr  spftteres 

Schicksal  ins  Gedäclitniss  zu  rufen  \). 

Vor  allem  ist  bemerkenswert,  dass  von  einer  Erklärung 
der  Armenlast  zu  einer  Staatslast  zunächst  keine  Rede  ist. 
Die  Constituante  ernannte  1789  das  c^mite  pour  l'extinction 
de  la  mendicit^,  welches  in  sieben  Berichten  die  Ergebnisse 
sehr  grtlndlicher  und  sehr  sachkundiger  Untersuchungen  nieder- 
legte. Dasselbe  glaubte,  dem  Geiste  der  damaligen  Epoche  ent- 
sprechend, in  dem  Stande  der  Landwirtschaft  den  Grund  der 
Armutszustände  zu  erkennen,  und  stellte  als  eine  allgemeine 
Maxime  auf,  dass  die  Arbeit  die  einzige  Hülfe  sei,  welche  ein 
weises  Regiment  dem  arbeitsfähigen  Menschen  geben  könne; 
aber  selbstverständlich  dürfe  Arbeit  von  Staatswegen  nur  den- 
jenigen verschafft  werden,  welche  absolut  ausser  Stande  seien, 
sich  solche  selbst  zu  verschafien.  Weil  es  aber  gefthriich 
sein  und  auf  die  Entfidtnng  der  Arbeitskräfte  geradezu  lähmend 
wirken  würde,  wenn  die  BehOrde  die  Staue  der  Vorsehung 
bei  jedem  einzelnen  Arbeiter  yersähe,  so  müsse  sie  sich  im 
wesentlichen  darauf  beschränken,  Arbeitsgelegenheit  im  all- 
^'cmcinen  zu  eröffnen,  Erwerbsquellen  zu  erschiiessen  und 
zugänglich  zu  machen^). 

>)  Die  Darstellung  dieser  Yeriiftltiuflse  ist  mebt  eine  sehr  ungenaue. 
Block  bei  Emminehaus  S.  602  begnügt  sich  mit  einer  kurzen,  nichts 
aofklärendeo  Bemerkung;  ebenso  Lathardt  30;  Germershauseu 
and  Lammers  gdieii  aar  aleht  snf  dleselbsD  nflier  sin.    Eine  wenn 

auch  nicht  erschöpfenoe,  sber  den  historischen  Gan^  der  bezüglichen 
Entwicklung  klarlegende  Darstellung  bat  erst  Reitzen. stein  III 
Ö.  13G  rt'.  gebracht  —  Das  Material  ist ,  soweit  es  überluiupt  zugäug- 
Ueb  ist,  bei  Monnier,  Histoire  de  rassbtance  pabUnuc,  Faris  1866, 
zum  Teil  wörtlich  mitgeteilt.  Aus  der  letztgenannten  Publikation,  zum 
Tdl  im  Anscbloss  an  Keitzensteio,  ist  die  Darstellung  im  Texte  ge- 
seböpft;  vgl.  Monnier  8.  457  iE 

A.  a.  0.  S.  464:     ^C'est   par  unc  Influence  generale  que  lo 

rnvemement  doit  agir;  son  intervention  doit  ctre  indirecte*,  il  doit  etre 
mobil  du  travail,  mais  öviter,  pour  ainn  dire,  de  le  parat  tre." 
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Wie  man  sieht,  geht  da«  Komitee  hier  nicht  über  die 
Erörterung  allgemeiner  wirtschaftspolitischer  Fragen  hinaus. 
Erst  in  sdnem  letzten  Berichte^  unter  dem  Drucke  der  Stim- 
mung,  welche  die  Nationalversammlung  und  das  Volk  he- 
•  herrschte^),  gelangte  es  zu  positiven  Vorschlägen,  die  man 
ebensogut  als  Konse4|uenz  jener  Erwfigungen ,  wie  als  strikte 
Verneinung  der  dann  ausgesjiroohenen  Grundsätze  ansehen 
kann.  Es  wurde  für  die  Unterstützung  arbeitsfähiger  Aniier 
durch  Gewillirung  von  Arbeit  (Errichtung  öffentlicher  Arbeits- 
Werkstätten)  die  Auswerfung  eines  Betrages  von  5  Mill.  L. 
beantragt  Gleichzeitig  wurde  auch  das  VerhIknisB  des  Staates 
zu  den  übrigen,  d.  h.  den  nicht  arbeitsfilhigen  Annen  dargelegt 
Das  Komitee  verwarf  unbedingt  das  System  der  örtlichen  Annen- 
last, welches  die  Gemeinden  und  Departements  nötigte,  sich 
im  Interesse  ihrer  Finanzen  der  Armen  durch  Gewalt  oder 
List  zu  entledigen,  und  damit  ähnlich  wie  vorher  in  England 
grosse  Härten  gegen  die  Armen  selbst  und  obendrein  das 
fortwährende  Steigen  der  Armenlast  zur  Folge  haben  müsse 
Es  erklärte  vielmehr,  dass  alle  diese  Uebelstände  verschwinden 
besBW.  vmiieden  werden  wUrden,  wenn  man  aus  der  Öffent- 
lichen Annenpflege  eine  nationale  Sache  (charge  nationale) 
madite  und  die  hierauf  zu  verwendenden  Mittel  aus  den  all- 
gemeinen Staatsmitteln  entnähme^).  Die  voraussichtlichen  Auf- 
wendungen wurden  auf  nmd  51,5  Mill.  Livres  veranschlagt, 
wovon  27,5  Mill.  für  nicht  arbeitsfähige  Arme,  3  Mill.  ftlr 
Unterdrückung  des  Bettels  entfelliMi  sollen. 

Der  Beachtung  auch  für  die  gegenwärtigen  deutschen 
Beformbestrobungeu  besonders  würdig  und,  wie  sich  an  mehreren 
Stellen  zeigen  wird,  der  praktischen  Verwirklichung  fthig 
sind  nun  weiter  von  den  Vorschlägen  des  Komitees  diejenigen, 
welche  die  Art  der  Verteilung  der  Staatsmittel  an  die  Ge- 
meinden und  Departements  regeln  wollen"*).  Unter  Abstand- 
nahme von  einem  früher  ausgesprochenen  Gedanken ,  die 
sämmtlichen  Hospitiiler  und  Stiftungen  zum  Nationalcigentum 
zu  erklären,  wird  vielmehr  vorgeschlagen,  die  Einkünfte  hier- 
yon  den  Gemeinden  su  belassen  und  bei  der  Bepartition  der 
Btaatsgelder  in  Anrechnung  zu  bringen.  Im  flbngen  soll  die 


')  Als  die  Berichte  vorgelegt  wurden,  war  bereits  in  der  Konstitution 
von  1791  der  Qnudsatz  ausgesprochen  woraen :  „ü  sera  creö  et  organisc  un 
^bHsBement  gfe^l  de  aecours  public  pour  Vierer  les  enfants  abaiidinui&, 
BOiilagcr  les  pauvrcs  infirmcs,  et  foumir  du  travail  aux  pauvres  Tllides 
•qoi  n  auraient  pas  pu  s'en  procurer.'^    Monnier  S.  459  Anm.  1. 

^)  Die  Berichte  exemnlifiziren  sehr  oft  England,  vor  dessen  damals 
^  sehr  schlimmen  Zustänaen  man  grotee  Furcht  zu  haben  schien.  —  Es 
ist  aber  in  hohem  Grade  bemerkenswert,  dnss  in  den  Berichten  immer 
die  Sorge  flir  die  Armen,  nicht  die  für  die  Gemeinden  in  erster  Linie  steht. 

»)  Monnier  S.  470. 
Monnier  S.  476;  auch  Reitsenstein  III  8.  441. 


Digitized  by  Google 


VL  4.  801 

Ki  partitinii  in  der  Art  ertoIf(en,  dass  naeli  dem  ^Iassf>tal>c  der 
Jje\ ulkenmg,  der  ►Steuerkraft  und  des  Flaclieiiinlialts  ein  be- 
ötimmter  Betrag  für  jedes  Deuartement  ausgeworfen  und  von 
diesem  an  die  einzeben  Bezirke  verteflt  wird.  Audi  boU  bei 
der  Verteflong  noch  ausserdem  die  Höhe  der  Preise  der  Unter- 
haltsmittel in  den  einzelnen  De})artements  berücksichtigt  werden, 
weil  andernfalls  von  einer  wirkh'chen  Ausgleielumg  nicht  die 
Rede  sein  könne.  Aueli  wird  bezü^^lieli  der  Unterstützung 
urbeitsftlhi^er  Armer,  die  nur  durch  Grwiihrung  von  Arbeit 
zulässig  sein  soll,  vorgeseldagen ,  das  Departement  selbst  zu 
einem  noch  zu  bestimmenden  Massstabe  zu  Leistungen  aus 
eigenen  Mitteln  heranzuziehen,  um  leichtfertige,  die  Qrenzen 
ihrer  BedflHhisse  überschreitende  Ansprüche  zu  verhüten. 

Diese  Vorschläge  sind  von  der  alsbald  aufgelösten  Kon- 
stituirenden  Versammlung  nicht  mehr  beraten  worden.  Da- 
g^en  nahm  die  Gesetzgebende  Versammlung  dieselben  wieder 
auf  und  betraute  ein  comite  des  seeours  publics  mit  den  bezüg- 
lichen Arbeiten.  Auch  die  von  diesem  im  wesentlichen  in 
Anlehnung  an  die  früheren  geniacliten  Vorschläge  gelangten 
zunächst  nicht  zur  Ausluhrung.  Erst  in  den  folgenden  beiden 
Jahren  wurden  drei  Chsetze  erlassen^),  welche  dadurch  ihr 
eigentfimliches  Gepräge  erhielten,  dass  sie  die  finanziellen 
Fragen  immer  mehr'  in  den  Hintergrund  drängten  und  die 
Persönlichkeit  des  Armen  zum  Gegenstande  eines  fönnlichen 
Kultus  machten,  der  kaum  nocli  mit  eigentlicher  Wohlfahrts- 
und Wirtsehaftspriege  zusannnenhing.  Die  am  14.  Juni  179:i 
premulgirte  Verfassung  hatte  den  8atz  aufgestellt:  „Los  secours 
publics  sout  uue  dette  sacree.  La  societe  doit  la  subsistancc 
aux  dtoyens  maUieureux,  seit  en  leiir  procurant  du  travail^ 
soit  en  assurant  les  moyens  d'exister  jt  ceux  qui  sont  hors 
d'^tat  de  travailler."  Wurde  die  Verfassung  auch  vier  Monate 
später  wieder  aufgehobra,  so  blieb  dieser  Satz  doch  Ausdruck 
der  herrschenden  Stimmung,  die  noch  wiederholt  zum  Vor- 
schein kam,  bis  sie  geniässigteren  Erwägungen  Platz  machte, 
^[an  findet  sie  wieder  in  der  Einrichtung  des  livre  de  bien- 
faisance,  in  welcher  alle  über  (50  Jahre  alten  .Vckerwirte  und 
Viehzüchter  mit  dem  Anspruch  auf  eine  jährliche  Rente  von 
160  Livree  eingetragen  wrnen  soUten;  sie  ist  der  Anlass  zu  , 
dem  Dekret  vom  11.  Juli  1794,  welches  das  Vermögen  aller  *. 
Annenanstalten,  Hospitäler  u.  s.  w.  zum  Nation  aleigen  tum 
erklärte.  So  wurden  in  der  einseitigsten  Weise  alle  Konse- 
quenzen jenes  liumanen.  in  den  Berichten  des  ersten  Komitees 
mehr  angedeuteten  als  ausgesprochenen  Clrundsatzes  gezogen, 
bis  der  Ernst  des  wirklichen  Lebens  den  Utopien  Einhalt 
gebot.  Es  erfolgte  eine  rückläufige  Bewegung,  welche  zunächst 
zu  der  Rückgabe  des  Vermögens  an  die  ihrer  Hechte  ent* 


>)  Honnier  &  489. 
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setzten  Auötalteu  drängte  und  68  bewirkte,  dass  die  übrigen 
Ctesetzey  mit  Atunahme  «nlger  auf  das  Bettelweeen  beiSig* 
Hdien  Bestunmungeii,  ttberhaapt  nicht  ins  Leben  traten  Der 
weitere  Yerlanf  der  Gesetzgebung,  der  hier  nidtt  interesairt, 
zeigte,  dass  man  die  Notwendigkeit  begriffen  hatte,  nur  das 
Mögliche  SU  wollen'). 

§  107. 

In  Deutschland  ist  ein  dem  französischen  ähnlicher  \'er- 
such  nur  einnud  —  in  Baiem  —  gemacht  worden.  Riedel 
bemerkt  hierüber^):  „Am  22.  Februar  1808  erging  nämlich  eine 
Yerortonng,  worin  das  bisherige  Prinaip  der  gemeindlichen 
Armenpflege  aufgegeben  und  die  Armenpnege  für  eine  »Staats- 
anstalt  der  Wohlthntigkeit«  erklärt  wird.  Diese  Staatsanstalt 
löst  sich  in  eigne,  durch  das  ganze  Königreich  verteilte  Armen- 
institutc  auf  und  zwar  in  der  Art,  dass  joder  Distriktspolizei- 
bezirk  für  sich  ein  solches  Institut  erhält.  Jedes  Armenmstitut 
erl\lllt  seine  Zwecke  durch  ein  Armenvcrj)tlegung8haus  und 
ein  Annenbeschät'tigungshaus  oder  durch  Verabreichung  von 
Verpflegungsbeiträgen  an  die  nicht  zur  Aufnahme  in  eines 
dieser  Häuser  geeigneten  Armen.  Die  Mittel  cur  Bestreitung 
der  Bedürfnisse  der  Anneninstitute  sollen  aunächst  aus  den 
Kenten  des  Fundirungsvermögens  und  eventuell  aua  dem  sog. 
Ergänzungsvermögen  entnommen  worden;  das  orstere  bildet 
sich  aus  dem  Gesammtvermögen  der  bestehenden  Aimen- 
8tiftung(;n  und  neu  anfallenden  Vermächtnissen,  dann  aus 
der  quartu  paiiperum  und  aus  den  Zinsen  herrenloser  Landes- 
anleinen  und  Kapitalien;  das  Ergänzungsvermögen  aber  be- 
steht aus  den  unständigen  freiwilligen  Beiträgen,  aus  den  sur 
augenblicklichen  Verteilung  bestimmten  Vermächtnissen,  aas 
den  Strafgeldern  und  den  Annensteuern,  welch  letztere  je 
nach  den  Bedürfnissen  des  speziellen  Distriktsarmeninstituts 
als  Beischläge  der  im  Distrikte  zur  Erhebung  gelangenden 
Staatssteuern  erhoben  werden.  Was  endlich  den  \'ollzug  be- 
trifft, so  ist  solcher  durchgehends  in  die  Hände  der  Staats- 
bejunten  gelegt,  indem  die  Verwaltung  des  Fundirungsver- 
mögens den  allgemeuien  Stiftungsadministrationen  überwiesen 
ist,  während  alle  tlbrigen  Geschäfte,  namentlich  die  Herstelluug 
der  Annenkonspekte,  dann  die  Qualiiikation  der  Armen  und 
die  Verwendung  der  zu  laufenden  Ausgaben  verfügbaren 
Mittel  von  den  Distrikts] )oHzoibeaniten  besorgt  werden. 

Die  vorstehend  skizzirte  Organisation,  welche  ohnehin 


^)  Monnier  S.  494  gebraucht  bezüglich  dieser  Gesetzgebung  die 
sdnr  bezeichnenden  Worte:  eile  tomba  paisiblement  en  d^suötude. 
«)  Reitzenstein  III  S.  158. 
*)  Axmengesetsgebung  S.  5. 
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nie  vollständig  ins  Leben  trat,  vermochte  sich  ebensowenig 
wie  die  übrigen  organischen  Verfügungen  jener  Legislatur- 
periode emsubUrgcm  und  ward  eben  deshalb  ichon  nadi 
wenigen  Jahren  (durch  die  V.  v.  17.  Noyember  1816)  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt 

Die  in  dem  geschichtlichen  Ueberblick  erwähnte  Ueber- 
nahme  von  Dorfarmen  auf  die  ftlrstliche  Kammerkasse  in  An- 
halt gehört  nicht  hierher*),  weil  es  sich  dabei  nicht  um  eine 
prinzipielle  Uebemahme  der  Kosten  der  Armenpflege  auf  den 
otaat,  sondern  nur  um  eine  etwas  regellose  Hulfeleistung  an 
uuTenudgende  Oemeinden  haDdelie,  die  im  übrigen  gruod- 
sitalich  aur  Armenpflege  verpflichtet  blieben,  immeriiin  ist 
anofa  in  diesem  Zusammenhange  au  betonen,  dass  die  Ver- 
waltung der  Kammerkasse  von  dem  System  der  ungeregelten 
Zuschüsse  sehr  bald  znrttckkam. 

§  108. 

Wji»  nun  die  prinzipielle  Stellunp:  zu  der  Frage  der  Staats-  ] 
armenlast  anfleht,  so  ist  vorab  festzustellen,  dass  die  über- 
wiegende Meinung  die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Uebemahme  \ 
der  gesammten  Annenlast  aus  tiieoretisehen  Gründen  anerkennt, 
aber  von  der  Verwirklichung  derselben  aus  praktischen  Grflnden 
nichts  wissen  will").  Die  theoretische  B^rttndung  gipfelt  in  \ 
awei  Momenten:  erstens,  die  öffentliche  Armenpflege  nahe  es 
mit  Beseitigung  der  Armut  lediglich  aus  Grllnaen  der  öffent- 
litlien  Sicherheit  und  Sittlichkeit  zu  thun,  welche  aufrecht- 
zuerhalten Sache  des  Staates  sei,  und  zweitens  sei  durch  Gewäh- 
rung der  Freizügigkeit  innerhalb  des  ganzen  Staats-  (Reichs-) 
gebiets  an  Stelle  der  früheren  engeren  Heimat  das  Gesammt- 
vaterland  als  wirtschaftliche  Heimat  getreten;  dem  entspreche 
die  Pflicht  dieser  grösseren  Heimat,  auch  für  ihre  Angehdrigen 
in  gleicher  Weise  wie  früher  die  engere  Heimat  zu  sorgen« 
Diese  Fonuel,  mittels  welcher  die  Reichstagskommission  den 
neu  geschaffenen  Verhältnissen  gerecht  werden  zu  sollen  glaubte, 
ist  in  der  Folge  mit  ganz  gi-ringen  Ausnahmen  von  Freun<len 
und  Gegnern  der  Reichsgesetzgebung  wiederholt  und  aus  ihr 
die  V^erpflichtung  des  Stiches  zur  Tragung  der  Armenlast 
gefolgert  worden,  nur  eben  mit  dem  Unterschiede,  dass  ein 
Teil  und  zwar  der  bei  weitem  grOsste,  mit  der  theoretischen 
Formulirung  sich  begnügte'),  wälnwd  der  andere  die  äussersten 

>)  Oben  ^  40  ü.  129.   Lammers  S.  4  sählt  di«een  FaU  au  den 
Fllleii  der  Staatrannenlast. 

^)  Aach  schon  in  der  Alterea  litentor:  namentlich  Mo  hl  I  8. 822; 
Vahl kämpf  S.  07  u.  a. 

^)  Vgl.  die  AuHführuugcn  der  Keichstagskommission  über  das  wirt-  . 
■chaftliche  Aequiralent,  namentlich  die  Wen^g,  mit  welcher  die  „seheiii-  • 
bare  Folgemag*,  dMs  der  Staat  die  AnnenlMt  dbemehmen  mflsM,  ab- 
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Kuiiäequeiizeii  zog  und  verlangte,  duäö  eine  solche  Verpliichtung 
auch  wirklich  gesetslich  geordnet  und  ▼ollkommen  durchgeführt 
werde. 

Als  erster,  welchor  in  dieser  Bemehong  positive  Vor- 
schläge machte,  ist  Wittgenstein')  zu  nennen.  Wenn  die 
Armenlast,  so  fol^^ert  er,  in  Wahrheit  eine  Staatslast  sei,  so 
müsse  der  Stmit  (das  Reich)  auch  wirklich  Ernst  mit  der  Ucbor- 
nalnne  dieser  Last  machen  und  aus  Staats- (Reichs-)  mitteln 
die  Kosten  des  Armenweseus  aulbringen.  Den  einzelnen  ört- 
lichen Organen  (Gemeinden  und  Gutsbezirken)  soll  die  Aus- 
übung der  Armenpflege  yerbleibein;  aber  fortullen  soll  Unter- 
stCltsnngswolmsitz  und  Erstattungsanspruch;  die  Freizügigkeit 
werde  erst  dann  ihre  volle  Verwirklichung  und  Bedeutung 
erhalten.  Die  technische  Ausführung  des  Gedankens  denkt 
Wittgenstein  sich  in  folgender  Weise: 

„Am  Schlüsse  jedes  Jahres  hat  jede  Gemeinde  der  vorge- 
setzten Behörde  anzuzeigen,  wie  viel  Personen  in  dem  be- 
treffenden Jahre  von  ihr  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  verpflegen 
gewesen  sind,  und  zugleich  die  Zahl  der  Verpflegungst^e  an- 
zugeben. Hiemach  wird  unter  Berücksichtigung  der  Ein- 
wohnerzahl in  jedem  Bundesstaate  (Regierungsbezirk)  die 
durclischnittliche  Zahl  der  Verpflegungstage  festgestellt.  Ge- 
meinden, welche  eine  höhere  Zahl  von  Verpflegungstiigen, 
als  nach  ihrer  Einwohnerzahl  auf  Grund  oln^^eu  Durchschnitts- 
betrages auf  sie  entfall<'n  würde,  autzuweisen  haben,  werden 
aus  der  Statskasse  mit  ....  (50  Pfennigen?)^)  für  jeden 
Verpfleguugstag  entschädigt  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  es 
sich  dabei  um  Krankenfmege  oder  um  eine  sonstige  Unter- 
stützung handelt.  Bruchteile  von  Ta;4eii  werden  als  volle  Tage 
berechnet,  dagegen  bleibt  unentgeltliche  Unterbringung  im 
Ortsarnienhause  u.  s.  f.,  ohne  dass  damit  ein  besonderer  Auf- 
wand verbunden  ist,  ausser  Ansatz." 

Der  Wittgensteiiisehe  Vorschlag  ist  meines  Wissens  im 
ganzen  unbefichtet  geblieben.  Nur  einer  Kritik  ist  zu  er- 
wähnen, welche  die  Deutsche  Gemeinde-Zeitung  ^)  an  demselben 

felehnt  wird;  oben  8.  146.  Auf  demselben  Standpunkte  stehen  Adickes 
8.  281;  A.  Wagner,  Grundlegung  8.  470.  Adickee,  der  Haupt- 
Tertretcar  dieser  mehtong,  faset  auf  S.  291  den^  Kern  seiner  Erörterungen 
dahin  zusammen,  dass  cfie  Belastung  der  (5emeinden  mit  der  Armenpflege 
insoweit,  aber  auch  nur  insoweit  gerechtfertigt  sei,  als  dies  durcn  die 
Unentbehrlichkeit  einer  Zwsngsarmenpflege,  oie  Untauglichkeit  grosserer 
Verbände  zur  Armenpflege  und  die  mtwendipkeit  einos  finanziellen 
Interesses  der  Gemeinden  an  den  Resultaten  ihrer  Armenpflege  bedingt 
ist,  dasB  aber  im  übrigen  das  Rekh  besw.  interioustiach  die  ISnselstsaten 
die  alldn  berufenen  Trüger  der  Axmflnhst  seieii. 
»)  Augsb.  Allgem.  Ztg.  1877  Nr.  267. 

^)  Der  parenthetische  Vorschlag  rührt  ebenfalls  von  VVittgen- 
•         stein  her. 

*)  Jahrg.  Id77  Nr.  41  &  161. 
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übte;  dieselbe  ist  in  huhem  Grade  charakteribtidch  dafür,  wie 
acliwer  es  ist,  Fehler  zu  yenneiden,  deren  Begehung  man  einem 
Andern  vorhftlt:  die  Gkmeindeseitang  verwirft  nttmlich  im 

Inte r<  880  der  Staatsfinanzen  und  der  Ertlichen  Annenpflege 

den  W. sehen  Vorschlag,  macht  aber  selbst  an  einer  früheren 
Stelle  ausfuhrlich  motivirte  Vorschläge,  die  im  Grunde  auf 
nichts  anderes  als  eine  solche  Staatsannenpflege  hinauslaufen 

Einen  Uhnliclien  Vorschlag,  wie  Wittgenstein,  machte 
mehrere  Jahre  später  Rocholl-),  nur  ihias  er  denselben 
wesentlich  besser  und  umfassender  begründete,  als  jener  es 
in  drei  Spalten  der  Augtbuiger  Zeittmg  zu  than  vermocht 
hatte.  Auch  Rocholl  geht  von  der  Ansicht  aus,  daas  dem 
Staate  die  Armenlast  oUiege  und  er  dieselbe  direkt  tlb^ 
nehmen  müsse;  er  erwartet  von  solcher  Uebernahme  bessere 
Annen  pflege,  Fortfall  einer  unernuicklichen  kasuistischen 
Keclityprecliung  und  vor  allem  gerechte  Ausgleichung  der  Be- 
lastung. Die  Ausführung  will  er  ebenfalls  in  der  Art  bewerk- 
stelligt wissen,  dass  uachträglich  jeder  Armen  verband  den  Be- 
trag seines  Aufwandes  angebe  und  denselben  aus  Staatsmittahi 
ersetzt  erhalte.  Doch  ist  das  Detail  seiner  Vorschlllge  etwas 
anders,  als  das  der  Wittgensteinschcn.  Während  jener  die 
Unterstützungstage  und  das  Verhältniss  ihrer  Gesammtzahl 
zur  (jesamnitzahl  der  Einwohner  zu  Grunde  legen  will,  wünscht 
Rocholl  eine  Berechnung  des  Gesamnitiiufwandes  für  die 
Zwecke  der  «Ufciitlichen  Armenpflege  im  Verhältniss  zur  Ge- 
sammtsteuerknift.  Dies  Verhältniss  wird  durch  folgende 
Gleichung  ausgedrückt:  Wie  sich  die  gesammte  Steuerkraft 
des  Staates  zu  der  gesammten  Armenlast  verhftlt,  so  soll  sich 
die  Steuerkraft  des  einzelnen  Armen  Verbandes  zu  X  verhalten; 
X  ist  dann  der  auf  den  (unzelnen  Verband  entfallende  Anteil 
an  der  Gesammtlast.  W^as  somit  der  einzelne  zu  viel  ver- 
wendet hat,  erhält  er  aus  Staatsmitteln  vergütet,  was  er 
weniger  verwc^ndet  hat,  muss  er  an  die  Staatskiujse  zuzahlen. 

Endlich  ist  noch  ein  Vorschlag  von  Si  Ibcrschlag^)  zu 
uennen,  der  die  Uebernahme  der  Armenlast  seitens  des  Staates 
bezüglich  derjenigen  Personen  wttnscht,  welche  „in  Folge 
von  Alter  oder  dauernder  SIrankheit  oder  in  Folge  von  Ver- 
stümmelung dauernd  arbeitsunfllhig  sind".  Ueber  di«-  Art  der 
Aufbringung  der  hierzu  nötigen  Mittel  findet  S.  sich  mit  der 
Bemerkung  ab,  „unser  St'uit  sei  ja  reich"!  An  einer  andern'*) 
Stell«'  wird  von  denisflljtMi  noeh  ein  Refonnvorschlag  gemacht: 
es  soll  das  höchste  Miiss  der  von  einem  Armenvcrbande  für 


Die  Vorschläge  sind  ein  wenig  älter  als  der  WitUrensteinscbe 
Auftatz.   Sic  befinden  m  h  im  Jahrg.  1877  Nr.  81—84  QOO  äad  oben 
ansAhrlicher  mitgeteilt  worden.    VgL  §  16. 
«)  KocholIU  ö.  21  Ü. 

S.  75. 
*)  S.  87. 

FoiMhw^  (87)  VI.  4.  -  MtaitariMiff.  20 
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AnDenpflege  zu  entrichtenden  Summe  auf  die  HAlfte  des  Be- 
trags der  Yon  diesem  Orte  entrichteten  direkten  Staatsstcuem 
festgesetzt  werden.  An  diesem  Masse  würde  die  subsidiäre 
VerpHichtun^  des  Landannenyerbandes  besw.  des  Staates  su 
bemessen  sein. 

§  109. 

Von  allen  di«'Son  \^>nstiijii;:;pii  haben  allein  die  Kocholi- 
schen  in  (b'r  Literatur  Beaehtunji;  jirefunden ,  sind  aber  von 
keiner  iSeite  acceptirt  worden.  Uebrigens  gelten  ilie  dagegen 
geltend  gemachten  Bedenken  auch  für  die  Pläne  Wittgensteins 
und  Siiberschlags. 

Ucbcreinstimmcnd  sind  die  Vorschläge  nun  zunächst  aus 
einem  Gesichtspunkte  verworfen  worden.  Man  fürchtet  von 
der  Erschliessung  einer  solchen  im  Verhältniss  zu  der  Leistungs- 
fllhigkeit  der  Annenverbändo  unerschöpflichen  Steuenjuelle 
den  allernaeliteiligsten  Eintluss  auf  die  Uebunj^  der  öffentlichen 
Armen ptie|i:e  in  sittlicher  wie  in  Hnanzieiler  Beziehung;  man 
fUrclitet  insbesondere,  dass  die  einzelnen  Armenverbände  ohne 
jede  Berechnung  wirtschaften  wttrden,  wenn  sie  wttssten,  dass 
sie  den  Uber  ilu*e  Steuerkraft  hinausgehenden  Aufwand  ohne 
weiteres  ersetzt  erhalten  bezw.  das,  was  sie  ihrer  Steuerkraft 
entsprechend  zu  wenig  aufgewendet  haben,  baar  herauszahlen 
müssten ;  in  sittliclier  Beziehunj;  l>esor[i:t  man,  dass  eine  solche 
üble  Wirtschaft  darauf  hinanslauten  möchte,  Anne  zu  schaffen, 
wo  es  solche  noch  nicht  giebt,  eine  Art  8Uuit.siiensioniirc, 
oder  zum  mindesten  die  Veranlassung  sein  würde,  vernünftige 
Massregeln  gegen  das  Aufkommen  und  Umsichgreifen  der 
Armut  zu  vemachlässigcn  und  so  die  Armut  ibrmlich  gross- 
suasiehen 

Eine  vernünftige  Bemessung  der  Ausgaben  sei  vielmehr  nicht 
anders  zu  erwarten,  als  wenn  der  verausgabende  Armenverband 
ein  eigenes  finanzielles  Interesse  an  dem  Masse  derselben  habe, 
d.  h.  den  ganzen  oder  einen  nicht  ini  voraus  begrenzten  Teil 
derselben  aus  eigenen  Mitteln  aufbringe.  Solle  ohne  dieses 
das  Mass  des  Aufwandes  mit  dem  wirklichen  Bedttrfiiiss  in 
dauerndem  Einklang  erhalten  werden,  so  kOnnte  das  Reich 
bezw.  der  Staat  sich  nicht  enibrechen,  die  Ausgaben  des  ein- 
zelnen Armenverbandes  au£i  sorgsamste  zu  kontroliren,  in 
die  Verwaltung  einzugreifen,  kurz  eine  Bevonnnndung  herzu- 
stellen .  welchi'  bei  den  eigentinnlichen  Verliiiltnissen  der 
Aniienpriege .  hesonders  ani^esichts  fies  Vorwiegens  ehren- 
amdicher  Elemente  in  der  Annen  Verwaltung,  ebenso  uuerträgiich 
wie  unzweckmässig  sein  würde. 

»)  Vgl.  Duchatel-Xaville  S.  811  ff.;  Mohl  S.  322;  Vahl- 
kämpf  S.  70;  L  i  ns  i  ngen  S.  G9;  Lammers  S.  It);  Adickcg  I  S.  2^2; 
Zilier,  Verbesserungen  der  örtlichen  Armenpflege,  in  D.  6em.-Z.  vom 
18.  Angast  1881;  Kambli  8.  115  und  viele  andere. 
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Auch  wurden  sehr  viele  Privatkräft»-  uinl  Mitt<'l  weg- 
fallen, die  unter  anderen  Umständen  zur  Linderung  der.  Ar- 
mat  und  des  Unglücks  zusammenwirken;  Stiftungen  für 
Annenzwecke  würden  seltener,  und  die  Rechte  und  Interessen 
einer  grossen  Zahl  von  (Gemeinden  und  Anstalten,  die  in 
grosserem  oder  geringerem  Masse  mit  Stiftungen  ausgestattet 
sind .  würden  durch  den  Einzug  dersejljen  oder  wenigstens 
durch  di<'  Umlage  der  allgenieineii  Arnienstcueru  nach  dem 
gewJiliTilicht'n  I IcNtcueningsinassstiibe  in  hohem  Grad«'  verletzt'). 
Jedenfalls  dürten  diese  Einwände  für  sich  allein  als  durch- 
schlagend erachtet  werden.  Ueherall  wo  über  das  BedUrfniss 
hinaus  reichliche  Armenmittel  zur  Verftigung  standen,  wurde  die 
sichere  Erfahrung  gemacht,  dass  die  Armutszustände  dadurch 
eher  verschlimmert  als  verbessert  wurden,  und  Uberall,  wo 
Örtlichen  Verwaltungen  eine  grosse  allgemeine,  nicht  von  ihnen 
allein  «lotirte  Kassr  zur  Verfügung  stand ,  hat  man  die 
N'-igung  zu  hMchtfertigcrer  AN'irtsehatt  lK'o])aehten  können'). 
Wan  darf  diese  That.sache  als  notorisch  Ix'trai  ht^'n ;  sie  wird 
durch  eine  grosse  Zahl  von  Männern  bezeugt,  di»'  allen  Partei- 
richtungen angehören,  vor  allem  auch  solchen,  denen  im  übrigen 
der  Gedanke  einer  Staatshttlfe  für  lokale  Bedttrfnisse  durchaus 
nicht  unsympathisch  ist*). 

Ein  anderer  Einwand  kann  nocli  mit  Recht  gegen  diese 
Vorschläge  erhoben  werden :  dass  nämlich  eine  Verminderung 
der  Schreiberei  und  Kasuistik  davon  nicht  zu  erwarten  steht. 
Auf  dem  Papier  lässt  sich  der  Ausdruck  „Gesammtanneidast*' 
selir  gut  an.  Wie  dieselbe  aber  in  Wirklichkeit  l>erechnet 
werden  soll,  dürfte  schwerer  zu  sjigen  sein.  Man  denke  an 
die  ßereclmung  bei  Armenverbänden,  in  denen  Naturalver- 
pilegung  überwiegt,  und  bei  solchen,  in  denen  sehr  ausgedehnte, 
von  der  öffentlichen  Armenpflege  zwar  unabhängige,  im  übrigen 
aber  auf  den  Stand  der  Armenlast  sehr  erheblich  einwirkende 
Privatmildthätigkeit  und  Stiftungsarmenpflege  geübt  wird. 
Selbst  eine  ganz  mechanische  Umrechnung  wUrde  in  diesen 


')  Äcrauf  macht  SchUz  S.  64.  65  in  sehr  /ntn  tlViuler  Weise  auf- 
merksatn.  -  -  Es  sind  diof»  übrigens  zum  Teil  dieselben  Gründe,  die  pranz 
angemein  gegen  eine  gesetzliche  Armenpflege  vorgebracht  werden.  Vgl. 
obSD  §  20. 

•-')  Vgl.  aber  oben  §  96  S.  207. 

')  Ausser  den  in  Anm.  1  S.  800  angeführten  besonders  noch 
Sehftffle,  Die  Gnradaitse  der  Steuerpolitik,  IR'^O,  S.  642,  aber  aneh 

S.  680  wegen  Zentralisation  der  Vemcnerung;  Schmoller  in  seinem 
Jahrb.  18x1  H.  3  S.  444  n.  n.  —  Vornehmlich  aus  rJründen  ist 

auch  der  1H50  von  Disraeli  gemachte  Vorschlag,  in  Kuglaud  die  Kosten 
des  Armenwesnis  zur  .Staatslast  zu  erkUren.  ab^lebnt  worden.  VgL 
bei  Aschrott.  der  im  übrigen  mit  einem  ^ehr  leicht  m'ipsverständ liehen 
Ausdruck  England  als  das  klassische  Land  der  „.Staat{«armeuptiege''  be- 
Miebnet,  obwohl  damit  nur  „gesetifiehe  AnneDpflegc''  gemont  ist,  — 
8.  148. 
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Fullen  schlechterdings  unmö^dicli  sein,  von  dem  Apparat  ganz 
zu  geschweigen,  der  nötig  sein  würde,  um  zwischen  rund  80000 
Ämenverbänden  die  gewünschte  AosgleichBberechiiung  her- 
beisuführen 

§  110. 

Wie  wichtig  nun  auch  die  vorstehenden  Einwendungen  sind, 
welclio  im  Hinblick  auf  die  .sittliclie  mid  tinanzielle  Seite  der 
üffentliclieu  Armenptl(!^e  <'rhuln*n  werden,  so  lässt  sich  doch  nicht 
verkennen,  dass  es  im  Grunde  nur  äussere,  das  Wesen  der 
Sache  nicht  berührende  Bedenken  sind,  welclie  der  Umwand- 
lung der  Annenlast  zur  Staatsannenlast  entgegengestellt  wer- 
den. Will  man  konsequent  sein,  so  muss  man  in  der  That 
darauf  denken,  mit  allen  Mitteln  dem  theoretisch  als  richtig 
erkannten  Ziele  zuzustreben  und  durch  geeignete  Massregeln, 
vor  allem  durch  Einführung  einer  wirksamen  Aufsicht,  die 
Uebernalime  der  Last  auf  das  Reich  zu  enncigliclien ;  es  ist 
nicht  wahrscheinlich ,  aber  es  ist  wohl  denkbar,  dass  sich  die 

fefürchteteu  Uebelständc  durch  zweckentsprechende  Vor- 
ehningen  wfirden  yenneiden  oder  vermindeni  lassen. 

Diese  Konsequenz  der  Theorie  darf  man  —  wenn  anders 
sie  nic  ht  sor  Spielerei  werden  soll  —  nicht  gering  anschlagen ^ 
sie  bedeutet  soviel  wie  Verwirklichung  des.  Gedankens  der 
Staatsarmenlast  nach  Lage  der  Verhältnisse,  sie  bedeutet  nicht 
Zurückweisung  des  Prinzips,  weil  es  als  solches  auf  unrichtigen 
Voraussetzungen  beruht.  Dieses  letztere  Moment  wird  in  der 
neueren  armenrechtlichen  Literatur  fast  gar  nicht  berück- 
sichtigt, weil  die  Annahme,  dass  die  Armenlast  an  und  fUr 
sich  eine  Staatslast  sei,  überwiegt  Dagegen  geht  in  der 
Literatur  der  vierziger  und  fimfziger  Jahre  die  Auffassung 
überwiegend  dahin,  dass  die  Annenlast  nicht  blos  der  Nütz- 
lichkeit halber  der  Gemeinde  übertragen  sei,  sondern  deshalb, 
weil  diese  ihrer  Natur  nach  der  berufene  Träger  der  Armenlast 
d.  h.  derjenigen  Last  sei,  welche  aus  der  Unterstützung  der 
mit  ihr  verbundenen  Gemeindegenossen  entspringt.  Schüz 
weist  darauf  hin,  dass  die  Gemeinden  selbständige  Korpora- 
tionen für  sich  und  zugleich  die  Grundlagen  des  Staatsvereins 
sein  sollen');  und  Stahl  bemerkt  hezüglich  der  Untersttttsungs- 
|[»flicht  der  Gemeinden  ^);  „Dies  hat  überall  seinen  guten 
mneren  Grund,  wo  die  Gemeinde  nicht  blos  eine  willkürliche^ 
nach  Zweckmässigkeitsgründen  abgezirkelte  Landesabteilung, 


1)  IMes  wird  namentlich  gut  dargelegt  in  einer  Abhandloi^  „IXe 
Aimenstencr''  (anonym)  in  Conr.  Jahrb.  IBSl  H.  6  8.  büß. 

«)  8.  73. 

')  S.  417.  —  QflDs  ahnüeh  Brater  &  399;  Bitser  I  8.  72  E; 
ähnlich  anch  Riedel,  Annenges,  Einleitong  S.  16. 
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sondern  ein  durch  Gescliiehte,  Zimniineidt'ben,  insbesondere 
durch  genicin.sann's  Vennögen  in  sich  abj^^egrenztes  Ganzes  ist." 

Em  strikter  Beweis  dafür,  dass  der  Gemeinde  diese  Stel- 
lung noch  gegenwärtig  zukomme,  ist  freilicli  nicht  möglich. 
£b  ist  Sache  der  AufiEusung,  ob  man  die  Ghomeinde  nach  wie 
vor  als  einen  in  sich  geschlossenen  politischen  Verhand  be- 
trachten, nach  wie  vor  von  den  Interessen  ,  welche  sie  mit 
dem  Reich,  dem  Staat,  den  Provinzen  verbinden,  die  ihr  eigen- 
tümliciien  örtlichen  Interessen  unterscheiden  will,  deren  Ver- 
wirklicluing  aus  Mitteln  der  Gemein  Wirtschaft  zu  geschehen 
hat,  weil  e.s  td)en  scldechthin  örtliche  Interessen  sind.  Zur 
Begründung  dieser  auch  hier  zu  vertretenden  Auffassung  muss 
zunächst  auf  dasjenige  verwiesen  werden,  was  über  die  Stel- 
long  der  Gemeinde  zu  der  Armenlast  und  das  Mass  und  die 
Grttnde  dieser  Belastung  an  anderer  Stelle  ausgeführt  ist;  es 
muss  darauf  hingewiesen  werden,  in  welcher  Weise  die  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  in  kleinere  und  grössere  Bezirke 
sieh  gegenwärtig  vollzieht.  In  Würdigung  der  hierfür  in  Be- 
tracht kommenden  Momente  wird  man  vorläufig  noch  nicht 
zu  besorgen  haben,  dass  die  Gemeinde  durch  fremde  Zu- 
zügler in  eine  lediglich  zufällige  Gemeinschaft  von  Aufenthalts- 
genossen  au&el5st  würde;  es  besteht  umgekehrt  in  einzelnen, 
sehr  beträcbuichen  Teilen  des  Ostens  sowohl  Kord-  wie  Süd- 
deutschlands  <-ine  Stagnation,  welche  die  Zuführung  frischer 
Elemente  zur  Belebung  des  Gemeinwesens  dringend  wünschen 
lässt.  Wer  auf  der  anderen  Seite  die  Orte  und  Bezirke  ins 
Auge  fasst,  in  welchen  die  am  wenigsten  sesshafte  Bevölkerung 
am  h^bliafte«ten  ab-  und  zuströmt,  die  Städte  und  die  west- 
lichen Bezirke,  der  wird  sich  der  Einsicht  nicht  verschliessen 
können,  dass  in  diesen,  wie  Elberfeld,  Barmen,  Krefeld,  Bo- 
chum, Essen  und  vielen  andern,  der  regste  Gemeinsinn  seitens 
der  Bürgerschaft  gerade  gegenüber  den  VerhlÜtnissen  sich 
bethfitigt  hat,  mit  denen  die  Armenpflege  in  erster  Linie  zu 
thun  hat,  ein  Gemeinsinn,  welcher  durcli  das  Ab-  und  Zuströmen 
der  Bevölkerung  eher  gefestigt  als  gelockert  worden  ist 

Mit  einer  solchen  Auffassung  ist  es  wohl  vereinbar,  dass 
gewisse  Gegenstände  der  Armen})tlege  von  grösseren  Ver- 
bänden übernommen  werden,  mit  welchen  die  örtliche  Armen- 
pflege nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  steht:  wie  etwa  die 
Fürsorge  für  Heimatlose,  Landstreicher  u.  s.  w.;  auch  schliesst 
diese  Auffassung  die  Ge^^rung  von  Beihfllfen  an  unver- 
mögende Ortsarmenverbände  nicht  aus,  die  sich  in  einem  ähn- 
lichen Notstände  befinden,  wie  das  einzelne  bedürftige  Indi- 
viduum, dem  die  Gesammtheit  Hülfe  leisten  muss.  Namentlich 
lieirt  es  auch  im  Sinne  solcher  Auffassung.  d>'r  örtlichen 
Gemeinscliaft  durch  zweckmässige  UmbiUlung  und  V^ereinigung 
eine  kräftigere  Grundlage  zu  geben,  als  es  gegenwärtig  viel- 
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lacli  der  Fall  ist*).  Wohl  aber  schlicäät  diese  Auffassung 
aus  die  Bereitstellung  von  Reichs-  oder  Staatsmitteln  in  ua- 
bestimmter  Htfhe,  die  soweit  zur  Verwendung  gelangen  sollen, 
wieweit  sie  zureichen,  von  Mitteln,  welche  statt  von  der  engeren 
Gemeinschaft  von  dem  obersten  politischen  Verbände  aufge- 
bracht sind. 

Aber  sell)st  wenn  man  diese  Auffassung  nicht  teilt,  selbst 
wenn  man  unser  (irnieindcwest'n  in  chaotiselnT  Auflösunu^  lie- 
griö'en  erachtet,  kann  die  Erwägung  der  dadurch  gcscliallcnen 
Zustände  noch  immer  nicht  zu  dem  Wunsche  fuhren,  die 
Annenlast  durch  Gesammtausgleich  zu  erleichtem.  Nichts  ist 
trügerischer  als  jenes  auf  den  ersten  Blick  so  ttberaus  blendende 
Argument  von  der  wirtschaftlichen  Gesammtheimat. 

Richtig  ist  freilich,  dass  jeder  Ort  im  Reichsgebiete  den 
Reichsangchörigen  zugänglich  sein  soll,  und  jeder  an  jedem 
Orte  sich  auf  heimischem  Boden  soll  fiilil«>n  dürfen.  Aber 
welcher  Gebrauch  wird  denn  hiervon  g<nnaclit?  Weder  ver- 
teilt sich  die  Bevölkerung  in  gleichniäösigen  J'rouortionen  tiber 
das  Reich,  noch  ist  WoUstand  und  Armut  in  geichem  Masse 
an  jedem  Punkte  des  Reiches  anzutreffen.  Und  weiter  ist 
diese  freie  Gestattung  der  Niederlassung  doch  zunächst  nichts 
weiter  ab  eine  Befugniss,  die  Niemandem  einen  Aufwand  irgend 
welcher  Art  zu  verursachen  braucht.  Der  Aufwand  wird  erst 
erforderlich,  wenn  der  Anzügler  bedürftig  wird.  Und  dies 
ist  die  Kehrseite  der  Medaille.  Die  Uebernahnie  der  (jesammt- 
armenlast  auf  das  Reich  bedeutet  höchst  positive  Leistungen 
aus  Beiträgen  sämmdicher  Reichsangehörigen:  derjenigen,  die 
im  Osten,  und  derjenigen,  die  im  Westen  wohnen,  derer,  die 
▼on  demBesitze  einer  wirtschaftlichen  Gesammtheimat  Gebrauch 

nacht,  und  derer,  welche  es  nicht  gethan  haljen,  jener  endlieh, 
in  Wohnorte  von  der  Arbeitskraft  der  Zuziehenden  Vor- 
teile gehabt,  und  jener,  deren  Wohnorte  durch  dauernde  Aus- 
wanderung mehr  und  mehr  wirtschaftlich  zurückgegangen  sind. 
Nicht  genug  an  diesen  schwei'wiegenden,  meist  durch  die  geogra- 

Shische  Lage  gesehafienen  natürlichen  Nachteilen,  soll  nun  den 
avon  betroffenen  Personen  auch  noch  zugemutet  werden,  einen 
gleich  grossen  Anteil  an  der  Armenlast  zu  tragen,  wie  ihre 
günstiger  situirten  Mitmenschen,  in.  a.  W.  Vorteile  zu  bezahlen, 
welche  jene  allein  genossen  haben.  Wie  schwer  diese  Last  auf  die 
firmeren  Lnndesteile  drücken  würde,  geht  ans  der  oben  dar- 
elegt«'n  Thatsache  hervfir,  dass  ihr  ohnehin  auf  den  K^pf 
er  Unterstützten  wie  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gegen- 
über den  wohlhabenden  Lindesteilen  sehr  viel  niedrigerer 
Armenauftvrand  dennoch  einen  sehr  yiel  höheren  Anteil  an 
ihren  Gesammtausgaben  nimmt,  als  es  dort  der  Fall  ist,  und 
dass  sowohl  absolut  wie  relativ  die  Zahl  der  UnterstQtzten 


>)  Vgl.  hierüber  nnten  §  131  £ 
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bei  dii'son  eine  sehr  viel  kleiiuTc  ist  als  bei  jenen.  S<'lbst 
wenn  man  also  dem  wirtschattlichen  Aeijuivalent  gegenüber 
dem  einzelnen  Armcnverbande  nicht  das  entscheidende  Gewicht 
beile^  will,  den  Sprung  zur  Statuining  eines  wirtBchaiUichen 
AeqnivalentB  smtens  sUmmtlicher  Reicbscinwohner  gegenüber 
dem  Gesaiiimtvaterlande  wird  man  doch  nicht  machen  kOnnen, 
ohne  den  Thataachen  einfach  Gewalt  anzuthun. 

Meinfle  EnchteDs  ignorirt  man  m  Ghmsten  theoret^ber  Sehlos»- 
folgemngen  die  historiBcbe  Oestaltuig.  Die  Fttnorge  far  Anne  and 
Kranke  ist  ihrer  ersten  Bethätigong  nach  Sache  der  kirchlichen 
Gemeinden  gewesen;  noch  heute  baut  sich  die  iiolitische  Armen- 
gemeinde  in  England  vollkommen,  in  Deutschland  zam  Teil  auf 
diesem  Grunde  auf.  Mit  dem  Versiegen  der  kirchlichen  Gemeinde- 
armenpflepe  in  Deutschland  trat  die  engere  Lebensgemeinscliaft, 
Gutsherrschaft  —  Gilde  —  Zunft  u.  s.  w.,  an  deren  Stelle,  um  in 
der  weiteren  £otwickelung  von  dem  untersten  politischen  Selbstverwal- 
tongakOiper  —  der  Gemeinde  —  tdlweiae  ersetzt  m  werden.  Die 
Pflieht  sor  HOlfe  in  schwachen  nnd  kranken  Tagen  erwachs  da,  wo  der 
Schwache  und  Kranke  in  guten  und  gesunden  Tagen  als  Glied  der  Ge- 
meinschaft gewirkt  hatte.  Das  ist  der  Sinn  des  Gemeinde-Heimats-  und 
-Bürgerrechts.  Ihn  hat  die  junge  Lehre  und  Uebung  der  Freizügig- 
keit im  Grunde  seines  Wesens  nicht  geändert;  noch  ist  der  Sinn 
des  Unterstützungswohnsitzes  kein  anderer,  als  das  Individuum  nach 
allenfalls  zutreüenden  Merkmalen  —  über  deren  liichtigkeit  ja  ge« 
stritten  werden  kann  —  da  aasaknüpfen,  wo  es  wirtschaftlich  zu 
Hanse  ist.  Der  Notnagel  des  LandarmeDwesens  and  der  hahrischen 
Heimatlosigkeit  beweist  hiergegen  so  wenig,  wie  die  ungeheuere 
Bettlerplage  des  17.  und  18.  Jahrhonderts  gegen  das  strikteste 
Bürgerrechtssystem  beweist. 

Es  ist  nicht  blos  eine  Frage  der  Opportunität,  ob  der  Staat 
oder  die  Gemeinde  die  Armenlast  tragen  soll;  tief  in  ihrer  histo- 
rischen Entwickeluug  liegt  die  natürliche  VerpÜichtung  der  letzteren 
begründet. 

Mit  Unrecht  berufen  sich  die  Vertreter  des  ersteren  Stand- 
punktes, namentlich  A  d  i  c  k  e  s ,  auf  den  Vorgang  des  preuss.  Land- 
rechts.  Wenn  es  in  §  1  Tit  19  T.  II  heisst:  „dem  Staate  kommt 
es  so,  Ar  die  Em&hrang  and  Verpflegung  derjenigen  Bürger  za 
sorgen,  die  sich  ihren  Unterhalt  nicht  sdbst  verschaffen  und  den- 
selben auch  von  andern  Privatpersonen,  welche  nach  besonderen 
Gesetzen  dazu  verptlichtet  sind,  nicht  erhalten  können",  so  ist  dies 
nur  ein  anderer  Ausdruck  für  die  Anordnung  der  „gesetzlichen  Armen- 
ptiege",  wie  (h'ullich  aus  den  folgenden  Paragraphen  erhellt,  in 
welchen  die  Verptlichtung  der  Korporationen!  Gemeinden,  Grund- 
herren a.  8.  w.  ausgesprochen  wird.  In  §  16  wird  sodann  bestimmt, 
dass  Arme,  deren  Versorgong  nach  obigen  Orondsitsen  Nienandem 
obliegt,  darch  Vermittlang  des  Staates  in  Landarmenhäoaem  anter- 
gebracht  werden  sollen.  Von  Uebemahme  der  gesammten  Armen- 
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last  ist  also  nicht  entfernt  die  Rede.  Die  allerdings  uiissverstllld- 
liehe  Ansdraoksfraiae  des  §  1  entspridit  der  das  Landrecht  Obeiliaiipt 
bebemebeodeD  Yontelloog  von  der  Staatsallauieht;  lie  hat  spiter 
eine   authentische  Interprelation    durch   die  Kabinetsoidre  foni 

22.  Dezember  1836  erfahren,  in  welcher  zur  Behebung  etwaiger 

Zweifel  ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  dass  ein  Kegress  der 
Kommunen  an  die  Staatskasse  wegen  Auiwendungen  f&r  heimatlose 
Arme  nicht  stattfinden  soll. 

§  III. 

Freilich  ist  auch  Jene  t  h  e  o  r  (  t  i  s  c  h  e  Erwägung  betreflb 
St'.atsanncnpflcge  fUr  die  Praxis  der  Ariiien])flege  so  lange  von 
ilhnlichcr  l^odciitung  wie  der  Name  des  Arnioiipflc^e-Systcms,  als 
ihr  keine  weitc^re  praktische  F(d^e  gegeben  wird.  Aber  nie  Gefahr, 
die  wir  iniiDcr  iiiclir  zu  besorgen  Orund  haben,  liegt  nicht  so 
fern :  nämlich  mit  Staats-  oder  Reiclismittelii  den  Kommunen  zu 
helfen,  statt  sie  auf  eigene,  feste  FtUse  zu  stellen,  namenHidi 
in  einer  Weise  zu  helfen,  die  eben  so  halb  und  anf  unsichem 
Grundlagen  bemhend  ist,  wie  diese  ganze  Konstruktion,  welche 
r  die  Armenlast  aus  inneren  Gründen  als  Staatslast,  ans  Snaaeren 
'  Ortinden  als  Gemeindelast  erklärt:  es  ist  die  U  ob  er  Weisung 
'  von  Reichsmitt«dn  an  di«'  Einzelstaaten,  von  diesen  an  die 
grösseren  Verwaltungsbezirke,  von  diesen  wiederum  an  die 
einzelnen  Aimen verbünde  nach  einem  im  voraus  bestimmten 
Hassstabe.  Hierin  liegt  ein  unendlich  bedeutsamer  Unter- 
schied gegenttber  den  Subventionen,  welche  den  Ortaannen- 
verbänden  aas  Bfitteln  der  Landarmenverbände  oder  den 
letzteren  aus  Staatsmitteln  zu  Teil  werden,  und  von  denen 
noch  ausfuhrlicher  zu  sprechen  sein  wird  V).  Bei  diesen  handelt 
es  sich  um  Beihülfe  zu  den  Lasten,  als  deren  berufene  Träger 
die  ( )rtsarnienverbiinde  erachtet  werden;  bei  jenen  ergänzen 
umgekehrt  die  Ortsarinenverbände  soviel  an  der  Annenlast, 
als  aus  Zweckmässigkeitsgründen  ihr  berufener  l'räger  — 
das  Reich  aus  eigenen  Mitteln  nicht  decken  kann  oder 
nicht  decken  will. 

Bei  den  »Subventionen  ist  lediglich  das  individuelle  ße- 
dttrfniss  des  einzelnen  unveffmOgeoden  Ortsannenverbandes 
entscheidend;  bei  der  Ueben^'eisung  wird  von  vornherein  allen 
Verbänden  in  der  voraus  bestimmten  \^'ei8(^  ^-eholfen.  Nimmt 
die  Ueberweisung  die  Form  der  gänzlichen  oder  teilweisen 
Uebcrlasaung  bestimmter  staatlicher  Steuern  an  die  Gemeinden 
an  (namentlich  Grund"  und  Gebäudesteuer),  so  ist  dies  nicht 
mehr  im  eigendichen  Sinne  üeberwebung,  sondern  grund- 
legende Aenderung  der  Kommunalbesteuerung,  welche  die 
Kommunen  selbständig  macht  und  dem  Gedanken  der  Reichs- 


>)  Vgl  hiecttber  oaten  §  150. 
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arnienlast  widerspricht;  erlol^^t  die  Uebcrweisung  nach  dem 
individuellen  ßedürfniss,  dann  wird  sie  Subvention,  was  sie 
ebenfiEÜls  in  G-egensatz  zu  dem  Gedanken  der  Retehsarmcn- 
last  bringt 


Behandlung  aller  Armen  verbände  von  ganz  glichen  Gesichts- 
punkten aus.  Roch  oll  ist  konsequent  genug,  dies  durch 
seinen  Vorschlag  einer  allgemeinen  Ausgleicliung  nach  Mass- 
gabe der  Staatssteuerkraft  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Aehn- 
lich  auch  Schäffle^),  der  als  allgemeinsten  Massstab  für 
die  Ueberweisung  von  Reichsmitteln  die  Landessteuerhaupt- 
summen  an  direkten  Abgaben  beAlrwortet.  Nicht  konsequent 
dagegen  ist  A  d  i  c  k  e  b  ') ,  der  S  c  h  ä  f  f  1  o  gegenüber  bemerkt,  dass 
das  Reich  als  berufener  Trttger  die  in  den  einzelnen  Distrikten 
wirklich  vorhandenen  Armenlasten  bei  der  Bemessung  der  Do- 
tationen aum  Zweck  der  Armenpflege  berücksichtigen  müsse. 

NeoerdlngB  ist  nim  anf  Antrag  des  Abg.  t.  Huene  ftr  Preussen 

diese  Bahn  der  Ueberweisangen  von  Reichsmitteln  betreten  in  dem 
Gesetze,  betr.  die  Ueberweisung  von  Beträgen,  welche  ans  landwirt- 
schaftlichen Zöllen  eingehen,  an  die  Kommunalverbflnde,  vom 
14.  Mai  1885.  —  Ihm  zufolge  sollen  die  auf  Grund  des  8  des 
R.-G.  vom  15.  Juli  1879  auf  Preussen  entfallenden  Anteile  aus 
dem  Ertrage  der  Getreide-  and  Viehzölle,  abzüglich  eines  Betrages 
Ton  15  Müh  Mark,  den  KommimalTsrbiaden,  and  mar  deo 
Kreisen,  Oberwieseo  werden.  Die  Verteilang  erfolgt  zn  zwei 
Dritteln  naeh  dem  Hisastabe  der  in  den  Kreisen  aufkommenden 
bezw.  fingirten  Grand-  and  Gebäudestener,  zn  einem  Drittel  nach  der 
Zivilbevölkerung.  Bis  zum  Erlasse  eines  die  Verwendungszwecke 
regeluden  Gesetzes  sind  die  überwiesenen  Sumnion  zur  Erfüllung 
solcher  Aufgaben  zu  verwenden,  für  welche  seitens  der  Land-  und 
Stadtkreise  die  Mittel  durch  Zuschläge  zu  den  direkten  Staats- 
steueni  oder  durch  direkte  Gemeindesteuern  aufgebracht  werden. 
In  deigenigen  I^andkreisen ,  in  welchen  die  überwiesenen  Snnimen 
diese  Verwendnng  nicht  finden,  künnen  die  nidit  verwendeten  Be- 
trage 1.  zur  Entlastung  der  Schal-  bezw.  engeren  Kommunalver- 
bände hinsichtlich  der  Schallasten,  2.  zur  Gewährung  von  Beihülfen 
an  die  Ortsarmenverbände,  insoweit  nicht  die  Landarmenverbände 
dazu  verpflichtet  sind,  verwendet  werden. 

Dieses  Gesetz  ist  das  Beispiel  dessen,  wohin  die  äusserste 
Konsequenz  des  Gedankens  der  Ueberweisung  führen  kann.  Wenn 
man  ¥0n  dem  angesetzten  Massstab  —  es  waren  nicht  weniger  als 
acht  aof  den  Hassstab  beattgliche  Antrtige  dngegangen  —  nach  ab- 
sieht, weil  dieser  schliesslich  in  irgend  einer  Weise  festgestellt  werden 
mnsste,  so  bleiben  doch  noch  zwei  in  hohem  Grade  bedenkliche  Pankte : 


vielmehr  immer  nur  die 


9  A.  a.  0.  &  58& 
>)  I  8.  880. 
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die  Ueberweisimg  gänzlich  unbestimmter  Erträge  und  die  Unbe- 
stimmtheit der  Verweudangszwecke.  Die  erstere  stallt  die  Wirk» 
samkeit  des  GMeties  auf  gftozlieh  uiBichereii  Boden.  Die  iweite 
hat  ZOT  Folge,  dasa  nicht  dei^jenigen  Zwed[en  vor  allem  gedient 
wird,  welche  man  im  Auge  hatte,  n&mlich  der  Entlastang  der 
Kommunen  yon  Schal-  und  Armenanfwand,  weil  die  Kreiae  in  keinem 
organischen  Zusammenhang  mit  der  Schnl-  und  Armen  Verwaltung 
stehen  und  ihre  auf  Zuschlägen  beruhenden  Einnahmen  meist  zu 
örtlichen,  namentlich  Wegebauzwecken  u,  ähnl.  verwenden. 

Dass  diese  Bedenken  begründet  sind,  beweist  die  gegenwärtige 
Geataltang.  Wahrend  ak  wahradieinlleher  aar  Ueberweisimg  ge- 
langender Betrag  hei  der  Beratong  die  Snmme  von  20  BGll.  Mk. 
angenommen  wurde,  belänft  sich  in  Wahrheit  der  in  diesem  Jahre 
zum  ersten  Male  für  1885  86  zur  Verteilung  gelangende  Betrag 
auf  etwiis  über  4  Mill.  M.  Bei  der  Berechnung  der  Anteile  an 
diesem  Gesararatbetrage  wurde  zu  Grunde  gelegt  die  BevÖlkerungs^ 
zahl  nach  der  Volkszählung  vom  Dezember  18sr.  nebst  dem 
Sollauf  kommen  des  Etatsjahres  1885  86  einschliesslich  der 
fingirt  veranlagten  Grundsteuer  und  Gebäudesteuer.  Es  erhalten 
demnach  der: 


Bflgienmgtheiiik  Mark 

RönigBberg   141319 

Gumbinnen   <  l  'iO 

Danzig   73  436 

Mari«Dwerder   94  563 

Berlin   284  322 

Potsdam   174182 

Fnmkfinrt  a.  O.   145769 

Stettin   108987 

Köslin   64  999 

Stralsund   43096 

Posen   12ö  627 

Bremberg   74  ß2.S 

Breslau   223521 

LiegnHz   1861» 

Om.oln   151021 

Magdeburg   169628 

Mersebuig.  .......  170697 

Erfurt   57010 

Schleswig   227887 


BflgiaraqgBheiiik  Mark 

Hannover   78  630 

Hildesheim   75824 

Lüneburg   64  067 

Stade   55029 

Osnabrück   87  942 

Aurich   39187 

H&istec.  ........  69608 

Minden   68  978 

Arnsberg   140  649 

Kassel   112108 

Wiesbaden   122  279 

Koblenz   78917 

Düsseldorf   222994 

Km   119090 

Trier   80  570 

Aachen   80740 

Sigmaringen   8800 


«naamman  4002116 


F.rwägt  man,  dass  in  Prenssen  der  Aufwand  für  Volksschulen  nach 
der  letzten  Aufstellung  71. G  Mill.  Mark  '  )  und  der  Aufwand  der  Orts- 
armenverbande  nach  der  neuesten  Statistik-)  4'tK3  Mill.  Mark  be- 
trag, und  dass  diese  Aufwendungen  bei  der  Ueberweisung  erst  in 


1)  Vgl.  /citsdir.  d.  preusB.  slat.  Bor.  £ig.-H.  X:  Die  öffentlichen 
Volks-schulen  in  Preussen  IblS. 

-)  Hauptergebnisse  der  A.-St.  für  Ptenmaa.  1885.  b  der  etat  Korr. 
der  Z.  d.  pr.  etat  Bor.  Tom  8.  Juli  1886. 
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zweiter  Linie  stehen,  so  erkennt  man,  dass  fftr  diese  wichtigsten 
Aufgaben  der  Kommunen,  deren  Last  vor  allem  die  Reforiiiwünsche 
hervorgerufen  hat,  so  gut  wie  nichts  geschieht,  die  Hülfe  kaam  ein 
Tropfen  auf  den  heissen  Stein  ist. 

Bezüglich  der  Verwendungszwecke  dürfte  aber  nichts  bezeich- 
nender sein,  als  die  Notlage,  in  welche  dnreli  sie  die  AniUdits- 
behörden  yenetzt  worden.  Gleidi  nach  Erhu»  des  Gesetses  wnrde 
hierüber  offiziös  geschrieben*),  dass  die  Ausführung  im  Sinne  des 
Gesetzes  insofern  nicht  geringe  Schwierigkeiten  bereite,  als  der 
Hauptzweck  der  Ueberweisung,  die  Erleichterung  der  Armen-  und 
Schullasten,  schwer  zu  erreichen  sei.  weil  den  Kreisen,  den 
Trägern  der  Ueberweisung,  eine  Wirksamkeit  auf  diesem  Gebiet 
nicht  obliege.  „Sollen  daher  die  Kreise  die  ibnen  überwiesenen 
Beträge  wirksam  zur  Erleichterung  dieser  Lasten  verwenden,  so 
wird  gleichzeitig  deren  organische  Einordnung  in  das  System  der 

Schul-  vnd  Aimenverwaltong  erfolgen  mflssen  Sodann 

werden  die  Direktiven,  welche  den  Kreis-  und  Gemeindeanfsicbts- 
behörden  bezüglich  der  ihnen  obliegenden  Prüfung  der  Kreis-  und 
Gemeindebeschlüsse  wegen  Verwendung  der  Ueberweisungsbeträge 
zur  Erleichterung  der  Schul-  und  Armenlasten  zu  geben  sind,  fest- 
zustellen sein.  Bei  dem  Mangel  eines  organischen  Zusammenhanges 
der  Kreise  mit  dem  Schul-  und  Armenwesen  wird  es  freilich  schwer 
sein,  geeignete  Gnmdlagen  für  eine  positiTO  Einwirknag  der  Anf> 
Sichtsbehörden  za  gewinnen,  vielmehr  in  der  Hanptsaehe  vonm- 
schreiben  bleiben,  in  welchen  Fallen  sie  die  Genehmigong  ver^ 
sagen  sollen."  — 

Vgl.  hierüber  auch  v.  Reitzenstein,  Kommun. -Finanzwesen, 
in  Schönbergs  Handb.  2.  Aufl.  Bd.  3  S.  682 ,  sowie  Deutsche 
Gem.-Z.  1885  S.  104.  182,  die  sich  in  ähnlichem  Sinne  aus- 
sprechen. Auch  haben  bereits  einzelne  Verwaltungskörper,  so 
namentlich  der  10.  westfUische  Städtetag  am  12.  Jani  1885  be- 
schlossen, dass  eine  Aenderong  des  Gesetzes  notwendig  sei,  dass 
insbesondere  statt  schwankender  Summen  ein  bestimmter  Betrag 
überwiesen,  und  dass  die  Ueberweisung  an  die  Gemeinden,  nicht  an 
die  Kreise  erfolgen  müsse.  —  Letzteres  meint  auch  Schmoll  er, 
Theorie  und  Praxis  der  deutschen  Steuerreform,  in  seinem  Jahrb. 
1881  H.  3  S.  445. 

Es  ist  jedenfalls  als  kein  glückliches  Zusammentreffen  zu  be- 
zeichnen, dass  gegenwärtig  das  auf  ganz  anderen  Gründen  berohende, 
nicht  genng  za  fördernde  Bestreben,  das  Reich  durch  eigene  Ein- 
nahmen «ä  eigene  Fasse  zu  stellen,  und  der  nicht  minder  berechtigte 
Wunsch,  die  Kommunen  angemessen  zu  entlasten,  mannigfach  ver^ 
quiekt  mit  höheren  politischen  und  sozialen  Gesichtspunkten  auf 
der  einen,  mit  kleinlichen  Parteiinteressen  auf  der  anderen  Seite, 
gleichzeitig  in  den  Parlamenten  verhandelt  werden  müssen.  Nicht 
dass  sie  ganz  ausser  Zusammenhang  stünden  —  gewiss  nicht;  aber  sie 


'j  Abgednickt  in  d.  D.  6em.-Z.  1885  S.  828» 
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werden  in  einen  tendeiudAseii  Znnammwihang  gebracht,  den  ne 
flieherlich  nicht  haben. 

Wie  schon  an  anderer  Stelle  hervorgehoben  wnrde ,  kann  im 
Rahmen  dieser  Arbeit  auf  diesen  Punkt  nicht  weiter  eingegangen 
werden.  Wegen  der  Literatur  dieser  in  den  letzten  Jahren  ausser- 
ordentlich häufig  behandelten  Frage  ?gl.  die  bei  S  c  h  m  o  1 1  e  r  a.  a.  0. 
8.  421  nachgewiMeDeD  Schriftea,  oameBttteh  auch  Gneist,  Die 
deutsche  Fhuuizrefonii  durch  Begalinuig  der  GeDeiiidMteiiem,  und 
ausserdem  noch  A dickes  I  S.  820  ff.;  Sehftffle  a.  a.  O. 
S.  579  ff.;  Gerstfeldt,  Ein  Finamrefiamplui  for  d.  D.  B., 
Berlin  1881. 

Wegen  des  preuss.  Ueberweisungsgesetzes  vgl.  die  Ausgabe 
von  ilerrfurth  und  Noell,  Berlin  1886,  woselbst  das  Material 
vollstftndig  mitgeteilt  und  eine  knie  Benrtiihing  des  Gesetzes  bei- 
geftigt  ist 
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Anhang. 

Direkte  StaatshUlfb  bei  aueeererdenUiclieii  Netstlnden. 

8  112. 

Nicht  identisch  mit  Ucbcriiahiiie  der  Armenlast  im  allge- 
meinen und  Anerkennung^  des  Stiiates  als  Ixunitcnen  Trügers  der- 
selben ist  die  Ulilfeleibtung  des  Staateü  und  die  Anerkennung  einer 
Verpflichtong  des  Staates  sar  HfUföldstiiiur  in  emselaen  FSllen. 

Es  giebt  Umstände,  die  unvorhei^gcsenener  Weise  einzelne 
oder  bestimmte  Klassen  von  Einwohnern,  einzelne  oder  eine 
grössere  Zahl  von  Bezirken  in  eine  Notlage  versetzen,  aus 
weither  sieh  zu  befreien  die  Mittel  der  einzelnen  örtliclien 
Gemeinschaften  absolut  unzureichend  sind,  weil  eben  diese 
Umstände  sie  nahezu  aller  Mittel  zur  Selbsthtilfe  beraubt 
haben.  Hierhergehören  vor  allem  schädliche  Naturereignisse: 
Ueberschwemmungen ;  FeuersbrOnste,  Hagelschäden,  Epide- 
mien U.  8.  W. 

Ueber  die  Notwendigkeit  einer  St^iatshulfc  in  solchen 
äussersten  Fällen  bestehen  im  wesentlichen  keine  Meinungs- 
verschiedenheiten. Siegel  bemerkt  bezüglich  des  imieren 
Ghrundes  derselben  sehr  zutn'ft'iuuP) : 

„Die  SUiatshülfe  geht  aus  dem  tiefen  Bewusstseiu  und 
der  Üeberzeugung  der  GesammtbevOlkerung  hervor ,  dass  im 
Leben  der  Verunglückten  ein  bedeutender  Teil  ihres  eigenen 
Lebens  ruht:  denn  der  wirtschaftliche  Ruin  von  grösserer 
Ausdehnung  vennindert  die  Produktion  und  Konsumtion  und 
damit  die  Arbeits-  und  Stfuerkraft ,  er  entwertet  <l<m  Im- 
m<»biHarbesitz,  er  beeinträchtigt  den  Kredit,  er  hat  ansteckende 
Krankheiten,  wodurch  ganze  Gegenden  get^lhrdet  werden,  im 
Gefolge  und  bedingt  endlich  den  Verfall  der  Bevölkerung  in 
gänzliche  Verarmung  und  Demoralisation.  —  Ein  passives 
X^erhalten  müsste  daher  die  wirtschaftliehe  Existenz  des  Staates 
bedrohen  y  weshalb  es  als  Ptiicht  desselben  angesehen  wenlen 
muHs,  im  ej;,'{'nsten  Interesse  helfend  einzutreten."  Und  weiter  ''') 
bemerkt  er:  „Dieselbe  (die  direkte  8tfuitsliidfe)  ist,  wie  sie  im 
öffentlichen  Interesse  geleistet  wird,  so  auch  ein  allgemeines 
Opfer,  sie  erheischt  eine  Erhöhung  der  Gesammtausgabeu  zu 
Gunsten  einzelner  Teile  des  Chmzen  —  seien  es  erweiterte 


<)  Siegel,  Ueber  StaatshlUfb  bei  wirCsehsllUeben  Notsttaden,  in 
Till)  Zs(  hr.  f.  d.  gc8.  St.  W.  Jahrg.  1882  Bd.  88  S.  6;  vgl.  soch  Mobl, 
P..W.  Bd.  l  8.  2a&  und  446. 

*)  8.  5  a.  a.  0. 
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Verbünde  (Gemeinde-,  Kreisverbände  und  dcrgl.  ),  seien  es  ein- 
zelne Bewohner.  Deshalb  müss  bei  der  Frage  Uber  die  Zu- 
wendung der  Staatsunterstützung  als  Richtschnur  die  im  Inter^ 
esse  der  Allgemeinheit  gebotene  Abwendung  eines  drohenden 
oder  bereits  eingetretenen  Notstandes  festgehalten  werden,  ohne 
dass  solchem  von  Seiten  der  zunächst  Pflichtigen  und  der 
Privutwohlthäti^keit  mit  Erfolg  ^j;e.steu('rt  werden  kann." 

In  diesen  Worten  ist  treffend  der  Charakter  der  8tiiats- 
hülfe  bezeichnet;  sie  zielt  ab  auf  Beseitigung  von  Zuständen, 
nicht  blos  weil  sie  ihrer  Natur  nach  Notstilnde  sind,  sondern 
weil  andere  Hfilfsmittel  zu  ihrer  Beseitigung  nicht  vorhanden 
oder  nicht  zur  Verfügung  gestellt  worden  sind«  Sie  ist  also 
gleichfalls  subsidiär  wie  die  öffentliche  Armenpflege*). 

Als  weiteres  Erforrlorniss  wird  gemeinhin  aufgestellt,  dass 
die  Hülfe  eine  cinniaii^e  und  unerwartete  sei,  also  nicht  Mittel 
ein  fUr  alle  Mal  und  im  voraus  zur  Verfügung  gestellt 
werden  ^). 

Mit  Au&tellung  dieses  Erfordernisses  ist  vornehmlich  der 
Punkt  berührt,  der  oben  Gegenstand  der  Betrachtimg  war: 

dass  es  im  Interesse  der  Staatsfinanzen,  wie  im  Interesse  -einer 

nach  richtigen  Grundsätzen  geübten  Armenpflege  liege,  den 
Selbsterhaltungstriel)  der  von  Unglücksfitllen  Betroffenen  rege 
zu  erhalten;  sie  sollen  auf  Hülfe  nicht  rechnen  dürfen. 

Hieraus  folgt  aber  endiieh  ein  drittes  Erforderniss :  das 
einer  gerechten  und  vorsichtigen,  die  Verhältnisse  der  EmpfUnger 
individuell  berücksichtigenden  Verteilung  der  Staatsmittel,  wenn 
möglich  unter  der  Bedingung  der  Rückerstattung ,  oder  gegen 
Gewährung  von  Arbeit. 

Auch  liier  wird  die  Staatsgewalt  nie  den  Zusammenhang 
des  Notstandes  mit  seiner  Ursache  ausser  Acht  lassen  dürfen. 
Gegenüber  Naturereignissen,  die  schlechterdings  von  mensch- 


M  1.  Zur  Ueber Windung  der  augenblicklichen  Notlage.  Hienu  sind 
zu  rechnen:  die  Mittel  zor  Beschaffung  der  abwlvt  notwendigiw  Lebens- 

bedürüiisse  .  .  . 

5.  zur  Bestreitung  ctnes  Teils  des  in  Folge  der  Notlage  erhöhten 
Armenaufwandes,  d.  n.  wenn  dio  hierzu  erforderlichen  Mittel  von  den 
Pflichtigen  nicht  aufgebracht  werden  können  und  die  UuilsbedUrftigen 
an  dem  Notwendiffstoi  Mangel  leiden. 

().  Rphufs  ErTialtunf;^  Einzelner  im  Haus-  nnd  Nahnmgsstande,  wozu 
beispielsweise  die  Bewilligung  von  Mitteln  für  Wiederaufbau  ihrer  zer- 
störten Häuser,  für  Anschaffung  von  Saatgut,  Saatkartoffeln  und  Futter 
rar  Beibehaltung  des  Viehs  gehören;  vgl.  Siegel  m.  a.  0.  S.  H. 

^)  Siegel  a.  a.  O.  S.  8;  auch  recht  gut  l)ci  D  uc h  a  t p1  -  Na  v  i  1  le 
S.  313.  Beispiele:  die  preuss.  Notstandsgesetze  wahrend  dos  letzten 
Jahrzehnts,  aus  Anläse  der  Sturmflat  der  Ostsee,  vom  24.  April  1873, 
Ges.-S.  S.  ls')\  Hochwasserschiidon.  vom  22.  Juli  IsTO,  Ges.-S.  S.  294; 
Ueberschwemmung  und  Miasernte  in  Oberschlesien,  vom  3.  Februar  löäO, 
Gee.-S.  S.  17;  äochwasser  Im  Bheiugebiet,  vom  21.  Januar  1888, 
Ges.-S  S.  8;  Hochwasser  im  Weichselgebiet,  Tom  14.  Juli  1886,  Ge8.-S. 
S.  211. 
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lieber  Willkür  unabhängig  und  regelmässig  auch  der  Ver- 
sichenmg  nicht  zugänglich  sind^  wira  sie  unbesorgt  die  Mittel 
gewähren  können,  den  firttheren  Zustand  durch  Wiederaufbau 
serstOrfeer  Wohnungen ,  durch  Verteilung  von  Kleidung,  Saat- 
korn u.  8.  w.  WO  möglich  wiederherzustellen.  Anders  liegt  es 
da,  wo  der  Notstand  mit  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
enger  zusamnioniiängt  oder  wo  gar  der  Niedcrjjang  einer  In- 
dustrio  direkte  oder  indirekte  Folge  d<'r  .staatlichen  Get?etz- 
ebung  ist  Hier  ist  auf  das  emsteste  zu  erwägen,  ob  nicht 
ie  TniteiatUtzung  eines  notlddenden  Bezirkes  geradezu  die 
Natur  eines  allgemeinen  Lohnzuschusses  annehmen  und  damit 
in  ganz  anderer  Weise,  als  es  die  Unterstützung  eines  ein- 
seinen Individuums  thun  kann,  die  Lohn  Verhältnisse  auf  das 
erheblichste  verschieben  und  namendich  überlebte  industriolle 
und  Betriebszustände  zum  »Schaden  auch  der  Bewohner  auf- 
recht erhalten  würde  M.  Es  steht  freilich  nichts  im  Wege, 
auch  hier  das  Gesannntvaterland  als  die  wirtschaftliche  Heimat 
der  Gesammtheit  zu  betrachten  und  so  Alle  für  Einen  ein- 
stehen zu  heissen.  Anhänger  dieser  Meinung  zu  bekehren, 
ist  hier  nicht  der  Ort 


Vgl.  we^en  dieser CVigeil,  beBondere  we^en  ArUt  ltsnachweis  unten 
§  21:^— 2IÖ.  Die  TeuerongiBpolisei  gehört  nicat  hierher;  vgL  Könne, 
Staatsrecht  ^  302  S.  186. 
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9.  Kapitel. 

Rückkehr  zur  Heimatgesetzgebung. 


§  113. » 


In  ausgesprochenen  Gogensats  zu  denjenigen  ^  welche 
durch  Uebertragung  der  Armenlast  auf  den  Staat  dem  an- 
geblich gelösten  Zusammenhang  zwischen  Individuen  und  Ge- 
meinden Rechnung?  tragen  wollen,  treten  diejenigen,  welche 
diese  Lösung  zwar  ebenfalls  als  vorhanden  annehmen,  aber 
ab  80  unheilvoll  beklagen,  dass  ihnen  vor  allem  an  einer 
Wiederherstellung  eines  solchen  Zusammenhanges  liegt  Schon 
die  Betrachtung  der  hierttber  laut  gewordenen  Klagen  aeigt, 
dass  von  einer  grossen  Zahl  von  Beurteilern  der  geltenden 
Gesetzgebung  immer  wieder  die  Vorzüge  des  Heimatsystema 
betont  werden  und  di<'sem  die  F:iliip:k<M't  zu  energischer  Bin- 
dung der  auseinanderstrebenden  Elemente  zuerkannt  wird. 
Ihren  Ausdruck  in  Bezug  auf  die  Ketonn  der  Arniengesetz- 
gebung  findet  diese  Meinung  in  Wünschen  und  Vorschlägen, 
welche  die  Rückkehr  zum  Heimatsvstcm  empfehlen,  von  ihr 
Beseitigung  der  wesentlichsten  Ueheistftnde  erhoffen.  Vorzugs- 
weise sind  Angehörige  der  süddeutschen  und  mitteldeutschen 
Staaten  Vertreter  dieser  Meinung:  Luthardt  (Baiem), 
Marschall  (Baden),  v.  VarnbUler,  Sarwey  (Würtem- 
berg),  Waentig  (Sachsen)  —  doch  sind  neuerdings  auch  aus 
Norddeutschland  Vorschläge  dieser  Art  in  die  Oeffentlichkeit 
getreten  (Elvers,  Germershausen,  v.  d.  Goltz,  Deut- 
sche Gem. -Zeitung).  Das  Wesentliche  ist  immer,  dass 
die  Heimat  heaw.  der  Untersttttsungswohnsitz  nicht  früher 
▼erioren  werden  soll,  als  his  eine  neue  Heimat  bezw.  ein  neuer 
Untersttitzungswohnsitz  erworben  ist.  Auf  die  hierbei  mass- 
gebenden Fristen  wird  geringeres  Gewicht  gelegt.    Die  einen 
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frist  länger  zu  bemessen  gewünscht  als  die  Erwerbsfrist. 
Zweierlei  wird  hiervon  erhofft:  die  Beseitigung  des  Land- 
armcnwesens  und  die  feste  Verknüpfung  des  Individuums  mit 
einer  Gemeinde  .luf  der  einen,  gerechtere  Verteilunj,'^  der 
Armonlast  auf  der  andern  Seite.  Um  aueli  wieder  die  ethische 
Betleutung  der  Heimat  zum  Ausdruck  zu  bringen,  wird  die 
Wiedereinführung  des  Wortes  „Heimat"  an  Stelle  des  Wortes 
nUnterstOtzungswolmsitB'^  empfohlen. 

:§  114. 

Es  bedürfte  an  dieser  Stelle  keines  erneuten  Eingehens 
auf  dieses  System,  dessen  Wesen  oben  darzulegen  versucht 
worden ,  wenn  es  sich  um  weiter  niclits  handelte,  als  um  die 
allgemeine  Wiedereinführung  seines  obersten  Grundsatzes,  dass 
die  einmal  erworbene  Heimat  nicht  früher  verloren  weiden 
kann,  ab  bis  eine  neue  Heimat  erworben  iat  In  dieser  Be- 
ziehung wurde  bereits  nachgewiesen,  dass  die  Armenlast  in 
Baiem  trotz  dieses  Grundsatzes  aus  gleichen  Gründen  wie  im 
übrigen  Dtnitschland  gewachsen  ist  und  dass  Ungerechtigkeit 
in  der  V^erteilung  derselben  dort  so  wenig  vermieden  werden 
konnte  wie  hier;  es  zeigte  sich,  wie  viele  gute  Gründ«'  für 
die  schnellere  Wiederloslösuug  der  Armenlast  sprechen  und 
wie  hart  unter  Umständen  die  Belastung  einer  Gemeinde  in 
Ansehung  solcher  Angehörigen  ist,  welche  lange  yon  ihr  ab- 
wesend gewesen  sind,  ohne  anderswo  eine  Heimat  erworben 
2U  haben.  Auch  ergab  sich,  dass  sich  durch  blosse  gesetzliche 
Anerkennung  des  Heimatprinzips  noch  keine  leistungsfähigen 
Annenverhände  schaffen  lassen  und  dass  eine  sittliche  Ein- 
wirkung der  Heiniatgemeinde  gerade  bezüglich  der  ihrer  am 
meisten  bedürftigen  Elemente  nahezu  unmöglich  ist,  so  lange 
die  Freizügigkeit  im  gegenwärtigen  Umfange  gestattet  bleiot 
und  nur  die  dauernd  dblnbedllrftigen  in  ihrer  Aufenihaltsfrei- 
heit  beschränkt  werden  kOnnen. 

Dieser  Einsicht  hat  sich  denn  auch  die  Überwiegende 
Mehrzahl  derer,  welche  das  Heimatprinzip  wieder  zu  Ehren 
fT'  bracht  wissen  wollen,  nicht  verschlossen  und  ihren  diesbezüg- 
lichen Vorschlugen  weitere  auf  Aendening  der  Gesetzgebung 
abzielende  Vorschläge  hinzugef^\gt.  Dieselben  sind  im  Detail 
sehr  verschieden  und  halten  sich  nur  zum  Teil  in  den  Grenzen 
der  eigentlichen  Amengesetigebong.  Dahin  gehören  vor  allem 
diejenigen,  welche  die  HersteUnng  leistnngsnhiger  Verbände 
d(irc  h  Zusammenlegung  mehrerer  oder  aller  Ortsarmenverbände 
desselben  grösseren  Verwaltungsbezirks  als  Voraussetzung 
joder  Reform  betrachten,  und  diejenigen,  welche  neben  der 
prinzipalen  Behwtung  der  lleiniatbozirke  eine  Heranziehung 
der  vorhandenen  grösseren  Verbünde  empfohlen.  Ein  nicht 
geringer   Teil   legt  dagegen   den   Hauptnachdruck   auf  die 
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Apnderung  der  Gesotz^obung  in  Bozug  auf  dir  wirtschaftliclio 
Fri'iliftit.  Von  diesrn  wiederum  haben  dif  ein^Mi  nur  di»'  un- 
gerecht»' Bt  lastung  der  0<nu<'inden  im  Auge  un<l  wollen  diesen 
geeignete  Mittel  au  die  Hand  geben,  sich  nicht  gewollten  Zu- 
zuges zu  erw^uren,  während  die  anderen  mehr  die  sittliche 
Seite  des  Heimatirerhältnisses  betonen,  welcher  sie  durch  Be- 
schränkung der  Individuen  in  ihrer  freien  Bewegung  gerecht 
werden  zu  können  meinen. 

Tn  gewissem  Sinno  neu  ist  von  alledem  nur  der  Gedanke, 
leistungsfähige  Verband*'  zu  schaffen,  neu  insofern,  als  es  auf 
eine  obligatorische  Schaffung  derselben  im  G<'g*>nsatzt'  zu  der 
auch  gegenwärtig  von  der  Kcichsgesetzgi'bung  im  weitesten 
Umfange  gestatteten  fakultativen  Vereinigung  von  Ortaamien- 
yerbänden  zu  einzelnen  oder  allen  Aufgaben  der  Armenpflege 
abgesehen  ist  Bei  den  übrigen  Vorschlägen  handelt  es  sich 
dagegen  nur  um  Bekanntes ,  um  Wiederbelebung  von  Ein- 
richtungen, welche  die  neuere  Gesetzgebung  beseitigen  zu 
müssen  ge<r]aubt  hatte,  namentlich  also  um  Aufsucliung  eines 
gerechten  Kt)rrelats  zwischen  Armenlust  und  wirtsehaftlicher 
Freiheit  durch  licschränkung  der  Elifscldifssung,  der  Fn'i- 
zügigkeit,  des  Gewerbebetriebeö  u.  a.  m.  an  Stelle  des  durch 
den  UnterstHtzungswohnsitz  geschaffenen  sog.  wirtschaftlichen 
Aequivalents. 

I)a<is  nach  ftblfisehn jähriger  Anwendung  eines  Systems 
siemlich  vollkomm^er  J^reiheit  die  Neigimg  zu  derartigen 

Beschränkungen  wieder  erwachen  würde,  Hess  sich  bfi  dem 
Gegensatz,  der  von  j«'her  zwischen  Staats-  und  g»ineinde- 
bürg«'rHchen  Interessim  obgewaltet  hat,  nicht  wohl  anders  er- 
warten. Doch  (birf  nicht  verkannt  werden,  dass  die  rück- 
läufige Bewegung  ihre  Grenzen  findet  an  der  sdbst  bm  ihren 
lebhaftesten  Parteigängern  festgewurzelten  Anschauung,  dass 
ein  völliges  Zurückbringen  des  Individuums  in  den  Stand  der 
wirtschaftlichen  Unfreiheit  nicht  blos  unter  heutigen  Ver- 
hältnissen immöglich,  sondern  auch  unzweckmässig,  ja  schädlich 
sein  würde,  v.  Marschall,  dessen  Kla^t  u  über  das  iierrschende 
System  wohl  als  der  kräftigste  Ausdruck  der  Missstinnnung 
gelten  können,  bemerkt*):  „Vollständige  Freizügigkeit  muss 
allerdings  herrschen,  jedem  Deutscheu  muss  gestattet  sein,  sich 
in  jedwedem  Orte,  der  ihm  gutdttnkt,  aufirahalten,  Gewerbe 
da  zu  bctreibcoi  und  sein  Brot  zu  verdienen.  Wenn  ihm  dies 
aber  an  dem  gewählten  Orte  nicht  gelingt,  wenn  er  den  Ort 
deshalb  wechselt  und  wechselt  ohne  Erfolg,  wenn  er  —  durch 
eiirne  Schuld  und  wohl  auch  durch  Mitschuld  seiner  An- 
g<*hörigen  und  seiner  Umgebung  —  kör})erlich,  geistig  und 
moralisch  in  die  Lage  gekommen  ist,  nicht  mehr  durch  freie 
Selbstbestimmung  für  sich  sorgen  zu  können,  wenn  er  dem 


II  8.  9.   Ganz  ähnlieh  t.  Varnbüler,  Luthardt,  würtemb. 
Petition  und  Tiele  andere. 
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Vaf^nl)uii<l«Mi-  und  Hettlt-rlobon  verf)illt  und  dieses  zuletzt  so 
weit  trciljt.  dass  die  Poliz«'i  vor  dt^ii  MissständtMi  und  Un- 
golcgenheifeu .  welche  er  Cihcrall  iit'rlM'itüiirt,  die  Augen  nicht 
mehr  zu  öchlicbseu  vermag:  dauu  muüs  alsbald  ohne  weitläutige 
Untersuchung  in  klarer  Weise  ein  Ort  rorhanden  und  be- 
seichnet  sein^  wohin  er  verbracht  werden  kann,  ein  Ort,  der 
verpflichtet  ist,  ihn  aufzunelnnen ,  mit  dem  Notwendigsten  zu 
versehen  und  überhaupt  dasjenige  zu  tfaun^  was  noch  möglich 
ist,  um  ihn  zu  einem  geordneten  Lt  ben  zurtiekzufulircn.'" 

So  richten  sieh  d»'nn  Wunsche  und  Vorsehlil<^e  zunächst 
nur  gegen  jene  Klassen  von  Personen,  welche  durch  Unili«M- 
schweifen  und  Müssiggang  am  meisten  das  Gemeinwohl  schä- 
digen. Weil  es  aber  nicht  genügt,  lediglich  die  eine  ISeit<; 
der  Missstttnde,  nämlich  den  bereits  eingetretenen  Zustand  der 
Zuchtlosigkeit  ins  Auge  zu  fassen,  ohne  auf  Verhütung  der- 
selben beim  Entstellen  bedacht  zu  sein,  und  weil  es  einleuchtend 
ist,  dass  der  Grund  der  Verarmung  und  damit  des  wirtschaft- 
lichen und  sittlichen  Herunterkoninien.s  bereits  j^elegt  wird, 
wenn  sich  Jenian<l  ohne  genligi-nd  gesicherten  Nahrungsstand 
iri^endwit  ni«Mlerlä>>t .  wenn  er  sich  ohne  die  Gewissheit  eine 
Familie  erhalten  zu  können,  verehelicht  —  so  fuhrt  die  mit 
dem  Wunsche  nach  jener  einen  Beschränkung  der  Va^bondage 
eingeleitete  Gedankenreihe  unvermerkt  zu  einer  Erwägung 
der  übrigen  dem  ältem  Heimatrecht  eigentümlichen  Be> 
Bchrünkungen.  Man  lenkt  die  Aufinerksamkeit  wieder  auf 
<len  Zusammenhang  der  Armut  mit  (b'r  Bevölkeningsvemieh- 
rung  durch  Zuwanderung  und  Geburten  bei  nicht  vermehrten 
Erwerbsgelegenheiten,  d.  h.  auf  die  l'ebervölkerung  als  Quelle 
<ler  Armut,  und  hat  sofort  wieder  die  alten  Mittel  bei  der 
Hand,  die  leichtsinnige  Kinderzeugung,  das  leichtsinnige  Auf- 
«uchen  ungewisser  Ervrerbsgelegenheiten  zu  verhüten,  die  Oe- 
nieinden  gegen  die  durch  ebendieselben  Dinge  verursachte 
Amienlast  zu  schützen.  Der  Gedanke  des  Einzugsgeldes,  des 
Kachweises  gesicherten  Erwerbsstandes  taucht  wieder  auf:  die 
Befugniös  zur  \'erehelichung  und  zum  Gewerbebetrirl»  an 
andere  als  die  bestehenden  Voraussetzungen  zu  knii|»fen  wird 
von  neuem  gewünscht  —  dies  alles  aber  ohne  das  Prinzip 
der  Freizügigkeit  als  solches  antasten  zu  wollen. 

Diesen  Wünschen  gegenüber  nehmen  die  Gegner  aller 
derartiger  Beschränkungen  Oberwiegend  den  Standpunkt  ein, 
die  wirtschafdiche  fVeiheit  des  Individuums  als  ein  natürliches 
Recht  zu  erachten  und  etwaige  Besch rJlnkun gen  derselben  nur 
insoweit  zuzidassen,  als  es  im  staatlich»  !!  Interesse  notwendig 
geboten  erscheint;  si<'  verwerfen  daher  jede  andere  Brschrän- 
kung  als  diejenigen  di-s  Zivil-  und  Strafreciits ,  insliesondere 
aber  die  Beschränkung  der  wirtschaftlichen  Freiheit  auü  ledig- 
lieh wirtschafÜichen  Gründen.  Diesen  Standpunkt  wird  man 
nicht  teilen  können,  obwohl  er  die  Persönlichkeit  vor  Willkür 
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siclien-r  stt'llt,  als  jener  andere,  von  dem  aus  man  zu  jeder 
erdenklichen  Beschränkung  gelangen  kann.  Denn  will  man 
konsequent  sein,  so  muss  man  alles  den  sich  selbst  regulirenden 
Kräften  der  Natur  Überlassen,  darf  aivU-  oder  strafrechtliche 
Beschrflnkungen  so  wenig  eintreten  lassen,  wie  wirtBchaftlichei 
eine  Konsequenz,  die  in  Wahrheit  niemand  KU  ziehen  wagen 
würde.  Auch  ist  eine  solche  Sthoidunp:  von  lediglich  syste- 
matischer Bedeutung,  weil  es  in  letzter  Liiiii-  doch  immor  nur 
auf  einen  und  denselben  Grund  hinauskommen  kann :  Be- 
schränkung der  Persönlichkeit  im  Interesse  der  Gksammtheit. 
Welches  aoer  das  wahre  Interesse  der  letsteren  sei,  darüber 
entscheidet  nicht  nur  die  Natur  der  Sache  und  die  Meinung  der 
zur  Gesetzgebung  berufenen  Faktoren,  sondern  vor  allem  auch 
die  wirtschaftliche  und  politische  Lage  des  Staatsganzen, 
welche  gewisse  Massnahmen  nöti^  macht  oder  sie  schädlich 
oder  überflüssig  erscheinen  lassen  kann,  ^^'onn  unter  anderem 
das  Interesse,  welches  der  Staat  an  dem  Gedeihen  seiner 
Glieder,  der  Gemeinden,  haben  muss,  besser  gesichert  erscheint 
durch  Kräftigung  des  Gemdndelebens  und  diese  wiederum 
nicht  denkbar  ist  ohne  eine  gewisse  Abschliessung  derselben 
^regen  Zuzug  vermögonslosor  Personen,  sowie  ohne  Hinderung 
d«'r  Bedürftigen  an  vorzeitiger  \'^erheiratlln^^  so  wird  die  Be- 
schränkung der  Niederlassungs-  und  Yerelulichungsfreiheit 
ebensowohl  gerechtfertigt  sein,  wie  die  Beschränkung  des 
Aufenthalts  in  sicherheits-  und  sittlichkeitspolizeilichem  Inter- 
esse, wie  sie  gegenwftrtig  reichsgesetalieh  angelassen  ist  Es 
ist  das  Kennzeiäen  des  Doktrinarismus,  dass  er  von  all- 
gemeinen G^ichtspunkten  ausgeht,  die  fUr  alle  Zeiten  Gültig- 
keit haben  sollen,  in  Wahrheit  aber,  weil  sie  mit  keiner  Zeit 
in  unmittelbarem  Zusanimenhanf;(»  stehen,  der  Gegenwart  so 
wenig  wie  der  Vergangenheit  gerecht  werden.  Aus  diesem 
Grunde  beansprucht  nun  freilich  dasselbe,  was  von  der  extrem 
freiheitlichen  Richtung  gilt,  nicht  mmdere  Geltuug  auch  filr 
die  entgegengesetste,  auf  Besohrilnkungen  maanigfiusher  Art 
ausgehende  Richtung,  sofern  sie  zu  ihrer  Begrtlndung  eben 
aucn  nichts  anderes  als  die  Natur  der  Sache  anzuführen  ver- 
mag. Denn  wie  jene  mit  den  Kräften  der  Natur  und  der 
ihr  unterworfenen  Menschen  allzusehr  rechnen,  so  rechnen 
diese  viel  zu  wenig  mit  denselben,  indem  sie  aus  dem  Zu- 
sammenwirken der  wirtschaftlichen  und  moralischen  Kräfte 
ein  einfiMshea  Bechenexempel  machen.  Sie  erwarten,  daas  mit 
dem  Verbote  der  leichtainnigen  Ehesdiliessung  auch  die  leicht- 
sinnige Kinderzeugung  aufhören,  dass  mit  der  Hinderung  der 
freien  Bewegung  die  Gefahr  unsicheren  Erwerbsstandes  fort- 
fallen wenle,  ohne  die  menschlichen  Schwächen,  Sinidichkeit 
und  Lüderlichkeit,  vor  allem  aber  die  gesellschaftliclu'ii  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  hinreichende  Erwägung  zu 
sieben.    Damit  ist  schliesslich  ebensowenig  anaufimgen  wie 
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mit  starrem  Individualismus.  Worauf  es  in  Wirklichkeit  an- 
kommen mussy  das  ist  auch  hier  wieder  nicht  die  Untersuchung, 
welche  Folgen  die  Gesetzgebung  im  äussersten  Falle  haben 
kann  —  a&o  nicht,  ob  bei  völliger  wirtschaftlicher  Freiheit  ein 

völliges  Chaos  der  Bevölkerungsbewegung  und  umgekehrt  bei 
völligerUnfreiheit  jede  Willkür  möglich  und  an  und  ftirsicli  denk- 
bar iüt  — ,  sondern  vielmehr,  welche  Folj^en  der  Gesetzgebung 
•als  wahrscheinlich  zu  betrachten  sind.  Nicht  was gescliehen 
kann,  sondern  was  nach  menschlicher  Voraussicht  geschehen 
wird,  falls  das  Gesets  Freiheit  giebt  oder  Beschränkungen 
auferlegt,  das  wird  zu  prüfen  sein.  Als  wesentlicher  Teil  der 
durch  diese  Prüfung  erwachsenden  Aufgnlx-  ist  die  an  anderer 
Stelle  versuchte  Beleuchtung  des  allgemeinen  Zusammenhanges 
gewisser  Thatüachen  mit  den  Erscheinungen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  zu  betrachten.  So  wurde  insbesondere  der 
JBinfluss  nachgewiesen  y  weldien  die  geographisdie  Lage  der 
Wohnhezirke  und  die  allgemeinen  wirtechafthchen  Verhutmsse 
auf  Richtung  und  Ausdehnung  der  Wanderungen  ausaboi') 
und  wie  individuell  verschieden  sich  trotz  benachbarter  Lage 
und  gleichartiger  Gesetzgebung  die  Verhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Verwaltungsbezirken  gestalten.  Dies  alles  wird  auch 
hier  im  Auge  zu  behalten  sein.  Im  übrigen  soll  die  Be- 
trachtung nicht  weiter  erstreckt  werden,  als  wie  es  die  im 
Folgenden  mitzuteilenden  positiven  RefonnyorschUlffe  erheischen. 
Hassregeln ,  die  auf  vollständige  Abschliessung  der  Gemeinde 

ferichtet  sind,  wie  sie  Schubler  vor  30  Jahren  noch  alles 
Irnstes  vorschlagen  und  begründen  konnte,  werden  heute  von 
keiner  Seite  mehr  in  Jijrwägung  gezogen. 

Schflbler  hat  immer  die  beiden  schon  oben  (§  18)  erwähnten 
Gemeinden  Kornthal  und  Wilhelrasdorf  im  Ange  ond  geht  davon 
aus,  dass  jede  Gemeinde  dieselbe  Stellung  habe,  wie  ein  Privat- 
verein, der  nach  Belieben  Mitglieder  aufnehmen  und  ausstossen 
könne.  Hierauf  baut  Sc  hüb  1er  ein  wunderliches  System  von 
Beschrtokongen,  das  sofort  nach  soinem  Eraehefaien  Schttz  zu  der 
Bemerkung  veranlaBste,  dass  tün  solches  System,  enisthafi  durch- 
geführt, einfach  sor  glebae  adscriptio  zurückführen  würde.  Neuer- 
dings ist  mir  nur  eine  derartige  von  der  Gem.-Z.  Jahrg.  1882  S.  279 
zitirte  Aeusserung  der  Polit.  Wochenschrift  bekannt  geworden,  der 
zufolge  sich  der  Arbeiter  bei  der  glebae  adscriptio  jedenfalls  sehr 
viel  wohler  befunden  habe,  als  bei  der  gegenwärtigen  Freiheit. 

1.  Die  Beschränkungen  der  Freizü^gkeit. 

§  115. 

Unter  dw.  vielen  Aeusserungen  Uber  die  Schc'idlichkeit 
des  lAndarmenwesens  und  der  Freizügigkeit  und  den  Wünschen 

>j  Vgl.  namentlich  ^  67—71. 
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nach'  Aendenmg  der  bezüglichen  Geset^ebung  findet  man  ha 
aUgemeinen  sehr  wenige  positive  Formulirungen.  Unter  diesen 
wenigen  dttrf^te  die  von  v.  Marscliall  —  so  skizzenhaft  die- 
selbe ist  —  insofern  die  meiste  Bedeutung  beanspruchen,  als 
sie  den  Sinn.  wol('h<T  mit  dorn  Heimatprinzip  verbunden  sein 
soll, am  deutliclistcn  zum  Ausdruck  bringt.  Naclidem  v. Marschall 
in  den  v<c<  1 — 3  die  Merkmale  des  lleimaterwerbes  angegeben 
hat  (5jähriger  Aufenthalt  nach  vollendetem  24.  Lebensjahre), 
fiüirt  er  in  §  4^)  fort:  „Soweit  einem  Notleidenden  die  er- 
forderliche Unterstützung  nicht  auB  anderen  Wohlthätigkeits- 
(juellm  zufliesst,  ist  seine  Heimatsgemeinde  verpflichtet, 
Hülfe  zu  schaffen,  den  Hülfsbedürttigen  in  Tjosnndcre  Obliut 
zu  nehmen  und  demselben,  beziehungsweise  der  liültsbcdürftigen 
Familie,  denjenigen  unentbehrlichen  Unterhalt  zu  gewähren,  den 
dieselben  mit  eigener  Arbeitskraft  nicht  zu  erwerben  vermögen/ 

Zwei  Worte  sind  in  diesem  Paragraphen  beachtenswert: 
die  Worte  .Notleidender**  und  „in  Obhut  nehmen".  Bei  fittch- 
tiger  Betrachtung  ergeben  sie  freilich  einen  anscheinend  gans 
bekannten  und  geläufigen  Inhalt:  die  Verpflichtung  einer  Ge- 
meinde zur  Fürsorge  mit  der  ]Massgabe,  dass  dies  die  Heimat- 
gemeinde ist.  Sieht  man  aber  näher  zu,  so  lindet  man,  dass 
ihr  Inhalt  ein  viel  weitergehender  ist  und  diese  zwei  Worte 
die  ganze  Frage  der  Freizügigkeit  nebenbei  mit  erledigen. 

Man  erinnert  sich,  daas  die  wichtigste  Unterscheidung  des 
Freizü^igkeitsgesetzes  diejenige  zwischen  vorübergehend  und 
dauernd  Hülfsbedürftigcn  ist  und  dass  nur  die  letzteren  in 
Ansehung  ihres  Aufenthaltes  beschränkt  werden  dürfen  und 
dass  gerade  dann't  die  ^löglichkeit  genommen  ist,  auf  die  am 
meisten  zuchtbedürftigen  Elemente  durch  Zurückverweisung^ 
an  die  Unterstützungsgemeinde  einzuwirken.  Indem  hier  nun 
ohne  jede  Unterscheidung  ganz  allgemein  der  Ausdrack  „Not- 
leidender" gebraucht  wird,  und  die  Uebemahme  jedes  Not- 
leidenden in  die  „Obhut"  der  Gemeinde  gefordert  wird,  soll 
die  Möglichkeit  sittlicher  Einwirkung  ganz  allgemein  für  alle 
Bedürftigen  hergestellt  und  so  das  finanzielle  und  Avirt- 
schaftliche  Interesse  der  Heimatgemeinde  an  dem  Ergehen 
ihrer  Angehörigen  energisch  geweckt  werden.  Nun  versteht 
man,  was  mit  aen  Worten  gemeint  ist.  dass  „in  klarer  Weise 
ein  Ort  vorhanden  sein  müsse",  an  den  Jemand  „ohne  weit- 
läufige Untersuchung*  verbracht  wi  rJ-  n  kann,  wenn  er  körper- 
lich, geistig  und  moralisch  in  die  Lage  gekommen  ist,  nicht 
mehr  durch  freie  Selbstbestimmunir  fVir  sieh  scirjji'en  zu  können ; 
man  begreift,  dass  so  beschaffene  Individuen  daran  erkcüinbar 
sein  sollen,  dass  sie  ausserhalb  der  Heimat  „nutleidend"  werden. 


Ausdehnung  des  Begriffs  „notleidend"  jede  Art  von  .Fret< 


eine  solche 


1)  Marschall  I  S.  16. 
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zügigkeit  illiisoriiieh  machen  würde.  Denn  ni^nals  hat  sich 
eine  Gemeinde  des  wohlhabenden  Zuzuges  erwehrt;  es  sind 
immer  <li<'  Notleidenden,  weKlie  beschränkt  W('rden  sollen, 
und  gerade  diejenigen  Klassen,  welche  am  ersten  notleidend 
werden  können,  mach<'n  am  häutigsten  von  dem  Hechte  der 
Freizügigkeit  Gebrauch;  gerade  ihretwegen  ist  der  bezügliche 
Qesetsgebungsapparat  in  Bewegung  gesetzt.  Eine  solche  Be* 
Stimmung,  wie  sie  y.  Marschall  formulirt^  wirklich  und  ernst- 
haft durchgeführt ,  würde  die  Zurückverweisung  der  Orts- 
fremden in  die  Heimatgemeide  sellist  bei  unverschuldeter  und 
gänzlich  vorübergehender  Bedürftigkeit,  also  insbesondere  aneh 
in  Krankheitsfjlllen  gestatten ,  was  —  soviel  ich  beurteilen 
kann  —  auch  die  Absicht  v.  Marschalls  nicht  ist.  Die  Be- 
griffsbestimmung muss  also  notwendig  eine  engere  sein  und 
deutlich  zum  Ausdruck  bringen,  welche  Personen  in  Wahrheit 
gemdnt  sind. 

§  n«. 

Ks  giebt  nun  zunächst  eine  Klasse  von  Individuen,  be- 
züglich deren  eine  Beschränkung  der  freien  Bewegung  von 
allen  Seiten  gewünscht  wird,  ohne  dass  irgend  Jemand  darin 
eine  Verkürzung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Freiheit  er- 
blickt. Es  sind  dies  die  im  eigentlichen  Sinne  vagirenden 
Elemente  der  Bevölkerung,  welche  durch  eigene  Verschuldung 
in  den  Stand  der  Betiürt'tigkeit  geraten  sind. 

I)i<>  Zahl  der  positiven  Vorschläge,  welche  im  Anschluss  an 
das  Heimaturinzip  vornehmlich  im  Hinblick  auf  diese  Klasse  ge- 
macht weraen,  ist  ebenfalls  eine  geringe.  Am  zutrefifiendsten 
dürfte  Ziller  die  wesendichen  Punkte  formulirt  haben.  Auch  er 
wünscht,  dass  eine  Stelle  vorhanden  sei,  an  welche  die  vagiren- 
den Elemente  behufs  dauernder  Einwirkung  gewiesen  werden 
können,  und  bezeichnet  als  diese  Stelle  die  Heimat;  aber  er  will 
unter  Aut"recht«'rhaltung  der  Freizügigkeit  im  allgemeinen  Be- 
schränkungen derselben  nur  für  diejenigen  Personen  eintreten 
lassen,  welche  sich  als  faul,  arbeitsscheu  und  liederlich  erwiesen 
haben.  Um  diese  Merkmale  erkennbar  zu  machen,  schlftgt 
er  die  Einführung  von  Legitimationsscheinen  für  alle  vor,  die 
im  Umherziehen  Arbeit  suchen,  und  will  die  Legitimation  den- 
jenigen versagt  wissen,  welche  in  den  letzten  drei  Jahren 
wiederholt  wegen  Landstreichens  bestraft  worden;  wer  ohne 
Legitimation  betroffen  wird,  soll  wegen  Landstreiehens  bestraft 
werden^  wer  wiederholt  wegen  Betteins  und  Landsti'eichens 
bestraft  worden  ist,  soll  der  Heimat  auf  deren  Kosten  zu- 
geführt werden  kOnnen;  der  Gkmeindevorstand  des  Heimat- 
bezirks soll  solchen  Personen  einen  Bezirk  vorschreiben  können, 
aus  dem  sie  sich  nicht  entfernen  dürfen.  Von  diesen  Mass- 
regeln verspricht  sich  Zill  er  vor  allem  den  Eriblg,  dass  die 
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Heimatbehördo .  auf  doron  Kosten  die  Zutülirung  statttinden 
mUssto,  den  Antrieb  erhalt<.'n  \vüi*de.  „sicli  ilirer  Augehörigen 
anzunelinien,  sie  vom  Umherstromeni  abzuhalten". 

Zill  er  in  seinem  Aufsatz  in  der  Deutschen  Gem.-Zeitnng  1880 
S.  192.  197  und  ganz  ebenso  in  seinem  Referat  für  den  thtiring. 
St&dtetag  vom  Oktober  1879:  „Mit  welchen  Mitteln  ist  das  Land- 
BtrekheD  so  beUmplm?*  —  BttrgermeiBter  Hirschberg,  MeiMeii: 
Du  LandBtreieiiertiiai,  Baferat  zum  Bjcbaiachen  G«meindetage  in 
Bautzen  am  20.  und  21.  Juni  1884,  empfiehlt  neben  vorbeugenden 
Massregeln  und  Arbeitsgewälmmg  Bescliriinkung  der  onbedingtan 
Wanderfreiheit  durch  das  Erforderniss  polizeilicher  Legitimation,  am 
besten  durch  Arbeitsbuch.  —  Von  den  Vorständen  des  schlesw.- 
bolst.  Zentral  Verbandes  gegen  Bettelei  und  Vaga- 
bondage,  des  Verbandes  mecklenburg.  Herbergs- 
vereine  n.  a.  isl  anter  dem  15.  November  1882  der  Erlass 
eines  Anfrofo  beschlossen,  in  dem  nnter  anderen  aoch  der  Wntiscli 
ausgesprochen  wird,  dass  angesichts  des  regelmfissigen  Mangels  von 
Legitimationspapieren  bei  den  hilfesuchenden  Reisenden  darauf  hin- 
gearbeitet werde,  dass  durch  die  Gesetzgebung  allen  denjenigen, 
die  ausserhalb  ihres  regelmässigen  Wohnsitzes  dem  Erwerbe  nacli- 
gehen,  die  FlUirang  von  Legitimationspapieren  (Wauderbttcber, 
▲rbeitsMIdier  oder  dergl.)  vorgeschrieben  ivird.  —  Ebenso  Baeeker 
in  einer  SEnsehrift  an  die  D.  Gem.-Z.  1879  8.  42,  sowie  eine 
anonyme  Zuschrift  an  dieselbe  1877  S.  121  (weldie  selbst  aber 
dies  Mittel  für  ungehörig  und  verfehlt  erachtet). 

Auch  die  würtemb.  Petition  erachtet  die  EinfÜhrnng 
einheitlicher  Legitimationspapiere  ftlr  ein  dringendes  Bedürfniss.  — 
Sehr  vielseitig  ist  diese  Frage  in  dem  D.  V.  f.  A.  u.  W.  in 
den  Yerhandloogen  1881,  Stenogr.  Her.  S.  115  ff.,  behandelt  worden. 
Der  Referent  Bockelmann-Kiel  stellte  n.  a.  die  These:  „Die 
arbeitsnchenden  Beisenden  mOssen  durch  Gesetz  verpflichtet  weisen, 
Arbeitsbflcher  zu  führen",  nnd  bemerkte,  dass  hierin  kein  Eingriff 
in  die  Freizügigkeit  liegen ,  sondern  dem  Missbrauch  der  freien 
Bewegung  durch  solche  Individuen,  die  gar  nicht  die  Absicht  haben, 
ihre  Arbeitskraft  zu  verwerten,  vorgebeugt  werden  solle.  Aus  diesem 
Grande  werde  auch  gerade  von  den  besseren  Elementen  unter  den 
Beisenden,  den  Handwerkern,  die  EinAhnng  solcher  Bflcher  ge- 
wilttsehtt  welche  sie  von  den  eigentlichen  Yagabonden  sichtbar 
schieden.  „ Selbst verstättdlicb  mOssten  nach  EinfÜhrnng  der  Arbeits- 
bficher  alle  Reisenden  unerbittlich  angehalten  werden,  solche  Aus- 
weise zu  führen,  und  diejenigen,  die  sich  derselben  entledigt  haben, 
weil  die  Beschaffenheit  ihrer  Person  aus  denselben  deutlich  erkenn- 
bar ist,  müssten  den  Vagabunden  gleich  behandelt  werden.''  In 
ähnlichem  Sinne  sprachen  sich  Landrat  Elvers  (S.  145),  Ober- 
bOrgermeister  Zill  er  (S.  161)  ans.  Direktor  Knops  (Siegen) 
ging  nodi  weiter  nnd  wttnsehte  der  Bocketanennschen  These  hin- 
zuzufügen:  „alle  ohne  Legitimation  Betroffenen  müssen  vorerst 
direl£t  in  ihre  Heimat  zorttckbefördert  werden",  und  ferner:  „dass 
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«m  bwümmtes  Altar  festgoietit  wird,  worftber  hums  niidit  mehr 
gewandert  werden  darf  (d.  h.  am  Arbeit  zu  tnolm);  keiiiMfaUs 
aber  darf  die  Behörde  einem  als  MQniggänger,  Bettler  etc.  bekannten 
Menschen  ebe  Legitimation,  die  znm  Wandern  berechtigt,  aas- 
stellen". —  Die  Verhandlungen  endeten  zunächst  ohne  materiellen 
Bescbluss,  indem  die  Ueberweisung  der  Anträge  an  den  Zentral - 
ausschoss  zur  Berichterstattong  an  den  nächsieu  Kongress  beschlossen 
worde  (S.  190). 

]>emnidiit  worde  die  Frage  In  den  Terliandliingen  dee  nldHtea 
Kongreesee  1882  in  einem  weitem  Umfuige  wieder  anlgenommen 
nnd  die  geeammte  Revision  der  Aimengeaetsgebong  sor  ErOrterong 

gezogen.  Die  sorgfältigen  Referate  von  Elvers:  Der  Unter- 
stQtzongswohnsitz  und  das  Landarmenwesen  mit  Rücksicht  auf  die 
vagabondirende  Bettelei,  und  von  Gerraershausen:  Vorschläge 
zur  Reform  der  Armengesetzgebung,  sprachen  sich  beide  im  äinue 
der  Heimatgesetzgebung  aas,  wobei  sie  den  Uaoptnachdrack  auf  die 
•n  anderer  SteUe  noch  nt  besprediende  Hentelinng  leistangaffthiger 
Terbinde,  sowie  die  EinfUirang  too  Winderbttchem  nnd  Legiti- 
mittonsbOdiem  legten ;  vgL  Btenogr.  Ber.  8.  88  ff.  —  Elvers 
schlu?  u.  a.  die  These  vor:  „allen,  die  ausserhalb  ihres  Unter- 
stützungswohnsitzes dem  Erwerbe  nachgehen,  ist  die  Führung  von 
"Wanderblichem  vorzuschreiben",  und:  „jeder,  der  sich  der  Wander- 
freiheit unwert  gemacht  hat,  mass  gezwungen  werden  können,  an 
dem  Orte,  an  wädtem  er  sdnen  Unterst&tnngiwohnslts  hat,  daoemd 
sn  bleiben''  (S.  147).  —  Diese  Thesen,  welche  nor  ein  allgemeiner 
Ausdruck  seiner  Ansiclit  sind,  formnlirto  ElTcrs  näher  in  den  sehr 
detail  lirten  Bestimmnngcn  seines  Entwurfes  zur  Abänderong  des 
Gesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  (S.  135)  unter  dem  Ab- 
schnitt: „Von  der  Verpflichtung  zur  Führung  von  Wanderbüchem," 
Hiervon  sind  die  materiell  wichtigen  Bestimmungen  in  §  7  ent- 
halten, welcher  folgendennassen  lautet^):  „Ein  Wanderbach  soll 
in  der  Bogel  denjenigen  nicht  erteilt  werden:  1.  welche  mit  dem 
Terinst  der  bttrgerliehen  Ehrenrechte  bestraft  sind,  Ar  die  Daner 
dieser  Strafe»  2.  welche  wegen  der  im  §  361  Str.-G.-B.  vorgesehenen 
Uebertretnngen  oder  auf  Grund  von  1:^  und  14  dieses*)  Ge- 
setzes mit  Freiheitsstrafe  belegt  sind,  während  zweier  Jahre  nach  ver- 
bttsster  Strafe,  3.  welche  auf  Grund  von  §  17  dieses')  Gesetzes 
wegen  Arbeitslosigkeit  in  die  Ueimat  zurückgewiesen  sind,  während 
eines  Jahres  nach  ihrer  Zurftchweisttng,  4.  welche  ein  ihnen  froiher 
erteiltes  Wanderbnch  nicht  in  Gemtaheit  dee  §  9  dieees*)  Gesetses 
an  die  Polizeibehörde  zar&ckgelielert  haben  nnd  dnen  anverschul- 
deten Verlust  nicht  nachzaweisen  vermögen,  während  zweier  Jahre 
nach  ihrer  Rückkehr  an  den  Ort  des  Unterstützungswohnsitzes.  - 
Wenn  solchen  Personen  am  beeoaderer  Umstände  willen  ein  Wander- 


')  S.  136. 

*)  D.  h.  dea  von  £lvers  vorgeflchla^cnen. 
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bach  erteilt  werden  soll,  so  ist  hierzo  die  Genehmiisiiiig  der  obereo 
Verwaltungsbehörde  erfcorderlicb." 

GermerBhansen  schlag  folgende  diesbezügliche  Aendenmgen 
vor^):  „Wer  ausserhalb  seiner  Heimat  im  Umherziehen  Arbeit 
sucht,  bedarf  eines  durch  den  Landrat  auszustellenden  Legitimations- 
scheines. Dieser  kann  ....  versagt  werden,  wenn  der  Inhaber 
des  Legitimationsscheines  wiederholt  wegen  Betteins  bestraft  worden, 
oder  wenn  für  denselben  der  Heiinats?erband  anderen  ArmenTer- 
binden  Yeranslagte  Unterslfltcnngen  bat  erstatten  mllssen.^ 

Mit  dnigen  Massgaben  schlössen  sich  der  Anschanmig  von 
Elvers  an  Graf  v.  Wintzingerode,  Iluzel,  Elben,  dift 
eine  Legitimation  der  Arbeitsuchenden  ebenfalls  für  ein  dringendes. 
Bedürfniss  erachteten.  Zu  einem  materiellen  Beschluss  kam  es 
wiederum  nicht.  Vielmehr  wurde  die  Frage  auch  dieses  Mal  wieder 
dem  Zentralausschuss  zor  Prüfung  tiberwiesen.  —  In  den  folgenden 
Jahren  ist  es  sa  einer  emeaten  ErOrtemng  der  Furage  nieht  mehr 
gekonunen.  Im  Znsammenhange  der  Yerhandlnngen  Aber  die  Armea- 
statistik  erklärte  1883  der  Amtshanptmann  t.  Welch  sich  eben- 
falls für  die  Einfühmng  des  Legitimationsswanges;  YgL  Stenogr» 
Ber.  1883  S.  22. 

Otto  Held,  Die  bestehende  Organisation  und  die  erforder- 
liche Keorgaaisatiou  der  preussischen  Polizeiverwaltung,  Berlin  1886» 
meint  S.  25 :  das  Geaeti  Ober  das  Flsssweson  vom  12.  Okt  1867 
bedürfe  einer  Ansftthrvnpbestimmnng  insofern,  als  festgestellt  werden 
müsse,  was  als  eine  polizeiliche  Legitimation  im  Sinne  des  §  8  an- 
zusehen ist,  da  Arbeitsscheine  nnd  Militärpässe,  die  in  den  Herbergen 
leicht  käuflich  zu  haben  seien,  als  solche  nicht  gelten  könnten. 
Positive  Vorschläge  macht  Held  jedoch  in  dieser  Beziehung  nicht. 

ä  117. 

So  sehr  niin  die  vorstehenden  Vorschlüge  in  ihrer  auf 
Unschädlichmachung  schädlicher  Elemente  gerichteten  Tendenz 
der  allseitij^on  Sympathie  sicher  sein  können,  so  wird  doch 
die  Beistimnuinj;  zu  denselben  an  die  wesentliche  Voraus- 
setzung geknüpft  \verd«  ii  nilissen ,  du.ss  die  Heimatgemeiiide, 
welcher  die  Vagabunden  zugeführt  werden  sollen,  die  Fähigkeit 
zur  wirtschaftlichen  und  sittlichen  Hebung  des  betreffenden  Indi- 
viduums^ sowrie  ein  wahrhaftes  Interesse  an  dem  Wohlergehen 
desselben  besitEO.  Das  Vorhandensein  dieser  Voraussetzung 
wird  aber  aus  mannigfachen  Gründen  bezweifelt.  £s  wird 
namentlieh  angeflihrt,  dass  mit  dem  V)lossen  Rücktransport  und 
dem  ( i«'l>ot<',  (Mnen  bestinmiteu  Bezirk  nicht  zu  verlassen,  n<»eh 
nichts  gcthan  sei,  die  sittliche  Einwirkung  vielnielir  erst  dann 
beginnen  könne,  wenn  der  Arbeitsscheue  der  Arbeit  zugeführt, 
der  Zuchtlose  der  Zucht  unterworfen  werde.  Beides  aber  könne 
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nur  geschehen,  wenn  Arbeit  und  hinreichende  Veranstaltungen 
aur  Aufsicht  vorhanden  seien.  In  dieser  Beziehung  habe  man 
nun  vor  allem  daran  zu  denken,   dass  die  hier  gemeinte 

Menschenklasso  da  am  Hebston  sicli  aufhalte  oder  uniher- 
sc-liwoifc'ud  sicli  bewege,  wo  sie  am  leichtesten  und  von  den 
Organen  der  öffentlichen  Sicherheit  niöf^lichst  unbemerkt  Be- 
friedigung ihrer  Bedurtuiüse  erlangen  könne.  Es  liege  also 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  Jemand,  der  in  kleinen,  be- 
sonders ländlichen  Gemeinden  zu  Hanse  sei,  sich  eher  auB 
diesen  fort  auf  die  Wanderschaft  mache,  als  Jemand,  der 
in  einer  grossen  St^idt  geboren  sei,  obwolü  im  übri^^en  noch 
viele  andere  Momente  (namentlicli  die  Neigung  der  Bevölkening 
zum  1  linnlosen  Ahnosengeben)  hierbei  mitwirkten.  Aber  jeden- 
talls  kiHuie  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  kleineu 
ländlichen  Gemeinden,  besonders  im  Osten,  wenn  sie  zur 
Wiederanfiiahmd  aller  derjenigen  genötigt  wtlrden,  die  wegen 
mangelnder  Sesshaftigkeit  eine  neue  Heimat  nicht  hätten  er- 
werben können,  im  Verhältniss  sehr  viel  stärker  in  Anspruch 
genommen  werden  würden,  als  die  grossen  Städte. 

Nun  wird  hierin  gerade  von  seinen  Anhängern  ein  Vor- 
zug des  Systems  erblickt,  weil  nur  in  kleinen  Gemeinden  die 
gewünschte  unmitt(;lbare  Einwirkung  möglich  sei.  Ganz  be- 
sonders wird  in  diesem  Zusammenhange  der  Gegensatz  von 
„persönlicher*^  und  „sachlicher"  Gemeinwirtschaft  betont  Die 
erstere  sei  in  Gemeinden  zu  finden,  in  welchen  jeder  Ein- 
wohner genau  die  Lebensschickaale  und  die  Vermögenaver- 
hältnisse  des  anderen  kenne,  in  welchei!  von  jedem  genau 
gewusst  werde,  wer  von  ihnen  in  der  Gemeinde  geboren  und 
wer  ihr  .s])ilter  zugewandert  ist.  Dort  könne  im  voraus  über- 
sehen werden,  auf  welche  Zahl  von  leistungsfUhigen  Ein- 
wohnern die  Armenlast  sich  verteile,  welches  Mass  von 
Leistnngsfilhigkeit  die  Einzelnen  besitzen,  und  ebenso  könne 
von  jedem  Einwohner  beurteilt  werden,  für  welche  Personen 
und  m  welcher  Weise  fUr  dieselben  zu  soigen  sei.  Ganz  anders 
in  grossen  Gemeinden.  Dort  kenne  Einer  den  Andern  nicht; 
gemeinsame  Zwecke  würden  befriedigt  aus  Mitteln  der  Ge- 
meinschaft, die  sich  eine  von  ihr  abgesonderte  Vertretung  ge- 
schaffen; eine  Kenntuiss  der  Steuerkraft  der  Einzelnen  auf 
Grund  persönlicher  Bekanntschaft  der  Einzelnen  unter  einander 
sei  unmöglich.  Auch  habe  der  Einzelne  in  der  grosseren  Ge- 
meinde kein  Interesse,  auf  seine  Sclmltem  allein  eine  Laat 
zu  nehmen,  welche  der  Gemeinschaft  obliege;  er  übe  Armen- 
pflege, wenn  er  sie  übe.  nicht  um  die  Höhe  seiner  Besteuerung 
zu  mindern,  sondern  aus  uneigennützigen  Motiven.  Und  cben- 
sii  k<inne  das  Gem<  inw<'sen  selbst  die  Armenj»He<re  nicht  in 
eii^er  FühluuK  mit  seinen  einzelnen  Augehörigen  erhalten, 
nicnt  die  ROckwirkuug  des  einzelnen  Pflegefalles  auf  die  Fi- 
nanzen im  allgemeinen  im  Auge  behalten. 
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Ebenso  ergäbe  sich  für  das  Verhältniss  der  Gtoeinde  zu 
dem  einzelnen  Armen,  dass  ein  unmitteLbar  persönlicher  Ein- 
fluss  nur  in  den  kleineren  Gemeinwesen  geübt  werden  könne. 
Hier  werde  ein  Indi\Hdmim  nicht  leicht  unterstützt  werden, 
das  nicht  wirklich  bedürftig  sei;  liier  werde  ebensowohl  ein 
gewisses  Schanigefillil ,  aus  den  gemeinsamen,  oft  sehr  spär- 
lichen Mitteln  leben  zu  müssen,  ab  die  Gcwissheit,  nichts 
ausser  im  dringendsten  Notfalle  zu  erhalten,  den  Bedürftigen 
anspornen,  seine  KrSfie  soweit  irgend  mißlich  anzustrengen 
und  der  Armenpflege,  wenn  irgend  angänghch,  fernzubleiben. 
Umgekehrt  könne  in  grossen  Gemeinden,  wo  eine  ledigtich 
sachliche  Verwaltung  herrsche,  ein  Individuum  weit  eher  seine 
Verhältnisse  verheimlichen;  auch  fehle  ihm  hier  der  8pi»rn,  den 
die  enge  Verbindung  mit  jedem  einzelnen  Gemeindeeinwohner 
geben  könne,  sowie  die  Empiiudung.  dass  er  ihren  höchst  be- 
sduinkten  Mitteln  bm  Inanspmoiinahme  der  Armenpflege 
gegenüberstehe. 

Hieigegen  wird  nun  Folgendes  eingewendet.  Gerade  weil 
bei  persönlicher  W  irtschaft  das  Interesse  der  Gemeindever- 
waltung Hand  in  Hand  gehe  mit  dem  Interesse  der  einzelnen 
das  Gemeinwesen  bildenden  Personen,  werde  die  Armenpflege 
auch  lediglich  nach  persönlichen  Rücksichten  geübt,  hart  oder 
mild,  gut  oder  schlecht,  in  engster  Abhängigkeit  von  dem 
guten  Willen  und  dem  Vermögen  des  Gemeinwesens;  hier 
hcdfe  wohl  der  eine  durch  Uebemahme  eines  Httlflosen  in 
sein  Haus,  dort  der  andere  durch  Gewährung  von  Mahlzeiten 
und  dergl.  mehr;  aber  wo  scldechter  Wille  die  Ursache  mangeln- 
der Mittel  oder,  wie  es  überwiegend  der  Fall,  Mangel  an  Mitteln 
die  Ursache  des  schlechten  Willens  sei,  da  nähmen  aucli  alle 
Gemeindeeinwohner  einmütig  an  kümmerlichster  Behandlung 
des  Bedürftigen  Teil,  seien  seiner  Unterbringung  in  die  berüch- 
tigte Armenkathe  firoh  oder  ttberliessen  ihn  völlig  seiner  Not 

Auf  der  anderen  Seite  leuchte  ein,  dass  diese  enge  per- 
sönliche Beziehung  selbst  in  kleinen  Gemeinden  doch  nur  von 
Einfluss  auf  das  Verhalten  des  Bedürftigen  sein  könne,  wenn 
und  soweit  sein  bezw.  das  Verhalten  der  Gemeinde  überhaupt 
den  Zustand  der  Bedürftigkeit  zu  vermindern  oder  zu  ver- 
hüten geeignet  sei ,  also  vor  allem  nicht  in  Fällen ,  wo  die 
Armut  auf  anderen  Grttnden  als  eigener  Verschuldung  beruhe. 

Noch  ein  anderer  Gegensatz  sei  hierbei  wirkuun:  der 
Gegensatz  von  Geld-  und  Naturalwirtschaft.  In  grossen  Gemein- 
den gttbe  es  &st  keine  VennOgensleistung,  welche  der  Bürger 
dem  Gemeinwesen  anders  als  in  Geld  zu  machen  hätte;  in 
jenen  anderen  Gemeinden  seien  es  überwiegend  Naturalien, 
welche  die  Einwohner  unmittelbar  produzirten,  von  denen  sie 
lebten  uud  welche  sie  da,  wo  die  Fürsorge  für  einen  ihrer 
Mitbürger  nötig  werde,  so  weit  möglich  auch  als  Armenhülfe 
gewtthrten.  Mit  diesem  Umstand  hmge  eng  zusammen,  dass 
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Naturalverptlegung  solchen  kleinen  Gemeinden  sehr  viel  leichter 
falle  und  sie  zu  allen  grösseren  Veranstaltungen  der  Armenpflege, 
wie  vor  allem  Anstaltspflege,  finanziell  wenig  oder  gar  nicht  filhig 
wären. 

§  118. 

Das  Zutreffende  der  vorstehenden  beiderseitigen  Ausfüh- 
rungen lilsst  sieh  nicht  wohl  verkennen.  Ihnen  gegenüber  winl 
es  darauf  ankommen,  zu  prüfen,  unter  welchen  Umständen  die 
Vorteile  einer  persönlichen,  die  Nachteile  der  sachlichen  6e- 
meinwirtschliift  zu  erwarten  stehen  und  umgekehrt  Eine 
Orenze,  welche  Gemeinwesen  der  ersten  und  zweiten  Art 
scharf  von  einander  scheidet,  lässt  sich  selbstverstitndlich  nicht 
ziehen.  Nur  ganz  allgemein  kann  man  sagen,  dass  bei  einer 
gewissen  Grösse  eine  persönliche  und  bei  einer  gewissen  Klein- 
heit der  Gemeinde  eine  rein  sachliche  Genieinwirtschaft 
schlechterdings  undenkbar  ist.  Stellt  mau  die  147  ländlichen 
Gemeinden  Preussens  mit  weniger  als  15  KOpfen  Wohn- 
bevölkerung seiner  Hauptartadt  Berlin  gegenüber  und  bewegt 
sich  von  diesen  äussersten  Punkten  aufwärts  und  abwärts,  so 
wird  man  zu  einem  Punkte  gelangen,  wo  die  Gegensätze  sich 
treffen  und  sich  ausgleichen;  vor  und  hinter  demselben  wird 
man  Gemeinden  begegnen,  in  welchen  die  Geldwirtschaft,  und 
solchen,  in  welchen  die  NaturalwirtsclKift  noch  überwiegt;  und 
ebenso  wird  man  Gemeinden  antreffen,  in  welchen  die  persön- 
liche Gemeinwirtschaft  in  eine  sachliche  Überzugehen  anfilngt 
und  umgekehrt  Zugleich  wird  man  des  ungeheueren  Gegen- 
satzes inne,  der  sich  auch  hier  wieder  unter  dem  Kamen  „Ge- 
meinde" verbirgt,  ein  Gegensatz,  den  das  Gesetz  ausser  Acht 
liisst.  wenn  es  alle  Gemeinden  als  Träger  der  Armenlast  und 
Organe  der  Armenpflege  <iualitJitiv  gleichstellt,  den  aber  auch 
die  Gegner  des  Gesetzes  völlig  ausser  Acht  lassen,  wenn  sie  die 
Interessen  aller  Gemeinden  an  und  die  Fähigkeit  zu  guter 
Armenpflege  als  gleich  voraussetzen. 

Prüft  man  dagegen  in  Beachtung  dieses  Gkgensatses,  d.  h. 
in  Beachtung  der  im  Vorttehendm  bezeichneten  für  den  Zu- 
stand der  Armenverwaltungen  massgebenden  IMomente,  die 
gegnerischen  Meinungen,  so  erkennt  man,  dass  der  Vorwurf, 
wie  er  von  Luthardt,  Marschall  u.  A.  erhoben  ist,  in 
seiner  allgemeinen  Fassung  unbegründet  ist. 

In  der  That  vermag  selbst  eine  Glemehide,  deren  Thore 
nie  einen  FortzttfB^er  entlassen,  nie  einem  Zuirilgler  sich  er- 
schlossen haben,  ^^egenüber  den  Zuständen  gänzlicher  Erwerbs- 
unfähigkeit doch  absolut  nichts  anderes  zu  ihnn,  ab  eine  Ge- 
meinde, in  der  Zuzug  und  Abzug  sehr  rege  sind.  Ebenso 
kann  sie  vorübergehender  ErwerbsimfHhigkeit  durch  Krankheit 
doch  nicht  anders  vorbeugen ,  als  durch  Aufmunterung  oder 
Zwang  zur  Versicherung,  eine  Massregel,  die  in  Baiern  seit 
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hui^'or  Zeit  und  gcgenwärti;^  im  j^aiizen  Reiche  allen  Per.s«)iion 
g(';4eniibcr  stattfindet,  welclie  in  einem  bestimmten  Arbfits- 
oder  i)ienätverliältniö.s  ötelien,  gleichgültig;  ob  sie  seit  der  Ge- 
Imrt  oder  erst  seit  einer  Wocne  am  Aroeits*  oder  Dienatorte 
aufhaltsam  sind. 

Anders  dagegen  steht  es  freilich  mit  den  Fällen  der 
eigentlichen  Bedürftigkeit,  d.  h.  mit  dem  Mangel  an  Unter- 
halt^mitteln  im  allgemeinen.  Bei  Beurteilung  des  hier  ob- 
waltenden S.'u  liverhaltes  sind  aber  vor  allem  die  bereits 
oben  (im  Zusammenhange  der  Betrachtung  des  wirtschaft- 
lichen Aequivalents)  näher  dargelegten  wirklichen  Gestaltungen 
zu  beachten.  Wie  es  sich  als  durchaus  willkürliche  Behauptung 
herausstellte,  dass  überwiegend  Personen  unterstützungsbedürftig 
werden,  weldie  nicht  mehr  als  zwei  Jahre  an  einem  Orte  aufhalt- 
sam gewesen  sind,  so  ist  die  hieran  geknüpfte  zweite  Behauptung 
ebenso  willkürlich,  dass  diese  vom  Gesetz  gegebene  Frist  die 
Ortsannenverbiinde  zu  ganz  äusserlicher,  nur  der  dringendsten 
K<»t  abhelfender  ArmenpHege  veranlasse.  \N'elches  sind  denn 
diejenigen  Orte,  in  denen  eine  humane,  umsichtige  und  vor 
allem  individualisirende  Armenpflege  stattfindet?  Die  kleinen 
Gemeinden  und  Bezirke,  die  sich  getrost  dieser  Aufgabe  hin- 

feben  dürften,  ohne  durch  Schaaren  von  „Eindringlingen** 
arin  gestört  zu  werden,  oder  diejenigen  Gemeinden,  welche 
mehr  als  alle  anderen  dem  Zuzüge  ausgesetzt  sind  und  gerade 
deshalb  in  einer  vom  edelsten  Gemeinsinn  erfüllten  Weis«-  ein 
längst  und  vor  allem  in  deu  L#ändcrn  der  Heimatgesetzgebung 
obsolet  gewordenes  System  von  neuem  belebt  haben,  wie  Elber- 
feld, Krefeld  u.  a.  m.?  Nicht  erst  aus  der  Zeit  nach  1870,  sondern 
aus  der  Blütezeit  der  Ileimatgesetzgebung  datircn  die  Klagen 
über  den  jammervollen  Zustand  der  ländlichen  Armenpflege ; 
nirgends  sind  traurigere  Verlijiltnisse  in  der  Armenpflege  auf- 
gedeckt worden,  als  in  England,  welches  sich  zur  Zeit  der 
berüiimten  Reform  von  1834  im  Besitz  sehr  strenger  Hcimats- 
bestinuuungen  befand 

Gerade  die  kleinen  Yerb&nde,  in  denen,  wie  zuzugeben  ist, 
ganz  vorzugsweise  eine  persönliche  Einwirkung  auf  den  Armen 
möglich  ist,  haben,  wie  auch  gegenwilrtig.  es  von  jeher  an  vor- 
beugender wie  an  helfender  Armenpflege  vielfach  fehlen  lassen. 

Kehrt  man  hiernach  zu  dem  in  Redo  stf^henden  Punkte, 
zu  der  sittlichen  Einwirkung  der  Heimatgenicinde  auf  die 
arbeitsfähigen  Personen  zuiiick  und  stellt  sich  den  wirklichen 
Verlauf  vor,  wenn  solch  ein  liederliches  und  arbeitsscheues 
Individuum  auf  Kosten  der  Gemeinde  von  iiigendwoher  in  die 
Heimat  zurttcktransportirt  und  unter  den  bessernden  y^infl««« 
der  Heima1;gemeinde  gestellt  werden  soll,  so  wird  man  kaum 
dio  Meinung  unterdrücken  können,  dass  es  um  die  als  not- 
wendig erachteten  Voraussetzungen  sittlicher  Einwirkung  nicht 

')  Vgl.  unten  §  200.  208. 
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^iini  besten  bestellt  sei.  An  nützlicher  Arbeit  f"<^hlt  es  aller- 
inci.stens;  niclits  anderes  als  dieser  Mangel  ist  dir  Veranlassung 
der  auf  Ausg-leichung  <l»'r  Erwerbsgelegenlieiten  gerichteten 
Wirtschaftögosctzgebung  gewesen.  Es  wurde  oben  naciigewieaen, 
'dass  Arbeitsman^l  sehr  viel  leichter  auf  dem  Lande  als  in 
fitftdten  und  in  industriellen  Bezirken  eintritt,  und  mehr  noch, 
dass  in  einer  grossen  Zahl  der  ländlichen  Gemeinden  der  Er- 
werbs- und  Nalirungsstand  der  gesaramten  Einwohner  ein  der- 
artiger ist,  dass  er  kaum  zu  ihrem  eigen<'n  üntcrlialte  aus- 
reicht. Ist  nun  also  keine  oder  keine  ausreicliende  Arl)eit  für 
den  Heimkehrenden  zu  haben,  so  muss  seine  und  eventuell 
auch  seiner  Familie  Versorgung  wiederum  aus  Gemeindemitteln 
beschafft  werden,  was  alle  me  in  Hinsicht  der  finanziellen 
LeistungsunfUhigkeit  der  grössten  Zahl  dieser  Gemeinden  her- 
Torgehobenen  Bedenken  von  neuem  wachruft.  Dazu  kommt, 
dass  die  Heimatgeniein<le  —  bei  emsthafter  DurchtUhrung  des 
Systems  —  die  sehr  erhebliclien  Transportkosten,  dit;  sich  so 
oft  «'rneuern  würden,  als  ein  Rücktransport  nötig  wird,  baar 
zu  bezahlen  hUtte,  während  die  Verpflegung  noch  allenfalls 
in  natura  gewährt  werden  könnte.  Zunächst  würde  also  vom 
rein  finanziellen  Standpimkt  aus  unter  solchen  Verhältnissen 
•die  immer  wiederkehrende  und  aus  den  Geltungsgebieten  des 
4tlteren  Heimatrechts  am  meisten  bezeugte  Abschiebung  wieder 
androhen  und  sieh  —  da  bei  Durchführung  des  Systems  die 
Heiniat})er(ehtigini^  selbst  seitens  der  Gemeinde  nicht  ab- 
geschüttelt werden  könnte  —  darin  äussern,  dass  die  Gemeinde 
sich  hüten  würde,  den  Vagabunden  zu  interniren,  und  von 
•diesem  selbst  in  ihrem  Vorhaben  aufs  beste  unterstützt  werden 
würde»). 

Aber  auch  den  Fall  gesetzt —  den  Zill  er,  Luthardt, 
Marschall  u.  A.  ins  Auge  fassen  und  auf  den  noch  zurück- 
zukommen ist  — .  dio  Kosten  für  die  vap^abundirenden  Elemente 
würden  aus  den  iSlitteln  fcrösserer  Verbände  ganz  oder  zum 
"Teil  g«'d('ckt  werden,  so  ist  doch  von  vornherein  eines  klar: 
ein  Mensch,  der  so  weit  gekommen  ist,  dass,  wie  Marse  Ii  all 

')  ^lohl  bemerkt  Pol.-W.  Bd.  3  8.  193  Anm.  4  in  dieser  BoziehnuK: 
„Mir  sind  Fälle  bekannt  iu  welchen  Gemeindevorsteher  cetahrlichc  Land- 
Btreicher  absichtlich  cntwiBchen  Hessen,  weil  sie  fürchteten,  dieselben 
•nfichten  in  Ermangelung  eines  näheren  Heimatrechts  ihnen  zugeteilt 
werden,  ja  so^ar  Fälle,  in  welchen  Vüganten  eine  beträchtliche  Summe 
Geldes  gegeben  wurde  unter  der  Bedingung  einer  schleunigen  Flucht  aus 
dem  Ortsgefängnisse."  Mohl  fordert  nun,  am  die  Möglichkeit  der  fnter- 
nimng  durchzusetzen,  ebenfalls  die  Zuweisung  jedes  Vagabonden  an  eine 
nach  gewissen  Merkmalen  zu  bestimmende  üteiinaU^meinde,  will  hierbei 
aber,  nm  nngenchte  Belaatmig  m  vermeiden,  das  Moment  des  AoflmthaltB 
besonders  berücksichtigt  wLs^en;  aber  auch  für  diesen  Fall,  meint  er,  sd 
ehie  Beihülfe  aus  der  allpemeinen  Staatskasse  notwendig,  weil  „es  ein- 
leuchtend sei,  dass  sonst  häutig  die  Gemeinden  die  Aufsicht  auf  die  San* 
.gegrenzten  nur  nachlässig  mireu  und  seibat  deren  Henundciien  be- 
günstigen würden*;  a.  a.  O.  S.  197. 
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tr»  ausdnkki,  .die  Polize  i  vor  d*^n  Mis^siänden  und  Ungelegen- 
heilen,  welche  er  überall  h»-rVw  iiiihrt .  die  Augen  nicht  mehr 
zu  Ächliessen  vermag" ,  ist  keinem  Gemeinwesen  ein  schätz- 
barer  Genosse,  am  wenigsten  demjeni^n,  wdebeai  er  all 
seiner  Hennal  Eine  und  Wohlstand  bitte  bringen  toDen 
und  au  Stelle  deesen  Unebre  gebracht  und  Kosten  verursacht  bsL 
Mit  andern  aU  unfreundliden  Gesinnungen  wird  und  kann 
er  dort  gar  nicht  empfangen  werden.  Und  nun  sollen  eben 
di«»elben,  die  er  geschädigt  hat  uTid  durch  seine  Einstenz 
w»iter  schädigt,  ihn  bessern,  ihr.  sittlich  heben.  Ist  anzu- 
nehmen, dasa  sie  ihm  ein,  wenn  auch  noch  äo  geringes  Ge- 
meindeamt fibertra^en,  wie  ea  snweflen  unbeacbciteBen  Orta* 
armen  gegeben  wird  ?  Ist  anzunebmen,  daas  ibn  ein  Einwobner 
aus  freien  Stttcken  in  seinen  Dienst  nehmen,  oder  dass  er  da^ 
wo  wirklich  ein  tüchtijrer  Gremeinsinn  lebt,  in  den  Kreu  der 
ehrbaren  und  re<llichen  Männer  gezogen  werden  wird?  Ge- 
wiss wird  dies  alles  nicht  geschehen.  Die  Gemeinde  wird 
froh  sein .  dies  Mit4:liM  l»aldmö;Ldichst  wieder  los  zu  sein. 
Aber  auch  diesen  Faii  geseut,  da&s  eine  Gemeinde  —  ich 
babe  aonidiat  immer  noä  die  kleinen,  mit  pereOnllcfaer  Wirt> 
sebaft,  im  Auge  —  daa  Interesse  und  den  sittlichen  Emst 
besässe,  ihren  Angehörigen  su  einem  ordentlichen  Lebena- 
wandel  zurückzufahren,  wie  würde  sich  dazu  dieser  Ange- 
h^lrige  verhalten?  Ent\^-ed»*r  ist  er  so  verwahrh'st.  dass  keine 
Besserungsmassr^el  bei  ihm  verschlägt  kein  sittliches  Gefühl 
mehr  zu  wecken  ist,  oder  er  besitzt  einen  Rest  von  5>cham- 
geföhl,  der  ibn  zur  Besserung  fähig  macht.  Ftlr  die  An- 
gehörigen der  ertten  Kategorie  giebt  ee  nur  einen  nttta- 
Iicben  Aufenthaltsort  —  die  Zwangsanatalt;  ftr  diejenigen 
der  aweilen  giebt  es  keinen  scblnnmeren  ids  demenigen 
Ort,  wo  sie  }K»heimatet  sind,  wo  ihre  Verxvnn.'lton  und 
engeren  Genossen  lel)€i,  wo  jeder  kleinste  Fehltritt  ebenso 
wie  die  Umstände  allgemein  bekannt  sind,  unter  denen  der 
Heimatgenosse  in  die  Heimat  zurückgekelirt  ist.  Ein 
In  diesiem  Gegenatand  sdir  gründlicher  SchrifbteUer  be> 
merikt  sdir  antreffend  *):  „Nicht  aflein  dasa  die  Verachtung 
und  die  Schmach  j  die  ihn  dort  fast  unTermeidlich  trtlll,  die 
sittliche  &bebnn^,  die  Wiedei^ewinnung  des  Selbstvertrauens 
und  der  e^^onr'■n  >chätzung  fast  unmöglich  machen  und  an  die 
Stelle  l)esserer  Kegungen ,  die  die  Frucht  der  Busse  und  der 
Sinnesiinderung  sein  sollen  ,  Bitterkeit  und  Menschenhass 
ptianzen,  so  wird  es  ihm  dort  auch  weit  schwerer  als  irgend- 
wo andere  werden,  lieb  redlich  m  emibraiy  und  wenn  er  die 
besten  Vorsitze  bitte^  aueb  nur  sein  Leben  xu  fristen.  Denn 
Mi>>trauen  verscblieest  ihm  die  Thür  und  verkümmert  ihm 
die  Gelegenheit  zum  Unterhalte  auch  durch  die  gemeinste 
Arbeit;  ist  er  gar  Künstler  oder  Handwerker  und  kann  als 

<)  Vahlkampf  S.  25. 
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solcher  seinen  Erwerb  nur  in  Städten  tinden,  wie  soll  er  es 
anfangen  sich  in  dem  Dorfe  zu  ernähren,  dem  er  durch  Hei- 

mat  angehört?  Ein  s(»lcher  Mensch,  der  an  einem  Orte,  wo 
seine  Veriming  und  seine  Strafe  nicht,  wie  in  seiner  Heimat, 
gleich  einem  Brandmal  an  seiner  Stlrn<'  steht,  sieh  redlich 
torthringt  und  Vertrauen  und  Freunde  er\vorl)en  hab<'n  wurde, 
kann  dureh  die  Allgewalt  des  Hungers  zu  neuen  Verbrechen 
getrieben  werden/  — 

Hierbei  ist  besonders  zu  beachten,  dass  Leute  dieser  Art 
nicht  mit  der  Polizei  allein,  sondern  meist  auch  mit  dem  Straf- 
richter  wioderliolt  Bekanntschaft  gemacht  haben. 

Anders  als  in  solchen  kleinen  Gemeinden  liegen  nun  die 
Verhältnisse  in  irrösseren.  in  denen  ledi.i;lieli  oder  üherwirp-nd 
die  saehlielie  G«'mein\virlseliatt  vorherrselit ,  ein  {M  Tsönliehes 
Kennen  der  ein/«'lnin  (ili'-tler  nicht  w<>ld  nj(>f<Heh  ist.  liier 
wird  entweder  durch  ZwangHanstalten  aut"  den  Vagabunden 
eingewirkt  oder  er  findet,  sofern  er  frei  und  im  Erwerbe  un- 
gehindert ist,  nicht  schwerer  Arbeit  als  ein  anderer  Mensch 
seines  Standes,  soweit  Uberhaupt  Arheit  vorhanden  ist  Diese 
Punkte,  Zwangsraassregeln  gegen  arbcitsseheuc  Tersonon  und 
Verschaffung  von  Arbeitsgt^leju^enheit ,  werden  weiter  unten 
Gegonstaiul  eingehenderer  Besprechung  sein  M. 

Ks  worden  ferner  noch  t'olgendc  Einwendungen  erhoben: 
Wenn  man  aus  der  Internirung  des  Vagabunden  nicht  eine 
Freiheitsstrafe  für  das  ganze  Leben  machen  wolle,  so  werde  doch 
notwendig  ein  Zeitpunkt  kommen,  wo  die  Heimat  ihn,  fidls 
er  fort/Jemen  wolle,  auch  fortziehen  lassen  müsse.  Und  wenn 
di(^  l>isher  jremachten  Erlahningen  nicht  tliuscliten,  so  wünle 
der  Fnrtge/.<»gene  nadi  einiger  Zfit  wiederum  aut"  »1er  Land- 
strasse sein,  wiederum  bestraft  werden,  wi-  th  rum  /uriu  ktrans- 
uortirt  werden,  bis  endlich  Alter  oder  Krankheit  ihn  in  die 
Klasse  der  dauernd  Erwcrbsunfilhigen  gehyigen  Hessen.  Nament- 
lich aber  wird  das  gewichtige  Bedenken  erhoben,  ob  man  denn 
auch  nur  halbwegs  sicher  sein  dtlrfe,  gerade  diejenigen  zu 
fassen  und  der  Zucht  zu  unterwerfen,  die  ihrer  am  meisten 
bedürften.  A])gesehen  von  den  schon  oben  fS.  287)  hervor- 
gehobenen Unistiinden,  vor  allem  der  ungeheuren  Ungleich- 
niiissigkeit,  die  so\V(»hl  in  der  Aufmerksanikrit  der  Behcirden  wie 
in  der  Kechtsprechung  der  Gerichte  in  Bezug  auf  Ergreifung 
und  Bestrafung  der  Bettler  und  Landstreicher  bestehti  wird 
hier  noch  die  vielfach  bezeugte  ThatRache  betont,  dass  es  in 
allererster  Linie  die  N<  uliii-f  im  Wanderleben,  d!<  ehrlich 
Wandernden  seien,  welche  den  Behörden  in  die  Hände  zu 
fallen  pflegten.  wMhren<l  die  geübten  Landstreicher  ihn'-n 
äusserst  gescliiikt  auszuweichen  verstünden.  Und  hierin  — 
nicht  in  der  Nichtbestrafung  Schuldiger,   sondern   in  der 

>)  Vgl.  §  197  ff.  und  §  213-215. 
F«aekaBcn  (V)  VI.  4.     Vtwtarbnt.  22 
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Bcstrafong  Nichtschuldiger  oder  minder  Schuldiger  liege  eine 
weitere  sehr  ernste  Gefahr  dieses  Systems.  Oel^endiches 
Betteln  wegen  ehrlicher  Arbeitslosigkeit  sei  immer  vorge- 
kommen   und   werde  immer  wieder  vorkommen;  ehrh'clies 

Wamlf'rn  zum  SueluMi  von  Arheits^^-i'IcLcenln'it  .sowie  zur  Aus- 
bil'luni,'  in  seinem  (i^nverlM'  wi-nli'  .selbst  von  Geg^nern  unbe- 
schränkter Freizügigkeit  warm  enipl  »bleu.  Aeusaerlich  habe 
nun  das  Gkbenheischen  mit  dem  vom  Gesetze  verpönten  Betteln, 
das  Wandern  mit  dem  Landstreichen  eine  sehr  leicht  zu  ver- 
wechselnde Aohnlichkeit;  für  die  feiner«  n  Unterschiede  möchten 
die  geübten  An^en  des  grossstttdtisclien  Kriminalbeamten  oder 
eines  I)istriktsLrensd:irmen.  aber  nicht  diejenigen  des  Gemeinde- 
dieners oder  Urt.s.schnlzen  jjescbickt  sein.  In  wirtseliaftlich 
nu,iriinstigen  Zeiten,  in  Bezirken,  wo  phinloses  Ahn('>en^el)en 
einmal  nicht  ausgerottet  werden  könne,  wiederholt  wegen 
eines  Verhaltens  bestraft  zu  werden,  das  Betteln  und  Land- 
streichen genannt  wird,  sei  auch  filr  arbeitslustige  Menschen 
bei  strenger  G«'setze3handhabung  sehr  leiclit  möglich.  Sei  dies 
aber  einmal  geschehen,  so  soHe  der  Bestrafte  in  die  Heimat  ge- 
wiesen werden,  wo  Mangel  an  ehrlieber  Arl)eit  und  imfreund- 
lichster  Empfang  ihm  gewiss  seien,  wüliriMnl  der  geübte 
Iv<'nner  der  Landstrasse  sein  Gewerbe  ruhig  weit(;r  betreibe. 
Und  weit  entfernt,  diesen  Uebelstand  zu  verringern,  würde 
man  ihn  durch  die  Wiedereinfilhrung  von  Legitimationspapieren 
wesentlich  erhöhen.  Hier  würde  —  wiederum  die  emsthafte 
Durchführung  der  Massregel  vorausgesetzt  —  jedem  Arbeit- 
geber die  Legitimation  sehr  bald  von  grösster  Bedeutung  sein ; 
er  würde  ohne  sie  keine  Arbeiter  mehr  beschäftigen.  So  ver- 
loekiMid  die  Aussicht  aber  an  und  für  siel»  je<lem  Freunde 
ehrlicher  Arbeit  erscheinen  müsse,  durch  diese  Massn^gel  die 
guten  von  den  schlechten  Elementen  erkennbar  zu  sondern, 
so  bestehe  auch  hier  das  erheblichste  Bedenken,  ob  die  Er- 
teilung oder  Versagung  der  Legitimation  immer  identisch  sein 
möchte  mit  permanenter  Arbeitsscheu  oder  untadelhafter  Ar- 
beitslust, wenn  die  (iriinde  zur  Erteilung  und  Versagung  von 
.so  vielen  zutUlligen  Alomenten  abhUni,ng  seien.  A\'er  stellte 
deim  die  L'gitimationcn  ausV  Die  Ileimatbehör<le.  Man  er- 
wäge, welch  ein  Anreiz  für  die  kleinen  Gemeinwesen  besteht, 
durch  Erteilung  eines  Legitimationspapieres  sich  die  unwill- 
kommenen Genossen  wieder  vom  Halse  zu  schalten^).  Und  in 


Dies  wird  unter  anderem  in  der  würtemb.  Erhebung  Uber  die 
Unteratütssmig  arbsitBloB  umheiidehender  Personen  in  dm  Wflrwmb.  Jsfarb. 

f.  St.  u.  L.  1879  S.  21"  <T  hervorgehoben.  Von  35  Oberämtoni  (also 
mehr  als  der  Hälfte  aller  Ül>erämtcr)  wurde  ernstliche  Klage  ecfUhrt  über 
das  leichtfertige  Erneoern  von  Legitimationspapteren  durch  die  Orts- 
behörden.  —  In  Baiem  ist  aus  diesem  Grunde  durch  eine  Entschliessung 
de«  MiniBteriumB  vom  19.  Dezember  16B2  beaondex«  Aufmorksamkeit  b« 
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grossen  Gemeinden  mit  guter,  aber  rein  sachlicher  Polisei- 
yerwaltung,  wie  sollen  da  die  Voraussetzungen  fUr  Gewäh- 
rung   und  Versa^ng   anders   als  aus  Strafakten  geprüft 

werden?  Uiul  wdch  <^in  Kntoriuni  diese  Strafakten  bieten, 
das  wisse  mau  aus  vicltaltiger  Erialininof.  So  drän*^e  sich 
die  ernste  Fra«<e  auf,  ob  die  BescliränkunLC  der  wirklich  ver- 
kouuuenen  Individuen,  denen  man  dadurch  doch  nicht  aus- 
reichend beikommen  IcOnne,  nicht  zu  teuer  bezahlt  sei  mit 
der  Gefahr,  den  ehrlichen  Arbeiter  in  seinem  Fortkommen 
durch  Behördenwillkür  aufs  erheblichste  EU  becintriichtigen. 

Endlich  wird  noch  darauf  hingewiesen,  dass  Le^^ntiiuatious- 
pa])i<M'o,    W.iudt'r-    und   Arbeitsbücher   {^ewerbsmässi}^  schon 

Ietzt  viclt'acli  ;^'<'t';il.s(  ht  werden  und  die  Fiilsclumgen  durch  den 
jCgitin)ations/\vau|4  geradezu  gross<^t'zo<^en  werden  würden. 

T.  Die  vorstellenden  Gesichtspunkte  sind  namentlich  in  den 
erwähnten  Verhandlun.ren  des  D.  V.  von  Wehr,  v.  Saucken- 
Tarputschen  a.  a.  0.  S.  175  flf.,  Seyffardt  S.  197  ff.,  Kö- 
etel  8.  200  ff.,  Ladwig-Wolf  8.  22&  henrorsehoben.  Conrad 
8. 190  mefate,  dsss  man  mit  diesem  sweifeUosen  RAckschritt  aaf  4isr 
Bahn  der  Freizügigkeit  sehr  vorsichtig  sein  müsse ;  man  dOrfe  jeden- 
falls kein  Urteil  über  das  Verhalten  des  Arbeiters,  sondern  nnr  That- 
sachen  in  die  Wanderbi\cher  aufnehmen,  wie  die:  wo  und  wann  und 
wie  lant^e  Jeinan  1  gearbeitet  hat.  —  Febneens  ist  das  Material 
hier  nicht  zu  erscinipten.  Es  ist  nanientlich  noch  auf  die  f()lL!:.'nden 
Paragraphen  und  den  Abschnitt  Uber  Zwangsmassregeln  gegen  Arme, 
Uten  §  197  ff.,  m  Terweiseo.  —  Wer  sich  Iber  die  eigentüniUehe 
Katar  des  Tagabondenwesens  unterrichten  will,  findet  eine  sehr  aar 
schaalielie,  aus  dem  Leben  geschöpfte  Schilderang  desselben  in  der 
lesenswerten  Schrift  von  D.  Hoc  ho  11  (nicht  identisch  mit  dem 
Verfasser  des  Systems):  Dunkle  Bilder  aus  dem  Wanderleben, 
Au*"zcichnan??en  eines  Hindwerkers,  Bremen  1^8.'».  Ii.  meint  S.  184, 
dass  die  Verhaltnisse,  welche  Vairabondcn  hervorbringen,  wohl  nie 
ganz  aufhören  werden  and  Besserung  nur  in  den  positiven  Massregeln 
zar  Rettaag,  in  der  negativen  des  Aafliörens  planlosen  Almoita-' 
gebens  gefonden  werden  kOnne.  Glegen  anTerbesserliche  Stromer 
seien  strenge  Strafen  nötig.  Aach  bei  Mohl ,  P.-W.  Bd.  3  S.  190  ff. 
findet  man  diesbezügliche  sehr  wertvolle  Nachweisangen,  namentlich 
über  da^  altere  rra  iner-  und  Bettelwesen. 

Sclir  bemerken»;wert  erscheinen  mir  die  Mitteilungen  über  diese 
Verhältnisse  in  U  u  s  s  1  a  n  d ,  weil  sie  in  Anbetracht  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  dortigen  und  der  deutschen  Zustände  besser  als 
alles  andere  beweisen,  dass  gleiche  Ursachen  ttberall  gleiche  Wir* 
Icongen  haben.  In  dem  Berichte  einer  1877  vom  Minist  d.  Innern 
ernannten  Kommission,  welche  znr  Untersnchong  and  ErSrteniiig 

Aa88t6UuQ<;  der  Legitimationspapiere  empfohlen;  den  Ortspilizeibeh-.riion 
ist  eine  Zuständigkeit  zur  Ausstellung  von  licisepapiereu  nicht  ein* 
gerifomt,  welche  vielmehr  den  DistriktsbehUrden  obli^. 

22* 
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speziell  der  Bettlerfrage  niedergesetzt  worden,  wird  bemerkt  ,  dass 
alle  vou  der  Verwaltang  ergrifienen  Repressivmassregeln ,  wie  das 
Yerbot  den  Bettlern  Pttsse  in  die  Haaptstftdte  tusufertigen ,  das 
Eioeperren  ins  Gefingnies  und  Rflcksenden  per  Schob  in  die  Heimat, 
sich  machtlos  erwiesen  hätten.  Insbesondere  wird  mit  Bezog  auf 
die  letztgenannte  Massregel  hervorgehoben,  dass  die  Bettler  in  ihrem 
ITpiniatnrt  nngelangt  dort  meist  keine  Hülfe  fänden  und  ihre  7u- 
tlucht  wieder  zum  Iktteln  iiiihmen.  —  Ypl.  v.  BuxhoYden^  Die 
Annenpflege  Thisslaiuls,  in  Selimollers  .lahrb.  1886  H.  3  S.  112  ff. 

II.  ^Vas  die  Fälschung  vou  Legitimationspapiereu  betriflt,  so 
sind  anch  schon  gegenwärtig  die  Klagen  hierttber  gans  allgemeiu. 
—  Bei  der  schon  erwftbnten  -wUrtemb.  Erhebung  von  1878  wurde 
anch  Yon  der  Mehrzahl  der  Oberämter  mitgeteilt,  dass  die  Zahl  der 
gar  nicht,  oder  mit  angenügenden  oder  gefälschten  Papieren 
versehenen  unterstützten  l'ersonon  überwiege.  —  Sehr  beachtens- 
werte, der  Praxis  entstammende  Wahrnehmungen  sind  bei  Koch  oll 
a.  a.  0,  mitgeteilt,  namentlich  über  Art  und  Umfang  der  mannig- 
fachen Manipulationen  behufs  Ausführung  der  Fälschung.  R.  hält 
mindestens  vier  Fünftel  aller  Legitimationspapiere  fttr  falsch.  Vgl.  be- 
sonders das  Kap.  I  S.  6t  ff.:  f,I>er  Kunde  und  seine  Fl  ebbe." 
Flebbe  bedeutet  in  der  Yagabondens])rache  nLegitimationspapier^. 

Das  R.-Str.-G.-B.  bedroht  derartige  Fälschungen,  welche  vor- 
genommen sind,  ..um  Behörden  oder  Privatperj^onen  zum  Zweck 
seines  besseren  Fortkommens  oder  des  besseren  Fortkommens  eines 
andern  zu  täuschen",  mit  Haft  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  15ö  Mark: 
§  363.  Elvers  hat  wohl  Recht,  wenn  er  diese  Straf bestimmung 
dem  wirklichen  Vagabonden  gegenüber  für  sehr  geringfügig  hält; 
vgl.  S.  119.  Er  ist  der  Meinung,  dass  solche  Fälle  durchaus  der 
Urkundenfälsclmng  gleichstünden,  und  schlägt  seinerseits  Zuchthaus- 
strafe bis  zu  3  Jahren,  im  Falle  mildernder  Umstände  Gefängniss- 
strafe vor.  —  Vebrigens  möchte  die  Gefalir  der  Fälschung  bei  all- 
gemeiner Einführung  der  Wanderbücher  und  ähnlichii  Le;;itimationen 
doch  wohl  durch  Herstellung  gleichniässiger ,  gut  erkennbar  ge- 
machter Formulare  vermindert  werden  können.  Dies  meint  auch 
Elvers  S.  120,  auch  Hohl  a.  a.  0.  S.  209  Anm.  22. 

§  119. 

Um  eine  schärfere  Verfolgung  und  härtere  Bestrafting 
der  Bettler  und  Vagabunden  zu  ermöglichen,  wird  noch  die 
Zentralisation  der  auf  sie  bcziigliehon  Pcrsonalnachrichten  an 
einem  Orte  empfohlen.  Namentlich  wird  Ijotont,  dass  die 
Mehrz.ilil  zu  ^anz  geringfllfrifrf'n  Strafen  ans  §  361,  1  Str.-G.-B. 
verurteilt  wiinlo,  weil  man  iliro  Vorstrafen  nicht  könne,  über 
ihre  Persönlirlikeit  nichts  Genaues  wisse.  Wäre  dafjejLrcn  ein 
Ort  vorhanden,  au  wekLem  alle  Xaehricliten  zusammentlös.sen, 
so^  werde  allen  Behörden  die  Möglichkeit  geboten,  sich  liin- 
reichend  zu  informiren^  abgesehen  davon,  dass  bei  dem  engen 
Zusanimenhange  des  Bettler-  und  Vagabundenwesens  mit  krimt* 
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nellen  Zuvriderliaiidliiiigen  auch  die  Entdeckung  schwererer 
Strafthaten  sehr  viel  eneichtert  werden  würde.  Ziller  hält 
den  Heimatort  für  am  besten  geeignet,  um  als  Mittelpunkt 
zu  dienen  —  a.  a.  O.  — ,  während  C  h  u  c  h  u  P )  wohl  mit  K  'cht 
ausfuhrt,  dass  zu  oinor  dorartii^'on  Zentralisation  nur  ein  Ort 
g<'i>i<;n(>t  soi.  dosson  Morkmid«'  «'rfindi'rlicli  sim'cii;  di(^«<  sei 
unter  allen  UnistiindtMi  dfr  (i  e  h  u  r  t so  r  t.  Doch  scImmih^  «s 
uazwcckmässig ,  jede  einzelne  Ortapolizeibcliürdc  mit  der  Ke- 
gisterfllhrttng  za  beauftragen,  sowohl  um  die  Nachrichten  nicht 
zu  sehr  zu  zersplittern  als  auch  wegen  Unzuverlässigkeit  des 
Personals.  Dagegen  (Mnj>f('hl«>  sich,  di»*  Sta  itsanwaltachaft  bei 
domjrMii^r^Mi  Landgericht,  in  dessen  Bezirk  der  Geburtsort  der 
V)etrotl"(Mid<*n  Person  bele^fu .  als  allf^omeine  Straf'kontrolbf- 
hörde  hinzustejhni.  Es  wurden  hierher  also  Naelirichten  über 
alle  Bestratiin^en ,  namentlich  auch  über  diejenigtMi  wej^eu 
Uebertretungen  aus  361  und  3(32  zu  richten  sein-).  —  Con- 
rad wirft  im  Anschluss  an  die  Besprechung  derartiger  Vorschlüge 
zur  Kontrole  der  Vagabunden  die  Frage  auf,  ob  sich  nicht 
ein.  in  Berlin  zu  führendes  alphabetisches  Generalbuch  noch 
mehr  empfehlen  würde,  in  welches  alle  Personen,  die  wegen 
Verbrechen  und  Veri^elicn  ])estraft  wordcMi ,  mit  den  Va^ra- 
bunden  zusammen  vcrztMciinet  wurden,  ohne  (biss  dii-  Kosten 
erheblich  über  die  Ersparnisse  des  gegenwärtigen  Hin-  und 
Uerschreibjns  zur  Feststellung  des  Thatbestaudes  hinausgehen 
•  würden*). 

Jedenfalls  konnte,  wenn  man  praktisch  der  Sache  näher 
treten  wollte,  nur  von  Registern  bei  einer  grosseren  Behörde 
(Landratsamt,  Regierung,  Staatsanwaltschaft  u.  s.  w.)  die  Rede 
sein,  weil  nur  diese  zu  zuverl{ls:>ig«T  P^iihrung  im  Stande  wlire; 
auch  würde  abgesehen  hiervon  die  Zersnlitterung  in  der  That 
eine  so  grosse  sein,  wenn  num  den  einzelnen  Ileimatgemeinde.n 
die  Fuhrung  auferlegte,  dass  sie  den  ganzen  Zweck  vereitelte. 
Umgekehrt  dürfte  oie  Idee  einer  Zentralisation  im  grossen 
Stile  praktisch  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stosscn; 
das  Material  würde  bis  zur  Unübers)>!d)arkeit  anschwellen,  die 
hierauf  bezi'iglielu.'  7^hätigk<ät  einschliesslich  der  Korrespondenz 
behufs  Auskuut'tserteiiuag  ein  ausserordentlich  grosses  Beamten- 

1)  Zam  Kampf  gegen  Ltodstreieher  und  Bettler,  Kassel  1881. 

3)  ist  hierzu  zu  bemerken,  dass  die  Einrichtung  von  Strafregistem 
bei  den  Staatsanwaltschaften  durch  Beachluss  «los  Bundesrats  vom  U».  Juni 
1H82  —  vgl.  Zentralblatt  f.  d.  D.  R.  —  für  das  Gebiet  des  ganzen  Heicha 
mit  der  Maasgabe  angeordnet  ist,  daas  alle  Strafarteile,  welche  wegen  Ver" 
brechen  odor  Vori^ohon  erp^angoii  sin^l.  iler  Staatsanwaltschaft  desjenigen 
Landgerichts  mitgeteilt  werden,  in  deät^iu  Bezirk  der  Geburtsort  der 
betr.  Person  belegen  ist  ist  der  Oebarteort  nieht  sa  ernütteln  oder  snseer- 
halb  Deutschlands  gelegen,  so  sind  die  Mitteilunfren  an  das  Reichs- 
juatizamt  zu  richten;  vgl.  Uber  das  Detail  und  die  vorgeschriebenen 
Formnlare  a.  a.  O.,  sowie  die  Aatt'Yvt  des  preuas.  Jostismin.  vom 
12.  Juli  1SS2,  J.-M.-BL  1882  S.  dOOffl 

«)  S.  41. 
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p(  rsonal  und  ausserordentlich  grossen  Kostenaufwand  er- 
fordern. 

Um  ein  uiigelähres  Bild  von  dem  niutniasslielien  Umfange  der- 
artiger Aufzeichnungen  zu  geben ,  sei  auf  die  neueste  Veröffent- 
lichung in  der  Stat.  d.  D.  Keichs,  N.  F.  Bd.  18:  Kriminal- 
statiätik  f.  d.  J.  1884,  verwiesen.  Es  sind  ihr  zufolge  im  Jahre  1884 
TOD  deotscben  Gerichten  tnf  TmrteÜmig  lautende  Entscheidungen 
gefüllt:  flberhanpt  420637  mit  Bezog  anf  840181  Angeklagte;  von 
einem  Verurtdlten  war  die  That  begangen  in  381440,  von  mehreren 
in  39  197  Fällen.  —  Ueber  die  Zahl  der  Bestrafungen  wegen  Flcttclns, 
Landstreichens  u.  s.  w.  fij  :un,  4.  '>.  7.  R)  entnehme  ich  den 
von  der  Prov.- Verwaltung  Hannover  gesammelt eii  Slati>t.  Nach- 
richten über  das  Bettel-  und  Vagabondenwesen  in  der  preussischen 
Monarchie  und  den  Nachbarstaaten  der  Provinz  Hannover  1874 
his  1888  folgende  Angaben.  Es  worden  Temrteilt  wegen  der  ge- 
nannten Ueh^tretongen : 

1877        1878        1879        1880  1881 
fl)  in  Preoisen  .   88418   108298   126742   180511  147854 

h)  in  den  Nach- 
barstaaten der 
Provinz  Han- 
nover  ...       —       29743      35494     84196  41612 

Nicht  nachgewiesen  sind  die  Bestrafungen  in  den  süddeutschen 
Staaten;  aber  auch  ohne  diese  handelt  es  sich  um  150 — 200 UOO 
Bestrafungen,  wobei  die  zum  Teil  sehr  milde  Handhabung  der  Ge- 
setze auf  der  einen,  die  notorische  Unfassbarkeit  vieler  Vagabunden 
auf  der  andern  Seite  za  berficksichtigen  ist. 

Hierin  dttrfte  noch  eine  weitere  aosserordentlich  grosse  Schwierig» 
keit  far  die  RegisterfQhmng  aaeh  bei  den  Staatsanwiltachiften  liegtti. 
Der  in  dieser  Klasse  sehr  Qbliche  Oebrtndi  vott  Spitznamen,  welche 
den  Familiennamen  oft  ganz  vergessen  machen .  die  geflissentlicbe 
Verlieimlichunu'  des  letzteren,  zuchtloses  Aufwachsen  ohne  Kenntniss 
der  Eltern  und  des  Geburtsortes  u.  s.  w..  das  sind  Momente,  welche 
eine  Personalkontrole  überaus  erschweren,  so  wünschenswert  die- 
selbe an  nnd  Iftr  sich  sein  mag. — Vgl.  noch  aber  die  schon  im  vorigen 
Jahrhondert  ttbUche  Führung  von  Gaonerliiten  bei  Hohl  S.  218. 

§  120« 

Kehrt  man  nunmehr  nach  Aussdieidung  der  in  den  vor- 
Btehenden  l^ara^niphen  betrachteten  Kategorie  der  Vagabunden 
211  den  ,,Notleidenden*  im  aligemetnen  surttck,  um  za  erwngen, 
wie  weit  Ueziiglieh  ihrer  eine  engere  Verbindung  mit  der  Heimat 
hergestellt  werden  soll,  so  ergiebt  sieh  das  Eine  sofi.rt  zur 
Fividon/,  dass  von  allen  hier  in  Betracht  fallend<'n  Individuen 
es  vor  allem  eine  Klasse  von  Personen  ist,  anf  Nvolehc  die 
Heimut  die  gewünschte' Wirkung  ausüben  müsste:  diejenigen 
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iiäuilicii,  welche,  ohne  arbeitsscheu  zu  bciii,  tUuch  tlic  Aus- 
sicht auf  Erwerb  von  der  heimadichen  Scholle  fortgelockt  auf 
fremdem  Boden  nnterstUtzungsbedilrftig  werden,  wenn  sie  den 
erhofften  Erwerb  nicht  finden.  Nur  bezüglich  ihrer  bedürfte 
es  einer  Einschränkung  der  Freizügigkeit,  weil  bei  allen 
übrif]^en,  deren  Unterstützung  aus  anderen  Gründen  als  „wef^en 
<  incr  nur  vorüberziehenden  Ilülfsbedüritigkeit''  notwendig  wird, 
die  liiickverw  eisung  an  den  Ort  ihres  Unterstützungswohn- 
bivies  —  an  dessen  Stelle  die  Ueimat  zu  treten  haben  würde  — 
ohnehin  zulässig  ist. 

Die  eine  Möj^lichkcit  der  sittlichen  Einwirkung  besteht 
nun  darin,  dass  die  arbeitsfähigen  Personen  am  Fortziehen 
nnd  Aufsuchen  von  Erwerbsgelegonheit  durch  die  Heimat- 
bohörde  gehindert  w  erden;  sie  ist  in  Ansehung  der  Vagabunden 
im  vorhei^eiienden  Paragraphen  betrachtet  worden;  bezttglich 
anderer,  unliestlK iltener  Personen  wird  sie  ge^renwUrtig  von 
keiner  Seite  ernstliaft  in  Betracht  gezogen.  Zur  KrwJignng 
bleibt  also  mir  die  andere  Möglichkeit,  durch  Zurück  Ver- 
weisung des  Fortgezogenen  in  seine  Heimat  auf 
denselben  sitdich  einzuwirken.  Hierin  wttrde  denn  in  der 
That  —  abgesehen  von  der  Behandlung  der  Vagabunden  — 
die  wesendichsto  Bedeutung  des  IIeiniati)rinzii)s  zu  suchen 
sein;  es  kommt  nur  darauf  an,  die  Merkmale  festzustellen, 
durch  welche  erkennbar  p^oniacht  wird  ,  dass  eine  Person  zu 
der  hier  gemeinten  Kateg(trie  gehört.  Hier  gebt-n  nun  die 
Vcrtnjter  des  lleimaturinzips  als  all^^'meinst«'S  Merkmal  an, 
dass  Jemand  ausserhalb  seiner  Heimat  „ notleidend "  geworden 
ist,  und  das  „Notleiden"  wiederum  wird  auf  das  Merkmal  des 
Empfanges  von  Armenuntersttttzung  ftlr  sich  oder  seine  An- 
gehörigen Yerstellt 

Was  ist  aber  Armenuntersttttzung?  Gewtthrung 
von  HOlfe  ans  Öffentlichen  oder  nrivatim  Mitteln?  Kon- 
sequent muss  man  antworten:  Beides.    Denn  der  Zufall, 

ob  ein  Kotleidender  von  einer  Privatperson,  von  der  kirch- 
lichen Gemeinde,  von  einem  Verein,  aus  einer  Stiftung  oder 
aus  der  (lemeindekasse  unterstützt  wird,  kai\n  doch  nicht 
wohl  darüber  entscheiden,  ob  Jemand  in  einen  Zustand  ge- 
langt ist,  der  seine  Unfähigkeit,  sich  durch  eigenen  Erwerb 
vor  Kot  sicher  zu  steUen,  erweisen  soll.  Ja,  man  wird  nicht 
einmal  den  Umstand  entscheiden  lassen  dürfen,  ob  eine  Unter- 

■  Stützung  wirklich  empfangen  oder  ob  sie  nur  nachgesucht 
und  ihre  Gewährung  abgelehnt  oder  ob  endlich  nachträglich 

'  auf  dieselbe  von  Seiten  der  Beel iirt't igen  verzichtet  worden  ist; 
wo  es  sieii  um  sittliche  Hebung  des  Annen  handelt,  ist  er 
selbst  nicht  mehr  im  Stande,  ein  Urteil  Uber  seineu  Zustand 
und  die  Zweckmässigkeit  oder  Notwendigkeit  einer  Armen- 
hülfe  abzugeben. 
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Das  bair.  Gesetz  rechnet  aacli  das  „NicUtuacbsucheii  von  Unter- 
BtatzoDg"  tu  den  Yotanssetzniigen  des  Heimaterwerbs.  Die  Reicht- 
gesetzgebiing  schliesst  aiudrttcklich  die  ZarOckverweiBniig  wegen 

blosser  Befürchtung  der  Verarmong  aus  und  lässt  die  Venagong 

der  Fortsetzung  des  einmal  begonnenen  Aufenthalts  nur  zu,  wenn 
vor  vollendetem  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes  sich  die  Not- 
wendigkeit einer  öffentlichen  Unterstützung  oftenbart  4  und  5  des 
Freizügigkeitsgesetzes),  Die  Frage  ist  übrigens  neuerdings  mehr- 
fach erörtert,  ob  nicht  die  Ausweisung  schon  im  Falle  eines  objek- 
tiven Notstandes  ganz  unabhängig  von  Nachsachen  and  Empfang 
einer  Untentfitsong  znlftssig  sein  soll.  In  diesem  Sinne  hat  der 
pommersche  Stfidtetag  vom  7.  Oktober  1870  eine  Resolution  gefasst, 
„dass  1  des  Freizügijikeitsgeset/.es  dahin  deklarirt  werde,  dass  es 
zur  Bifziündung  der  Ab-  resp.  Ausweisung  gleichi/ültig  sei.  ob  der 
Anzieheulli'  rntirstützung  bezieht  oder  nichf.  Der  tiegenbeweis 
füi-  den  „Mchtbesitz  der  erlurdei  liehen  Kräfte  könne  nicht  durch 
einfachen  Yendclit  des  Unterstützang  Suchenden  erbracht  werden". 
Das  seien  objekÜTe  Momente. 

Weiter  w  ird  man  fragen  müssen  :  wie  <;n»ss  und  wie  be- 
schafien  muss  die  ünterstützuug  sein,  um  die  in  Rede  stehenden 
Folgen  zu  haben.  Soll  bereits  Gewährung  von  Schuiunter- 
riclit  für  die  Kinder,  Verabfolgung  von  Brennmaterial ,  ein- 
maligo  Krankeii])fl -ir«'.  <)<ler  erst  eine,  wenn  auch  nicht 
dauernde,  aber  doch  erhebliche  und  einen  gewissen  Betrag 
übersteif^onde  Uiitersttitziuvir  difsc  Folgen  haben?  Und  an 
die>«in  Punkt*'  l)ei;iimen  denn  nun  wieder  jene  Schwierigkeiten, 
zu  ilcren  erneuttT  Enirterunir  j«^<le  Armen-  und  WirtsehatU- 
geset/gebung  immer  und  immer  wieder  genötigt  war  — 
Schwierigkeiten,  die  fUr  das  Reich  tchUesauch  zur  strengen 
Scheidui^  zwischen  dem  Zustande  dauernder  und  vor- 
Ii  b  ergehen  der  Bedürftigkeit  geführt  haben,  wobei  das 
Schwergewicht  nicht  auf  das  ttusserliche  Moment  einer  mehr 
od<'r  weniger  von  Zutallen  abhitngigon  Hülfoleistiuiir.  sonfb'rn 
auf  die  Mass  und  Art  der  Unterstützung  bedingenden  ürsacliea 
der  Bednrfti^'^keit  j^eb'^i^t  worden  ist. 

Warum  aber  —  so  winl  von  den  ^^'rt«Mdi^ern  des  Ib'imat- 
reehts  gefragt  —  wird  denn  diese  Unterscheidung  gemaclit, 
warum  soll  dem  Heimatberechtigten  die  Möglichkeit,  einen 
sittlichen  Halt  in  der  Heimat  wiederzugewinnen,  nicht  mög- 
lichst bald  zu  Teil  werden,  warum  soll  er  erst  sänzlich  verannen 
müssen?  Auf  diese  Frage  wird  nun  von  der  anderen  Seite 
vor  allem  mit  dem  Hinweis  auf  die  Tliatsachen  p^eantw'ortet, 
welche  in  Wahrheit  die  Ursache  ;^('wesen  seien,  die  B«'- 
seliränkuni^en  tb'r  Freizüui^keit  immi-r  und  immer  wieder 
zu  erörtern.  Wenn  man  uälier  auf  alle  jene  unzähligtm  Er- 
örterungen eingehe,  um  zu  erfiihren,  welchen  Gewinn  für  die 
sittlicne  Hebung  der  Armen  man  sich  von  der  erleichterten 
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Ausweisung  bc<lürt'ti^'«T  Porsonon  —  also  bereits  wegen  Nicht- 
zahlung von  Öt'hulgcUl,  öffentlichen  Abgaben  u.  s.  w.  —  ver- 
sprochen habe,  so  suche  man  allerdings  vergeblich  nach  einiger 
Aufklärung  hierüber;  man  nehme  wanr,  dass  hiervon  überhaupt 
nic'lit  die  Rede  sei  und  d.ias  die  eifrigsten  Vertreter  einer  mOg- 
liehst  erleichterten  Zurückverweisung  von  fast  nichts  anderem 
ge8})rochen  hätten,  als  von  dom  Tntorcssc  der  Aufentlialts- 
gennunde,  nicht  von  verarmten  oder  der  Verarmung  nalKMi 
Elementen  heimgesucht  zu  wei*den  —  oder  wenn  heimgesucht, 
sich  ihrer  baldmöglichst  entledigen  zu  können.  Der  Menschen 
aber,  welche  ausgewiesen  werden  sollen,  und  ihres  Verbleibens 
sei  nie  oder  nur  ganz  beilllufig  gedacht  worden. 

Vgl.  hierüber  vor  allem  die  Ausführungen  von  Flottwell, 
namentlich  1  S.  41  ff.  —  Bei  der  Verhaudlung  über  die  i)reuss. 
Novelle  Yom  Mai  1855  im  preuss.  Herrenhaose  kämpfte  Gral  Arnim- 
Boitsenborg  gegen  die  Begiernngsvorlage  an,  welche  bereits  „die 
Notwendigkeit  einer  Offentlichea  Unterstatzong^  als  Grand  der  Rflck- 
Terwelsong  zulassen  wollte,  und  stellte  seinerseits  den  später  durch 
alle  Stadien  der  Gesetzgebung  beibehaltenen  Antrag,  die  Uück- 
verwcisung  nur  dann  für  zulässig  zu  erklären,  wenn  sich  vor 
Ablauf  eines  Jahres  erjiieht.  „dass  der  Xeuaiizichende  in  einem 
solchen  Zustande  der  Verarmung  sich  befindet,  welcher  die  öffent- 
liche Unterstützung  desselben  notwendig  macht*^.  Er  bemerkte 
hiersn  unter  anderem:  „Ich  möchte  aber  doch  darauf  aafmerksam 
machen,  daas  in  den  Vortrigeo,  die  wur  bisher  gehört  habea,  sehr 
viel  (Iber  das  Interesse  der  Armenverbände,  sehr  viel  aber  die  Un- 
billii,'keit.  die  man  dieser  oder  jener  Gemeinde  ansinnt,  gesagt 
worden;  aber  ich  habe  vergeblich  gehorcht,  ob  ich  nicht  aurh  ein 
Wort  darüber  hörte:  was  wird  nach  diesem  Artikel  aus  »ien  Armen, 
wie  befinden  sich  denn  die  Menschen  dabei?  und  es  erscheint  mir 
doch,  dass  dies  aneh  dner,  und  nach  meiner  Meinung  der  wesent- 
lichste Pmikt  bei  jeder  Armenpflege  ist"  (Stenogr.  Bericht  der 
I.  Kammer  Aber  die  Sitsong  Tom  20.  Februar  1855.)  —  Flottwell 
teilt  in  diesem  Zusammenhange  noch  einen  Beschlass  des  schlesischen 
Stadtetages  von  18(3:{  mit,  der  dahin  lautete,  dass  der  Zustand  der 
Verarmung,  welcher  zur  Ziinlckweisung  berechtige ,  als  vorhanden 
angenommen  werden  müsse,  „wenn  die  Notwendigkeit  einer  otTent- 
lichen  Unterstützung,  z.  B.  Gewährung  von  Freischule,  auch  nur  in 
einem  einselnea  Falle  henrorgetreten  Ist".  Hierzu  bemerkt  Flott- 
well (a.  a.  0.  8.  49):  „Kor  eins  will  der  Verfasser  hier  konstatireo. 
Fflr  ihn  war  bisher,  wie  er  wiederholt  offen  bekennt,  der  Ausdruck 
Heimatrecht  ein  juristisches  und  logisches  Rätsel  und  erst  als  ihm  der 
Wortlaut  jener  menschenfreundlichen  Resolution  in  authentischer  Form 
vorlag,  da  stand  es  klar  und  verständlich  geschrieben:  das  Heimat- 
recht des  deutschen  Arbeiters  ist  das  Hinauswer- 
fungsrecht  in  den  Händen  seiner  Bürgermeister." 

Wie  sehr  man  lediglich  diesen  Standpirnkt  des  Gemeinde* 
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Interesses  im  Auge  hat,  bewiesen  anter  anderem  auch  die  Verband- 
lageii  ftbflr  das  preoM.  AwÜbrongsgesets  von  1871.  So  wir  m 
iMlspielBweise  ein  feftitehe&der  OrmdsatE  der  preosi.  Yenraltiiiig, 

das  Niederlassnngsgesetz  von  1842  dahin  auszulegen,  data  dar 
Nachweis  stattgefundener  Insolvenz  eines  Neoanziebenden  zur  Ent- 
richtung öflfentlirher  Abgaben  oder  der  Kosten  des  Elementar- Schul- 
unteriichts  seiner  Kinder  allein  noch  niclit  zur  Zurückweisung  eines 
Nenanziehenden  hinreichend  sei.  Gleichwohl  hielt  die  Regierung 
es  nicht  für  übertlü&sig,  in  ihrem  Entwurf  zum  Austührungsgesetz 
ein  Alioea  S  des  §  1  anfisonelimeii ,  in  welchem  dieser  Grondsats 
anaMcklicli  amgeBprochen  wurde.  Dasselbe  ging  In  das  Geeets 
nicht  Ober,  nachdem  ein  sehr  lebhafter,  in  beiden  Hftnsem  des 
Landtags  und  in  allen  Lesungen  wieder  aufgenommener  Kampf  um 
dasselbe  stattgefunden:  erst  als  der  Ministor  erklärt  hatte,  dass 
dieser  Grundsatz,  der  sich  nacii  Lage  der  (nsetzgebung  von  selbst 
verstünde,  nach  wie  vor  befolgt  werden  solle,  wurde  von  Seiten 
des  Abgeordnetenhauses  auf  das  Alinea  3  verzichtet.  —  Vgl.  das 
Material  bei  Arnold  S.  48^51;  auch  stenogr.  Ber.  der  Sitiongen 
des  Abgeordnetenhauses  S.  778. 

Der  Vollständigkeit  halber  ist  hier  noch  des  Vorschlags  der 
D.  Gem.-Z.  zu  gedenken,  mit  welchem  sie  ihr  oben  dargelegtes 
(§  Itj)  System  des  Hülfskassenwesens  statt  Armenpflege  zu  ergänzen 
•  sucht ' ).  Sie  will ,  dass  den  Gemeinden  zur  Sicherung  der  Hülfs- 
kassen  gegen  zu  starke  Belastung,  sowie  zur  Belebung  des  Heimat- 
geffthls  die  folgenden  Rechte  eingeräumt  werden: 

Art  10.  Hat  der  betreifende  Ortsfremde  nicht  selbst,  oder 
haben  nicht  die  fbr  ihn  event.  Yerpflichteten  diese  BeitrSge  an 
seine  Httlftkasse  geleistet,  so  ist  er  solche,  bei  Vermddnng  der 
Ausweisung,  sofort  an  die  fremde  Aufenthaltsgenieinde  zu  zahlen 
verpflichtet,  welche  dieselben  stets  bis  Ablauf  des  Kalenderjahres 
an  die  bexügliche  Unterstützungswohnsitz-  oder  Geburtsheimat s- 
gemeinde  frei  abzuführen  hat. 

Art.  13.  Jede  Gremeinde  oder  jeder  Örtliche  Armenverband 
sind  die  ZurOckweisnng  aller  derjenigen  von  ihnen  abwesenden 
hfllfskassenpflichtigen  Angehörigen  in  ihren  Bezirk  von  der  jeweiligen 
Aufenthaltsgemeinde  derselben  zu  fordern  berechtigt,  welche  ent- 
weder selbst,  oder  für  welche  Privatverpflichtete  nicht  pünktlich  die 
fälligen  Kassenbeitrilge  geleistet  haben  (Nr.  3),  oder  aber,  welche 
über  die  von  ihnen  geleisteten  Kassenbeiträge  hinaus  während  ihrer 
Abwesenheit  die  Unterstützung  ihrer  Hülfskasse  in  Anspruch  ge- 
nommen haben. 

„Dadurch  nun  aber  —  meint  die  6em.-Zeitung  — ,  dass  man  ybt- 

mittels  des  Hülfskassenwesens  die  vorsorgliche  eigene  und  per- 
sönliche Untersttttznngspflege  einführt  und  die  Genieinden  nur 
zum  Vollstrecker,  Aufseher  und  eventnellen  Haftpflichtigen  derselben 
macht,  fällt  das  BedUrfniss  der  Uebe r tragung  der  materiellen 
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Unterstütznngslast  von  der  Geburt  sgem  ein  de  anf  eine  freuide  Aufent- 
haltsgemeinde vollständig  fort,  man  wird  die  völlig  veränderte  und 
neue  formelle  UnterstQtzungslast  für  immer  bei  der  Geburtsgemeinde 
belassen  kdnnen  und  die  danernde  neue  Anfentlialtsganetode  nur 
ndt  der  teilweiien  GeBCbftftseotlastong  der  Geburtsgemctode  fttr  die 
heimische  HÜlfskassenpflicht  des  fremden  Zozflglers  zu  betrauen 
haben  ....  wobei  wir  noch  lemcrken,  dass  wir  also  formell 
den  ,.1'ntcrstütziingswohnsitz"  der  bisherigen  Gesetzgebung  bei- 
behalten, indess  ihm  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  vorgedachte 
GeschäftseutlaätuDg  der  Geburtsgemeiude  hinsichtlich  der  llülfs- 
kassenpffiditea  eiiie  materielle  BedeoUing  vorleilien.* 

Wie  sich  der  Yerfasaer,  der  das  Gesetz  über  den  Unter- 
Stfitzungswohnsitz  als  unversiegliche  Quelle  von  „Hypothesenschwalm 
und  Federfuchserei''  bezeichnet,  die  praktische  Ausfabrnng  der  von 
ihm  vorgeschlagenen  Organisation  denkt,  ist  mir  unerfindlich.  Aus- 
weisung wegen  rückständiger  Leistungen  an  die  UUlfskassen  über- 
trüft  noch  die  wegeu  Scbulgeldbeireiung. 

§  121. 

Dorfe  —  so  wird  nun  von  den  Gegnern  derartiger  Be- 
Bchrllnkimgen  weiter  ausgeftlhrt  —  schon  dieser  Umstand 

!i  i^cniiassen  misstrauisch  machen  gegen  den  Wert  einer 
Heimaty  die  regelmässig  erst  aus  Anlass  der  Ausweisungsfrage  in 
Erinnerung  gdiracht  werde,  so  sei  auch  die  Betrachtung  der  Ver- 
iülltnisse,  weklie  dun  Ausgewiesenen  erwarteten,  nicht  geeignet 
dies  Misstrauen  zu  verringern.  Es  frage  sich  also:  waa  wird 
aus  solchem  Menschen?  Hierauf  wira  nun  von  der  andern 
Seite  erwidert:  Er  hat  den  Homatort  wieder  anfieusuchen, 
muss  ndtigen&Us  dahin  aurttckgewiesen  werden.  „Dort  habe 
er  —  wenii^etens  der  Regel  nach  —  seine  Familienverbin- 
dungen ,  seine  alten  Freunde  und  Bekannten ,  dort  können 
seine  Jugenderinnerungen  wieder  aufleben  und  mit  ihnen  viel- 
leicht manches  Oute;  dort  fiiulet  er  nicht  nur  kalte  Unter- 
stützung,  sondern  um  crütcn  noch  wohlwollendes  Mitgefühl." 
Dort  habe  er  ein  Heim,  eine  Heimstfttte  in  dem  guten  alten 
Sinne  dieses  ausediliessiich  deutschen  Wortes^). 

Ohne  d«'n  sittlichen  Wert  der  Heimat  verkennen  zu  wollen, 
enljgegnen  hierauf  wieder  die  Vertreter  der  anderen  Meinung, 
dass  es  wohl  vorkommen  möge,  dass  ein  aus  der  Heimat 
Fortgezo;ieT)er  zu  ihr  zurüekkeiirend  dort  Anknüpfungen,  viel- 
leicht auch  Zuspruch  und  Hülfe  finde,  dass  dieses  aber,  wenn 
überhaupt,  nur  fUr  die  Angehörigen  eines  Standes  gelte, 
der  mit  Bewusstsein  die  btti^erlichen  Beziehungen  seiner 
Glieder  unter  einander  pflegte.  Diejenige  Klasse,  die  hier 

M  So  v.  Marschall  II  S.  13;  ganz  ähnlich  Lutbardt  S.  45, 
Waentig  S.  Ii?,  Varnbüler  u.  a. 
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haupUiic-lilicli  in  Frage  komiue,  habe  sich  einer  solchen  Heimat 
nicht  zu  getrösten.  Wer  aus  den  niederen  Ständen  die  Heinuit 
verlassen  habe,  um  ausserhalb  ihres  Besirkes  Erwerb  und 
Nahrung  ku  Hnd  ii,  wer  nur  zur  Rückkelir  genötigt  werde, 
Wi  nn  körperliche  oder  geistige  JErwerbsuntUhigkeit  ihn  nicht 
nn'hr  als  nützliches  Oliod  einer  Gemeinseliaft  «'rscheinen  Hessen, 
der  tinde  auch  in  der  lloiniat  d<*n  alten  testen  (irund  nicht 
m»'|ir,  der  sei  in  der  Heimat  nur  ein  überzähliges  Maul,  das 
auf  Gemeinkosten  getVittert  werden  müsse.  Welche  (icsin- 
nu Ilgen  solle  man  denn  von  Annenverwaltungen  in  Bezug  auf 
ihre  auswärtigen  Armen  erwarten,  die  schon  fUr  ihre  orts- 
anwesenden  höchst«Mis  das  Notdürftige,  oft  auch  dieses  nicht 
einmal  thftten?  Es  könne  angesichts  der  —  (in  den  vorher- 
gehenden Ahschnitten  erörterten  I  —  Avahren  Sachlage  keinem 
Zweifel  unterliegen,  das«  die  Neigung,  sii-li  Ix'diirftiger  Hciniat- 
genossen  zu  »entledigen,  immer  hestiinden  habe  und  dass 
andererseits  die  Neigung  zur  Wiederaufnahme  fortgezogener 
Armer  sehr  gering  sei  und  ohne  den  Zwang  der  gesetzuchen 
Heimat  gewiss  nicht  erfolgen  wttrde. 

Und  hierin  Hegt  auch  meines  Erachtens  der  springende 
Punkt.  i\Ian  lese  die  V<^rhandlungen  über  diesen  Punkt 
im  Reic-hstage  und  im  Diuitsehen  Verein,  man  betrachte 
di<'  Begründung  der  Vorsehläge  in  der  gesanunt^'n  Literatur 
und  versuche  auch  nur  eine  einzige  Aeusserung  zu  finden, 
die  darauf  hindeutete,  man  erwarte  von  dem  Bedürftigen 
selbst,  dass  er  den  innigen  Wunsch  habon  werde,  su  seiner 
^^ll  Mmstätte"  Kurlicksrakehren.  Zwang  und  wiederum  Zwang, 
Einführung  von  Mansregeln,  deren  Abschaffung  man  jus 
eine  Errungenseh  ift  der  deutschen  Einheit  nicht  froh  genug 
begriissen  zu  können  nieinte  -  das  ist  es,  worauf  die  Vor- 
schlüge abziel(Mi,  w<tv(»n  man  sich  die  y,sittliche"  Hel)ung  des 
Bedürftigen,  die  Wiederanknüpfuug  einer  „sittlichen'*,  festen 
Gemeinschaft  verspricht  Das  0efUhl,  was  zu  diesen  Vor- 
schlägen hindrängt,  soll  in  seiner  Bedeutung  gewiss  nicht 
unter>e]i.it/.t  werden.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  in  einem  Teile 
namentlich  der  süddeutschen  Bevölkerung  noch  durchaus  eine 
starke  Em|)Hndung  für  die  „Heimat"  in  ihrer  eigentümlichen 
geseliichtliclien  Bedeutung  bewahrt  wird.  Und  (iefühle  und 
Empfindungen  sind  weder  in  Zahlen  noch  in  Daten  messbar; 
einmi  gewichtigen  Faktor  bilden  sie  bei  aller  gesetzgeberischen, 
bei  al&r  Verwaltungsthätigkeit  Ohne  das  warme  Leben  der 
inneren  Empfindung  wUrde  das  öffentliche  Leben  zum  dttrren 
Formalismus  erstarren.  Aber  lässt  diese  Em|)Hndung  sich 
durch  Gebot  und  Verbot  erzeugen?  ist  wirklich  Zwang  und 
zwar  Zwang  gegenü])er  den  wichtigsten  Befugnissen  der  Per- 
sönlichkeit im  Stande,  in  den  ohnehin  durch  die  Not  des 
Lebens  von  hartem  Zwange  getroffenen  Personen  Liebe  zu 
einer  Gemeinschaft  aufzuwecken,  der  sie  und  die  ihnen  fremd 
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gu\vurdi-n?  Dieser  Tausdiiuig  sollt»'  iiiuii  sieb  dueii  iiielit 
hingeben;  ein  Verhältnis:^ ,  das  wesentlich  nur  auf  einem 
Zwangsgesetz — heüaae  es  Untersttttzungswohnaitz-  oder  Heimat- 
gesetz  —  beruht,  ist  keines,  das  den  Namen  einer  sittlichen  Ge- 
meinschaft verdiente  oder  rechtfertigte.  Gesichtspunkte  anderer 
Art,  wirtschaftliche  und  politische,  mögen  bei  derartigen  Ge- 
^ictzen  entscheidend  sein;  es  ma^^  mit  vollem  Hi'wiisstsoin  das 
Gemeinwesen  abgeschlossen  oder  dem  Zuzuire  frei  gemacht 
werden:  ein  sittliches  Verhältniss  aber  kann  immer  nur  durch 
freiwillige,  an  grösseren  Zwecken  sich  beibätigende  Hingebung 
geschaffen  werden,  so  gut,  wie  die  gesetzliche  Armenpflege  erst 
dann  eine  sittliche  Bedeutung  für  das  Verhältniss  aer  Unter- 
stützungsp  ineiiHle  ZU  dem  Bedürftigen  erlangt,  wenn  sie  von 
wirklicln  r  1  i.tniile-rzigkeit  geleitet  wird.  Ks  wird  doch  wolil  mit 
Beeilt  daraiit"  liin;4ewiesen  werden  können,  dass  di-r  sittlichen 
Wirkung  der  I leimat  auf  die  (iemiit«'r  auch  gegenwärtig  nichts 
im  Wege  steht,  dass  die  Freizügigkeit  zwar  das  N'erlasscn 
der  Heimat  gestattet,  woU  auch  befördert,  aber  nicht  gebietet, 
und  dass  der  starke  Gebrauch,  der  teilweise  Ton  ihr  gemacht 
wird,  kein  Beweis  ist  für  einen  liohen  Grad  des  Wohlbehagens, 
das  die  Fortziehenden  in  der  Heimat  empfunden  haben. 

§  122. 

Weiter  wird  nun  auch  in  diesem  Zusammenhange  auf  die 
Notwendigkeit  der  Beschäftigung  des  zurückverwiesenen  Armen 
verwiesen.  8o  wird  namentlich  für  den  Fall,  dass  ein  festeres 

Anschliessen  an  die  Heimat  durch  die  Gesetzgebung  ein  stär- 
keres Heimatbewusstsein  auf  Seiten  der  Fortziehenden  und  im 
Schosse  der  ffemeinde  in  Wahrheit  zu  erzeugen  vermöchte, 
die  Frage  gestellt,  ob  mit  diesem  Bewnsstsein ,  ja  mit  der 
wohlwollendsten  Aufnahme  genug  geschehen,  ob  damit  das 
einzige,  was  der  Arbeitsfähige  suchte,  gt?währt  sei,  das  einzige 
was  ihn  sittlich  heben  und  veredehi  kOnne,  nämlich  Arbeit? 
Wolle  man  den  Mut  haben,  jemanden,  der  wegen  vorübeig*  hen- 
den  Enverbsmangels  an  fremdem  Orte  unterstützt  werde  oder  zu 
öffentlielieii  Leistungen  zeitweilig  uni^ihig  sei,  an  einen  Ort 
zu  bring«  11,  in  welchem  er  formell  zu  Hause  sei,  alxn*  thatsiiehlidi 
die  Erwerbsverhaltiiisse  viel  schlechter  kenne,  als  an  dem 
Orte  seines  gewöhnliehen  Autenthaltes ?  Werde  der  Heimat- 
ort, der  vor  allem  wegen  Mangels  an  Arbeit  verlassen  worden, 
gerade  in  dem  Moment  Erwerbsgelegenheit  bieten,  in  welchem 
es  auch  andenvflrts  daran  fehle?  Und  wann  es  nun  an  Ar) Mit 
fehle,  und  der  Zurückverwiesene  wolle  von  neuem  sein  Heil 
an  fremd«'m  Orte  versuchen,  werde  ihn  «lie  CJemeinde  zurück- 
halten, wenn  sie  andernfalls  nur  Aussieht  habe,  ihn  in  Armen- 
fürsorge nehmen  zu  müssen,  —  werde  sich  der  Arbeitstaliige 
zurückhallen  lassen ,  um  nun  aus  einem  vorübergehend  Be- 
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dttrfligen  ein  dauernd  Bedürftiger  zu  werden?  Würde  nicht 
das  vorgeschlagene  Mittel  gegen  Verarmung  selbst  wieder 

eine  Quelle  derselben  werden? 

Üie  Beantwortung  dieser  ernsten  und  für  die  wirt- 
schaftliche L'igc  jedoö  Landes  entsclieidendcn  Fragen  t>ci 
freilicli  zum  guten  T»*.il  von  (h'r  Anschauung  über  die  uU- 
geni  Miii'U  Voraussetzungen  wirtschaftlichen  Gedeihens  ab- 
hängig und  insofern  eine  Konsequenz  der  individuellen  poU- 
tischen  und  ökonomischen  Richtung,  über  die  einmal  nicht 
gestritten  werden  könne.  Aber  schliesslich  gäbe  es  doch 
eine  aus  untrüglicher  Ertahrung  gewonnene  Erkenntniss,  die 
man  nicht  wohl  auf  dfiluktivem  W«'ge  wieilcr  besfitigon  könne. 
Wenn  in  deutschen  und  ausserdeutschiMi  Lilndcrn  in  Z'-iten, 
welclieu  die  unsere  gesammten  Produktionsverhühiiisse  mu- 
gestaltende  Dampfkraft  noch  unbekannt  war,  und  in  Zeiten, 
welche  ohne  Dampf  und  Elektrizität  nicht  mehr  denkbar  sind, 
gleichmüfisig  dieselben  Wahrnehmungen  über  die  Wirkungen 
des  Ab>e]die.s8ungkisystems  in  Bezug  auf  den  Erwerbsstand 
der  Bedürftigen  gemacht  worden  seien,  wenn  jede  Gesetz- 
gehung  nach  mannigfaclien  Scliwaukungen  und  riickläutigen 
Bewi'gungt'n  schliesslich  doch  zu  keiiiniu  and  'r.'U  Ergebniss, 
als  dem  der  Gestattung  möglichst  w.'itgehender  wirtscliaftlicher 
Freiheit  gelangte,  so  dürfe  nmn  doch  wohl  annehmen,  dass 
dies  weder  ein  Zufiül,  noch  dass  die  Wahrnehmungen,  welche 
hierzu  Veranlassung  gäben,  lediglich  subjektiver  Natur  seien. 

I.  Vgl.  Medicus  S.  :j<>3,  der  die  Gefahren  einer  hinge  bleiben- 
den Heimat  gerade  in  der  Möglichkeit  (h^r  schliesslichen  Zinück- 
verweisung  an  einen  Ort  erblickt,  ia  dem  der  Zurückgewiesene  zwar 
formeU  beimatberecfatigt  ist,  im  äbrigen  aber  am  schwersten  zn 
Arbeit  gelangt  und  einer  schlechten  Armenpflege  gegeottbersteht.  — 
Ebenso  betont  Bitzer  I  S.  117  ff.  die  äisserlicb  formale  Ver- 
bin  dang  des  Heimatberechtigten  mit  der  Heimat  gegenüber  der- 
jenigen .  welche  zwis  iien  dem  lokalen  Verbände  nnd  einem  lange 
in  demselben  wohnhaften  Indiviiluum  besteht.  —  Ganz  ähnlich 
Vahlkampf  S.  10  ff.;  Flott  well  a.  a.  0.;  Stüve  a.  a.  0. 
S.  157 :  „Während  er  (der  lie  lürftige)  in  der  ersten  (der  Aufenthalts- 
gemeinde) ein  m  rettendes  Glied  war,  ist  er  in  dieser  (der  Heimat* 
gemeiode)  eine  blosse  Lost*^ 

Schäffle,  Die  Gnmdsfttze  der  Steaerpolitik,  Tflbiagen  1880, 

bemerkt  8*  617:  „Die  Selbstverraeidung  der  Not,  die  innere 
Waiiderang  und  die  Aoswaaderang  ist  der  anderen  Wirkung,  der 
Verarmung,  jedenfalls  vorzuziehen.  Au«i Wanderungsfreiheit, 
Freizügigkeit  und  E r w c r b s f r e i h e i t  sind  daher  im  wesent- 
lichen vorzügliche  Schutzwehren  gegen  Verarmung  und  hoffiuings- 
loses  Verkommen.  Sie  sind  eigentliche  Sicherheitsventile  ge^en 
Unsnfriedenheit,  Gewähren  gegen  weiteres  Ausarten  des  Dasw^ 
kampfes  in  Verbrechen  nnd  Massenverarmung.  Keine  sozialpolitische 
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Massnahme  darf  auf  Yerneiniing  dieser  Rechte  ausgehen.  Man 
darf  mit  Gewalt  nur  ihreo  rechts^  und  sittenwidrigen  Miasbrancli 
yerhindern,  soll  aher  mit  positiven  Massregeln  den  rechten  Oebraneh 
dieser  Freiheiten  fördern." 

Einen  äusserst  frappanten  Beleg  dafür,  dass  die  Abwehr  der 
Armut  durch  Arbeit,  soweit  sie  überhaujU  möglich  ist,  am  ehesten 
noch  am  Aufenthaltsorte,  namentlich  in  stäflti^^chen  Gebieten  ge- 
schehen kann, bietet  die  bairische  Armenstatistik,  in  welcher  regelmässig 
angegeben  ist,  wie  viele  von  den  Unterstützten  arbeitsfähig  waren. 
Hier  ergiebt  sich  nun  fiir  die  Gesammtheit  der  88  unmittelbaren 
StAdte  anf  der  einen,  fftr  die  Gesammtheit  der  die  ttbrigen,  naiient> 
lieh  also  die  ländlichen  Gebiete  umfassenden  Bezirksämter  folgen- 
des Verhältniss.  Es  waren  von  je  100  Unterstützten  Torflbergebend 
nnterstfitzte  arbeitsfähige  Personen 

1871  1878  ms  1874  1875  1876  1877  1878  1879  1880 

a)  in  den  unmittel- 
baren .Städteu  .     8.4   3.4    3.5    4.8  5.2    :>.7    7.3    9.7    8.6  8.7 

b)  in  den  BeiiAB' 

ämtem ....  11.0  10.2  9.3    9.1  9.4   9.5  10.3  10.8  12.1  12.2 

Vgl.  a.  a.  0.  1882  S.  284  nnd  285.  — 

Aach  ist  beachtenswert,  dass  diejenigen  Erwerbsthätigkeiten, 

welche  ein  zeitweiliges  Arbeiten  ausserhalb  der  Wohngemeinde  be« 
dingen,  durch  Erschwernnci;  der  Frei/.üjigkeit  ganz  besonders  leiden 
un  l  die  betreifenden  Heimat u'emt'inden  mit  beschäftigungslosen  Ar- 
beitern geradezu  überschwemmt  werden  würden.  Ich  habe  hier 
insbesondere  diejenigen  Arbeiter  im  Auge^  welche  im  Sommer  auf 
answirtige  Beschäftigung  gehen.  Der  ümfang  derartiger  Thfttigkeit 
erhellt  ^igermassen  ans  der  Dilferenz  zwischen  den  ErgebnisM 
der  im  Winter  (1.  Dezember  1880)  Torgenonmienen  Yolkszählang 
und  der  im  Sommer  (5.  Jnni  1882)  vorgenommenen  Bemfszählung, 
welche  fOr  einige  Staaten  nnd  Landesteile  sehr  erheblich  war. 

S.  Tabelle  S.  352. 

Vgl.  BemfiBstatistik  in  „Statistik  des  Deutschen  Reiches*  N.  F. 
Bd.  2,  1884,  Einleitung  S.  8,  wo  aaf  diese  Verschiebongeo  ms 
Anlass  auswärtiger  Erwerbsthätigkeit  während  des  Sommers  hinge- 
wiesen ist.  Die  exorbitante  Ziffer  bezüglich  L  i  p  p  e  s,  welche  über 
11  ^'o  der  gesammten  Bevölkernng  betragt,  veranlasste  mich,  hier- 
über einige  nähere  Erkundigaugen  einzuziehen,  auf  die  mir  seitens 
eines  mit  den  Yerhiltnissen  genau  Tertnuiten  Gewerbetreibenden  in 
Detmold  die  naefastehende  AtMlnnft  anging: 

„  Als  wichtigster  Erwerbszwei^'  für  das  Fürstentum  ist  —  neben 
der  Landwirtschaft  und  dem  Handel,  die  auch  in  den  obigen  An* 
gaben  nicht  mit  l>erück.sichtigt  sind  —  das  Ziefjl  er  ge  we  rbe 
anzusehen.  Dasselbe  wird  in  der  eigentümlichen  Form  ausgeübt, 
das.s  alljilhrlich  im  Friihjalir  Tausende  von  nuinnlichen  Arbeitern 
ins  Ausland  reisen,  um  auf  den  daselbst  belegeneu  Ziegeleien  Back- 
ttihie,  Dachsiegel,  DrainrOhren  mid  sonstige  ZIegelwaaren  henostelkii 
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Dia  BerateiUnng  Tom  5.  Jiul  1882 

ergab 

mehr        |  ▼eniger 

1    1-  \  n-^/iitilutif;  vom  1.  D«i.  1880 
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und  im  Herbst  mit  dem  erworbenen  Verdienst  in  die  Heimat  zurück- 
zukehren. Yi'ie  aus  einer  Landesverordnnng  vom  20.  Februar  1«)S0 
hervorgeht,  hat  dies  Auswandern  schon  seit  mehreren  Jahrhunderten 
stattgefunden  und  ist  es  antunglicli  das  Grasmähen  und  Torfstechen 
in  Holland  gewesen,  womit  die  Leute  sich  ^  erdienst  verschatft  haben 
und  wonach  sie  Hollands-  oder  Frieslandsgäoger  genannt  wurden. 
Späterhin  hahen  sie  dann,  wohl  gerade  von  den  Hollftndem,  das 
2Uegelarbeiten  gelernt  und  verrichten  non  hente  nnr  noch  dieses. 
Das  Arheitsgebiet  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  sämmtliche  deutsche 
Staaten,  sondern  auch  auf  Dänemark,  Schweden,  Norwegen.  Oester- 
reich-Ungarn und  Rnssland;  die  Zahl  der  auswandernden  Arbeiter 
beliinft  sich  im  letzten  .lahrzchnt  aut  lU  — 12  000  jährlich.  Da  der 
Verdienst  des  einzelnen  Arbeiters  auf  2 — 'M)0  Mark  kommen  kann, 
so  ergiebt  sich,  dass  das  Gewerbe  fttr  Lippe  mit  seiner  relaÜT 
hohen  Bevftlkemng  von  grOsster  Bedentnng  ist,  wenigstens  so  lange, 
als  es  im  Lande  selbst  an  indoMeUen  Etablissements  siir  aus- 
reichenden Beschäftigung  und  Ernährung  der  Bewohner  fehlt. 

Die  Ausiibuntr  <lcs  nowerbes  geschieht  derart,  dass  die  Arbeiter 
in  "Rotten  unter  Leitung  eines  Meisters  zusammen  arbeiten  und  die 
Vermittlung  der  Arbeit  durch  sogenannte  Ziegelagenten  geschieht. 
Während  diese  Verhältnisse  bis  zum  Jahre  I8ü9  doich  gesetzliche 
Yorsehriften  geregelt  waren,  hat  die  damals  erlassene 
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Ordnung,  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten,  so  anch  hier,  volle 
Freiheit  der  Bewegung  eintreten  lassen.  üeber  die  Wirkungen 
4ieser  Massregel  sind  die  Meinungen  noch  geteilt:  Thatsache  ist, 
•daas  die  Zahl  der  Arbeiter,  wie  auch  der  YerdieoBt  deraelbeD  be* 
deotend  zagenommen  bat;  indeBNO  kann  daa  auch  aof  Becbnnng 
•der  fetten  siebziger  Jahre  kommen:  denn  mit  dem  Niedergang  der 
wirtschaftlichen  Verbältnisse  ist  auch  hier  schon  wieder  ein  Rück- 
schlag eingetreten,  wenigstens  hinsichtlich  der  Höhe  des  Verdienstes. 
Jedenfalls  hat  sich  das  liedürfniss  nach  Wiederherstellung  einer 
festen  Organisation  bemerkbar  gemacht  und  schon  im  Jahre  1875 
2JiT  Gründung  des  „Lippischen  Ziegler- Vereins"  geführt,  der  landes* 
berrttcb  beetitigt  nnd  mit  Eorporatioiisrechten  Tersehen  ist  Der 
Verein  anebt  die  Intarenen  der  Arbeiter  nach  allen  S^en  bin 
-wahrzunehmen,  und  seine  Kranken-  und  Sterbekasse,  aus  der  in  der 
kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  bereits  52  000  Mark  zur  Verteilung 
i;elangt  sind,  bietet  wenigstens  nach  dieser  Seite  hin  die  Gewähr 
ausreichenden  Schutzes.  Ob  nicht  nach  Analogie  der  Fabrikinspek- 
toren auch  fUr  das  Ziegelgewerbe  die  Ernennung  eines  besonderen 
Aafsicbtsbeamtan  zweckmässig  erscheint,  müssen  wir  dahingestellt 
«ein  laaeen;  jedeDfidla  verdient  das  Gewerbe  seinem  Um&n^  nnd 
4Miner  Bedeutung  nach  die  grOsste  Beacfatang  und  Pflege." 

II.  Sehr  lehrreich  ist  der  Stand  dieser  Frage  in  England, 
-welches  seit  dem  Gesetze  Karls  II.  (1602)  ein  ausserordentlich  künst- 
liches Heiniatsystcm  ausgebildet,  vielfach  geändert,  schliesslich  aber 
mehr  und  mehr  eingeschränkt  hat.  In  dem  Gesetze  von  1662  wird 
die  Zurücksendung  von  Personen,  die  sich  in  einem  Besitztum  von 
weniger  ala  10  Pfund  Sterling  Wert  niedergelaaeen  haben,  binnen 
40  Tagen  nadi  der  Niederlaeaung  geatattet,  eofem  rie  nieht  für  die 
Schadloshaltung  der  Kirchspiele  genügende  Bürgschaft  leisten,  oder 
sofern  sie  nicht  in  denselben  durch  Geburt,  durch  eigene  Wirtschaft 
•oder  durch  ein  Lehr-  oder  Dienstverhältniss  während  eines  Zeit- 
raumes  von  mindestens  40  Tagen  eine  gesetzliche  Niederlassung 
■erworben  haben.    Nachdem  man  dieses  System  —  noch  erschwert 
durch  die  Einführung  der  Ueimatscheine  —  durch  mehr  als  hundert- 
jährige Anwendung  zu  erproben  Gelegenheit  gehabt  hat,  waren 
Fremide  nnd  Gegner  der  engliachen  Armenptflege  in  dem  einen 
Panlrte  einig:   in  der  Verwerfung  der  geltenden  Heimatgeeetz- 
febnng.    Das  Gesetz  Georgs  II.  (1795)  leitet  seine,  auf  Besserung 
der  Zustände  gerichteten  Bestimmungen  mit  den  Worten  ein:  „Viele 
fleissige  Arme ,  die  von  den  Kirchspielen  u.  s.  w. ,  in  denen  sie 
leben ,  zu  unterstützen  sind ,  allein  aus  Mangel  an  Arbeit 
dort,  würden  an  anderen  Plätzen,  wo  genügende  Beschäftigung  zu 
haben  iat,  eich  und  ihre  Familie  erhalten»  ohne  dem  Kirchapiele 
zur  Last  zu  fallen.  Ea  wird  ihnen  aber  nicht  gestattet,  aaderawo 
zu  wohnen,  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  mutmasslich  dem  Kirch- 
spiele, in  das  sie  gehen,   um  dort  Arbeit  zu  erhalten,  zur  Last 
fallen  würden,  obwohl  die  Arbeit  dieser  armen  Pcrsoneu  in  vielen 
Fallen  sehr  vorteilhaft  für  dieses  Kirchspiel  sein  mag.** 

Foracliangen  (j:)  VI.  4.  -  Maiuterberg.  23 
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Seit  dem  Erlasa  dieses  Gesetzes  geht  die  Tendenz  auf  Be- 
seitigung der  Schraukeu,  die  praktiscli  zwar  schon  frUher  vielfachL 
«rfolgt  war,  ilureii  erhebüdien  gefietsUchen  Ansdnick  aber  erst  1846^ 
in  der  sogenannten  Peele-Act  fand.  Bnrch  sie  wurde  nntencMedeft 
zwischen  der  I  r  r  em ot  a  b  i  1  i  t  y  d.  h.  dem  Ausschluss  der  ZnrQekweisang: 
nach  einer  bestimmten  Zeit  und  dem  eigentlichen  Settlements  d.  h. 
dem  Anspruch  auf  Verpflegung  innerhalb  des  Armenverbandes  in 
Folge  eines  dieses  Recht  begründenden  Titels.  Darnach  sollten 
nicht  ausweisbar  sein  Personen,  die  sich  5  Jahre  innerhalb  des 
Kirchspiels  aufgehalten  hatten,  sowie  Kranke  und  durch  besondere- 
Unglflcksftlle  Bedfirfkige  nnr  dann,  wenn  festgestellt  werden  konnte, 
dass  eine  dauernde  ErwerbeunftlugkeH  dadurch  herrorgemfen  wor^ 
den.  Die  Fristen  wurden  dann  später  wesentlich  herabgesetzt,  1861 
auf  3  Jahre,  1865  auf  1  Jalir,  wobei  der  an  anderer  Stelle  zu  er- 
wähnenden Erweiterung  der  Armen  verbände  durch  Zusammen!  egunff 
mehrerer  Kirchspiele  insofern  besondere  Bedeutung  innewohnte,  als 
der  Aufenthalt  in  einem  dieser  Kirchspiele  die  Irremovability  für 
den  ganzen  Verband  herstellte.  Die  eigentliche  Heimatgesetzgebung 
blieb  swar  formell  in  Becht  bestehen,  wurde  aber  derartig  durch 
die  Torbeieichneten  Ausnahmen  unterbrochen,  daas  ihr  praktisch 
nur  noch  ganz  geringe  Bedeutung  zukommt. 

Eine  Einrichtung,  die  unserm  T.andarmenwesen  entspräche^ 
kennt  England  nicht;  die  einmal  erworbene  Heimat  bleibt  bis  zum 
Erwerb  einer  neuen  in  Kraft. 

Gegenwärtig  ist  die  Frage  wiederum  Gegenstand  vielfacher 
Erwägungen.  Nachdem  die  Uebdslftnde  auch  der  noch  bestehenden 
Aufenthaltsbeacbrftnkungen  gerade  im  Hinblick  anf  das  Armenwesen 
wiederholt  betont  worden  waren,  setzte  das  Parlament  1876  eine 
besondere  Kommission  zur  Untersuchung  der  laws  of  settlement  and 
removal  nieder.  Nach  geschehener  Sachuntersuchung  sprach  sich 
die  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  für  gänzliche  Aufhebung  aller  Be- 
schränkungen aus,  während  von  anderer  Seite  mit  Rücksicht  auf 
das  Zuströmen  von  Irland  die  zu  fürchtende  Belastung  der  grösseren 
Seeplätze  hervorgehoben  wurde.  Dem  entsprechend  dnigte  sich  die 
Kommission  anf  Abschaffimg  der  Ausweisung  in  England  mit  Aus- 
nahme einiger  Seeplätze  nnd  Annäherung  der  schottischen  Gesetz- 
gebung, in  der  die  Ausweisungsfrist  5  Jahre  beträgt,  an  die  eng- 
lische. Gesetzliche  Folge  ist  diesem  Beschluss  bisher  nicht  gegeben 
worden.  Der  neueste  Schriftsteller  «iber  diesen  Gegenstand  bemerkt 
aber,  dass  an  vielen  Orten  schon  praktisch  gar  kein  Gebrauch  von 
der  Ausweisung  gemacht  werde,  in  anderen  die  völlige  Aufhebung 
derselben  nnr  eine  Frage  der  Zeit  und  die  ölfontllche  Meinung 
hierauf  seit  langem  vorbereitet  sei.  —  Vgl.  A  sehr  Ott  an  ver- 
schiedenen Stellen.  Namentlich:  S.  16,  ^6,  146,  162  ff.  nnd  S. 
165  Anm.  2,  wo  die  Acusserungen  einer  Anzahl  hervorragender 
praktischer  Armcnpflcger  mitgeteilt  sind ;  unter  anderem  wurde  von 
dieser  Seite  her  bemerkt,  dass  gerade  gegenüber  den  grossen  See- 
städten auf  die  zu  erwartende  Mehrbelastung  keine  Rücksicht  zu 
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ndimen  sei,  weil  gerade  diese  die  Arbeit  der  Zuziehenden  am 
meisten  ausnutzten  und  die  grossen  Städte  in  jeder  Hinsicht  sehr 
\iel  leistnDgsfäbiger  seien  als  die  kleineren  oder  als  die  ländlichen 
Bezirke. 

§  123. 

Im  Anschluss  an  das  Vorstehende  ist  nocli  dor  Wiedep- 
eintTUlirimg  der  Heimatschoine M  zu  j^odenken,  welche  gleich- 
zeitig mit  DurchflihruTi«r  des  Heimatprinzips  gewünscht  wird. 
Es  ist  dies  eine  Besciieinigung  der  Heima%emeindc,  daas 
eine  Person  in  ihrem  Heimatbezirke  heimatgehörig  sei, 
die  im  Alteren  Heimatreehte  die  Bedetitane  batte,  die  Frei- 
Ktigigkeit  insofern  m  erleichtern,  als  kein  Gnuid  vorlag,  den 
mit  einer  Heimat  auBgestatteten  Ortsfremden  aus  Besoigniss 
künftiger  Verarmung  zurückzuweisen.  Auch  war  es  in  einigen 
Staaten  zulilssig,  den  blossen  Aufenthalt  demjenigen  zu  ver- 
sagen, der  nicht  im  Besitze  eines  Heimatscheines  sich  befand. 

Vgl.  besonders  wegen  Sachsen  oben,  und  die  Uebersicht  bei 

Schliz  S.  80—85. 

Die  bairische  Gesetzgebung,  der  zufolge  nochgegenwiirtig  Hei- 
matscheine  erteilt  werden  können,  hat  lediglich  die  erstere  Bedeu- 
tung and  verbietet  ehie  Ausweisung  von  Personen,  deren  Heimat 
zwfdfiBlhaft  mid  streitig  ist,  ehe  die  Heimat  solcher  Personen  ans- 
gemittelt  und  ihnen  efaie  vorUnfige  Hehnat  angewiesen  \vor(^en.  Doch 
ist  auch  diese  Bedeutung  nach  Einftkhmng  des  Freizügigkeitsgesetzes, 
das  ganz  bestimmte  Merkmale  zur  Versagnng  des  Aufenthalts  auf- 
stellt, erheblich  abgeschwächt.  Vgl.  Art.  21  n.  22  des  Heimatgesetzes 
von  1809  und  Nr.  VllI  der  Vollzugs -Instr.  vom  29.  Juni  1869, 
mitgeteilt  bei  Riedel  S.  25^  ff. 

Im  Odtangsgebiet  des  Q.  ttber  den  U.-W.  sind  Hebnatscheine, 
sowie  Reverse,  in  welchen  von  Seiten  eines  Armenverbandes  die  Ver- 
pHichtung  fibemoamen  wird,  etwa  entstehenden  Armenanfwand  ftir 
einen  Fortgezogenen  auch  dann  zu  ersetzen,  wenn  er  in  dem  den 
Revers  ausstellenden  Armenverband  den  Unterstützungswohnsitz 
durch  Abwesenheit  verloren  haben  sollte,  schlechthin  unverbindlich, 
weil  durch  das  U.-W.-G.  zwingendes  Recht  geschaffen  ist.  Vgl. 
Lntsch.  des  Bandesamts  f.  d.  H.  YIIIS.  2,  IX  S.  181.  —  In  Baden 
hatte  das  Geaets  vom  5.  Mai  1870  noch  die  nrkondliche  Yerlflngenmg 
der  Fri^  angelassen.  Vgl.  oben  8. 128.  —  BesOglich  der  hannöver- 
schen  Heimkdirscheine  vgl.  bei  Wohlers  S.  9  Amn.  zu  ^  10.  —  Eine 
gewisse  untergeordnete  Bedeutung  haben  die  Heimatscheine  noch  in 
Bezog  ant  die  Niederlassung  in  einem  Bandesstaate,  dem  der  sich 


')  Marschall  I  S.  V»  in  §  1  seines  Entwurfes:  „Jeder  Reichs* 
angehörige  mosa  in  irgend  einer  Ortsgeineinde  Heimatrecht  besitzen  und 
sich  Uber  diesen  Besits  nrirandlich  ausweisen.''  Lnthardt  8.  58; 
Varnbiiler  n.  a. 

28» 
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Niederlassende  nicht  angehört.  „Da  bei  der  Niederlassung  der  Nachweis 
des  Bundesindigenats  gefordert  werden  kanu,  und  dieser  Nachweis 
am  Sicheraten,  leichteeten  und  TollatiodigBteD  durch  Yorlegong  eines 
HeimatBcheines  d.  h.  einer  Beseheinigong  darftber,  daas  der  Ter- 
legende  im  Besitze  der  preuss.  Untertancn-Eigenecbaft  sich  befindet, 
geführt  werden  kann,  so  erscheint  die  Erteilung  von  Heimatscheinen 
anch  nach  der  norddeutschen  Gesetzgebung  weder  bedeutungslos, 
noch  unzulässig."  Ueskr.  vom  31.  Januar  1869,  Preuss.  Minist.- 
Bl.  d.  inneren  Verw.  S.  5U;  desgl.  vom  27.  Juni  1868,  ebenda 
S.  237.  ~  Das  im  Zentralblatt  fOr  das  Deutsche  Reich  1881  S. 
22  mitgeteilte  Formular  für  Heimatedieine  besieht  siGh  auf  Deatwshe, 
die  im  Aaslande  befindlieh  sind  (§  21  des  Rdchagesetiee  Tom  1. 
Joni  1870)  nnd  hat  mit  der  Heimatgesetagebang  nichts  sa  Uran. 

Zugleich  mit  dem  Heimatprinzip  in  die  deutsche  Armen- 

und  Wirtschaftsgesetzj^^obiing  wieder  eingeführt,  wQrden  die 
Heimatscheine,  nach  Meinung  ihrer  Befürworter,  es  vor  allem 

l)ewirken ,  dass  keine  Gemeinde  sich  seheucn  würde,  den- 
jenigen bei  sich  aufzunehmen,  dessen  Heimat  urkundlich  fest- 
steht und  da8s  gleichzeitig  bei  ho  klarer  Sachlage  das  Schreib- 
werk behr  erheblich  venniudert  werden  und  sich  nur  auf  die 
Uebersendung  der  Liquidationen  an  die  Heimatgemeinde  zu 
beschränken  haben  würde. 

Ebenso  wie  in  dem  Gtedanken  der  festen  Heimat  liegt 
auch  in  der  formellen  Eiigftnzung  desselben  durch  Einführung 

von  Heimatscheinen  etwa«  sehr  Verführerisches.  Die  Evidens 
der  Besiehungen  des  Individuums  zu  der  Unterstützungsge- 
meinde erseheint  unbestreitbar  und,  wenn  eben  doch  einmal 
ohne  Heimat  oder  Unterstützungswohnsitz  niclit  auszukommen 
ist,  für  die  vcrwaltungstechnisclie  Behandlung  d«'r  auswärtigen 
Armensachen  äusserst  wertvoll.  Aber  es  scheint  eben  auch  nur. 
Bei  näherer  Betrachtung  wird  man  «mächst  daran  erinnert,  dass 
die  Verpflichtung  des  Ärmenverbandes  aur  vorläufigen  Unter- 
stützung durch  die  H(  imatverhiiltnisse  sowie  auch  insbesondere 
die  so  sehr  wesentliche  Krankenhülfe  gegenüber  gewissen  Per- 
sonenklassen ohne  Anspruch  auf  Ersatz  unberührt  bleibt.  Den 
A))schiebuugen,  die  —  wie  oben  nachgewiesen  —  gerade  an- 
gesiclits  dieser  VerpÜichtungen  am  zahlreiclistcn  sind,  wurde 
durch  die  Ueiraatscheine  also  auch  kein  Ziel  gesetzt  werden. 
Dagegen  würde  die  FreiaUgigkoit^  welche  doch  auch  nach 
Ansicht  der  Vertreter  des  Heiniatprinzi^  ungeschmälert  bleiben 
soll,  schwere  Einbusse  erleiden.  Will  man  nämlich  noch 
irgend  einen  anderen  Erwerb  der  Heimat  als  den  durch 
Geburt  zulassen ,  sei  es  nun  durch  fünf-  oder  zehnjährigen 
Aufenthalt,  sei  es  kraft  des  (iesetzes  oder  auf  Grund  erzwing- 
barer Verleihung  seitens  der  Gemeinde,  so  ist  die  letztere 
auch  immer  interessirt,  diesen  Erwerb  in  irgend  welcher  Weise 
zu  hindern ;  der  Heimatschein  würde  also  zwar  gegen  die  un- 
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iiiittolbare  Abweisung  der  Niederlassung,  nicht  aber  gegen 
Erschwerungen  des  weiteren  Aufenthalts  schützen.  Ausserdem 
aber  wUrtlen  die  Ileimatgemeinden  sicli  in  aller  Weise  hüten, 
einen  Heinint.sehein  auszustellen,  der  sie  auf  ganz  ungewisse 
Zeit  urkundlich  verjjflichtete. 

Die  Frage  wurde  auch  bei  Beratung  des  Gesetzes  vom  6. 
Juni  1870  in  der  ReichstagskoimniMion  ausführlich  erOrter^  da 
der  Entw.  des  Bundesrats  eine  Bestinunung  enthielt,  der  zu- 
folge die  urkundliehe  Verlängerung  der  Frist  für  Verlust  des 
U.-W.  nielit  über  10  Jahre  hinaus  seitens  des  bisher  verpflieh- 
teteii  Armen  Verbandes  zulHssig  sein  sollte.  Es  wurde  dagegen 
geltend  gemacht,  dass  das  ganze  Institut  geschahen  .sei,  formell 
Verwirrung,  materiell  stärkste  Schätligung  der  Freizügigkeit 
2U  bewirken.  Vor  allem  würde  die  Abzugsgemeinde  fUr  das 
Tragen  eines  so  langen  Risikos  Kautelen  {ordern,  so  dass  an 
Stelle  der  beseitigten  Einzugsgelder  ein  Institut  der  Abzugs- 
geldcr  treten  wüxüa  Insbesondere  wurde  auf  die  traurigen 
Erfahrungen  exemplifi/.irt ,  die  man  mit  den  Heimatseheinen 
in  England  und  im  Kanton  Bern  gemacht  liabe').  Im  Keichs- 
tage  kam  man  auf  den  Gegenstand  nicht  zurück.  . 

2.  Anderweite  Beschränkungen. 
§  124. 

Wie  in  dem  UeberUick  Aber  die  geschichtliche  Entwicklung 
dargestellt  ist,  wurde  in  der  älteren  Heimatgesetzgebung  die  Nie- 
derlassung ausser  durch  die  Ausweisungsbefugnisse  der  Gemein- 
den noch  in  mannigfach  anderer  Weise  beschränkt  und  erschwer!^ 

namentlich  durch  die  Erfordernissr»  des  flauten  T^oumundes,  des 
gesicherten  Erwerbsstandes  in  subjektiver  und  des  Vorliaiiden- 
seins  von  Erwerbsgelegenheit,  insbesondere  Nichti'iberOlllung 
des  betreft'enden  Gewerbes  in  objektiver  Beziehung.  Der 
Nachweis  dieser  Erfordernisse  soUte  entweder  durch  den 
Nachweis  eines  gewissen  VermOgensbesitzes,  die  Zahlung  eines 
Niederlassungsgeldes  (AufnahmegebiUir,  Einzugsgcld  u.  deigL) 
erbracht,  die  Entscheidung  über  Zulassung  und  Versagung 
der  Niederlassung  ganz  in  die  Willkür  der  Gemeinden  ge- 


Da  die  strenge  englische  Heimatgesetzcebunp  von  1662  (Oesetz 
Karls  II.)  zu  eni^ber/igster  AbscUliessung  der  Kircltepieie  geführt  hatte, 
80  sollte  durch  Erteilung  von  Heimatseheinen  die  freiere  wwegmig  ge- 
fördert werden.  Der  Erfolg  aber  war  ein  entgpgengppptrter ,  indem  nun 
die  Kirchspieisbeainten  den  tüchtigsten  Arbeitern  Ueimatscheine  nicht 
auMteUten ,  um  diese  nicht  im  Stünde  der  Hfilfsbedfliftigkeit  zurQck- 
zuerhalten  und  umgekehrt  durch  Erteihnifr  von  lleimatHcbcinen  ihre 
liederlichen  Arl)eiter  wenigstens  für  eine  ^eit  los  zu  werden  suchten. 
Vgl.  Kries  I&  105ff.,  Asehrott  S.  ISIF.  —  Ueberlfanfieke  WkkoQgen 
der  sog.  WohnaitaBelieine  im  Kutoa  Bern  vgl.  Kambli  8.  57  ff. 
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stellt  oder  der  Beschwerde  an  die  Staatsbehörde  unterworfen 
sein.  Ebenso  wurde  die  Eheschliessunf  erschwert,  indem  man 

sie  nur  angesessenen  Bürgern  oder  solchen  Personen  gestattete, 
die  sich  über  die  Fülii^ifkeit  zur  Ernfllirung  einer  Familie  in 
älmlicher  Weise,  wie  in  Bezug  auf  die  Niederlassung,  durcli  Ver- 
luögensbesitz  u.  s.  w,  ausweisen  konnten;  auch  wurde  die 
Ehemündigkeit  an  das  Erreichen  eines  bestimmten  Alters  (30, 
25  Jahre  u.  s.  w.)  geknüpft  Die  Entscheidung  konnte,  aofem 
sie  nicht  ganz  in  den  Händen  der  Gemeinde  lag,  durch  cUe 
Staatsbehörde  abgeändert  werden. 

Die  auf  Wiedoreinführung  des  Heimatprinsipes  gerichteten 

Bostrc])ungen  verhehlen  dem  natürlichen  >ousammennang  aller 
dieser  Veranstaltungen  entsprechend  sich  niclit,  dass  der  Schutz 
der  Gemeinden  gegen  unwillkommenen  Anzug  erst  ein  voll- 
kommener sein  kann,  wenn  zu  den  im  vorhergehenden  Ab- 
schnitt besprochenen  Massregeln  einige  jener  anderen,  dem 
älteren  Heimatrecht  entnommenen  hinmitreten.  Aber  audi  hier 
ist  zu  konstatiren^  dass  diese  Meinung  sich  in  sehr  gemässigten 
Grenzen  hält  und  dass  selbst  diejenigen,  die  am  weitesten 
hierin  gehen,  nicht  über  ein,  an  dem  älteren  Rechte  gemessen, 
sehr  gelindes  Mass  hinausgehen.  Gelegentlich  kommen  wohl 
Aeusserungen  vor,  wie  die,  dass  „ein  Zurückgreifen  auf  ein- 
zelne der  irüliereu  formal  -  rechtlichen  Beschränkungen  der 
Freizügigkeit  schwerlich  ganz  zu  vermeiden",  und  £w8  Ton 
aolchen  „die  Erhebung  von  Einzugsgeldem  am  meisten  zu 
erwägen"  sein  wttrde  (Wagner,  G.  S.  476).  Aber  eine  emst- 
liche Empfehlung  des  Erfordernisses  des  Leumundes,  des 
Vermögensnachweises  und  ähnlicher  Voraussetzungen  der 
Niederlassung  ist  von  keiner  Seite  ausgesprochen  worden,  ge- 
schweige dass  positive  diesbezügliche  Vorschläge  gemacht 
sind.  Hiervon  bildet  nur  eine  Ausnahme  das  Recht  der  Ehe- 
schliessung. Dieses  ist  auch  neuerdings  wieder  der  G^en- 
stand  mannigfiwher  Wflnsche  und  BesserungsvorschlSge  ge- 
wesen, die  einen  zu  breiten  Raum  in  der  Literatur  einnehmen, 
um  sie  vollständig  übergehen  zu  können.  Von  ihnen  wird 
daher,  der  mehrfach  angedeuteten  Absicht  entsprechend,  die 
Erörterung  in  den  Grenzen  der  positiven  Reform  Vorschläge 
zu  halten,  noch  etwas  eingehender  zu  sprechen  sein^). 


In  der  älteren  Literatur  wird  über  Lcumundszeugniss,  Vonnögeuä- 
nachweis,  Einzugsgeld  a.  s.  w.  ausaerordentlich  ausfuhrlicn  und  mit  groeser 
Sachkenntniss  p^ehandelt,  namentlich  in  den  an  Material  sehr  reichen  Ar- 
beiten von  ächüz  und  Wem  her,  die  sich  im  »Sinne  sehr  gemiiasigter 
BeBchtSnlrangeB  «nflspreehen,  von  Krise,  weldier  sehr  wcdt  in  SkitasBang 
von  Beschränkungen  geht,  von  Vahlkarapf  und  Medicus,  die  von 
allen  derartigen  Voraussetzungen  so  wenig  wie  möglich  vrissen  wollen. 
Alle  diese  ijrbeiten  datiren  aus  den  vierziger  und  nmlkiger  Jahren. 
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3.  Besehrlnlni^eii  der  Ehesehliessnng 

§  125. 

Für  d&s  Deutsche  Reich  (einschlieijslich  EUa^s-Lothringens 
und  ausselilie.s.slich  Baierns)  ist  das  Gesetz  vom  4.  Mai 
18G8  (H.-G.-lil.  S.  149)  mass^^ebend.  Dfusselbo  wurde;  zunnchst 
fUr  da*i  Geltungfigcbiet  das  Noidd.  Bundes  erhts.sen  und  durcli 
die  oben  erwähnten  Verträge  (vgl.  S.  170.  171)  auf  Hessen 
■sttdlich  vom  Main,  auf  Baden  und  Wlirtemberg,  sowie 
durch  Ges.  v.  8.  Januar  1873  auf  Elsasa-Lothringen  ausge- 
•dehnt  —  §  1  desselben  bestimmt: 

„Bundesangehörige  be^liirfen  zur  Eingehung  einer  Ehe  oder 
zu  der  damit  verbundenen  Gründung-  eines  eigenen  Haushaltes 
Aved<'r  des  Besitzes,  noch  des  Erwerbes  einer  Gemeindeangehörig- 
keit (Gomeinde-Mitgliediichaft)  oder  des  Einwohnerrechts,  noch 
•der  Genehmigung  der  Gemeinde  (Gutsherrschaft)  oder  des 
ArmenTerbandes,  noch  einer  obrigkeitHehen  EriauDniss. 

Insbesondere  darf  die  Befagniss  xur  Verehelichung  nicht 
beschrilnkt  werden  wegen  Mangels  eines  bestimmten,  cUe 
Gross jährigkeit  (ibersteigenden  Alters  oder  das  Nachweises* 
<?iner  Wohnung,  eines  hinreichenden  Vennü^^ens  od<'r  Erwerbes, 
wegen  erlittener  Bestrafung,  bösen  Kufs,  vorhandener  oder  zu 
betUrchteuder  Verannung,  bezogener  Unterstützung  oder  aus 
.anderen  poliseflichen  Gründen." 

Das  AI.  2  ist  erst  durch  die  Reichstags-Kommission  hinzu 
gefki^  und  im  Reichstage  amendirt  worden ;  es  erschien  sweck- 
mässiger,  eine  womöglich  voUatllndige  Aufzählung  zu  geben, 
um  gar  keinen  Zweifel  zu  lassen,  dass  alle  polizeilichen 
(im  Gegensatz  zu  den  zivilrechtlichen)  Beschrilnkungen  aufge- 
hoben sein  sollen.    Vgl.  Stenogr.  Ber.  S.  107. 

Für  Baiern  bestehen  gegenwärtig  die  oben  (S.  III)  mit- 
geteilten Beschränkungen  der  Eheschliessung,  deren  ZnUlssig- 
keit  im  einseinen  Falle  die  DistriktspoltzeibehOrde  nach  An- 
hörung der  Gemeinde  zu  entscheiden  hat,  während  in  der 
bainschen  Pfalz,  wie  gleichfalls  mitgeteilt  (oben  S.  114),  die 
für  das  rechtsrheinische  Baiem  geltenden  Beschränkungen  nie 
bestiinden  und  auch  gegenwärtig  nicht  bestehen.  Im  tlbrigen 
gilt  für  das  ganze  Reich  das  Reichsgesetz  vom  6.  Febr.  1875, 
betreffend  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  der 
Eheschliessune,  welches  das  Alter  der  Ehemttndigkeit  auf  das 
20.  Jahr  für  Mitnner,  das  16.  für  Fnmen  festsetst 

§  126. 

Von  den  Beschrttnkungen  der  Niederlassung  unterscheiden 
«ich  die  der  Eheschliessang,  abgesehen  von  anderem,  in  einem 

1)  lieber  die  ältere  Gesetzgebung  vgl.  oben  8.  lOö  namentUch 
Aber  di«  tabellarischen  Uebersichten  bei  Schüz  S.  80—06. 
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sehr  wichtigen  Punkte.  —  Während  nämlich  bei  den  erbtcroit 
der  Staat  nur  das  Interesse  hat,  seinen  Einwohnern  die  Er- 
werbsmöglichkeiten SU  erleichtem  und  die  vorhandene  Bevöl- 
kerung angemessen  zu  verteilen,  kommt  bei  den  letsteren 

noch  das  äusserst  wichtige  Interesse  an  Vermehrung  oder 
Verminderung  der  Bevölkerung  im  allgemeinen  hinzu ,  die 
nützlich  oder  gerährlich  sein  kann  auch  ohne  die  Bezieluin«^ 
der  Einzelnen  zu  einer  bestimmten  Gemeinde.  Vennehrt  .sich 
nämlich  die  Bevölkerung  derart^  dass  selbst  bei  weitgehender 
Freisttgigkeit  im  eanzen  Staatsgebiet  eine  Uebervölkemng  ein- 
tritt, oder  vermindert  sie  sich  umgekehrt  derart,  dass  das  all- 
gemeine wirtaohafidichc  Gedeihen,  die  Heeresstärke,  die  Steuer- 
einnalimen  u.  s.  w.  ])e<lroht  werden,  so  ist  der  Staat  unmittel- 
bar intcressirt,  der  Vennehrung  entgegenzuwirken  oder  sii'  zu 
fordern.  Erst  in  zweiter  Linie  kommt  dann  das  Interesse  der 
Armenverbände  in  Betracht,  welche  allerdings  im  Hinblick 
auf  die  Ännenlast  nur  durch  die  ihrem  Willen  entzogene 
Vennehrung  bedroht  erscheinen  können. 

Da  nun  die  Eheschliessung  als  solche  zunächst  nur  die- 
bereits  vorhandenen  Menschen  beiderlei  Geschlechts  verbindet 
und  daher  an  und  ftir  sich  weder  Vermehrung  noch  Vermin- 
derung betleutet,  so  ist  es  nicht  diese,  auf  welche  etwaige 
Beschränkungen  abzielen,  sondern  ihre  natürliche  Folge:  die 
Kinderzeugung.  Verbot,  Beschränkung  oder  Erschwerung 
der  EheechlieBsang  bedeuten  also  ihrer  wirklichen  Absicht 
nach:  Verbot,  Beschränkung  oder  Erschwerung  der  Kinder^ 
Zeugung.  Es  ist  von  Wichtigkeit  sich  dieses  als  die  Absicht 
jeder  beztlglichen  Gesetzgebung  vor  Augen  zu  halten,  um 
statt  der  Frage,  ob  grössere  oder  geringere  Freiheit  der  Ehe- 
schliessung zweckmässig  sei,  gleich  die  richtige  Frage  zu 
stellen,  ob  die  Veniiehrung  oder  Venninderung  der  Kinder- 
zeuguDg  durch  solche  Massregeln  erreicht  wird,  und  welche 
weitere  Folgen  hieraus  erwachsen  kOnnen.  Auch  hier  kann 
es  sich  selbstverstttndlich  um  die  erschöpfende  Behandlung- 
der  seit  Malthus  nicht  zur  Ruhe  gekommenen  PVage')  nicht 
handeln.  Nur  die  vom  Standpunkt  des  Staats-  und  des  Ge- 
meindeinteresses vorgebrachten  Behau})tiingen ,  sowie  die  sie 
erhärtenden  thatsächlichen  Wahrnehmungen  werden  kurz  zu 
betrachten  sein. 

Von  denjenigen,  welche  Erschwerungen  und  Beschrän- 
kungen der  Ehesehliessung  befürworten,  wird  geltend  gemacht,, 
dass  je  weniger  Ehen  geschlossen,  um  so  weniger  Kinder  ge- 
zeugt würden;  vor  allem  würde,  wenn  man  vor  Gestattung- 
der  Eheschliessung  einen  Nachweis  erfonlcrte,  welcher  die 
Fähigkeit  des  eheschliessenden  Mannes  zur  Ernährung  einer 
Familie  darthäte,  die  Erziehung  und  der  Unterhalt  der  zu. 


')  Vgl  die  Anm.  oben  S.  184. 
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erzeugenden  Kinder  8ichergeötellt  sein;  statt  eines  in  Not  und 
Verkommenheit  aufwachsenden  zahlreichen  und  in  geometrischer 
Progrenion  sich  vermdirenden  Proletariats  würden  eine  ge- 
ringere Anzahl  Kinder  geboren,  diese  weniger  zahlreichen 
aber  wohl  versorgt  und  za  ntttzUchen  Gliedern  des  Staats 
und  des  engeren  Gemeinwesens  herangebildet  werden.  Was 
die  Feststellung  der  als  notwendig  zu  erachtenden  Voraus- 
setzunj^en  der  Eheschliessung  aiigehe,  so  sei  dies  Sache  der 
Gesetzgebung:  aber  der  Gemeinde,  welcher  schliesslich  doch 
im  Falle  der  Verarmung  der  Familie  der  am  meisten  positiTe' 
Nachteil  in  Gestalt  der  Armenlast  erwttchse,  mttsste  die  Ent- 
scheidung^ über  Gestattung  oder  Versagung  der  Eheschliessung^ 
oder  im  Falle  diese  Entscheidung  der  Staatsbehörde  obliegen 
sollte,  ein  Einspruchsrecht  gegen  dieselbe  zustehen. 

K  r  ies  II  giebt  S.  823  ff.  ein  in  sehr  dttsteren  Farben  gehaltenes- 
Bild  der  Folgen  der  Freiheit  der  Eheschliessang  bei  „der  gegen- 
wärtig (1853!)  herrschenden  Unsittlichkeit'*  und  empfiehlt  als  Voraus- 
setzung für  Gestattnng  der  Eheschliessang  ein  Guthaben  in  der 
Sparkasse,  eine  Beteiligung  an  den  Unterstützungsanstalten  für 
Krankheits-  und  Slerbefälle  sowie  für  die  Zeit  eines  höheren  Alters 
aufzustellen.  Er  will  mit  Absicht  die  lediglich  dem  Gemeinwesen 
zu  gute  lEommendea  Leistungen,  wie  Einsugsgeld,  Traugebtthr,  AIk 
gaben  und  dergleichen  mehr  sls  Voranssetzongen  beseitigt  wissen^ 
die  einem  dem  Arbeiter  nicht  verständlichen  Zwecke  dienen,  nnd 
an  deren  Statt  die  gedachten  Erfordernisse  stellen,  die  in  erkenn- 
barer Weise  lediglich  den  Nutzen  des  betreffenden  Individuums  be- 
zwecken. —  Ganz  ähnlich  fordern  auch  Schäffle,  Kapitalismus  und 
Sozialismus  S.  689  ff.  und  Mario,  Weltökonomie  III  S.  84  ff.,  dass 
eine  erzwungene  Wittwen-  und  Kinderversicherung  der  Trauung  vor- 
hergehe. —  Vgl.  Roscher,  System  §  258  Anm.  4.  —  Sehlis,  der 
im  Qbrigen  die  Bedenken  gegen  alle  derartige  Masaregehi,  wie- 
sich  sogleich  noch  ergeben  wird,  teilt,  bemerkt  S.  39:  «Wer  nicht 
im  Stande  ist,  diejenige  Erwerbsffthigkeit  nachzuweisen,  die  unsere- 
jetzige  Gesetz^cbiini^  verlangt,  und  wer  an  sittlichen  Mängeln  leidet, 
wie  unsere  Gesetze  sie  zeichnen,  wer  auf  Armenunterstützung  An- 
spruch gemacht  hat,  wird  mit  Kecht  von  der  Eingehung  einer  Ehe, 
bis  za  einer  wahrscheinlichen  Aenderung  der  Verhältnisse,  aus» 
gesdÜDssen." 

Aehnlich  anch  Mehl,  P.-W.,  der  neben  guter  VeHnentehong 
doch  auch  die  positive  Erschwerang  des  HoiraiflBS  nnd  dioserhalb' 

Heraufsetzung  des  Altera  der  nEhemOndigkeit  und  das  gänzliche  Ver- 
bot der  Ehe  für  alle,  welche  sich  nicht  mit  Wahrscheinlichkeit- 
über  die  Fähigkeit,  ihre  Familie  zu  erhalten,  ausweisen  können', 
fordert.  Er  verspricht  sich  hiervon  auch  den  Vorteil ,  dass 
„manche  zu  längerem  Wandern  oder  Dienen  dadurch  veranlasst 
wttrden,  was  ihnen  fOr  ihr  ganzes  Leben  nur  nützlich  sein  könnte.*^ 
Vgl.  Mehl,  P.-W.  I  S.  118  ff. 
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Ncnerdings  lind  zusammen  mit  den  Klagen  aber  die  Folgen  der 

Treizflgigkeit  aneli  Avieder  Klagen  ttber  den  leichtfertigen  und  in 
unreifem  Alter  erfolgenden  Abschluss  von  Ehen  ond  fiber  die 
Stellung  der  hiergegen  schutzlosen  und  gleichwohl  zur  Armenlast 
verpflichteten  Gemeinde  laut  geworden.  Doch  findet  man  unter  den 
Vorschlägen  zur  Aenderung  der  Gesetzgebung  nur  selten  einen,  in  dem 
bestimmte  Forderungen  in  Ansehung  des  Einspruchsrechts  der 
Gemeinden  gestellt  lind.  —  In  ganz  allgemeiner  Weiae  klagen 
y.  Varnbftler  In  der  mebierwShnten  lUichatagsveiliandlmig,  Lnt- 
liardt  S.  16,  BOttinger  in  Deutsch.  Gem.-Z.  1878  S.  121,  an 
dessen  Ausführungen  die  Redaktion  der  Gem.-Z.  einige  Bemerknngen 
allgemeinerer  Art  anknüpft  und  Heraufsetzuug  des  Alters  der  Ehe- 
mOndigkeit  fordert.  Positiver,  obwohl  auch  wenig  erschöpfend,  v. 
Marschall  in  seinen  beiden  kleinen  Schriften.  Sein  Entwurf 
'eines  Ablnderungsgesetna  I  S.  16  enth&lt  folgenden  §  6  :  „Ein 
OemeindeangebOriger,  der  sieb  an  yerebeliehen  beabeicbügt,  bat  von 
dieser  Absicht  der  Gemeindebehörde  Anzeige  an  erstatten.  Dieee 
ist  berecbtigt,  gegen  die  Eingebong  der  Ehe  Einspracbe  zn  erbeben, 
wenn  der  Betreffende  keinen  genügenden  Nahrungszweig  hat,  son- 
dern sich  selbst  nur  mit  Hilfe  zufälliger  oder  von  einer  öffentlichen 
Kasse  geleistet  werdender  Unterstützungen  durchzubringen  vermag; 
wenn  er  keine  Wohnung,  nicht  den  Besitz  der  notwendigsten  Haus- 
gerate  imd  die  aur  Aoallbung  seines  Berufes  erforderlidiett  Werk- 
zeuge oder  die  an  deren  Anadiafiiing  nötigen  Geldndttel  nachanweiaen 
im  Stande  ist.  Est  wenn  diesen  Erfordernissen  genügt  iat,  darf 
•die  Heiratserlaobniss  erteilt  werden.*^ 

Als  sehr  bemerkenswert  ist  hervorzuheben,  dass  von  den  direk- 
ten Interessevertretungen  trotz  vereinzelter  Klagen,  die  sich  gelegent- 
lich in  städtischen  Verwaltungsberichten  finden,  Wünsche  nicht  ge- 
4iussert,  Vorschläge  in  Beziehung  auf  Ebebesebrinkungen  nicht  gemacht 
•aindi  obwobl  ea  aonat  an  mannigÜMben  Wftnscben  nnd  Yorachlägen 
jnr  Aenderang  der  Armen-  nnd  Wirtacbaftsgesetzgebong  von  Se&tüi 
-der  Städtetage,  Prov.  -  Landtage  u.  s.  w.  nicht  fehlt;  auch  in  den 
Verhandlungen  des  Dentscben  V.  f.  A.  n.  W.  ist  dieser  Ponkt  nicbt 
«rörtert  worden. 


§  127. 

Von  Seiten  der  Gegner  der  polizeilichen  Ehebeacbränkangen 
•werden  namentlich  zwei  Gründe  geltend  gemacht.  Erstens 
4sei  die  mit  ihnen  verbundene  Verminderung  der  Zeujf^ungen 
keine  sehr  erhebliehe;  diese  Minderung  werde  aber  auf  der 
andern  Seite  durch  die  in  Ländern  mit  strengen  Ehe- 
beschränkungen unwiderleglich  nachgewiesene  Vermehrung  der 
mehelichen  Gruiten  wettgemaebt.  Denn  da  man  nur  yermO- 
^end  sei,  die  Menschen  an  der  legitimen  eheliclicn  Verbindung, 
nicht  aber  an  der  illegitimen  VoUsiehung  des  Beiacblafea  und 
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dessen  Folgen  zu  hindern  und  der  Trieb  hierzu  eben  unaus- 
rottbar sei,  80  fördere  man  durch  Eheerschwerungen  die 
Sittenlosigkeit  und  wirke  auf  Erzeugung  eines  nicht  blos 
vermögenslosen,  sondern  auch  eines  familicnlosen,  der  Sterb- 
lichkeit und  der  Liederlichkeit  im  höchsten  Masso  aiisgesotzten 
Ooschlechtes;  dies  widerspreche  jedenCalls  dem  höheren  btaats- 
interesse. 

Was  diis  Verhältniss  zu  der  Armengeiueiiide  beti*effe,  so 
«ei  die  ohne  ihr  Zuthun  zulässige  Yennelinuig  ihrer  Bevölkerung 
unter  gewissen  Umständen  aUerdings  nicht  ohne  Härte:  aber 
einmal  habe  man  keinen  Grand  anzunehmen ,  dass  derartige 
Fälle  übermässig  häufig  vorkämen,  und  zweitens  spreche  gegen 
die  Zulassung?  des  Einspruches  die  durch  vielfache  Erfahrung 
bestätigte  Tliatsache,  dass  die  Gonioindon  ihr  Einspruchsrecht 
in  diT  willkürlichsten,  durch  keinem  Staatsaufsicht  sicher  zu 
ätellenden  Weise  missbrauchten.  Hierin  liege  aber  eine  un- 
erträgliche Beeinträchtigung  der  persönlichen  Freiheit,  die 
ihren  einen  Ausdruck  in  der  Freizügigkeit  und  Geweroefrei- 
heit, ihren  andern  in  dorn  Rechte  finden  müsse,  an  dem 
Orte  der  Niederlassung  eine  Ehe  zu  schliessen. 

Insbesondere  erschien  den  Faktoren  der  Rnichgesetzgcbung 
oine  derartige  Ordnung  dieser  Angelegenheit  als  eine  not- 
wendige Konsequenz  einer  einheitlichen  wirtschaftlichen 
Gesetzgebung^  um  so  mehr,  als  in  den  verschiedenen  Bundes- 
Staaten,  deren  Gebiet  dem  freieiyZuge  geOffiiet  worden,  sehr 
ungleiche,  zum  Teil  äusserst  beschränkende  Bestimmungen  in 
Ansehung  der  Eheschliessung  bestanden.  „Dass  hierdurch  — 
80  ])omorken  die  Motive  —  die  Vorteile  der  persönlichen  Frei- 
^sügigkeit,  namentlich  flir  die  arbeitenden  und  gewerbtreibonden 
Klassen,  wesentlich  verkümmert,  ja  häutig  ganz  illusorisch 
werden,  dafür  liefern  den  überzeugenden  Beweis  die  seit  dem 
Bestehen  des  Freizügigkeitsgesetzes  beim  Bundeskanzleramte 
eingegangenen,  Überaus  saldreichen  Beschwerden  Bundes* 
angehOriger  darüber,  dass  ihnen  am  Orte  ihrer  Niederlassung 
wegen  nichts  SU  beschaffender  Einwilligung  ihrer  Heimats- 
behörde  oder  ans  anderen  Gründen  die  Heiratserlaubniss  ver- 
weigert und  dadurch  in  nicht  seltenen  Füllen  ihre  ganze  wirt- 
schaftliche Existenz  in  Frage  gestellt  wird." 

Von  der  andern  Seite  wird  hierauf  erwidert,  dass  der 
Einwand  wegen  der  Vermehrung  der  unehelichen  Kinder 
„sicherlich  unbegründet  sei,  sobald  es  nur  offenbar  ist,  dass 
die  getroffenen  Massrcgcln  nicht  die  Unterdrückung  der  arbeiten- 
den Klassen  abzwacken"  (Kries),  und  dass  der  Willkür  durch 
gute  Aufsicht  und  möglichst  unzweideutige  Festsetzung  der 
zulässigen  Beschränkungen  gesteuert  werden  könne.  Im 
übrigen  seien  Ehen,  die  bei  gänzlicher  VernKigenslosigkeit 
und  ohne  Sicherheit  des  Erwerbsstaudes  geschlossen  würden, 
nicht  vieler  besser  als  die  Konkubinate,  und  die  aus  solchen 
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Verbindungen  hervorgcgaiigeneii  Kinder  nicht  viel  besser  als- 
die  nnebelicheii. 

I.  Seil  f'i  z  .  der,  wie  schon  bemerkt,  sich  nicht  entscbliessen  will^ 
die  Ehebeschränkungen  ganz  fallen  zu  lassen,  bemerkt  (18511)  hier- 
über an  verschiedenen  Stellen  : 

„Es  ist  unleugbar,  dass  es  wünschenswert  wäre,  wenn  jede 
Familie  wenigstens  mit  jenem  kleinen  Fonds  von  Vennögen  beim 
Beginn  ihres  Haoswesens  sich  aasgestattet  sähe,  der  hinreichte  zum 
Ankanf  einee  kleinen  Gnmdstacks  oder  Wohnhanaes,  oder  einigfr 
HtÜfe  böte  in  Krankheit  und  sonstigem  Ungltlek.  Allain  aacbden» 
in  unseren  Staaten  Tansende,  ja  Millionen  von  Menschen  fast  kein 
Capital  als  ihre  persönliche  Kraft  und  Geschicklichkeit  besitzen, 
nachdem  unsere  gewerblichen  Verhältnisse,  die  AbschaflFung  der 
Frohndienste,  der  tabriknuussige  IJctrieb  der  Gewerbe  u.  s.  w.  diis 
Dasein  einer  grossen  Zahl  von  Lohnarbeitern  aller  Art  zum  unum- 
gänglichen Bedarfnias  machen,  so  hieaae  ea  die  Natur  unserer 
socialen  Zvatftnde  völlig  verkennen,  wollte  man  von  dieser  Menschen* 
klasse  einen  VermOgensnachweis  fordern,  der  geradezu  unmöglich  ist** 
(S.  42  und  43.)  „l3ie  tägliche  Erfahrung  spricht  dafür,  dass  häufig 
Menschen  von  einem  beträchtlicheren  Vermögen,  als  je  die  Gesetz- 
gebung verlangen  kann,  zu  Grunde  gehen,  während  andere  ohne 
Vermö<!oii ,  aber  ausgerüstet  mit  Kenntnissen ,  Beharrlichkeit  und 
Kredit  sich  emporschwingen."  (S.  44.)  „Es  kann  freilich  darüber 
kein  Zweifel  aein,  dass  die  EnrerbafUngkeit  und  etwa  ein  IMaar 
Vermögena-Beaits  noch  käsen  goaiebetten  Nährongaatand  giebt,  daa» 
vielmehr  dieser  zugleich  wesentlich  bedingt  iat  durch  die  M(iglich- 
keit,  die  Erwerbskräfte  ntitzlich  anzuwenden.  Allein  verlangt  man 
auch  den  Nachweis  der  Erwerbsgelegenlieit  oder  macht  man,  wie 
in  Baiern,  die  Concession  zur  Ansässigraachung  mit  Gewerbebetrieb 
oder  Taglohn-Arbeit  von  der  Gewerbsgelegenheit  und  von  der  Rück- 
sicht auf  die  bereits  vorhandenen  Meister  oder  Arbeiter  abhängig, 
so  wird  den  Gemeinden  ein  nenea  Mittel  in  die  Hand  gegeben, 
AnaSasigmachnngen  und  UeberaiedelQngan  im  höchaten  Grade  za 
erschweren,  der  YTillkür  Thftr  nnd  Thor  geöffnet,  und  auch  hier 
den  Staatsbehörden  bei  Recursen  eine  niemals  ji;eiiügend  zu  lösende 
Auf^'abe  gestellt.  Dass  aber,  wenn  das  Recht  der  Verehclichun?  in 
die  Willkür  der  Gemeinden  gelegt  wird,  diese  in  Zweifels- Fällen 
regelmässig  dagegen  entscheiden,  dies  bat  überall  die  Erfahrung 
gezeigt,  und  dass  in  solchen  Zweifels -FftUen  die  Staats -Behörden 
Bedenken  tragen  müssen,  im  Reeorawege  gegen  die  Gemeinden  an 
erkennen  t  wenn  daa  Entscheidungs-Recht  der  letstereo  dnen  Sinn 
haben  soll,  liegt  auf  der  Hand."    (S.  48  nnd  55.) 

Ueber  den  unerträglichen  Missbraucli  des  Einspruchs-  und 
Vfisagungsrechts  der  Gemeinden  in  Baiern  vgl.  Riedel,  Kommentar 
zum  Heimatgesetz  S.  27  und  35.  Insbesondere  bemerkt  derselbe 
über  das  Gesetz  von  1834,  das  die  liberale  Gesetzgebung  von  1825 
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fast  ganz  beseitigte*),  S.  38:  „Vergleicht  man  die  Bestimmungen 
des  ersteren  mit  denjenigen  des  Gesetzes  von  1825,  so  ergiebt 
«ich  diesen  gegenttber  museiordeiitliclM  £nchw6rung  der  An- 
elengmaehnng  and  Yerthelidniiig  nnd  infolgedenen  anch  des 
Heimaterwerbes  in  der  fremden  Gemeinde ;  denn  abgesehen  von  der 
wesentlichen  Erhöhung  des  Steuermioimums  wird  die  Ansässigmachong 
in  einer  Reihe  von  Fällen  von  dem  guten  Willen  der  Gemeinde  ab- 
hängig gemacht,  und  überdies  durcli  die  F^inräomung  des  Be- 
schwerderechts an  die  sämmtlichen  Bethciligten  eine  (Quelle  der 
vielfältigsten  Chikanen  eröffnet  Das  Gesetz  wurde  deshalb  auch 
«chon  im  Jahre  1834  bei  den  Beratbungen  in  der  Kammer  der 
Abgeordneten  von  der  Minoritit  anf  das  lebhafteste  bekimpft.** 

Vgl.  femer  Mediens  S.  302;  Ebers  268  nnd  256; 
Bosch  er,  System,  15.  Aafl.  §  258  u.  a.  m. 

II.  Wegen  des  Verhältnisses  der  unebelirhen  zu  den  ehelichen 
<}eburten  giebt  SchUz  S.  53  fttr  die  ältere  Zeit  folgende  Tabelle. 
^Während 

in  Frankreich    1  ausserehel.  Geburt  auf  12,30  eheliche 
kommt,  „  Preussen       „        „  j>      »    13,49  ^ 

„  Würtemberg  „        „  ,      »     7,69  , 

„  Sachsen       n       n  »     »     6,5  , 

n  Baden        »       »  «     »     5,6  , 

«0  kommt  „  Baiem        i>       >.  7,9     3,98  „ 

dagegen  bei  freierer  Gesetzgebung  im  bairischen 

Rbein-Kreise  nar  1  aassereheL  Geburt  auf  9,10  eheliche, 

und  wirrend  in  einem  bairischen  Landesteil  die  Zalil  der  ausser- 
«beliehen  Kinder  von  1824 — 34  unter  der  Herrschaft  einer  frei- 
sinnigeren (iesetzgebung  20  939  war,  stieg  sie  bei  strengerer 
<iesetzgebang   von   1834—39   auf  23  430."  — 

£r  fUgt  folgende  Bemerkungen  hinzu:  „Wohl  tritt  gegen  diese 
Yennebmng  der  nnehelich  Oeborenen  eine  betrftchtlicbe  Min- 
derung der  ehelich  Geborenen  ein;  es  wire  aber  ein  schwerer 
Irrtum,  darin  einen  Gewinn  fikr  die  Gesellschaft  zu  erblicken. 
"Wenn  in  vielen  Gemeinden  5  bis  6  Jahre  lang  kein  frohes  Hoch- 
aeitsfest  gefeiert,  wohl  aber  die  stille  Teilnahme  an  betrübten 
Taufen  der  zahlreichen  in  sogenannten  Gewissens- Ehen  erzeugten 
Kinder  in  Anspruch  genommen  wird;  wenn  der  Landnmnn  keine 
JMagd  mehr  findet,  wofern  er  nicht  zugleich  die  VerpHegung  ihrer 
2,  3,  4  aosserehelichen  Kinder  mit  Abwnimmt;  wenn  sein  Knecht, 
des  G«werbsmanns  GehOlfe,  dringende  Arbeit  liegen  lassen  muss, 
weil  er  in  Alimentations*  nnd  EntschAdignngsklagen  vor  die  Be- 
hörde beschieden  ist ,  .  .  .  wenn  aus  Leuten ,  welche ,  wftre  ihnen 
-die  Ansässigmachung  nicht  versagt,  als  ordentliche,  tleissige,  ehrbare 
Familien -Väter  sich  und  die  Ihrijien  ernähren  konnten,  ein  Heer 
von  Proletariern  gebildet  wird,  welche  die  Gerichte  und  Polizei- 

Vgl.  oben  b.  107. 


Digitized  by  Google 


866 


VI.  4* 


Behörden  unaufhörlich  behelligen,  wenn  den  Gemeinden  eine  immer 
unerträglichere  Bürde  in  dem  Unterhalt  so  vieler  Ilerabgekommener 
zur  Last  fällt,  so  ist  dies  kein  Zustand,  der  zur  Kachahinung  an- 
reizt,  und  der  unfehlbar  eintritt,  wenn  das  Yerebelichungs- Recht 
der  Wfllkllr  der  Gemeinden  anheimgegeben  wird.**  —  Ganz  ahnlieb 
nnd  sehr  drastisch  Vahlkampf  S.  60;  Hediens  8.  801  o.  A. 

Die  Motive  zu  dem  Reichsgesetz  von  1868  führen  ans: 
„Einen  unwiderleglichen  Beweis  hierfür  (für  die  Zunahme  der  un- 
ehelichen Geburten  im  Verhiiltniss  zur  Gesammtzifter)  liefere  die 
Statistik  von  Mecklenburg,  von  ^Vü^teInberg  und  von  Baiern,  wo, 
je  weiter  die  Gesetzgebung  in  polizeilichen  Beschränkungen  des 
Rechts  der  Yerehelichnng  vorgeschritten  sei,  und  je  strenger  die 
Praiis  diese  Yorschriften  gehandhabt  habe,  desto  mehr  die  Zahl 
der  nnehelichen  Qebnrten  gestiegen  sei,  indem  namentlich  in  Baiem 
in  den  7  Provinzen  auf  der  rechten  Rheinseite,  wo  Beschränkungen 
der  Befngniss  zur  Verehelichung  bestehen  und  im  Laufe  der  Zeit 
noch  geschärft  worden  sind ,  der  Procentsatz  der  unehelichen  Ge- 
burten vierfach  so  hoch  ist,  als  in  der  linksrlieinischen  Provinz, 
der  Baierischen  Pfalz,  wo  solche  Beschränkungen  entweder  gar 
nicht,  oder  nur  in  einem  geringeren  Umfange  bestehen."  VgL 
Sten.  Ber.  Bd.  2  8.  105;  vgl.  anch  Laves  S.  199. 

Bezüglich  der  "Wirkungen,  welche  die  uneheliche  Geburt  übt, 
bemerkt  Vahlkampf  S.  61:  „Es  ist  gewiss,  dass  nichts  im 
gleichen  Masse  die  Bürgschaft  für  zukünftiges  Unglück,  Elend  und 
moralisches  Verderben  in  sich  schliesst,  als  das  Unglück  der  unehe- 
lichen Geburt.  Sie  haftet  wie  ein  Fluch  an  dem  Menschen;  sein 
Eintritt  in  das  Leben  wird  nicht  freudig  begrüsst,  sein  Dasein  ist 
ein  Unglttck  für  die  Matter;  überall  znr  Last  nnd  ein  wandelnder 
Vorwarf  entbehrt  er  der  zftrtUchen  Uebe,  der  frenndlichen  Kach- 
sicht, der  geschwisterlichen  Anhänglichkeit,  der  ernsten  väterlichen 
LeituDgi  des  ganzen  Familienlebens  .  .  .  Die  Folgen  geben  sich  von 
selbst  ...  es  genügt  auf  die  Zahlen  der  Kriininalstatistik  hinzu- 
weisen. .  .  .  Darum  kann  die  geringere  Produktivität  des  ausser- 
ehelichen  Geschlechtsumganges  für  uns  keine  Beruhigung  gewähren.^ 
Das  Laster  und  das  Verbrechen  gehen  öffentlicher  durch  das  Leben, 
als  die  Tugend,  nnd  das  bfise  Beispiel  wirkt  sicherer  a^s  das  gute; 
eine  Staatsmassregel  aber,  die  zum  sittlichen  Verderben  erzieht,  hat 
keinen  Anspruch  auf  Glauben  an  ihre  innere  Güte." 

Inwiefern  uneheliche  im  Ycrhältniss  zu  ehelichen  Kindern  grösse- 
re Sterblichkeit  unterliegen,  ist  neuerdings  Gegenstand  besonderer 
Aufmerksamkeit  geworden.  Die  grössere  Sterblichkeit  der  erstcren 
innerhalb  des  ersten  Lebensjahres  steht  ausser  allem  Zweitel.  Vgl. 
speziell  Uber  die  (hnfjährigen  Beobachtungen  während  der  Jalve- 
1877—82  in  Prenssen  ?.  Fireks  in  der  Zeitschrift  des  preuss. 
statistischen  Bareaos  1885  S.  94  ff.  Danach  Überlebten  von  je- 
1000  ehelichen  Kindern  einschliesslicli  der  Todtgebomen  dorch- 
srhnittlich  776,  von  je  1000  uiKlielich  Geborenen  dafrei'en  nur  615 
das  erste  Lebensjahr.    Schon  vor  der  Geburt,  sowie  während  des. 
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ersten  Lebensmonates  starben  von  den  unehelichen  Kindern  be- 
trächtlich mehr  als  von  den  ehelichen.  Vgl.  namentlich  auch  die 
lehrreichen  dem  Texte  vorangestellten  graphischen  Darstellungen. 


i  128. 

Ein  Funkt,  der  bei  Erörterung  dieser  Frage  gerade  li^ 
ihrer  BeEiehung  sum  Annenwesen  wenig  beachtet  wird  und 

der  doch  eine  grosso  Becleutung  besitzt,  ist,  ganz  abgesehen  von 
dem  Verhältniss  der  ehelichen  und  unehelichen  Geburten,  die 
Zunahme  und  Abnahme  der  Geburten  tlberhaupt.  Es  verhält 
sich  damit  nlinlich,  wie  mit  den  Wanderungen  und  den  diese- 

beherrschenden  Gesr-tzen. 

Werden  nilmlich  j)<)HzeiHche  Ehebeschriinkungen  nicht 
auferlegt,  so  liegt  selbstverständlich  die  Bei'ugniss  zur  Ver- 
ehelichung  lediglich  im  Willen  der  Individuen;  nur  vernünftige* 
Einsicht  in  die  Folgen  unvemllnftigen  oder  Übereilten  Hsnddns,. 

namentlich  also  bei  Mftnnem  das  Bewusstsein  ihre  Familie,  bei  le- 
digen Mädchen  das  Bewusstsein  ihre  unehelichen  Kinder  erntthren 
zu  müssen  (bei  letzteren  kommt  noch  die  Furcht  vor  der  Schande 
hinzu),  kann  dann  wirksam  der  Kinderzeuguii;^' entj^'e^^eiiwirken^ 
Da«  Vorhandensein  solelier  HinderungsgrUnde  wird  nun  durch- 
aus unterschätzt.  Mag  mau  es  nun  Einsicht,  ökunomischeu 
Zwang,  Naturgesetas  oder  sonstwie  nennen:  es  lässt  sich  die* 
konstante  Erscheinung  beobachten,  dass  die  Zahl  der  Ehe- 
schliessungen sowie  die  Zahl  der  Geburten,  der  ehelichen  wie 
der  unehelichen,  unabhängig  von  der  Gesetzgebung  zunimmt 
und  abnimmt  je  nach  Lage  der  allgemeinen  wirtscliattliclicn 
und  der  besonderen  örtlichen  Verhältnisse  eines  ganzen  Staates, 
einer  Provinz,  einer  Gemeinde.  Ungünstige  Verhältnisse- 
kommen  dann  namentlich  noch  in  starker  Auswanderung  und 
grösserer  Sterblichkeit  zum  Ausdruck.  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  derjenige  Teil  der  Malthusschen 
Sätze,  der  einen  gewissen  Ausgleich  zwischen  der  Bevölkerung* 
und  der  Erwerbsgek^genheiten  im  Sinne  hat,  durchaus  richtig 
und  durch  unumstössliche  Erfahrung  bestiltigt  ist  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  würde  sich  daher  namentlich  noch  !)•  ;;rün- 
den  lassen,  dass  polizeiliche  Erleichterungen  und  Erschwerungen 
der  Eheschliessung  ebensowenig  das  Hauptmotiv  zu  vermehrter 
oder  verminderter  Kinderseugung  abgeben,  wie  Erleichterung 
Uli']  Erachwerung  der  Niederlassung  für  den  Umfang  der 
Wanderungen  und  der  Sesshaftigkeit  entscheidend  sind. 

In  Preussen,  obwohl  es  stets  die  liberalste Ehegesetrgebung: 
für  den  Bereich  der  ganzen  Monarchie  besessen  hat,  tritt  dennocl» 
der  Gegensatz  des  Osteds  und  Westens  auch  in  der  U&ufig* 
keit  der  ehelichen  und  unehelichen  Geburten  hervor;  letztere  sind 
im  Osten  sehr  viel  zahlreicher.  Vgl.  die  erwähnte  Publikation  von^ 
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V.  Fircks,  namentlich  die  kartographische  Darstellung  4  auf 
Tafel  8. 

Sehr  ctaankteriitisehe  Zahleo  bieten  boionden  noch  Baden 
und  WOrtemberg,  in  denen  konstant  seit  den  letiten  lehn  Jatoen 
^e  Zahl  der  EhesehUeBBongen  und  Geburten  abnimmt.  In  Baden 
betrog 


Jahr 

die  Bevölkeninir 
in  MilUoneu 

die  Zahl  der 
Geborenen 

davon 
onebelich  | 

Zahl  der  Ehe* 

abwfait  hl  1000 

1871 

(1870)  1.461 

54.6 

6.2 

13.2 

1874 

61.1 

5.1 

13.0 

1875 

(1875)  1.507 

62.9 

4.8 

12.8 

1876 

63.2 

4.7 

123 

1877 

61.9 

4.5 

11.4 

1879 

.59.4 

4.3 

iO.5 

1881 

(1880)  1.570 

57.2 

4.4 

10.0 

1882 

56.1 

44 

10.1 

1868 

54.6 

42 

10.2 

In  den  einzelnen  Kreisen  zeigen  sich  merkbare  Versehiedenheiten 
in  den  Ziffern  der  eheUdun  nnd  der  vneheliGhen  Gtaiburten,  nament« 
lieh  sehr  viel  höhere  Zahlen  in  den  Bttdlichen  als  in  den  nördlichen. 
Fflr  die  4  den  LaDdeskommiasSren  nnterBtellten  Bezirke  ergiebt 
«ich,  daas  anf  100  Geborene  im  ganzen  nneheliehe  entfallen : 


1871 

1876 

1880 

1888 

144 

9.7 

9.8 

lao 

12.9 

8.9 

8.0 

9.8 

8.0 

5.8 

6.1 

6.5 

9.8 

6.7 

6.5 

6.5 

Zusammengestellt  aus  den  betretenden  Jahrgängen  des  Statistischen 
•Jahrbuchs  des  Grossherzogtums  Baden. 

Ganz  besonders  merkwürdig  nnd  lehrreich  ist  der  Sachstaud 
in  Wfirtemberg  wegen  des  vielfachen  Wechsela  der  Gesetzgebung,  der 
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dort  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  stattgefunden  hat.  Nachdem 
dnrch  General-Reskript  vom  1.  Oktober  1807  im  Interesse  der 
Bevölkerungsvermehnmg  alle  Heiratsbeschränkungen  aufgehoben  wor- 
den, kehrte  man  durch  Art.  43  des  Btirgerrechts-Gesetzes  von  1833 
zu  den  vor  1807  gültig  gewesenen  beschränkenden  Bestimmongen 
zurück  und  gestattete  das  Erfordemiss  des  Fähigkeits-  oder  Ver- 
mögensnachifeisee  in  einigen  bestimmten«  aber  ziemlich  wiUkflrlich 
bezeichneten  Fällen,  wobei  es  dann  im  allgemeinen  bis  zur  Reichs- 
geeetzgebnng  verblieb.  Vgl.  die  gute  Darstellung  beiSchUz  S.  26i!L 
und  Bitzer  I  S.  235  ff.  —  Es  stellte  sich  nun  das  Verhältniss 
der  Geborenen  zur  HevölkerunL'  (wir  1  :  "  I  crctimct)  in  den  Perioden: 


Kreise 

1612—1852 

184&-lä56 

1858-1866 

24.9 

26.6 

24..5 

24.8 

26.3 

23.3 

27.2 

27.7 

24.8 

24.0 

24.7 

25.1 

25.0 

26.8 

24.5 

Ueberhaupt  betrug  die  Volksvermehrung  in  den  Kriegsjahren 
1812 — 17  (also  bei  gleichzeitiger  völliger  Freiheit  der  Eheschliessung) 
0.22  "  ü,  dagegen  1817  —  27:  1.05  o.  Dann  folgte  in  den  Jahren 
1842 — 45  wieder  dne  Abnahme  (namentlich  in  den  Jahren  1850 — 52 
wirtschaftlicher  Missstand  in  Folge  der  KartofTelkrankheit  nnd  in- 
folgedessen ausserordentlich  starke  Auswanderung  nach  Amerika), 
wonächst  in  der  Periode  1855 — 67  wieder  eine  ersichtliche  Zu- 
nahme eintrat.  Vgl.  die  ausgezeichnete,  allseitig  eindringende 
Darstellung  des  Finanzrat  Kuli  in  den  Würtemb.  Jahrbüchern  für 
Statistik  und  Landeskunde:  Beitrag  zur  Statistik  der  Bevölkerung, 
Jahrg.  1874  Th.  I  S.  1  ff.,  namentlich  die  Tabellen  I  nnd  VI  S.  6 
nnd  12.  S.  80  ff.  Terbreitet  sich  KuU  Uber  die  Ursachen  des 
natttrliidien  Yolkszuwachses,  die  er  namentUeh  in  der  Yerteilnng  des 
Grundbesitzes^  der  Bevölkerungsdichtigkeit  o.  s.  w.  erblickt.  — 
Uebrigens  sind,  wie  die  späteren  Publikationen,  zuletzt  Jahrg.  18^4 
S.  289.  ergeben,  die  Geburten  seit  1876  stetig  zurückgegangen; 
ihre  Ziffer  in  den  Jahren  1875  nnd  70  lässt  deutlich  die  Nachwirkung 
der  günstigen  wirtschaltlichen  Verhältnisse,  in  den  folgenden  Jahren 
den  Niedergang  erkennen.   Es  üsnden  statt  Geborten  (in  1000): 

1878:  84.9  1879:  84.0 
1875:  88.4  1881:  79.7 
1876:  89.2       1888:  75.5. 

Ebenso  zeigt  im  Königreich  Sachsen  das  YerhUtnisa  der  Ehe- 
schliessungen zu  den  Geborten,  insbesondere  den  unehelichen  Geborten, 
deutlich  den  Einfluss  der  goten  und  schlechten  Jahre.   Es  worden 

FonebufM  (27)  ?L  4.  —  Mfliuttrbtiff.  24 
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Ehen 

Kinder 

davon 

geachlooacp 

unebellch 

ls72 

1^73 

119  126 

lööOl 

lO  1  o 

169  vOO 

1876 

131817 

16575 

1878 

24797 

1879 

130  750 

16592 

1881 

26881 

1882 

181664 

17845 

Vgl.  V.  Stadnitz,  die  wirtschaftliche  Stellung  des  König- 
reichs Sachsen  im  Deutschen  Reiche:  Zeitschrift  des  sächs.  stat. 
Bur.  1884  S.  46.  —  Im  allgemeinen  noch  zu  vergl.  Mayr,  Die 
Gesetzmässigkeit  im  Gesellschaftsleben  S.  229  ff.  und  265  S.j 
wo  der  Einfluss  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf  die  Zahl  der 
Gebnrteii  und  der  EheechUessaiigeii  betraebtet  ist.  KamentUch  der 
8.  265  ätirte  Ausspruch  Hermanns:  „Die  Zahl  der  in  einer 
Periode  geschlossenen  £ben  drückt  die  Hoffnung  ans,  welche  za 
dieser  Zeit  in  Bezug  auf  das  ökonomische  Gedeihen  einer  Familie 
im  Lande  bestand,  und  zwar  desto  deutlicher,  je  grösser  die 
Freiheit  des  li^rwerbsbetriebes  in  einem  Lande  ist.* 

Znsainmeiifiasflende  Schlnssbetniclitaiig. 

§  129. 

Erwägt  man,  wie  »ich  die  Verhältnisse  im  ullgenieinen 
nach  Durchführung  des  Heimatprinzips  gestalten  wtirden,  so 
liat  man  noch  ein  Moment  zu  berücksichtigen,  das  im  ganzeu 
wellig  beaclitet  wird:  d;i.ss  nämlich  der  Systemwechsel  irgend- 
welche üebergaugsbeötimmungüu  notwendig  macht.  Die 
grosse  Vorliebe  fUr  dieses  Prinzip  hat  die  Mehrzahl  seiner  Ver- 
teidiger es  Ubersehen  lassen,  dass  zunäclist  ganz  ausserordent- 
lich sohwieriee  Zustände  durch  den  Ucbergang  geschaffen 
werden  wurden.  Man  hätte  siimintUche  in  dem  Moment 
dieses  Uebcrgancrr»!^  landanneii  Personon  in  irp^end  welche 
Bezi<'liung  zu  einer  Ileimat^M'im'inde  zu  setzen,  was  selbst- 
verständlicli  nur  durch  ein»'  „Zuweisung"  geschehen  könnte, 
wie  sie  in  Ansehung  der  heimatlosen  Personen  in  joder 
Heimatgesetzgebung  vorgesehen  ist  Es  mttssten  bestimmte 
Merlcmalo  der  Zuweisung,  etwa  letzter  Untersttttzungs- 
Wohnsitz,  letzter  Aufenthalt,  eventuell  Ort  der  Gkburt,  der 
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Verelielichung  u.  s.  w.  fcst^^esetzt  werden.  Bezüglicli  der 
zii^rewicscnen  Individuen  niüastc  ein  grü.s.serer  Verband  —  in 
Baiern  ist  dies  der  Staat  —  die  Annenlast  80  lange  tragen, 
bis  da8  betreffende  Individuum  wieder  durcli  Aufentbait,  Ver- 
leihung u.  8.  w.  eine  Heimat  erworben  hätte;  begäbe  sich  das- 
selbe wieder  auf  die  Wanderschaft,  so  würde  die  Heimat  den 
*  etwa  aubwärts  erwachsenden»  Annenaufwand  2U  erstatten  und 
ßieh  dieserhalb  an  den  grösseren  Verband  zu  regressiren  baben. 
Dieser  grössere  Verband  aber  könnte  nieht  olni««  weiteres  der 
Landannenverband,  oder  —  da  dieser  Begriff  furüallcn  niüssto 
—  der  der  Heimatgemeinde  zunächbt  übergeordnete  Verband 
sein,  weil  dann  einzelne  Verbände,  insbesondere  die  ostlicbeu, 
ganz  angerecht  bekstet  werden  würden  \  es  mttssten  viefanelir 
die  Bezirke  des  Betretens  oder  des  letzten  Aufenthaltes,  yielleicbt 
auch  der  Staat  selbst  sein,  die  aus  Gründen  der  G^echtigkeit 
die  frühere  Landannenlast  vorläutig  zu  übernehmen  bätten. 
Ganz  besondere  Scliwierigkeit  würden  die  interterritorialen 
Fälle  machen,  also  wenn  die  Heimat  in  einem  andern  Bundes- 
staate anzuweisen  wäre  als  in  dem,  welchem  die  Last  zunächst 
verbliebe. 

Es  genügt,  diese  Möglichkeiten  anzudeuten ,  um  einen 
Begriff  von  den  Folgen  zu  geben,  die  eine  System- 
änderung  in  dieser  Beziehung  bringen  müsste.   Man  gewinnt 

einen  noch  genaueren  Einblick  in  dioj*elben ,  wenn  man  die 
Vorschläge  von  ElversM  l>etraehtet,  einem  der  wenigen,  welehc 
diesem  Punkte  ihre  Autnierksamkeit  geschenkt  haben.  Auel» 
er  hält  die»  Operation  tiir  eine  sehr  schwierige,  die  nur  mit 
der  äussersten  Kraftanstrengung  aller  beteiligten  Organe  des 
Staates  und  der  Gemeinde  gelingen  kann.  „Die  Leitung  der- 
selbcm*  —  führt  er  aus  —  „würde  dem  Reiche  zustehen  müssen 
und  am  besten  durch  besondere,  für  eine  gewisse  Zeit  ernannte 
Reiehskommissarien  erfolgen,  du  in  vielen  Füllen  Entscheidungen 
nötig  sein  werden,  deren  Wirksamkeit  über  das  Ge1>iet  eines 
einzelnen  Landes  hinausg<'hen  niüssten.  Diese  Konnnissarien 
müsstca  befugt  sein,  auf  Grund  summarischer  Untersuchungen 
Entocheidungcn  zu  treffen,  die  yorUtofig  ftlr  alle  Teile  vei^ 
bindlich  wttren,  aber  demnftchst  im  ordentlidien  Verfahren 
vor  den  lleimatsgerichten  einer  Revision  unterliegen  kannten. 
J>iese  Beichskonunissarien  mUssten  mit  allen  Mitteln  ausgestattet 
werden,  die  nöti^r  sind,  um  Aufschluss  Uber  die  Vergangenheit 
der  einzelnen  Vagabonden  zu  erlialtcMi,  und  namentlich  müsste 
man  auch  gegen  diese  den  ertorderliehen  Zwang  ül>cn,  damit 
sie  wahrheitsgetreue  Angaben  über  ihre  Vergangenheit  machen. 
Man  dttrfle  auch  vor  strengoi  Mitteln  nieht  zurückschrecken 
'  und  sie  namentlich  in  ein  Zwangsarbeitshaus  mit  scharfer  Zucht 
illr  so  lange  einsperren,  bis  sie  die  erforderlichen  wahrheits- 


^)  &  115. 
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geni<f!«scTi  Au^ulxMi  machon,  sofern  man  unsere  Landstrawen 
von  dem  Gesindel  l)otVeien  will." 

Wenn  anders  man  der  Ansieht  ist,  dass  das  Lnndannen- 
wesen  ein  so  ungeheueres  Uebel  ist,  dass  man  es  um  jeden 
Preis  los  werden  muss,  wird  man  am  Ende  auch  vor  einem 
80  mllhseligen  Verfiihren  nicht  zurückschrecken  dflrfen  und 
einige  Jahre  heilloser  Vcrwirmnir.  sowie  eine  je  naeli  Um- 
stünden 10,  20,  30  Jalirt'  dauernde,  sehr  verwickelte  Geschäfts- 
behandlung bezCiglieh  der  ehemals  Landanneii  in  den  Kauf 
nehmen  müssen.  Ausserdem  wird  man  a})er  die  Zuweisung 
in  denjenigen  Füllen  beizubehalten  haben,  in  denen  aucli 
Baiem  sich  nicht  anders  zu  helfen  weiss:  in  den  Fällen  der 
eigentlichen  Heimatlosigkeit  bei  Findlingen,  nicht  rer^ 
nehmungsfilhigen  Irren  und  Gebrechlichen  und  vor  allem 
bei  Deutschen,  die  ihre  Heimat  durch  Auswanderung  verleren 
haben  und  heimatlos  nach  Deut.seliland  zurückkehren.  Auch 
würden  Kosten  in  Betracht  «^ezofcen  werden  müssen .  deren 
Last  man  uiimri^rlich  nach  zubilligen  ^lerkmalen  den  riemejiiden 
auHegen  kann,  also  Kosten  für  Beerdigung  unbekannter 
Leichen  und  namentlich  fdr  Auslttnder,  die  einer  inländischen 
Heimatgemeinde  nicht  angehören  können.  Ich  erinnere  daran, 
dass  wie  oben  nachgewiesen  worden  —  in  Baiem  sehr 
viel  mehr  Oesterreicher  als  Preussen,  in  Preussen  sehr  viel 
mehr  Russen  als  Baiern  aufhaltsam  sind.  Für  alle  die  hier- 
nns  erwachsenden  Kosten  müsste  also  doch  irgend  ein  grösserer 
Verband  —  wie  es  gegenwärtig  der  Landannen  verband  thut  — 
eintreten. 

Ja  noch  mehr;  auch  die  unbedingten  Vertreter  des  Heimat- 
prinzips können  sich  des  GefÜlils  nicht  erwehren,  dass  es  doch 
unter  Umständen  sehr  hart  sein  könnte,  die  Heimatv-erbände 

auch  bezüglich  solcher  ihnen  angehöriger  Personen  zu  belasten, 
die  thatsächlich  durch  lange  Abwesenheit  ilnn^n  entfremdet  sind, 
ohne  dass  sie  anderswo  eine  Heimat  envorben  hal)en.  So 
schlägt  V.  Marschall')  die  Einrichtung  einer  Landcs(Keiclis)- 
untersttttzungskasse  vor,  „welche  den  Gemeinden  diejenigen 
Lasten  abnehmen  soll,  die  ihnen  bei  ganz  strenger  Befolgung 
((biger  Grundsätze  «»bliegen  würden,  aber  wegen  besonderer 
Verhältnisse  nach  Billigkeit  nicht  zugemutet  wenlen  können". 
Lutliardt  hiUt  die  Erleichterung  der  Armenlast  für  die 
Heimatgemeinde  in  Ansehung  entfremdeter  Heimatgenossen 
für  geboten  und  meint,  dass  diesem  Erfordernisse  durch  einen 
angemessenen  Zuschuss  aus  Mitteln  eines  grösseren  Verbandes 
genflgt  werden  könnte.  Wa entig,  der  allerdings  daran  ver- 
zweifelt, das  Hetmatprinzip  Mrieder  hergestellt  zu  sehen,  macht 
den  —  vielen  gewiss  sehr  sympathischen,  von  seinem  Stand- 


punkte 


Vorschlag  y  das  Land- 
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armenwesen  dadurch  zu  beseitigen,  dass  jeder  OrUanuen- 
verband  fUr  den  Fall,  dass  ein  UnterstUtsungswohnsits  nicht 
Yoriianden  oder  nicht  nachweisbar  ist,  die  detinitive  Ver- 
soiffungspflicht  bezüglich  aller  in  seinem  Bezirke  aufhältlichen 

unter8tützunf^sbe(lürftig:('n  Individuen  haben  soll. 

Dass  dieselben  Schriftsteller  im  übrigen  den  sehr  t'rucht- 
ban  n  CJedanken  der  Beteiligung  grösserer  Verbände,  sowie  die 
Ausbildung  freiwilliger  Aruienptlege  in  warmer  und  sach- 
lidier  Weise  betonen  —  ein  Punkt,  auf  den  ausführlich 
surückzukommen  ist  —  mOchte  ich  gleich  hier  bemerken,  um 
nicht  in  den  Verdacht  einseitiger  Hervorhebung  bedenklicher 
Punkte  zu  geraten. 

Und  bedenklich  im  Sinne  des  1  leimati>rinzi]>s  erscheinen 
nicht  sowohl  die  Vorscliliigc!  .>ell)st,  sondern  die  sie  veran- 
lassenden Erwägungen  im  hohen  Grade,  weil  sie  deutlich 
zeigen,  dass  man  ein  rechtes  Vertrauen  zu  der  sittlichen 
Wirkung  der  Heimat  nicht  hat,  sich  auch  nach  ihrer  Wieder- 
herstellung von  der  Vorstellung  heimatentfremdeter  Oenossen 
nicht  wohl  losmachen  kann.  Nimmt  man  hinzu,  dass  un- 
widerleglich nachgewiesen  ist,  wie  sehr  auch  in  LUndern  der 
Ueimatgesetzgebung  das  Betteln  und  das  Landstn-iclien  ge« 
blüht  hat  und  noch  blüht,  so  wird  man  billig  Bedenken  tragen, 
all  die  Schwierigkeiten  einer  Systemänderuug  durchzumachen, 
um  schliesslich  ohne  das  Landarmenwesen  eben  da  anzulangen, 
wo  wir  mit  demselhen  uns  befunden  haben. 

In  letzter  Linie  wird  man  in  dem  gegenwärtig  so  stark  her* 
vortretenden  BedUrfniss,  das  Individuum  mit  einer  Heimat  za 
verknüpfen,  oder  besser:  in  dem  durch  keinen  fremden  Willen 
gehemmten  Gebrauche  der  Freiheit  zu  hindern,  —  nichts 
anderem  erkennen  können  als  eine  durchaus  berechtigte 
Reaktion  gegen  Missstände,  deren  Vorhandensein  niemand  zu 
leugnen  wagen  wird.  Aber  abgesehen  davon,  dass,  wie  an 
vielen  Stellen  gezeigt  wurde,  diese  Missstände  seit  Anfang  des 
Jahrhunderts  und  zwar  inmier  mit  dem  Zusatz  beklagt  werden, 
gegen witrtig  seien  sie  am  unertriigliehsten ,  so  hat  sieh  auch 
fast  immer  die  Betrachtung  ihrer  Ursachen  auf  das  Zuniiclist- 
liegendc,  auf  —  man  kann  es  nicht  anders  nennen  —  einen 
Sündenbock  gerichtet,  der  ftir  alles  vemntwortlicb  gemacht 
•werden  solL  Und  immer  sollte  diesem  Sttndenbocke  gegen- 
über —  es  mochte  nun  die  wirtschafUiche  Freiheit  oder  die 
■Unfreiheit  sein  —  alsbald  die  Gesetzgebung  in  Bewegung 
treten  und  den  doch  oft  s(;hr  schnellen  Wechsel  in  der  An- 
schauung dieser  Dinge  zu  ebenso  s(  linellem  Ausdruck  bringen. 
•Es  ;^iebt  keinen  Staat,  der  hierfür  ohne  Beispiel  geblieben  wiire. 

Wir  sind  nunmehr  wieder  an  einem  Wende|)unkte  ange- 
langt und  man  würde  die  Signatur  unserer  Zeit  verkennen, 
wollte  man  annehmen,  dass  ihr  die  Wiedereinfllhrung  der 
Heimat  oder,  was  der  wahre  Kern  der  Sache  ist,  die  Be- 
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BchrAnkungen  der  Freizügigkeit,  aus  Vorliebe  fUr  die  grOflst- 

mögliche  individuelle  Freineit  zu  schwer  fallen  würden.  Dies 
wirtl  sich  unter  Umstltiidon  nicht  abwenden  lassen.  Man 
kann  drni  jj^egenüber  nichts  weiter  thiin,  als  auf  den  Verlauf 
dieser  Dinge,  wie  ihn  die  (iescliichte  h*hrt,  hinweisen  und 
davor  warnen ,  durch  zu  kräftiges  Vorgehen  gegen  die  wirk- 
lichen Schäden,  namentlich  das  Vagabundentum  und  industriell 
verdorbnes  Proletariat,  nicht  Ober  das  Ziel  hinausauschiessen 
und  8U  verscbÜmmem  statt  zu  verbessern.  Und  solch  eine 
VerscUimmemng  wftre  die  Rückkehr  zum  Heimatoystem  mit 
allen  seinen  Konsequenzen,  die  man  ziehen  muss,  wenn  man 
ganze  Arbeit  thmi  will.  Denn  in  Ansehung  der  hierher 
treffenden  Massrep'hi  ist  die  einzelne  ohne  jede  Bedeutung; 
nur  von  allen  zusannnen,  von  Beschränkung  der  freien  Be- 
wegung, von  unnachsichtlichem  ZurUcktransport  der  vagirenden 
Elemente,  von  strenger  AbschKeflsung  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
kann  eine  ganze  und  volle  Wirkung  in  der  gefrttnschten  Weise 
erwartet  werden,  v 

Aber  in  WahrWit  ist  Besserung  nicht  möglich  durch  alle 
diese  negativen,  sondern  Icdiglieli  (hirch  jmsitive  ThUtigkeiten. 
Man  züchtige,  strafe  und  bessere  dii*  \'agal)unden ;  man  fessele 
die  Arbeiter  an  die  Scholle,  indem  man  ihnen  Arbeit  zu 
schaffen  sucht,  man  lenke  die  Gemüter  auf  den  Wert  der 
iü^at,  indem  man  fftr  menschenwürdige  Zustände  in  der 
Heimat  sorgt.  ^ 

Was  aber  die  Armenpflege,  dio^es^ ^notwMdlge  Uebel, 
b^'trifft,  so  TTTff^s'  niaVi  woh'wbhl  hüteh,  aus  einem  Pnnzijv, 
welches  schon  das  bairische  Gesetz  von  1868  mit  dürren  Worten 
und  in  bewusstem  (regensatze  zu  dem  Cresetze  von  1825  ula 
ein  lediglich  finanzielles  bezeichnete,  ein  sittliches,  die  nüch- 
terne Verpflichtung  zur  Kostendeckung  zur  Grundlage  einea 
gemütvollen  Ehppfindens  m  machen.  Aach  hier  sind  andere 
Kräfte,  die  es  8u  erwecken  gilt,  und  die  am  scheuesten  vor 
dem  Zwange  zurückweichen. 

Noch  bedarf  es  eines  kurzen  Wortes  über  einen  Wunsch, 
der  zusammen  mit  dem  V^erhingen  nach  der  Heimat  hervor- 
getreten ist,  den  Wunsch  nach  Wiedereinführung  des  Wortes 
„Heimat"  statt  des  nüchternen  „Unterstützungswohnsitzes". 
In  diesem  Wunsehe  begegnen  sich  ftst  sämmtiiche  Anhänger 
der  ersteren.  Man  wird  gegen  denselben  nichts  Erhebliches  ein- 
wenden und  ihn  noch  durch  die  thatsächliche  Erwägung  unter- 
stützen künnen,  dass  er  aus  dem  Sprachgebrauche  des  Volke.«? 
Ko  wenifr.  wie  aus  der  Judikatur  aucli  in  Norddeutschland 
"S't'rsclnvunden  ist.  Nur  muss  dieses  Wort  nichts  anderes  be- 
zeichnen sollen,  als  wa.s  sich  darunter  verbirgt;  und  man  wird 
Kiemanden  überreden  können,  dass  ein  Armenverband,  der 
„Heimat'*  genannt  wird,  inneriich  verschieden  sei  von  dem- 
jenigen, der  durch  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitaes  zur 
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Tragung  der  Armenlast  verpflichtet  ist.  Am  besten  freilich 
würden  sich  fUr  dies  rein  finanzielle  Verhältniss  rein  sachliche 
Ausdrücke,  wie  „Fürsorgepflicht,  vftmiögensrechtliclie  Fürsorge- 
verpflic'htimg  der  Genioinaon''  ciiipfehlen ;  nuch  das  preussische 
Gesetz  von  1842  enthielt  keine  anderen.  Es  stammt  aus 
der  Zeit  einer  gewissen  Nüchternheit,  der  man  aber  weder 
den  Vorwurf  machen  kann,  schnelle  Entschlüsse  gereift,  noch 
die  Dinge  andere  genannt  zu  haben,  als  wie  sie  wirklich 
hiessen. 

Vgl.  ftber  die  Nomenklator  oben  S.  271. 

In  den  ScbriftsAUen  im  ArmeDStreiUerfidiren  findet  man  na- 
mentlich seitens  der  kleineren  Armen?erblnde  den  Ansdrock  „Heimat* 
aosserordentlich  häafig  für  „UnterstQtznngswohnsitz'^  angewendet 
Ebenso  gebraucht  das  Bundesamt  f.  d.  H.  die  Ausdrücke  gans 
promiscue.  Auch  das  preussische  Obertribunal  bediente  sich  — 
für  Preussen  allerdings  ohne  jeden  Grund  —  dieser  Ausdrucksweise, 
und  nannte  z.  B.  in  dem  Erk.  v.  21.  April  1856  (Strieth.  Arch. 
Bd.  21  8. 101)  das  Geseti  ftber  die  Anfnahme  nen  anziehender  Per- 
sonen yon  1842  „HefanatgeBets*.  Efai  Minist-Reskr.  vom  28.  Angost 
1861  nahm  aber  YeranlasBong' aoBaasprechen,  dass  dies  Gesetz  kein 
Heimatgesetz  sei,  sondern  nur  nach  gemssen  Kriterien  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenpflege  regele.  —  Vgl.  hierzu  die  Polemik  von 
Fl  Ott  well  1  S.  53  flf.  Die  neueren  diesbezüglichen  Wünsche  bei 
Luthardt  S.  55;  Waentig  S.  12;  Elvers  S.  114  u.  a.  —  In 
der  Reichstagskommission  hatte  ein  Mitglied,  das  im  übrigen  auf 
dem  Standpunkt  des  pteossisehen  Systems  stand,  vorgeeehlagen, 
den  Namen  „Heimat"  beizabeludteD.  Es  wurde  danof  entgegnet, 
dasB  der  Name  des  vorliegenden  Bechtsverhältnisses  zwar  an  sich 
nebensüchliche  Bedeutung  habe,  dass  es  aber  nicht  rätlich  erscheine, 
als  den  terminus  technicus  die  Bezeichnung  „Heimat"  zu  wählen, 
weil  man  in  Altpreussen  diese  Bezeichnung  nicht  verstehen,  in 
den  übrigen  Territorien  missverstehen  werde  ;  denn  gerade  in  den 
letzteren  verfeinde  man  mit  dem  Begriff  „Heimat"  den  bestimmten 
Begriff  „der  Untorstfltsangspflicbt  des  Gebutsorts",  einen  Begriff, 
den  nach  dem  Sinne  der  Mehrheit  das  vorliegende  Gesets  radikal 
beseitigen  solle. 
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10.  Kapitel 

Die  Bildung  bezw.  Beteiliguna  grösserer  Verbände  als 

Träger  der  Armenlast 

§  lao. 

Die  Krkeiintuiss ,  da«8  die  umtassendste  und  zugleich 
finanziell  leistungsfUhigäte  bürgerliche  Gemeinschaft,  der  Staat, 
sur  Uebernahme  der  Armenlast  nicht  berufen  sein  kann,  weil 
er  zu  zweckmässiger  Armenpflege  ausser  Stande  ist,  und  die 
fernere  Erkenntniss,  dass  die  engste  bürgerliche  Gemeinschaft, 
die  Gemeinde,  nicht  unter  allen  Umstiliiden  die  Annenlast  tragen 
kann,  weil  sir  Hnanzicll  liMstungsimfjiliig  ist,  führt  vttn  selbst  zu 
der  Erwägung  einer  mittleren  Bildun^^,  die  zu;^irieli  den  hnan- 
ziellen  und  den  vcrwaltungsteciniischen  Anforderungen  der 
Armenpflege  gerecht  werden  kann.  Lässt  man  von  mnem  Ge- 
dankengange ab,  der  in  seiner  starren  Einseitigkeit  die  äusser- 
stcn  Konsequenzen  ziehen  will,  dort  in  der  Staatsarmenpflege, 
hier  in  dem  ausscldies.slichen  Heimatprinzip  gipfelt^  so  bemerkt 
man.  dass  es  einen  Punkt  ^H<'1)t,  wo  die  llebernannie  der  Annen- 
last auf  den  St^iat  aufhört  }::efalirlieli  zu  werden,  und  wo  die 
Gemeinden  anfangen  leistun^^sfjibi;^  zu  werden.  Das  erstere  ist 
der  Fall,  wenn  die  eigentümliche  >i'atur  gewisser  ArmenpHege- 
flllle  eine  willkttrliche  oder  verschwenderische  Behandlung 
ausschliesst,  und  das  zweite  ist  der  Fall,  wenn  mehrere  Ge- 
meinden sich  verbinden,  um  di<  Armenlast  besser  tragen  zu 
können,  ohne  dass  hierunter  die  Armenpflege  selbst  leidet, 
Bildungen .  welche  eine  derarti;rf*  mittlere  Linie  oiidialton, 
sind  in  verschiedener  Weise  moulieli.  sichrere  Gemeinden 
können  in  Bezuj;  auf  die  gesannnte  Armenlast  zu  einem  ge- 
meinschaftlichen Bezirke  vereinigt  werden  und  hierbei  je  nach 
Umständen  gleichzeitig  einen  einheitlichen  Bezirk  für  Erwerb 
und  Verlust  des  Untersttltzungswohnsitzes  bezw.  der  Heimat 
bilden  (Gesammtarmcn verbände).    Oder  sie  ktfnnea 
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sich  zu  vielen  oder  einxeliieii  Zwecken  der  Armenpflege  ver- 
einigen. In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  Sonder- 
bildungen, die  niclit  notwendig  mit  den  örtlichen  und  poli- 
tischen Qrenzen  der  sich  vereinigenden  Gemeinwesen  ttberem- 

stimmon  niflsscn. 

( irundsätzlicli  vertjchicdcn  lii<irvt)ii  ist  di«-  Uclx'rnaliine 
der  ArnicMilast  bozw.  gewisser  T<'ile  derselben  von  Seiten  der 
den  Gemeinweöen  unterster  Orduunjg  übergeordneten  Vcr- 
waltungsbeziike,  welche  ohnehin  eine  ständige  Vereinigung 
^er  zu  dem  Bezirke  gehörigen  Gemeinwesen  bilden  und  ab 
solche  von  vornlierein  gewisse  Funktionen  in  Ansehung  ge- 
meinschaftlicher Zwecke  haben. 

Die  Bildung  Ix'zw.  di<'  l^i'toiligun;^^  ^n-össcrer  Verbände 
an  den  Lasten  der  Annenptiej^-e  ist  keinem  Staatswesen  fn-nid; 
sie  ninnnt  in  Frankreich  so  gut  wie  in  Baiem  eine  bedeutende 
Stelle  ein,  und  kommt  in  dem  Landarmenwesen  der  Reicha- 
gesetzgebung  zum  Ausdruck,  obwohl  grosse  Verschiedenheiten 
in  Bezug  auf  Mass  und  Art  im  einzelnen  bestehen.  Vor- 
sehläge^  die  in  dieser  Richtung  sich  bewegen,  eröffrien  daher 
keinen  neuen  Gedankenkreis.  Oleiehwohl  bilden  dieselben 
nach  allgemeiner  Meinung  den  w«'rtvollst<'n  Inhalt  der  gegen- 
wärtigen Keforndjestrebungen.  Und  nicht  allein  darum,  weil 
sie  dem  Doktrinarismus  der  entgegengesetzten  Strünmngen  wirk- 
Hcli  mögliche  und  lebensfähige  Besserungsmassregeln  entgegen- 
stellen,  sondern  auch  weil  sie  ihren  Schwerpunkt  in  die  Unter- 
suchung derjenigen  Aufgaben  verlegen,  welche  die  Gemein- 
wirtschaft überhaupt  erfüllen  kann,  und  wie  die  Mittel  zu  ihrer 
Erfüllung  beschafft  werden  können. 

"Wenn  ich  es  unternehme,  im  Folgenden  die  verschiedenen 
Gesichtspunkte,  von  welchen  die  bezüglichen  Vorschlage  ausgehen, 
darzulegen,  so  mochte  ich  doch  vorher  bemerken,  dass  eine  er- 
schöpfende Darstellung  nicht  wohl  möglich  ist.  Aus  zwei  GrUnden: 
einmal  bewegen  sich  neben  den  vorherrschenden  Gedankenrichtongen 
noch  eine  Zahl  mehr  oder  minder  yerwickelter  Kombinationen  her, 
wie  es  bei  mittleren  Meinongen  immer  der  Fall  ist;  so  wollen  die 
einen  FiistenTerftnderongen  für  Erwerb  nnd  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes, wenn  gleichzeitig  gewisse  Lasten  vom  Staate 
idiernoramen  werden;  andere  wollen  das  Heimatprinzip,  aber  nur, 
wenn  ganz  oder  zu  zwei  Dritteln  oder  zur  Hälfte  in  den  einzelnen 
Untersttttzungsfällen  den  unvermögenden  Gemeinden  Beihülte  gewälirt 
wird  Q.  s.  w.  Dies  alles  kann  «nd  branefat  nieht  mitgeteilt  m 
werden.  Wesentliche  Kombinationen  wird  man  nicht  wohl  flber- 
gangen  finden. 

Zweitens  aber  —  und  dies  fällt  schwerer  ins  Gewicht  —  ist 

es  unmöglich,  bei  Krörteruiiy  der  einzelnen  Massnahmen  ausreichen- 
des Material  zur  He^riiiuiung  und  Beleuchtung  heranzuziehen ,  weil 
es  an  solchem  Material  zur  Zeit  fehlt.  Hierüber  noch  au  dieser 
.Stelle  zwei  Worte.    Es  verhält  sich  mit  dem  Material,  das  hier  in 
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Betraeht  fUU,  im  wesentlidien  anders,  als  wie  mit  dem  besOi^idi 

der  einzelnen  Oemelnden.  Wenn  fOr  diese  die  Leistangsfähigkeit  oder 
*nnfUiigkeit  zu  untersuchen  war,  so  mochte  man  sich  an  einiger- 
massen  zutreffenden  Beispielen  und  Einzelangaben  genügen  lassen, 
um  von  den  einen  auf  den  Zustand  der  anderen  zu  schliessen.  Das 
genügt  aber  hier  nicht.  Worauf  es  hier  ankommt,  ist  gerade  das 
Gesammtbild  ganzer  Provinzen,  der  Staaten  und  des  Reiches.  Für 
eine  Ansgldchnng  der  gesammten  imd  die  Erleichtenmg  der  Ort- 
ttchen  Armeolast  ist  es  sehr  wichtig  zn  wissen,  wiediegesammte 
Armenlast  beschaffen  ist 

Leider  ist  in  dieser  Beiiehmig  von  der  Beichsarmenstatistik 

für  1885,  welche  die  Finanzen  der  Landarmenverbände  mit  umfasst, 

kein  genügendes  Resultat  zu  erwarten,  weil  sie  versäumt  hat,  die 
Fragen  nach  Ausgaben  und  Einnahmen  nach  massgebenden  Ge- 
sichtspunkten, insbesondere  in  der  Richtung  zu  uliedern ,  dass  der 
Autwaud  für  eigentlich  landarme  Personen  und  für  andere  Armen- 
ptiegezwecke  gesondert  nachgewiesen  wird.  Wie  wichtig  dies  ist, 
braucht  nicht  näher  dargelegt  sn  werden.  Es  ist  dies  nm  so  mehr 
zu  bedauern,  als  die  Finanzstatistik  der  Landarmenverbinde  der- 
jenige Teil  der  ganzen  Erhebnng  irt,  der  wirklich  saverlftssig  seui 
könnte,  weil  die  Nachrichten  von  Verwaltungskörpern  zu  erfordern 
sind,  die  ein  durcliaus  geordnetes  Rechnungswesen  führen  und  zur 
Erteilung  dieser  Nachrichten  sehr  wohl  im  Stande  sind.  Man  kann 
nur  den  Wunsch  aussprechen,  dass  eine  derartige  Erhebung  recht 
bald  nachgeholt  and  gleich  anf  mehrere  Jahre  erstreckt  wflrdei  Ea 
konnten  mit  allerldchtester  Hflhe  durch  ein  einmaliges  Ansschreibea 
Angaben  fttr  alle  vorhergehenden  Jahre  bis  zur  Gegenwart  erlangt 
werden.  Wollte  man  sich,  um  allzugrossen  Umfang  der  Publikation 
zu  vermeiden,  auf  einige  Jalirgänge,  vielleicht  von  fünf  zu  fünf 
Jahren  beschränken,  so  würde  ein  sehr  zutreffendes  und  brauchbares 
Material  in  kurzer  Frist  hergestellt  werden  können.  Vgl.  hierüber 
noch  meine  Abhandlung  in  Conrads  Jahrbuch  f.  N.  u.  St.  188(> 
S.  481. 

Ich  habe  selbst  einen  Versuch  gemacht,  dnrch  Ausschreiben 
ein  grösseres  Material  zusammenznschaffen,  habe  aber,  trotzdem 
mir  in  zuvorkommendster  Weise  sowohl  gedruckte  Berichte  wie 
schriftliche  Angaben  sugesendet  wurden,  hiervon  doch  schliesslich 
Abstand  nehmen  müssen;  denn  abgesehen  davon,  dass  nicht  überall 
meinem  Wunsche  nach  üebersendung  von  Angaben  entsprochen 
wurde,  ist  auch  die  Durcharbeitung  und  Zusammenstellung  solchen 
Materials  für  den  Privatmann  ein  selbst  mit  Opfern  au  Zeit,  Mühe 
und  Geld  nicht  dnrehftthrbares  Unternehmen.  Das  ist  und  kann 
nur  Sache  der  Zentralbehörde  sein. 

Auf  einzelne  Punkte,  deren  Klarstellung  im  Wege  der  Stati- 
stik unumgingllches  Bedlfarfiaiss  ist,  habe  ich  an  den  einschlägigen 
Stellen  hingewiesen. 
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1.  Bildung  ^sserer  Ueimatbezirke. 

§  131. 

Die  Bildung  von  Ortearmenvcrbünden  durch  Zusummeu- 
legung  von  mehreren  Gememdeii  oder  mehreren  Gutsbezliken 
besw.  Gemeinden  und  Gutsbezirken  ist  durch  §  3  des  Reichs- 

gesetzcs  vom  6.  Juni  1870  gestattet.  Die  einzebien  Staaten, 
denen  die  Zusammensetzung  und  Einrichtung  der  Armen- 
verbände obliegt,  haben  von  der  Befugniss  <l('s  $;  3  insofern 
Gebrauch  gemacht,  als  sie  ihrerseits  die  näiicren  Xoniien  t\ir 
den  Fall  einer  solchen  Bildung  aufstollen,  das  Beibehalten 
bestehender  Gesammtamien verbände  anordnen,  im  übrigen 
aber  von  jedem  Zwange  zu  derartigen  Bildungen  Abstand 
nehmen.  Wo  neue  G^esammtarmenverbllnde  geschaffen  werden 
»ollen,  ist  die  Beteiligung  der  einzeliioii  Glioder  an  Vorwaltung 
und  Kosten  durch  ein  auf  freier  Vereinbarung  beruhendes 
Statut  zu  regeln. 

Das  Charakteristische  dieser  Verbünde  ist,  dass  sie  in 
Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpflege  ganz  und  gar  an  die 
Stelle  der  einzelnen  Glieder  treten,  und  insbesondere  in  Bezug 
auf  Erwerb  und  V'erlust  des  UnterstUtzuugswohnsitzes 
einen  einheitlichen  Bezirk  bilden.  Dies  unterscheidet  sie  von 
jeder  anderen  Vereinigung  zu  einzelnen  Zwecken,  welche  nach 
aussen  d.  h.  im  Verhältniss  zu  dritten  Armenverbänden  ohne 
jede  Bedeutung  ist,  sowie  von  den  Landarmenverbftnden,  welche 
zwar  auch  unmittelbare  TrJlger  der  Armenlast  sind ,  die- 
selbe aber  nieht  nach  Mnssgabe  des  Unterstützungswohnsitzes, 
sondern  gerade  beim  Mangel  eines  solchen  zu  übernehmen  haben. 

Vgl.  Preuss.  Ausf. -Gesetz  §  9—15.  Die  näheren  Nonnen 
betreffen  besonders  den  Massstab  für  Aufbringung  des  Armenauf- 
wandes, Uber  den  sehr  lebhaft  gestritten  wurde.  Man  einigte  sich 
schliesslich  im  Wege  des  Kompromisses  anf  einen  gemischten  Modus, 
nach  Massgabe  der  Klassen-  and  EiHkommensteuer,  der  halben  Gewerbe- 
nnd  der  halben  Grand-  und  Oebiudd-Stener.  Das  Uaterial  ist 
sehr  voUstiodig  mitgeteilt  bei  Arnold  S.  545  ff.  —  Von  bestehoiden 
Gesammtarmenverbänden  kamen  die  in  Schlesien  (mit  Ansnahme  der 
Oberlausitz):  Rittergüter  and  Gemeinden  —  in  Neuvorpommem 
und  Hilgen:  ans  Ortschaften  und  Gutsbezirken  gebildete  Kirchspiele 
—  in  Hannover:  aus  ländlichen  Gemeinden  gebildete  Sammtgemein- 
den,  in  Betracht,  Ausserdem  nicht  kommunale  Verbände  (kon- 
fessionelle) in  Schleswig- Holstein  and  Hannover,  die  bei  der  Um- 
bUdnog  in  gesetzliehe  ArmenTerblnde  Insoweit  anfrecliteilialten 
werden  sollten,  als  sie  mit  den  kommanalen  Grenzen  Übereinstimm- 
ten. —  Sachsen  §  1  Hess  es  bei  der  geltenden  Organisation  bewenden, 
welche  in  '^0  der  Armenordnung  von  1840  nur  über  die  Asso- 
ziation mehrerer  Heimat  bezirke  /u  gewissen  gemeinsamen  Zwecken 
bestimmt.  —  Würtemberg  Art.  8  gestattet  die  Yereinigoog  mehrerer 
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Teilgem^den  und  die  Veremigung  mehrerer  Gemeinden  eines  Ober* 
amtsbezirks  (Gesetz  Ober  die  Yeriiftltnisse  der  snsammengeeetsten 

Gemeinden  vom  17.  September  1853.)  Ebenso  Sachsen -Weimar 
v;  5,  Mecklenburg-Strelitz  §  2,  Braunschweig  §  4  und  die  meisten 
andern.  In  Oldenburg  nur  für  die  Fleckens-  und  die  Landgemein- 
den Alireii.sliöck  (Fstt.  Lübeck),  welche  einen  einheitlichen  Orts- 
Armenverband  bildet  —  revidirte  Gemeinde-Ordnung  vom  30.  Mai 
1876  Art  89  §  2. 

Der  Chsnürter  der  Gesammtarmenverbinde  als  Heimatrerbftnde 
ist  mehrfach  Gegenstand  der  bundesamtlichen  Entscheidimg  ge- 
wesen. Vgl.  bes.  Entsch.  vom  7,  April  1873  II  S.  53  und  vom 
2r>.  :Mai  1878  X  S.  42  in  Bezug  auf  die  hannoverschen  Amtsneben- 
anlage verbände.  —  Auch  die  vom  3.  November  1877  IX  S.  81,  wo 
umgekehrt  ausgeführt  ist,  dass  die  Abmachung  zwischen  den  den 
Gesammtarmenverband  bildenden  Gutsbczirkeu  und  Gemeinden,  ge- 
wisse Kosten  allein  zu  tragen ,  nach  anssen  hin  gleichgültig  sei ; 
passi?  legitimirt  ist  allein  der  GesammtannenTerband. 

Was  nun  die;  wirkliche  GestHltung  bctrift't,  so  ist  —  soviel 
bekannt  —  nirgends  von  der  Bcfugniss  der  Vereinigung  frei- 
willig Gebrauch  gemacht  worden.  Nur  in  den  eben  genannten 
Staaten  haben  sich  die  bereits  bestehenden  Gtesammtarmen* 
verbände  erhalten'). 

Neuerdings  ist  der  Gedanke,  die  Bildung  derartiger  grösserer 
Annon])ozirke  durch  gesetzgeborisclic  Akto.  d,  Ii.  also  im 
A\ Cge  des  Zwanges,  hcrbeizufiihron ,  lebhaft  lnTvorgetroten, 
und  ebensowohl  von  Anhängern  wie  von  Gegnern  der  Keichs- 
gcset^ebung  befiirwortet  worden.  Die  letzteren  halten,  wie 
schon  erwähnt,  nur  in  diesem  Falle  die  Durchführung  des 
Heimatprinzips  für  möglicii,  während  die  ersteren  das  Haupt- 
gewicht auf  die  erhöhte  Leistungsf^thigkeit  der  grösseren  Be- 
zirke le^e!i ,  ohne  das  Prinzip  des  UntersttltzungswohnsitBee 
autgcben  zu  wollen^). 


')  V'^gl.  vor.  Anm.  imd  die  preuSB.  Min.-Instr.  zum  AuBfühmugägcsetz 
vom  11.  April  isTl  /«  §  9  15,  —  Bezüglich  Würtemberes  erklärte  der 
Minister  des  Innern  in  der  Sitzung  der  K.  d.  Standesherren  vom 
1.  Juni  1sk3,  das8  Vereinigungen  von  IVilgemeinden  xa  Qeaammtannen- 
vorhiiiidcn.  auf  welche  hinzuwirken  durch  Min.-Instr.  vom  8o.  Mai  1873 
die  Behörden  angewiesen  worden  wären,  so  gut  wie  gar  nicht  zu  ötaude 
gekommen  seien.  —  Für  Preiusen  ergiebt  die  Stat  Korr.  y<Mn  2.  Joli  1886, 
Hauptergebnisse  der  Armonstatistik  für  188.'),  dass  Ton  insgesamint  47^8 
Urtsarmenverbänden  nur  3363  jeemischte  sind. 

*)  Die  Frage  ist  im  Hinbliek  anf  die  Reform  der  Aimenpfle^  im 
allgemelnon ,  und  auf  die  Armengesetzgebung  insbesondere  aut  dorn 
Kongreas  des  D.  V.  1862  in  den  drei  ausführlichen  von  Seyffardt, 
Elvers  und  Germershausen  verfassten  Referaten  und  den  darauf 
folgenden  Verhandlungen  lükeitig,  wenn  auch  etwas  kursorisch  erörtert 
worden.  —  Dies  ist  aas  wertvollste  Material.  —  Aus^tordeni  besonders 
Gueist,  Die  preuas.  Kreisordnung,  Berhn  IblO^  uauieutlicb  6.  löl  ff., 
femer:  Die  Yeihandliiiigen  beider Hioser  des  Laiidtsgs  in  Pteusaen;  vgl. 
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?i  132. 

Zur  Begründung  der  Notwendigkeit,  solche  Verbftnde  zu 
schaffen,  wird  yor  «lleni  auf  die  notorische  Leistungsunfiihig- 
keit  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Drtsaniienverbfindcn  hin- 
gewiesen und  geltend  gemacht,  dass  diese  niemals  im  Stande 
sein  würden.  d«Mi  Anfordennigcn  der  ötieiitlichen  AnnenpHefi:e 
für  sieh  aliein  zu  geniigen,  während  von  ilinir  Vereinigung  zu 
grösseren  Verbunden  sieli  eine  bei  weitem  wirksaniere  Arnieu- 

Sttege  erwarten  lasse.  Auch  wird  hervorgehoben,  wie  sehr 
ie  Abschiebung  abnehmen  würde,  wenn  sich  die  Armenlast 
von  vornherein  auf  grOssere  Bezirke  verteilte,  und  wie  die 
2jahl  der  Landarmen  sich  vermindern  wttnie,  weil  schon  der 
Aufontlialt  aiieli  nur  in  einem  der  zum  Gesammtarmen ver- 
band geli(»rigeii  Bezirke  zum  Erwerbe  der  Heimat  bezw,  des 
UnterstUtzungswuhnsitzes  in  dem  GesammtarnK-nverbande  und 
nur  die  Abwesenheit  von  jedem  derselben  zu  ihrem  Verluste 
führen  würde'). 

In  Ansehung  der  GrOsse  der  zu  bildenden  Verbände  sind 
die  VoisL-hliige  im  einzelnen  sehr  verschieden.  Wuhrend 
Seyt'fardt  in  Anbetracht  der  sehr  erhebliehen  individuellen 
Verschiedenheiten  die  Hestimmung  des  T'^mt'anges  dem  Er- 
messen der  hierzu  b<'rul"en<'n  Piehörde  id)erlas8en  will  und  nur 
um  einen  Anhalt  zu  geben,  eine  Zwi.selieninstanz  zwischen 
den  Gemeinden  und  den  zunächst  übergeordneten  Verwaltungs- 
bezirken (Kreise)  empfiehlt,  bezeichnet  Gneist,  sowie  auch 
Germershausen  die  Elreise,  Friedrich  die  Gerichtsamts- 
bezirke aU  angemessene  Heimatbezirke;  Elvers  und  A Sch- 
rott em]>fehlen  ganz  allgemein  Verbände,  die  leistungstjlhig 
sind  nn<l  von  denen  der  eine  dem  andern  möglichst  an 
T.f'istungstahigkeit  ghnehkomnu,  in  besonderer  Bezugnahme 
aut  die  «  nglische  Annengesetzgebung. 

Vgl.  Seyffardt  II  S.  :;9;  Gneist  S.  152;  Gerniers- 
hausen  S.  160;  Friedrich,  Einleitung  S.  IV;  Elvers  S.  141; 
A Schrott  S.  885.  Von  ftlteren  Schriftstelleni  geben  Merkmale 
ffat  Abgrenzung  der  Heimatberirke  Dnchatel-NaTille  S.  112: 

„Giebt  man  der  Ileimatsberechtigang  viel  örtlichen  Umfang,  so 
bleibt  mehr  Gleichheit  in  den  Arbeitslöhnen;  man  erleichtert  dem 
Arbeiter  die  Mittel  seinen  Unterhalt  zu  verdienen:  man  entfernt 
von  ihm  einen  Teil  des  viel-  und  mannigfachen  Drucks,  den  er  er- 
leiden muss;  man  verteilt  die  Last  der  Taxe  gleichmässiger ,  man 
entzieht  die  Armen  den  Yerwabrungsmassregeln  der  einzelnen  Orte; 
man  vennindert  die  Streitigkeiten  der  Kommuien."  Kries  charak- 

die  vorlotzto  Anmerkung.  —  Bemerkenswert  auch  Friedrich,  Einleitung 
S.  lY  und  neuerdiogs  Aschrott  —  Auf  alle  diese  ist  im  Text  zurück- 
znkomiiien. 

Auch  die  preuss.  MiiL-InBtr.  vom  10.  April  1^71  (zum  AuifBkiluig^ 
gesetz  vom     März  1S71J  betont  diese  Gesichtspunkte. 


Digitized  by  Google 


882 


VI.  4. 


terisiit  ganz  allgemein  II  S.  341 :  „Die  Domizilgemeinden  sollen  die 
Kreise  zusammeD fassen,  in  welchen  sich  das  Angebot  von  Diensten 
und  die  Nachfrage  danadk  im  allgemeineii  das  GMdigewiclit  balten . . . 
Den  üm£ug  denelben  oidit  sa  Uein  abiiigreiiie^  iiirdebeiiBoeelirim 

Interesse  der  ArbeitsiiclieDden  als  der  jUMtgebenden  liegen.  Den 

Arbeitern  kann  es  nur  erwünscht  sein,  wenn  sie  auf  einem  möglichst 
grossen  Gebiet  völlig  ungehindert  lohnende  Beschäftigung  und  wohlteilf 
Wohnungen  suclion  dürfen  und  dabei  innerhalb  dieses  Gebietes 
gegen  eine  übermässige  Konkurrenz  sich  geschützt  finden." 

Gegen  die  Schaffung  solcher  Verl)iin(lc  werden  verschie- 
dene Kiuwendun^en  erhoben,  in  Ansehung  ihrer  kommunalen 
Eigenschaft  wird  von  einer  derartigen  Zasammenlegung  die 
Desorganisation  der  Gemeinden  geft^htet'),  sowie  daTor  ge- 
warnt, Mittelglieder  zwischen  Gemeinde  und  Kreis  einzu- 
schieben, da  sich  im  allgemeinen  die  diesen  Körperschaften 
übertragene  Yorwaltunp^sthiitigkeit  bewährt  liabe^).  ^^'enn 
man  die  Aufgaljo  ornstiicli  ins  Auge  fassen  wolle ,  so  müsse 
man  überliau])t  die  Leistungsfähigkeit  der  kommunalen  Ver- 
bände untersuchen,  und  wenn  eine  Reform  in  dieser  Be- 
Biehung  erfolgen  solle,  dieselbe  sogleich  auf  alle  Gegenstände 
des  Goneinwesens  erstrecken  —  was  aber  nicht  Sache  der 
.^nnengeselsgebung,  sondern  der  kommunalen  Reform  sei. 
Ausserdem  wird  eingewendet,  dass  auch  durch  ein  solches 
ZnRaninienlcgen  bei  dem  geringen  Einkommen  der  einzelnen 
kleinen  Gemeinden  noch  immer  keine  leistungsfähige  grössere 
Gemeinde  gescliaffen  werden  könne.  Vor  allem  aber  wird 
geltend  gemacht  und  für  Preussen  von  v.  Wintzingerode 
und  V.  Reitzenstein,  you  Wielandt  ftkr  Baden,  von 
Huzel  filr  Wtlrtembeig  beseugt^  dass  gegen  eine  solche  Ver- 
Bchmelzung  eine  sehr  grosse  Antipathie  in  den  Gemeinden 
selbst  bestehe^). 

Ein  Bedenken  schliesslich  hat  die  hier  vorgcsehlagene 
Refonn  mit  der  Uebernahme  der  Armenlast  auf  den  Staat 
gemein:  das  Bedenken  kostjipieliger  Wirtschaft  aus  gemein- 
schafidlchen  Mitteln.  In  Ansehung  dieses  letsteren  Punktes 
wird  insbesondere  von  Elvers  und  Aschrott  auf  die  Not- 
wendigkeit gehöriger  Aufeicht  hingewiesen. 

§  183. 

Von  den  Erfahrungen,  die  in  Bezug  auf-Gkwammtarmenver- 
bttade  gemacht  worden,  sind  yerhältnissmUssig  wenige  öffentlich 

M  V.  Miaskowski  a.  a.  0.  S.  64. 

^)  V.  Keitzenstein  in  allen  seinen  diesen  Punkt  berührenden 
Arbeiten,  namentlich:  I  8.  29,  II  S.  152. 

*)  A.  a.  O.  S.  60.   Auch  Jolly  8.  5.  6  meint,  diias  die  freiwillige 

\*«'rpinipinf;  nicht  wahrscheinlich  sei;  auch  hält  er  „die  posotzliche  Ver- 
uindung  vun  (Gemeinden,  lediglich  damit  die  eine  der  anderen  Lasten  ab* 
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bekannt  gegeben.  Nur  die  Berichte  von  G  rumbrecht  und 
L  i  n  8  i  n  g  e  n ,  sowie  die  ältere  Darsteüuiig  von  S  t  ü  v  o  bringen 
Kachrichten  ii])er  die  Verhältnisse  in  UsttViesland ,  den«'n  zu- 
folge in  der  Tiiut  die  Armenptlege  dort  eine  sehr  kostspielige 
ist  Ersterer^)  bemerkt:  ,,I>ie  Eirdispidlvorstände  stehen 
dem  Armen  ferner  und  verfügen  Uber  Gelder,  die  ihnen  aue 
wttten  Kreisen  zur  Disposition  gestellt  werden.  Die  Folge  ist 
^ne  mehr  oder  weniger  verschwenderische  Annenpflege  ge- 
wesen, welche  die  Ans])rüche  der  Annen  in  quali  et  quanto 
fortwälirend  gesteigert  hat."  Stüve,  dessen  Ausführungen 
sowohl  wegen  eindriiignulstrr  Sachkcimtniss  als  auch  des- 
wegen bemerkenswert  sind,  weil  sie  sich  auf  eine  weniger 
bewegte  Zeit  als  die  jetsige  (ISbl)  und  sehr  enge  Verhftltnisse 
beziehen  —  Stttve  oetont,  dass  oei  Bildung  grösserer  Armea- 
verbände  der  einzelne  zu  ihm  gehörende  kleinere  Bezirk  dafUr 
zu  sorgen  habe,  dass  wirklich  arbeits-  und  erwt^rbsfjihige 
Personen  ihre  Kräft-'  auch  wirklich  verwendeten,  wozu  nicht 
öKWoliI  finaiizi<'lle  (>pt'er.  als  eine  gewisse  Aufmerksamkeit 
und  Thiitigkeit  seitens  der  Gemeinde  gehöre.  »1^^®  Nach- 
barn —  meint  er  —  können  ohne  sonderliche  Mühe  einerseits 
den  TrSgen  ttbenvaohen,  andererseits  aber  auch  den  harten 
Hausham  oder  Arbeitgeber  veranlassen,  dass  er  seine  Pflicht 
thue.  Bleiben  dann  Fälle  tibrig,  wo  die  Ghemeiude  dies  nicht 
vermag,  .  .  .  dann  ist  es  an  dem  grösseren  Verbände  hinzu- 
zutreten und  durch  Verwendung  oder  Bewilligung  dem  Uebel 
ubzuh«^lfen."  Und  weiter  unten:  „Ueberall  macht  sich  in  den 
Gemeinden  ein  Drang  nach  Verkleinerung  der  Armenverbände 
^tend;  dieser  Drang  ist  das  Mittel  ^  swvekmAssigen  Anord- 
nungen Eingang  zu  versehaflen.* 

Mit  den  vorstehenden  Bemerkungen  berührt  Stüve  ein 
Moment,  das  bei  den  jüngsten  Erörterungen  ziemlich  unbe- 
achtet ireblieben  ist:  die  Fähigkeit  zur  eigentlichen  örtlichen 
Arnieuj^He^^o  auf  Seiten  der  Armenverbände,  Es  ist  selbst- 
verständlich, dass,  so  lange  man  an  der  gesetzlichen  Armen- 
i)riege  festhält,  das  einzelne  Glied  des  Gcsammtarmenver- 
oandes  nach  wie  vor  Oigan  der  voilftuiigen  Unterstatzung 
aetn  und  den  hierför  notwendigen  Au^and  ersetzt  erhalten 
würde,  soweit  ihm  niclit  gewisse  Armenpflegefidle  —  insbe- 
«ondere  Kranken- ,  Waisen-,  Gebrechlicnenpflege ,  sowie  die 
Sorge  für  arbeitsscheue  Personen  —  durch  genieinsame  An- 
stalten tiberhaupt  abgenommen  werden.  Nun  bildet  gerade 
die  vorläufige  l«ürsorge  durch  Arbeitabeschaflfung,  sowie  die 


nehme,  für  e\t\o  Massre^el  von  so  verletzender  Hfirtei  wie  sie  der  Staat 
nur  in  der  äussersten  Not  ergreifen  darf'. 

>)  Gmmbreeht  8.  108;  Li n sinken  S.  82:  ....  wo  Jeder  für 
die  Armen  seines  Orts  slih^  doin  geinpinsamea  SSocel  dneQ  tbonUcbst 
groaeen  Antheil  zu  erringen  bestrebt  war." 
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^(•iiKMnjiainc  Fürsorge  der  (ieini'iiKUciiiwohiicr  dureli  Katiiral- 
verptle^ung  alterssvliwacher  odor  vorübergehend  bedürftiger 
Personen  eine  Art  der  Unterstützung,  die  keine  wesentlichen 
Kosten  macht  und  doch  sehr  natuich  und  zweckmäasig  ist. 
Man  darf  aber  nach  den  bisherigen  Erfiüirangen  annehmen, 
dass  die  Gemeinde  in  solchen  Fällen  es  vorziehen  wttrde, 
haare  TJnterstiitznngen  zn  ^ewühren ,  wenn  sie  diesclljc^n  von 
dem  Ge!saunntv('rl)an<le  erstattet  erhielte,  und  in  allen  den  Fallen, 
wo  sie  auelj  nhiie  tVenule  Hülfe  etwas  ausriehten  könnte,  dies 
unterlassen  würde,  weil  sie  an  ihren  eigenen  Finanzen  keinen 
Nutzen  davon  hat  Auch  ist  zu  erwägen,  dass  gerade  in 
Ansehung  der  in  ländlichen  Gemeinden  Oberwiegenden  Natural- 
unterstttfasungen  die  schon  bei  l^  sj^reehun^?  der  Stmitsarmen- 
pfl^e  hervorgeliobene  Schwierigkeit,  ja  Unmögliclikeit  einer 
Veransehl.iLrini;:-  derselben  in  Geld  die  gegenseitige  Abrechnung 
sehr  erscinvei^'u  oder  in  Rezu^  auf  diesen  Teil  des  Auf- 
wandes unniö;j:lieh  niaehen  würd»'. 

Gleichwohl  ist  dies  zweifellos  kein  Punkt,  an  dem  der 

Sanze  Vorschlag  zu  scheitern  brauchte;  man  kann  sehr  wohl 
ie  gemeinsamen  Veranstaltungen  erheblich  ausdehnen,  bei- 
spielsweise die  so  selir  schwer  fallenden  haaren  Erst^ittungen 
nach  auswUrts ,  die  Krankenpflege  u.  a.,  und  dennoch  die 
Fürsorge  für  Personen.  den<'n  lediglieh  Obdaeh  und  Nahrung 
zu  trewiihren  ist,  bei  der  einzelnen  (lenninde  belassen. 
Ks  würde  noch  immer  der  sehr  schwer  wiegende  Vorteil  blei- 
ben, dass  eine  grosse  Zahl  von  Gemeinden  einen  einheitlichen 
Heimatbezirk  bilden  und  zu  den  kostspieligsten  Veranstal- 
tungen der  Armenpflege  leistungsfähiger  sind.  Auch  darf 
man  annehmen,  dass  eine  cnei^schere  Handhabung  der  Auf- 
sicht, als  sie  bisher  üblich  gewesen,  viele  Uebelstiinde  ver- 
hindern köiuite.  llieraiit'  komme  ich  nocli  in  einem  anderen 
Zusannm  Ml  hange  zurück  \). 

Auch  den  Umstand,  dass  die  Bildung  der  Gesamnitver- 
bände  im  Wege  des  Zwanges  erfolgen  müsste  und  sunädist 
grosser  Antipathie  begegnen  wttrde,  wird  man  fllr  keinen 
durchschlagenden  Grund  halten  dürfen ,  dieselbe  abzulehnen. 
Schliesslich  sind  alle  Veranstaltungen  dieser  Art  Zwangsakte, 
welclie  das  als  richtig  Erkannte  durchzuführen  bestimmt  sind. 
Hier  kann  nur  die  Meinung  des  O esetzgebers  als  Äer  mass- 
gebenden Instanz  entscheidend  sein. 

8  134. 

DagegOT  kommt  dem  letzten  Einwand,  dass  die  Zu- 
sammenlegung überhaupt  nur  wünschenswert  sei,  wenn  (sie 


')  Vpl.  auch  die  Bemerkungen  von  Küchler  im  D«  V.  a.  aVO.  S.  57, 
Giaf  Wintzingerode  S.  59  und  unten  §  216  Ö'. 
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«ich  auf  aUe  Q^nstände  des  Gememdeweseiu  erstreckte,  und 
.ganz  allgemein  leistungsf^ige  Kommnnalkörper  schaffifce,  wo 
-es  an  denselben  fehlte,  grosse  Bedeutung  za. 

Es  möchte  zweckmässig  sein,  bevor  aaf  diesen  Einwand  näher 
•eingegangen  wird,  einen  Blick  auf  die  beifligliche  englische  Ge- 
setzgebung SU  werÜBn;  sie  ist  die  einzige,  welche  derartige  Yer- 
•einigongen  planvoll  durchgeführt  hat  und  auf  welche  von  einigen 
der  oben  genannten  Schriftsteller  vorzugsweise  hingewiesen  wird. 
Die  öffentliche  Armenpflege  in  England  ruht  von  Alters  her  auf 
den  Kirchspielgemeinden,  bei  welchen  sie  bis  heute  verblieben  ist : 
Gesetze  Heinrichs  Vlll.  von  1535,  der  Elisabeth  von  1601 
(das  noch  heute  grundlegende),  sowie  die  grosse  Kodifikation  vom 
14.  August  1884;  vgl.  Aschrott  besonders  8.  8.  10.  54. 
Auch  in  Engend  trat  die  LdstungsunflUiigkeit  vieler  Kirchspiele 
—  wobei  aber  noch  einige  andere  Umstftnde  als  in  Deutschland 
mitspielten  —  schon  früh  hervor;  sie  wurde  zunächst  durch 
die  Bestimmung  zu  beseitigen  gesucht,  dass  für  arme  Kirchspiele 
von  andern  Kirchspielen  derselben  Hundertschaft  bezw.  derselben 
<iralscliaft  zur  Armenlast  beizutrt^n  sei,  eine  Bestimmung,  welche 
der  bei  uns  flbUchen  Beih&lfe  an  nnvermOgende  Ortsarmenver- 
hftnde  entspricht  (1601),  Der  Oedanke  eigentlicher  Tereinigung 
tritt  dann  (zuerst  1728  im  Zusammenhang  mit  dem  fftr  £n|^d 
«pftter  so  bedentongsvoU  gewordenen  Arbeitshausprinzip  hervor,  in- 
dem die  Verbindnn!?  mehrerer  Kirchspiele  zur  Errichtung  von 
Arbeitshäusern  gestattet  wird.  1782  wird  durch  die  sogenannte 
•Gilbert's  Act  bereits  die  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele  zu  ge- 
meinsamer Annen  Verwaltung,  mit  welcher  die  Errichtung  eines  ge- 
meinsamen Arbdtshanses  verbunden  war,  zugelassen.  Die  Einfthrung 
des  Gesetzes  In  den  efaizdnen  Kirchspielen  —  dessen  übrige,  sehr 
tiefgreifende  Yorschriften  hier  nicht  interessiren  —  wurde  von  der 
Zustimmung  von  '/a  der  Steuerzahler  abhängig  gemacht. 

Sehr  viel  weiter  ging  die  grosse  Reformakte  von  1834.  Bei 
gleichzeitiger  provisorischer  Errichtung  einer  obersten  Armenbehörde 
gab  sie  dieser  die  Befugniss,  so  viele  Kirchspiele,  als  dieselbe  für 
zweckmässig  hielt,  für  die  Zwecke  der  Armenverwaltung  zu  einem 
Armenverbande  (union)  zwangsweise  zu  vereinigen,  wobei  aber  jedes 
Kirchspiel  die  Kosten  fhr  sefaie  Armen  gesondert  tragen  sollte.  Ausser- 
dem sollte  von  den  (Ertlichen  ArmenbehOrden  (guardians)  mit  Zu- 
stimmung der  obersten  Behörde  angeordnet  werden  dürfen,  da^s 
-die  unioD  in  Bezog  auf  die  Niederlassung  als  ein  Bezirk  be- 
handelt werde,  in  welchem  Falle  die  Afmenausgaben  gemeinschaftlich 
zu  bestreiten  sind.  Und  endlich  sollte  es  zulässig  sein,  dass  die  Kirrh- 
-spiele  der  union,  sofern  sie  in  derselben  Grafschaft  und  unter  der 
Jurisdiktion  desselben  Friedensrichters  bellen  sind,  bezüglich  der 
Erhebung  der  Armensteuem  als  ein  Kirchspiel  zu  behandeln  sind. 

Von  den  im  Vorstehenden  angedeuteten  Möglichkdten  der  Ver- 
einigung wurde  von  der  Zentralbehörde  ein  znnftchst  sehr  vorsieh- 
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tiger,  den  verschiedensten  Rücksichten  Kechnung  tragender  Gebraucb 
gomaeht  Namentlich  galt  es,  die  Yerbiade  gross  genug  zu  gesulten, 
nm  sie  leistongsfthig  sa  madieD,  nidit  m  gross,  um  die  persönlich» 
Kenntniss  mid  Kontrole  Ober  die  Einzelheiten  der  laufenden  Ver- 
waltung zu  gefährden.  Die  räumliche  Aasdehnang  der  Bezirke,, 
sowie  die  voraussichtliche  Höhe  der  Armenlasten,  das  Vorhanden- 
sein oder  der  Mangel  eines  Arbeitshauses  war  zu  berücksichtigen. 
Vgl.  Aschrott  S.  66  und  S.  177. 

Es  kann  hier  auf  das  Detail  nicht  näher  eingegangen  werden. 
Ueber  den  weiteren  Yerlanf  dieser  Gesetsgebiingist  zn  bemerken,  das» 
sie  ihren  wesentlichen  AbeoUnss  fimd  dorch  die  1865  erlassene  so- 
genannte Union-Cbargeability  Act.  An  Stelle  des  Kirchspiels- 
wiirde  der  Armenverband  zum  alleinigen  Träger  der 
Armenlast  gemacht.    Der  Zentralarmenbehörde  wurde  gleich- 
zeitig die  Befugniss  eingeräumt,  auf  Antrag  von  '  lo  der  Steuerzahler 
die  Teilung  grösserer  Kirchspiele  oder  die  Vereinigung  abgesondert 
gelegener  Teile  eines  Kirchspiels  mit  dem  benachlmrten  Kirchspiele 
zwecks  Herstellnng  gedgneter  ArmenTerb&nde  anzoordnen.  Noch  mehr 
erweitert  worden  diese  Befugnisse  durch  die  Gesetzgebung  von  1879,. 
1880—1882,  duroh  welche  die  Behörde  ein  nahezu  unbeschränkte» 
Recht  erhielt,  Armenverbände  durch  Auflösung  bezw.  Zusammenlegung 
von  Kirchspielen  auch  ohne  vorherigen  Antrag  der  Grundeigentümer 
neu  zu  formiren,  zwei  oder  mehrere  Armenverbände  für  einzelne  Zweck» 
der  Armentursorge  zu  vereinigen.    Nur  wenn  im  ersteren  Fall  V  i(» 
der  GrondeigentOmer  widenprieht,  soll  es  der  Bestätigung  dea 
Parlaments  bedftrfen.  Vgl.  Aschrott  S.  108  IT.  und  128  ff.  ~ 
Die  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Verbände  sind  sowohl  in  Bezug- 
auf die  Armenlastt  wie  auf  die  Grösse  und  Seelenzahl  sehr  beträcht- 
liche.   Im  ganzen  giebt  es  gegenwärtig  649,  von  denen  die  Mehr- 
zahl 15—60000  Einwohner  hat;  doch  sind  8  mit  über  200  000,  4 
mit  unter  3000  vorhanden.    Nur  darin  sind  alle  gleichartig,  dass 
jeder  Verband  sein  eigenes  workhouse  hat  A.  a.  0.  S.  183. 

Man  wflrde  nun  aber  die  Entwicklang  dieser  Seite  der  eng- 
lischen Armengesetsgebong  nicht  verstehen,  wenn  man  einseitig 
das  Werden  und  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Gesammt verbände 
betrachtete.  Zwei,  ja  eigentlich  drei  Punkte  sind  es,  die  daneben 
ins  Auge  zu  fassen  sind :  vor  allem  die  Stellung  der  Aufsichts- 
behörde und  die  Regelung  des  Heimatrechts ,  endlich  auch  die 
Bedeutung  der  Verbände  als  kommunaler  Körper.  Wie  es  über- 
haupt die  englische  Gesetzgebung  charäkterisirt,  schrittweise,  man 
darf  sagen,  experimentell  vorzugeben,  so  hat  sie  anch  neben  all- 
mählicher Zulassung  des  Eingrdfens  seitens  der  Zentralarraen- 
behörde  behufs  Schaffhng  geeigneter  Verbände  diese  Behörde 
selbst  ans  den  geringen  Anfängen  einer  Kommission  zur  Unter- 
suchung des  Armenwesens  in  eine  feste  und  ständige  Behörde  mit 
weitreichenden  Aufsichts-  und  Verwaltungsbefugnissen  allmählich 
umgebildet;  und  gleichzeitig  ist  eine  wohlgeordnete,  höchst  lebendig 
wirkende  Zwisdieninstaiu  zwischen  den  tokalen  Armenbehftrdffii 
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dem  Zentralaint  geschaffen  und  entwickelt  worden ,  die  für  Diirch- 
lührung  und  Erhaltung  gleichmüssigcr  Grundsätze  mit  bestem  Erfolge 
Sorge  trägt  Zweitens  besteht  neben  dem  eigentlichen,  dem  deut- 
schen ähnlichen  Heimatrccht  die  Vorschrift,  daas  ohne  liQcksicht 
auf  die  HfiiiiiatiiigehOri|{keit  die  Answeisnng  ms  dem  Aufenthalte- 
orte  nur  erfblgen  darf,  wenn  innerhalb  dee  ersten  Jahres  eine 
HUlfsbe9Urftigkeit  hervorgetreten  ist.  Es  ist  also  das  strenge 
Heiniiitreclit  in  seinen  Wirkungen  auf  den  Verbleib  der  Individuen 
vollkommen  altgcs«  hwiicht  und  ein  ähnliches  Verhältniss  geschaffen, 
wie  es  in  Üaiern  seit  Einführung  des  Reichgesetzes  tlber  die  Frei- 
zügigkeit besteht.  iJie  Heimat  hat  vornehmlich  nur  noch  eine 
finanzielle  Bedeutung  in  Bezug  auf  Erstattung  etwaiger  Aofwen- 
dangen. 

Endlich  aber  hat  die  Armengemeinde  in  England  ftir  die 
Kommunalverwaltung  eine  nur  aus  ihrer  historischen  Entwickelang 
verstündliche  eigentümliche  Bedeutung.  Denn  obwohl  sie  einerseits 
mit  dem  kirchlichen  Gemeinwesen,  aus  dem  sie  hervorgegangen, 
nicht  mehr  identisch  ist  und  sich  andrerseits  mit  dem  massgebenden 
politischen  Verwaltungsbezirk  nicht  immer  deckt,  so  ruht  dennoch 
in  England  der  SchwerpnnlEt  der  lokalen  Terwaltang  in  der  Armen* 
yerwaltnng,  welcher  allmfthlich  andere  GegenstAnde,  vor  allem  Schal- 
und  Wegewesen,  Gesundbeits-  und  Registerwesen  angeschlossen  worden 
sind.  Dieser  Umstand  macht  noch  gegenwärtig  die  Armensteuer  zu 
einer  oft  unerträglichen  Last,  weil  auch  die  Bedürfnisse  für  die  zu- 
letzt genannten  Zwecke  nach  dem  Armensteuerfuss  durch  Zuschläge 
gedeckt  werden  und  die  ohnehin  unrichtige  (irundlage  der  Armensteuer 
noch  mehr  verschieben.  £s  ist  kein  Zweifel,  dass  durch  das  auf  der 
Besteoerung  vom  Qmndertrage  bemhende  System  ein  sehr  grosser  Teil 
des  Nutzens,  den  die  gote  englische  ArmenTerwaltnng  mit  sich  bringt, 
illusorisch  gemacht  wM.  Vgl.  Aschrott  S.  225  ff.  und  auch 
V.  Reit7en<;teiD,  Kommnnal -Finanzwesen  in  Schönbergs  Hand» 
buch  III  S.  Gli». 

Und  dies  dürfte  vor  allem  der  Punkt  sein ,  weldier  die  in 
Ansehung  einseitiger  Scliaff'ung  von  kommunalen  Öonderverbüudea 
geltend  gemachten  Bedenken  als  sehr  berechtigt  erscheinen  Iftsst. 

§  134. 

Mit  Auöiiahnie  jenes  Teils  von  NordwestdeutschlHnd ,  in 
welchem  aucli  gegenwärtig  die  auf  der  Grundlage  des  Kireh- 
spiels  aufgebauten  Gesanuntarmenverbände  noch  vorhanden 
sind,  ist  in  Deutschland  nicht  die  Kirchengemeinde,  sondern 
die  politische  Gemeinde  die  Grundlage  eines  alle  kommunalen 
Reclite  und  Pflicliten  in  sich  begreifenden  ( {emeindclflx-n» 
gewesen  und  geblieben.    Unter  diesen  Rechten  und  TiiicLten 


'j  Vgl.  hierüber  unten  §  220. 

25* 


Digitized  by  Google 


388  VL  4. 

nimmt  die  Armenunterjjtiitzun;;  insofern  eine  bedeutende  Stelle 
ein,  als  sie  dem  altgewohnten  \'erhäitniss  der  lieimatgenös- 
sischen  Zugehörigkeit  eine  beäouder»  iiihaltreiche  Bestätigung 
giebt  Wftbrend  aber  die  fiir  die  Kirehengem ein  de  wesent- 
lichste Anigabe,  christliche  Gesinnung  durch  Werke  su  bethätigen, 
allmählich  zu  einer  weltliclien,  überwiegend  polizeilichen,  der 
kirchlichen  Gemeinschaft  in  diesem  Masse  fremden  Armönpflegc 
überleitete  und  so  eine  stiirke  llet('ro«xenität  der  kirchlichen 
und  weltlichen  Armenfremeindo  zur  Fol^e  hatt<N  blieb  der 
deutschen  He  imatgemeinde,  auch  naciidem  das  heimatliche 
Verhültniss  in  jenem  älteren  Sinne  erhebliche  Einbusse  ge- 
litten hatte,  diese  wichtige  Verpflichtung  zur  Armenpflege  als 
eine  öffentlich-rechtliche  Funktipn,  welche  weder  mit  dem 
Wesen  noch  mit  der  Ffthigkeit  der  politischen  Gemeinde  in 
Widerspruch  steht. 

Da  mithin  die  Komnuinal-Armenpflege  in  Deutschland 
mit  den  Veranstaltungen  der  örtlichen  8icherheits-  und  Sitth'cli- 
keitspilege  aut  der  einen,  mit  d(*r  allgemeinen  Wohlfahrts- 
pflege auf  der  andern  Seite  aufs  engste  verknUpfl  erscheint, 
80  kann  man  nicht  wohl  diese  eine  Funktion  ohne  weiteres 
aus  dem  Rahmen  der  allgemeinen  kommunalen  Aufgaben 
herauslösen,  besondere  Verbände  hierfür  schaffen,  die  weder 
in  historischem  noch  natürlichem  Zusammenlmn^jfe  stehen,  und 
deren  <'inz<'lnc  (rlieder  an  den  Veranstaltiin^^en  der  andern 
gar  kein  Interesse  liabtMi.  Es  käme  liierbei  weiter  in  Be- 
tracht, dasä  solche  Vereinigungen,  wenn  sie  richtig  funktiunireu 
■ollen,  nicht  nach  den  politischen,  oft  willkflritchen  Abgren- 
Bungen,  sondern  nach  dem  örtlichen  Bedttrfniss  sich  richten 
müssten,  dass  es  also  sehr  zweckmässig  scheinen  könnte,  ein« 
seine  Gemeinden  verschiedener  Verwaltungsbezirke  zusammen- 
zufassen*) ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  zu  verschiedenen  Kreisen, 
Provinzen,  ja  selbst  zu  verschiedenen  Hundesstaaten  gehören. 

Man  würde  der  bestehenden  Verl)indung  d<u'  Gemeinden 
mit  den  genannten  höheren  Verwaltungsbezirken  ein  Zwischen- 
glied einftigen  mttssen,  das  aus  dem  Rahmen  der  Verwaltungs- 
organisation  herausfiele  und  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten 
verursachen,  den  gewohnten  Zusammenhang  zerreissen  würde; 
und  gerade  in  dieser  Beziehung  wird  man  sich  durch  das  I^eispiel 
Kn^dands  warnen  lassen  müssen ,  wo  die  Zusammenlegung  zu 
( ir>;innntjinnenverl)iinden  zum  Teil  unter  Nichtbeachtung  der 
Grafschaftsgrenzen  durchgeführt  ist. 

Nach  einem  Berit  hte.  welchen  ein  selcct-committee  on  Boundaries, 
of  Pari^he«? ,  Unions .  Counties  u.  s.  w.  im  Jahre  1873  erstattete, 
durchschnitten  von  den  041)  hei>tehenden  Armcnvurbändcn  181  die 


Msa  denke  brispielsireiM  tat  oldenbaigiaehen  ^Enklaven 
Lübork  und  Birkenfeld,  an  (!!<>  preti'^sischen  inTbttriiigea  und  Oldenboi^, 
ao  die  bairischen  in  der  Ftalz  u.  a.  ro. 
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GrafiBdiAft8gi*cnzen  und  lagen  viele  Anncnverblnde  in  8  GrafsehafieD. 
YgL  Asciirott  S.  67  Amn.  1  nnd  S.  123  Amn.  2.  —  Eben- 
derselbe bemerkt  S.  67:  „Durch  diesen  Fehler,  dessen  ganze  Trag- 
weite sich  erst  später  zeigte,  als  man  eine  Reihe  anderer  Zweige 
der  Lokalverwaltung  auf  die  Basis  der  Armenverbände  stellte,  ward 
eine  Verwirrung  in  der  gesmiiniten  Lokal  Verwaltung  des  Landes 
liervorgei"ut'en,  an  deren  Ikseitigung  man  heutzutage  mit  grosser 
Mühe  und  grossen  Opfern  arbeitet,  weil  sich  dieselbe  der  für  er- 
forderlich gehaltenen  Neooigaaisation  der  Lokalverwaltung  als  ein 
bis  jetst  anAberstdgbaras  Hindemiss  entgegenstellt.''  v.  Reitzen- 
stein  bemerkt  I  S.  27:  „  .  .  .  nnr  bei  der  vollen  Bemessung  ihrer 
Zuständigkeit,  wie  ihn  die  Gesetzgebung  der  Staaten  des  eunipäischen 
Kontinents  im  allgemeinen  ausgebildet  hat,  vermag  die  Ortsgemeinde 
ihren  Beruf  als  eines  Regulators  der  gesummten  Lokalverwaltung  zu 
erfüllen;  durch  Auflösung  derselben  in  Spezialorganismen  würde 
dieselbe  jener  Eigcuschafteu,  vermöge  deren  sie  die  Grundlage  der 
selfgovernemeatalen  Institntionen  bildet,  wesentlich  entkleidet  werden. 
Es  würde  damit  die  Bahn,  anf  der  sich  die  Eatwicklnng  der  eng- 
lischen kommunalen  Organisation  in  den  letzten  Jahren  zu  ihrem 
Nachteil  bewegt  hat,  betreten  und  jener  Zustand  unwirtschaftlichen 
Auseinandergehens  der  wirtschaftlichen  Zweige  der  örtlichen  kommu- 
nalen Verwaltung  angebahnt  werden,  wie  er  in  England  die  in 
neuerer  Zeit  ebenso  von  den  leitenden  Staatsmännern,  wie  von  der 
öffentlichen  Meinung  des  Landes  immer  mehr  gewürdigte  dmUe 
Kehrseite  der  dortigen  selfgovemeoientalen  Einrichtungen  bildet* 

Würde  man,  um  diesen  UebelsUind  zu  venneiden,  d<n 
vuii  Seyffardt  besonders  nachdrücklich  betonten  und  zweiiel- 
lüs  wiehtij^'steii  (n-sichtspunkt,  nur  das  individuelle  Bedürtiiis.s 
bei  etwaiger  Zusammeulegung  entscheiden  zu  lassen,  aufgeben, 
und  nach  Oneista  und  Germershanaena  Vorschlag  die 
Kreise  —  beide  haben  die  preussischen  im  Auge  —  oder 
nach  Friedrichs  Vorschlag  die  Gerichtsamtsbezirke  —  F. 
meint  die  sllchsischen  —  als  Gesammtarmen verbünde  konsti- 
tuiren ,  so  hätte  man  zwar  den  Vorteil ,  Heimatbezirke  von 
j^enUgend  grossem  Umtange  zu  erhalten;  aber  alle  die 
anderen  erhofften  Vorteile  wUnleii  unzweifelhaft  in  Wegfall 
kommen.  Es  würden  nämlich  dann,  mit  Ausnahme  der 
preussischen  Provinzialverbftnde  (jedoch  ohne  Ostpreussen) 
und  des  Königreichs  Sachsen,  welche  gegenwärtig  je  einen 
Landarmenverband  bilden,  die  übrigen  neu  zu  schaffenden 
fb'imntbezirke  den  bisherigen  Landamienverbilnden  ent- 
sprechen. In  Ostpreussen,  wo  noch  gegenwUrtig  die  Kreise 
die  Funktionen  des  Landarmenverbandes  haben,  würden  sie 
vollkommen  identisch,  in  WUrtemberg,  in  welchem  die  Ober- 
ttmtcr  als  L.-A.-V.  fungiren,  eher  noch  grösser  sein,  yon  den 
kleineren  Staaten^  die  ohnehin  kleiner  sind  als  die  preussischen 
Kreise,  also  namentlich  den  beiden  Lippe,  den  beiden  Reuss, 
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den  beiden  Schwanbuig,  sowie  Waldeck  undMecklenbur^Stre- 
litz  ganz  zu  geschweigen.  Um  die  immer  sosehr  betonte  sittliche 

Einwirkuiif^  auf  die  Armen  zu  ennOglichen,  mt&sste  also  den  Gro- 
meindeii  doch  wieder  die  Fürsor^^e  li\r  die  einzelnen  Individuen 
iilx  rtraj^en  werden,  obwohl  diese  nicht  bei  ihr,  sondern  in  dem 
Ge.sannntannenverbande  beheimatet  sind.  Wahrscheinlich  würde 
eine  so  beschaffene  Einriciitung  nicht  blos  die  ücbelstände  des 
Landarmenwesens  nicht  verringern,  sondern  umgekehrt  die  ganze 
Öffentliche  Armenpflege  diesen  Uebelständen  in  verstttnctem 
Masse  zufilhren.  Üebngens  ist  hierbei  noch  henroraoheben,  dass 
es  zur  Konstituirung  der  Kreise  als  Gesammtarmonverbände 
eines  Reiehstresetzes  bedürffn  wfirde.  Wie  ohou  dargelegt  wurde, 
sind  andere  als  aus  Gi  ineincbMi  und  Gutsbezirkon  bestehende 
Vereinigungen  als  unniittelbart^  Träger  der  Arnienlast  nach 
gegenwärtiger  Lage  der  Gesetzgebung  nicht  statthaft. 

Vgl.  oben  S.  l  '>8.  Dies  muss  überhaupt  im  Auge  behalten  werden, 
dass  es  sich  hier  iiniuer  uin  die  unmittelbare  Uebemahiiie  der  Annen- 
last handelt.   Von  den  zahbeichen  Versuchen  und  Möglichkeiten, 
die  OrtsarmeoTerbinde  durch  Abnahme  gewisser  besonders  belasten- 
'  der  Kategorien  Ton  ArmenpilegefiUlen  m  entlasten,  wird  onten  cn 
handeln  sein. 

Die  Grösse  der  preassischen  Kreise  bewecrt  sich  regelmässig 
zwischen  50 — 00  000  Einwohner.  Hiervon  machen  nur  die  Kreise 
der  Provinzen  Hannover  und  Hessen  -  Nassau  eine  Ausnahme ,  die 
überwiegend  zwischen  20 — 40  000  Einwohner  zählen.  Dagegen  fin- 
den sich  erhebliehe  UebersohreitaDgen  dieser  Ziffer  namentlich  in  den 
an  grosse  Städte  grenaeoden  ländlichen  Kreisen,  sowie  in  den  be- 
deutenden Industriebezirken.  So  zählen  nach  der  neuesten  Volks- 
zählung vom  1.  Dezember  1885  die  Kreise  Niederbarnim  147  747, 
Teltow  163  145  (Brandenburg).  Waldenburg  117  608.  Oppeln 
115  309,  Beuthen  131  922,  Kattowitz  105  354,  Ratibor  130  255 
(Schlesien),  Dortmund  134229,  Hagen  135  359  (Westfalen),  Mühl- 
beim  a.  Ruhr  151346,  Essen  136  III,  Soliogon  115  443,  Gladbach 
188  400,  Köln  (Land)  189  519,  Saarbrücken  124  867,  Aachen  III  209 
(Rheinprovinz).  Die  Hoheosottemschen  Obarftmter  haben  eine  dundi- 
scbnittliche  Einwohnerzahl  von  15  000.  Vgl.  die  Yorläiälgen  Er- 
gebnisse der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885  für  Preussen, 
herausgegeben  vom  Statistischen  Bureau.  —  Ueber  die  A  m  t  s  - 
gerichtsbezirke  vgl.  Pfafferoth,  Jahrbuch  der  deutschen 
Gerichtsverfassung  für  1886,  lieymann  1886,  S.  51.  wo  die  durch- 
schnittliche Zahl  der  Eingesessenen  eines  Amtsgerichts  für  jeden  Ober- 
landesgerichts-Beiirk,  nnd  S.  76  ff.,  wo  für  die  einzelnen  Amts- 
gerichte die  Zahl  der  Gerichtseingesessenen  angegeben  ist  Abgesehen 
von  den  durch  grosse  Städte  beeinflusstcn  Oberlandesgerichts- 
Bezirken  (Hamburg,  Berlin,  Breslau,  Stuttgart  u.  a.)  geht  die  Zahl 
durchschnittlich  nicht  über  20  000  hinaus;  am  niedri^^sten  Kassel 
mit  lOSlO  und  Rostock  mit  12  780,  im  einzelnen  aber  doch  sehr 
verschieden. 
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§  135. 

Was  nun  aber  auch  von  den  im  Vorstehenden  entwickelten 

^Gesichtspiu^ten  aus  sich  ^'*'g<'n  die  Bildung  von  Sonder- 
.^emeinden  und  grösseren  Heimatsbezirken  sagen  lässt,  und 
wio  schwer  auch  gerade  die  d{\gegen  geltend  gemachten  Be- 
denkt'H  ins  Gewicht  füllen,  weil  sie  von  den  grtlndlichsten 
Kenriern  des  kommunalen  Wesens  herrühren,  so  lUsst  sich  doch 
die  Meinung  uicht  abweisen,  dass  etwas  geschehen  mUsse  und 
•dass  man  mit  diesbezüglichen  Reformen  nicht  wohl  bis  zur 
Durchfuhrung  einer  oft  erörterten ,  viel  ersehnten,  aber  nach 
Xage  der  Verhältnisse  nicht  in  naher  Aussicht  stehenden  all- 

femeinen  kommunalen  Reform  warten  könne.  Nur  muss  man 
abei  im  Aug<*  behalten,  dass  dies  Bedürfniss  bei  weitem  nicht 
für  alle  Gemeinden  vorliej^^t  und  von  vornlierein  von  jeder  ge- 
nerellen Regeluni^  Abatiind  genommen  weixlen  müsstc.  Auch  ist 
•es  durchaus  nicht  das  Moment  der  Leistungsfähigkeit  allein, 
^reiches  zu  dieser  Erwägung  veranlasst:  derLeistungsunfithigkeit 
-würde  auch  in  solcher  Weise  nicht  überall  abgeholfen  werden 
Icönnen.  Vielmehr  ist  es  ein  anderes  Moment,  das  in  der 
Literatur  fast  immer  nur  ganz  b<M*läutip:  berülirt  worden  ist  und 
gleichwohl  wichtiggenugersclieint,  um  diebesondereAufmerksam- 
keit  zu  erwecken:  es  ist  dies  das  Verhultniss  der  unmittelbar 
benachbarten  Gemeinden,  deren  politische  Abgrenzung  weder 
^it  der  natttrUehai  noch  mit  d«r  sozialen  Abgrenzung  not- 
wendig zttsammenfilllt,  und  deren  Bevölkerung  unter  dem 
^Schutze  vollkommener  Freizügigkeit  unaufhörlich  sich  mit 
einander  vermischt,  ohne  dass  Einflüsse  hierfUr  massgebend 
sind,  welche  im  übrigen  die  Bevölkerungsbewegung  bestimmen 
-und  einen  Ausgleich  im  Sinne  des  wirtschaftlichen  Aequi- 
valents  zur  Folge  haben.  Umgekehrt  wird  dieser  an  sich  — 
wie  darzulegen  versucht  wurde  —  höchst  gesunde  Gedanke 
hier  zu  einer  Art  Karrikatur,  insofern  als  ein  ganz  scharfer 
-Oegensatz  von  Wohngemeinde  und  von  Arbeitsgemeinde 
«ich  herausbildet;  während  die  Arbeit  der  umwohnenden  Be- 
völkerung in  Wahrheit  sehr  häufig  der  Nachbargemeinde  zu 
gute  kommt,  ist  iiacli  dem  nivellirenden  Prinzip  des  Unter- 
^tützungswolinsitzes  ebenso  gut  wie  nach  dem  der  Heimat  die 
Wohngemeinde  zur  Arnienversorgung  verpflichtet. 

Zwei  Arten  nachbarlicher  Gemeinschaften  sind  es  nun 
vor  allem,  die  lüerbei  in  Betracht  fallen:  die  grossen  Städte 
und  die  ihnen  benachbarten  Vorstttdte  und  lAndgemeinden, 
sofern  sie  besondere  kommunale  Körperschaften  bilden,  und 
di(^  Gutsbezirke,  die  von  Landgemeinden  umgeben,  dem 
Verbände  einer  derselben  nicht  angehören.  Hier  wird 
unter  Umständen  die  durch  die  Gesetzgebung  geschaffene 
gUn.stige  Lage  mit  Bewusstscin  ausgenützt  und  von  den 
Beteiligten  auf  Anziehung  einer  fluktuirenden  Bevölkerung, 
die  fUr  sie  arbeitet,  und  gleichzeitige  Ansiedelung  derselben 
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in  den  benachbarten  Ctemeinden  hingewirkt  In  grossen 
Städten  geschieht  dies  fireilich  nicht  dirät»  weil  dies  einfiusb 
nnmOglicn  wäre;  dort  unterstützt  die  Gemeinde  Verwaltung 
meist  nur  indirekt  die  Neigung  der  Arbeiter,  in  der  wen^^er 

kostspieligen  Umgoj^ond  zu  wohnen,  indem  sie  flir  gate  nnd 
billige  Verbinduii^un  mit  der  Stiidt  Sorge  trifft. 

Dagegen  steht  es  ausser  Zweifel,  dass  Gutsbezirke  durch 
Abbreclien  bezw.  Nichterriclitung  von  Arboitenvohnungcn,. 
durch  Verbot  eines  über  die  gesetzlichen  Fristen  zum  ErwerU 
des  UnterotatEungBWohnsitzes  hinausreichenden  Aufenthaltes 
durch  Absehlttss  Kunser  Dienstkontrakte,  mit  Bewusstsein  si<»i 
der  gesetzlichen  Fürsorgepflicht,  die  mit  gutem  Bedacht  an 
den  mit  Arbeit  verbundenen  Aufenthalt  geknUnft  ist,  zu  ent- 
ziehen suchen.  Ueber  den  Schaden,  welchen  liierdurcli  die  Wohn- 
gemeiudeu  erleiden,  ist  allerdings  Zuverlässiges  nicht  bekannt. 

Einige  gaax  dOrfttge  Zahlen  weisen  hallgUch  Berlins  darauf 
hin,  dass  hier  ehi  arges  lOssverhftltnias  vorliegt  Unter  den  Laad- 
gemebiden ,  welche  anmittelbar  und  ohne  jeden  merkbaren  üeber- 

gang  an  das  Weichbild  Berlins  sich  anschliessen,  sind  Rixdorf  und 
Schöneberg  die  einzigen,  für  welche  in  der  preuss.  Finanzstatistik 
von  1883  84^)  spezielle  Zahlen  mitgeteilt  sind.  Hier  ergiebt  sich 
uuu  das  Folgende: 


Ausgaben 

Es  hatten 

Anwohner 

für 

Aimenpflege 

Schönebelg  ... 

11180 

8  624 

Bixdoif  .... 

18729 

42aoo 

auf  deii  Kopf  der  Bevöl- 
kerung entfielen 

an  direkten  'anOemeinde- 

Sfaatsstcuem  abf^aben 

io  Mark  in  Muk 


8.95 
3.18 


ß.04 

&8a 


Schöneberg  also  mit  seiner  geringeren  Einwohnerzahl  hatte  eine 
mehr  als  doppelt  so  starke  Staatssteuerkraft  als  Kixdorf;  aber  es 
erhob  einen  geringeren  Betrag  an  Gemeindeabgaben  und  wendete 
den  fünften  Teil  von  dem  für  Armenpflege  auf,  was  Rixdorf  auf- 

*)  Vgl.  oben  §  90.  ~  Als  eine  der  Wirkmira  der  sog.  Peel's-Aet 

von  1846,  welche  eine  Erlolclitorung  der  Freizügigkeit  bezweckte,  aber 
auch  keinen  Unterschied  zwischen  Arbeits-  und  JJieDStort  machte,  wird 
hcrroreehoben :  .Dieser  offenbare  Fehler  des  Oesetses  wurde  too  vide» 
Fkbrikl  lerren  una  GroaBgmndbMitzem  schnell  erkannt  uud  reichlichst 
aiispoofit2t.  Die  Fabrikherron  errichteten  Arbciterwohnungcn  in  benach- 
barteu  Kirchspielen;  die  Gro.Hsgruudbesitzer  suchten  nacn  Krftft^  die- 
finichtanff  von  Arbeiterwobnungen  in  ihrem  Kirchspiele  zu  yerhindem,. 
|a  p.q  winT  sogar  berichtet,  duss  sie  vorhandene  Arbttterwohnnogcn  ab>- 
brechen  iieasen."  Vgl  Aschrott  S.  76. 
>)  A.  a.  0.  8.  (»B-SOS. 
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wendete.  Diese  Zahlen  bestätigen,  was  jeder  mit  den  Verhältnissen 
Bekannte  weiss,  dass  Schöneberg  ein  vorgeschobener  Posten  des 
Berliner  Westens  mit  teilweise  sehr  wohlhabender  Bevölkerung  ist^ 
wlkrend  Bizdorf  Torwiegmd  von  vobeniittelteii  Arbettern  bevölkert 
ist,  die  dort  wohnen  und  in  Berlin  snr  Arbeit  geben.  Das  ist 
alio  ein  ganz  nnzweifelhaftes  Missverhältniss. 

Dieses  Anwachsen  der  Vorstädte  und  Nachbargemcinden  hält 
mit  dem  Wachsen  der  f^rossen  Städte  gleichen  Schritt,  wie  auch  die 
neueste  Volkszählung  ergiebt.  Von  Städten  weisen  die  grösste  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  von  1880  auf  1885  auf: 

Ludwigshafen  (Mannheim)  am  42  ^  o 
CharloUenborg  (Berlin)  -  40  ^/o 
Ottensen  (Hamborg)  -  82  ^/o 

Lindmaa  (Leipzig)  -   26  ^'o. 

Vgl.  Dentsebe  Bnndscbau  f.  Oeogr.  n.  Stat.  Jabrg.  8  S.  177.  — 

Speziell  das  kolossale  Wachstum  der  an  Berlin  angrenzenden  länd- 
lichen Gemeinden  mag  ans  folgenden  Angaben  erhellen.  Es 

zählton  : 


die  Gemeinden 

18S5 

1880 

Zunahme  von 
1880  bU  85 
in  Proient 

Lichtenberg  

15  842 

12  626 

25.5 

7  3a5 

3s^9 

S7.8 

7  216 

5  127 

40.8 

5  061 

3  769 

34.3 

Schöneberg  ...... 

15  904 

11  ISO 

42.3 

Orass-Lichterfeide  .  .  ,  . 

5  900 

4  049 

45.7 

2137 

1902 

64.1 

Vgl.  a.  a.  0.  S.  7.  — 

In  Ansehung  der  Ontsbesirlce,  die  vor  allom  im  Osten  der 
prenssiachen  Monarchie  in  Betracht  fallen,  lässt  sich  annehmen. 

dass  zum  Teil  noch  grössere  Missverhältnisse  obwalten,  die  vor 
allem  durch  die  eigentümliche  Natur  derselben  zu  erklären  sind. 
Denn  die  Gutsbezirke  sind  in  erster  Linie  umfriedete  Privatbesitzun- 
gen, aus  denen  jeder  nach  Hausrecht  ausgewiesen  werden  kann, 
sofern  er  nicht  den  Untersttttzongswohnsitz  erworben  hat  \  erst  in  Atm 
Momente  des  Erwerbes  wird  der  Ontsberirk  Triger  der  difentUch- 
rechtlichen  Yerpflichtnng  zur  Armenlast,  als  welcher  er  den  eigenUich. 
kommunalen  Körperschaften  Icoordinirt  ist  Vgl.  biersn  obe» 
S.  264. 

Ueber  die  Einwohnerzahl  der  Gutabezirke  ist  durch  die  Be- 
völkerungsstatistik bekannt,  dass  sie  in  sehr  ungleicher  Weise  be^ 
völkert  sind  und  sehr  ungleichen  Umfang  haben:  von  15  803  Gats- 
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Jbezirken,  die  gegenwärtig  in  Preussen  gezählt  werden,  haben  54 
mehr  als  1000  Einwühner  (darunter  Laurabütte  and  Antouieabiitte 
im  Kreise  Kattowiu  mit  9198  nnd  4940  £.),  257  swisehen  500  und 
1000,  7210  zwischen  100  mid  600  v.  i.  w.  bis  lierab  in  1153  Gnts- 
4»esirkeii,  welche  eine  Wohnbevölkerung  von  1 5  Personen  haben  (da- 
runter  50  mit  je  4,  30  mit  je  3),  und  116,  welche  unbewohnt  sind. 
Vgl.  Zeitschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1885,  Stat.  Korr.  S.XXI.  Die  Zahl 
-der  Gutsbezirke,  welche  selbständige  Ortsarmenverbönde  bilden,  beträgt 
gegenwärtig  11360.   Vgl.  a.  a,  0.  1886,  Stat.  Korr.  v.  3.  Juli.  — 
Dagegen  ist  Uber  ihre  Finanzverb&ltnisse  so  gut  wie  nichts  bekannt. 
In  der  prenae.  Fin.-Stat  fAr  1883/84  wird  hierüber  8.  261  be- 
«Mikt:   „Bei  den  Gutobezirken  sind  die  Ausgaben  und  Einnahmen 
kommunaler  Natar  so  untrennbar  mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben 
•der  Privatwirtschaft  verbunden,  dass  nicht  nur  deren  ziffermässige  Aus- 
sonderung, sondern  selbst  nur  eine  überschlägliche  Schätzung 
sich  als  eine  Unmöglichkeit  erweist."    Aehnlich  schon  Preuss.  Stat. 
v.  1841»  Bd.  4  S.  429.  —  Es  wäre  jedenfalls  von  hohem  Wert, 
in  dieser  Beziehung  eingehendere  OrtUdie  üntersndningen  anza- 
«tellen,  namentlich  darflber,  wieviel  Individnen  in  der  Wohngemeinde 
•der  Armenpflege  anheimfallen,  die  in  den  Nachbarbezirlcen  zur 
Arbeit  gehen.    Ich  kann  auf  diese  Art  Ortlicher  Untersuchung,  die 
ich  in  meiner  Abhandlung  über  Armenstatistik  in  Conrads  Jahrb. 
1886  H.  6  S.  435  ff.  ausführlich  dargelegt  habe,  hier  nicht  näher 
■eingeben.    Es  scheint  mir,  als  wenn  überhaupt  eine  örtliche  Unter- 
•suchung  gerade  der  Verhältnisso  in  den  Gutsbezirken  auch  in  Uin- 
licht  auf  konunnnale  Reform  anaeerordentUch  werkvoll,  ja  die 
eigentliche  Yorbedingong  einer  dorehgreifendeo  kommnnalen  Refoim 
«dn  würde. 

Würde  man  im  Verfolg  derartiger  Untersuchungen  zur  Auf- 
•deckung  Yorhandener  MisaatiUide  and  ihrer  Ursachen  kommen, 
so  würde meineeE^chtens  in  diesem  einen  Punkte  das  Bedenken 
besflgUch  der  Schaffung  beaondercr  Bildungen  ohne  allgemeinero 
kommunale  Umbildung  gegen  die  Notwendigkeit  einer  Abhülfe 
in  Bezug  auf  die  Armen pfle^^'e  zurücktreten  und  mindestens  ein 
Versuch  mit  Schuftung  grösserer  Heimat- und  Armen})tlegebezirke 
gemacht  werden  müssen.  Dreierlei  hätte  man  hierbei  zu  beachten. 

Erstens  mUsste  in  Ansehung  der  Zusammenlegung  Zwang 
^übt  wotlen  dürfen:  eine  Befugniae,  die  durch  die  Landes- 
geaetzgebung^)  auszusprechen  wäre;  von  der  Befugniss  dürfte 
aber  kein  aJlgemeiner,  sondern  nur  ein  besonderer  C>e1)r.uicli 
4lberaU  da  gemacht  werden,  wo  die  Verhiiltnisse  dies  ertordem 
•and  ermöglichen.    Zweitens  müsste  ein  allgemeiner  Armea- 


'1  Die  Reichsgcsetzgebuuf  ist  hierzu  nicht  kompetent,  weil  es  tfeh 
um  Fragen  der  inneren  Verwaltung  handelt.    Die  allgemeine  Ennächti- 
foiiff  zur  Bildung  von  Gesammtanueaverbänden  iet  ja  bereits  durch  §  3 
«des  lüflietm  Tom  e.  Jmd  1870  erteUt  Vgl  die  Bemerkung  oben  8.  8m 
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fonds  errichtet  werden,  zu  dem  sämmtUchc  Verbände  beizu- 
tragen hätten  und  aus  dem  der  Aufwand  der  einzelnen  Verbände 
diesen  ersetzt  wttrde:  es  wflrde  sich  um  ein  Ver&hren  handehi, 
wie  das  yonRooholl  und  Wittgenstein  fiir  die  gesammtc 
Armenlnst  vorgeschlagene,  bei  dem  eine  gegenseitige  Ab- 
rechnung statthndet,  so  nass  oinzelne  Verbände  zuzuzahlen, 
andere  etwas  herauszubekommen  liiltten.  Doch  wfirrle  es  sich 
zur  Verliütung  von  Missbrauch  eiii]>fehlen,  die  einzelnen  Ver- 
bände einen  Teil  des  Aufwandes  ohne  Erstattung  tragen  zu 
lassen  —  ein  in  London  zur  Anwendung  gekommenes  ^stem, 
«uf  das  ick  noch  ausfiüurlick  surttckkomme  —  unten  §  167  — . 
Drittens  aber  mttsste  die  Verwaltung  und  Aufsicht  eine  der- 
artige sein,  dass  sie  den  gesammten  Bezirk  ohne  MUhe  su 
überselien  vormag  und  durch  ein  geordnetes  Rechnungswesen 
Art  und  Mass  der  Verwendungen  zu  kontroliren,  sowie  auf 
zweckmässige  und  wohlfeile  Annenpflege  hinzuwirk(Mi  im  Stande 
ist.  Auch  hierauf  komme  ich  noch  zurück.  Vgl.  unten,  be- 
sonders §  224. 

Es  Hesse  sich  von  solchen  Massregeln  fUr  einen  enger 
umgrenzten  Bezirk  sehr  wohl  gerechtere  Verteilung  der  Armen- 
last,  bessere  Armenpflege  und  Verhinderung  der  Abschiebung 
erwarten. 


2.   Vereiniguugen  zu  einzelnen  Zwecken  der  Armenpflege. 

§  136. 

Die  Vereinigung  mehrerer  Ortsannenverbände  zur  Uebung 
der  gesammten  Armenpflege  sowie  zu  einzelnen  Armenpflege- 
zwecken ist  eben&lls  durch  die  Reich^^esetzgebung  gestattet^). 
Sie  unterscheidet  sich  rechtlich  von  dem Gesammtarmen verbände 
dadurch,  dass  sie  nicht  ^gleichzeitig  einen  Heimatbezirk  bildet  und 
dass  nach  aussen  hin  jeder  der  an  der  Vereinigung  teilnehmenden 
Ortsarmenverbändc*  di^r  verpflichtete ,  aktiv  und  passiv  le^i- 
timirte  Träger  der  Annenlast  bleibt  Thatsächlich  würde  eine 
solche  Vereinigung,  sofern  sie  die  gesaminte  Armenpflege  um- 
fasste,  in  ihrer  Wirkung  dem  Gesammtannenverbimde  fast  gldch- 
stehen,  weil  sie  den  einzelnen  Verband  von  der  alleinigen 
Ftlrzoige  für  Personen,  die  ihm  durch  Heimat  oder  Unter- 
sttttzui^^ohnsitz  angehören,  entlasten  wllrde.  Aus  diesem 
Onmdc  werden  denn  auch  gegen  die  Bildung  solcher  Vcr- 
einigung<»n  ähnliche  Bedenken  erhoben,  wie  gegen  die  Gesamnit- 
annenverbändo ,  insbesondere  das  Bedenken  w^egcn  Verviel- 
fHltigung  der  mit  der  Armenpflege  befassten  kommunalen  Or- 


'  >  D'x  h  sind  alle  Bildungen,  welche  nicht  auf  dem  Grande  der  Ge- 
meinde verta«Bung  beruhen,  auadrücklich  ausgeschloasen.  VgL  oben  8.160. 
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gauismen  Und  aus  demselben  Grunde  ist  es  wohl  zu  er- 
kliren,  dass  —  mit  einer  einzigen  wmterliiii  su  nennenden  Aus- 
nabme  —~  Vereinigungen  dieser  Art  nir^j^cnds  vorkommen. 

Dagegen  sind  Vereini^ni^en  zu  einzelnen  Zwecken  httofiger; 
dieselben  sind  namentlich  durch  zwei  ^lis^ssUlnde  veranlasst 
worden  :  einmal  die  Leistun]y^sunftlhipk<'it  der  kloinen,  vor  allem 
der  ländlichen  Gemeinden  und  zweitens dius  Vagabundenunwesen. 
Wie  es  einleuchtet,  dass  vereinigte  Kräfte  finanziell  leistungs- 
fähiger sind,  als  die  dnaeine  Kraft,  so  ist  es  «ach  klar,  das» 

Segen  das  Vagabundtren  —  ein  Verhalten,  dessen  Name  bereit» 
en  Aufenthalt  an  verschiedenen  Orten  andeutet  —  der  Schutz 
nur  ein  wirksamer  sein  kann,  wenn  ihm  an  allen  Orten  gleich- 
mässig  Widerstand  geleistet  winl.  Meist  sind  es  diese  beiden 
Gesichtspunkte  zusammen,  welche  tVirdi«? Vereinigungmassgebend 
gewesen  sind;  doch  überwiegt  bald  der  eine,  bald  der  andere. 
Das  Moment  der  Leistiingsunfthlgk^t  ttberwi^  bei  den  sog. 
Bezirksarmenhäusern,  das  der  VagabandenbekAni|ifan^ 
beiden  Arbeits-  und  N  aturalverpflegungs  Stationen. 
Die  Darstellung  dieser  Veranstaltungen,  die  im  Folgenden  ge- 
sondert zu  geben  sein  wird,  erschöpft  das  Mass  dessen,  was 
auf  dem  Wege  der  Vereinigung  zu  Sonderzwecken  geleistet 
worden  ist,  bezw.  zu  leisten  gewünscht  oder  vorgeschlagen  wird. 

a.  Die  Bezirksariueuhaoser. 

Die  Frnpp  ist  abgesehen  von  der  Erörterung  im  allgemeinen 
Zusammenhange  des  Armenwesens  Gegenstand  sehr  eingehender  und 
fast  durchweg  sehr  vortrefflicher  monographischer  Darstellung  ge- 
worden. Dies  gilt  namentlich  ?on  den  folgenden  Arbeiten:  Leh- 
mann, Zar  lYage  des  üchs.  Annenweaens,  1858.  —  Bitter, 
Die  BesirkwmieDhfliiser  im  Königr.  Sachsen^  1864.  —  Hall- 
baner,  Zur  Frage  des  säcbs.  Armenwesens  und  der  Selbstver- 
waltung Undlicher  Gemeinden  mit  besonderer  Rücksicht  anf  den 
Armenversorgungsverein  der  Amtslandscbaft  Meissen,  IRGR.  — 
Kentzsch  bei  Emmingbans  S.  191  ff.  —  Böhmer t,  Zur  Statistik 
der  sächs.  Bezirksarmenanstalten,  in  der  Zeitschr.  des  k.  sächs.  stat. 
Bur.  Jahrg.  29  S.  151  ff.,  vgl.  aoeh  Jahrg.  28  8.41  ff.  —  Drei  Referate 
ftr  deaD.  V.  f.  A.  a.  W.,  and  swarl88d:  La dw ig- Wolf,  üeber 
die  Frage  der  Armeabesehäfti^ng,  nebst  swel  Anhtagen:  I.  Tabel- 
larische Znsammenstelliing  der  Mitteilungen  Aber  die  zur  Beschftf- 
tigong  Armer  im  Reich  best  ob  enden  Anstalten.  II,  Die  Bezirks- 
Armenhäuser  und  die  Be/irks-Arbeitsanstalten  im  Königr.  Sachsen : 
Drucks.  Nr.  8,  Stenogr.  Ber.  S.  36  ff.  —  1885:  Ziller,  üeber 
die  Einrichtung  von  Bezirks-  (Kreis-)  Anaenh&nserD ;  Drucks. 
Nr.  9.  ~  Hase],  Beriebt  Aber  die  Frage  der  Erriebtong  von 
Kreis-  eder  BedrksameabSnsem,  nebst  2  Anlagen;  Dnicks. 
Nr.  10,  Steaogr.  Ber.  8.  73 

0  Vgl.  namentlich  Reitzenstein  a.  a.  O. 
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§  137. 

Der  Begriff  der  „Leistungsunfilhigkeit*  Ut  in  Besnig  auf 
•die  hier  in  Rede  stehenden  Veranstaltungen  in  einem  (^twas 
engeren  Sinne  als  dorn  einer  ^ganz  allgemeinen  Leistiingsnntahi^^- 
keit"  zu  verstehen.  Muss  es  sicli  Tiämlich  bei  den  Autgaboii  drr 
Armenpflege  immer  darum  handeln,  die  bedürftigen  Individuen 
in  der  ihnen  angeracsöcnsten  Weiau  zu  unterstützen,  vor  allem 
das  Mass  der  noch  vorhandenen  Arbeits&higkeit  richtig  aus- 
zunutsen,  so  setst  die  Verwirklichung  diesesQrundsataes  zweierlei 
voraus:  einmal  das  VorhandensMft  Ton  Arbeitsgelegenheit  und 
femer  die  Möglichkeit,  die  Unterstützung  Suchenden  zur  Arbeit 
anzuhalten*).  Arbeitsgelegenheit  ist  nun  meist  in  kleineren 
Ciemcinden  nicht  vorhanden  und  eben  deshalb  die  Möglichkeit 
ein(^  sehr  geringe,  die  Gewährung  der  Unters ttitzung  von 
Arbeitsleistung  abhängig  zu  machen.  Dies  führt  entweder  dazu, 
die  Armen  gänzKch  zu  Temachlflssigen  oder  sie  ohne  Rflcksioht 
Auf  ihre  Würdigkeit  zu  unterstützen.  Der  Erfolg  ist  in  beiden 
Fällen  ziemlich  der  gleiche,  nämlich  körperliches  und  morali- 
sches Herunterkommen  der  Bedürftigen :  da  die  ungenügend 
Unterstützten  gezwungen  wcrdcm,  durch  Betteln  sieli  das 
Fehlende  anderweit  zu  verschaffen,  wUhrend  die  arbeitsfölilgeii 
Unterstützten  zum  Müssiggang  und  zur  Zuchtlosigkeit  geradezu 
▼erführt  werden.  Eine  besondere,  fast  in  allen  kleinen  Ge- 
meinden wiederkehrende  Erscheinungsform  einer  derartigen 
Armenpflege  sind  die  xVrmcnhUuser,  in  denen  die  Angehörigen 
Jeden  Altars  und  Geschlechts,  arbeitsfähige  und  arbeitsunfHhige 
Personen  zusammengepfercht  werden.  Uebcr  den  unwürdigen 
Zustand  ditnser  Häuser,  die  vielfach  als  ,,BrutsUitten  des  Lasters 
und  d«'r  Verkommenheit"  ))ezeichnet  werden,  herrscht  bei 
allen  »Sachverständigen  nur  eine  Stimme^). 

Diese  mit  der  Regelmässigkeit  einer  Naturerscheinung  be- 
obachteten Zustftnde  fUhrten  nun  zu  der  Erwägung,  ob  es 
nicht  mISgtich  sei,  durch  Arbeitsveranstaltungen  in  grösserem 
Massstabe:  auf  der  einen  Seite  bei  jedem  Arbeitsfähigen  die 
Gewährung  einer  Unterstützung  von  vorgUngiger  Arbeits- 
leistung abhängig  zu  machen,  und  auf  der  anderen  S«M"t<'  für 
die  wirklich  Arbeitsunfähigen  einen  menschenwürdigen  Auf- 
enthalt herzustellen.  Und  weil  derartige  Veranst^iltungen  selbst- 
verständlich wieder  von  dem  Vorhandensein  genügender  finan- 
zieller Leistungsfilhigkeit  abhängig  waren,  so  gelangte  man  dazu, 
die  Vereinigung  mehrerer  Verbände  zu  den  vorbezeichneten  Zwe- 
cken ins  Auge  zu  fassen,  welche  für  grössere  Bezirke  Anstalten 
<'rrichten,  in  denen  die  Armen  unterg('))racht  und,  soweit  sie  zur 
Arbeit  fähig  sind,  zum  Arbeiten  angehalten  werden  können.  Bezirk 


•)  Ausfiihrlit  her  hierüber  unten  ^  197  ff. 
Vgl.  hierüber  näher  oben  S.  244. 
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in  dem  hier  gemeinten  Sinne  ist  aber  nicht  notwendig  identisch 
mit  dem  politischen  kleineren  oder  grösseren  Verwaltungs- 
bezirke ^  sondern  bedeutet  lediglich  ein  mehr  oder  minder 
groasefl  Gebiet,  innerhalb  dessen  die  Vereinigung  mehrerer 
Annenverbände  in  Bezug  auf  die  genannten  Zwecke  statt- 
findet. Bezirksarmenhaus  ist  im  engeren  Sinne  der  teelinische 
Ausdruck  fUr  derartige  den  gemeinachaftlichen  Zwecken 
dienende  Anstalten  geworden. 

§  138. 

In  Deutschland  sind  die  ältesten  Bezirksarmenbätiser  in. 
Ostfriesland  und  Schleswig-Holstein,  also  eben  da  zu  fin- 
den, wo  Gesammtannenverbände  bestehen  oder  bestanden  haben 
und  die  Uobung  gemeinschaftlicher  Armenpflege  eine  alt- 
gewohnte ist  oflcr  war.  Vor  allem  sind  in  Schleswig- Holstein 
in  den  vierziger  Jalnon  derartige  An.stnlten  errichtet  und  so 
bewährt  gefunden  wurden,  dass  man  mit  ihrer  Einrichtung  fort- 
fährt und  gegenwärtig  etwa  80  in  sämmtiichea  Kreisen  der 
Prorims  bestehen.  Dieselben  sind  ihrem  Wesen  nach  Annen- 
pflegeanstaiten ,  in  denen  ein  Zwang  zum  Eintritt  sowie  ssmn 
Verbleiben  nidit  besteht  Es  wird  ihnen  der  Erfolg  nach- 
gertlhmt,  dass  nach  ihrer  Errichtung  die  Zahl  der  Unter- 
stützung suchenden  Armen  abgenommen  und  sieh  die  An- 
stalten als  Mittel  bewährt  hätten,  wirklich  Bedlirftige  von  dea 
MUssiggängcm  zu  scheiden^). 

§  139. 

Ausser  den  genannten  sind  diesbezügliche  Venmstaltnnf  en 
in  grosserem  Massstabe  und  fiber  das  ganze  Staatsgebiet  verbreitet 
nur  im  Königreich  Sachsen  vorhanden.  Dieselben  werden  in 
der  Regel  als  Muster  aufgest(^llt  und  sind  in  der  Literatur 
Gegenstiind  vielfältiger  eingehender  Darstellung  geworden.  In 
der  That  sind  sie  in  zweifacher  Richtung  beachtenswert:  ein- 
mal weil  sie  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  der  gemeinschaft- 
lichen Zwecke  aufweisen,  und  zweitens,  weil  sie  nicht  aU  ein- 
malige Schöpfung  der  Staatsbehörden,  sondern  unter  dem 
Drucke  der  erheblielisten  Missstände  durch  freiwillige  Vereina» 
thätigkeit  allmähh'eh  entst-mden  und  fortentwiekelt  sind. 

!^  30  der  sächsischen  Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840 
em])fahl  bereits  die  Assoziation  mehrerer  Heimatbezirke,  „um 
die  Ausfuhrung  von  Mussregeln  zu  lohnender  Beschäftigung 


Vgl.  die  steno^.  Verhandl.  des  D.  V.  li<x:>  S.  sO.  ^1.  —  Die  An- 
gaben in  Huzele  Kcterat  a.  a.  O.,  der  nur  29  Anstalten  nennt,  sind  wäh- 
rend dor  VcrliHndIun|^  durch  den  Ltüdsnat  V.  Graba  in  dar  im  Text 
angegebenen  Weise  richtig  gestellt. 
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arbeitsfähiger  Armen  aach  ftkr  kleinere  und  ärmere  Ortschaften^ 
denen  es  für  sich  allein  an  den  hierzu  erforderitchoi  Mittelii 
fehlt,  filr  welche  aber,  zur  mögh'chsten  Verminderung  der 
Armut  und  Unterdrückung  der  nicht  nur  ihnen  selbst,  sondern 
vomehmUch  auch  den  benachbarten  Orten  Listigen  Bettelei^ 
solche  Veranstaltungen  ani  allernöti^sten  sind,  zu  erloichtem". 
Doch  sollte  die  Bildung  grösserer  Armendistrikte  zu  diesem 
Zwecke  „vorerst  nur  versuchsweise  auf  eine  gewisse  Anzahle 
Jahre  mit  Vorbehalt  der  Aufkfindigung  und  Verlängerung 
auf  anderweite  Fristen   erfolgen (§  89  a.  a.  O.),  was^ 
Oberhaupt  der  auch  in  der  VoUsugsinstruktion  zur  Annen- 
Ordnung  ausdrücklich  ausgesprochenen  Meinung  des  Geseta- 
gebera  entsprach,  dass  es  sich  nur  um  den  Hinweis  und  das^ 
Empfehlen  solchfr  Vereinigungen  handeln  könnte,  wo  ein  Be- 
dürt'niss  hierzu  vorhanden,  jeder  Zwang  aber  fernbleiben  sollte. 

Wie  aber  die  Erkenntniss  der  Üebelstiinde  regelmässig 
der  Auffindung  und  Anwendung  etwaiger  Heihnittel  er- 
heblich vorausasueilen  pflegt,  so  blieb  auch  der  ^  80  a.  a.  O. 
zunächst  ohne  praktische  Folgen.  Erst  die  >iot8tllnde  am* 
Ende  der  vierziger  Jahre  und  die  mit  ihnen  wieder  stärker^, 
vielfach  unertHltrlieh  werdende  Bettler|)lage ,  sowie  die  Be- 
lästigung der  Landgemeinden  durch  arbeitssclieue  Anne, 
führten  zu  mannigfacher  Erwägung  der  Abwehr,  und  damit 
zur  ernstlichen  Aufnahme  jenes  Gedankens  planmä»siger 
Vereinigung.  Hieraus  entstuiden  denn  zunächst  ganz  froi* 
wilh'ge  Vereinigunffen  von  Landgemeinden  und  Ritterguts- 
besitzem  zu  Bezi rksarmen vereinen ,  deren  bis  Anfiug  1857 
im  ganzen  63:  1417  Ortschaften  bezw.  Rittergüter  umnssenc^ 
gegründet  wurden. 

Um  aber  das  gemeinschaftliche,  schon  in  seinen  Anftingen 
als   sehr    nützlich    erkannte   Vorgehen   nicht   wieder  beim 
Herannahen  besserer  Zeiten  erschlt^en  zu  lassen,  wurde  von 
einigen  Seiten  zur  Offenttichen  und  allgemeineren  Verhand- 
lung der  diesbezüglichen  Fragen,  insbesondere  der  Frage  der 
zwangsweisen  Beschäftigung  der  arbeitsscheuen  Armen,  ge- 
drängt.   Es  fanden  Versammlungen  statt,    deren  Ergebnis» 
die  Regierung  zur  Einbringung  eines  Gesetzen t^^'urf es  (vom 
27.  April   1858)    veranlasste,    bei    welchem    davon  ausge- 
gangen wurde,  dass  notwendig  die  Grundlage  der  freiwilligei> 
Vereinigungen  beizubehalten,  diesen  aber  statt  der  bisherigen^ 
wesentlich  negativen  Richtung  ein  mehr  positiTer  Lihalt  und 
dadurch  zugleich  one  gewisse  Gkvantie  aer  Dauer  zu  geben* 
sei.   Der  Gesetzentwurf  sah  daher  neben  geeigneten  Veran- 
staltungen zur  Abwehr  des  Bettels  die  Gründung  gemein- 
schaftlicher Armen-  oder  A  rb  ei  tsh  ii  u  s  e  r  sowie  ge- 
meinschaftliche Massregeln  behufs  Kindererziehung,  Kranken- 
pflege, Gründuug  von  Sparkassen  und  Beihülfen  an  unver- 
mögende Ortskassen  in  geeigneten  Fällen  vor.  Jedmlana. 
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4allte  die  Beschäftigung  der  «rbeitsfithigen  Armen  das  mindeste 
MasB  desaen  danteuen,  was  die  Vereinigungen  xu  leisten  h&tten^ 
am  Tom  Staate  als  „Bezirksanuenvereinc"  im  Sinne  des  Ge- 
setzes anerkannt  zu  werden.  Und  zwar  sollte  diese  Anerkennung 

nicht  blos  eine  funnelle  Bodeutun}^  halten,  sondern  den  Vorständen 
<lf!r  Vereine  die  höchst  wichtige  Befugniss  zu  Disziplinanna.ss- 
regeln,  namentlich  aber  dazu  gewähren,  Zwang  zur  Arbeit 
ofaine  Dazwischenkunft  der  Polizeibehörde  eintreten  zu  laascn. 

Der  Entwurf  kam  nicht  zur  Verabschiedung.  Viebn^r 
machten  sich  damals,  ganz  ähnlich  wie  in  Enghmd  gegenüber 
dem  Workhottse-System  erhebliche  Bedenken  gegen  die 
Grtlndung  von  Bezirksarbeitshäusem  geltend,  die,  ebenso  wie 
in  jenem  Lande,  darin  gipfelten,  dass  die  Anstalten,  wenn 
sie  zweckmiissig  sein,  insbesondere  die  Individuen  nach  Alter 
und  Geschlecht  getrennt  halten  sollten,  »ehr  kostspielig  sein 
würden,  um  so  mehr,  da  man  hieneben  der  eigentlichen 
Korrektionsanstalten  nicht  wttrde  entbehren  kdnnen.  Auch 
aei  der  Wert  der  Anstaltsannenpflege  ein  sehr  bedingter;  in- 
dividuell bessernde  Massregeln  vermöge  nur  die  eigentliche 
Ortsarm enpflego  zu  treffen;  auf  deren  Verbesserung  hinsu- 
wirken  müsse  das  Zi«*l  sein. 

Die  Regierung  beschriinkte  si<;h  nunmehr  darauf,  die 
Missstände  der  Gemeindearmenhäuser  zu  kennzeichnen  -)  und 
als  Hauptgrundstttse  tHr  Verbessmng  der  örtlichen  Armen- 
verwaltung aufzustellen:  die  Verhütung  des  Missbrauchs  der 
Armenhäuser  zur  Unterbringung  arbeitsscheuer  Personen^ 
aowie  die  Fürsorge  fiir  die  in  den  Armenhäusern  befindlichen 
Kinder  und  Schutz  derselben  gegen  Verwahrlosung.  Im  übrigen 
bt'zeichncte  sio  die  strongere  lokale  Aufsicht  als  einen  Gog«'n- 
«tand  der  Regicrungsthiitigkeit,  wHhrrmd  sie  bezüglich  der  Ver- 
einsbildung nichts  anderes  tliun  zu  können  vermeinte,  als  die 
bereitsyorhandenenVereinigungen zurNachahmung  zu  empfehlen. 

Hier  bewährte  sich  nun  in  der  That  die  Kraft  eines  guten 
und  nützlichen  Beispiels,  indem  seit  1860  von  neuem  fiezirks- 
armenvereine  sich  zu  bilden  und  stufenweise  sich  weiter  zu  ent- 
wickeln begannen.  Der  erste,  110  Gemeinden  und  Rittergüter 
in  den  Gerichtsamtsbezirken  Oschatz,  Strehla  und  Riesa  um- 
fassend, errichtete  ein  Arbeits- und  Arm«'nhau.s  zu  Strehla;  ihm 
folgte  das  Gerichtsamt  Taucha  mit  erweiterten  gemeinschaftlichen 
Zwecken;  der  1861  gegründete  Verein  der  Amtslandschaft 
Meissen  umfasste  schlechthin  alle  Armenpflegezwecke.  Um  gleich 
die  Angaben  Uber  den  gegenwärtigen  Stand  dieser  Bewegung 
vorweg  zu  nehmen,  so  sei  bemerkt,  dass  zur  Zeit  30  Bezirks- 


>)  Vgl.  unten  §  203.  —  Nsmentlich  die  ofienea  Briefe  dm  Oeriohta- 
amttnanns  Friedricli;  v^l.  Bitzer  II  S.  34, 

Elrlasa  an  die  Kreiadirektionen  vom  80.  Oktober  1861;  vgl. 
Bitser  U  S.  80. 
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jiTistalten  bestehen ,  an  donon  rund  80  ^  o  der  gesammten  Be- 
völkerung des  Königreic  hs  Saclisen  hcteiligt  sind  Von  diesen 
sind  17  von  freien  Vereinigungen  melircrer  Gemeinden  ge- 
gründet worden^),  während  13  von  am  t  liehen  Bezirksvcrbän- 
den  der  Amtshuuptmannschatten  errichtet  wurden;  7  der  ersten 
Art  sind  später  ebenfalls  in  den  Bedts  der  letsteren  über- 
gegangen y  80  dass  gegenwärtig  das  Verhältnfss  sich  auf  10 
und  20  stellt.  Doch  ist  dies,  wie  hervorgehoben  werden  musSy 
kein  (qualitativer,  sondern  lediglich  ein  quantitativer  Unter- 
schied: der  Bezirksvercin  der  Amtshauptmannschaft  nnifasst 
nämlich  sämmtliche  zu  letzterer  gehörige  Gemeinden,  der  freie 
Verein  nur  eine  den  pcilitiselien  Grenzen  nicht  genau  ent- 
sprechende Zaid ;  der  Ciiarakter  der  Freiwilligkeit  wird  da- 
diireh  nicht  berührt  Die  Anstalten  bieten  Unterkunft  fUr 
rund  4000  Personen.  Im  einseinen  schwankt  die  BelegfiÜug- 
keit  zwischen  50  und  250  Insassen;  100 — 200  bilden  den 
Durchschnitt^),  in  Bezug  auf  die  Einwohnerzahl,  weiche  nn 
den  einzelnen  Vereinigungen  bet«'iligt  ist,  bestehen  ebenfalls 
grosse  Verschiedenheiten.  Nur  die  freien  Vereine  bewegen  sich 
noch  übenviegend  in  denjenigen  Zittern ,  die  man  bei  ilm  r 
Gründung  nicht  glaubte  überschreiten  zu  sollen,  d.  h.  zwischen 
10  000  und  eOOOOEinwohnem«),  während  die  amtlichen  Besdrks- 
▼ereine  entsprechend  der  Bevölkerung  der  Amtshauptmann- 
schaften  ziun  Teil  s(;hr  viel  höhere  Ziffern  zeigen  •^).  Doch  hat 
man  hierbei  zu  berücksichtigen,  dass  es  nicht  allein  auf  die  Zahl 
der  Einwohner,  sondern  auch  auf  die  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung .ankommt. 

Ihren  Zwecken  nach  dieut  mit  einer  Ausnahme  (Treuen) 
jede  dieser  Auätalten  zur  zwangsweisen  Unterbringung  arbeits- 
scheuer Individuen  und  mit  zwei  Ausnahmen  (Sorga  und 
Hilbersdorf)  zugleich  zur  Versorgung  arbeitsunfähiger  Personen. 
Die  meisten  Anstalten  nehmen  auch  obdachlose  Familien  auf; 
20  derselben  dienen  auch  als  Sieehen-,  10  als  Kranken-,  5  als 
Irrenhäuser*    17  Anstalten  beiassen  sich  ausserdem  noch  mit 


'j  Bei  Bö  hm  er  t  sind  nur  2b  Anstalten  verzeichuct  (bi>  tiuflchlless- 
Uch  1.  MKn  1888);  vgl.  S.  153.  —  Es  nnd  imswisohen  2  —  in  Frohnao(Aiina- 
berg)  und  Olbemhau  (Marienberg)  hinzugekommen;  vgl.  Huzel  S.  41. 

')  Sämmtliche  von  tireien  Vereinen  gegründete  Anstalten  sind  iu 
der  Zeit  bis  1870  «Richtet  Seit  1878  sind  nur  noch  eolche 
Bezirksvereinen  gejfründet  bezw.  übernommen  worden. 

^)  Vgl.  zum  N'orstehenden  die  Bemerkung  bei  Böhmert  S.  l.'*2, 
namentlich  abur  die  vortreft  lich  angeordneten  Tabellen  ebenda  8.  164  tf., 
aus  denen  in  bequemster  Ucbersicht  die  bunte  Mannigfaltigkeit  der  Ge- 
staltungen in  den  einwlnen  Besirksveidnen  eniebtUen  ist.  Namentlich 
Kubr.  o,  9  und  10. 

*)  Vgl.  Bitser  IIS.  3.  —  Am  niedrigsten  Mittelherwi^^orf  filr 
10  706  Einwohner,  am  höchsten  HUbendoif  tat  112866.  Vgl.  Böhmert 
8.  153. 

*)  Zwisefaea  50  ood  200000  Ehi wohner:  ZeitBchr.  des  sKdn.  etat  Bor. 
Jahig.  28  S.  46. 

FoikbmffM  07)  VI.  4.  -  VtailnbMg.  26 
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Kindererziehung  und  Kinderbesserimg.  Auch  nehmen  einige 
Anstalten  auch  Selhstzahler,  andere  Pensionftre  von  Gemeinden 
ausserhalb  des  Bezirkes  auf 

§  140. 

Allen  Zwecken  der  ArmciipHcgc  dient,  wie  schon  bemerkt, 
nur  der  ]iezirksverein  der  A  m  t  s  1  a  n  d  s  c  Ii  a  f  t  (nicht  der  Amtü- 
hauptmanuschutt)  Meiöseu^).  Er  ist  1862  gegründet  und  ver- 
einigt sSmmtliche  im  G^richtsamtsbezirke  Meissen  einbezirkten 
Ortschaften,  Rittergüter  und  von  dem  Gemeindeverbaoide  ezi- 
mirten  Grundstücke  zu  einem  gemeinschaftlichen  Armenversor- 
gungsverbande,  jedoch  ohne  den  Bestand  der  Heimatbezirke  als 
solcher  zu  berühren*'').  I)a<;e«2^en  bilden  die  sanuntlichen. 
Ileiniatbezirkt!  „in  allen  di(;  Annen  Versorgung  betreft'enden 
Angelegenheiten  (l(3rgestalt  einen  Verband,  dass  in  allen  hier 
einschlagenden  Beziehungen,  mögen  sie  dem  Gebiete  der 
Armenpflege  oder  der  Annenpolua  angehören,  ein  Unter- 
schied sswischen  den  einzelneu  Helmatbezirken  fernerhin  nicht 
gemacht  werden  darf  und  dass  nanMntlicb  auch  der  für  den 
Zweck  der  gemeinschaftlichen  Armen versorjirung  erforderliche 
G«'ldbedarf  von  der  (iesanuntheit  der  IIeiniatl)ezirke  aufzu- 
bringen ist"*).  Für  die  Zwecke  der  Armen  pflegte  ist  der  Be- 
zii'k  in  22  Distrikte  eingeteilt,  deren  Leitung  in  die  Hände 
der  Dtstriktsarmenvereine  gelegt  ist;  diese  wiederum  bilden 
eine  örtliche  Abteilung  des  Verwaltungsrates,  dem  die  Ober- 
leitung und  die  ausschliessliche,  oder  an  die  Zustimmung  eines 
Verwaltungsausschusses  gebundene  Beschlus8f;t^snTiu:  über  die 
wiclitiusteii  Oei^enstände ,  namentlich:  die  Uebcrwachung  der 
Distriktsleitungen,  die  Autsicht  über  arbeitsscheue  Individuen^ 
die  Rechnungsführung  u.  s.  w.  zusteht'"').  Sehr  bemerkens- 
wert erscheint  die  Bestimmung  über  die  Einlieferung  arbeits- 
scheuer, Unterstützung  nachsuchender  Individuen  in  die  Bezirks- 
anstalt. Dieselbe  soU  vom  Verwaltutagsrat  auf  Antrag  des 
betreffenden  Distriktsvereins  und  sofern  Ermahnungen  des- 
selben fruchtlos  geblieben  sind,  vorfügt  werden  können.  In 
diesem  Falle  soll  an  das  Oerichtsamt  Anzeige  erstattet  werden, 
das  auch  seinerseits  Nachricht  giebt,  wenn  es  ein  Individuum 
in  die  Zwangsarbeitsanstalt  abgehen  lässt*''). 

Die  Armenfürsorge  ist  übrigens  zunächst  eine  lokale,  die 


«)  Böhmert  S.  153.  154. 

-)  Vgl.  bei  Hallbauer.  Der  außseronientlich  wertvollen  kloinen 
Schrift  .sind  Stattiton,  Kostenrechnungen  u.  dorj;]  beigefügt.  Ueber  die 
neuere  Entwickclune  vgl,  die  säclis.  Armenstatistik ;  a.  u.  0.  J^irg.28  S.  41  ft. 

")  !^  1.  2  des  Statut«. 

*)  Ü  ;{  des  Statuts. 
^  4  Ö.  des  Statuts. 

*)  §  7d  des  Statats. 
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in  geeigneten  Füllen  im  Kin vernehmen  mit  den  übergeord- 
neten Instanzen  in  Vcrein-sanstaltüpflege,  namentlich  auch  für 
arbeitsunfähige  Personen,  umgewandelt  werden  kaun;  die  eigent- 
lich YOrbeugeiide  Armenpflege  liegt  au&Berhalb  derVeransthätig- 
keit  DerVerein«kasse  fliessen  die  Bestände  sämmtlicher  Orta- 
kasaen  zu  —  jedoch  auBschlicssHch  der  örtlichen  Stiftungen, 
welche  nach  wie  vor  von  den  Ortsarmenbehörden  zu  verwalten 
sind  — ;  ausserdfin  bestehen  die  liaui)tsUeliliehsten  Einnalmien 
in  den  AniK'uanlagt'n,  welch«'  zu  ^  4  nach  den  Steuerein- 
heiten und  zu  '  4  nach  der  K<jj)fzahl  alUsr  nach  dem  Gesetz 
beitragspflichtiger  Einwohner  des  Amtsbezirks  aufgebracht 
werden^.  Die  Unterverteilung  im  Inneren  des  Heimatbezirkes 
ist  Sache  des  letzteren. 


§  Ul. 

Die  Erfahrungen,  welche  man  mit  den  Bezirksanstalten 
gemacht  hat,  sind  im  allgemeinen  günstige.   Gleich  im  Be-^ 

ginne  ihrer  Thätigkeit  wurde  berichtet,  dass  manche  in  der 
örtlichen  Anncnpnoj^'c  tiof  eingewurzelten,  unausrottbar  er- 
schienenen IJebelstiindc  fast  wie  durch  «'inen  Zaulx-rsclilag 
verschwunden  seien,  insbesondere  die  Zahl  iler  Unterstützung 
Sachenden  Individnen  sich  bei  ErOflFhung  des  Armenhauses 
ausserordentlich  vermindert  und  mit  dem  Eintritt  gehöriger 
Aufeicht  die  Bettelei  fast  ganz  abgenommen  habe*).  Es  sind 
dies  also  ähnliche  Er&hrungen,  wie  man  sie  in  Schles^Wg-Holstein 
und  auch  in  anderen  Gebieten  mit  Arbeitsanstalten  gemacht 
hat^).  Ausserdem  wurde  der  andere  wesentliche  /week  der 
Vereinigung,  die  Entlastung  der  lleimatbezirke  und  die  H«*r])ei- 
fülirung  besserer  örtlicher  Armenpflege,  vielfach  in  über  Er- 
warten günstiger  Weise  erreicht  Insbesondere  wird  in 
Ansehung  des  Amtsverbandes  Meissen  das  Erreichen  der  letzt- 
genannten Zwecke  mit  dem  gleiclizeitigen  Bemerken  hervor- 

fehoben,  dass  die  von  manchen  Seiten  befürchtete  Erhöhung 
es  ( I esammtiufwandes  nicht  eingetreten  sei  '* ).  Gerade  mit  Kück- 
sicht  auf  diese  Erfolge  wurde  aber  von  einer  Ausdehnung  des 
Vereins  auf  den  JJezirk  der  ganzen  Amtshauptmannschaft  Ab- 
stand genommen  ''),  weil  mau  fürchtete,  dies  gemeinschaftliche 
erfolgreiche  Wirken  durch  Erweiterung  der  räiunlichen  Grenzen 
■  ZU  schädigen. 

Es  ist  eine  Aendonmg  des  St«Miprfuw«e3  dahin  hfah^ichtipTt,  daSB 
ein  Drittel  nach  Massgahe  der  tsteuereinheiteu,  zwei  Drittel  nach  Ver- 
hältniss  der  Einkommensteuer  an&ebneht  werden.  VgL  a.  a.  O.  S.  42» 
«)  Vgl.  Bitze r  S.  «16. 
»)  Vgl.  lüerüber  unten  §  202  flf. 

Ha  1 1  bauet  S.  86.  ZeitBchiift  des sieba  stat  Bor.  Jabw.  2d  S. 42. 
^)  Diireh  Beschlnss  der  Generalvetsainmluog  vom  15.  Jüni  1877, 
.a.  a.  0.  S.  42. 

26* 
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§  142. 

In  (U'ii  übrif^i^"!!  Staaten  rinden  .sich  ilhnliche  Veranstal- 
tungen nur  in  ^^erin^^mi  Masse ' ).  In  Preussi-n  sind  —  ab- 
gesehen von  Schleswig- Holstein  und  Ostfricsland ,  die  ohcu 
genannt  wurden  —  neuerdings  für  die  Kreise  Tapiau  und 
Allenstem  (OfftpreuBsen)  Armen*  und  Arbeitshäuser  nach  sttch- 
sischem  Vorhild  eingerichtet  worden.  Für  die  Rheinprovins 
ist  eine  Landanncnanstalt  su  Trier  mit  Raum  fUr  400  Personen 
eingerichtet,  die  Landarme  und  zugleich,  jo  nach  dem  vor- 
liandenen  Raum,  aucli  Ortsanne  und  Privatpflcglinge  aufnimmt. 
Ausserdem  sind  in  fünf  Provinzen  (Pomnicrn,  Brandenburg^ 
Sachsen,  Hannover,  Westfalen)  mit  den  provinziellen  KoiTek- 
tionsanstalten  Landarmenanstalten  verbimden,  die  gleichfalls 
neben  Landarmen  auch  ortsarme  Personen  aufiiehmen.  In 
WUrtemberg,  dessen  Hedürfniss  fUr  derartige  Anstalten 
Bitze r  nach  sehr  eingehender  Untersuchung  schon  vor 
20  Jahren  fcst^^estrllt  hatte-),  rindet  sich  gleichwohl  heute  noch 
erst  eine  einzige  Bczirksarmenarbeitsanstiilt  —  die  zu  Göppingen 
•nach  sUclisischeni  Muster  eingerichtete.  In  den  übrigen  SUuiten 
kommen  dieselben  ebenfalls  uui*  ganz  vereinzelt  oder  gar  nicht 
vor.  Die  badischen  Kreisanstalten  dienen  nur  erwerbsunfithigen 
Personen.  Kur  in  Sachsen-Meiningen  sind  unter  dem 
Einflüsse  Zillcrs,  eines  der  gründlichsten  Sachkenner,  Be- 
zirksarmenhäuser in  den  Kreisen  Sonneberg  und  Meiningen 
entstanden,  denen  ähnliche  £rfolge  wie  den  sächsischen 
nachgerühmt  werden. 

§  143. 

Die  Bildung  ähnlicher  Vereinigungen  wie  d(;r  säclisischen 
ist  unter  den  anderen  Möglichkeiten,  ^leichterung  der  Armen- 
last und  Besserung  der  Armenpflege  su  ersielen,  eben&Us  und 
gerade  in  der  neuesten  Zeit  sehr  lebhaft  erörtert  und  über- 
wiegend empfohlen  worden.  Namentlich  ist  dem  Deutschen 
VcTein  f.  A.  n.  W.  die  Anregung  zu  den  melirerwfthnten 
gründlichen  Referaten  zu  danken.  Eine  Diskussion  hat  bislier 
nur  in  selir  begrenztem  Umfange  stattgefunden  und  zu  dem 
Ergebniss  geführt,  die  Frage  der  Bezirksarmen häuser  an  die 
im  Herbst  1885  wegen  der  Reform  der  ländlichen  Armen- 
i)Heg(^  eingesetste  Kommission  zu  Terwmsen,  wobei  sich  die 
Versammlung  im  Prinzip  fUr  ilie  Errichtung  von  Bezirka- 
armenhäusem  aussprach'). 


>)  Die  folmden  Angaben  ans  Hiis«l8  Referat  AnL  II  &  88iF. 

^)  Dioscr  Untorsuchung  verdankt  die  mehigeiMumte  Arbeit  ihreEnt- 
stehuog.   Vgl  ä.  67  fi.  besonders  am  Scblusa. 

*T  SteiKigr.  Ber.  S.  8S.  Vgl.  aneh  oben  die  Bemerkungen  anf  8. 242. 
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Audi  diese  Kefer«ite  und  di*'  d(>nscll)oii  ani^esclilossenen 
Verhandlungen  gehen  von  denselljtMi  ( icsichtspunkten  aus,  die 
8.  Z.  bei  der  Bewegung  im  Königreich  Sachsen  massgebend 
waren.  Doch  ist  das  Moment  der  LcistungsunfUhigkeit ,  dem 
man  bei  Betrachtung  der  ländlichen  Armenpflege  vorwiegend 
Rechnung  getragen  hatte,  etwas  zurückgetreten  gegen  das 
andere  Moment:  die  gemeinsame  Abwehr  der  Vagabunden- 
plage. Und  im  Anschluss  hieran  ist  denn  auch  gleich  ein- 
gehend die  Frage  nach  Umfang,  Ort  und  ZulUssigkeit  der 
Zwangsmassregt'ln  gegen  arbeitsscheue  Personen  erörtert 
■worden,  die  mit  jeuer  anderen  in  notwendigem  Zusammen- 
hange steht. 

Aber  gerade  diese  Erörterungen  machten  die  Grenze  er- 
kennbar, bis  ztt  der  mit  den  hier  in  Rede  stehenden  Veran- 
staltungen vorgegangen  werden  darf,  wenn  ihr  Erfolg  nicht  ernst- 
lich gefilhrdet  wenlen  soll.  Hierauf  ist  noch  mit  einigen  Worten 
einzugehen.  Das  Bedenken  wegen  Verteuerung  der  örtlichen 
Anncnptiege,  das  auch  hier  wieder  geltend  gemacht  wird, 
braucht  nicht  Tinchmals  erörtert  zu  wcrdt-n.  Nur  möchte 
gegenüber  den  Eribl^en  in  Saclisen  und  insbesondere  denen 
in  Meissen  darauf  hmzuweisen  sein,  dass  dieselben  kdnen 
ganz  richtigen  Massstab  Air  die  Verhältnisse  in  anderen 
Staaten  geben.  Die  im  Herzen  Deutschlands  wohnende,  sehr 
dichte  Bevölkerung  dieses  kleinen,  günstig  gelegenen  und 
wohlhabenden  Landes  bringt  der  Annen  pflege  ein  sehr  viel 
besseiH^s  Verstilndniss  entgegen,  als  f's  in  den  am  meisten  ver- 
nachlässigten östlichen  Gegenden  der  til)n*g(Mi  Stallten  zu  er- 
warten ist;  dies  ist  umsomehr  der  Fall,  als  gerade  die  zen- 
trale Lage  Sachsens  und  das  Vorwiegen  induatnellerTiifttigkeit 
daselbst  die  Ursache  eines  sehr  starken  Zusuges  ist,  der  drin- 
gend Abwehr  erheischt 

Vgl.  V.  Studnitz.  Die  wirtschaftliche  Stellung  des  Königr. 
Sachsen  im  D.  Reich,  in  Zeitschr.  des  sÄchs.  stat.  Bur.  1884 
S.  42.  —  Mit  Ausnahme  der  Hansestädte,  die  in  dieser  Be- 
ziehung aber  nicht  wohl  in  Betracht  fallen  können,  liatte  Sachsen 
die  grtnte  Be?ftlkenmgsdichtigkeit,  nlralich 

187r, :  184. 1:1    1880:  198  28  Einw.  aof  den  qkm, 
während  das  Reich  .  :    71K05      „  :  83.61)  ^ 

Preussen  „   :    73.92      „  :  78.33    «    zählte.  — 

Aof  2972805  ortsanweseoda  BevöUnrang  hatte  Sachsen 

a)  2  760  354  Einheimische, 

b)  175  413  Angehörige  anderer  deatscher  Staaten, 

c)  37  038  Ausländer, 

die  absolut  grosseste  Zahl  zu  h.  da  Preussen  nur  163  39u  Ange- 
hörige anderer  deatscher  Staaten  hatte,  relativ  in  Sachsen  6^.0,  in 
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Preossen  0.6  ^  o.  Vgl.  S.  44.  —  Aoch  liat  Sacbseiii  aasser  Bremen, 
das  dichteste  Eisenbahnnetz,  anf  je  1000  qkm  186.2  km  nor- 
maler Sparweite  gegen  57.5  in  Preossen.   Vgl  S.  72.  — 

Anders  verlu'ilt  es  sich  mit  t'inij^cn  Wünsclien  und  Be- 
denken, die  in  Bezug  aut  die  hier  in  Rede  .stellenden  Bildungen 
gerade  au»  Anlass  praktischer  Erfahrung  laut  geworden  sind 

Man  hat  nämlich  folgende  Wahmebmungen  gemacht 
Die  natürliche  Nötigung  gegen  arbeitssclieue  Personen  mit 
einigem  Zwange  yorziigehen.  in  Verbindung  mit  dem  Umstände,, 
dass  die  Bczirksarmenanstalten  rofjolmUs.sig  auch  KoiTektions- 
zwecken  dienen,  hat  eine  vielfach  so  strenge  Behandlung  der 
Ansudt.sinsassen  zur  Folge  gehabt,  dass  der  Unterschied 
zwischen  den  eigentlichen  Korrektionären  und  den  wegen 
Darftigkeit  in  der  Anstalt  aufhaltsamen  Personen  nicht  Mos 
verwischt,  sondern  die  letzteren  geradezu  in  schlimmere 
Lage  vers(!tzt  wurden,  als  die  ersteren.  Es  wird  bemerkt  -),  dass 
diese  Behandlung,  statt  bessernd  zu  wirken  und  das  Indivi- 
duum womöglich  wiedor  auf  eigene  Füsse  zu  stellen,  dou  nni- 

fekehrten  Ertolg  und  nun  erst  recht  Arbeitsscheu  und  Un- 
ihigkeit  zur  St'lbstcrhaltung  zur  Folge  habe. 

Es  wird  ferner  beklagt,  dass  die  Anstalten  zum  Teil  zu 
grossen  Umfang  hätten,  so  dass  eine  individuelle  Behandlung 
nicht  mehr  stattfinden  könne,  und  ebenso,  daasder  Bezirk,  aus 
welchem  die  Zuf&hrungen  in  die  Anstalten  erfolgten,  ein  zu 
grosser  sei,  so  dass  die  Zuführung  oft  erhebliche  Schwierig- 
keiten mache.  Vor  allem  aber  —  wird  schliesslich  hervor- 
gehoben —  sei  zwar  in  dem  Bezirke  selbst  eine  gewisse  Ein- 
heit hergestellt,  aber  we<ler  herrsche  Uebereinstinnnung  in  den 
Verwaltungsgrundsätzen  der  einzelnen  Bezirke,  noch  seien  die 
Bezirke  gleicbmflasig  Uber  das  ganze  Land  verbreitet  Ohne 
diese  beiden  Voraussetzungen  aber  sei  das  Werk  nur  halb 
gethan.  Auf  der  einen  Stelle  würden  die  Arbeitswilligen 
mit  den  Arbeitsscheuen  auf  gleiche  Stufe  gestellt,  während 
auf  einer  anderen  die  Behandbmg  beider  Kategorien  eine 
unzureichende  sei;  und  während  hier  der  wachsame  Bezirk 
von  Bettlern  und  Landstreicliern  befreit  würde,  sammelten  «ich  in 
den  minder  wachsamen  und  denjenigen  Gebieten,  wo  es  ^nz  - 
und  gar  an  schützenden  Veranataltangen  fehle ,  dieselben 
um  so  schneUer  wieder  an,  als  Vagabunden  immer  eine  sehr , 


*)  Alle  Gesichtspunkte  erechöpt'end  und  lur  Beurteilung  der  vor- 
Hegenaen  Fw$ugfi  iinentl)ehrlich  and  neben  den  schon  genaimteD  AibeiteD 
Tor  allem  die  von  Bühmert  a.  a.  ().  J^.  157  fF.  zupammengestellten, 
-Wünsche  und  Erfaiirungeu''  Uberschriebenen  Meinungsäus^crunffen  seitens 
der  säromtlichen  Vorstände  der  lAcluaselieii  Besiricsannenansti^eii.  Vgl, 
insbesondorc  den  Bericht  Ton  Sofga  8.  100  Qod  StoUbeig  (Reg.-Kkt 
Behrisch)  Ö.  161. 

<)  A.  a.  0.  S.  les. 


Digitized  by  GooqIc 


VI.  4 


407 


feine  Witterung  dafür  hätten,  wo  es  etwas  zu  holen  giebt 
oder  uicht. 

Aus  dieaen  Gesichtspunkten  weiden  verschiedene  For- 
derungen gestellt  Es  wird  namentlich  die  ernstliche  Schei- 
dung zwischen  ei^entliehen  Vagabunden  und  nur  gc-legentlich- 

arbeitä-  und  obdaclilosen  Personen  und  die  Wahrung  des 
Clianikters  der  Bezirksanstalt  als  eigentlicher  Arnienpflege- 
anstJilt  gefordert  ^  Ks  werden  ferner  fol^^ende  Massnahmen 
als  unerUlsslich  bezeichnet,  die  in  dem  Gutachten  des  Hegierungs- 
rats  Behrisch  gut  fonnulirt  sind^): 

„1)  Elrrichtang  von  dergleichen  Anstalten  im  fßioGa 
Lande  und  zwar  in  grossen  Städten  von  diesen  allein,  im 
übrigen  je  von  den  amtshanptniannsehaftlichen  Bezirken  mit 
Beitritt  der  darin  gelegenen  Städte  mit  revidirter  St.Udte- 
onlnunfic,  die  eine  dergleichen  Anstalt  ans  oigonen  Mitteln 
nicht  errichten;  2)  gleiche  Ausdehnung  des  Zweckes  dieser 
Anstalten;  3)  gleiche  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
bezw.  gleiche  Verfassung  für  sämmtliche  Anstalten  und  dazu 
4)  Stellung  der  Besirksannenanstalten  unter  staatliche  Eontrole 
d.  h.  unter  die  Kontrole  einer  Zentralstelle." 

Behufs  Erreichung  dieser  Zwecke  wird  die  Erfüllung 
verschiedener  \'<irliedingungen ,  welche,  wie  reichsgesetzlieho 
Reg«'lung  der  Zwangsniassregeln  gegen  Arme,  di«'  \\'iedcr- 
einführung  von  Legitiniationspapieren ,  des  Heiniatpnnzi])s 
u.  a.  mehr,  bereits  erörtert  sind  oder  noch  zu  erörtern  sein 
werden,  als  notwendig  oder  wllnschenswert  bezeichnet 


b«  Arbeits*  nnd  VatwatTerpfle^ngsstatienen. 

Die  Literatur  über  diesen  Gegenstand  ist  neuerdings  sehr  an- 
geschwollen. Doch  tinden  sich  gerade  hier  viel  dilettantische, 
obenhin  nrteilende  Darstellungen  and  TorschUge.  Als  anentbehr- 
lich sind  zu  bezeichnen:  Hnzel,  Das  System  der  kommmialen 
Natoralverpflegang  armer  Reisender  zar  Bekftmpfimg  der  Wander- 
bettelei, 1888,  and  Evert.  Die  Entwicklang  der  Natural  Verpfle- 
gungsstationen und  Arl)eiterkolonien  in  Preussen,  in  Zeitschr.  d. 
preuss.  stat.  Hur.  S.  207  ff.,  der  eine  sehr  gründliche  and 

objektive  Darstellung  des  gegenwärtigen  Standes  giebt. 


g  144. 

Lediglich  den  zweiten  Gesichtspunkt,  die  Bekämpfung 
des  Vagabimdenwesensy  &ssen  diejenigen  Bestrebungen  ins 
Ange^  welche  im  Suine  der  am  Ende  des  vorigen  Abschnittes 

1)  Besonders  anch  Ziller  in  iehiem  Referat  and  in  den  stmogr. 

Verhandl.  s.  n3. 

»j  A.  a.  O.  8.  162. 
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mitgeteilten  Bedenken  eine  Besserung  der  Zustände  nur  von 
strenger  Scheidung  und  verschiedener  Behandlung  der  zucht- 
losen und  elirbaren  Elemente  und  glcichzciti^'or  Erstreckung 

der  beztiglichcn  Massregchi  auf  grössere  Gehicto  erwarten. 
Vor  allem  soll  es  sich  darum  handehi,  die  im  ehrHchen  Suchen 
von  Arbeit  auf  der  Wanderung:;  Ix'^riffciieii  Personen  in  an- 
gemessener Weise  zu  unterstützen  und  ihn«'n  Arbeit  nachzu- 
weisen. Dieser  Zweck  wird  zu  erreichen  geglaubt  durch  Ein- 
richtung von  Stationen,  an  denen  Verabrolgung  von  Unter- 
haltsmitteln,  sowie  Nacliw<'isung  von  Ai  l)oit  Stattfindet  Hierbei 
hat  die  Erfalirung,  dass  Geldspenden  häurig  zur  Verschaffung 
von  .Milderen  als  den  unentltdirliclien  Nahrun«i:smitteln,  nament- 
lich von  Branntwein  verwendet  werden  und  die  ^liissi^^gänger 
in  criieblicliem  Masse  anloekt'U,  dazu  ^'•(^fiihrt,  w()mr>«i;lich  nur 
Naturalverpri(.'gung  und  Obdach  zu  gewähren,  während  die 
vielfach  auftretende  Schwierigkeit,  geeignete  Arbeit  nachzu- 
weisen und  die  Gewissheit  zu  erhalten,  dass  die  angebotene 
Arbeit  wirklich  aufgesucht  wird,  zur  Einnchtung  von  Arbeits- 
veranstaltungen  an  Ort  und  Stelle  gef<lhrt  hat.  Die  plan- 
mässige,  über  lodiGrb'ch  örtlielu'  Veranstaltungen  der  einzelnen 
Gemeinden  liinausnMchende  Einrielitung  von  dergleiciien  Statio- 
nen erreicht  ihren  Höhepunkt  in  den  Natural  verpfleg  ungs- 
bezirken  und  in  den  Arbeiterkolonien. 

l>ie  Giiindsütze,  die  hierbei  zu  befolgen  sind,  hat  in  einer 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Frage  entsprechenden  Weise 
dU'  konstituirende  Versammlung  des  Zeniralvereins  fUr  deutsche 
Arbeiterkolonien  und  zur  Bekämpfung  der  Wanderbettelei 
gut  formub'rt.  Was  für  unsere  Frage  —  die  Zusammenfassung 
mehrerer  (remeinden  —  namentlich  interessirt,  sind  die  folgen- 
den Grundsätz(^:  „Die  Naturalverpliegungsstiitionen  bildeu  die 
unerlässliche  Grundlage  zur  Bekämpfung  der  Wanderbettelei  .  ,  . 
Die  Einrichtung  derselben  geschieht  am  zweckmässigsten  durch 
nicht  zu  kleine  Kommunalverbttnde  (Kreise,  Oberämter  u.  s.  w«), 
welche  mit  einander  in  Verbindung  stehen.  Die  Stationen 
sind  in  solcher  Bjitfornung  anzulegen,  dass  der  mittellose 
Wanderer  keim»  Veraidassung  zum  Betteln  hat,  aber  aueli  die 
Stationen  nicht  missbrauchen  kann.  Mit  der  Verptle;;ungs- 
station  ist  m<)gliehst  eine  Arbeitsnaeliweisestelle  zu  verbinden. 
Wenn  Gründe  zur  V  erweigerung  der  Unterstützung  (Trunken- 
hextf  fVechheit,  Arbeitsverweigerung  u.  s.  w.)  vorUegen,  so  ist 
der  betreffende  Reisende  nicht  lediglich  fortzuiBohicken,  sondern 
gegen  ihn  die  Mitwirkung  der  Polizei  in  Anspruch  zu  nehmen.** 

Simmtlicbe  Grundsätze  sind  abgedruckt  bei  Evert  S.  214  ff. 
Ganz  ähnlich  in  der  Megirtenkonfireiix  dw  Vertreter  der  Kreis- 
und  StadtYerdne  ftir  innere  Misrion  vom  2.  Mai  1881:  »Das 
Yagantentom  wird  wirksam  nur  bekämpft  werden,  wenn  nicht  blos 
in  den  einzelnen  Gemeinden  und  Bezirken «  sondern  im  ganzen 
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Lande  ein  planmässiges.  in  den  Grundztigen  übereinstimmendes  Ver- 
fahren zur  AnwendoDg  kommt  ....  Zur  Ausgleichung  unter  deu 
in  Terschiedener  Weise  betroffenen  Gemeinden  empfiehlt  sich  die 
Uebertraguig  des  Aufwandes  durch  grössere  GemeindeYerbSnde  oder 
besser  noch  durch  BodrksYerb&nde."  —  Vgl.  anch  die  bei  Hnzel 
mitgeteilten  Thesen  des  Be-^irksvereins  zu  Nagold  Nr.  7  S.  70; 
Bezirksstat.  des  Oberamtsbezirks  Tübingen  Nr.  3  S.  95. 

Die  DeputirtenversaiD'nlung  des  grossen  Schweizer  Gewerbe- 
vereins be^cbloss  folgende  Resolutionen:  das  Einwandern  fremder 
mittelloser  und  nicht  gehörig  legitiiu}<-tcr  üandwerksburscheu  an 
der  Grane  ra  veiUeten»  firemde  Bettler  sofort  ahmseUeben;  im 
Wiederholungsfälle  mit  Arbeitsswaog  sa  bestrafeo  nnd  darauf  zu 
dringen,  dass  anch  in  den  Nachbarstaaten  solfibe  abgeschobene  In- 
dividuen nicht  wieder  auf  freien  Foss  gesetzt,  sondern  in  ihre  Hei- 
mat  abgeschoben  Verden.  —  VgL  die  Mitteilang  in  Deatsche  Gem.-Z» 
1882  S.  60. 

Die  Arbeiterkolonien  haben  in  Verbindung  mit  den  Ver- 
pflegongsstationen  nur  die  Bedeutung,  besonders  gross  angelegte 
ArlMitsTeraostaltungen  la  sein.  Es  ist  selbetverstiDdUeh,  dass  sie 
immer  nur  im  Stande  sein  ktonen,  eine  verhältnissmässig  geringe 
Zahl  von  Arbeitsochenden  zn  beechältigen,  nnd  dass  bei  der  eigen- 
tümlichen Natur  ihrer  Vorbedingungen  von  einer  netzartigen  Aus- 
dehnung derselben  über  grössere  Gebiete  nicht  wohl  die  Rede  sein 
kann.  Auf  die  vielumstrittene  Frage  der  Zweckmässigkeit  der  Ar- 
beiterkolonien kann  ich  hier  nicht  näher  eingehen.  Sehr  gewichtige 
Bedenken  sind  in  den  S.  406  Anm.  1  bezeichneten  Berichten  der 
sächsischen  AnstaltaTorstftade  niedergelegt.  —  Vgl.  anch  die  Bem. 
bei  Flesch  S. 6,  gsna  besonders  aber  Dachatel-NaTÜle,  wo 
ein  sehr  umfassendes,  die  Zeit  aus  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
betreffendes  Material  aus  allen  Staaten  znsammengetragen  nnd  besor- 
teilt  ist,  Kap.  XI  S.  163  ff. 


Ebenso  wie  es  bei  den  Beni^sanstalten  im  Königreich 
Sachsen  der  Fall  war,  ist  nim  anch  in  Bezug  auf  Natural- 
verpflegungsstationcn  und  Arbeiterkolonien  der  Anfang  durch 
freie  Vereins thätigkeit  gemacht  worden,  welche  zum  Tt  il  leb- 


durcdi  die  Stjuitsbehörden  cniiuntert  und  imtor.stiitzt  wurde. 
Es  ist  benuM-kenswert,  dass  die  Zahl  der  Natura Ivfrptiogung.s- 
stationeii  sich  in  Preussen  von  1884  auf  1885  nahezu  verdoppelt 
hat  (von  595  auf  915)  und  die  BeCeiiigiuig  der  Kommunalveiv 
bände  an  denselben  iu  einigen  Provimsen  um  das  xehn&che 
gestiegen  ist. 

Die  Einrichtung  von  Naturalvenifle^angsstationen  wird  neuer- 
dings auch  durch  den  preoss.  Min.  d.  Innern  empfohlen.  Vgl.  Min.- 
Bl.  f.  d.  i,  V.  1885  S.  48.  Doch  soll  zur  Anlegung  derselben 
den  Gemeinden  gegenüber  kein  Zwang  bestehen.  Ebenda  S.  47,  vgl. 


§  145. 


halt 


höherer  Ordnung  sowie 
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auch  Stolp,  Arch.  f.  Vei*waltungs-ßecht  1885  Bd.  11  S.  102.  — 
Admlieh  in  Baden  —  vgl.  Statist  MitteUungen  des  QAM,  Bnäm 
1880—88  Bd.  8  S.  480  —  und  Wftrtemberg  —  vgl.  Wlirt.  J.  f.  St» 

u.  Ldskde.  Jahrg.  1879  S.  245  ff.  —  Uebrigens  hat  sich  gerade 
\  hier  eine  Verbindung  mit  den  religiösen  Veranstaltungen,  wie  tot 
allem  den  Herhergen  zur  lieimat,  als  nützlich  erwiesen.  Vgl.  z.  B. 
die  Verhandlungen  der  Kreissynode  Berlin -Land  vom  25.  Juni  1885 
|über  das  Proponendum  des  Konsistoriums:  Die  Fürsorge  für  die 
wandernde  Bevölkerung  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Her* 
Ibergswesens:  —  Ueber  die  Aasbreitong  der  NatoralTerpflegongsstar 
tionen  in  Prenssen  t^*  bei  Evert  die  instmktifen  Tabellen  8» 
212  u.  215  and  die  kartograpb.  Darstellungen  hinter  S.  222.  Di» 
stärkste  Zunahme  zeigen  Ostpreussen  und  Pommern,  wo  1884:  4  bezw. 
2  Kreise  mit  31  bezw.  4  Stationen  versehen  waren,  während  1885: 
22  bezw.  24  Kreise  104  bezw.  71  Stationen  eingerichtet  hatten. 
Ganz  dtirftig  ist  die  Beteiligung  in  Westprcusseu  und  Posen,  am 
Bt&rksten  in  Sachsen  and  Westfalen.  —  Das  YerhUtniss  der  von 
Terzen  nnd  FriTaten  onterfaalteoen  Stationen  stellt  sieh  an  den 
ans  ttffentUdiea  lOtteln  unterhaltenen 

1884:  141  m  488 
1885:  148  ,  706. 

Rege  Vereinsthiitigkeit  tritt  namentlich  in  Ostpreussen,  Schlesien 
und  Rheinland  hervor.  Man  sieht  aber  aus  den  Zahlen,  wie  die 
Idee  sehr  bald  bei  den  öfTentlichen  Körperschaften  Anklang  nnd 
demgemäss  Unterstützung  gefunden  hat. 

Die  l^  toiliguiif^  seitens  öffentUcher  Körperschaften  findet 
entNveder  in  der  Weise  statt,  (lass  jede  Gemeinde  eines  be- 
stimmten Bezirkes  sich  zur  Xaturalunterstützung  und  Arbeits- 
gewähning  bexw.  Nach  Weisung  nacli  vereinbarten  Grundsätzen, 
aber  aus  eigenen  Mitteln  verpflichtet,  oder  dass  sich  mehrere 
Gemeinden  zur  Errichtung  von  Stationen  verbinden  und  die 
Kosten  hierfür  aus  gemeinschaftlichen  Mitteln  aufbringeu. 
Auch  geht  die  Grttndnng  von  Stationen  vieliach  direkt  von 
den  Verwaltungskörpem  mittlerer  Ordnung  (Kreis,  Oberamt 
U.  8.  w.)  aus,  wobei  dieselben  die  Kosten  aus  eiji^enen  Mitteln 
bestreiten;  oder  eben  diese,  wie  auch  die  Provinzialverbilnde 
oder  der  Stiuit  gewähren  Beihülfen  zu  diesen  Zwecken.  Eine 
Entlastung  der  einzelnen  Gemeinde  findet  unmittelbar  also  nur 
in  den  letztem  Fttllen  statt,  während  mittelbar  das  Fortbleibeii 
arbeitsscheuer  Personen  für  jede  Gemeinde  dann  schon  ein  Gha- 
winn  ist,  wenn  Bi(^  auch  nur  durch  gemeinsames  Vorgehöl 
dazu  bestimmt  wird,  ihre  eigenen  Auttel  zur  Bekämpfung 
der  Vagabund<*n plage  aufzuwenden. 

Was  die  Wirksamkeit  der  Stationen  l)etrifrt,  so  lUsst  sich 
heute,  wo  die  Einriclitung  noch  verh;iltnissmässig  sehr  Jung 
ist,  ein  Urteil  nic  ht  wohl  abgeben.  An  dieser  Stelle  muss  die 
Bemerkung  genügen,  dass  gegenwärtig  die  Gründung  beaw. 
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weitere  Unterhaltung  derselben  durch  Bezirksverhändc  von 
der  überwiegenden  Zahl  von  Schriftstelleni  und  X'erwaltungs- 
beamten  empfohlen  wird.  Doch  fehlt  es  nicht  an  Stimmen, 
welche  das  Uebel  auch  in  solcher  Weise  für  unausrottbar 
halten  und  von  der  Mnrichtung  der  Stationen  die  Herbei- 
lockung von  arbeitsscheuen  Personen  befürchten,  welche  dann 
angeblich  arbeitsuchend  von  Station  su  Station  ziehen,  um 
überall  Unterstützung  zu  ompfangon.  Namontlicli  werd<'n 
immer  und  immer  wiedor  zwei  Erscheinungen  betont,  an  denen 
alle  Bemüliuiiirt'n  sclilioslidi  wieder  zu  Schanden  würden: 
erstens  die  völlig  ungleichmilssige  pcdizeiliche  und  gerichtliche 
Behandlung  und  Bestrafung  der  Bettler  und  Luidstreicher 
und  snreitenB  die  ganx  unttberwindbare,  durch  viele  Momente  i 
genährte  Neigung  der  Bevölkerung,  planlose  Almosen  zu  geben,  i 

Die  Richtigkeit  der  vorstehend  mifgeteilten  Bedenken  lässt 
sich  um  so  weniger  verkennen,  als  für  sie  eine  unendlich 
reiche  Erfahrung  spricht.  Gleicliwohl  wird  man  den  neu  er- 
wachten Bemühungen  Zeit  gönnen  müssen ,  sich  zu  entfalten 
und  weiter  zu  bewähren;  namentlich  wird  sich  zu  zeigen 
haben ,  ol)  die  im  Anfange  immer  .sehr  stiirke  Anspannung 
gemeinschaftlieher  Kräfte  eine  uaelihaltige  sein  wird. 

Der  Weg,  den  die  SUuitsbehörden  hislier  eingeschlagen 
haben,  durch  Hinweis  und  Aut'muntenmg  die  freie  Thätigkeit 
hervorzurufen,  scheint  der  vorliiuhg  am  meisten  sachent- 
sprechende.  Durch  ein  zwangsweises  Eingreifen  würde  man 
vermutlich  sehr  viel  freiwillige  Thätigkeit  unterbinden  und  die 
wesentlichsten  Erfolge  der  Stationen,  die  hauptsächlich  von  dem 
guten  Willen  der  Beteiligten  abhängen,  sehr  abschwächen. 

Vgl.  oben  S.  287,  ausserdem  bes.  noch  Huzel  S.  5-  9; 
Chnchal,  Zorn  Kampfe  gegen  Landstreicher  and  Bettler,  1881. — 
DteBeotsche  Gem.-Z.  berichtet  wiederholt  von  Aeossenrngen  verschie- 
dener  VerwaltungsbehOrdmi,  welche  die  Anlegnog  von  Verpflegongs- 
Stationen  fllr  schädlicb  erklären,  weU  sie  das  VagabondeDtom 
geradezu  grosszögen.  nnd  Besserung  hauptsächlich  «loch  nur  von 
Hebnng  des  allgeni.  wirtschaftlichen  Notstandes  zu  ensarten  stünde. 
Vgl.  die  Mitteilungen  in  Jahrg.  1879  S.  20,  1882  S.  171,  1883  S. 
154,  1885  S.  121  u.  a.  Jedenfalls  tbun  hierbei  sehr  viel  die  in- 
dividuellen YerhAltniflse.  In  Wttrtemberg  und  Baden,  wo  1878  and 
1882  eingehende  Erhebongen  Uber  diesen  Ponkt  stattfanden,  ergab 
sich,  dass  von  einigen  Bezirken,  z.  B.  Kehl«  in  welehen  sich  sämmt- 
liehe  Gemeinden  des  Amtsbezirks  zur  Befolgung  gemeinschaftlicher 
Grundsätze  verbunden  hatten,  der  Erfolg  als  ein  günstiger  bezeich- 
net wurde,  wiihrend  andere  dagegen  wegen  gänzlicher  Erfolglosigkeit 
ihrer  Bemühungen  auf  Fortsetzung  derselben  verzichtet  hatten. 
Die  Klagen  über  das  planlose  Aüuosengeben  sind  aber  ganz  all- 
gemetn.   Bei  Wttrtemberg  beiist  es:    „Ein  danemder  Erfolg 
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wäre  nur  dann  zu  hoffen,  wenn,  was  erfahrungsmässig  nicht  der 
Fall  sei,  das  Publikum  sich  zu  konsequenter  Mitwirkung  und  zur 
UnierstUtzuug  der  Bemühungen  der  Polizei  herbeilafiseu  würde", 
und  bei  Baden:  «Die  hanpteiehliehe  ScbwieriglMit  schefot  darin 
za  liegen,  dass  die  Bevölkerong  niebt  Yon  der  Gewobnbeit  abgeben 
mag,  an  Bettler  und  Vagabunden  onmittelbar  milde  Gaben  aoani* 
teUen.**  —  Vgl.  die  aaf  der  vorigen  Seite  angeführten  Publikationen. 
Ob  hiergegen  Strafe  gegen  die  Alraosengeber  schützen  könne,  wird 
fast  ausnahmslos  von  allen  Sachkundigen  verneint ,  sowohl  aus  prak- 
tischen wie  aus  moralischen  Gründen.  Neuerdings  ist  vereinzelt 
dieser  Versuch  durch  den  Landrat  des  Kreises  Guhrau  unter- 
nommen worden.  Derselbe  veröffentlichte  eine  Bekanntmachung,  in 
welcher  bemerkt  wird,  es  sei  zn  seiner  Kenntniss  gelangt,  dasi 
anch  nach  der  Errichtung  von  Kataml*Yerpflegttng88tetionea  im 
hiesigen  Kreise  den  armen  Beisenden  und  BetÜem,  anstatt  dieselben 
auf  die  nächste  Station  zu  verweisen,  Almosen  und  Gaben  verab- 
folgt würden.  Da  hierdurch  der  Erfolg,  welcher  von  der  Ein- 
richtung der  Verpflegungsstationen  auf  Kosten  des  Kreises  erwartet 
sei,  wesentlich  beeinträchtigt  werde,  so  hahe  er  (der  Landrat)  mit 
Zustinmiung  des  Kreisausschusses  eine  i'olizeiverordnung  erlassen, 
welche  besagt :  „Das  Verabfolgen  von  Almosen  an  nicht  ortsange- 
hörige  Bettler  ist  verboten.  Zuwiderhandelnde  fallen  in  eine  Geid- 
stiafe  bis  zu  9  Mk.  event  verhftltnissmässige  Haft/  Diese  Ver- 
ordnung trat  mit  dem  1.  Aognat  1886  in  Kraft.  Ganz  ähnlich 
ancli  die  neuerdings  ergangene  Verordnung  des  Liandrates  des  Kreises 
Uelzen. 


8.  Die  Beteili^ng  grösserer  Verbilde  an  der  Araenlast 


§  146. 

Wie  schon  im  Eingange  dieses  Abschnittes  hervorgehoben 
wurde,  bestellt  der  grundsUtzliclio  Unterschied  zwischen  Sonder- 
bilduiiguii  zur  Uebung  gemeinschaftlicher  Anuenpflego  und 
der  Beteiligung  bestoheiider  grösserer  Verbände  an  der 
Armenlaat  darin,  das  entere  nur  die  Armenpflege  zum  Gegen- 
stände haben,  wBbrend  die  letzteren,  organisch  in  die  politische 
QrundverBsssung  eingefügt,  tlberhaupt  Zwecke  verfolgen, 
welche  der  dunli  sie  dargestellten  grösseren  Gemoinschaft 
von  Wert  und  nur  dnrcli  deren  grössere  Glitte!  erreichbar 
sind.  Zu  diesen  Zwecken  kann  unter  anderen  auch  die 
Armenpflege  gehören. 

In  diesem  Betracht  macht  dagegen  die  Eigenschaft  des 
grösseren  Verbandes  als  Körpersdiaft  mitderer ,  höherer  oder 
höchster  Ordnung  keinen  Unterschied ;  ob  der  Staat  unmittel- 
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bar  (idcr  diirili  scino  Provinzen  oder  Kreise  sich  an  der  Ar- 
inenlasl  beteiligen  boll ,  ist  lediglich  eine  Frage  der  Zweck- 
mäaüigkeit,  wäche  die  Uebung  der  eincehien  Bundesstaaten 
verschieden  beantwortet  hat    SpesieU  die  ihnen  dnrdi  das 

Reichsgesets  vorgeschriebene  Beteiligung  durch  Üebemahme 
der  Landannenlast  erfolgt  in  einigen  derselben  unmittelbar 
durch  den  Staat,  in  anderen,  vor  allem  in  Preussen,  durch  die 
Provinzen;  doch  fungiren  in  OstpriMissr-ii  noch  gegcnwiirtig 
die  Kreise  als  Landarmenverbände;  climso  verhält  es  ^ich  mit 
anderen  Aufwendungen  im  Interesse  der  Aruienptlege. 

§  147. 

OegeDNvartig  werden  die  Fonktionen  der  Landarmenver- 
bftnde  von  folgenden  Verwaltongskörpern  ansgeabt'); 

1.  Preussen:  a.  Provinzialbezirke,  vertreten  durch 
die  i>rovinzialstündische  Verwaltung:  Westpreussen  —  Brandenburg 
(ohne  Berlin)  -  Porameni  —  Sachsen  Schlesien  (ohne  Breslau)  — 
Posen  —  Westfalen  —  Huimover  —  Rheinprovinz  —  Schleswig- 
Holstein  (ohne  Laneaborg).  —  b.  Regierungsbezirke,  vertreten 
durch  die  kommmialstandische  Verwaltong :  Kassel  —  Wiesbaden  ')  — 
Sigmaringen.  —  c.  Kreise:  Die  19  Kreise  der  Prov.  Ostpreossen*) 

das  Herzogtam  Laucnborg.  —  d.  Stadtgemeinden:  Berlin, 
Breslau,  Königsberg  i.  Pr. 

2.  Sachsen:   Der  Staat  unmittelbar. 

Ii.  Würt emberg:  Die  64  Oberamtsbezirke. 

4.  Baden:  Die  11  Kreise. 

5.  Hessen:  Die  18  Kreise. 

6.  Mecklenbnrg-Sebwerin:  \        g  »mmittelbar. 

7.  Sachsen-Weimar:  |  ui*u«m.wu»i. 

8.  Mecklenbarg-Strelitz:  Der  Stargardscbe  Kreis  — 
das  Fttrstentnm  Ratzebnrg. 

*)  Ich  gebe  hier  tSm  knne  Auftiblai^,  weil  in  der  Uteratitr  die 

Angaben  über  die  L.-A. -Verbände  noch  lifiung  iu  Anlflimmg  an  ältore 
Werke,  namentlich  HochollB  System,  gemacht  werden  und  daher  nicht 
xodu"  ganz  zutretfen.  Der  VerwaJtangsbeamte  findet  in  dem  in  Hey^manns 
Verlag  encheinenden  Taschenkalentler  fUr  Beamte  unter  andcrm  mi  An- 
hange Nr.  17  eine  vollständige  Uebersicht  der  L.-A.- Verbände  und  der 
sie  vertretenden  Behörden.  In  der  Auti^abe  des  Ges.  v.  6.  Juni  1870 
von  Kreeb,  die  1885  endiieiien.  ist  die  Aenderong  bezüglich  Frank- 
furt a.  M.  —  vgl.  folgende  Anmerkung  —  noch  nicht  berücksiebtigt. 
Sonst  ist  die  Nachweison^^  gleichfalls  erschöpfend  und  zuverlässig. 

*)  Ganz  nenerdings  ist  Frankfiirt  a.  M..  das  bisher  einen  X.-A.-V. 
fttr  neh  bildete,  mit  dem  kommenalständisehcn  Verbände  Wiesbaden  vo^ 
Bcbmolzen  worden:  Gesetz  TOm  8.  Juni  1885  und  VerordnoDg  vom 
10.  März  1S86. 

^1  Daneben  besteht  der  L.-A.-V.  der  Provinz  Ostprenssen,  dem  aber 
nur  die  Verwaltung  der  Landarmen-  und  KorrektionBanstnlt  Tapiau  ob- 
li^t  Die  eigentliche  I^dfumenlast  (d.  h.  für  Personen  ohne  Unter- 
stotKungswohMitz)  trägt  der 
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'J.  Oldenburg:  a.  Uerzogtam  Oldenburg:  Die  12 
YerwaltQDgsftmter,  und  zwar  die  Aemter  Yarel  und  Jever  ein- 
schlienlich  der  gleichnamigen  Stftdte;  dagegen  bOdeo  die  Stadt 

Oldenburg  sowie  das  Amt  Landwührden  (Gemeinde  Deedesdorf) 
Landarmenverbände  tür  sich.  —  b.  Fürstent.  Lübeck,  c.  Fürstent. 
Birkenfeld  bilden  je  einen  Landarmenverband  für  sich.  — 

10.  Braunschweig:  Der  Staat  unmittelbar. 

11.  S.-Meiningen :  Die  4  Kreise. 

12.  S.-Altenbnrg: 
18.  S.-Kobnrg-Gotha: 

14.  Anhalt: 

15.  Schwarzburg-Sondcrshausen: 

16.  Schwarzburg-Rudolstadt; 

17.  W  a  1  d  e  c  k :  Die  4  Kreise. 

18.  Reuss  ä.  L.: 

19.  Reuss  j.  L: 

20.  Scbaamburg-Lippe: 

21.  Lippe: 

22.  Labeck: 

23.  Bremen: 

24.  Hamburg: 


Der  St;i:it 

unmittelbar. 


Oer  Staat  unmittelbar. 


§  148. 

Die  Mi^lichlceiten  der  Beteiligung  an  der  Armenpflege 
seitens  der  nasseren  Verbände  sind  sehr  mannigfaltige.  Mit 
Ausnahme  der  grundsätzlichen  Vorschrift,  dass  nur  Oeraeinden 

und  Gutsbozirk'»  als  Orfcane  der  ttrtlichon  Armenpflege  zu- 
lä.s.sig  sind,  hindert  die  Reiehgesetzj^ebung  kein*^  Art  der  gänz- 
liclien  oder  teilweisen  Uebernalune  der  Arnienlast;  ja  selbst 
der  Erstattung  äUmmtlicher  Kosten  der  örtlichen  Annenpflege 
seitens  der  grösseren  Verbftnde  steht  nichts  entgegen,  sofern 
hierdurch  nur  nichts  an  der  vorläufigen  Fttrsorgcpflicht  und 
an  den  Rechtsverhältnissen  der  Ortsarmenverbände  nach  aus- 
sen geändert  wird. 

Xaeh  grösseren  Oesiehtsjjunkteii  ge.schieden  sind  <'s  nun 
nanientlieli  drei  Kichtuiigen,  in  welchen  sieh  eine  solche  Be- 
teiligung bewegen  kann.  Ks  ertblgt  die  grundsätzliche  Ueber- 
nahme  der  Armenlast  für  einzelne  Individuen,  weil  dieselben 
keinem  Ortsarmenverbande  zugehören  —  dies  ist  die  Land- 
arnK'ulust  im  engeren  Sinne;  sie  wii*d  erweitert,  wenn  die 
Fälle  der  Nichtzugehörigkeit  durch  gewisse  Bestimmungen, 
•  wie  etwa  dureh  Verktirzung  (b  r  Verlustfristen  und  Ver- 
lUngerung  der  Krwerbsfristen  für  den  UnterstUtzungswolmsitz 
vermehrt  werden,  sie  wird  verringert  in  den  umgekehrten 
Fallen. 

£ft  kann  sweitens  aus  dem  G^tchtspunkte  der  Leistun^- 
uniUhigkeit  des  einzelnen  OrtsarmeuTerbandes  diesem  eine 
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Beibttlfe  in  Höhe  seiner  ganzen  oder  eines  Teiles  seiner  Arnien- 
last  gewährt  werden. 

£s  kann  drittens  aus  den  Gesichtspunkten  g«niereller  Ent- 
lastung auf  der  rinen  und  besserer  Fürsorge  auf  der  andei-en 

*S<'ito  dir  n.'bcrnahme  ^^anzer  Kategorien  von  1)«'(lürftigf'n  Indi- 
viduen ohne  Rücksicht  auf  die  Leistungsfaliigkeit  des  ürtö- 
armenverbandos  im  einzehi<3n  Falle  stuttrindfu. 

In  allen  Fällen  aber  ist  die  Beteiligung  ausserdem  in  der 
Weise  möglich,  dass,  um  das  Interesse  der  Ortsarmenverbände 
an  der  örtlichen  Annenpflege  wachzuhalten,  nur  ein  mehr 
oder  minder  grosser  Teil  der  Armenlast  übernommen  und 
nach  gewissen,  allgemein  im  voraus  oder  besonders  im  ein- 
zelnen Falle  festznst»'llend(>ii  Sätzen  der  Ortsarmenverband  zur 
Mittragun^'  der  Arnienlast  vcriiriielitet  })leibt. 

Den  vorstehend  angedeuteten  Gesichtspunkten  schliesst 
sich  die  nachfolgende  Darstellung  an. 

1.  Die  Erweiterung  der  Laudarnieulast. 

§  14». 

Eine  Vermehrung  der  Landarmen  lediglicii  durch  Ver- 
kürzung der  Fristen  für  Verlust  des  U.-W.  wird  von  keiner 
Seite  gewünscht  Auf  die  Wirkungen,  welche  Fristttnderungen 
überhaupt  auf  den  Umfang  des  Landarmenwesens  ttben  können, 
komme  ich  unten  znrttck. 

In  diesem  Zusammenhange  ist  vi(>lmelir  nur  der  Wunsch 
zu  nennen,  den  Nachweis  der  Landanneneigenschaft  in  einigen, 
die  Ortsarmen  verbände  besonders  beschwerenden  Fällen  zu 
erleichtern. 

Es  handelt  sich  hierbei  um  die  Vorschrift  des  §  SOb, 
welcher  zur  Erstattung  von  Armenpflegekosten  „wenn  der 
Unterstfitzte  keinen  Untersttttzungswohnsitz  hat*^,  den  Land- 
armenverband  verpflichtet.  Der  Nachweis  des  mangehiden 
U.-W.  liegt  selbstverstündlich  immer  einem  ( )rtsarmenverbando 
ob,  da  ein  soIcIkt  die  vorKlufige  UnterstUtzun;^'  zu  gewähren  und 
V(mi  Landannenverbande  ErsUittung  zu  fordern  hat.  Nun  giebt 
es  über  eine  Anzahl  Fälle,  in  denen  der  Nachweis  gar  nicht 
führen  ist,  weil  ttberhaupt  keine  Thatsachen  ermittelt 
werden  können,  aus  welchen  der  U.-W.  oder  der  Manj^el 
eines  solchen  festgestellt  werden  kann;  dies  findet  namentlich 
statt,  wenn  es  sich  um  unbekannte  Leichen  oder  unbekannte 
lebende  Individiicn  handelt,  die  wegen  iug<Midlichen  Alters, 
wegen  eines  körperlichen  oder  geistigen  (iebreehons  nicht 
vernehmungsfähig  und  anderweit  nicht  legitimirt  sind,  also 
vor  allem  um  ausgesetzte  Kinder,  schwerkranke,  taubstunmie 
und  ^isteskranke  Personen,  sowie  um  Landstreicher,  die  ab- 
sichtlich  ihre  Aufenthaltsverhttltnisse  nicht  näher  angeben 
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wollen  oder,  weil  sie  es  wirklich  nicht  wissen,  nicht  angeben 
können. 

Obwohl  nun  in  allen  diesen  Fällen  der  Ortsarmenverband 
ausser  Stando  ist,  ir^jend  welchen  Nachweis  /u  führen,  ja  selbst 
nur  zu  prüfen ,  ob  das  betreffende  Individuum  ilini  selbst  an- 
gehörig ist,  hat  doch  das  Bundesamt  f.  d.  H.  im  Beginne 
seiner  Thätigkeit  den  Grundsatz  ausgesprochen  und  lange 
Zeit  festgebfllten,  dass  dem  0.-A.-y.  der  ganz  strikte  Beweis 
der  Negative  oUicgeM-  So  heisst  es  an  einer  Stelle:  „hk 
Erwägung,  dass  nach  R.-Ö,  §  30  dem  O.-A.-V.,  der  einen 
L.-A.-V.  in  Anspruch  nehmen  will,  der  Nachweis  obliegt, 
djiss  der  Unterstützte  keinen  U.-W.  hat  —  dass  dieser  Nach- 
weis nicht  von  dem  Klii^-r  erl)racht  ist  —  dass  ilun  derselbe 
auch  nicht  luit  Kücksiciit  auf  die  uuilasscnd  augeslel  teu 
Nachforschungen  und  mit  Rttcksicht  auf  die  Schwierigkeiten 
der  Beweisführung  erlassen  werden  kann,  welche  sich  aller- 
dings dann  ergcdjen  müssen,  wenn  (?s  sich,  wie  im  vorli^enden 
Falle,  darum  handelt,  die  Heimat  eines  taubstummen  und 
blödsinnigen  Individuums  festzustellen  .  .  . 

Und  an  einer  andi-ren  Stelle,  wo  ;;leichzeitig  die  zur 
Fassung  des  §  30 b  führenden  Keithstagsverhandlungen  ge- 
würdigt werden,  wii-d  ausgeführt:  „Bei  unbekannten  Per- 
sonen und  Leichen  ist  ein  solcher  Kachweis  oft  nicht  su 
ftiliren.  Allein  den  durch  die  mangelnde  Bewcisflihrung  ent- 
stehenden Schaden  trägt  Stets  der  Beweispflichtige  und  es 
liegt  darin  kein  (irund,  von  der  Verteilung  der  Beweislast 
den  Landarmenverbänden  gegenüber  abzugehen^).'* 

Diese  Auslegung"  der  ( Jesetzesvorschrift  durch  vollkom- 
mene (Tieichstellung  des  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisses  der 
Armenpflege  mit  anderen  rein  privatrechtlichen  Verhältnissen 
hat  nun  sehr  lebhafte  Bedenken  wachgerufen  und  zu  mannig- 
facher Erwägung  geftJirt,  wie  dem  Uebelstande  abzu- 
helfen  sei^). 


Mau  vergl.  die  lintsch.  in  1  45.  114,  11  ö7,  III  67.  69,  IV  ol.  52, 
V  «2,  VI  52.  SSTVII  7«.  79,  VUI  96. 

2)  Kntscheidung  vcm  80.  November  1877,  VIII  S.  96. 

EutscheiiluDg  vom  21.  hieDtember  187Ö,  X  8.  b6. 
*)  Yerdnzdt  bat  hlenraf  senon  nadi  Enumalioii  des  ReieliigeBeties 

Ilcrse  in  seinem  Aufsat/  „Ucber  das  öffentliche  Armenpflegerecht"  in 
Behrends  Zeitpchriff  Bd.  *!  S  109  ff.  aufinerksam  gemacht.  Lebhafter  ist 
die  Bewegung  erst  unter  dem  Einfluss  der  bundesamtlichen  Rechtfiprccbung 
geworden.  Seit  Ende  der  siebziger  Jabre  bildet  diese  Frage  einen  Gegen» 
stand  der  Verbandlungr  auf  fast  allen  Städte-,  Provinziallandtigen  u.  s.  w. 
ISo  der  pomm  ergebe  Städte  tag  vom  7.  Oktober  187G,  der  ober- 
sehlesiscbe  vom 24.  September  1877,  der  rheinische  vom  21.  Juni  1879« 
der  westfälische  vom  19.  Mai  ixs2;  Konferenz  der  Landes- 
direktoren vom  16.  November  ItitiH.  In  demselben  Sinne  Petition 
des  Vontondes  des  ostprenssisehen  landwirtschaftlicben  Zen- 
tralvereins,  desgleichen  der  .\  rm  en  verband e  von  Bisk u  ]  "i  t z  und 
Ruda  an  den  Reichstag;  vgl.  den  2.  Bericht  der  Petitionskommissiou 
vom  4.  Mai  1k<0  und  den  14.  Bericht  vom  8.  Februar  1876  und  viele 
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Es  wurde  hierbei  insbesondere  die  Ungerechtigkeit  der 
Bdastung  in  zweifocher  Hinsieht  hervorgehoben:  einmal,  dass 
Überhaupt  nur  eine  ganx  sufidKge  Verloitlpfung  der  hier  ge- 
meinten Individuen  mit  dem  vorläufig:  untersttttzenden  Armen* 

verband  vorhanden  sei  und  einzelne  Bezirke  wegen  ihrer  Lage 
an  Flüssen  o(lor  KilstiMi,  .sdwIo  an  Hauptverkfhrsstrasson  von 
solchen  Zufflllijjfkeiten  noch  «4:.inz  ausser  Verhiütnis.s  l)etr()rt"en 
würden').  Zweitens  aber  sei  es  dann  nicht  mehr  der  Besitz 
eines  U.-W.,  welcher  den  Ortaarmenverband  zur  definitiven 
Tragung  des  Aufwandes  verpflichte ,  sondern  der  in  vielen 
Fällen  unmögliche  Beweis  des  Mangels  eines  solchen.  Es  werde 
•also  den  Ortsarmenverbänden  zu  der  vorlüufigen  ünterstttt- 
^ungspflicht,  die  auch  im  Erstattungsfalle  olinehin  unbequem 
sei ,  noch  die  endgültige  Tragung  des  Aufwandes  auferlegt, 
eine  unter  Umstünden  selir  lange  dauernde  und  genule  in  An- 
sehung der  hier  in  Frage  stehenden  Fälle  sehr  kostspielige 
Ver])tlichtung.  Eine  solche  zu  begründen  habe  aber  offenbar 
nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzes  gelegen,  welches  die  Orts- 
armen verbände  gerade  von  zufälligen  Verpflichtungen  habe 
befreien  und  iedenfalls  nicht  die  endgültige  üebemahme  der 
Armenlast  da  habe  auferlf^geu  wollen,  wo  die  NichtverpHichtunir 
des  vorläufig  untt-rstützenden  Anneiiverhandes  zwar  feststelle, 
aber  ein  etwa  anderweit  vorhandener  U.-W  .  nicht  zu  ermitteln  sei. 

Aus  allen  diesen  Ghrttnden  wird  der  Wunsch  ausgesprochen, 
^ass  geradezu  im  §  80h  die  Ausdehnung  der  Verpflichtung  des 
Landarmenverbandes  auf  Personen  ausgesprochen  werde,  deren 
Ü.-W.  nicht  zu  ermitteln  sei,  oder  dass  zum  mindesten  eine 
-authentische  Interpretation  darüber  veranlasst  werde,  dass  eine 
aolche  Ausdehnung  im  8inue  des  (rr'setzes  liege. 

(regen  den  mit  diesen  Wünschen  verljundeiieu  Sinn  sind 
von  keiner  Seite  Einwendungen  erhoben  worden.  Doch  hat 
man  von  einigen  Seiten  davor  gewarnt,  die  Erstattung  in 
derartigen  Fällen  allzusehr  zu  erleichtem,  um  die  OrtBarmen- 
verbände,  in  deren  Händen  schliesslich  allein  die  Untersuchung 
über  die  Personalverhältnisse  liege,  nicht  zu  allzuoberfläch- 
licher Sacliuntersuchung  und  Vernehmung  zu  verleiten.  Im 
Deutsclien  VtM-ein,  wo  dieser  Einwand  gut  und  mannigfach 
begründet  wurde,  stellte  daher  Ilerse  den  Antrag,  im  Ge- 
sctzfi  die  Uobernahme  der  Kosten  auf  den  Landarmenverband 
nur  auszusprechen  in  Bezug  auf  ^unbekannte  Leichen,  auf 
Blinde,  Irre,  Taubstumme  und  solche  Personen,  deren  genaue 
Vernehmung  in  Folge  eines  körperlichen  oder  geistigen  Ge- 


andere.  —  AusfUhrUch  und  allseitig  wurde  der  Getrenst^ind  im  Deutschen 
V.  f.  A.  und  VV^.  1^62  auf  Antrag  des  Stadtaekretärs  Drape  (Hannover; 
vwhandelt;  Tgl.  Stenogr.  Bericht  S.  70  fF.  —  Auch  der  sächsische 
^j^emeindetag  vom  r2.  u.  V.l  Oktol)er  1877. 

M  Namentlich  angeschwemmte  Leichen;  vgl.  Drape  und  Elvers 
«.  «.  0.  S.  75. 

fonehinqiis  (27)  Vt.  4.  -  MüMtorbery.  27 
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hrechens  uniu<>^Mic-h  isf*.  Dagegen  eiiijit'ahl  G  r  u  t'  W  i  n  t  z  i  n- 
gerode  statt  dubiscn  den  Wortlaut  „.  .  .  .  Personen,  deren 
U.-W.  angewandter  Mflhe  uneiachtet  seiteiis  der  Ortearmen- 
verbände nicht  zu  ermitteln  ist''.  In  dieser  Fassung  waide 
der  Antrag  Drape  schliesslich  anch  angenommen*). 

Ausserdem  wurde  dem  Antrage  ein  Zusatz  beigefUgt^  In- 
halts dessen  seitens  des  Kongresses  den  Landannenverbänden 
die  freiwillig«^  UoV)omalinie  jener  Kosten  empfohlt'n  wurde*)» 
r)bwolil  nun  der  Venvirklichung  dieser  Wünsche,  wie  auch 
durchweg  anerkannt  wird,  eine  grosse  finanzielle  Bedeutung 
nicht  zukommt,  so  lässt  sich  doch  ihre  Berechtigung  nicht 
leugnen.  Wer  in  der  Schaffung  der  Landarmenverhände  ein 
Mittel  gerechter  Ausgleichung  der  Annenlast  erblickt,  wird 
den  Wunsch  nur  teilen  können,  die  Ortsarmen  verbände  soviel 
als  irgend  angänglich  von  zuf^liger  und  willkürlicher  Armen- 
last zu  befreien. 

Uebrigens  ist  in  Bezug  auf  die  Dringlichkeit  der  Ange- 
legenheit zu  bemerken,  dass  gegenwärtig^  «lio  Sachlage?  insofern 
etwas  verändert  ist,  als  das  Bundesamt  f.  d.  Ii.,  wie  es  scheint, 
unter  dem  Einfluss  der  mannigfach  laut  gewordenen  Kltigen 
Veranlassung  genommen  hat,  von  seiner  starren  Beweistheorie 
abzugehen.  Seit  1879  ist  seine  Praxis,  ohne  dass  ein  Wechsel 
der  Auffassung  ausdrücklich  ausgesprochen  worden  ist,  eine  er- 
sichtlich mildere;  es  wird  den  Aussagen  der  Unterstützten 
mehr  Glauben  geschenkt,  der  Erwerb  eines  neuen  U.-W,  nicht 
vennutet,  wenn  der  erste  nachweislicli  vi'rlor(Mi  ist  und  die  Um- 
stände auf  wechselnden  Aufenthalt  schliessen  lassen.  So  heisst  es 
in  einem  Erkenntniss  vom  5.  November  1881  ®) :  „  .  .  .  und 
es  ist  nicht  der  geringste  Anhalt  dafür  vorhanden,  dass  er 
irgendwo  einen  anderen  (d.  h.  U.-W.)  erworben  haben 
könnte."  Diese  Wortfassung  ist  charakteristisch  gegenüber 
dem  früher  aufgestellten  Erforderniss,  dass  er  ihn  (den  U.-W.) 
nicht  anderswo  erworben  lialjcn  kami.  So  wird  auch  in 
einer  Kntsch.  vom  7.  April  1 883  ausgesprochen  *) :  ^  .  .  .  da  niclit 
abzusehen  ist,  wo  N.  bei  seinem  Herunivagabundiren  einen 
U.-W.  erworben  haben  soll,  den  er  bis  zum  Eintritt  seiner 
Verpflichtung  nicht  hätte  verlieren  können.* 

Gleichzeitig  haben  auch  verschiedene  Landarmenverbftnde 
teils  stillschweigend,  teils  duiHsh  ausdrücklichen  Beschluss  der 
veränderten  Auffassung  Rechnung  getragen,  so  dass  von  ihnen 
die  Kosten  fUr  unbekannte  Leichen,  Findlinge,  Taubstumme 

')  Vgl.  a.  a.  0.  S.  75.  7r>.  86. 
«)  Antrag  Elvers  S.  77. 
•)  EntBcheidanf?  Xlfl  8.  89. 

*)  Entscheidung  XV  v^M.  auch  neuestens  XVII  8.  III.  112 

Entscheidungen  vom  21.  Febmar  u.  2.  Mai  lf<8.'>.  —  Uebrigen»  wird  schon 
einmal  früher,  in  der  Entscheidung  vom  30.  November  IbTT,  IX  S.  97 
▼ereinselt  der  Grandsstz  freierer  Wttrdignng  sofgestellt 
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u.  s.  w.  den  OrtsurnuiU verbänden  er.stiittet  werden,  wenn  diese 
nachweisen,  diws  es  ihnen  angewandter  Mühe  ungeachtet  nicht 
]ii(}glich  gewesen,  die  Persönlichkeit  de»  Unterstützten  oder 
den  U.-W.  desselben  nachasuweisen 


2.  Beibiilfe  an  leistuo^siuifäliige  Armeuverbände. 

§  150. 

Ganz  allgemein  hestininit  §  59  des  Ges.  v.  (1.  Jnni  1870: 
„Ist  ein  Annenverband  zur  Zalilung  der  ihm  endgültig  aui'er- 
legten  Kosten,  laut  Bescheinigung  der  ihm  vorgesetzten  Be- 
hörde, ganz  oder  teilweise  ausser  Stande,  so  hat  der  Bundes- 
staat, welchem  er  angehört,  entweder  mittelbar  oder  unmittelbar 
für  die  ErsUittung  zu  sorgen."  Obwohl  diese  Vorschrift  nicht 
sowohl  zu  Gunsten  leistungsunfiihi;;er  Verliiinde,  als  wie  im 
Interesse  der  ArmenpHege  und  zur  Sicherung  der  Erstattung 
vorläufiger  Unterstützungen  gegeben  ist,  involvirt  sie  docli 
eine  Verpflichtung  der  BundessUuiten  zur  Beihlille,  und 
gilt  nieht  nur  yon  Orts-,  sondern  aueh  von  Landarmen- 
verbftnden,  obwohl  bei  letzteren  naturgemäss  nicht  leicht 
LeistungsunOlhigkeit  ans  Anlass  einzelner  Verpflichtungen  ein- 
treten wird .  Dieselbe  ist  daher  auch  in  Ansehung  der 
letzteren  fast  in  keinem  der  deutschen  Bundesstaaten  vorge- 
sehen 

Die  Verj)flichtung  zur  K  e i  h  ü  1  fe  an  u  n  v e  r möge n d c 
O  r  t  s  a  r  m  e  n  v  e  r  b  ii  n  d  e  ist  durchweg,  wo  sie  ausdrücklich  aus- 
gesprochen worden,  den  Landarmenverbänden  auferlegt  Die- 
selbe erfolgt  durch  Qewährung  haaren  Geldes  oder  durch  Bereit- 
stellung von  Pflegestellen  in  den  Anstalten  des  Landarmenver- 
bandes, ohne  oder  gegen  emiässigte  Vergütung  oder  sonst  in  ge- 
eigneter Weise.  Kegehiiiissig  soll  die  Oewilhriing  der  lieihidte 
von  dem  Ermessen  dc^  Landanuenverbandcs  abhängen,  zu 

')  Sn  die  Provinz  IlraiHlenburg  duixh  austlrücklithcn ,  den  Landeß- 
üirektor  eruiächtigeDden  Beschlussi^er  Pruviuziallandtag  von  Sachsen  u.  a. 

den  Verbandlnn^  im  iD.  V.  teilte  Oberamtinaini  Ans  ei  mit, 
das»  in  Hoiiiem  O.-A. -Bezirk  der  L.-A.-V.  zwei  Drittel  der  Kostt  n  über- 
nehme, wenu  der  Nachweis  der  Landanneuqualität  nicht  genügend  gehet'ert 
worden  sei.    Vgl.  a.  a.  O.  8.  88. 

Auch  die  liundearegierung  ist  diesen  Wünschen  geneigt,  wie  der 
Entwurf  von  1n77  beweist.  Kp  war  in  demselben  ein  Ziiwit/,  zu  tj  30  in 
Aussicht  genoinuien:  .  .  .  „wenn  dvr  Unterstützte  keinen  ünterstützungö- 
wohasitz  bat"  —  „oder  wenn  sich  ein  solcher  nicht  omitteln  Iftsst''. 

*)  Nur  Fiüden  38  ver) »fliehtet  die  StÄJ\tskas?e  zur  P'rBtnttunfjr  der 
Kosten  der  Kreiaarroenptlege,  wenn  und  soweit  die  hierfür  ertorderlichea 
Umlagen  mehr  als  *lt  Kreuzer  von  100  Golden  betra^^cn.  —  Laut  («csetz 
vom  I.  März  1884  betr.  die  Kosten  der  ryandarim  nptli  ist  für  die 
Budget  Perioden  1884 — 8ö  und  1886—^7  eine  Bauschsunime  im  Gesammt- 
betrage  von  480000  Mark  den  11  Kreiseii  «ir  Verfögimg  gestellt. 

27* 
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wnlcheiii   der  betrofteiulc  O.-A.-V.   gehört;    doch   ist  gegen 
de.ssen  V'ertüguug  Beschwerde  zulässig,  über  welche  die  höheren 
Behörden,  so  in  Preussen  der  Provinzialrat,  in  Wttrtemberg  das 
Ministerium  des  Innern,  in  Hessen  der  AdministratiTjustizhof 
IL  8.  w.  endgilltig  entscheiden*). 

Bestimmte  Merkmale  der  LeistungsunfUhigkeit  sind  mit  , 
einer  einzigen  Ausnahme  nicht  in  den  Gesetzen  angegeben.  ^ 
Es  wird  vielmehr  in  mehr  oder  minder  genauen  Ausdrücken 
aus^]^e.sprochen ,  dass  cm  Ortsarmonverband  „leistungsunffihig 
sei.  w(3nn  er  den  ihm  obliegend«.'n  Verpflichtungen  zu  genügen 
unvermögend  sei"  ,  „wenn  seine  Üeberlastung  anerkannt 
worden  isf^),  „wenn  er  haushälterischer  Armenpflege  unge- 
aditet  überlastet  ist**^),  ,wenn  er  ohne  Q-efithrdungaes  Nah- 
rnngsstandes  seiner  Angehörigen ,  beziehentlich  ohne  eine 
ausserordentliche  Üeberlastung  nicht  im  Stande  ist,  den  gesetz- 
lichen Anforderungen  d<M'  Armenpflege  zu  genligen"'')  u.  s.  w. 
Die  eine  Ausnahme  gilt  tur  das  Fürstentum  Birkenfeld,  das 
für  sich  einen  L.-A.-V.  bildet  und  zur  (jewährung  von  Zu- 
schüssen an  einzelne  Ortsarmenverbände  verprticlitet  ist,  „welche  \ 
durch  die  Ausgaben  der  Armenpflege  so  sehr  beschwert  sind, 
dass  letztere  30  *^/o  der  Gesammtsteuer  sämmtlicher  zum  Ar- 
mendistrikt gehörenden  Gemeinden  Übersteigen"  ^). 

Die  Fortlassung  jedes  bestimmteren  Slorkmales  ist  mit 
Bewusstsein  und  aus  guten  Gründen  geschehen.  Es  wird  ^ 
allgemein  anerkannt ,  dass  man  den  sehr  individuollon  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  (iemeinden  doch  durch  keinen  alige- 
meinen Massstab  gerecht  werden  könne')  und  dass  auf  der 
andern  Seite,  wenn  das  Ueberachrciten  eines  gewissen  Steuer- 
satzes als  MeilLmal  festgestellt  würde,  ein  hoher  Steuersatz 
harte  und  sparsame,  ein  niedriger  leicht  Terschwenderische 


^)  Vgl,  Preussen  ^  30  Ausfühningsgcsetz  und  ^  42  des  Gesetzes  vom 
1.  Au^t  1883  (Zuständigkeitsgesetz);  Vvürt.  Art  25;  Hessen  Art.  7  u.  s.  w. 
Vgl.  un  übrigen  die  zuverlässigen  Nachweisungen  bei  Rrech  unter  B 
8.  87  flF. 

2)  Preussen  36. 

3»  S.-Weimar  ^  7. 

♦)  Oldenburg  |  2. 
Anhalt  ?;  22. 

^)  Art  9f  des  Gesetzes  vom  2ä.  März  lä76. 

')  IXes  betonen  beaoiidas  die  Motive  xum  preiiflnachen  Ausflihnmga- 
ff^tzt  denen  sich  das  Abgeordnetenhaaa  anschloss;  die  Kommission  de» 
Hcrrenhaupo-  macht»'  noch  darauf  aufmerksam,  dass  es  hier  keinen  ab- 
soluten Ma-sj5t«tHb  geben  könne  und  es  genügen  müsse,  wenn  die  Ver- 

fiflegung  des  Armen  seinen  heimatlichen  Verhältnissen  entsprechend  mög- 
ich  sei;  vgl.  über  das  Material  bei  Amol  dt  zu  ?;  S.  632  ff.  —  Der 
preussische  9.  Provitudallandtag  (1045)  hatte  s.  Z.  ein  nicht  zum  Gesetz  ge- 
wordenes Amendement  zu  §  14  aes  Gewtees  von  1842  besehloaaenf  dsas 
eine  Gemeinde  insoweit  als  zur  Verpflegung  ihrer  Armen  unvermögend 
zu  erachten  .sei,  als  «ie  die  direkten  Staatsabgaben  nicht  zu  leisten  ver- 
möge. Aruoldt  bemerkt  hierzu  S.  636.  dass  dieser  Grundsatz,  soweit 
Ihm  bekannt,  in  der  preuMischon  Pnuds  befolgt  werde. 
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Annenpflcfr«*  herbeiführen  könne ;  es  komme  vielmehr  alles  auf  den 
«•inzclnen  Fall  und  das  saehver.-'tiindi}^»'  Ermessen  der  helf^-nden 
lielninh;  an.  Siegel  meint  hierüber:  „Bei  der  Festsetzung 
der  Grösae  der  Beihülfen  an  die  Gemeinden  und  der  Muda- 
litäten,  unter  welchen  solche  hewilligt  weiden,  müssen  die 
dkonomischen  Verhältnisse  genau  untersucht  werden.  Es  sind 
das  Gemeindevermögen ,  die  Steuerkapitalien ,  die  bisherigen 
und  mutmasslichen  Gemeindesteuern,  die  Leistungsfilhigkeit 
der  Bewohner,  die  frrösse  des  erlittenen  Sehadens  und  des 
Bedarfes  in  Betraelit  zu  ziehen.  L'^in  ennessen  zu  können, 
ob  die  eine  Gemeinde  vor  der  andern  eine  grössere  Berück- 
sichtigung verdient,  müssen  ihre  Verhältnisse  genau  gegen 
einander  abgewogen  werden*)/ 

In  der  That  wird  unter  den  Möglichkeiten  der  Entlastung 
der  Ortsannenverhftnde  die  Gewälirung  direkter  BeihUlfen 
immer  nur  das  ftusserste,  mit  Vorsicht  anzuwendende  Mittel 
sein  können.  Dass  diese  Auffassung  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  (iffentliehen  Meinung  entsprieht,  ^^oht  daraus  hervor,  dass 
Vorsehlii^c,  die  Beiliülfe  an  be>tinniit<'  Merkmale  zu  knüpfen, 
oder  ihr  eine  fz:rössere  Becb'iitunj^  alt;  bisher  zu  geben.  —  ab- 
gesehen von  den  auf  StaataarnienpHege  abzielenden  oben  er- 
örteren Vorschlägen  —  von  keiner  Seite  gemacht  worden  sind. 
Allerdings  wird  ebensowenig  gewünscht  diese  letzte  Zuflucht 
den  Ortsarmenverbllnden  ganz  zu  ▼erschliessen,  so  lange  über- 
haupt die  Uebung  öffentlicher  Armenpflege  gesetzlich  vorge- 
schrieben ist'). 

3.  Die  DBmittelbare  Ueliernahme  dei-  FUi'sorge  fttr  gewisse 

Klassen  von  Bedüritigen. 

I.   Die  Fürsorge  fttr  Gebrechliche. 

A.  Im  allgemeinen. 

^  151. 

Sehon  jrefreinvärtig  besteht  ebenso,  wie  für  alle  and<'ren 
Arten  der  J^ftcili^ung  an  der  Arm<'nlast,  auch  die  Urbung 
unmittelbarer  Fürsorge  seitens  der  ^^'^riisseren  Verbünde.  Aber 
sie  beäteht  ganz  überwiegend  nicht  als  obligatorische,  sondern 

M  Siegel  .S.  V)  Aum.  4;  ^anz  äliiilich  Jolly  8.  3^J. 

Man  vergl.  die  S.  845  mitgeteilten  Zahlen,  urn  sich  der  ebenda 
besprochenon  Thateache  zu  erinnern,  wie  sohr  ein  einzolner,  onvorhor- 
gesebencr  Fall  den  gaoaen  Gemeindehaushalt  umwerfen  kann.  Hier  ma^ 
noch  als  b«ionden  enankterittiflcber  Bele^  angeföhrt  werden,  dsas  1882 
dem  aus  2  Höfen  mit  29  Bewohnern  bestf-nenden  O.-A.-V.  Probien,  Amt 
Oldenstadt,  seitens  des  Frovinzialverbandes  Hannover  eine  HeihUlfe  von 
monatlich  15  Mark  flir  ein  altes,  arbeitsuDfahiges  Ehepaar  eewährt 
werden  musste.  In  dem  Verwaltongsbericht  Ar  2884  ist  diese  BeihGlfe 
nicht  mehr  aufgeführt, 
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als  fakultative  uiul  fsi»'  erstreckt  sicli  aueli  in  dem  einzelnen 
iStaatf  nic'lit  innerhalb  aller  seiner  Vcrwaltunjjjsbezirke  auf 
die  gleichen  Gegenstände  und  in  gleichem  Umfang.  Regel- 
mässig ist  die  Befugniss  zur  unmittelbaren  Uebemahme  in 
Bezug  auf  Geisteskranke,  Taubstumme,  Blinde  und  Sieche 
gewährt;  und  regehnJ&ssig  ist  eine  derartige  Uebemahme  ab 
Aufgabe  der  Landarmenirerbändc  bezeichnet 

Vgl.  Preossen  §  31.  Es  ist  eine  Befagoiss,  keioe  Verptiicb- 
tong  der  Uebemahme;  aneh  ist  dieselbe  auf  die  im  Tezt  genumten 
Klassen  beschränkt  Die  Beg.-Vorlage  hatte  ganz  allgemein  dem  > 

Landarmenverbande  die  Befagoiss  gewährt,  einzelne  Zweige  der 
Armenpflege  zu  übernehmen,  wogegen  im  Abg.-Haus  geltend  ge- 
macht wurde,  dass  eine  solche  .allgemeine  Befugniss  sich  nicht 
empfehle,  weil  sie  das  Prinzip  des  Gesetzes  durchlöchere;  vielmehr 
solle  dieselbe  auf  die  Fälle  beschränkt  bleiben,  für  die  ein  prak- 
tisches Bedttrfklias  vorliege.  Aas  diesem  Grande  wurde  die  Befag> 
niss  zor  KraokeoAlrsorge  aosdrttcklich  ansgesehlossen.  Vgl.  das 
Material  bei  Arnoldt  S.  618.  —  In  den  flbrigea  Staaten  ganz 
ähnlich  wie  in  Preossen.  —  Eine  ausdrückliche  Verpfiichtang  znr 
Erstattung  der  Kosten  der  Verpflegung  und  Heilung  hülfsbedürftiger 
Geisteskranker  und  der  zum  Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit 
gegen  dieselben  getroffenen  Massregeln .  sowie  der  Kosten  des 
Unterrichts  und  der  Ausbildung  hülfsbedürftiger  taubstummer  und 
blinder  Kinder  seitens  des  Landarmenverbandea  besteht  Ar  das 
Fflrstentam  Birkenfeld:  Oes.  t.  28.  Härs  1876  Art  9  ähnlich, 
aber  nur  für  Fälle,  die  Anstaltspflege  erfordern,  im  Fürstentum  Lü- 
beck: Rev  Gem.-0.  y.  30.  März  1876  Art  74  *  —  Auch 
Anhalt  §  23. 

Da  nun  in  keinem  Staate  andere  Verwaltungskörper  als 
Landarmenverbändo  fungiren,  als  die  der  politischen  Verfiis- 
8ung  cntäi)rechenden  grösseren  Bezirke,  so  ist  die  unmittel- 
bare Beteiligung  an  der  Armenlast,  soweit  sie  von  ihnen  geübt 
wird,  ül>or;ill  organisch  in  die  Aufgaben  der  allgemeinen 
Staats-,  Provinzial-,  Amts-,  Kreisvorwaltuug  eingefügt 

Dies  Vorluütniss  ist  kein  zuf^tlh'gos  und  nicht  erst  durcli 
die  Notwojidi^^keit,  Landannenvorbllnde  zu  schaffen,  begründet 
worden.  Viehnelir  ist  di«*  Anknüpfung  solcher  Fürsorge  an 
derartige  Verbünde  sehr  alt  und  hat  ursprünglich  mit  dem 
Armenwesen  als  solchem  nichts  zu  thun.  Denn  zwei  Auf- 
gaben hat  die  öffentliche  Gewalt  in  Bezug  auf  die  vorgenannten 
Pt^rsonenklassen  zu  crfiillen,  auch  wenn  sie  nicht  bedürftig 
sind:  die  der  tSicherheitspoiizei  und  die  der  Erziehung. 

Die  ältere  Anschauung  behändelte  geisteskranke  Personen 
tlborhaupt  nicht  aus  dem  Gesieht])unkte  der  Bedürftigkeit 
sondern  aus  dem  der  GemoingefUhrlichkeit  g^en  deren  Folgen 
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«beiiso  wie  gegen  (iewaltthat  der  Staat  seine  hUrger  sicher 
zu  strllcu  liatM. 

Umgekehrt  waren  für  die  Behandlung  körperlich  gebrech- 
licher Personell  zunächst  gar  keine  anderen  C^ichtspunkte 
aLb  die  der  ArmeniUrsorge  massgebend;  diejenigen  taub- 
stummen, blinden  und  siechen  Personen,  welclie  bedürftig 
waren ,  mussten  so  gut  wie  andere  mittellose  Personen  im 
Wege  der  Ariiifiipflege  unterstützt  werden. 

Gegenwärtig  iierrscht  eine  beinahe  völli*^  veränderte  Auffas- 
sung. Nur  noch  bei  den  gemeingefährlichen  Irren 
kommt  das  Moment  der  öffentlichen  Sicherheit  in  Betracht,  und 
nur  noch  bei  mittellosen  lern-  und  arbeitsunfilhigen  Ge- 
brechlichen das  jenige  der  Armenfürs'  >i^.  Im  übrigen  Uber- 
"wiegt  bei  geistig  und  körperlich  Gebrechliclien  der  Gesichts- 
jninkt  der  öffentlichen  0  e  s  u  n  d  h  e  i  ts  j)  f  1  eg  o,  bei  taub- 
ütunnncn  und  blinden  Personiin  der  Gesichtspunkt  der  Unter- 
richts pflege^).  Es  wird  als  Verpflichtung  der  öffentlichen 
Organe  erachtet,  allen  geistig  und  körperlich  Gebrechlichen  — 
zunächst  unabhängig  von  ihren  VermOgensverhältnissen  —  die 
ihrem  Zustande  entsprechende  Behandlung,  und  allen  lemfilhigen 
Personen —  ebenfalls  unabhängig  von  ihrem  körperlichen  Zu- 
stande und  ihren  Vcrraögensverhältnissen  —  den  notwendigen 
T^nterrieht  zu  Teil  werden  zu  lassen.  Aber  das  eine  wie  das 
lindere  ist  bei  der  eii^riitündielien  Natur  der  geistigen  und  kör- 
perlichen Zustände  dieser  Personenklassen  niclit  im  Kähmen  der 
tür  alle  übrigen  Menschen  üblichen  Behandlung  möglich ;  es  ge- 
nügt fUr  geisteskranke  und  sieche  Personen  nichtimmerder  Auf- 
-enthalt  in  eigenerWohnung,  für  Taubstumme  und  Blinde  nicht  der 
Unterricht  in  den  öffentlichen  Schulen.  Es  bedarf  daher  fllr 
4ille  diese  besonderer  Veranstaltungen:  der  Irren-  und  Idioten- 
anstaltcn  fiir  gewisse  Klassen  von  Geisteskranken,  der  Siechen- 
anstalten  für  körperlieh  sehr  schwer  Leidende,  der  Taub- 
stummen- und  Blindenanstalten  für  jugendliche  taubstunnne 
4ind  blinde  Personen,  die  nach  eigentümlicher  Methode  erzogen, 
unterrichtet  und  beschäftigt  werden.  Weil  aber  Veranstal- 
tungen dieser  Art  die  Mittel  einzelner  Gemeinden  regelmässig 
übersteigen,  so  ist  von  vornherein  die  Mitwirkung  eines  grösseren 
Verbandes  notwendig,  welcher  Irren-,  Taubstunnnen-  u.  s.  w. 
Anstalten  errichtet,  verwaltet  und  sie  den  der  Austaltspflege 


*)  Sehr  gute  Details  und  überaus  reiche  Literaturangaben  über  die 
kälteren  Aaffassungen  bei  Bebandluug  von  Geisteskranken  und  die  modernen 
Annehlen  bei  Qerando  Bd.  8  9.  451  ft  tmd  Uhlhorn  Bd. 3  8.897. 

^)  So  wird  auch  ganz  korrekt  in  den  systematischen  Darstellungen  die 
iFttrsorge  für  Kranke  und  Gebrechliche  unter  den  Gegenständen  der  „Medi- 
ssinalpmizei'',  diejenige  für  Rliude  und  Taubstumme,  soweit  sie  nicht  unter 
•die  eben  genannten  fällt,  bei  den  „UntcrrichtflaiistsUeii''  abgehandelt. 
Vgl.  Mühl,  l'.-W.  Bd.  1  S.  22.'>  und  von  Neueren  v.  Rönne,  iMs  Staats- 
recht der  preussiscben  Monarchie^  4.  Aufl.,      277  und  S.  701. 
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bttlürttigen  Personen  zur  Verfügung  stellt,  und  zwar  gegen 
Entgelt  aü8  deren  eigenen  Mitteln,  bezw.  bei  Mittellosigkeit  aus- 
den  Mitteln  der  Gemeinde,  unter  Umständen  auch  ohne  Ent- 
gelt, d.  h.  also  aus  denMittefaot  des  grösseren  Verbandes  selbst. 

Und  in  diesem  Zusammenhange  macht  sich  der  Gesichts* 
punkt  der  Armenpflege  geltend.  Denn  alle  diese  Anstalten^ 
welche  im  Interesse  aer  öffentlichen  Sicherheit,  der  Gesundheit,  des 
Unterriehts  herzustellen  sind,  können  gleichzeitig  auch  ira 
Interesse  der  Ariueiipriege  nutzbar  gemacbt  werden,  indem 
alle  Personen,  für  welche  Ani5talt.s}>riep^  notwendig  ist,  sofern  sie 
gleichzeitig  bedürftig  sind,  unentgeltlicli  aufgenommen  werden^ 
Und  weil  andererseits  der  eine  solche  Anstaltspflege  erfordemde- 
Zustand  doppelt  unertrSglich  und  gefahrvoll  fbr  mittdlose  Per> 
sonen  ist,  so  erklärt  es  sieb,  dass  von  der  Befugniss  zur  Ueber- 
nähme  der  unmittelbaren  Fnrsor<^e  für  diese  Kategorien  ein 
mehr  oder  minder  umfassender  (iebraucli  gerade  seitens  der  Land- 
armenverbiliub^  und  im  Zusammenhange  mit  der  Annen]>flege  ge- 
macht worden  ist,  und  dass  auch  gegenwärtig  unter  den  R«'f(»nii- 
bestrebungen  die  Vorschläge  erscheinen,  die  Fürsorge  für 
Geisteskranke,  Sieche,  Taubstumme,  Blinde  unmittelbar  auF 
diese  grösseren  Verbinde  zu  ttbemehmen. 

Im  übrigen  werden  diese  VorseUäge  yomehmlich  be- 
gründet durch  den  Hinweis  auf  die  Leistungs Unfähigkeit  der 
kleinen,  die  Leistungsfähigkeit  der  grösseren  V^erbände  in  Be- 
zug auf  derarti<i:e  Anstaltspflege.  Es  wird  weiter  geltend  gemacht, 
dass  gerade  Prii  gefälle  dieser  Art  üusserst  kosts})ie]ig  seien  und 
ohne  allen  Zusammenhang  mit  Leistungen,  die  im  Sinne  des  wirt- 
schaftlichen Aequivalents  als  Gegenleistung  des  Bedurftigeu 

feiten  könnten,  ganz  zuflQlig  durch  Naturvorgänge  und  andere^ 
er  Willkür  entzogene  Umstftnde  veranlasst  würden,  den  einzelnen 
Ortsarmenverband  willkürlich  und  zufHUig  belastend.  Endliclk 
wird  hervorgehoben)  dass  bezüglich  aller  dieser  Fälle  das  B(v 
denken  nicht  obwalte,  welches  man  gegen  die  Armenpflege  durch 
grössereVerbände  im  allgemeinen  mit  Recht  erhöbe,  das  Bedenken 
zu  ko.sts}>ieliger  Wirtschaft.  Fälle  dieser  Art  seien  nicht  von  der 
Willkür  des  Einzelnen  oder  der  Gemeinde  abhängig,  könnten 
nicht,  weil  reichliche  Mittel  vorhanden  seien,  künstlich  ge- 
schaffen werden;  die  Frttüing  und  Behandlung  dieser  Zu* 
stände  hänge  von  technischen  Merkmalen  ab,  die  im  allge- 
meinen deutlich  erkennbar  seien  und  weder  missdt  utft  noch 
raissbraucht  werden  könnten,  wie  etwa  die  Merkmale  der  Be- 
dürftigkeit oder  der  Arbeitslosigkeit  bei  körperlich  gesunden 
Personen. 

Noch  unterscheiden  sich  die  in  der  Sache  auf  dasselbt^ 
Ziel  gerichteten  Vorschläge  darin,  dass  von  der  einen  Seite 
nur  die  weitere  Ausbildung  der  bestehenden  Einrichtungen 
bezw.  die  möglichst  umfassende  Uebemahme  der  unmittelbaren 
Fürsorge  empfohlen  wird,  während  von  Anderen  gewünscht 
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wird,  diese  Uebernalmie  obligatoriseh  zu  machen.  Nur 
die  letztere  Maääiiahme  würde  zu  ihrer  Verwirklichung  einer 
Aenderung  der  Gesetzgebung  bedürfen,  während  die  fakul- 
tative Uebemahine  aof  Grund  der  geltenden  Gesetssgebung  nur 
weiter  auszubilden  wilre^). 

§  152. 

Ueber  die  Kichtigkeit  der  zur  Begründung  dieser  Vor- 
schläge aufgestellten  Behauptungen  besteht  keine^  Meinungs- 
verschiedenheit Man  ist  über  die  Nützlichkeit  dahin  zielender 
Bestrebungen  einig;  und  nicht  blos  das  Beispiel  der  Land» 

annenverbündc,  sondern  mehr  noch  die  Thatsache,  dass  in 
allen  zivilisirten  Staaten  ähnliche  Veranstaltungen  getroffen 
sind,  lehrt  die  Notwendigkeit  derselben*).  Anders  freilich 
steht  es  mit  dem  Umfange  der  Veran.staltungeii  und  mit  der 
Frage,  ob  man  von  der  fakultativen  Uebernahme  dazu  über- 
gehen soll,  dieselbe  obligatorisch  zu  machen.  Mehr  als  bei 
allen  anderen  Refoimvorschlflgen  macht  sich  in  dieser  Beziehung^ 
der  Mangel  an  statistischem  Material  geltend.  Denn  während 
bei  der  Erwägung,  ol)  Heimat  oder  ünterstützungswohnsitz  den 
Vorzug  verdiene,  ob  kleine  Armenverbände  besser  wirtschaften 
als  grosse,  unbedenklich  die  allgemeine,  auf  die  Natur  der  Sache 
gegründete  Anschauung  und  Erfahrung  mithelfen  konnte,  den 
Ausschlag  zu  geben ,  mangelhafte  Zahlen  zu  ergänzen,  so  ist 
dies  bei  der  vorliegenden  Frage  schlechterdings  unmöglich.  Bei 
dieser  handelt  es  sich  in  der  That  in  erster  Linie  um  Zahlen- 
angaben, die  durch  Anschauung  und  Erfahrung  weder  ersetzt 
noch  ergänzt  werden  können.  Doch  sind  hiermit  nicht  die  An- 
gaben tlber  den  bisherigen  Aufwand  der  Landarmenverbände 
gemeint,  von  denen  o])en  gehandelt  wurde '^);  diese,  die  sich 
ohne  sonderliche  Mühe  auch  njichtrUglich  erbringen  lassen, 
könnten  doch  nur  sagen,  was  geschehen  ist,  nicht  was  ge- 
schehen soll.  Es  handelt  sich  vielmehr  um  genaue  Angaben 
Uber  Zahl  und  Art  der  bedürftigen  Personen,  deren  Versorgung 
den  Landarmenvorbänden  bei  Uebernahme  der  mehrgenannten 
Kategorien  obliegen  würde.  Diese  Verbände  müssen  im 
Stande  sein,  sich  ein  Bild  davon  zu  machen,  wie  vieler 
und  wie  grosser  Anstalten  es  bedürfen  würde,  um  im  Sinne 
wirklich  zureichender  Versorgung  alhni  k»"»rperlicli  und  geistig 
gebrechlichen  Personen   die   ihrem  Zustande  entsprechende 

>)  Die  that^Uich  einmal  MMhehene  TJeberaabaie  der  munittel- 

baren  Fürsorge  begründet  an  una  für  sieh  noch  keine  rechtliche  Ver- 
pflicbtUDg  zur  Fortsetzung  gegenüber  dem  Ortsariiienverbande;  diese  liegt 
durchaiiB  in  der  WillkUr  des  L.-A.- Verbandes.  Vgl.  Entscheidung  vom 
28.  Oktober  im^  XIII  S.  63. 

In  Frankreich  sind  die  D^|Murteinent8,  inüngland  die  Gra&cbafteifc 
zur  Irrenpüege  verpüichtct. 
•)  Vgl.  8.  878; 
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Pflege  und  Krzielmiig  zu  j^cwähren.  80  lange  dies  nicht  der 
Fall  ist,  kann  von  einer  allgemeinen  freiwilligen  Uebernalime 
der  bezüglichen  Laoten  nicht  die  Rede  sein,  der  obligatorischen 
ganz  KU  geschweigen.  Je  weniger  das  Prinzip  selbst  in  Zweifel 
gezogen  wird,  um  so  sorgfilltiger  mttssen  die  thatsächlichen 
Grundlagen  hergcsteUt  werden ,  auf  denen  seine  Verwirk- 
lichung beruhen  soll. 

^  163. 

An  statistischen  Erhebungen  bezüglich  der  Gebrechliclien  fehlt 
es  an  und  fttr  sich  nicht.  In  Preussen  werden  schon  seit  An- 
fang dieses  Jahrhiinderts  Nachrichten  ttber  Gebrechliche  eingezogen, 
regehnftsag  bez.  Taubstammer  nnd  Blinder  seit  1831,  bezOglich  der 
Irrenanstalten  seit  1851.  Vgl.  speziell  Preuss.  Stat.  1849  Bd.  I 
und  1875  Bd.  XXX.  Die  neuesten  Nachweisungen,  die  sich  auf  die 
Volkszahlung  von  1881  beziehen,  in  Bd.  XLVI  S.  120  und  speziell 
Bd.  LXIX  1883.  Vgl.  überhaupt  noch  die  Uebersicht  in  Zeitschr. 
1885  S.  U.  —  Baiern.  Namentlich  Heft  XXXV  der  Beitr.  z. 
Stat.  d.  Königr.  Baieru  von  G.  Mayr;  Die  Verbreitung  der  Blind- 
heit, der  Taabstummheit,  des  BlOdsinns  and  des  Irrsinns.  —  Sachsen. 
Die  Stat  der  Gebrechlichen  von  1834  bis  1875:  Zeitschr.  Jahrg.  28. 
—  Baden.  Uebersicht  der  Heilanstalten  fOr  Tanbstamme  und 
Blinde,  und  Irrenanstalten  in  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Ghzt.  Baden  (regel- 
mässig im  Anschluss  an  die  für  das  Reich  zu  machenden  Erhebun- 
gen), zuletzt  1SS2  Bd.  15  S.  149.  —  Das  weitaus  Beste:  Die  Irren- 
und  Siechenzählung  im  Ghzt.  Hessen  v.  J.  1880,  in  Beitr.  z. 
Stat.  d.  Ghzt.  Hessen  Bd.  23  H.  2. 

Aber  alle  diese  Erhebungen  sind  mit  einer  Ausnahme  ledig- 
lich für  die  Zwecke  der  allgemeinen  Terwältung,  insbesondere 
im  Hinblick  aaf  die  öffentliche  Gesondheitspflege  angestellt;  fttr  die 
speziellen  Zwecke  der  Armenpflege  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  ist 
nicht  viel  daraus  zu  lernen.  Die  Ausnahme  bildet  Hessen,  welches 
durch  seine  eben  genannte  Erhebung  einen  ernsthaften  Versuch  zu 
einer  Statistik  der  (ii'brechlichen.  die  zugleich  arm  sind,  gemacht 
hat,  nachdem  die  Provinziallandtace  die  Antr<äge  ihrer  Ausschüsse, 
Provinzial-Siechenhäuser  zu  erbauen,  wegen  unzureichenden  that- 
-«Schlichen  Materials  abgelehnt  hatten.  Dieser  Yenoch  ist  so  Yor- 
trefflich  geglflckt,  bringt  ein  so  reiches  über  alle  Punkte  anfkUren- 
des  Material,  dass  er  nnbedenklich  als  Vorbild  fthnlicher  Er- 
hebnngen  dienen  kann  und  eine  etwas  ausfuhrlichere  Darlegung 
■4er  bei  demselben  befolgten  Grundsätze  rechtfertigt. 

Es  wurde  nämlich  1880  von  der  Aufnahme  der  Gebrechlichen 
^ei  der  Volkszählung  abgesehen  und  eine  besondere  Zählung  durch 
Aerzte  —  namentlich  die  beamteten  —  angeordnet,  denen  behült  lieh  zu 
sein  Behörden  und  Vereine  aufgefordert  wurden.  Die  Absicht  war, 
^e  Ausbreitung  der  Sinnes-,  Körper-  und  Geistesmangel  gründlich 
zn  erforBChen  und  gleichseitig  im  Interesse  der  Armenpflege  diese 
«rheblidien  Ursachen  in  ihrem  Znsammenhange  mit  den  wirtschsit- 
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liehen  Verhältnissen  der  Betroffenen  zu  untersuchen.  Hierzu  he- 
diente  man  sich  nun  folgender  sinnreicher  Kategorien.  Man  unter- 
schied zunächst  8  (Gruppen:  1.  erworbene  chronische  Geisteskrank- 
heit, 2.  angeborene  CieisievS.storung ,  3.  Kretinismus,  4.  Epilepsie, 
5.  Taubstummheit,  6.  Blindhet,  7.  VerkrUppelung ,  Lähmung  und 
Abscheii  erregende  Knokheit,  8.  Siechtam  (unter  Annchlaw  von 
Lnnge&toberkiiloee  and  Altenschwftche).  Innerhalb  dieser  Gmppen 
worden  die  Individaen  wieder  unterschieden  nach  Geschlecht,  Alters- 
klassen, Zivilstand,  Art  der  Pflege  and  Arbeitsfähigkeit.  Von  den  so 
aufgefundenen  Personen  wurden  weiter  abgesondert  diejenigen,  die  als 
in  dürftigen  Verhilltnissen  lebend  bezeichnet  werden,  diejenigen,  die 
aus  fremden  Mitteln  (Gemeinde;  Kreis;  Staat;  Stiftungen)  unter- 
stützt werden.  Und  endlich  wurde  bezüglich  sömmtlicher  Personen 
festgestellt,  ob  sie  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  qualifizirt  seien, 
und  spenell,  welche  davon  in  dflrftigen  Yerbftltniasen  lebten  oder 
onterstOtzt  worden. 

Da  das  Vorstehende  nur  auf  solche  erstreckt  werden  sollte, 
die  ausserhalb  einer  Anstalt  sich  befanden ,  so  wurden  ausserdem 
ergänzende  Erhebungen  bezüglich  der  Anstaltsinsassen  angestellt. 

Dies  alles  nun  durch  die  denkbar  besten  für  soU  he  Arbeit  geeig- 
neten Kräfte  die  Aerzte  —  aufs  sorgfältigste  ausgetiihrt,  wurde  auls 
vorsichtigste  von  der  Zeatralstelle  bearbeitet  und  ergab  ein  Bild 
der  ZostAnde  in  Hesaen,  welebea  die  etwaigen,  fftr  diese  Kategorien 
nicht  so  sehr  erheblichen  Mftngel  der  nor  einmaligen  Erhebung 
doich  nahezu  vollkommene  Zuverlässigkeit  ausglich. 

Die  Tabellen  sind  ausserordentlich  übersichtlich.  Zunftchst  wird 
in  Tab.  I  die  Gesammtzahl  der  Gebrechfichen  in  jeder  Kategorie  in  4 
Rubriken:  1.  nach  Altersklassen  (0  6;  fi  15;  15  30; 
:iO— 45;  45  60;  über  60 )  —  2.  Zivil  st  and  (ledig,  verheiratet, 
verwittwet);  3.  Art  der  Pflege  (im  eigenen  Haushalt;  in 
ihren  Familien;  bei  Dienstherrschaften;  bei  fremden  Privatpersonen; 
in  Gemeinde-  o.  a.  w.  Anstalten);  4.  Arboilaf&higkeit  (arbdts- 
fthig;  teilweis  arbeitionflhig;  ?Ollig  arbeitsunfähig;  Kinderi  deren 
Arbeitsfähigkeit  sich  noch  nicht  feststellen  lässt)  —  gegliedert 
ond  für  jede  der  8  Kategorien ,  gesondert  nach  Altersklassen  und 
Geschlecht,  die  Vermögensverhältnisse  sowie  etwaige  Unterstützung 
aus  öffentlichen  Mitteln  nachgewiesen.  In  Tab.  II  wird  dargestellt, 
welche  von  den  in  Tab.  I  Ruhr.  2 — 4  nachgewiesenen  Personen 
sich  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  qualifiziren,  welche  wiederum 
Ton  diesen  als  in  dflrftigen  Yerhiltnissen  lebend  beseichnet  ond 
welche  ans  Mfeotlichen  Mitteln  onterstfltit  werden.  Tab.  I  besieht 
aieh  aof  die  Provinzen,  Tab.  II  anf  die  Kreise. 

£a  sd  gestattet,  abgesehen  von  den  weiter  unten  im  einzelnen 
zu  verwertenden  Ergebnissen  schon  hier  einige  Zahlen  mitzuteilen, 
welche  besser  noch  als  Beschreibung  Art  und  Inhalt  der  Krbebuog 
kennzeichnen.   Es  ergaben  sich  im  ganzen 
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KmnkhflUikatMrcwficp 

1 

abeolnt 

auf  lOüOOO 
Einwohner 

1.  erworbene  ehnm.  Qeieteikxaiikhelt 

666 

71 

1158 

128 

190 

90 

590 

63 

746 

80 

H  Blindheit 

589 

7.  Verkrü]))>('lnn^r,  Lähmung  und  Ab- 

scheu errt'geude  Krankheit  .... 

1202 

135 

952 

102 

6148 

657 

Wtitw  ergab  rieh,  dast  toh  1275  Idioton  (aogeborcne  CMlirt- 
beit)  160  filr  Idioten-,  600  Ar  Sieehen-,  12  fllr  IrrenanstaltaD 
qnalifinrt  erschienen,  wfthrend  —  abgesehen  von  122  inStaateanstalten 
befindlichen  —  nar  62  in  der  einzigen  fOr  Idioten  vorhandenen  Anstalt 

untergebracht  werden  konnten.  An  den  100  Kretinen  war  der  Kreis 
Heppenheim  mit  05  beteiligt.  Bei  den  880  Taubstummen  (l  lo  in 
Anstalten)  ergab  sich,  dass  sie  überwiegend  arbeitsfähig  waren  und 
in  der  Familie  lebten ;  überdies  war  nur  etwas  über  die  Hälfte  in 
dttrftigen  Verhältnissen.  Von  den  606  Blinden  waren  414  in  dürf- 
tigen YerhftltnifiBen ;  von  diesen  worden  205  onterstatzt  Zur  An- 
staltspflege  qoaKfizirt  erschienen  342,  nnd  zwar,  was  sehr  benerkens- 
wert  ist,  nnr  28  für  Blinden-,  aber  314  für  Siechenanstalten.  In 
sehr  traurigem  Zustande  befanden  sich  die  Verkrüppelten:  von  1562 
lebten  939  in  dürftigen  Verhältnissen,  waren  344  teilweis,  548 
völlig  arbeitsunfähig,  erschienen  073,  und  zwar  608  in  dürftigen 
\  erliiiltnissen  lebende,  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  qualifizirt.  — 
Der  Bericht  bemerkt  ausdrücklich,  dass  man  bei  dem  Aussprechen 
der  Qoalifikation  wesentlich  anch  subjektive  Momente  der  Bllrltig- 
keit,  insbesondere  anch  den  Mangel  hlnsUcher  Pflege  in  Betracht 
gesogen  habe.  Unter  anderen  fanden  sich  70  gebrechliche  Indi- 
vidoen  in  Armenhfinaem  mit  anderen  Personen  zusammengepfercht; 
die  Fürsorge  für  sie  war  eine  so  dürftige,  dass  sie  übcrwiopend  vom 
Bettel  zu  leben  genötigt  waren.  Im  ganzen  erschienen  rund  300O 
Personen  zur  Anstaltsptiege  qualitizirt,  darunter  1G7G  unbemittelte. 
Unterstützung  erhielten  davon  999  —  zum  Teil  in  allerdürfiigster 


*)  Jedoch  mit  AuBscbluas  von  Lungentuberkulose  und  Altersschwäche, 
die  man  lörtgelawen  hatte,  um  die  Kategorie  „Siechtum"  nicht  zu  sehr 
zQ  beechweven. 
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'Weise  — ,  während  677  ganz  ohne  Unterstützung  blieben.  Der 
Bearbeiter  der  Erhebung  hält  für  mindestens  Va,  also  für  rund 
1000  Gebrechliche  die  Anstaltspflege  für  ein  dringendes  Bedürfniss. 

Es  leuchtet  nun  ein,  dass  nur  derartige  Zahlen,  wie  sie  das 
Ergebniss  der  vonteiiend  besproclieiieii  Erhebmig  sind,  die  Ver- 
-wftltiuigeD  Aber  das  ▼erlumdeiie  BedflrftusB  onterrichten  fcOonen,  und 
•dass  demrtige  Erhebungen  als  vnamgftngliches  Erfordemiss  zu 
bezeichnen  sind.  Dass  för  die  Ermittelung  der  hier  in  Rede  stehen- 
■den  Momente  die  neueren  Versuche  eigentlicher  Armenstatistik  nicht 
ausreichen,  habe  ich  in  meiner  Abhandlung  a.  a.  0.  S.  414  ff.  nach- 
zuweisen versucht.  Will  man  hiergegen  einwenden .  dass  Hessen 
"wegen  seines  kleinen  Umfanges  solche  Statistik  machen  könne, 
Preussen  aber  nicht,  so  sei  es  gestattet,  mit  einem  Hinweise  auf 
«ine  in  ihrer  Bedentnng  wohl  nnteradifttste  Thatsaehe  za  antworten: 
die  Thatsaehe  nSmlich,  dass  wsehwüidend  wenige  gebieehliche 
Personen  aosserhalb  der  Provinz  sich  befinden ,  in  der  sie  geboren 
«ind,  was  mit  ihrer  erschwerten  Bewegangsfähigkeit  auf  der  einen 
und  der  in  Ansehung  ihres  Zustandes  verminderten  Erwerbsgelegen- 
heit auf  der  andern  Seite  zusammenhangt.  Diese  wenigen  sind 
regelmässig  wohlhabende  Personen,  die  in  guten  auswärtigen  An- 
stalten untergebracht  sind  und  für  die  Aufgaben  der  Armeuverwal- 
tung  in  geringem  Masse  interessiren ;  namentlich  ist  dies  bei  Geistes- 
Joranken  der  FalL  Wenn  man  also  davon  ansgeht,  dass  der  Land- 
armenverband im  allgemeiuen  ein  genllgend  grosser  Bezirk  ist,  nm 
leistungsfähig  sn  sein  und  die  UngleichmAssigkeiten  in  der  Belastung 
der  einzelnen  zu  ihm  gehörigen  Ortsarmenverbände  auszugleichen, 
€0  wird  man  mit  einer  Erhebung,  welche  sich  auf  den  Bezirk  des 
Landarmen  Verbandes  beschränkt  und  daher  von  jedem  derselben 
nach  Gelegenheit  augestellt  werden  kann ,  das  in  diesem  Bezirk 
TOrhandene  Beditrfhiss  vollständig  aufdecken  können,  ohne  dass,  wie 
in  Folge  der  Wanderungen  gesunder  Menschen,  eine  Yersehiebnng  des 
Verhältnisses  durch  Ans-  nnd  Einwandemng  der  Gebrechlichen  m 
befürchten  stünde.  Für  Preussen  ergab  sich  1875  folgendes  Ver- 
h&ltniss: 

S.  Tabelle  S.  430. 

Tgl.  Preuss.  Stat.  XXX  8.  135  ff.  Ganz  ähnlich  in  LXIX 
S.  8  ff.  —  Auch  für  ßaiem  wnrde  dieselbe  Wahrnehmung  gemacht. 
VgL  a.  a.  0.  S.  296  Tab.  VIL 

Neben  ihrer  allgemeinen  Absicht ,  die  Zustände  der  Ge- 
brechlichen klarzustellen,  erscheint  dio  he.s8ische  Erhöhung 
noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  besonders  lehrreich, 
insoforn ,  als  sie  darauf  hinweist,  um  wie  sehr  verschiedeno 
Momente  es  sich  bei  der  Hulfeloistung  an  riol)rechliclic  handelt, 
dmn  insbesondere  die  Gloichstellunp:  aller  Kategorien  in  Bezug 
uui"  unmittelbare  üebernahme  der  Fürsorge  nicht  gerechtfertigt 
ist  Dies  möchte,  unter  Benutzung  des  andenrmt  su  Gebote 
stehenden  Materials,  noch  kurz  zu  betrachten  sein.  Doch  ist 
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£b  waren  geboren 

Blinde 

Taub- 
ftonuno 

Blöd- 
■innige 

Insinnigft 

1.  in  der  ZShlgemeinde  [^JJ^^^Jj*- 

6602 

6920 

11  im 

10  364 

»440 
3928 

2.  in  anderen  Gemein-  fmänni. 
den  des  Zählkrdaee  \wdbL 

2431 
8009 

2:3«3 
2032 

3010 
2  879 

1296 
1698 

3.  in  Kreisen  der  Z&hl-  (männl. 

1959 
2181 

2124 
1580 

2  255 
1901 

4214 
4159 

4.  in  der  Zlihlprovinz  (männl. 
(ohne  n&here  Angabe)  \weibL 

349 
818 

289 
151 

871 
866 

468 
474 

5.  ausserhalb  der  Ztthl*  (männl. 

ca.  500 

ca.  300 

ca.  450 

ca.  750 

CS  im  Kaluuen  dieser  Arbeit  und  iiacli  Beüehafteiiheit  de.s  ^e- 
bammteii  Materials  nicht  wohl  möglich,  viel  mehr  ulä  An- 
deutungen zu  geben. 


B.    Im  einzelnen. 
tu  Gelitesknake. 
§  154. 

Mit  der  Erfoncbmig  der  Zahl  and  der  Zustände  der  Geistes- 
kranken hat  man  sich  schon  sehr  frtth  beschäftigt.  Zuverlässiger 
ist  dieselbe  erst  seit  einigen  Jahren  geworden,  seitdem  man  be- 
gonnen bat,  sich  im  Anscbloss  an  die  Volkszählung  des  Zäblblatt- 
Systems  zu  bedienen. 

Die  S.  426  genannleu  Publikationen  enthalten  auch  vollstän- 
dige Angaben  Aber  G^iteskranke.  Ausserdem  namCDtlleh:  Dr.J.A. 
Ii.  Koch,  Zar  Statistik  der  Geiateskranken  in  Wttrtemberg  und  der 
Gdsteskranken  Oberhaupt,  in  d.  WUrt.  Jahrb.  f.  Stat.  n.  L.  1878 
H.  III  ;  orientirt  auch  im  Eingang  über  die  bis  dahin  gemachten 
Versuche  einer  Irrenstatistik.  Dr.  Kol  Iniann,  Die  geisteskranke 
Bevölkerung  im  Grossher/.ugtum  Oldenburg  nach  den  Ergebnissen 
der  Volkszählung  von  1880,  Berlin  1888;  orientirt  ebenlalls  ein- 
leitungsweise Uber  die  bislierigen  Aufnahmeu. 

Die  Yergleichung  neuerer  Ergebnisse  mit  älteren  Zahlen  muss 
daher  mit  groeser  Vorsicht  geschehen.  Oleichwohl  wird  die  überall 
nachgewiesene  Vermehning  der  Oeisteskrankoi  nicht  lediglich  auf 
Rechnung  der  besseren  Erhebnngsmethode,  sondern  auch  mannig- 
facher anderer  Einflüsse,  namentlich  der  veränderten  Erwerbsver- 
hältnisse und  der  starken  geistigen  Aufregungen  der  modernen  Zeit 
zu  seuen  sein.    Vgl.  Uber  die  Grände  der  Zunahme  der  Geistes- 
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kranken  Prof.  L  u  d  w  i  g  ]\I  e  y  e  r  in  der  Deutsclien  Rundschau  1885'86^ 
Nr.  2;  auch  Jolly,  Gesundheitswesen,  in  Schönbergs  Uandb.  Bd.  S 
S.  845.  —  Die  prenssische  Zählung  von  1880  ergiebt  die  Inkorrekt* 
heit  sofort;  es  wurdeii  66845  Geisteskranke  pRShlt,  was  eineVer- 
mehmog  Ton  20®/o  gegen  1871  bedeutet,  irthrend  dieBeTOlkerongs- 
vermehrung  nur  10°  o  betrug.  Vgl.  a.  a.  0.  LXIX  S.  XXXVIII.  — 
Wegen  Sachsen  a.  a.  0.  S.  21.  —  Würtemberg  a.  a.  0.  S.  23  ff.— 
In  Oldenburg  scheint  das  Verhältniss  günstiger  zu  sein.  Vgl.  a.a.O. 
T.  III.  —  Ueber  die  Gesammtzahl  der  Geisteskranken  in  den  euro- 
päischen Staaten  giebt  Koch  eine  tabellarische  Uebersicht,  der  ich 
die  folgenden  Zahlen  entnehme: 


Land 

Jahr 
der 
Zählung 

Gdsteakranke 

davon  in  Heil- 
anstalten 
untei^bracht 

Ver. 
pflegte 

abaolnt 

auf 

100  000 
£inw. 

abeolot 

auf 

100  000 
£inw. 

auf  100 
Kranke 

1871 

55  045 

223 

11  760 

48 

21 

Raiem  

1871 

12  029 

248 

2  368 

49 

20 

Würtemberg  .... 

1875 

7  758 

422 

1570 

83 

20 

1875 

6091 

881 

8574 

98 

42 

1878 

8974 

868 

960 

66 

25 

England  und  Wales  . 

1871 

69  (119 

305 

42  442 

175 

61 

Frankreich  

1872 

b-7  9m 

244 

3«;  9ß4 

102 

43 

1868 

8  240 

168 

G0:i2 

123 

73 

Niederlande  .... 

1876 

5  747 

158 

3959 

105 

68 

Vgl.  a.  a.  0.  8.  48.  —  An  einer  anderen  Stelle  giebt  Koci  dne- 
Uebersicht  der  yorhandenen  Anstalten  im  Verh&ltniss  sn  den  Ein- 
wobnem,  d.  h.  wieviel  Irre  anf  1000  Einwohner  in  Anstalten  nnter- 

gebracht  sind.  Danach  ergiebt  sich  folgende  Rangordnung :  Schott- 
land 1.95,  England  und  Wales  1.75,  Irland  1.56,  Belgien  1.23. 
U.S.W*  Von  deutschen  Staaten:  Würtemberg  0.83,  Baden  0.66^ 
Baiem  0.49,  Preossen  0.48.    Vgl.  a.  a.  0.  S.  201. 

Speziell   tiir    unsere  Zwecke  intere.ssirt   tlas  Verhältnis», 
der  Krankenzahl  zur  Zahl  der  in  Anstalten  Verpflegten.  Matt 
bemerkt,  wie  viel  mehr  in  England,  Holland  und  Belgien  in 
dieser  Beziehung  geschehen   ist  gegenllber  den  deutschen 
Staaten  mit  Ausniwme  Sachsens,  wobei  noch  zu  berück- 
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nichtigen  ist,  dass  unter  den  Anstalts^  cgi  Ingen  eine  sehr 
sprosse  Aiuahi  vermögender,  auf  eigene  Kosten  lebender  Per- 
^onen  befindlich  ist  Was  die  bedürftigen  Geisteskranken 
■angeht,  so  kann  man  sich  hierüber  bei  dem  gegenwärtigen 
^Stande  des  Materials  nur  in  Vermutungen  ergehen. 
Die  hessische  Erhebung  giebt  folgende  Zahlen: 


daroD  analifiiift  für 

lUkTUU  Iii 

ausser- 

bedllrf- 

dem  in 

halb 

TOD  Aar 

Irren- 

Idioteii- 

Verhält- 
nissen 

An- 
stalten 
l)efind- 

anatalten 

lebend 

licb 

1.  Irreinnige  .... 

666 

148 

5 

812 

821 

625 

(erworbene  G^tes- 

gMlSrflMit) 

1158 

12 

ItiO 

600 

649 

(angeborene  GeiBtes- 

1  122 

gestörtheit) 

190 

1 

24 

117 

117 

4  Epileptiker.  .  .  • 

d90 

4 

21 

207 

208 

48 

Bei  der  würtembergischen  Zählang  worden  etwas  äusaer- 
Uch  untorschioden ') :  „wohlhabende  —  wenig  vermOgliche  — 
iurme".   Hierbei  eigab  sich  folgendes  Verhiltniss: 


Idioten 

Lrrre 

zu- 
sammen 

in 

Prozent 
derOe- 

sammt- 
zahl 

hiervon  in  An- 
stalten 

Idioten  |  Irre 

ProseotederVer- 
mdgenskatcsorien 

wohlhabende  .  .  . 

820 

1194 

8014 

2&8 

4.15 

80.85 

wenig  TomQgUebe 

1180 

1147 

2887 

82J 

8.68 

81.01 

1548 

1844 

8786 

80.1 

8^ 

89.71 

«nbekannt  .... 

268 

886 

681 

Eine  an  anderer  Stelle  Uber  die  Zahl  der  abp:elehnten 
( tcsuclie  um  Aufnahme  in  eine  Irrenanstalt  gemachte  Mitteilung 
ergiebt,  dass 

1879  von  351  Gesuchen  142  -  40«o 

1880  ,    3:32        „        100  =  '»1  ^ 

1881  „    437       „       182 -=42  „ 


*)  A.  a.  0.  8.  186.  228. 
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abbchlägüch  bescliiodeii  wurden  und  zwar  durchweg  we^^ea 
üfttemangels,  häutig  nur  wegen  Manxela  eines  für  den  be- 
Btimmten  Kranken  g«<ngnet6n  Piatee» */.  Die  Verteilung  der 
nicht  in  Anstalton  beündh'chcn  Geisteskranken  in  Würtembei^ 
seigt  die  nachstehende  Tabelle*): 
Von  insgesanunt 


8810  Idioten 

3849 

Irren 

absolut  1 

Prozent 

befinden    «ich  ausserhalb 

8597 

100 

2763 

100 

davon:  in  AltenTetsovgnngs* 

119 

5.79 

160 

4.89 

128 

94 

8.40 

bei  Privaaeuten  

756 

iai7 

281 

16.80 

2008 

saeo 

1619 

56.90 

selbRtftndig  

171 

&70 

243 

6.57 

376 

12.12 

885 

11.18 

AehnHolies  ei^^ebt  sich  fllr  Hessen  und,  soviel  darüber 
bekannt,  auch  fftr  die  anderen  Staaten.    Ueberall  Ist  gana 

überwiegend  der  Aufenthalt  in  der  Familie^).  Das«  dieser 
Aufenthalt  nicht  identläcli  ist  mit  BorgiHItiger  oder  überhaupt 
zweckniiissiger  Bfliandlung,  }>odarf  keines  Nach  weises.  Es 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  da«s  es  vor  allem  di<^  Be- 
dürftigen sind,  welclie  unter  dem  Mangel  geeigm;ter  Fürsorge 
in  ihrer  Familie  am  empfindlichsten  zu  leiden  haben,  während 
für  wohlhabende  Kranke  von  ihren  Familien,  sofern  der 
Aufenthalt  im  Hause  nicht  thunlich  erscheint,  häufig  auch 
weit  entfernte  renommirte  Anstalten  aufgesueht  werden. 

In  d<'r  zuletzt  aufgenommenen  Statistik  der  preuss.  Irren- 
anstalten^) finden  sieh  ausführliche  Nachrieliteii  über  die  Kliein- 
proN'inz,  in  welcluui  die  wielitige  Beobachtung  mitgeteilt  wird, 
dass  die  Ki'anken  aus  den  der  Irrenanstalt  benachbarten  Be- 
zirken in  grösserer  Zahl  geheilt  entlassen  würden,  als  die  aus 
ontfemtorcn  Bezirken  stammenden,  weil  die  entfernt  gelegene 
Anstalt  meist  zu  spät  benutzt  werde.  Dies  trifft  jedenfalls 
die  mittellosen  Familien  und  Gemeinden,  welche  die  Kosten 


*)  Vgl.  Medi2hiai-Ber.  Ar  1879-81:  Wtirt  Jahr>  1884  S.  158. 

-')  Koch  a.  a.  0.  S.  185. 

Koch  a.  a.  0. 
«)  Für  die  Jahre  1877.  78.  79  Bd.  £8  (1882)  Bericht  ».  L 

FwMkBDgm  (2T)      4.  -  lliuln1»«v.  28 
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auch  des  blossen  Transportes  scheuen  und  mit  dem  Vorhanden- 
sein derartiger  Einrichtungen  wenig  vertraut  sind,  am  härtesten. 

Djiss  für  wohlliabende  Familien  die  Entfern  mii^  kein 
Hinderniss  bildet,  zeigt  unter  anderem  die  Thatsaclie,  dass  in 
wUrtember<^isclien  [rr<Mmiistilten  von  insgesammt  1570  Insassen 
10.96  "/o  Ausländer  waren»).  — 

Aus  allen  diesen  Tliatsachen  wird  man  den  Scliluss  ziehen 
können,  dass  in  Bezug  auf  Geisteskrankheit  noch  gegenwärtig 
die  den  Armenverbänden  obliegenden  Pflichten  Tiel&ch  ver- 
sUumt  werden,  und  dass  daher  die  Forderung,  die  Fürsorge 
£Ur  Oeisteskranke  unmittelbar  auf  grössere  Verbiliide  zu  Ober- 
nehmen,  sowohl  im  finanziellen  Intoresne  der  Ortsarnienver- 
bände,  wie  im  orten tlichen  CTesun(lh(Mtsintere.sse  dureliaus  j^e- 
rechtfertigt  erscheint  Ein»?  andtT»;  Frage  ist,  ob  in  allen 
Fällen  die  Versorgung  durch  Unterbringung  in  eine  Anstalt 
wird  geschehen  mttssen  nnd  ob  es  sweckmässiger  ist,  die  Ver- 
mehrung der  Privatanstalien  zu  fördern  oder  dem  wahrschein- 
liehen  Bedarfhiss  durch  Errichtung  öffentlicher  Irren-  und 
Idiotenanstaltcn  zu  gentigen.  Eine  allgemein  zutreffende  Ant- 
wort ist  hierauf  nicht  wohl  möpflieh.  Sehr  viel  wird  inmuM* 
von  dem  Zustande  der  Privatirrenanstalten,  sowi(3  davon  ab- 
hllngen ,  ob  dieselben  im  Stande  sind,  die  Nachfrage  zu  be- 
friedigen, ein  Zustand,  der  freilich  gegen wilrtig ,  selbst  unter 
Hinzuzählung  der  öffentlichen  Anstalten,  nirgends  in  Deutsch- 
land auch  nur  annähernd  erreicht  wird.  Auf  absehbare  Zeit 
wird  daher,  wie  es  auch  der  herrschenden  Verwaltungspraxis 
entspricht,  mit  Vermehrung  der  öffentlichen  Anstalten  fttr 
Geisteskranke  weiter  vorzugehen  sein. 

In  Preussen  betrug  die  Zahl  der  Irrenanstalten  1875  and 
1879:  öffentliche  46  bezw.  66,  private  72  bezw.  93.  Vgl.  a.  a.  0.  — 
Für  Würtemberg  giebt  der  genannte  Med.-i3ericht  eine  sehr  gute 
Uebersicht.  Es  bestehen  dort  :{  Staats-  und  12  Prlvatirrenaastalteu. 
Die  Frequenz  betrug  hi  der  Periode  1863  82: 

S.  Tabelle  S.  485. 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  nach  der  am  1.  März  1875  erfolgten 
Eröffnung  der  Staatsirrenanstalt  zu  Schussenried  die  Zahl  der  Kraukeu 
in  den  Privatanstalten  zunächst  erheblich  abnimmt. 

§  156. 

Im  einzelnen  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  mit  ange- 
borener Geistesschwäche  behafteten  (Idioten)  und  den  geistes- 
krank ^'ewordoncn  Individuen  (Trrsinnigre).  Bezüglich  der 
erstercii  wird  von  Koch  dieAn.siclit  ausn^csprochen,  da.ss,  soweit 
sie  bildungst^hig  seien,  sie  der  Unterbringung  in  beacndern  Er- 

>)  Koch  a.B.0.  S.  192: 
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Jahr 

Zahl  der  Pfleglinge  in  den 

suMnunen 

• 

Staatsanstalten 

Privatanstalten 

1864 

290 

819 

609 

1978 

860 

660 

1080 

1875 

408 

744 

1152 

1876 

574 

657 

1281 

1877 

777 

RAA 
000 

1848 

1878 

805 

614 

1419 

1879 

786 

711 

1487 

1880 

779 

752 

1581 

18öl 

788 

824 

1612 

1882 

839 

751 

1690 

zichungs*  und  Bildungsanstalten  bcdUrfton,  und  soweit  sie 

bildungüunfilhig,  in  Bewahr-  und  l^escliäftigiinf^sanstalten  iint(M*- 
gebracht  werden  niiissten.  Ueberliaupt  erscheine  die  An8tj\lts- 
pflege  bei  der  liiilt'losen  Lage  gerade  solcher  Personen  noch 
mehr  geboten,  aU  bei  den  Irren.  Bezüglich  der  Irrainnigeii 
sind  die  präsumtir  heilbarea  und  die  unheilbaren,  sowie  die 
unschftdlicaen  und  die  gemetngeflllirlicheii  zu  unterscheiden. 
Für  mtere  wird  allgemein  die  Aufnahme  in  eine  Anstalt  ge- 
boten erachtet;  bei  ihnen  ist  die  Hauptsache  rechtzeitige  Auf- 
nahme und  rechtzeitige  Entlassung.  IJnh'Mlbare,  aber  unsclwld- 
liche  Irre  können  dagegen  besser  in  Familien  verpflegt  werd(3n. 
Doch  macht  Koch  darauf  aufmerksam,  dass  hier  sehr  häuHg 
lieblose  und  verständnisslose  Behandlung  in  Familien  so  schäd- 
lich wirke,  dass  die  Unterbringung  in  einer  Anstalt  vorzu- 
ziehen sei*).  Bezüglich  der  gemeingoßlhrlichen  Irren  versteht 
es  sich  von  selbst,  dass  sie  zu  interniren  sind.  Es  ist  aber 
anzunehmen,  dass  die  gef^enwHrtig  b&stehendtm  öffentlichen 
und  privatrMi  AnstalttMi  zusammen  noch  nicht  einmal  für  die 
gemeingefährlichen  Irren  ausreichend  sind. 

Die  würtembergischo  Erhebung  weist  132  Idioten  und 
718  Irre  als  gemeingefilhrlioh  nach;  doch  sind  nur  solche 
gezählt,  die  positiv  als  gemeingefithrlich  bezeichnet  worden. 
Dies  sind  3.4(3  bezw.  18.06  ^'o  der  Gesammtzahl.  Da  nun 
überhaupt  1152  Irre  sich  in  Anstaltspflege  befanden,  so  ist 
Kocli  der  Ansicht,  flass  jcdonfalls  mehr  gemeing(!filhrliche 
Irre  vorhanden  und  die  Anstalten  nicht  ausreichend  seien 

>)  A  a.  0.  S.  203  ff.  Vgl  aaeh  wegea  Heuen  a.  a.  0.  S.  7.  —  In 
der   älteren  Literatur  sind  die  Klagen   hierüber  selur  hSoiig.  Vgl. 

Qerando  Bd.  3  S.  451  ff. 

Vgl.  a.  a.  0.  S.  löO  und  Tabelle  S.  228. 

28* 
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In  Oldenburg  befanden  .sieh  V(in  977  Ooistoskrankcn  287 
in  AnsUilten:  80  in  der  Staateanstalt  Wehnen,  173  in  der 
nur  dem  Zwecke  der  Absonderang  im  Sicherheitrinterane 
dienenden  Staatsanstalt  Blankenburg,  34  m  Privatanstaltan. 
BeflsOglich  der  fibrigen  wird  bemerkt,  dass  sie  unschfldlich 
seien  und  meisten  teils  leichteren  Beschäftigungen  nachgehen*).— 

Ob  es  nach  allem  bei  dor  gegenwärtigen  Hacldage  zweck- 
niUssig  ist,  die  Uebernahme  der  gesammten  Irrenpflege 
s e  i  t  n  s  d  e  r  g  r  <")  s  js  e  r  o  n  \  e  r  1)  il  n  d  e  o  b  1  i  g  a  t  o  r  i  s  c  h  zu  ma- 
chen oder  die  weitere  Entwickelung,  die  überall  diesem  Ziele  zu- 
strebt, abzuwarten,  hängt  nicht  allein  von  der  Auffassung  ab,  die 
man  bezttglich  der  Dringlichkeit  der  Angelegenheit  hegt.  Em  zum 
Teil  der  Abhülfe  dringend  bedürftiger  Missstand  liegt  zweifellos 
vor,  ^lissbraueh  seitens  der  Annenverbände  ist  bei  der  Natur 
dieser  Pflegeftille  nicht  wahrscheinlich  —  aber  auf  der  anderen 
Seite  stlinde  von  einer  Anordnung  der  (djligatorisehen  Ueber- 
nahme zu  l)eturcliten.  dass  es  rbenso  gehen  würde  wie  mit  der 
gesetzliehen  Aniienjitli  g.-  ülM'rhaiijtt,  d.  h.  dass  durchaus  nicht 
überall  der  Aufwand  nach  Massgab«?  des  Hediirtnisses  sieh  be- 
messen, sondern  vor  allem  die  zur  Verftigung  stehenden  Mittel 
über  das  Mass  des  AuAvandes  entscheidend  sein  würden.  Welche 
ausserordentlichen  Mittel  aber  allein  für  diesen  einen  Zweck 
der  Armenpflege  bei  ernsthafter  Durchftihrung  erforderlich  sein 
würden,  lässt  sich  aus  den  vorstehenden  Angaben  einiger- 
massen  sehliessen.  Jedenfalls  wird  man,  wie  schon  oben  dar^ 
gelegt ,  nicht  ohne  im  Besitz  genaueren  Materials  zu  sein, 
sich  endgültig  entscheiden  können. 

Jolly  a.  a.  0.  S.  S46,  giebt  an,  dass  die  blossen  Anlage- 
kosten einer  Anstalt  ungefähr  iJüOO  Mark  auf  den  Ptiegling  be- 
tragen, so  dass  allein  tur  die  Wohnung  eines  Irren  der  jährliche 
Aufwand  sich  auf  15U  Mark  stellen  würde.  —  In  dem  würteni- 
bergischeu  Medizinal -Bericht  a.  a.  0.  ist  sehr  sorgfältig  unter 
thonlichster  BerOcksichtigung  aller  in  Betracht  kommenden  UmstAnde 
der  Dorcbschiiittsaofwand  fir  die  einzelnen  Kruken  in  den  Staats- 
anstalten  Schussenricd,  Winnenthal  und  Zwiefalten  berechnet.  Der- 
selbe l  etrog  in  den  Jahren  1879  80,  1880/81»  1881/82  flir  die 
Kranken  L,  II.  und  III.  Klasse  in 


Schiusenried 

Winnenthal 

Zwiefalten 

I. 

S73 

848 

8Ü4 

1024 

992 

978 

II. 

710 

690 

707 

812 

799 

84« 

76S 

III. 

466 

462 

415 

547 

541 

529 

526 

477  419 
1 
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Der  zu  zahlende  Verpflegungssatz  betrug  dagegen  in  Schussen- 
ried  und  Winnenthal  I.  1260,  II.  760,  III.  440  Mark,  in 
Zwiefalten,  das  nur  Kranke  II.  und  III.  Klasse  aufnimmt,  480 
und  300  Mark.  Hiernach  ergeben  sich  für  die  I.  Klasse  in 
Schussenried  und  Winnenthal,  für  die  II.  Klasse  in  Schussenried 
Ueberschüsse ,  während  in  allen  drei  Anstalten  fttr  die  unteren 
Klassen  sdur  erhebUche  Znschflsse  nOtIg  werden;  Tabelle 
S.  179.  —  Meyer  a.  a.  0.  8.  127  meint,  dass  für  Bentsdüand 
eine  einmalige  Ausgabe  von  300  Mill.  und  eine  jfthrUdie  Mehraos- 
gabe  von  30  Mill.  Mark  nötig  sein  würde,  um  in  annähernd  bo 
guter  Weise,  wie  in  England,  fttr  die  Geisteskranken  zu  sorgen. 


Wegen  der  Literatur  vgl.  oben  S.  426.  Die  preuss.  Nacb- 
wtisnngen  tod  1880  sind  aehr  gut  und  in  manchen  Benebungen 
ToUatladig.  Kamentliob  die  üebenieht  Ober  die  foihandencB  An- 
stalten, deren  Einrichtung,  Yerwaltnng,  Flnansrerhiltoisse  n.  s.  w. 

Es  worden  geiäblt  Taubstumme  in 


Mayr  a.  a.  0.  S.  307  Tabelle  X  (Quellenangaben  S.  313) 
giebt  eine  Uebersicht  für  das  Deutsche  Reich,  die  aber  auf 
nünder  genauen  Zihlmigen  bembtt  wie  die  der  4  ani^fllbrten 
Staaten,  und  die  ich  daher  nidit  mitteile. 

Der  Zustand  der  Taubötuinmeu  ist  von  dem  der  Geistes- 
kranken  nicht  nur  in  Anaehmig  der  Ureadie,  sondern  aneh 
nach  Tielen  anderen  Richtongen  hin  reraehieden.  Der  bemer- 
kenswerteste Unterschied  betrifft  Alter  und  Arbeitsfähig- 
keit der  Taubstummen.  Dieselben  gehören  nämlich  ttbet^ 
wiej^end  den  jugendlichen  AltersklasHen  an ,  und  sind  Über- 
wiegend arbeitsfSliig.  Dies  ist  einc^  durch^elieiids  l)eobachtcte 
Erselieinun«^.  In  Baiern  wurden  schon  1840  von  2897  Taub- 
stiunuien  23)i8  als  von  Geburt  an  taubstumm  ennittelt  Nacli 
der  letzten  Zählung  entfielen  auf  die  Altersklassen  von  1 — 5 
Jahren  :  101;  6—10  : 628;  11—15  : 587,  ausammen  etwa 82% 
wobei  aber  zu  beachten ,  dass  die  Ermittelang  für  das  erste 
Lebensjahr  ausserordentlich  schwierig  ist^). 

M  Ganz  ähnlich  in  den  übrigen  Staaten.  —  Wegen  der  Arbeits- 
ftbigkeit  vgl.  namentlich  Hessen,  wo  die  Taubetimimen  als  flberwieg«nd 
arbeitsföhif  ennittelt  wurden  und  von  8^9  nar  148  der  Aufnahme  in 
eine  Anstalt  bedürftig  erschienen  —  In  Prcusscn  wurden  41^^/o  nänn- 
liehe,  78.2 ®/o  weibliche  als  ohne  bestimmten  Beruf  ennittelt. 


b«  Taabstiunaie. 


§  157. 


Baiern 

Sachsen 

Hessen 


1871:  4348 
1875:  1648 
1880:  889. 
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§  158. 

Wo  die  Taubstummen  nicht  einem  bestimmten  Berufe  an- 
gehören, leben  sie  meist  in  der  Familie.  Von  Hülflosigkeit^ 
die  eine  besondere  Fürsorge  nötig  macht,  ist  daher  nicht  ent- 
fernt bei  allen  die  Kedc.  Soweit  sie  nicht  anderweit  krank 
sind  —  in  welchem  Falle  sie  aber  nicht  speziell  l^iubstummen- 
fürsorge  beanspruchen  ^)  — ,  besteht  ihnen  gegenüber  die  Haupt- 
auigabe  darin,  sie  nach  Mass  ihrer  Fähigkeiten  rechtzeitig  aus- 
zubilden und  sie  fUr  einen  Beruf  vorzubereiten.  Hierzu  dienen 
Einzelunterricht  —  Unterricht  in  der  Volksschule  —  yor  allem 
aber  Lehranstalten,  die  entweder  zugleich  Detenttonsanstalten 
(Internate)  sind  oder  sich  auf  Erteilung  von  Unterricht  beschrän- 
ken (Extemate).  Gegenwärtig  geht  das  Bestreben  dahin,  die  In- 
ternate in  Extemate  zu  verwandeln,  da  man  von  dem  Verkehr 
der  Taubstummen  mit  derAusseuwelt  bessere  Resultate  erwarteL 

Vgl.  die  Bemerinmgen  fttr  Fremsen  a.  a«  0.  S.  XXIX. 
Im  ganzen  gab  es  1875:  87  Anstalten  mit  2851  Insassen 

1880:  Ai  "  n  I.  2742  , 
1882:  52       ,        „   8792  , 

Am  1.  Jamiar  1883  bestanden:  mit  Zöglingen 

I.  Provinzial-  und  dergl.  TaubstammenaDstalten  31 

a)  Extemate  24  1619 

b)  Internate  7  528 

II.  Tanhstnmmen-Schulen  4  285 
ni.  Privataastalten  16 

a)  Extemate  6  H38 

b)  Internate  10  586 

Vgl.  a.  a.  0.  Tabelle  28  und  S.  XXX.  —  Fttr  Hessen  bemerkt 
der  Bearbeiter  a.  a.  0.'  8.  IV,  dass  mangels  des  Untenichtsiwanges 

noch  etwa  ^/«  ohne  Yorberdtnng  zum  Selbsterwerb  in  das  Alter 
der  Erwachsenen  eintrete.  —  In  Sachsen  befanden  sich  1875  in 
Landesanstalten  151,  in  Privatanstalten  112,  in  Familien  1875 
Taabstomme. 

Hier  wird  man  alu  r  allerdings  das  Vwlangw  stellen  müssen, 
dass  die  Aufgabe  obligatorisch  gemacht  und  jeder  taub- 
stummen jugendlichen  Person  diejenige  Ausbildung  zu  teil 

werde,  die  sie  zu  späterer  Krwerbsthfltigkeit  geschickt  macht. 
In  dieser  Beziehung  scheint  mir  das  Gesetz  vom  28.  März  1876 


*)  In  Preoisen  wurden  IRHO  ermittelt  Personen 

zugleich  blind  und  taubstumm:  107 
taubstamm  und  geisteskrank:  1051 
blind,  taubstumm  und  geisteskrank:  07; 
vgl.  a.  a.  0.  S.  37.  —  Von  den  in  Hessen  ermittelten  bä9  Taubetummeu 
enwliienen  84  Ar  Sieehenaostalten  <iQaUfisirt. 
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(Art.  9^')  fllr  (las  Fürstentum  Birkenlcld  den  riditigcn  Weg 
zu  treffen,  wenn  es  bestimmt,  dass  der  L.-A.-V.  verpflichtet 
ist:  ^die  Kosten  des  Unterrichts  und  der  Ausbildung  hülfa- 
bedüHtiger  taubstummer  Kinder"  zu  erstatten 

Dagegen  li^t  es  bezüglich  der  Uebernahme  anderen  ftlr 
TaubsUmime  erwadiwnden  AnnenaufWandes  genau  so,  wie 
bei  dem  Annenanfirand  Oberhaupt;  er  ist  den  individueUen 
Umstünden  entsprechend  an  leisten,  macht  aber  im  übrigen 
keine  Mehraufwendungen  notwendig,  die  eine  besondere  Be- 
lastung des  Ortsarmenverbandes  aur  Folge  haben. 

§  189. 

N'icli  auf  einen  anderen  Punkt  sei  bei  dieser  Gelegenlieit 
hingewirscn.  Die  Ursachen  der  Taubheit,  welche  bei  Per- 
sonen ganz  jugendlichen  Alters  ja  regelmässig  8tummhe.it 
aur  Folge  hat,  sind  im  ganzen  noch  nicht  hinreichend  auf- 
geklärt Aber  es  darf  als  ausser  Zweifel  stehend  erachtet 
werden,  dass  die  überwiegende  Zahl  der  Fälle  von  Taubstumm- 
heit von  Krankheiten  im  aartesten  Kindesalter  herrühren  und 
dass  dieselben  um  so  geringer  auftreten,  je  besser  es  um  den 
all^n  nu  inen  Gesundheitszustand  und  die  Massregeln  deröffent- 
liclien  Gesundheitspflege  bestellt  ist 

Dies  leuchtet  sofort  ein,  wenn  man  das  Verhftltniss  in  ver- 
schiedenen Bezirken  vergleicht  So  befandoi  sich  in  Prenssen  unter 
100000  Einwohnern  Taabstumme  im  Alter  von  15—20  Jahren  in 

Westpreosaen  111.22 

Posen  68.6 

Ostproüssen  60.5 

Pommern  60.6 

0.  s.  w.  abwärts  bis 

Sachsen  17.3 

HohenzoUem  17.8. 

Es  sind  also  wieder  die  östlichen  Provinzen,  die  viel  schlimmere 
Zustände  zeigen.  —  Dieselben  Unterschiede  wurden  bereits  1849 
beobaililet.  Der  Bearbeiter  bemerkte  dort,  dass  im  Osten  die 
Gegenden  in  Bezog  auf  Krankheiten ,  welche  Taubstummheit  ver- 
ursachten, viel  verwahrloster  seien  als  im  ^Yesten.  Dieselbe  Wahr- 
nehmung noch  viel  schärfer  1871:  XXX  S.  134.  ~  Ganz  Ihnliflii  In 
Baiem.  Mayr,  der  diesem  Pnikte  seme  heeondere  Aafinerksamkeit 
zuwendet,  weist  nach,  dass  die  Tauhstammheity  von  geringem  Um- 


*)  Wie  Tiel  hier  noch  so  thmi  ist,  beweisen  die  BemerkongeB  für 

Preusson  a.  n.  O.  S.  29  ff.  —  In  Weetpreusson  befanden  sich  1S76:  1101 
taubstumme  Kinder,  von  denen  203  in  Anstalten,  218  in  Ortsscholen,  660 
ohne  Unterricht  waren. 
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fiuige  im  Süden,  nach  Norden  hin  stetig  wachse.  Doch  bringt  ihn 
diese  Thatsache  zunilclist  auf  die  Vermutung,  dass  im  Norden  die 
Fürsorge  für  die  Kinder  eine  bessere  sei  als  im  Süden ;  es  würde 
dann  nämlich  die  aus  der  schlechteren  Fürsorge  resultirende  enorme 
Kindersterblichkeit  im  Süden  zur  Folge  haben,  dass  eine  grosse 
Zahl  mangelhaft  organisirter  Kinder  hinweggerafft  wttrde,  w&hrend 
dtae  im  Norden  swar  am  Leben  erhalten  blieben,  aber  tanbatamm 
würden  (a.  a.  0.  S.  28).  Das  ist  doch  nicht  gans  nnbedenklich. 
Für  Preussen  ergiebt  sich  wenigstens,  dass  im  Osten  auch  die 
Kindersterblichkeit  durchschnittlich  eine  sehr  viel  höhere  ist  als  im 
Westen.  Doch  kommen  hierbei  viele  andere  Momente  in  Betracht. 
Vergl.  V.  Fircks,  Die  Zeit  der  Geburten  und  die  Sterblichkeit 
der  Kinder  während  des  1.  Lebensjahres,  in  Z.  des  preuss.  stat.  Bur. 
1885  S.  93  ff.,  namentlich  die  anschauliche  graphische  Darstellung 


Welcher  Aufwand  tür  Tauh.stiniimen])tlef]^e  in  Fortfall 
kommen  würde,  wemi  für  Verhütung  der  Taubstummheit 
durch  benere  ttradiolie  Pflege  gesorgt  würde,  Ittaat  aich  kMun 
ennesaen.  Jedenfalla  tat  die  Sorge  für  KrankenliOlfe  nach 
dieser  Bichtang  hin  eine  äusserst  wichtige^  noch  vielfach  ver- 
nachlMfl8^;te  Angabe.  Hierauf  kann  an  dieser  St^e  nicht 
weiter  eingegangen  werden. 


Mit  den  Blinden  verhalt  es  sich  gerade  umgekehrt  wie 
mit  den  Taubstummen.  Regelmässig  ist  Blindheit  nicht  an- 
geboren, sondern  erworben;  und  wie  Tauhstummheit  die  Folge 
von  Krankheit  im  zarten  Alter  zu  sein  pflegt,  so  ist  diese 
regelmässig  die  Folge  unstn  nticonder  Berufsarbeit  oder  einer 
körperlichen  Disposition,  vrat  in  höherem  Alter  den  Ver- 
lust des  Sehvermögoiis  bewirkt. 

Wegen  der  Literatur  vgl.  oben  S.  426 ,  auch  die  Abhandlung 
von  Magnus  in  Conr.  Jahrb.  f.  Nationalök.  und  Statistik  1884 
K.  F.  IX  S.  '.»<;:  „Die  offizielle  Blindenstatistik"  und  Kersch- 
baumer,  Die  Blinden  des  Herzogtums  Salzburg,  nebst  Bemerkungen 
über  die  Verbreitung  und  über  die  Ursacheji  der  Blindheit  im  all- 
gemeinen,  Wiesbaden  1886. 
Es  wurden  gesfthlt  in 


Wegen  der  Angaben  tür  das  Deutsche  Reich  vgl.  bei  Mayr 
a.  a.  0.  Tabelle  X  S.  307  und  die  Bemerkung    aui   S.  437. 


Tafel  1. 


e.  Blinde. 


§  160. 


Baiem 

Sachsen 
Hessen 


1871:  3  998 
1875:  2  064 
1880:  606 
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Die  amehmende  Blindenhäafigkeit  im  höheren  Alter  erbeUt  sehr 
gat  ans  den  bei  May r  S.  12  if.  berechneten  Tabdlen,  in  denen 
namentlich  auch  die  Altersklassen  der  Blinden  mit  denen  der  übrigen 
BevülkemDg  verglichen  werden«  So  entfaUen  auf  die  Alters- 
klassen : 


von  Jahren 

Blinde 

abeolnt 

auf  je  lüUOO 
FSnwolinMP  Acut 

betr.  Altere- 
klasM- 

in  Prozent  der 
Gesammtzahl  cL 
oUnaen 

1—5 

64 

1.11 

1.6 

6-10 

115 

2.84 

2.9 

11-90 

208 

2.86 

5.1 

21-80 

258 

8.25 

6.3 

81-40 

252 

aso 

6.8 

41-50 

379 

6.88 

9.5 

51-60 

585 

1050 

18.4 

61—70 

704 

26.22 

19.5 

71—80 

993 

92.80 

24.9 

81—90 

374 

206.70 

9.4 

Uber  90 

29 

374^5 

0.7 

Auf  der  anderen  S^te  sind  Blinde  im  jugendlichen  Alter 
nur  in  sehr  beschränktom  Maaae  filr  eine  Erwerbsthätigkeit 

vorzubilden ,  und  sind,  was  am  schwersten  ins  Gewicht  ßillt, 
fjwt  ausnahmslos  fremder  Hülfe  bedürftig.  Immerhin  gehört 
die  Ausbildung  ihrer  geistif^en  Fähigkeiten  zu  den  Auf- 
gaben des  öffimtliclien  Unterrichts,  dem  in  derselben  Weise 
wie  bei  j ugendliclicu  taubstummeu  Personen  Rechnung  getragen 
werden  mues.  Dieser  Teil  der  BlindenfÜnorge  wttrae  also 
ebenfalls  obligatorisch  sein  mOssen. 

Im  ganzen  sind  Blindeiiünstalton  sehr  viel  seltener,  als 
TaubetiiinmeBanatalten  und  jedeoüidla  in  geringerem  Masse  vor- 
handen ,  als  das  BedOrfhiss  erfordert  In  Prensaen  be&nden 
sich  1880  nur  803  ^  3.5»  o  aller  Blinden  in  Blindenanstalten  — 
1883  war  Plats  fUr  9d2  Insassen  —  in  Sachsen  1875:  197 
-  9°  0,  in  Hessen  17  —  3»  o.  —  Die  Überwiegende  Zahl,  (Iber 
90^'  0,  sind  in  Familien  aufhaltsam. 

Wegen  der  Fürsorge  für  nicht  arbeitsßlhige  und  zu'i^leich 
mittellose  Blinde  gilt  dasselbe  wie  für  Geisteskranke.  Bi'i 
Uebernahme  der  unmitt«!lbaren  Fürsorge  würde  es  sich  um  sehr 
erhebliche  Mehraufwendungen  handeln,  denen  zu  genügen  die 


Digitized  by  Google 


442 


VL  4, 


Landarmenvcrbände  nicht  ohne  weiteres  im  Stande  sein  würden. 

Auch  hier  bedtirfte  es  vorf^ängiger  genauer  Erforschung'). 

St'lbstverständh'eh  würde  auch  bezüglich  der  BlindoD 
rechtzeitige  ärztliche  Hülfe  sehr  viel  thuu  können-). 

<!•  SIeelie. 

^  161. 

Das  Material  ist  hier  völlig  onzureichend.  Einiges  kann  man 
aus  der  Statistik  der  Krankenanstalten  und  der  Krankheitsursachen 
entnehmen.  Spezielle  Beziehang  zum  Anuenwesen  hat  uur  die 
hessische  Erhebung. 

Für  den  Zustand  des  Siechtums  können  keine  so  genauen 
Merkmale  angegeben  w^ordon,  wie  für  die  andern  Kategorien^ 
es  wirken  hier  sehr  vieb'  Unisiiiiide  zusamnicn. 

Wesentlich  ist  jcMlciifalls  im  Oogensatzo  zu  jenen  durch 
ein  bestimmtes  köruerliclies  Gebrechen  vcrursacliten  Zuständen 
auf  der  einen  und  an  einmaliger  Krankheit  anf  der  andern 
SeitC;  dasB  es  sich  hier  um  einen  dauernden  Schwftche- 
und  Krankheits zustand  handelt,  welcher  die  Arbeitsfähig- 
keit ausschliesst.  Sieche  Personen  sind  immer  auf  fremde  Httlf»- 
leistung,  und  sofern  sie  unvermögend  sind,  auf  die  Leistungen 
der  Armenpflege  angewiesen.  Die  Hülfe  kann  in  ausrcicliender 
Weisen  nur  durcli  sorgsame  körperliche  Pflege  gewährt  werden, 
wie  sie  im  Hause  unter  scdir  günstigen  Verhältnissen,  im  übri- 
gen aber  nur  in  besonderen  Anst^dten  möglich  ist. 

£s  ist  wahrschemlich,  dass  gegetwärtig  die  Siechenpfiege 
noch  zum  grossen  Teile  unzureiäend  ist  und  dass  eine  sehr 
grosse  2^nl  siecher  Personen  selbst  der  notdürftigsten  Hülfe 
entbehrt.  Gerade  weil  dieser  Zustand  nicht  an  so  genauen 
Merkmalen  erkennbar  ist,  entledigen  sieb  viele  Armenverwal- 
tungen  siecher  Pers(»nen  durcii  l>l(tsse  (JewUhrung  einer  Rei- 
hülfe,  durch  Unterbringung  in  Armenhäusern  u.  s.  w.,  oder  sie 

*)  Eiuen  Anhalt  giebt  auch  hier  die  hessische  Erbebang.  Von  den 
589  aoflseihilb  einer  Anstelt  hefindüdm  Blloden  wann  nur  81  ganz, 

140  teilwoieo  arboitssfähip:.  379  gänzlich  arbeitsunfUhig ,  davon  414,  also 
etwa  zwei  Drittel,  in  dürftipen  Verhältnissen;  von  dif^on  wiederum  wur- 
den 205,  also  nur  die  Uäluc,  unterstützt.   Zur  Aufnahme  in  Anstalten 

?iualifizirt  erschienen  842  nnd  Ewur  nur  2^  tSat  eigentliche  Blinden-,  314 
lir  Sicchcnanstalten :    von  dicken  wiedenUD  worden  285  als  iu  dfilf- 
tigen  Verhältnissen  lebend  bezeichnet. 

>)  In  Preuswn  wurden  1871:  82978,  1880:  22877  Blinde  f^zShlt; 
die  Abnahme  beträft  1.3 "o,  w.ihrond  die  Bevölkerungszunahme  in  dem 

Sldcheu  Zeitabschnitt  10.6  ^  o  ausmacht.  Hierbei  füllt  noch  in  Betracht, 
Mt  die  zweite  Z&hlung  sehr  viel  sorgfältiger  war,  lüs  die  erste.  Der 
BeArbeiter  dieser  Statistik  glaubt  daher  die  Hauptunache  der  Abnahme 
in  der  sorgfaltitreren  Behandlung  der  Neugeborenen,  Errichtung  TOD 
ophthalmologischeu  J^hr&tühlcu  u.  s.  w.  suchen  zu  müssen.  A.  a.  U.  S.  2. 
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kümmern  sich  gar  niclit  um  sie.  Die  hessische  Erhebung  hat  in 

(lieser  Beziehung  ein  tlberaus  trauriges  Bild  entrollt,  dem  die 
Zustände  in  vielen  Gebieten  des  Deutschen  Reichs  wahrschein- 
lieh  auch  noch  nicht  einmal  entsprechen. 

Es  wordoi  in  Hessen  gezählt  ansserbalb  einer  Anstalt: 


« 

daTOB 

im 
ganzen 

in 

dürftigen 
Verbält- 
niflsen 
lebend 

ontersttttst 

zur  Aiihmhme 

in  eine 
Siecbenaustalt 
qnslifisirt 

Epileptiker  ..... 

590 

232 

71 

207 

Verkrüppelte  .... 

1562 

939 

357 

673 

952 

804 

486 

775 

Insgesammt  wurden  überhaupt  von  2906  Gebrechlichen  23  o 
unterstützt,  hiervon  im  eigenen  Haushalt  lebend  331 ,  bei  fremden 
Personen  untergebracht  481.  Ueber  die  Art  der  Pflege  wird  mit- 
geteilt, dass  dtonlbe  bd  den  ersteron  in  142  Fällen  sich  als  dOrftig, 
ärmlich,  schlecht  oder  gar  nicht  ?orhanden  herausgestellt  habe. 
Von  den  bei  fremden  Personen  untergebrachten  waren  die  bemittelten 
»sehr  gat*  bis  „genügend'*  verpflegt,  desgleichen  321  unbemittelte; 
dagegen  war  die  Pflege  bei  97  nnbemittelten  „dttrftig**  bis  aschlecht*^, 
bei  23  fehlte  sie  gänzlich. 

Hierbei  ist  aber  zu  beachten,  dass  Altersschwäche  ausdrücklich 
von  der  Zählung  ausgenommen  war,  obwohl  man  annehmen  darf, 
dass  mit  geringen  Ausnahmen  ein  Mensch,  der  das  75.  Lebens- 
jahr Überschritten  hat,  nicht  wohl  ohne  fremde  Hälfe  anskommen 
kann.  Üm  eine  Andeatong  davon  zn  geben,  am  welche  Zahlen 
es  sich  dabei  handelt,  mag  an  die  auf  S.  222  mitgeteilte  Tabelle 
erinnert  werden.  In  der  Statistik  des  Deutschen  Vereins  bildeten 
Untersttitzungen  wegen  hohen  Alters  über  15  ^  o  aller  Unter- 
stützungen; vgl.  Drucks.  1885  Nr.  1  S.  28.  liei  der  Volkszählung 
von  1880  wurden  ermittelt  Personen  im  Alter 

von  75—  80  Jahren  347  008 


80—  85 
85—  90 
90—  95 
95—100 
äber  100 


132  558 
35120 
6569 
1056 
406. 


vgl.  Statistüc  des  Deatschen  Reiches  Bd.  LVII  Teil  II  S.  181 .  Wenn 
hierbei  anch  die  Zuverlässigkeit  der  Altersangaben  im  einzelnen  keine 
grosse,  namentlich  die  Zahl  der  mehr  als  loo  .lahre  alten  Indivi- 
duen eine  zweifellos  unrichtige  ist,  so  wird  doch  kein  Zweifel  be- 
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stehen,  dass  es  sich  jedenfalls  um  sehr  alte  Leute  handelt .  welche 
hier  nachgewiesen  sind;  vgl,  die  Bedenken  bezüglich  der  Zuverlässig- 
keit der  Zahlen  bei  Mayr,  Gesetzmässigkeit  i.  G.  S.  161. 

Man  hat  sich  diese  Angaben  noch  durch  die  an  anderer  Stelle 
gemachten  Angaben  über  die  Zustände  der  l&ndlichen  Annenpflege 
zu  ergftnzen;  Tgl.  oben  8.  242. 

Hier  bietet  sicli  den  Lundarmenverbändeii  eine  Aufgabe, 
deren  Uebernahme  im  Interesse  der  Armenpflege  sehr  wttn- 
scheiiswert  ^erscheint  Die  Uebernahme  biigt  aus  dem  Ge- 
mchtspunkte  des  Ifissbrauchs  seitens  der  Ortsarmenverbände 

keine  erliebb'che  Gefahr*),  während  auf  der  andern  Seite  diese 
Verbände  zur  Beschaffung  der  kostspieligen  Pflege  überwiegend 
ausser  Stande  und  doineiitsprechend  in  der  Besehaffung  der- 
selben nach  wie  vor  naclilUüsig  sein  werden.  Freilich  liegt  es 
auch  liier  mit  der  oljlijjratnrischen  Uebernalnue  ebenso,  wie 
in  den  andern  Fallen.  Kein  Laudarmenvurbaud  dUrite  iii  ab- 
sehbarer Zeit  zur  Herstellung  der  notwendigen  Anstalten  im 
Stande  sein. 

Sehr  viel  kann  auch  hier  rechtzeitige  ärztliche  Behandlung 
thun.  Auch  ist  hier  auf  die  Bedeutung  der  Fabrikgesetz- 
gebung hinzuweisen,  weil  mit  vielen  Fabrikthätigkeiten  Siech- 
tum unausbleiblich  verbunden  ist,  wenn  nicht  genügende 
Schutzmassregeln  dagegen  getrufl'eu  werden. 

IL   Die  Fürsorge  für  Kranke. 
8  162. 

Die  diesbeztiglichen  Vorschläge  sind  wegen  der  engen  Ver- 
bindung des  Krankenaufwandes  mit  einigen  anderen  Veranstaltungen 
an  anderer  Stelle:  unten  ^172  ff.,  im  Zusammenhange  mit  diesen 
behandelt. 

III.   Die  Fürsorge  für  jugendliche  Personen. 

§  168. 

Auch  bei  der  Fürsorge  für  arme  Kinder  ist  es  nicht 
aliein  der  Gesichtspunkt  der  Bewahrung  vor  leiblichem  Mangel, 
welcher  Art  und  Umfang  der  notwendigen  Massregeln  be- 
stimmt. 


1)  JoUv  meint  zwar  S.  31.  dass  die  Uebernahme  der  Siechen  bei 
der  DehiibatKeit  des  Begriffs  die  Gouieiuden  stark  in  VerBuchung  führen 
wiirde,  Personen  zu  überweisen,  deren  Unterstützung  nicht  notwendig 
ist  Öves  Bedenken  wird  von  anderen  nicht  geteilt,    ui  der  That  dflifte 

„Siechtuor"  von  Sachverständigen  doch  leicht  zu  erkennen  sein;  und  daas 
der  grössere  Verband  ohne  sachverständige  Prüfung  zur  Uebernahme 
schreiten  wird,  lasat  sich  nicht  wohl  annehmen. 


Digitized  by  Google 


VI.  4.  445 

Es  sind  vor  alloni  aiu-Ii  crzi  c Ii  1  ic Ii  c  und  j^csund  hoit- 
l  i  c  h  0  Kiicksichten,  welche  daneben  wesentlich  in  Betracht  ffillcn. 
Die  Erkcinituiä»  darf  heute  als  eiuc  allgemeine  gelten ,  daüs 
nicht  allein  die  Bannherzigkeit,  sondern  ebensowehl  öm  OiFenl- 
licbe  Interesse  die  möglichst  beste  körperliche  und  sittlidie 
Pflege  der  bedürftigen  Kinder  gebietet,  weil  nur  durch  Er- 
haltung der  Gesundheit,  durch  Gewöhnung  an  Sitte  und 
Ordnung,  durch  Untenveisung  in  einem  Nahrungszweige  der 
künftigen  Armut  wirksam  vorgebeugt  werden  und  eine  künftige, 
sehr  viel  schwcrj're  tinanziellc  Belastung  und  sittliche  Schä- 
digung durcli  gegenwärtige  und  rechtzeitige  Aufwendungen  zu 
den  vorbezeichneten  Zwecken  abgewendet  werden  kann.  Da 
es  aber  auch  in  dieser  Besichung  ausser  Zweifel  steht,  dass 
den  an  sie  zu  stellenden  Ansprttchen  die  flberwiegende  Zahl 
von  Ortsannenverbftnden  nicht  oder  nicht  vollkommen  ge- 
wachsen ist,  so  wird  auch  hier  die  gänzliche  oder  teilweise 
Uebemahme  der  Fürsorge  auf  grössere  Verbände  empfohlen. 

§  1Ö4. 

Um  sich  ttber  die  Notwendigkeit  auf  der  einen,  ttber  die 
Zulässigkeit  einer  solchen  Uebemahme  auf  der  andern  Seite 

klar  zu  werden,  muss  man  die  in  B«'tracht  fallenden  Kategorien 
nach  gewissen  persönlichen  Merkmalen  unterscheiden,  einem 
objektiven  uiul  einem  subjektiven.  Das  objektive  Merkmal 
bildet  die  H  ül  fsbedürftigkeit,  dio  darin  zum  Ausdruck 
kommt,  dass  entweder  Personen,  welche  ein«'  natürliche  Verj»riich- 
tung  zur  Erhaltung  ihn  r  Kiiuler  haben,  m'cht  vorhanch-n  sind, 
oder  dass  dieselben  die  zur  Erhaltung  notwendigen  Mittel  wegen 
eigener  Bedürftigkeit  nicht  aufwenden  können  oder  mit  vor- 
sätzlicher  Verletzung  ihrer  natürlichen  Pflicht  nicht  aufwenden 
wollen.  Das  s  ubj  (^k  ti  ve  Merkmal  bildet  der  si  ttliche  Zu- 
st  a  n  d  ,  d.  h.  eine  durch  Mangel  an  l  'nterhaltsmitteln  oder  durch 
schleehtes  Beispiel  oder  dunli  Mangel  an  Aufsicht  her\*or- 
gerufene  Verwahrlosung.  Qualitizirt  wird  dieselbe  noch  durch 
\(;rid)ung  strafbarer  Handlun;^(ii.  1  )iese  Merknmle  tr»'tl"en 
nicht  n<»twendig  zusannnen ;  namentlich  sind  Eltern  verwahr- 
loster Kinder  durchaus  nicht  immer  in  einem  Zustande,  welcher 
das  Eintreten  der  öflfentlichen  Armenpfl^e  erheischt;  im  all- 
gemeinen aber  liegt  es  in  der  Natur  aer  Sache,  dass  Bedürftig- 
keit m<  ist  die  Ursache  der  Verwahrlosung  ist. 

Die  Beachtung  dieser  Merkmale  ftlhrt  nun  zu  folgender 
Klassitikntion :  1.  (iUnzlieli  verwaiste  (vater-  und  nnittor- 
lose)  Kiiidi  r,  2.  vi-rlasseiie.  3.  verwahrloste,  4.  Kindr-r, 
deren  \'eru ahrlosung  durch  Begehung  einer  Strafthat 
zum  Ausdruck  gekommiui  ist.  —  Alle  diese  sind  in  ihrer  eigenen 
Person  bedürftig.  Dagegen  sind  halbverwaiste  (vater-  oder 
mutterlose),  sowie  die  Kinder  bedürftiger  Eltern  in  der  Person 
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der  letzteren,  bezw.  des  überlebenden  ElteriiteiU  bedürftig.  Der 
Natur  der  Sache  nach  fallen  hier  vaterlose  eheliche, 
sowie  alle  unehelichen  Kinder  am  stärksten  in  Betracht. 

In  Ansehung  der  Armenfürsorge  für  jugendliche  Personen  ge- 
hören diese  aber  nicht  hierher;  sofern  den  betreffenden  Eltern 
um  der  Kinder  willen  f^eholfen  werden  soll,  so  ist  all  das  zu 
erwägen,  was  in  Ansehunj^  von  Unterstützungen  überhaupt 
gilt;  es  ist  also  namentlich  die  Arbeitsftlhigkeit ,  die  Zahl 
der  Kinder  u.  s.  w.  nach  individualisircnden  (irundsätzen  zu 
berücksichtigen.  Im  Falle  der  Leistungsunfkbigkeit  des  ver- 
pflichteten ArmenTerbandes  hat  sich  Mass  und  Art  der  Bet- 
httlfe  nach  den  im  allgemeinen  au  befolgenden,  an  anderen 
Stellen  betrachteten  Grundslitzen  zu  richten. 

Bezüglich  der  verwahrlosten  Kinder  walten  gemischte 
nesiehts])ankte  f>b.  Der  Schutz  gen^en  Verwahrlosung  und 
nauientlicli  ^e*;en  di<'  in  diesem  Zustande  begangenen  Straf- 
handlungen geiiört  zu  <1<'U  die  Polizei-  und  die  Strairechts- 
prtege  umfassenden  Aulgaben  der  Suuitsgewalt,  welche  Zwangs- 
massregeln gegen  verwahrloste  Kinder  zu  treffbn  und  den 
hierfilr  entstehenden  Aufwand,  ebenso  wie  filr  Korrektionäre 
und  Sträflinge,  zu  tragen  hat,  obwohl  es  wahrscheinlich  ist, 
dass  die  bei  weitem  Uberwiegend  -  Zahl  derartiger  Kinder 
andernfalls  der  Armenpflege  zur  Last  fallen  würde,  ebenso  * 
wie  die  Korrektion.tre  und  Sträflinge  es  thun  würden,  wenn 
sie  im  Stande  der  Freiheit  wären.  Hierauf  komme  ich  so- 
gleich noch  mit  eiui^^en  Worten  zurück. 

Dagegen  (^ualitizirt  sich  als  ein  Akt  der  unmittelbaren 
Armenfürsorge  diejenige,  die  fUr  bedürftige  gänzlich  ver- 
waiste und  verlassene  Kinder  notwendig  wird.  Aber  auch 
diese  beiden  Kategorien  können  nicht  nach  ganz  gleichen  Ge- 
sichtspunkten behandelt  werden.  Nur  bin  den  ersteren  ist  es 
sicher,  d  iss  die  Unterstützung  keinii  Rückwirkung  auf  die  zu 
ihrer  Erhaltung  verpriiclitet»Mi  Eltern  üben  kann  —  die  Fülle, 
in  denen  Eltern  in  «h-r  Gewisslieit,  dass  für  ilire  Kinder  ge- 
sorgt werden  wird,  sich  das  Leben  nehmen,  wird  man  ausser 
Betracht  lassen  können  — ,  während  jede  Fürsorge  fUr  ver- 
lassene Rinder  eine  mittelbare  Unterstützung  der  abwesenden 
Eltern  und  einen  sehr  starken  Anreiz  für  diese  bildet,  die 
Vernachlässigung  ihrer  natürlichen  Pflicht  fortzusetzen. 

Und  dies  ist  der  Punkt,  welcher  für  die  etwaige  Ueber- 
nahme  der  Kinderfürsorge  auf  grössere  Verbände  als  br^- 
sonders  l)*'iliMiklich  gelten  muss.  Sobald  die  einzelnen  Orts- 
armen verbilnde  nichts  weiter  mehr  zu  tlum  haben,  als  die 
Thatsache  der  Verlassung  festzustellen,  um  die  Pflicht  zur 
Fürsorge  von  sich  auf  den  grosseren  Verband  zu  übertragen, 
würde  ihnen  der  stärkste  Anreiz  fehlen,  dem  Verbleiben  und 
dem  Verhalten  der  gewissenlosen  Eltern  ihre  Aufmerksam- 
keit zuzuwenden  und  —  wovon  noch  unten  §  20S  if.  zu  sprechen 
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ist  —  durch  Zwaiigamassregeln  sie  zu  ihrer  Ptlicht  zurückzu- 
führen; diese  Thtttigkeit,  die  gegenwärtig  in  Ansdiung  der 
damit  verbnndenen  Schwierigkeiten  sehr  viel  zu  wttnschen 

ttbriglässt,  würde  dann  ganz  oder  erOMtenteils  eingestellt  wer- 
den, und  die  Unterlassung  anft  ttbelste  auf  die  Bevölkerun«^ 
'zurückwirken.  Und  aus  ganz  demsflbfii  (Jruiido  erscheint 
auch  die  vollständi^z^e  Deckung  des  AutVaiule.s  t'ur  verwalir- 
loste  und  stratYslllige  Kinder  aus  den  Mitt<'hi  eines  grösseren 
Verbandes  nicht  zweckmässig.  Denn  bei  dem  hier  ijcstehenden 
engen  Zusanmienhang  zwischen  der  Armut  und  dem  Zu;stando 
der  Sittlichkeit  ist  es  dem  verpflichteten  Ortsarmenverbande 
jehr  leicht,  Verwahrlosung,  ja  selbst  Strafthaten  der  Kinder  — 
namentlich  Forstdiebstahl  —  nachzuweisen  und  so  der  Armen- 
last sich  zu  entledigen. 

Ungefährlich  ist  daher  nur  die  Uebernahmo  der  FUrsarge 
für  Vollwaisen,  während  in  allen  andern  Fällen  eine  finan- 
zielle Beteiligung  des  Ortsarmen  Verbandes  durchaus  notwendig 
erscheint.  W  <ul  aber  auf  der  andern  S(M'te  die  in  der  Für-iorge 
für  jugendliche  Personen  erwaciisendc  unendlich  wichtige 
Aufgabe  eine  Httlfe  aus  grösseren  Mitteln  in  vielen  Fällen 
-dringend  erfordert,  so  mOchte  sich,  wenn  irgendwo,  gerade 
&LT  diesen  Zweig  der  Armenpflege  das  im  folgenden  Ab- 
schnitte zu  besprechende  System  der  qnotenweisen  Beteiligung 
empfehlen. 

Aber  noch  einen  wesentlichen  Faktor  wird  man  berück- 
sichtigen müssen.  Gerade  die  Kinderfürsorge  bildet  einen 
ausserordentlich  wesentlichen  Teil  der  Privat-  und  der  Stif- 
tunL;s,irnien])tlege.  Die  Aufnalnm^  verwaister  Kinder  in  die 
Familie,  die  Unterbringung  in  Waisenhäuser  ist  glücklicher- 
weise keine  Seltenheit^  es  bestehen  ausserordentlich  grosse 
und  zahlreiche  Waisenstiftungen,  Schutz-  und  Rettungsan- 
stalten u.  s.  w.  Es  wird  daher  die  Erleichterung  der  Amen- 
last  in  Bezug  auf  Kinderfürsorge  durch  Beihttlie  oder  durch 
UelxMMiahme  mit  sorgfHltiger  Berücksichtigung  der  lokalen 
Uülfsmittel  zu  geschehen  haben,  und  gerade  hier  die  private 
Hülfe  zu  befördern  und  anzuregen  sein. 

§  166. 

I.  Jolly  S.  31  empfiehlt  die  Uel)ertragung  der  Unterstntziui'^ 
von  Waisen  an  einen  grösseren  Verband,  ohne  eine  genauere 
Begriffsbestimmung  zugeben.  Adickes  I  S.  804  empfiehlt  die  Be- 
teiligung grösserer  Verbände  an  der  Erziehung  der  annen  Waisen, 
nnehetichen  und  verlassenen  Kinder.  Ziller  II  3.  8  empfiehlt 
eine  solche  Uebemahme  besOglicb  vater-  und  mutterloser  Kinder;  vgl. 
auch  Reitzenstein  I  S.  $2,  LoeningS.  918  und  die  sogleich 
zu  nennenden  Arbeiten  des  Dentsehen  Vereins.    Sehr  beachtens- 
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wert  auch  noch  gegenwärtig  Oerando,  deaeea  ganzer  zweiter  Band 
Yon  der  Annenkniderpilege  handelt. 

II.  Mehr  den  eittlichen  Oedehtqpvnkt  ala  den  imaniieHen  berttck- 

sichtigen  die  dem  Deatschen  Vereine  angeh6r«odea  1884  und 
1885  erstatteten  Berichte.  Ohly,  Die  Fürsorge  för  ver\Yaiste, 
?erlas<:ene  und  verwahrloste  Kinder.  Drucks.  1884  Nr.  4,  legte 
ebenfalls  die  oben  versuchte  Klassifikation  zu  Grunde  und  gab 
über  Art  und  Umfang  der  Fürsorge,  namentlich  auch  in  Bezug 
auf  die  I  rage,  ob  Anstalts-  oder  Kostpflege  vorzuziehen,  ausführ- 
lidie  Nadirichten.  Poeaehe  referirte  flher  die  Zwangpenfdmng 
verwahrloater  Kinder  nach  dem  prensa.  Geaetz  Tom  18.  Hirz  1878» 
Dmcka.  1884  Nr.  5.  —  IMe  Yerlundliingen  gingen  aber  derartig  ape- 
/iell  auf  die  Fragen  der  Behandlnng  verwahrloater  Kinder  nnd 
die  Möglichkeit,  dieselben  zwangsweise  ihren  Eltern  zu  entziehen,  ein, 
dass  die  Er()rterungen  1884  nicht  zu  Ende  geführt  werden  konnten 
und  der  Gegenstand  nochmals  unter  Beschränkung  auf  diesen  einen 
Punkt:  die  Fürsor^ie  für  verwahrloste  Kinder  und  jugendliche  Per- 
sonen, welchen  noch  keine  Uebertretung  der  Strafgesetze  zur  Last 
flllt,  anf  die  Tageaordnnng  gesetzt  wnrde.  0  h  1  y ,  welcher  wiedemm 
daa  Referat  hatte  —  Dmcka.  1885  Nr.  5  — ,  aprach  aich  fflr,  der 
Korreferent  Eberl y  — ebenda  Nr.  6  —  gegen  Zwangamassregeln 
(ohne  das  Kriterium  der  Strafthat)  aus.  Die  Frage  wurde  auch  in  den 
Verhandlungen  selbst  —  stenographischer  Bericht  1884  S.  38  ff.  und 
1885  S.  13  tV.  —  aufs  vielseitigste  erörtert  und  das  Vorhandensein 
eines  dringenden  jirakiischen  Bedürfnisses  konstatirt.  Die  Ohlyschen 
Thesen  gewannen  die  Majorität ;  von  der  Gegenseite  wurde  nament- 
lich die  völlige  Unbestimmtheit  des  Begriffs  der  „  Verwahrlosong** 
ala  Ablehnnngsgnind  geltend  gemacht 

Hier  kann  anf  die  Frage  nicht  nfther  eingegangen  werden.  Nur 
aoTiel  aei  in  Ansehung  des  armenrechtlichen  G^icbtspunktes  bemerkt, 
dass  von  mehreren  Seiten  die  Wahrnehmung  mitgeteilt  wnrde,  dass 
schon  die  Zulässigkeit  der  Zwangserziehung,  deren  Kosten  in  Preussen 
die  Provinzialverbändr  tragen,  von  kleineren  Verbänden  vielfach 
ausgenützt  werde,  um  die  Annenfürsorge  los  zu  werden;  der  Nachweis 
irgend  einer  feld-  oder  forstpolizeilii  hen  Uebertretung  sei  sehr  leicht. 
Die  Zwangaendahnng  durch  Unterbringung  in  eine  Familie,  in  eine 
EndehnngB-  oder  Beaaemngaanatalty  tritt  nach  dem  prenaaiBchen  Gesetze 
vom  13.  März  1878  in  Begehung  anf  Kinder  von  mehr  ala  6  nnd  we- 
niger als  12  Jahren  ein.  wenn  dieedben  eine  strafbare  Handlung  be- 
gangen haben,  nnd  die  Unterbringung  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffen- 
heit der  strafbaren  Handlung,  auf  die  Persönlichkeit  der  Eltern  und 
auf  deren  übrige  Lebensverhalt nisse  zur  Verhütung  weiterer  sittlicher 
Verwahrlosung  erforderlich  ist.  —  Die  Kosten  der  Einlieferung  und 
der  ersten  Ausstattung  lallen  dem  Ortsar  ui  env  er  bände  des 
Unterattttzungswohnaitzea  nur  Laat,  alle  Obrigen  den'pro- 
▼inzial-  nnd  kommnnalatändiachen  YerbAnden  (welche 
gleichzeitig  ala  Landarmenverbftnde  Itagiren).  Die  Verbände 
sind  befngt,  znr  Beatreitnng  der  Kosten  die  ihnen  ana  der  Staate- 
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kasse  gewährten  ileuten  und  Fonds  zu  verwenden.  Sie  erhalten 
^ani  ans  der  Staatskasse  einen  Zuschuss  in  Hohe  der  Hälfte  der 
ihnen  obliegenden  Anagaben. 

Die  Denkschrift  betr.  den  Schnti  jvgendlieher  Personen, 
Erg.-H.  XY  z.  ZeilMbr.  des  preuss.  stat.  Bnr.  bringt  folgende 
nähere  Nachweisnngen  über  die  Personalien: 


ZaU  dv  TOB 
1.  OkM«  1S78 
bis 

Ea  sind 

l^rovinsAti 

30.  8*pt.  1882 
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8 

157 

28 
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129 
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18 

178 

18 
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185 
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19 

898 

25 

91 
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451 

29 

420 

7 

418 
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17 

255 

218 

37 

866 

22 

827 

69 

84 

674 

449 

19 

424 

10:3 

139 

182 

Schleswig-HoUtein  .  . 

268 

23 

254 

186 

68 

Hannover  .  ..... 

407 

19 

392 

187 

205 

A\'eßtt'alen  

325 

16 

310 

5 

30.5 

Hessen  Nassau  .... 

578 

87 

5.53 

112 

441 

676 

17 

639 

77 

562 

HohenzoUem  .... 

2 

3 

2 

1 

1 

6306  1 

19 

I1OO6 

1135 

814 

2277 

76 

Bis  Ende  März  1885  waren  im  ganzen  9528  Kinder  unter- 
gebracht; der  Znwachs  1884/85  betrug  1814  =  24  <>/o,  was 
namentlich  damit  ansammenhing,  dass  viele  Gemeinden  anfIngUch 
der  Meinung  gewesen  waren,  sie  hätten  selbst  die  Kosten  der 

Zwangserziehung  zu  tragen,  und  erst  dardi  die  Behörden  auf  den 
die  Kostenlast  den  grösseren  Verbänden  zuweisenden  §  12  auf- 
merksam gemacht  worden.  Der  Aufwand  betrag  in  ganz  Preusseu: 

überhaupt 
18Ö4/85  bis  30.  März  10^5 

Mill.  Hafk 

ans  Eommunalmitteln  0.689  2.286 
r,  Staatsmitteln  0.689  2.278 
Die  Yerpflegnngskoeten  stellten  sich 

r«neha«|«i  (S7)  TL  4.     MtMtorWir.  29 
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a.  in  FftiniUenani  niedrigsten  76  Mark  (Westfiüen)  102 (Pommern) 

am  höchsten    250    „     (Frankf.a.M.)  213  (Berlin) 

b.  inAnstaltenam  niedrigsten  143   „     (Ostpreussen)  163  (Poaeo) 

am  höchsten  860  „  (L«ienbaig)896(8ehle8w.-Ho1st.); 

vgl.  die  Uebenieht  im  preoss.  Miii.-Blatt  f.  d.  L  Verw.  1885  3.  254. 
In  diesem  Zusammenhange  mag  aneh  noch  bemerkt  werden, 

dass  gegenwftrtig  die  lebhafte  Neigong  besteht,  die  Kinder  in 
Einzelpflege,  womöglich  sehr  weit  von  dem  Aufenthaltsorte  der 
filtern  oder  Verwandten  entfernt  unterzubringen,  um  den  schädliclien 
Kintiuss  der  letzteren  möglichst  zu  paralysiren.  Doch  verhindert 
dies  nicht,  dass  trotzdem  die  Zahl  der  in  Annenhäusern  mit  ihren 
erwachsenen  Angehörigen  oder  mit  fremden  Personen  zusammen 
ontergebrachten  Kinder  eine  sehr  betrftchtliche  ist;  vgl.  die  An- 
gaben oben  S.  244.  üeber  den  Wert  der  Familien-  gegenüber  der 
Anstaltspflege,  namentlich  anch  die  geringere  Kostspieligkeit  der- 
selben, vgl.  besonders  das  zuerst  genannte  Referat  von  Ohly. 

III.  lieber  den  Umfang  des  aus  der  etwaigen  Uebeniahme  der 
Kinderfürsorge  den  grösseren  Verbänden  erwachsenden  Aufwandes  lässt 
sich  kaum  auch  nur  eine  Vermutung  aussprechen,  sowohl  weil  es  für 
den  grössten  Teil  Deutschlands  an  hinreichenden  Nachweisungen  fehlt,, 
als  anch  weil  hier  nnendlich  viele  und  wechselnde  Einflasse  wirk- 
sam sind;  namentlich  gilt  dies  von  der  Zahl  der  verlassenen  Ein* 
der,  die  sehr  wesentlich  von  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
der  Eltern,  auch  von  der  grösseren  oder  geringeren  Aufmerksamkeit 
der  Armenverwaltungen  abhängt,  üebrigens  bilden  in  der  (icsanimt- 
zahl  der  bedürftigen  Kinder  die  Vollwaisen  regelmässig  den  kleinsten 
Teil,  z.  B.  in  Berliu  rund  20  ^  o,  während  80  ^lo  aus  anderen 
GrOnden  (Yerlässong,  Krankheit,  Freiheitntrafe  der  Eltern)  der 
Armenpflege  anheimfallen;  vgl.  die  erwfthnte  Denkschrift  S.  6. 
In  England  wurde  bei  85  232  in  Anstalten  untergebrachten  Armen- 
kindem  folgendes  Verhältniss  wahrgenommen:  Waisen  25  o,  ehe- 
liche Kinder,  deren  Vater  noch  lebte  33  '''o,  verlassene  Kinder 
20^/0,  uneheliche  22  ^'n;  vgl.  Aschrott  S.  332  Anm.  2. 

Vollständige  Zahlenangaben  über  die  unterstützten  jugendlichen 
Personen,  aber  ohne  nähere  Klassifikation  liegen  nur  Ar  Baiem 
vor.  Vgl.  a.  n.  0.  —  Danach  wurden  dnrdi  die  Öffentliche  Armen- 
pflege nnterstfttzt: 


voUatihidig 

nm  dnreh  Seholgeld 
und  Lehnntttel 

1871 

13200 

88000 

1875 

12600 

84700 

1879 

15600 

37000 

1881 

14800 

37600 

1888 

17100 

88200 

Digitized  by  Google 


VL  4 


451 


Die  mehrerwähnte  Statistik  der  Provinz  Hannover  giebt  die 
Zahl  der  in  einer  Taubstummen  - ,  Blinden  -,  Idioten  -  Erziehungs- 
anstalt f Rettungshaus ,  Waisenhaus)  untergebrachten  Personen  für 
1879  auf  1028,  der  unebelicUen,  verlassenen,  verwaisten  u.  s.  w. 
Kinder  in  Familienpfiege  auf  4588  an. 

Die  Uebernahme  bezw.  Beteilignng  grösserer  Verbünde  an  der 
Kinderfürsorge  ist  eine  sehr  verschiedenartige,  aber  im  ganzen  eine 
zur  Zeit  noch  sehr  unbedeutende.  Namentlich  in  Preussen.  Soviel  be- 
kannt, besteht  für  die  Provinz  Schlesien  der  sogenannte  Oberschlesische 
Waisenfonds,  dessen  Einnahmen  1884:  7892  Mark,  die  Ausgaben 
7650  Mark  betrugen;  vgl.  Vorlage  für  den  XXXI.  Pro v. -Landtag, 
Dracks.  Nr.  2  Anl.  L.  —  Ffir  die  Provinz  Sachsen  besteht  die 
Landwaiaenanstalt  Langendorf,  deren  Bestand  am  1.  April  1885 
45  Mftdeben  im  Internat,  77  Knaben  im  Extemat  betrag;  vgl» 
Verwaltungs  -  Bericht  für  1888/84  und  1884  85  S.  68.  —  In  dem 
unter  Verwaltung  des  Provinzial  -  Verbandes  Pommern  stehenden 
Waisenhaus  Stargard  wurden  1884  85:  13130  Mark  vereinnalimt, 
12  550  Mark  verausgabt:  vgl.  Verwaltungs-Bericht  für  1884  85 
S.  257.  —  In  Ostpreussen  beteiligt  sich  an  der  Schröderschen  An- 
stalt znr  Erziebvng  verwahrloster  (nicht  von  dem  G^esetze  v.  18.  Mftrz 
1878  betroffaner)  Kinder  das  Landesdirektoriom  mit  einem  Beitrage 
von  5400  Mark,  die  Regieningen  von  Königsberg  und  Gambinnen 
mit  einem  solchen  von  3600  Mark;  vgl.  die  Denkschrift  a.  a.  0. 
Anl.  X. 

Der  kommunalst.  Verband  von  Nassau  l)esitzt  den  sehr  erheb- 
lichen Zentraiwaisenfonds ,  dessen  Vermögen  am  31.  März  1879 
Uber  1  Hill.  Mark  betrug;  vgl.  die  Angaben  bei  A dickes  I  S. 
805.  Ebenda  noch  einige  andere  Angaben  fftr  das  fibrige  Beatach* 
land. — In  Wttrtemberg  sind  die  Leistongen  oAsobar  an  erheblichsten. 
Dort  bestehen  die  3  Staatswaisenhäuser  in  Stuttgart  —  Ochsen- 
hausen  —  Marki/roningen ,  die  zufolge  den  Nachweisongen  von 
Camerer  a.  a.  0.  S,  73:  621  Zöglinge  verpflegten. 

Auch  über  die  sehr  viel  erheblicheren  Privatveranstaltungen 
und  SUftangen  zum  Besten  jugendlicher,  namentlich  verwaister  i'er- 
sonen  besitzen  wir  keine  erschöpfenden  Angaben.  Yieles  pizetaie 
in  den  städtischen  Yerwattangs-Berichten.  Sehr  wertvolles  Material 
enthalt  in  Bezog  auf  den  Schatz  jugendlicher  Personen,  aasser  den 
Verhandlungen  und  Drucksachen  des  Deutschen  Vereins  f.  A.  u. 
W.,  die  schon  erwähnte  Denkschrift  betr.  den  Schutz  jugendlicher 
Personen,  die  aus  Anlass  des  am  15.  Juni  188-')  zu  Paris  abgehal- 
tenen internationalen  Kongresses  von  Preussen  ausgearbeitet  und 
im  Ergänzungäheft  XV  zur  Zeitschrift  des  preossischen  statistischen 
Boreans  1883  erschienen  ist:  insbesondere  Über  Rettnngsanstalten^ 
deren  im  ganzen  179  bestanden,  wovon  2  dem  Staate,  18  anderen 
öffmtlichen  Korporationen ,  die  übrigen  Privatvereinen  gehörten. 
Hiervon  96  nur  evangelisch,  12  nur  katholisch,  14  gemischt,  80 
konfessionslos.  27  unbekannt. 

Bezüglich  Wttrtembergs  giebt  Abschnitt  1  and  2  der  von 

29» 
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Kamerer  aufgestellteu  Armenstatistik  eine  erschöpfende  Uebersicht 
bis  ^achliwsUdi  1875. 

lY.  In  Frankreieh  ist  die  FOraorge  für  bedOrfdgs  Kinder 
Sache  des  Departements;  die  gesetzlich  zulässige  Heranziehung  der 
Gemeinden  zu  derselben  ist  unterblieben;  vgl.  die  Bemerkung  S.  176. 
Bekanntlich  hatte  das  erst  verhältnissmässig  spät  abgekommene  und 
auch  gegenwärtig  noch  lebhaft  diskntirtc  System  der  tours  (Dreh- 
laden am  Findelhaus,  in  welche  ein  Kind  hineingelegt  werden  kann, 
ohne  dass  die  hineinlegende  Person  vom  Innern  des  Haoses  wahr- 
genommen wird)  die  unehelichen  Gebarten,  sowie  die  Kindern»- 
Setzungen  in  hohem  Masse  befördert*).  Ohne  direlctes  Eingreifen 
der  GeiBOtzgebong  sind  dieselben  allmählich  —  die  letzten  1870  — 
verschwunden  und  an  ihre  Stelle  Aufnahniebureaux  getreten,  die  in 
sehr  individualisirender  Weise  die  Personal verhältnisso  der  auf- 
zuneliiiienden  Kinder  feststellen  und  auf  diese  Weise  ihrer  Fürsorge 
den  Schutz  des  Geheimnisses  entziehen.  Die  der  Armenpflege  an- 
heimfallenden Kinder,  enfants  assistös,  werden  in  4  Gnippen 
vnterschiedeo :  I.  les  e.  trooY^s  (mit  unbekannten  Eltern); 

2.  les  e.  abandonn(^s  (mit  unbekanntem  Aufenthalt  der  Eltern); 

3.  les  orp heiin s;  4.  les  e.  secooras  chez  leurs  parents. 

Die  Ziffern  der  3  ersten  Grappen  (unmittelbar  Unterstfitzte) 
ergaben: 

trouvi's        aband.         orph.  total 

1861  42104  2t)15ti  1>716  \  78  066 
1882         1  565       48159       i)',\8H  j  59112 

Diese  Zahlen  zeigen  das  kolossale  Heruntergehen  der  c.  trouves 
seit  Abschaffung  der  tours.  Zu  diesen  5  9  112  direkt  durch  die 
hospices  erzogenen  Kindern  treten  die  enf.  sec.  chez  1.  par.,  deren 
Zahl  1871:  80894,  1882:  47464  betrug. 

Von  den  ersten  drei  Gruppen  werden  jetzt  auch  die  meisten, 
wenn  an^biglich,  sofort  in  auswärtige  Pflege  (campagne)  gegeben  — 
eine  Massrcgel,  deren  Zweckmässigkeit  sofort  in  der  sehr  viel  ge- 
ringeren Sterblichkeitsziffer  merkbar  wurde;  vgl.  Statistique  de 
la  France.  Nouvelle  söric.  Tome  XII.  1882  (erschienen  1885). 
S.  LXIV, 

V.  England.  Während  früher  dem  etwas  sehablonenmässigen 
Arbeitshansprinsip  gemin  die  Kinder  mit  ins  Arbeitshaus  wan- 
dern massten,  wenn  die  Eltern  genötigt  waren,  dasselbe  anizusuchen, 

ist  man  gegenwärtig  davon  ^bizlich  zurückgekommen  und  versucht, 
soweit  die  Mittel  und  die  vorhandenen  Einrichtungen  dazu  hin- 
reichen ,  die  Kinder  der  bedenklichen  Atmosphäre  des  workhouse 
zu  entziehen  und  sie  in  besonderen  gemeinschaftlichen  Anstalten 
oder  in  auswärtiger  Kostpflege  unterzubringen.  Gegen  die  erstere 
Art,  die  sogenannten  district  schools,  gewöhnlich' Ton  mehreren 

')  Die  Litorattir  über  die  frftnz(jsi><clion  Findolhäusor  Ist^aussiTordont- 
Uch  gross.  Von  älteren  vgl.  namentlich  Gerando  Bd.  2  8.  lUöÜ'.; 
Kf^wärtig  V.  B ei ts enstein  III  8.  172  ff. 
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Arinenvei  baiulen  gcmciEschaftlich  errichtet,  hat  mun  das  Bedenken 
erhoben,  »lass  viele  sittlich  verwahrloste  Kinder,  in  einer  solchen 
Anstalt  zusammen  untergebracht,  dort  gegenseitig  auf  einander 
schlechten  Einflnss  filmten.  Gegen  die  Koetpflege,  das  boarding- 
oat-system,  maeht  Bich  besmiden  das  Bedenken  geltend,  dass  die 
Armenkinder  beaaer  gestellt  werden,  als  die  Kinder  fireier  Arbeiter, 
und  dass  damit  gewissermassen  anf  das  YerlasBen  der  Kinder 
seitens  der  Fltorn  eine  Prämie  gesetzt  wird. 

Als  interessante  Spezialität  darf  hier  noch  das  sogenannte 
cottage  System  angemerkt  werden,  dem  zufolge  die  Kinder  in 
besonderen  cottages,  die  mit  je  einer  Arbeiterfamilie  besiedelt  sind, 
nntergebracht  und  enogen  werden:  ein  System,  von  dem  man  sdir 
gnte  Erfolge  gehabt,  aber  in  sehr  geringem  Maaee  Gebranch 
gemacht  hal,  weil  die  Kosten  deaselben  dch  amaerordentlich 
hoch  stellen. 

Die  Kosten  der  Armenkinderpflege  tragen  die  einzelnen  Armen- 
verbände. In  London  beteiligt  sich  der  Common  -  Poor  -  Fund  an 
den  Ausgaben  für  arme  Kinder.  Der  Anteil  des  letzteren  betrug 
1882  bei  2.17  Hill.  sL  Gesammtaofwand  fUr  die  öffentliche  Armen- 
pflege in  London  und  ttberhanpt  888000  Ausgaben  des  C.  P.  F. : 
160000  i^;  vgl.  Aschrott  Kap.  4  §  4  S.  818  ff.  —  Im  ganzen 
befanden  sich  Kinder  anter  16  Jahren: 

am  1.  Januar  1888   am  1.  Jmii  1888 

a)  in  Armenanstalten         58  488  54040 

b)  anaeerhalb  derselben    210276  199471  

zosammen   268764  253  511 

£e  ist  hierro  zn  bemerken,  daaa  die  Zahlungen  in  En^and 
an  jedem  1.  Januar  vnd  1.  Jnni  stattBnden  und  alle  von  der 

Armenpflege  auch  nur  mittelbar  unterstützte  Personen  mit  um- 
fassen, also  namentlich  auch  die  bei  ihren  Eltern  betindlicheD  Kinder; 
vgl.  Aschrott  Tabelle  S.  427. 

4.    Die    unmittelbare    reberiiahme    der    Fürsor^re  seitens 
grosserer  Verbände  unter  ^leichzeiti^jer  Beteiligung;  der 
Ortsarmeuverbände  an  der  Armenlast. 

§  166. 

Ebenso  wie  sich  die  grösseren  Verbände  an  der  den 
Ortaannenverbänden  unmittelbar  obliegenden  Armenpflege,  im 
Falle  der  Leiatungsunßlhigkeit  der  letzteren,  durc  h  I^eihulfe  zu 
allen  oder  zu  einzelnen  besonders  belastenden  Aufwendungen 

beteiligen  können,  ebenso  können  auch  umgekehrt  di«' Ortsarmen- 
verbHnd*'  an  den  Kosten  beteiligt  bleiben,  welche  den  grösseren 
Verbünden  aus  der  unmittelbaren  Uebernahnie  der  Fürsor^^e 
in  gewisöuu  Fällen  erwachsen  würden.  Dies  kann  einen 
doppelten  Zweck  haben:  einmal,  um  die  Arm^aat  fllr  die 
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grosseren  Verbände  nicht  zu  gross  zu  machen,  zweitens  aber 
—  und  dieser  Zweck  ist  wesentlicher  —  um  die  Ortsarmen- 
verbände, deren  Mitwirkung  und  Kontrole  bei  keinem 
Armenpficgefalle  entbehrt  werden  kann,  an  der  zweckmässigen 

und  möglichst  sparsamen  Behandlnnf!:  dos  einzolnon  Falles  zu 
iiiteressiren ,  was  nicht  wohl  andere  als  durch  ihre  tinauziclle 
Beteiligung  erreicht  wtnden  kann.  In  Deutschland  ist  ein 
derartiges  System  der  (|  u  o  t  e  n  w  e  i  s  e  n  Beteiligung  weder  ge- 
setzlich geordnet  noch  auch  durch  die  Praxis  zu  aUgemeinefeir 
Geltung  gelangt  Was  in  dieser  Beziehung  geschi^t,  beruht 
auf  einzelnen  Veranstaltungen  und  Vereinbarungen,  dip  in 
mannigfach  verschiedener  Weise  von  einzelnen  Verwaltndigen 
getroffen  worden  sind. 

Ein  Beispiel  sehr  sweckmAssiger  Beteiligong  giebt  die  KreiflX. 
annen-  und  Krankenanstalt  zu  Frankeathal  in  der  Pfalz.  Die  von  « 
den  einzelnen  Gemeinden  für  die  ihnen  angehörigen  Pfleglinge  zu 
leistenden  Beiträge  sind  je  nach  der  steuerlichen  Helastung  ver- 
schieden, so  dass  Gemeinden  ohne  Umlagen  50  Pf.,  mit  Umlagen 
bis  zu  50  *^  0  der  Gesammtsteuer  35  Pf.,  desgleichen  bis  zu  100  "  o 
30  Pf.,  die  übrigen,  sofern  sie  nicht  als  ganz  arm  zu  belrachten 
amd,  20  Pf.  tftglich  m  zahlen  haben.  1879  betrug  der  Durch- 
flchnittsanfvraod  fftr  den  Pflegling  78.4  11:  Tgl.  A dickes  8.  801, 
wo  noch  andere  Beispiele  mitgeteilt  sind.  Uebrigens  besteht  ganz 
allgemein  eine  Erleichterung  Air  die  bairischen  Gemeinden  darin, 
dass  die  Verpflegungssätze  in  den  meisten  bairischen  Kranken- 
anstalten um  '  ;{  bis  ^  2  niedriger  gestellt  werden ,  sofern  dieselben 
von  Organen  der  öffentlichen  Armenpflege  zu  erstatten  sind;  vgl. 
in  Zeitschrift  des  bair.  stat.  Hur.  13  S.  145  :  Die  Verpflegungssätze  in 
den  Krankenhäosem  der  Städte  Baiems. 

In  den  wUrtembergisehen  Staatsirrenanstalten  betrigt  der  you 
inlSadiseben  Gemeinden  filr  Kranke  in.  Klasse  su  sahlende  Betrag 
240  M.ivk ;  derselbe  wird  unter  besonderan  Umständen  auf  170  Mark 
ermässigt  Dazu  kommen  die  sogenannten  Staatspflegliuge ,  für 
welche  die  Staatskasse  190  Mark  zahlt:  der  Rest  ist  von  der  ver- 
pflichteten Gemeinde  zu  erbringen.  1882  gab  es  433  derartiger 
Pfleglinge ;  vgl.  Medizinal  -  Bericht  in  den  AVürtemberg.  Jahrb. 
1884  S.  183  und  wegen  der  Verpflegungssätze  oben  S.  436.  Für 
die  stftdtisebe  Armenldnderpflege  in  Karlsmhe  vird  ton  der  Kreis- 
kasse  ein  Znschuss  von  85  M.  Ar  jedes  Kind  gewährt;  der  Staat 
sablt  selbst  170  Mark  Kostgeld  !&r  elternlose  Kinder  nnd  70  M. 
Pflegegeld  an  die  Matter  fQr  vaterlose  oder  uneheliche  Kinder; 
vcl.  Die  Grossh.  badische  Haupt-  und  Residenzstadt  Karlsruhe  in 
ihren  Massregeln  für  Gesundbeits-  und  Eettungswesen,  1876,  S.  11^0. 

§  167. 

Um  so  lebhafter  hat  sich  bei  der  unleugbaren  Bedeutung* 
welche  einem  solchen  System  sidcommt,  die  Aufinerksamk* 
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denjenigen  Ländern  zugewendet,  in  welchen  eine  derartige 
Beteiligung  durch  das  Gesetz  vorgeschrieben  ist:  es  sind  dies 
namentlich  Frankreich,  England  und  Belgien.  In  Frank- 
reich^; sind  es  die  grundBätzlich  den  Departements  obliegenden 
Kosten  der  Irrenpfl^e,  an  denen  die  Gemeinden  nach  be- 
stimmten vom  Generalrat  festzusetzenden  Normen  beteiligt 
werden,  v.  Reitzen stein  giebt  als  im  allgemeinen  mass- 
^bende  Skala  die  folgende  an.        haben  beizutragen: 

Gemeinden  mit  einem  Betrage  der  ordentlichen  Einnahmen 

von  100000  Franken  und  mehr  38  ^lo 

»     50  000  ,  „  »  25  „ 

«     20  000  ,  .  «  20  „ 

»       5000  ,  ,  ,  17  „ 

2500  ^  1.  »  14  „ 

1000  „  »  «  10  „ 

von  weniger  als       1000  „  5  „ 

Ein  Departement,  dasjenige  der  Orme,  läsat  die  Ge- 
meinden vollstiindig  frei-). 

In  England  sind  iur  die  Hauptstadt  besondere  Be- 
•stimmungen  getroffen,  durch  welche  aie  innerhalb  derselben 
bestehenden  einzelnen  Armenverbände  fUr  die  wesenüichsten 
Armenpfleffezwecke  zu  einem  Gesammtverband  vereinigt  wur- 
•den,  aus  dessen  Mitteln  (Metropolitan  Conmion  Poor  Fond)  die 
von  dem  einzelnen  Verbände  fUr  jene  Zwecke  gemachten 
Aufwendungen  ersUittet  werden^). 

Hierbei  sind  nun  zur  Abwendung  missbräuchlicher  Aus- 
nutzung der  gemeinsamen  Mittel  folgende  Massregeln  ge- 
troft'en  *)  : 

1)  für  die  Erhaltung  von  Armen  über  Iii  Jahre  in  den 
Arbeitshttnsem  oder  in  Asylen  zahlt  der  gemeinsame  Fonds 
fttr  den  Tag  and  ftlr  den  fcopf  5  Pence. 

2)  Die  Zentralbehörde  stellt  fUr  jede  Anstalt  die  Maximal- 
-aahl  der  in  ihr  aufeunehmenden  Personen  fest   Soweit  diese 


^)  VgL  y.  Beitzenstein  III  ö.  219.  Bei  der  den  Departomeats 
•obliegenden  Wdsenpflege  ist  die  Heransieliiiiig  der  Gemetnaen  unter- 
blieben.  VgL  hierfiber  a.  a.  0.  S.  224  und  oben  S.  176. 

«)  Vgl.  a.  a.  O.  S.  220.  1«77  stellte  sich,  abgesehen  von  Er^iatz- 
leistUDgen  der  Familien  und  Beiträgen  der  Hospitäler,  der  Gesaiumtauf- 
wsAid  für  die  Irrenpficgo  seitens  der  Qennfliiiden  waf  4.170,  der  Depute* 
"  auf  9.975  Mill.  Franken. 


*i  Vgl.  Aschrott  S.  108  ff.  und  S.  370  ff.  £a  sind  die  Metropolitan 
Poor  Aet  tob  1867  mid  die  M.  P.  Amendiiieiit  Aet  Ton  1870.  ~  Im 
ganzen  sind  80  Armenverbände,  von  denen  13  aus  einzelnen,  17  aus 
mehreren  Kirchspielen  bestehen,  vereinipjt.  Die  wesenflioliHtLMi  Zwecke 
des  Qesammtverüandea  sind  Fürsorge  für  Geisteskranke,  Fieber-  und 
Poekenkiaiike,  Armenkinder.  <  >l)iiiichlo8e,  annenärztliche  Hülfe.  —  Der 
gSMUnrnte  Armenaufwand  Lundons  betrug  1882  :  2.2  Mill.  davon 
Winden  0.884  Mill.  =  40.7  ^  o  aus  dem  Ck>mm.  P.  Fund  bestritten. 

«)  A.  a.  0.  8.  112. 
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Zahl  überschritten  wird,  unterbleibt  für  die  übensehüasige  Zahl 
eine  Zurückzahlung  aus  dem  gemeinsamen  Fonds. 

3)  Wenn  die  lokalen  Armenbehörden  in  der  jedesmal 
laufenden  halbjährlichen  Rechnungsperiode  irgend  eine  wich- 
tige Anordnung  der  Zentralbehörde  zu  erfüllen  unterlassen 
haben,  so  hat  letztere  das  Recht ,  die  Auszahlung  der  dem 
betreffenden  Bezirke  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  zustehenden 
Beträge  zu  suspendiren  und,  f^ills  der  Anordnung  auch  während 
des  folgenden  Halbjahres  nicht  Folge  geleistet  wird,  die  Zah- 
lung gUnzlieli  zu  verbieten 

In  Belgien  ist  die  Beteiligung  grösserer  Verbände  am  um- 
fassendsten und,  was  für  die  deutmen  Verhältnisse  am  beach- 
tenswertesten^ im  engen  Anschluss  an  die  Bestimmungen  ttber 
den  ünterstttteungswohnsitz  ganz  allgemein  durch  die  Armen- 
gesetzgebung ausgesprochen').  Der  Untentützungswohnsitz. 
wird  in  einer  Gememde  auch  dort,  sofern  er  nicht  schon 
<lnrch  Geburt  entstanden  ist,  durch  f ü n  f  j  ii hr i g e n  un- 
unterbrochenen Autenthalt  nach  erlangter  G ross jährig- 
keit erworben;  und  nur  in  diesem  Falle,  also  nicht  blos  in 
Folge  einer  gleich  lauge  dauernden  Abwesenheit,  geht  er 
wieder  verloren.  Ausländer  stehen  den  Inländern  in  dieser 
Beziehung  gleich.  Findlinge  Ton  unbekannten  13tem,  ver- 
lassene Kinder,  Waisen,  Geisteskranke  und  Taubstumme,, 
deren  Unterstützungswohnsitz  nicht  zu  ermitteln  ist,  haben 
ihren  Unterstützungswohnsitz  in  der  Qemeinde,  auf  deren 
Q^biet  sie  ^^«'funden  wurden. 

Bezüglich  der  vorlitutigen  Unterstützung  und  ihrer  Er^ 
stfittung  bestehen  ganz  ähnliche  Bestimnmngen,  wie  in  der 
Reichsgesetzgebung.  Auch  ist  die  vorläufig  unterstützende 
Gemeinde  die  Ausweisung,  die  erstattungspflichtige  die  üeber- 
fthrung  der  Unterstatzten  in  ihre  eigne  Fürsorge  zu  fordern 
berechtigt.  Aber  es  besteht  insofern  ein  ausserordentlich  er» 
heblicber  Unterschied  zwischen  der  Rcichsgesetzgebung  und 
dem  belgischen  Gesetze,  indem  letzteres  ganz  allgemein  vor- 
schreibt: „Der  V  o  r  1  ä  u  f  i  g  unterstützte  Arme  wird  in  die 
Gemeinde  seines  Unterstiitzungswohnsitzes  übergeführt,  wenn 
diese  darauf  anträgt."  (Art.  33.)  Die  Ueberfulirung  muss  nur 

Man  mam  hierbei  im  Auge  behalten,  dasa  der  Zentralbehörde 
sdir  wtitgehende  BefugnisBe  zur  Anordnunfi:  und  Kontrole  geeigneter 
Mapsregoln  eingeräumt  sind,  und  (lass  die  Unterbringung  der  Annen  in 
einem  workbouse  alfi  die  regelmässige  Art  der  ArmeiuUrsorge  gelten  soll. 
—  Der  SsIb  tob  5  Penee  beraht  Mf  gemtnen  Beraebnungen  der  Auf- 
wendungen in  den  versclüedenon  Bezirken,  die  zwischen  4  -T.  ph.  für  die 
Woche  schwanken.  Bei  einer  Erstattung  von  5  Pence  bat  also  jeder 
fiezirk  einen,  der  mehr  oder  minder  sparsam  geführten  Verwaltung  ent- 
«ivechendi  ii  Teil  des  Aufwandes  selbst  zu  tragen.    Vgl.  a.  a.  O.  S.  113. 

-)  (Te.«ietz  vom  14.  Mär/  1*^76  über  den  Untorstützunirfwohnsitz,  ab- 
gedruckt bei  JoUy  ä.  34  ü.,  der  auf  die  Bedeutungen  desselben  hinweist 
tind  die  Naebabmong  empfiehlt. 
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verschoben  werden,  wenn  der  Zustand  des  BcdUrftif^en  es 
erfordert.  Im  übrigen  ist  ein  Unterschied  bezüglich 
dauernder  und  vorttbergehender  Bedürftigkeit 
nicht  gemacht 

Um  nun  besttglich  derjenigen  Personen,  die  zwar  einer- 

Gemeinde  durch  TJnterstütziingswohnsitz  formell  an  gehörig  er- 
achtet werden,  thatsächlich  aber  nur  durch  den  Zufall  der 
(l<"l)iirt  oder  der  Auffindung  mit  ihr  verknüpft,  oder  dureli 
lange  Abwesenheit  ihr  entfremdet  sind,  —  eine  gerechtere 
Verteilung  der  Armenlast  eintreten  zu  lassen,  wird  den  Ge- 
meinden der  für  solche  Personen  erwachsende  Armenaufwand 
nach  gewissen  Mas^gaben  zum  Teil  vom  Staate,  zum  Teil  toh 
der  Provinz,  in  gewissen  Fällen  aber  aus  einer  gemeinschaft- 
lichen Kasse  erstattet.  Die  gemeinschaftliche  Kasse  wird  in 
jeder  Provinz  aus  Beiträgen  s.tmmtlicher  Gemeinden  gebildet. 
£s  gelten  hiertllr  im  einzelnen  folgende  Bestimmungen  r 

a.  bezüglich  der  Abwesenden:  Wenn  der  Bedürftige 
abgesehen  von  vorfil)ergehender  Anwesenheit,  länger  als  fünf' 
Jahre  ununterbroelien  freiwillig  von  der  Gemcind«'  seines 
Unterstützungswühusitzes  abwesend  gewesen  ist,  fallen  drei 
Viertel  der  Kosten  seiner  Unterstützung  der  gemein- 
schaftlichen Kasse  zur  Last  Diese  Beitragsleistung  hört 
au(  wenn  sich  der  Bedürftige  wieder  ftlnf  Jalire  lang  unter 
Erfüllung  der  Bedingungen,  an  welche  der  Elrwerb  des  Unter- 
stützungswohnsitzes geknüpft  ist,  in  der  Gemeinde  aufgehalten 
hat   (Art.  6). 

b.  bezüglich  der  Findlinge  u.  s.  w. :  Von  den  Kosten 
ihrer  Unterstützung  werden  drei  Vierteile  vom  Staat 
und  von  der  Provinz,  wdcher  die  Gemeinde  angehört,  zu 
gleichen  Teilen  getragen. 

Wenn  der  Unterattttzungswohnsils  ermittelt  wird,  kam» 

von  ihm  Ersatz  für  die  letzten  fünf  Jahre  vor  der  Anzeige 
(welche  innerhalb  der  in  Art.  26  und  27  bezeichneten  Frist 
zu  machen  ist)  i^'^ffordcrt  werden.  Die  gegen  die  Gemeinde 
eingeti-etene  N'erjiilirung  kann  gegen  die  Provinz  und  den 
iStaat  nicht  geltend  gemacht  werden  (Art.  3). 

c.  bezüglich  der  Gebrechlichen:  Die  Kosten  fiir  die- 
UntentHtzune  der  Gheisteaknmken,  der  Blinden  und  der  Taub- 
stummen sind,  abgesehen  von  den  in  Art  8  erwähnten  Fällen^ 
zu  drei  Vierteilen  von  der  gemeinschaftlicheib 
Kasse  zu  übernehmen. 

Diese  Beitragsleistung  wird  aber  nicht  mit  der  in  Art.  & 

vorgeschriebenen  verbunden  (Art.  25). 

(1.  bezüglich  der  AusliMider:  So  lange  sie  keinei» 
Unterstützungswohnsitz  erworben  haben ,  fallen  die  Kosten, 
ihrer  Unterstützung  dem  Staate  zur  Last  (Art  4). 
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§  1<38. 

Wie  man  sieht,  steht  das  belgische  Gesetz,  trotz  seines 
XamenSy  der  Heimatgesetzgebung  sehr  viel  näher,  als  der 

Reich sgesetzgebnng.  Es  deckt  sich  mit  der  ersteren  in  Bezug  auf 
die  Uebernuhnui  der  Kosten  für  Ausländer  und  Personen,  die 
einem  Unterstlitzungs Wohnsitze  zugewiesen  worden  sind.  Dar- 
über hinaus  aber  macht  es  einen  energischen  Schritt  dem  Land- 
armenwesen  entgegen  und  nimmt  den  G^einden  die  Last 
für  entfremdete  Genossen  und  für  Personen,  deren  Behandlung 
eine  besonders  kostspieh'ge  ist,  zum  grössten  Teile  ab.  Man 
wird  diesen  nicht  anders  denn  als  einen  glikkliclien  be- 
y.eichnen  können;  er  kommt  den  Wünschen  aller  Teile  ent- 
gegen, wie  sie  in  den  vorstehenden  Abschnitten  dar^j^elegt 
sind.  Insbesondere  sind  es  auch,  wie  sclion  an  anderer  Stelle 
erwähnt,  die  Vertreter  des  Heimatprinzipes,  welche  für  den 
Fall  der  Wiedereinführung  desselben  eine  ähnliche  Beteiligung 
•der  grösseren  Verbände  fUr  Personen  in  Vorschlag  bringen,  die 
lange  von  der  Heimat  abwesend  gewesen  sind  und  ihr  dennoch, 
aolange  sie  noch  keine  neue  Heimat  erworben  haben,  zur 
Last  fallen^).  Auf  der  andern  Seite  ist  der  Gedanke  auch 
denjenigen  sympathisch,  welche  hauptsäcldidi  in  der  Teil- 
nalinie  grösserer  V«'rbände  an  der  Arnu-npricge  das  Besserungs- 
mittel erblicken  und  bei  genügender  Entlastung  der  (Jrtsannen- 
verbände  niclits  gegen  die  Wiedereinführung  des  lleinnit- 
prinzips  einzuwenden  haben.  Insbesondere  darf  noch  betont 
werden,  dass  auf  diese  Weise  ein  Mittelweg  gefunden  werden 
konnte,  das  bairische  und  das  Reichsrecht  zu  vereinigen. 

Auf  die  Höhe  der  Quote  würde  nicht  gar  zu  viel  ankom- 
men; es  brauchten  nicht  durchaus  ^'4  zu  sein,  es  könnten  eben- 
sogut :>  oder  *  2  u.  s.  w.  sein.  Nur  würde  man  hierbei  erwägen 
müssen,  ob  es  sich  cmptiehlt,  dem  bclgischi'n  Gesetze  gleich, 
von  vornherein  für  alle  Fälle  eine  bestimmte  Quote  festzu- 
setzen, oder  ob  es  nicht  zweckmässiger  sein  möchte,  zu  be- 
■stimmen,  dasa  zwar  nicht  mehr  als  ein  bestimmter  QuotenteÜ 
von  den  Gemeinden  bdgesteuert  werden,  im  Übrigen  aber  die 
Bemessung  des  Beitrags,  ähnlich  wie  in  Frankreich,  der  reg- 
lementarischen Fests  »tzung  des  grösseren  Verbandes  über- 
lassen bleiben  soll.  Es  würden  dann  besser  die  Unterschiede 
zwischen  Stadt  und  Land  gewahrt,  die  örtlichen  und  steiKM*- 
lichen  Verhältnisse  des  einzelnen  Verbandes  besser  berück- 
sichtigt werden  können.  Namentlich  aber  würde  man  den 
verschiedenen  Kategorien  der  Pflegef^lle  sehr  viel  mehr  ge- 
recht werden  kOnnen.  Es  besteht  eine  erbebliche  Verschieden- 
heit zwischen  gänzlich  verwaisten,  zwischen  nur  vaterlosen 
oder  nur  mutterlosen  Kindern;  ebenso  ist  zu  unterscheiden 


>)  Vgl  oben  S.  87a 
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zwischen  jugendlichen  Taubstummen  und  Blinden,  welchen 
Unterricht  und  Erziehung  zu  Teil  werden  muss,  und  den 
übrigen  Taubstununen  und  Blinden;  es  wurde  oben  nach- 
gewiesen, dass  für  bedürftige  erwachsene  Taubstumme  keine 
andere  Armenfitrsoige  einzutreten  hat,  als  für  andere  be- 
diirfti;^^e  Personen,  während  für  Blinde  unter  allen  Um- 
ständen fremde  Hülfe  erforderlieli  ist.  Auf  der  andern  Seite 
kann  man  die  Quotisirung  da  ganz  fortlassen,  wo  die  obli- 
•gatorisclie  Uebernalime  der  Fürsorge  die  Befürchtung  ver- 
schwenderischer Behandlung  nicht  wachruft  oder  wo  sie,  wie 
eben  bei  den  jugendlichen  Taubstummen  und  Blinden,  als 
eine  andere  Erscheinungsform  der  Unterrichtspfl^e  auftritt 
Wiederum  empfiehlt  sich  w^gen  des  eigentOmlichen  Charakters 
der  Krankenpflege  durchaus  eine  Abstufung  in  Hhnlicher 
^  Weise,  wie  sie  die  Anstalt  zu  Frankenthal  durchgeftlhrt  hat. 
Kurz :  man  wird  den  individuellen  \'erhältni8sen  sehr  viel  ge- 
recht^T  werden,  wenn  man  von  einer  im  voraus  ganz  allgemein 
festgestellten  Quotisirung  absieht. 

Im  übrigen  erscheint  das  Prinzip  dieser  Quoti- 
sirung so  sehr  dem  Stande  der  sadiTerständigen  Meinungen 
entsprechend,  dass  es  als  eins  der  wesentlichsten 
Mittel  gelten  darf,  die  Armenlast  gerechter  zu  ver- 
teilen, gleichgültig  ob  die  WiedereinftÜirung  des  Heimat- 
prinzip» damit  verbunden  wird  oder  nicht.  Dieser  Punkt 
Bedarf  noch  einer  kurzen  Betrachtung. 

Das  belgische  Gesetz  lUsst  der  Bestimmung  des  ange- 
gefUhrten  Art.  33  gemäss  die  Ausweisung  des  Bedürftigen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Charakter  der  Bedürftigkeit  zu;  es 
kommt  also  in  Wahrheit  auf  denjenigen  Zustand  hinaus,  den 
die  Vertreter  des  Heimatprinzips  im  Auge  haben  und  der, 
wie  oben  nachgewiesen,  scnlechterdings  im  Widerspruch  steht 
selbst  mit  den  raflssigstcn  Ansprüchen  in  Bezug  auf  die  Frei- 
zügigkeit. Würde  in  der  Tliat  den  Gemeinden  die  Aus- 
weisung neu  angezogener  Personen  vor  vollend»^ti'ni  ErwtM-l)e 
des  Unterstützungswohnsitzes  sclion  bei  Verabtolgung  einer 
kleinen  vorübergehenden  Unterstützung  zugestanden,  so 
hiesse  dies  wieder  den  unleidlichen  Krieg  zwischen  den  Ge- 
meinden heraufbeschwören,  unter  dem  schliesslich  die  Qe- 
meinden  so  gut  wie  die  Bedttrfiagen  selbst  leiden.  Die  sitt- 
lichen Wirkungen  der  Heimat  würden  auch  mit  diesem 
System  nicht  orreicht  werden  können.  Heimat  oder  Unter- 
stützungswohnsitz blieben  auch  hi(*rl)ei  das,  was  sie  seit 
langen  Jaliren  in  Baieru  wie  im  Kciche  sind:  ein  iinan- 
zieUes  Prinzip. 

Erkennt  man  die  Kichtigkeit  dieser  Schlussfol^erung  an, 
80  wird  man  zu  der  ErwSgung  geftthrt,  ob  man  nieht  gleich 
mit  einem  Sprunge  über  einen  Teil  dieses  kleinlichen  Hin- 
und  Herrechnens  von  ein  paar  Pfennigen  zwischen  den  Orts- 
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armcnverbauden  hinwegkommen  und  das  hier  besprochene 
System  benutzen  ki^nnte^  lun  die  yorflbergehoideii  Unter- 
statzungen  game  und  gar  aus  der  Reihe  der  erstattungspflich- 
tigen Aufvrendungen  zu  streiclien,  und  die  vorläufig  unter- 
Bttttzenden  OrtsarmenverlhnTidc  durch  quotisirte  Beihülfe  ftlr 
etwa  hieraus  entspringende  UnbiHigkeiten  schadlos  zu  halten^ 
im  übrigen  aber  den  ganzen  A]>j)arat  um.stiindlicher  Ermitte- 
lungen auf  die  Fälle  dauernder  Bedürftigkeit  zu  be- 
schränken. Dass  diese  Envägung  nicht  das  Ergebniss  einer 
willkürlichen  Betrachtungsweise  bildet,  beweist  die  Thatsache, 
dass  derselben  von  einer  grossen  Zahl  von  Fachmäanem 
(u.  a.  Reitsenstein,  Adickes,  Joll^)  gerade  in  An- 
lehnung an  das  System  der  quotisirten  Beteiligung  Folge  ge- 
geben ist.  Hierauf  wird  im  Zusammenhange  mit  einigen 
anderen  Vorschlfigen  im  folgenden  Abaclinitte  näher  ein- 
zugehen sein*). 


1)  Vgl  unten  §  löl  ft. 
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11.  Kapitel. 

Aonderung  einzelner  Gesetzesbeetimmungen. 

§  169. 

Nohen  (\on  im  |A'orstohenden  dargolegton  Vorschlägen, 
<{\e  auf  systematische  Reformen  in  grösserem  Umfango  al)zielen, 
bewegen  sich  eine  Anzahl  von  Bess<>rungsvf)rs(  lil;igen ,  die 
lediglich  einzelne  Punkte  des  geltenden  kSystenis 
betreffen,  im  übrigen  dieses  selbst  unberührt  lassen  wollen. 
Dies  gOt  namenttich  von  Fristverftndeningen ,  Ausdehnung 
oder  Beschränkung  des  §  29 ,  Verschärfung  der  Zwangsmas»- 
regeln  g^gon  arbeitsscheue  Arme  u.  n.  m.  Doch  ist  die  Zahl 
derjenigen,  die  von  einzelnen  Aenderungen  Hesscrung  er- 
warten, eine  verhftltnissmässig  geringe;  meist  geht  mit  der- 
artigen WUnsclien  der  Wunsch  systematischen  Ausbaus  oder 
systematischer  Umgestaltung  der  Reichsgesetzgebung  Hand  in 
Hand,  so  daas  die  Verwirklichung  jener  auch  die  Verwirk- 
lichung dieser  zur  Voraussetzung  hat  und  umgekehrt  Die 
hauptsächlichsten  Vorschläge  sind  die  folgenden: 

1.  Aendeninsr  der  PrUten  für  Erwer«»  and  Verlnst  des 
tUnterstfltsnigswokBsitses. 

§  170. 

Schon  als  das  Gesetz  über  den  Untcrstiltzungswohnsitz 
beraten  wurde,  machten  sich  in  Ansehung  der  Fristen  für 
Erwerb  und  Verlust  des  U.-W.  die  verschiedensten  Ansichten 
geltend.  Der  Entwurf  des  Hundesrates  hatt<^  die  Frist 
für  Erwerb  und  Verlust  glcielimassig  auf  fünf  Jalir«'  ununter- 
brochenen Aufenthalts  und  desgleichen  Al)we8enln'it  be- 
messen, und  wollte  den  Lauf  dieser  Fristen  mit  vollendetem 
24.  Lebensjahre  beginnen  lassen. 
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In  der  R  ei  c  h  s  t  u  g  s  k  o  m  m  i  s  s  i  o  ii  wurden  mclirere  An- 
träge gestellt,  die  Altersgrenze  auf  das  21.  Lebensjahr  herab- 
zusetzen und  die  Fristen  auf  1,  2,  5  Jahre  zu  bemessen. 
Die  Konuntsston  entschied  sich  für  das  24.  Lebensjahr  und 
die  Fri-st  von  8  Jahren  mit  folgender  Motivirung:  das  Alter 
von  24  Jahren  entspreche  dem  früheren  j^reussischen  Gross- 
jUhrigkeitstermin,  müsse  aber  aus  inneren  Gründen  aueli  jetzt 
noch  für  niass<;ebend  eraclitet  worden ,  weil  erst  mit  diesem 
Lebensalter  die  wirtschaftliehe  Selbständigkeit  einigennassen 
sichergestellt  sei.  Bei  der  Wahl  zwischen  den  verschiedenen 
Fristen  des  preussischen  Rechtes  und  denen  der  anderen 
Bundesstaaten  habe  es  zweckmitosig  geschienen,  von  Nor- 
mirung  besonderer  Fristen  für  gewisse  P(>rsoncnklassen  (Dienst- 
boten u.  8.  w.)  und  ebenso  von  einer  Qualifikation  des  Aufent- 
halts durch  Abgabenzahlung  während  dieser  Fristen  abzusehen, 
weil  diese  in  den  einzelnen  Gebieten  höchst  verschieden  sei, 
auf  dem  Lande  oft,  in  den  Uutsbezirkcn  immer  fehle;  bei 
Fosthaltung  einer  QiialiHkati*)n  sei  eine  einheitliche  Regelung 
uumöglicli.  FUr  die  Dauer  der  Fristen  könnten  nur  Oppor- 
tunttätsgrttnde  entsehddend  sein;  sie  durften  nicht  zu  lang 
sein,  um  nicht  die  Landarmen  zu  vermehren,  nicht  zu  kurz, 
um  nicht  zu  schnell  die  Ortsarmenverbände  zu  bdasten;  ala 
richtiges  Mittel  erschiene  eine  Dauer  von  3  Jahren. 

Im  Reichstage  wurden  die  in  der  Kommission  gestellten 
Anträge  Zinn  Teil  wiederholt.  Für  lange  Fristen  (die  Abgeord- 
neten Schleiden,  Acker  m  a  n  n ,  W  e  d  v.  m  e  y  e  r  )  wurd«'  da» 
Interesse  der  Gemeinde  geltend  gemacht,  die  ein  Individuum 
kennen  lernen  und  die  Abwehrungsmöglichkeit  behalten  müsse, 
wenn  ihr  die  Armenlast  au^bttrdet  werde  [  auch  werde  die  Ver- 
mehrung der  Vagabondage  erschwert;  endlich  sei  der  Ueber* 
gang  zu  den  bisherigen  ausserpreussischen  Fristen  ein  leichterer. 
Zu  Gunsten  kurzer  Fristen  (v.  Saltzwedell,  Hirsch, 
Fr  i  Odenthal)  wurde  namentlich  angeführt,  dass  der  Orts- 
annenverband möglichst  bald  für  den  Bedürftigen  iiiteressirt 
wenlen  müsse  und  es  im  Interesse  guter  Arnienj)Hege  liege, 
dass  möglichst  wcm'ge  Personen  landarm  würden.  Jiezüglich 
der  Altersgrenze  behauptete  ein  Teil  (Hirsch,  Stephani, 
Ackermann),  dass  der  Zeitpunkt  der  wirtschaftlichen 
Selbständigkeit,  namentlich  fUr  die  weibliche  Bevölkerung^ 
schon  mit  dem  21,  Lebensjahr  erreicht  sei,  wälirend  ein  anderer 
(Friedenthal,  v.  Puttkamer  als  Bevollmächtigter  des 
Hundesrats)  das  24.  Twebensjahr  hierfür  massgebend  erachtete. 
Zur  Annahme  gelangten  sehliesslich  das  24.  Lebensjahr 
und  2  Jahre  für  Erwerb  und  Verlust  des  Üuter- 
stUtzungs  wohnsi  tzes. 

In  weiteren  Kreisen  ist  die  erneute  Erörterung  dieser 
Fragen  zunflchst  durch  einen  Entwurf  des  Bundesrata 
von  1877  wieder  angeregt  worden,  der  die  Herabsetzung 
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der  Altersgrenze  auf  das  21.  Lehensjalir  und  der  Frist  für 
Erwerb  und  Verlust  auf  1  Jahr  beabsichtigte;  doch  wurde 
demselben  keine  gesetzliche  Folge  gegeben.  Die  nächste  Ge- 
legenheit ZOT  öffentlichen  Meinungsttusserong  boten  sodann  die^ 
Antrüge  Varnbuler  nnd  Genossen  im  Reichstage  1881,  so- 
wie die  Verliandlungen  des  Armenpflcgerkongresses  von  1881 
und  1882.  Ausserdem  ha])en  aber  auch  sehr  viele  einzelne 
Verwaltungen,  sowie  Stiidtetaf^e,  Delegirtenkonferenzen  und 
ähnliche  Vereinigungen  Veranlassung  genommen,  sich  über 
diese  Fragen  auszusprechen*). 

Es  ist  nicht  wohl  möglich,  aber  auch  ohne  wesentlichea 
Interesse,  alle  Aenderungsvorschläge  einzeln  au&ozählen  und 
durchzugehen.  Denn  keiner  derselben  hat  zu  den  Bestim- 
mungen der  verschiedenen  bundesstaatlichen  Gesetzgebungen 
und  den  bei  Beratung  des  Reichsgesetzes  gewünschten  Fest- 
setzunjJToii  etwas  wesentlich  Neues  hinzuzuftigen  vermocht,  weil 
in  der  That  jede  denkbare  Kondiination  sehfin  vortlem  irgend- 
wie versucht  worden  war.    Die  Bedeutung,  welche  den  Frist- 


znkommt,  habe  ich  an  anderer  Steue  danulegen  versucht 
(oben  §  82). 

Nach  gewiss(m  Gesichtspunkten  lassen  sich  diese  Aeusse- 
rungen  und  VprschlAge  nun  in  vier  Gruppen  sondern^ 
deren  jede  einem  bestimmten  Standpunkt  entspricht. 

Diejenigen  erstens,  welche  die  kurzen  Fristen  tiir  einen 
Hauptbelastungsgrund  der  dem  Zuzug  am  stärksten  ausge- 
setzten (iemeindeu  erachten,  emfehien  lange  Frwerbs- 
fristen*). 

Zweitens  wünschen  diejenigen,  welche  von  der  langen 
Dauer  der  Erwerbsfristen  die  stärkere  Belastung  der  Abzugs- 
gemeinden fürchten,  die  H  e  rabsetzung  der  Altersgrenze- 

und  der  Er  wer  bs  fr  ist*). 

Diejenigen  drittens,  welche  prinzipiell  dem  Heimatsystem 
zugeneigt  sind,  wünschen,  sofern  dieses  nicht  zu  erlangen, 

1)  V^l.  oben  8.  18  ff.  und  die  fol^nden  Anmerkanpeo.  —  Unter 

dem  28.  (ebr.  IH79  hatte  der  preass.  Minister  des  Innern  ein  Zirkular  an 
die  Armen  Verwaltungen  erlassen .  in  dem  unter  anderem  auch  um 
AeuBserung  Uber  die  Fristen  und  die  Altersgrenze  ersucht  wird. 

*)  Namentlich  Städte  und  städtische  Interessenvertretun- 

f en:  so  die  Delegirtenkonferenz  der  grösseren  Städte  Badens  vom  23.  Juli 
STi\  die  vereinigen  hessischen  Städte  vom  26.  Januar  1878  u.  a.  m. 
Vgl.  die  Ifitlsihini^  über  diese  und  viele  Hhnliehe  Aensseninra  in  der 
D.  Gpin  -Z.  1S7S  S.  36,  1877  S.  119;  ausserdem  isTT  S.  71.77.  97.  111.  113. 
151;  iHÖii  S.  47.  206;  1882  S.  167:  1883  S.  135.  283;  1885  S.  125  u.  s.  w. 

')  Namentlich  ländliche  Interessenvertretungen,  so  die 
Petition  des  Vorstandes  des  ostpreussisehen  landwirtschaftlichen  Zentral- 
vereins zu  Königsberg  und  die  Petition  von  Mit;,'lipdem  der  fJemeinde 
Saipkeim,  über  welche  der  Bericht  der  Ueichstagekumudssion  fUr  Petitionen 
vom  4.  1880  zu  vergleiehen;  BeacbloM  des  prenssiacben  Landee- 
r>koiinmickollegiums  in  der  Sitzung  vom  22.-25.  Oktober  1877;  Antra:^ 
d^  Abgeordneten  Graf  Stolbei^  im  Reichstage  IdSl,  Drucks.  Nr.  137  u.  a.  m. 
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Fristbcstinimiinir«'!!.  wrlclic  eine  dcniselbun  älmliche  Wirkung 
üben,  namentlich  längere  Fristen  für  den  Verlust 
als  fUr  den  Erwerb  des  UntersttttzungBwohn- 
■sitzesy  80  dasB  Jemand,  der  bereits  längere  Zeit  von  der  Ge- 
meinde des  frillieren  UnterstQtxangswolinsitses  abwesend  ist, 
nicht  mangels  des  Neuerwerbes  sofort  Landarmer  wird,  sondern 
nodi  einige  Zeit  den  alt«'n  Unterstützunj2:swohn8itz  behält 

Diejenigen  viertens,  wclclu'  die  Einführung  des  Heimat- 
prinzips wünschen,  halten  überwiegend  die  b airische  Frist 
von  fünf  Jahren  zum  Erwerbe  der  Heimat  für  an- 
gemessen; einige  wollen  auch  die  Qualifikation  durch 
Abgabensahlung  hinzutreten  lassen'). 

§  171. 

Als  leitender  Gesichtspunkt  für  Feststellung  von  Frist- 
bestimmungen wird  immer  di«'  den  Erscheinungen  des  wirk- 
lichen Lebens  entspreclH*nd<?  W  a  Ii  r  s  e  h  e  i  n  1  i  c  Ii  k  o  i  t  gelten 
müssen.  Hierfür  ergab  sich  nun  bei  Betrachtung  des  wirtschaft- 
liehen Aetjuivalents^),  dass  in  den  mittleren  Altersklassen,  so 
viel  sich  erweisen  llisst,  die  llülfsbedürftigkeit  regelmässig 
nach  mehr  ab  fUn^ährigcm,  meist  erst  nach  zehn-  und  zwanzig- 
iilhrigem  Aufenthalt  eintritt,  im  jüngeren  und  im  höheren 
Xiebensalter  dagegen  Unterstfltzung  oft  schon  nach  kurzem 
Aufenthalt  nötig  wird.  Diese  Wahrnehmungen  weisen  darauf 
hin,  dass  die  Unzweckmässigkeit  der  reichsgesetzlichen  Frist- 
bestimmungen zum  Teil  darin  lif\irt,  dass  sie  ganz  allgemein 
für  alle  Fälle  gelten  sollen,  während  sie  dem  wirkliehen  Leben 
nicht  in  Bezug  auf  alle  Fälle  entsprechen,  und  dass  jede 
anderweite,  ebenfalls  zu  allgemeiner  Geltung  bestimmte  Fest- 
setzung ebenso  unzweekmftssig  sein  wtbfde.  Man  wird  also, 
wenn  man  nicht  wieder  fruchtlose  Bemühungen 
anstellen  will,  die  einzelnen  Fälle  scheiden 
müssen. 

Zunächst  wird  man  also  die  mittleren  und  scsshaftcn 
Altersklassen  ganz  aus.ser  Betracht  lassen  können,  für  deren 
Wohnsitzverhältnisse  die  füntjährige  Frist  dieselbe  Bedeutung 
haben  würde,  wie  die  zweijährige.  Dagegen  sind  die  jungen 
und  die  alten,  sowie  diejenigen  Personen  in  Betracht  zu  ziehen, 
welche  regelmässig  weniger  als  zwei  Jahre  an  einem  Orte  zu 

M  Antrap^  Gerwig:  Erwerb  3  Jahre,  Verlust  5  J.;  Antrag  Streit: 
Verlustfrist  immer  Ö  Jahre:  im  Reichstage  1881,  Drucks.  Nr.  166.  171; 
V.  d.  Golts,  Draeks.  d.  D.  V.  1885  Nr.  8.  —  Amh  lehOD  bd  Beratung 
des  Gesetzes  im  BsichstSge  hstle  Miquel  auf  dib  wahrscheinliche  Ver- 
mehrung der  Landarmen  doieh  Ql^cbstellung  der  Erwerbe-  und  Verlust- 
fristen hingewiesen. 

2)  V.  VarnbUler  und  Genossen  im  Reichstage  1881.  Drucks. 
Nr.  124;  Gem.-Z.  18se  S.  206,  1^X3  S.  135,  \m  ö.  125  und  an  anderen 
Stellen:  Luthardt  (j4;  Elver«  8.  133;  Germershausen  S.  35 
(2— 5jfiorige  Priflt  mit  Abgabensahlung)  u.  a.  m. 

i)  Vgl.  oben  S.  212  ft. 
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bleiben  [)Hogoii  und  in  Folge  der  kunen  Verluatfrist  aUbald 
landarm  worden. 

Bei  Erwägung  der  einzelnen  Acndcrungsvorschläge  ist  es 
nun  von  grossem  luteresae  zu  betrachten,  von  welchen  Seiten 
•dieselben  Widerspruch  und  Beifall  er&hren  haben.  £b  waren 
nttmiieh  und  sind  noch  gegenwärtig  vor  allem  die  Stlldte  und 
-die  Vertreter  städtischer  Interessen,  welche  den  Fristhcrab- 
«etzungen  energiscli  widers))rec  hen,  und  es  waren  und  sind 
vor  allem  die  V'ertreter  ländlicher  Interessen,  denen  keine 
Frist  kurz,  keine  Altersgrenze  niedrig  genug  erscheint 

Und  in  der  Tiiat  wird  man  nicht  t'ehl  gelien,  wenn  man  an- 
nimmt, dixss  jede  Herabsetzung  der  Frist-  und  ^Vltersgrenze  vor- 
nehmlich zu  Lasten  der  Städte  sein,  jede  Verlängerung  der  Er- 
werbs- und  Verlustfristen  namentlich  die  ländlichen  Ghemeinden 
treffen  würde ,  weil  zu  den  einen  starker  Zuzug .  von  den 
andern  sfcirker  Abzug  stattfindet.  Namentlich  würden  hier  die 
jugendlichen  Altersklassen  schwer  ins  Gewielit  fallen,  wt-nn  die- 
selben anstatt,  wie-  gegenwärtig,  mit  26  Jahren  den  selbstän- 
digen Erwerb  des  ünterstützungswohnsitzes  zu  vollenden,  bereits 
mit  22  Jahren  dies  zu  thun  im  Stande  wären.  Umgekehrt 
würden  ebendieselben  gänzlich  für  die  Armenlast  der  Zuzugs- 
gemeinde in  Fortfall  kommen,  wenn  di<  Frist  auf  5  Jahre 
erhöht  wUrde,  weil  sie  dann  erst  mit  vollendettnn  29.  Lebens- 
jnlire  einen  selbständigen  UntersttLtzungswohnsitz  erworben 
haben  könnten. 

Ob  man  sich  nun  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  ent- 
scheiden soll,  wird  im  wesentlichen  von  der  Meinung  abhängen, 
die  man  Uber  dies  ganze  Sachverhältniss  hat^  davon  also,  ob  man 

Slaubt,  dass  durch  die  längeren  Fristen  eine  engere  Beziehung  zu 
er  Abzugsgeraeinde  geschaffen  werden  und  dasBewusstsein,  erst 
nach  fünf  Jahren  oder  schon  nach  einem  Jahre,  nach  vollendetem 
24.  oder  21.  Lebensjahre  den  Unterstützungswohnsitz  zu  er- 
wt'rl)en,  die  Arlieitsnchenden  vom  Wandern  zurückiialte.n  kann, 
ob  man  endlich  glaubt,  in  der  durch  die  anderweite  Frist^setzung 
ffeschaffenen  Verteilung  der  Armenlast  der  Gerechtigkeit  mehr 
Genüge  zu  thun  als  bisher.  Dies  alles  ist  mehrfach  er- 
örtert worden.  Der  hier  vertretenen  Meinung  entspricht  es 
freilich,  von  den  Friständerungen  keine  wirtschaftliche  oder 
sittliche  Besserung  zu  erwarten,  und  im  Sinne  des  finanziellen 
Prinzips  hauptsächlich  die  Leistungsfähigkeit  d"r  Armenverbände 
und  dif  ihnen  obliegenden  Aufgaben  als  entscheidendes  Moment 
ins  Auge  zu  fassen.  Dies  bedeutet  so  viel,  als  die  Verlängerung 
der  Frist  fUr  ein  Mittel  erachten,  die  Last  noch  ungerechter 
zu  machen,  als  sie  ohnehin  ist,  die  kleinen  leistungsunillhigen 
Verbände  mit  Aufwendungen  zu  beschweren,  deren  Erstattung 

')  Vgl,  die  vorigen  Anmerkungen. 
ForscliUDt«D  (27)  VI.  4.  -  MftiuWlMrg.  30 
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ihnen  ganz  besonders  schwer  fiittt.  Weil  aber  nicht  verkannt 
werden  kann,  flass  man  auf  der  andern  Seite  nielit  wohl  den 
jrröss*'reii  Gemeinden  die  ganz«-  Amienlast  gerade  in  Ansehung" 
aller  zuzieliend«-n  P«  r8onen  aut bürden  kann,  so  winl  man  zu 
der  bjTcitsam  End<*de;>  J;  168  an£!:<'d«'iitet»Mi  und  im  Nachstehenden 
weiter  zu  vertdgendeu  Erwägung  geführt,  die  Unterscheidung 
von  YorQbergehender  and  dauernaer  HOlfsbedttHtigkeit  anf  der 
einen  Seite,  die  Heranziehung  grosserer  Verbände  m  der  andern 
Seite  noch  in  weiterem  Umnnge  ftr  die  Verteilnng  der  Armen- 
bist  nutzbar  zu  machen. 


2.   Aenderung  der  Vorschriften  in  Bexug  auf  die  Erstat- 

Umf^  TOI  l-BterstVtfnngen. 

A.  Die  Kosten  der  Krankenpflege, 
a.   Jm  allcendaea. 

§  172. 

Unter  Krankenpflege  ist  im  Sinne  d«'r  anuenrechtlicheii 
Verpflichtung  ganz  allgemein  diejenige  Hülfelcistung  zu  ver- 
stehen, die  gewährt  wird,  uni  ein  Individuum  in  den  Zustand 
der  G^esundheit  zurttckzuversetzen;  sie  unterscheidet  sich  von 
der  oben  besprochnen  Fürsorge  für  Gebrechliche  dadurch, 
dass  sie  nur  dem  Zwecke  der  gesundheitlichen  Fürsorge  dien^ 
während  in  jenen  Fällen  es  sich  um  gleiclizeitige  Unt^ 
Stützung  auch  in  Bezi«'hung  auf  Unterkommen,  Verpflegung 
u.  s.  w.  handelt,  und  ferner  dadurch,  das«  dort  ein  Zustand 
dauernder  Bedürftigkeit,  hi«*r  zwar  sehr  verschieden  ge«rt«'t»',  aber 
lediglich  vorübergehende  Gesundheitsstörungen  beseitigt  wer- 
den sollen  und  dass  hierzu  durchaus  nicht  immer  erhebliche 
und  kostspielige  Httlfeleistungen  erforderlich  sind.  Neben  An- 
staltspflege kommen  namentlich  noch  ärztliche  Ratschlüge,  Ver- 
abfolgung von  Arzneimitteln,  Gewährung  von  stärkenden Liebens- 
mittcln  (Wein,  Milch.  Heisch  u.  s.  w.)  in  Betracht. 

Für  die  Frage  einer  Entlastung  der  (_)rtsarm«'nverbände 
liegt  also  das  Sachverhältniss  anders,  als  bt-i  der  Pflege  dt*r  Ge- 
brechlichen, weil  es  sich  nicht  notwendig  immer  um  Aufwendungen 
handelt,  welche  die  Kräfte  selbst  eines  kleinen  Armenverbandes 
Übersteigen.  Man  darf  also  nicht  ganz  aUgemein  die  Kranken- 
pflege zu  den  am  schwersten  belastenden,  eine  Besserung  er- 
fordernden Au%aben  der  öffentlichen  Armenpflege  rechnen^ 
sondern  muss  genauer  zwischen  den  einzelnen  Kategorien  unter- 
scheiden, wie  es  in  der  Literatur  auch  iiben^-ie«r«'nd  geschieht. 

Man  erinnere  sicli,  dass  sich  ein  Untersciiied  des  Alters, 
gerade  in  Bezug  auf  v<)riUjerg«'lien(le  Erkrankungen  gegen- 
über den  Gebrechlichen  auf  der  einen,  den  Bedürftigen  im 
allgemeinen  auf  der  andern  Seite  bemerkbar  machte,  und 
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dass  bei  den  jugendliehen  Altersklassen,  welche  vorübergehend 
httlfebedürftig  werden,  der  Überwiegend  grösste  Tlieil  es  durch 
Krankheit  wird.  Und  weil  nun  weiter  vornehmlich  Angehörige 
dieser  Alternkhissen  es  sind,  welclio  als  Tafj:earl)eitt'r,  Geworbs- 
fj'ohrdfen,  Dienstboten  ausserhalb  ihres  Geburtsortes  Erwerb 
suchen,  so  bildet  keine  Art  der  Hiilteleistung  in  luihcrem 
Muäsu  den  Gegenstand  der  Erstattung  von  einem  Arnienver- 
band  sum  andern  als  die  Krankenpflege.  Und  wml  wiedemm 
der  Zuzug  von  auswärts  im  wesentlichen  nach  den  Städten 
und  Industriebezirken  stattfindet,  so  sind  es  diese  vornehmlich^ 
welelien  erstattet  werden  muss,  —  die  kleinen,  namentlich  die 
lilndliehen  Armen  verbände,  weleho  erstritten  müssen.  Gilt  nun 
liierbei  im  allgemeinen  das,  was  von  Leistungstllhiji^kcit  und 
Leistunf^suiitahigkeit  der  ArmenverIjHnde ,  von  umsUlndlichen 
Ermittehingen  und  Vielschreiberei  wegen  geringftigiger  Be- 
trüge u.  s.  w.  zu  sagen  war,  so  hebt  sich  doch  als  derjenige 
Punkt  y  der  in  beiden  Beziehungen  eine  Besonderheit  dieses 
Zweiges  der  Armenpflege  bildet,  die  Anstaltskranken- 
ij  f  1  e  g  e  heraus.  An  sie  knüpfen  sich  wesentliche  und  eigenttim- 
liehe  Beschwerden,  deren  Gegenstand  sowohl  die  allgemeine 
Verpflielitun<j^  jedes  Ortsarmenverbandes  zur  vorhlufigen,  sowie 
die  sjx'zielle  Verpflielitung  des  l)ienst-  und  Arbeitsortes  zur 
endgültigen  Krankent'ürsorge  ist,  woIxm'  namentlich  die  im 
ersteren  Falle  massgebende  Spezialvorscliriit  des  §  30  hervor- 
gehoben wird,  die  Erstattung  nur  nach  einem  gewissen  Tarif 
fordern  zu  dürfen.  Beide  Verpflichtungen  bilden  beabsichtigte 
Ausnahmen  von  der  im  übrigen  durch  das  Reichsgesetz  fest- 
gehaltenen Nonn,  die  Erstattung  seitens  des  endgültig  verpflich- 
teten Armen  Verbandes  in  dem  Umfange  der  wirklichen  Aufwen- 
dung des  Vftrläufig  unterstützenden  Ver])andes  eintreten  zu  lassen» 
Ihnen  gelten  daher  auch  in  erster  Linie  die  im  folgenden  zu  be- 
sprechenden KeformvorschlUge,  welche  in  dem  eben  angedeuteten 
Sinne  auf  gänzliche  Beseitigung  der  Erstiittung  in  den  Fällen  der 
Krankenhülfe  abzielen.  Doch  bedarf  es,  bevor  auf  die  Vorschläge 
näher  eingegangen  wird,  noch  einer  kurzen  Betrachtung  der  ge- 
nannten beiden  Gesetzesbestimmungen. 

b.   Dftä  Erstattungs-  und  Tarifwesen. 
§  173. 

§  30  Abs.  2  bestimmt:  „Die  Hohe  der  zu  erstattenden 
Kosten  richtet  sich  nach  den  am  Ort  der  stattgehabten  Unter* 
Stützung  über  das  Mass  der  Öffentlichen  Unterstützung  gelten- 
den Grundsätzen,   ohne  dass  dabei  die  allgemeinen 

Verwaltungskosten  der  A  rmenanstalten,  sowie  be- 
sondere Gebühren  für  di«'  I lülf'leistun^^  f<'st  remunerirter 
Armenärzte  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen." 

90* 
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Abs.  3:  «FOr  »olclif  bei  der  öffentlichen  Unterstützung 
häufig  vorkommenden  Aufwendungen,  deren  täglicher  oder 
wöcluMitlicher  Betrag  sicli  in  Pauschquanten  feststellen  liisst 
(z.  H.  \'<  r|)Hegung88ätze  in  Kranken-  oder  Armenhäusern), 
kann  in  jedem  Bundesstaate  entweder  für  das  ganze  Ölaats- 
gebict  gletchmässig  oder  bezirksweise  verschieden  ein  Tarif 
aufgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemacht  werden,  dessen 
Sätze  die  Eratattungsforderung  nicht  übersteigen  darC" 

Die  Generalkosten  hatte  bereits  das  preussischc  Gesetz  von  lsi2 
ausser  Ansatz  zu  lassen  viMordnet,  In  den  Entw.  des  Bundesrats  war 
diese  Bestiininung  nicht  übergegangen.  Die  Keichstags-Kommission 
nahm  dieselbe  wieder  auf.  Dagegen  wurde  die  Stelle  wegen  der 
«Armenärzte*^,  sowie  der  ganze  Abs.  3  erst  anf  Antrag  der  Abgeord- 
neten Frosch  bezw.  Unroh-Bomst  in  der  zweiten  nnd  dritten 
Lesung  im  Rei«  hstage  angenommen.  Die  Kommission  hatte  sich 
für  die  von  ihr  beschlossene  Fassang  aas  der  Erwägung  heraus 
entschieden,  dass  man  zu  sehr  grossen,  den  zur  vorläatigen  Fürsorge 
verptiichteten  Armenverbänden  sehr  schädlichen  Ungleichheiten 
kommen  würde,  wenn  man  für  die  Erstattung  nicht  den  wirklichen, 
bouderu  den  im  Bezirke  des  endgültig  verpÜicliteten  Verbandes  üb- 
lichen Aufwand  massgebead  sein  Hesse.  KamentUeh  worden  die 
schon  in  der  Kommission  gestellten  Anträge  auf  Tarifirong  abgelehnt, 
weil  die  Bef&rchtnng  vorhaoden  sei,  dass  dann  in  vielen  Fillen  der 
wirkliche  Aufwand  nicht  erstattet  werden  oder  dass  die  Armen- 
pflege, indem  sie  sich  den  geringeren  Tarifen  anbequeme,  schlechter 
werden  würde. 

Als  nun  im  Keichstage  hierauf  zurückgekommen ,  und  die 
später  in  daä  Gesetz  übergegangenen  Antrage  wiederholt  wurden, 
sprachen  sich  die  Abgeordneten  v.  Unruh-Bomst,  Stephani, 
T.  Schwerin-Pntzar,  y.  Puttkamer,  Jagow  fttr  die 
Annahme  ans,  weil  1)  eine  sehr  grosse  Hftrte  in  der  nnterschiedslosea 
Erstattung  an  grosse,  teuer  wirtschaftende  Armenverbftnde  seitens 
Itleiner,  leistungsanf&higer  Gemeinden  liege,  2)  wegen  grosser  Schwie- 
rigkeit der  Berechnung  und  unnützer  Selireiberei,  weil  allgemeine 
Tarife  eine  i:e wisse  Ausgleichung  brächten  und  weil  es  1)  eine  Ver- 
lockung zu  ko>tsi)ieligen  Einrichtungen  sei,  wenn  gewnsst  würde,  dass 
alles  erstattet  werde.  —  Dagegen  führten  die  Abgeordneten  Graf 
Kleist  und  t.  Henning  ans:  1)  dass  Nichterstattung  von  Anf- 
Wendungen  fhr  zugezogene  Personen,  an  denen  die  Anfenthaltsgemdnde 
gar  kein  Interesse  habe,  ebenfalls  eine  grosse  HSrte  sei,  2)  dass 
die  Armenpflege  darunter  leiden  wQrde,  3)  dass  kostspielige  Ein* 
richtungen  nicht  zu  befürchten  seien,  weil  keine  Gemeinde  ihre 
Krankenhäuser  u.  s.  w.  mit  Rücksicht  auf  P>emde,  sondern  nach 
Massgabe  des  einheimischen  Bedürfnisses  einrichtete. 

Die  Aufstellung  der  Tarife  ist  Sache  der  Landc^uesetzgebung; 
auch  sind  die  Tarife  nur  wirksam  zwischen  Armen  verbanden,  welche 
demselben  Bundesstaat  angehören,  sofern  sie  nicht  durch  Verein- 
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barung  über  das  Gebiet  mehrerer  Bundesstaaten  erstreckt  werden. 
Soweit  also  kein  Tarif  aufgestellt  ist,  darf  der  wirkliche  Aufwand 
anter  Ausschluss  der  allgemeinen  Verwaltungskosten  Hijuidirt  werden; 
«nf  der  andern  Seile  bnmeht  aber  da,  wo  Tarife  gelten,  nicht  ans- 
drOckUch  bewiesen  zn  werden,  dass  die  Tarilhöhe  durch  den  wirk- 
lichen Aufwand  erreicht  worden  ist;  die  Sätze  desselben  sind 
Panschal-,  nicht  Maximalsfttze;  vgl.  den Zirkular-Erlass dea 
prenss.  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  April  1871. 

In  Prcussen  werden  die  Tarife  von  dem  Ministerium  des 
Innern  nach  Anhörung  der  Provinzial-Vertretung  hezw.  der  Kommunal- 
landtage geregelt  (i^  35  A.-G.).  Der  ältero  Tarif  vom  21.  August 
1871  (Min.-Bl.  S.  249)  ist  aufgehoben  durch  den  Tarif  vom  12. 
An gu st  18  78  (Min.-Bl.  S.  259),  welcher  die  Mheren  Omnda&tze 
beiMait  nnd  nur  die  Kostensätze  erhöht: 

1)  fOr  erkrankte  nnd  erwerbsnnffthige  Personen  Ober 
14  Jahre  fttr  Ortschaften: 

a)  in  den  beiden  höheran  Servisklassen*)  Pf. 

b)  in  den  drei  niederen  „  60  Pf. 

2)  für  Arzt  und  Arzneimittel  20  Pf. 

3)  extra  können  berechnet  werden: 

die  Kosten  für  Kleidung, 

erhebliche,  besonders  motivirte  Mehraufwendungen 
(mit  Aosschloss  des  Panschqnantoms) 

besonders  auch  f&r  Personen,  die  noch  nicht  14  Jahren  oder  nicht 
völlig  arbeitsnnffthig  sind. 

Wttrtemberg  hat  von  seiner  gleichartigen  Befagniss  in  Art. 

24  bisher  keinen  Gebrauch  gemacht.  —  Für  Sachsen:  Verordnung 
vom  15.  Juni  1876,  abgedruckt  in  Zeitschr.  des  sächs.  stat.  Bur. 
Jahrgang  28  S.  42.  Ohne  l'nterschied  der  Grösse  der  Orte  beträgt 
in  Krankheitsrällen  der  Satz  für  Personen  über  14  Jahre:  1  Mark, 
darunter:  60  Pf.  Hesondere  Berechnung  des  Mehraufwandes  in 
Yerwundungsfällen  oder  bei  besonders  schweren  und  ansteckenden 
Krankheiten  ist  nachgelasbcn.  —  Von  den  übrigen  Staaten  haben  nur 
Sachsen-Weimar,  Sachsen-Meiningen,  Anhalt,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt, Waldeck,  Kenss  ft.  L.,  beide  Lippe  . 
Tarife  aufgestellt. 

Wo  keine  Tarife  gelten,  soll  nach  konstanter  Judikatur  des  B.-A. 
f.  d.  H,  die  besondere  Berechnung  aller  einzelnen  Lieferungen  mit  Aus- 
schluss der  allgemeinen  Verwaltungs-Kosten  die  Kegel  bilden,  wobei 
namentlich  zu  prüfen  ist,  ob  eine  Lieferung  wirklich  erfolgt  ist,  und 
wenn  erfolgt,  ob  dieselbe  notwendig,  ev.  ob  der  dafOr  geforderte  Preis 
angemessen  war;  vgl.  namentlich  die  Entschddnng  vom  80.  Jnni 
1885  XVn  S.  118.  Aach  £ger.  Komm.  S.  166  und  die  kürzere 
Znsamroenstellang  bei  Wohlers  S.  96. 


>)  Vgl.  ServiskL-Ges.  v.  3.  August  1878,  BGBl.  S.  248  und  die 
Veroidnmigen  v.  22.  Febr.  18t5l  and  9.  Mai  »82,  ROBl.  S.  85  n.  57. 
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§  174. 

Von  den  Hefiirchtiinj^en ,  rlio  man  bei  Hcratiinj^  der  Tarif- 
anträge geäussert  hatte,  haben  si(  h  nun  diejenigen  als  unbegründet 
erwiesen,  welche  von  den  Tariten  einen  EinHuss  auf  den  Zustand 
der  Krankenanstalten  erwarteten.  Wenigstens  findet  man  nirgends 
die  Walirnehmung  ausgesprochen,  dass  sich  ein  Armenverband 
durch  sie  Teranlaast  gemen  habe,  umfangreichere  Venuutaltimgeii 
SU  treflfen,  als  sie  ohnehm  im  Interesse  der  öflfentlicheii  Gesund- 
heitspflege SU  treffen  waren. 

Dagegen  sind  weder  die  vorläTifi^^,  noch  die  endgültig  ver- 
pflichteten ArmenverbSinde  durch  die  Tarite  zufriedengestellt,  weil 
die  ersteren  es  sind  dies  namentlicli  grössere  ( icnieinden  mit  guten 
Anstalten  —  nieht  entfernt  den  Aufwand  ersetzt  zu  erhalten  be- 
haupten, den  sie  ihrerseits  machen  müssen,  und  weil  die  letzteren 
—  es  sind  dies  namentüch  die  kleinen  Gemeinden  —  die  Nötigung 
zu  jeder  sdhst  geringen  haaren  Erstattung  schwer  empfinden. 
Es  wird  daher  auch  ausgesprochen,  dass  es  mit  der  im  Reichs- 
tage vorausgesetzten  Ausgleichung  ähnlich  bestellt  sei,  wie  mit 
der  Ausgleichung  des  Armenaufwandes  überliaupt,  so  dass 
zwar,  nach  gi'össeren  Bezirken  frfrechnet,  eine  solche  stittfinde, 
aber  die  ungerechte  Belfistung  des  einzelnen  Armen  Verbandes 
dadurch  niclit  verhindert  würde.  Namentlich  wird  hier  noch 
beklagt,  dass  die  Ausgleichung  nicht  nach  gewissen  wirtschaft- 
lichen Grundsätzen,  wie  etwa  nach  Massgahe  des  wirtBchaft- 
liehen  Aequiyalents  stattfinde,  sondern  dus  sufidlige  äussere 
Momente,  namentlich  der  Besitz  einer  guten  Anstalt  und  die 
Lage  des  Armenverbandes  an  der  Heerstrasse,  für  die  fVequenz 
seiner  Krankenanstalten  entscheidend  wären. 

Tgl.  hierzu  dieAnsf&brungen  oben  S.  246 — 249.  Die  Klagen  sind 
sehr  zahlreich,  namentlich  seitens  der  Städte.  So  meint  Frankfurt  a. 
M.,  dass  wohl  keine  andere  Stadt  so  sclir  wie  sie  durch  die  Freizügig- 
keit betrofl'en  worden  sei,  wegen  ihrer  Lage  als  preussische  Grenz- 
station gegen  das  Ausland  und  wegen  ihrer  Nachbarschaft  mit  Baiern. 
Verwaltungs-Bericht  für  1881  82.  —  Aehulich  klagt  Friedeberg  i.  N. 
mit  dem  Hinweis,  dass  es  an  der  grossen  Heerstrasse  liege,  die  sich 
von  Berlin  nach  Königsberg  i.  Pr.  ziehe  und  dass  deshalb  sein  Kranken- 
haus in  ungebfihrKcber  V^eise  freqoentirt  werde.  Yerwaltungs-Bericht 
für  1882  83.  —  Aehnüch  Kreuznach,  Anlilani  in  den  Vcrwsltungs- 
Berichten  für  1882  83  u.  a.  —  Nach  einer  bei  Adickes  S.  796 
für  Altona  gegebenen  Berechnung  würde  sich  1879  80  die  Erstattungs- 
summe (bei  1.50  Mark  wirklichen  Aufwands  für  den  \  erptlegungs- 
tag)  auf  22  846  Mark  gestellt  haben,  wahrend  tarifgemä.ss  (1  Mark 
pro  Tagj  nur  15  2ol  Mark  erstattet  wurden.  —  Frankfurt  a,  M. 
schätzte  isk  dem  Yerwaltmigs*Beiicht  ftr  1881/82  seinen  diesbezflg- 
lichen  Verlust  auf  50  ^lo. 

Mit  Bezng  auf  den  Einfluss  der  Yagabondage  machte  man  in 
Wttrtemberg,  in  Hessen  und  ganz  neuerdings  in  Berlin  die  Wahr- 
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nehmuDg,  doss  die  erheblichen  Scbwaukungeu  iu  der  Frequenz  der 
Krankenaoatalten  mH  der  Za*  beiw.  Abnalime  der  Yerbreitniig  der 
Krtttze  und  anderer  Bant-  und  Unremlielikeitekraiikhaten  unter  den 

anreisenden  Vaganten  zusammenhängen.  Es  befimden  sich 
iiftnilich  in  wartembergischen  Kiankenaostalten 

im  ganzen      speziell  an 
Verpflegte  Krätze  erkrankt 

1878  24  ^»77  4820 

1879  27  700  6726 

Vgl.  "Würtembergische  Jahrbücher  1884  S.  233.  —  In  den  Heitr.  zur 
ätat.  des  Grossh.  Hessen  Bd.  23  Heft  2  wird  dieselbe  Wahrnehmung  betr. 
febris  recurrens  mitgeteilt.  —  Zufolge  dem  Verwaltongsbericht  betr.  das 
«t&dtisebe  Krankenhaus  zu  Moabit  ftr  1884/85  gehörten  1995  d.  h.  ca. 
50  aller  anfgenommenen  Kranken  dem  vagabondircnden  Proletariat 
-an.  —  Vgl.  ausserdem  die  Verhandlangen  der  mehrfach  genannten 
Städtetage,  sowie  die  Zuschrift  aus  Hannover  in  der  JDentschen 
•Gemeinde- Zeitung  1877  S.  157:  Das  Tarifwesen.    Ein  Notschrei. 

Am  unzweideutigsten  kommt  die  Wirkung  des  Erstattungs- 
Wesens  gerade  in  KrankenpHegefallcn  in  der  Abschiebung 
zum  Ausdruck,  welche,  wie  oben  dargelegt  wurde,  bei 
keintm  andern  Zweige  der  AnncnpHege  in  gleichem  Masse 
wahrzunehmen  ist.  Namentlich  ist  es  die  Uebernahme  der 
vorläufigen  Fürsorge ,  vor  der  aich  die  ArmenYerbttnde  aiiefa 
bei  belunnter  Ortsangehörigkeit  des  Kranken,  nicht  «t  dessen 
Vorteil,  ängstlich  zu  hüten  suchen^).  Dem  entsprechend  hat 
aich  denn  auch  euie  reiche  Kasuistik  bezüglich  dieses  Punktes 
entwickelt:  besondors  auch  darüber,  was  neben  dem  Tarif  liqui- 
dirt  werden  darf  und  was  unter  Verwaltnngskosten  zu  verstellen 
ist.  Obwohl  im  einzelnen  ohne  Interesse,  macht  dieselbe  jeden- 
falls ersichtlich,  dass  möglichst  versucht  wird,  neben  den  Tarif- 
gebühren noch  etwas  herauszudrücken^). 

Die  Terplllehtnaf  des  Dienst-  und  Arbeitsortes  lur  Kraaken* 

flrsorge. 

^  175. 

Schon  in  der  älteren  Heimatgesetzgebung  bestand,  abgesehen 
von  der  Verptlichtun^^  des  Aufentliaitsortes  zur  vorlautigen  Fürsorge, 
«ine  gewisse  VerpÜiclituug  zur  K ran kenfürsorge  ohne  An- 
spruch auf  Eoatoneraata.  Am  weiteaten  gmg  nierin  Sachsen, 
welches  allgemein  39  A.>0.)  anordnete,  daaa  durchretsende 
Kranke  mangels  geeigneter  Hülfe  aus  Privat-  oder  KorpoiatioQs- 
mitteb  ftbr  Rechnung  der  örtUchen  ArmenkaBae  verpflegt  wöden 

»)  Vgl  oben  §  9o. 

')  Vgl.  namentlich  8.  «Tarife**  im  Sachregister  der  amtlichen  Ent- 
scheidungen;  es  ist  eine  der  am  häufigäten  behandelten  Materien.  — 
Auch  Eger  S.  16ö  Anm.  110;  Wohlers  S.  100. 
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sollen;  nur  der  Ersatzantipruch  cegen  die  privatrecbtlicb  ver- 
pflichteten  Angehörigen  des  Kranken  wird  vorbehalten.  Das- 
selbe gflt  von  Dicoatboten  (mangels  einer  Verpflichtung  der 
Dienstherrschaft)  und  von  Personen,  welche  wegen  m  verrich- 
tender Geschttfte  oder  aus  irgend  einem  andern  Grunde  an  einem 
Orte  sich  temporär  aufhalten,  ohne  daselbst  heimat^^ehörig  zu  sein 
(vi  47  A.-O.)  Baiem  verpflichtet  die  Dienst-  und  Arbeitsgemeinde 
zur  Krankenpflege  auf  die  Dauer  von  90  Tagen  in  Ansehung 
der  Dienstboten  Oewerbsgeliülfen  —  I^ehrlinge  —  Fabrik- 
oder anderer  Lohnarbeiter').  Desgleichen  Baden  und  zwar 
audi  fyr  Hau  darb  eit  er  tm  die  Dauer  von  8  Wochen. 
Pk-eonen  hatte  etwas  unbestimmt  ftlr  ^Peraonen,  welche  als  Dienst 
boten,  Handwerksgehülfen  u.  s.  w.  in  einem  festen  Dienstvep- 
httltniss  stehen  ..."  eine  gleiche  Verpflichtung  auf  die  Dauer 
von  drei  Monaten  festgesetzt  —  §  82  des  Gesetzes  von  1^42  — . 
Dies  „u.  8.  w.**  bezieht  sich  aut  vj  2  des  Gesetzes,  in  welchem 
als  Personen ,  die  einer  dreijährigen  Erwerbsfrist  für  den  U.-W. 
bedürfen,  aufgezuhlt  sind:  „Dienstboten,  Haus-  und  Wirtschafts- 
beamte, Handwerksgesellen,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.**.  Das  Gesets- 
von  1855  beseitigte  das  Worf  „ftst**  und  nannte  folgende  Per- 
sonen: die  als  Dienstboten,  Gewerbegehulfen,  Gesellen, 
Lehrlinge  u.  s.  w.  in  einem  Dienstverhältniss  stehen".  —  Aehn- 
liehe  Bestimmungen  galten,  wie  in  dem  geschichtlichen  Ueber- 
blick  nachgewiesen,  fast  in  allen  Staaten. 

Das  Keiehs^esctz  (?;  29j  nennt  vier  Klassen  von  Personen :  „die 
im  Oesindedienst  stehen  —  Gewerbegehülfen  —  Gesellen  — 
Lehrhnge" ,  und  verpflichtet  den  Dienst-  und  Arbeitsort  in  An- 
sehung ihrer  sur  Krankenhttlfe  ftlr  die  Dauer  von  6  Wochen. 
Schwangenchaft  als  solche  gilt  nicht  als  Erankbeii 

Biese  Klassitizirung  ist  im  bewussten  Gegensatze  zur  prenss. 
Gesetsgebung  erfolgt;  vgl.  £ger,  Beitrsg  zur  Erlintenmg  des- 
dentschen  ArmeDpflegerechts,  in  Grochots  BeitrSgen  Bd.  18- 
S.  726,  auch  Kommentar  S.  181.  Der  Entwurf  des  Bundesrats 
enthftlt  eine  derartige  Bestimmung  noch  nicht.  Im  Reichstage  wurde- 
?ie  von  Miqnel  im  HinMick  auf  die  Ueberlastung  der  an  der  grossen 
Heerstrasse  belegenen  Orte,  von  Grumbrecht  wegen  ihres  Ausnahrae- 
charakters bekämpft.  Dagegen  betonten  v.  Schwerin  -  Tutzar ,  v. 
Saltzwedell  und  v.  Henning,  dass  diese  Orte  auch  viel  bevorzugter 
und  leistungsfähiger  seien,  und  durch  diesen  Paragraphen  sehr  vielen 
Streitigkeiten  und  unnütsem  Hin-  und  Hertransportiren  vorgebeugt 
wttrde.  Die  Dauer  von  6  Wochen  hielt  man  ftr  genflgend,  um  die 
Kriokheit  als  eine  nicht  dauernde  kenntlich  zu  machen;  vgL  Sten» 
Ber.  II  S.  948  ff. 

1)  Alt  11  des  Ge«.  ▼.         Sehwangerscbaft  und  Geisteskranklieit 
sind  au^getchloceen.  —  Baden,  Gesets  v.  1870  §  24  desgl. 
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§  176. 

Man  erkennt,  dass  gegenwärtig  der  Inhalt  der  aus  §  20  ent- 
springenden Verpflichtung  gegenüber  der  früheren  einzelstaatiichen 
Gesetzgebung  ein  ziemlich  beschränkter  ist;  namenthch  sind  es 
die  ..Lohn-  und  anderen  Handarbeiter",  die  das  Heichsgesetz  nicht 
mitbegrcitt,  eine  Klasse,  die  ohne  Zweifel  sehr  erhebÜch  ins  Ge- 
widit  HUlt.  Im  übrii^en  bleiben  schwangere  Frauenspersonen^ 
ferner  die  Angehörigen  der  in  §  29  beseKhueteo  Personen  und 
endlich  alle  diejenigen  aasgenommen,  welche  nicht  in  einem 
Dienst-  und  Arbeitsverhfiltniss  stehen,  namentlich  also  alle  durch- 
reisenden y  sowie  die  am  Orte  aufhaltsamen  zeitweilig  erwerbe^ 
losen  Personen. 

Was  sonach  die  jmiktische  Bedeutung  des  §  betrifft,  so 
ist  dieselbe  zweifellos  keine  weittragende.  Gerade  Schwanger- 
schaft ist  bei  weiblichen  Perboneu  eine  überaus  häufige  Ver- 
anlassung der  Armenfbrsorge^)  —  und  kaum  durch  irgend  eine 
andere  Kategorie  werden  die  Krankenhäuser  grosserer  Orte  in 
so  hohem  Masse  in  Anspruch  genommen,  wie  durch  durch- 
reisende, und  eigentlich  vagirende  Personen  Es  kommt  hinzu^ 
dass  die  Klassifizirung  des  ;j  i'O,  trotz  anscheinender  Genauigkeit 
des  Ausdrucks,  und  nanientlicli  die  thatsUchliche  Feststellung,  ob 
Jemand  in  Dienst  oder  Arbeit  ^^estiinden  hat,  den  dauernden 
Ankisri  zu  Streitigkeiten  zwi.schen  den  Armenverbänden  bildet®)* 
Dagegen  darf  als  ziemlich  zweifellos  gelten,  dass  die  Beschrän- 
kung des  ^  20  auf  die  darin  genannten  Personen  unter  AusbcMubs 
ihrer  Angehörigen  nicht  erheblich  ist ,  weil  die  vor  Erwerb  des- 
UnterstUtsungswohnsitzes  der  Krankenpflege  bedürftig  werdenden 
Individuen  regelmässig  jttngere  Mensuien  sind,  die  noch  keine 
Angehörigen  haben*). 

Inzwiöchen  ist  nun  diese  Angelegenheit  in  ein  anderes  Sta- 
dium gelangt  durch  die  (  Jesttze  über  die  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung'^). Es  sind  dadurch  alle  gegen  Gehalt  oder  Loim 
beschäftigten  gewerblicheii  ArbeHer  der  obHgatorisehen ,  die 
Tagearbeiter  und  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  der 
fiikultattven  Krankenversicherung  unterworfen  und  ein  Anfimg 
gemacht  wordeU)  die  Annenftknorge  durch  Versicherungzu  ersetzen, 
namentlich  die  vom  Zusuge  am  stilrksten  betroffenen  industrieUen 
Bezirke  zu  entlasten. 

Vgl.  die  Ausführungen  oben  55  15  ff.  Ein  Urteil  über  den  Um- 
fang der  Entlastung  Iftsst  sich  gegenw&rtig  noch  nicht  abgeben. 


M  Vjil.  die  S.  21<  mitL-rtliPÜten  Zahlen. 

VVl.  die  Angaben  auf  Ö.  471. 
')  >rgl.  Effer  s.  s.  O.:  Wittgenstein,  Kommentar  8.  168^ 
Adick  es  I  S.  797.    Von   Entscheidungen   namentlich  I  S.  88,  V  8. 
7  3  ff.,  nourstfiis  XV  S.  SD.  XVII  S.  llHi.  lOH  ii.  a.  m. 
*)  Vgl.  die  Angaben  und  Tabellen  oben  S.  225. 
Vgl  die  Zitate  oben  S.  62  Anm.  1. 
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Im  Etat  der  Annendirektion  Berlin  wurde  mit  Rttcksidit  aaf  den 

Einflass  der  ErankenTersicherung  der  Voranschlag  für  Kur-  und 
Yerpflegungskosten  für  1886  87  von  858  000  Mark  auf  790  000 
Mark  herabgesetzt.  Doch  ist  hierbei  zu  beachten,  dass  in  Folge 
<ler  Versicherung  auch  Beträge  in  Fortfall  kommen,  die  sonst  unter 
„Erstattungen  seitens  der  Verptlegten'*  vereinnahmt  wurden.  —  Dass 
-von  der  fakultativen  Versicherung  keiu  erheblicher  Gebrauch  gemacht 
-wird,  zeigte  die  geringe  Zahl  der  aof  Grand  des  Httllskaseen-Gesetzes 
von  1876  in  Norddentschland  errichteten  Kassen.  Aach  Lewald, 
•der  in  Schmollers  Jahrbuch  1885  Heft  4  S.  73  ff.  eine  gate  Ueber- 
sicht  des  Standes  der  Krankenkassen  giebt,  bemerkt  S.  91,  dass 
■  in  den  rein  ländlichen  Bezirken  die  Versicherung  ziemlich  selten 
sei,  weil  dort  die  Berührung  der  Industrie  mit  der  Landwirtschatt 
noch  nicht  stattgefunden  habe,  meistens  noch  Naturalwirtschaft 
4iberwiege. 

d.  Die  ReformTorscMSge. 

§  177. 

In  unmittelbarer  Anknüpfung  an  die  1 'flicht  zur  Kranken- 
versicherung und  in  Würdigung  ihrer  wirtschaftlichen  Not- 
wendigkeit und  Kiltzliehkeit  hat  sich  nan  eine  nicht  geringe  Zahl 
▼on  Sduriftstellem  veranlasst  gesehen,  ganz  allgemein  auszusprechen, 
dass  die  Aufenthait.sgeineinde  zur  KrankenfÜrsoi^  ver- 
pflichtet werden  solle,  weil  hierdurch  ein  heilsamer  Zwang  gegen  die 
<?emeinden  zur  Errichtung  von  Krankenkassen  geübt  werden 
könne;  sofern  sie  dieselbe  untorliesson ,  würde  die  allgemeine 
Verpflichtung  zur  Krankentursorp^e  eine  Art  Strafe  der  Nach- 
lässigkeit bilden').  Das  ist  zum  Teil  gewiss  richtig.  Es  wird 
aber  hierbei  tibcrsehcn,  dass  die  Verwirklichung  dieses  Gedankens 
auB  verwaltungstechniachen  und  finansielleD  Gründen  bei  anderen 
-ih  in  ^Betern  Dienstverhilltntss  stehenden  Arbeitern  sehr  schwierige 
vielfach  geradesu  unmöglich  ist  und  dass  in  ßesug  auf  die  er- 
werbslosen und  namentlich  die  wandernden  Personen  überhaupt 
durch  V^ersicherung  nichts  geitndt  rt  werden  kann  ,  so  dass  eben 
dieselben  Kategorien,  die  von  der  Bestimmung  des  vj  29  aus- 
genommen sind,  auch  ausserhalb  der  obligatorischen,  zum  Teil 
auch  ausserhalb  der  fakultativen  Krankenversicherung  stehen 
bleiben  müssen.  Aus  diesen  Gesichtspunkten  also  die  Aufent- 
haltsgemdnde  aur  allgemeinfln  Krankenitbvoige  bu  verpflichten, 
würde  zwar  eine  andere  Vertmlung  der  Armenlast  zur  Folge 
haben,  aber  gewiss  l^eine  gerechtere,  als  die  bisherige. 


Schon  Kries  hat  dies  sehr  klar  dargelegt,  vgl.  Ii  S.  68.  69S 
aasserdem  besonders  DcutsclieGe  m.-Ze  it.  an  Tiefen  Stellen,  nameptUch 
1880  S.  206  und  die  oben  S.  59  genannten. 


Digitized  by  G 


VL  4. 


475 


§  178. 

Einen  anderen  Wog  hat  der  schon  mehrfach  erwähnte  Ent- 
wurf des  Bundesrats  von  1877  eingeschlagen,  indem  er  den 
^  29  auf  „Fabrik-,  land-  und  forstwirtschaftliche  Ar- 
beiter* atudehnt  und  die  Dauer  der  Verpflegung  von  sechs 
Wodien  auf  drei  Monate  erhöht,  sich  also,  was  in  Ansehung  der 
Kechtseinbeit  beachtenswert  ist,  ganz  auf  den  Boden  der  baarischcn 
Gesetzgebung  stellt.  Selbstverständlich  würde  eine  derartige  Erwei- 
terung des  vi  29  die  städtischen  und  industriellen  Bezirke  am  stilrksten 
treffen,  weshalb  sich  denn  auch  mit  sehr  grosser  Mehrheit  die  Ver- 
treter städtischer  Interessen  gegen  dieselbe  ausgesprochen  haben  M. 
Was  dich  zu  Gunsten  einer  solchen  Erweiterung  sagen  lä^st,  ist 
namentlleh  der  schon  von  Kries  hervorgehobene  Gesichtspunkt^ 
dass  die  Gemeinden  mit  starkem  Zuzug  von  der  Arbeit  der  Zu- 
ziehenden sehr  eriieblicfae  Vorteile  hätten  und  da^er  auch  den 
Kachteil  etwas  vermehrter  KrankenfUrsoi^  tragen  mttssten. 
Gegen  die  Erweiterung  lilsst  sich  aber  wiederum  noch  einwenden, 
dass  damit  Wir  die  Kategorie  gerade  der  lUHtigsten  Fälle  der 
Krankenpriege  der  durchreisenden  und  erwerbslosen  Personen  — 
auch  nichts  geändert  werden  würde. 

^  179. 

^.Von  der  Meinung  ausgehend,  dass  die  Versuche,  welche  sich 
nur  auf  Erweiterung  des  4;  29  beziehen,  weder  die  Uebelstände  des 
Erstattungs-,  namenthch  des  Tarifwesen-s  zu  beseitigen,  noch  auch 
sonst  eine  hinreichende  EIntlastung  und  Ausgleichung  zu  bewerk- 
stdBgen  vermöchten,  betritt  eine  Reihe  anderer  und  gerade  der 
namluiftesten  Schriftsteller  einen  dritten  Weg,  indem  sie  zwar  eben- 
fiJlsvorschlagenydieAufenthaltsgemeindeganz allgem  ein 
zur  Krank  en  ftirsorge  zu  verpflichten,  aber  gleichzeitig 
dieErstattung  iloa  Aufwandes  ftir  ortsfr  em  d  e,  dem  Versicherungs- 
zwange nicht  unterliegende  Personen  dem  L  a  n  d  a  r  m  e  n  v  e  r  h  a  n  d 
des  vorläufig  verpflegenden  Ortaarmen Verbandes  aufzuerlegen. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  letzteren  gegenwärtig  vielfach  und 
mit  Recht  darüber  klagen,  dass  ilmen  em  mehr  oder  weniger 
willkürlich  nonntrter,  oft  unter  der  Hälfte  des  wirklichen  Auf- 
wandes verbleibender  Verpflegungssats  erstattet  werde,  soll  die 
Erstattung  seitens  des  J^indarmenverbandes  htfher  sein  und  sich 
minde8t<*ns  nach  den  ftir  die  letzte  Klasse  in  den  einzelnen 
Krankenhäusern  bestehenden  Sätzen  riciiten.  Vor  allem  soll 
auch  die  Eigenschaft  der  Verj)tlcgten,  als  Arbeiter,  Dienstbote 
u.  s.  w. y  keinen  Unterschied  machen,  und  jeder  Fall  der 

V)  Vgl  ausser  den  S.  4>i3  Anm.  2  angefahrten  noch  die  Erklärung 
dor  Stadt  Leipzig  in  (Jcm.-Zeit.  ls"s  S.  12.  —  Doch  wurde  auf  dem 
rbein.  ätäUtctajg  vom  21.  Juni  1879  der  Autrag  auf  Autliehuns  des  §  29, 
sowie  auf  die  im  Teit  mitgetdlte  Erwdtening  mit  46  gegen  ÜS  Stimmen 
abgelehnt. 
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vorü  bcTf^eherulon  Krankenpflege  mit  tler  angegebenen 
Massgabe  liierher  gerechnet  werden.  Es  soll  mit  andern  Worten 
weder  der  §  21>  in  Jiezug  auf  einige  Personenklaaisen  erweitert,  noch 
die  Enrnkenvenicheruiig  ttber  das  Mögliche  hinaus  ausrodehnai 
▼ersucht,  sondern  §  29  angehoben  und  durch  eine  retchseasets- 
Hebe  Bestimmung  ersetirt  werden,  welche  den  ▼orstehend  dar- 
gdegten  Inhalt  hat 

Nur  zwei  Punkte  werden  als  l^edcnken  engend  erachtet. 
Es  ist  sehr  wohl  möglieh,  ja  wahrscheinlich,  dass  an  Stelle  der 
bisherigen  unerquicklichen  Streitigkeiten  der  Gemeinden  unter 
einander  diejenigen  zwischen  den  Verptiegungsgemeinden  und  dem 
grösseren  Verbände  treten  würden,  wenn  in  jedem  einzehien  Falle 
daigetfaao  werden  mttsste,  daas  eine  verpflegte  Person  weder  ret- 
sidMrungspflichtig,  noch  der  Aufenihaltsgemeinde  durch  Untere 
Stützungswohnsitz  angehörig  gewesen  ist;  es  würde  aich  dann 
bald  ähnlich  gestalten  wie  in  den  Fällen,  in  denen  es  sich  um 
Findlinge,  unbekannte  Leichen  u.  s.  w.  liandelt.  nur  dass  die 
Krankenptlcgetlille,  die  sc.'hr  viel  zahlreicher  sind,  auch  sehr  viel 
zahlreicliere  Ermittelungen,  Sehreibereien  u.  s.  w.  nötig  machen 
würden  Inlulge  dessen  wurden  die  Abschiebungen,  die  gegen- 
wärtig in  keinem  Falle  so  hftufig  sind  wie  in  &m  vorlftunger 
KrankenfUrsoi^,  nicht  abndmien,  sondern  sicfa  nur  yennehreii» 
Hiergegen  wird  nun  empfohlen ,  die  ßeweislast  in  Ansehung 
dieser  Fälle  ebenso  zu  erleichtem,  wie  es  inBesug  auf  die  eben 
genannten  allseitig  g^'^vün8cht  wird-). 

Vielleicht  würde  es  nocli  mehr  vorzuziehen  sein,  wenn  Ge- 
meinihni,  die  eigene  Krankenhäuser  haben,  eine  nach  bestimmten 
Grundsätzen  berechnete  allgemeine  Vergütung  gewährt  würde, 
so  dass  etwa  ein  Viertel  oder  die  Hälfte  des  gesammten  Spczial- 
aufwandes  ersetst^  oder  (Ur  eine  bestimmte  Anzahl  yon  Ver- 
pflegungstagen Ersatz  geleistet  wttrda  Gegen  die  Abschiebung 
clie  auch  dann  njch  vorkommen  möchte,  wird  man  sich  aber 
nicht  wohl  anders  als  durch  bessere  Aufsicht  und  wirksamere 
Strafmassregeln  helfen  können,  worauf  noch  unten  zurOckzu- 
kommen  ist^). 

Zweitens  wird  noch  das,  von  einigen  Seiten  auch  schon  in 


A dick  es  8.  79()  wUrde  gerade  darin  eineu  grossen  Vorzug  er- 
blicken, daas  die  Erstattung  seitens  de»jcnigGn  Landannenverbandes  er- 
folgte, dem  der  vorläufig'  untcrsfUtzonde  Ortsannenverband  anpeln"»rt:  ^ea 
wtinie  alsdann  aucli  zuplrich  das  grosse  Keßultat  erreicht,  dass  in  allen 
Fällen  der  Verpflegung  erkrankter  ortsfremder  Personen  die  mühsame 
Ermittlung  d(  -  I  i itcrstützungs Wohnsitzes  uimötig  würde*'.  Das  scheint 
mir  eine  cuntradi«  tio  in  adjecto.  Dass  eine  Person  ortsfremd  ist,  be- 
deutet doch  niclits  anderes,  als  dass  sie  keuieu  UuterstUtzungawohusitz 
hat;  die  Feststellung  dieses  negativen  Residtats  bedarf  aber  ebensowohl 
der  vorg&ngigcn  Krniirtelungen  wie  das  positive»  daas  eill  UntSfStfttsoDgs- 
Wohnsitz  am  Aufenthaltsorte  erworben  ist. 
«J  Vel.  oben  §  149. 

*)  Vgl.  unten  Ü  216  £,  namentlich  §  224  und  §  220. 


Digitized  by  Gc) 


VI.  4, 


477 


Bezug  auf  die  schwereren  Oesundheitsstörungen  hervorgoliobene 
Moment  l)€tont,  das«  in  vielen  Füllen  der  vorübergehend  Er- 
krankte in  der  Familie  genügende  Hülfe  linden  kann  und  daaa 
gerade  dieser  Zweig  der  Armenpflege  einen  die  öffentliche  Fürsorge 
«ehr  erheblich  entlastenden  Zweig  treiwilligerLiebesthätigkeit  bildet 
Eb  wird  dftYor  gewarnt,  daieh  alba  nnbediiigte  Uebemahme 
«ler  AuBtaltspflegekoBtaii  nicht  die  Venmlaasung  su  geben,  dais 
leichtere,  mit  geringer  ärztlicher  Hülfe  oder  mit  Gewährung  von 
Ansneimitteln  im  Hause  heilbare  F'alle  der  Anstaltspfl«^  Uber- 
wiesen werden.  Sowohl  das  Ptlichtbewusstsein  auf  Seiten  der 
Armenverbände  wie  «'luf  Seiten  der  bedürftigen  Kranken,  als 
auch  die  Genei^'^thtMt  von  |irivattT  Seite  zu  helfen,  würde  dadurch 
verringert  werden.  Die  h  olge  hiervon  würde  aber  die  Vermeh- 
rung des  NachBuchens  von  Anstaltspfle^e  und  die  mit  dieser  un- 
«usbleiblidi  verbundene  Vermehnmg  oes  gcMmmten  Aufwandes 
sein.  Hiei^gegen  wird  namentlich  die  Beteiligung  des  grosseren 
Verbandes  nach  dem  oben  beaprocheoeo  System  quotirter 
Beiträge  empfohlen*). 

§  180. 

In  geringem  Masse  sind  schon  gegenwärtig  Krankciiptlegekostcn 
von  grösseren  Verbunden  übernommeu.  Doch  trifft  die  Bemerkung 
von  A  dickes,  dass  dies  insbesondere  bei  den  hannöTerschen 
IfebenanldleTerbänden  der  Fall  sei,  nicht  zn.  Von  dem  gesammten 
Aufwand  der  Amtsnebenanlagekassen  im  Betrage  von  327  227  Hark 
trafen  1879  nur  3696  Mark  auf  79  in  Krankenhäusern  verpflegte 
Personen  (hiervon  allein  62  Personen  und  24'.M')  Mark  im  Amt 
Linden),  während  in  Hannover  überhaupt  7  140  Personen  mit 
einem  Aufwand  von  223  321  Mk.  in  Krankenhäusern  vcrpHcgl 
wurden.  Aus  der  Nebenanlage  werden  vielmehr  hauptsächlich 
Unterbringungen  in  Irren-,  Siecheoanstalten  n.  s.  w.,  am  die  es 
sich  hier  nicht  handelt,  bestritten.  Vgl.  die  dem  Verwaltnngs- 
Bericht  der  Provinz  Hannover  fBr  1880/81  beigefügte  Statistik 
fttr  1879. 

Anders  steht  es  mit  Bezirks-.  Kreis-,  Distrikts-  und  ähnlichen 
Krankenanstalten,  welche  von  dem  grösseren  Verbände  selbst  errichtet 
und  den  Gemeinden  nach  Kewissen  Masscaben  zur  Verfügung  gestellt 
werden.  Solcher  Anstalten  giebt es  eine gro.^sere  Zahl.  —  Nachweisungen 
über  Kraiikcuaustalten  werden  aus  allen  deutschen  ßuudeästaiiten  auf 
YeranlasBnng  des  Reichs  gegeben.   Es  ist  bemerkenswert,  dass  bei 


')  Vgl.  §  166  und  namentlich  noeh  Adiek  es  I  8.795,  v.  Reitsen* 

stein  I  S.  3.>,  Jolly  S.  24  IF.,  Loening  S.  HxO  ii.  a.  Wie  ich  einem  Zitat 
der  Gem.-Zeit.  iss^  S.  47  entnehme,  hat  auch  die  Hoschersche  Zeitschr.  liir 
freiwillißro  Gerichtsbarkeit  ( Wiirtemberg) ,  welche  im  übrigen  die  Kück- 
kebr  zur  Heimat  wQiMcht,  vorgest  iila^eu,  für  die  Unter^riitziing  der  fluk- 
tuirenden  HeviUkonmg  dunh  die  Aufenthalt.xgeineinde  im  Falle  vorüber- 
geheuder  Hülfübedürttigkeitoder  Krankheit  den  liczirks-  oder  Kreisverbaud 
ebtretea  sa  Isasen. 
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den  Beratimgen  Ober  die  Zweckmftssigkeit  einer  solchen  AnsUlts- 
statistik  fflr  das  Reich  auch  betont  wurde,  dass  es  von  Interesse 
sei,  angesichts  der  Gesetze  betr.  Freizügigkeit  und  Unterstütznngs- 

wohnsitz  zu  wissen,  ob  zureichende  Anstalten  un<!  in  welcher  Zahl 
in  den  Gemeinden  vorhanden  seien ,  dies  namentlich  im  Hinblick 
auf  üeherbürdung  der  städtischen  Anstalten  ;  vgl.  hierüber  die  Nach- 
weisungen in  IM.  LXV  der  preussischen  Statistik,  woselbst  auch  ein& 
historische  Uebersicht  der  früheren  preussischen  Aufnahmen  gegeben 
ist,  Einleitung  S.  I  ff. 

Ueber  den  gegenwirtigen Stand  inPrenssen  vgl.  dieBemericon- 
gen  in  Zeitschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1885  S.  15.  Von  einem  Krankenluwis- 
lexikon  ist  der  I.  Teil,  welcher  „gleichsam  ein  Grundbuch  des  in  Prenssen 
vorhandenen  Besitzes  an  solchen  Anstalten,  welche  Kranke  zur  Hei- 
lung, Sieche  zur  Versorgung,  Blinde  und  Taubstumme  zur  Ausbildung 
aufnehmen",  bilden  soll,  herausgegeben  vom  preussischen  statistischen 
Bureau,  bearbeitet  von  Dr.  Guttstadt,  1885  erschienen  j  vgl. 
die  ansfllhrliche  Inhaltsbesprechung  a.  a.  0.  1885  S.  148.  Der 
erwfthnte  Bd.  LXY  enthilt  die  letste  (1883)  erschienene  Nach- 
weisnng  der  Heilanstalten  im  preussischen  Staat  fta  die  Jahre 
1877—1870.  Für  die  einzelnen  prenssischen  Provinzen  er- 
gab sich  die  folgende  Zahl: 


Provinzen 

der  Anstalten 

der  Betten 

153 

6180 

217 

12  155 

80 

3  079 

79 

2  424 

262 

11  312 

94 

4  816 

98 

8671 

127 

5497 

150 

6258 

110 

5  458 

254 

15  691 

1028 

76248 

Nach  den  Inhabern  nntenchieden  be&nden  sich  1879  allgemeine 


Krankenanstalten  im  Besitie: 


a)  TOD  politisehen  Qeoieinden 

b)  yon  Religionsgemeinden  . 

uad  zwar 

1)  Anstalten  evangel.  Gemeinden 
2j  Anstalten  kathol.  Gemeinden 


450 
112 

26 
ö9 


18642 
4848 

1225 
8411 


darOB 

in  L  a  nd  - 
K«Beiud  en 

15  880 
48  871 
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Qb«rhaapt 

e)  von  relig.  Orden  u.  GenoMonsebaften 

1)  evangelische   48      2  868 

2)  katholische  ÖC»      2  827 

d)  von  ge  werbl.  Genostenaehaften    34      1  744 

e)  von  milden  Stiftungen  .  .  ,  .  106  3  98.5 
fj  von  Frivatunternchmern  .   .   .  987  43393 

Hierza  treten  noch  hauptsächlich  für  die  Landgemeinden  t 
Bezirks-  und  12  Kreisanstalten;  vgl.  S.  133  Tabelle  12.  Man  hat 
hierbei  immer  im  Auge  zu  behalten .  dass  es  sich  um  sämmtliche 
Kranke,  Bedürftige  und  Selbstzahler,  handelt.  —  Alles  in  allem  er- 
scheint die  Zahl  sämmtlicher  Heilzwecken  dieueuden  Auätulten  (von 
Privatanstalten  wurden  solche  mit  mehr  als  10  Belten  gez&hlt)  bei 
rond  26.5  Mill.  Einwohner,  die  1880  gez&hlt  worden,  nicht  sehr 
erheblich. 

FOr  Baiern  Ygl.  die  auf  S.  68  mitgeteilten  Tabellen. 

Für  Wflrtemberg  znletzt  im  Medizinal-Bericht  fttr  1879/81,. 
in  Wfirterobergischen  JahrbOcbem  1884  S.  230  ff.  Danach  be- 
standen 1881:  125  allgemeine  Krankenanstalten;  dazu  48  Heil- 
und  Pflegeansialten  für  besondere  Zwecke,  15  Irrenanstalten,  9  Mili- 
tär-Lazarethe,  zusammen  199  Anstalten  mit  insgesamrat  8520  Betten 
und  37  944  Verptiegtenj  vgl.  S.  241  Tab.  III  und  SpezialUbersicht 
S.  242  Tab.  IV. 

Für  Sachsen.  Zeitschrift  d.  sächs.  stat.  Bur.  Jahrg.  27  (1881) 
S.  208.  Bestand  am  1.  Dezember  1880:  131  Heilanstalten  mit  640O 
Betten,  daTon  91  mit  IMfontlichem,  24  mit  privatem  Charakter  and 
16  MiUtftr-Lazareihe;  in  Stftdten  105,  in  Dörfern  26. 

Für  Baden.  Statistische  HitteUnngen  Bd.  8, 1880/83,  S.  82. 
Die  badischen  Krankenanstalten  1879: 

a)  107  Anstalten  mit  öffentlichem  Charakter  mit  8887 Bette» 

b)  8      „        „  privatem  „  »      64  „ 

Bemerkenswert  ist  von  kleineren  Staaten  namentlich  Mei- 
ningen, das  ant:?cr  seinen  an  anderer  Stelle  erwähnten  Kreisarmen- 
häusern auch  2  Kreiskrankenhäuser  zu  Hildburghausen  und  Bettel- 
hecken besitzt.  Ausserdem  hatte  Meiningen  1882:  10  öffentliche 
und  2  private  Anstalten  mit  243  und  71  Betten;  vgl.  Mein.  Stat. 
Bd.  1  S.  359,  Bd.  2  S.  51. 

Ueber  die  für  die  Armenkrankenpäege  massgebenden  Ge- 
sichtspunkte noch  heute  zntreffend  Mo  hl,  P.-W.  Bd.  1  S.  240; 
namentUdi  anch  der  Hinweis  auf  die  grössere  Wohlfeilheit  der 
Hanskrankenpfiege  durch  Arzneigewfthmng  in  Anmerkung  2  S.  24K 
Speziell  gegen  Verhütung  der  die  Armenpflege  besonders  belastenden 
Krätzkrankheit  (vgl.  oben  S.  471)  empfiehlt  die  Deutsche  Gemeinde- 
Zeitung  1885  S.  :][)  die  polizeiliche  Untersuchung  der  Herbergen,, 
in  denen  eine  Ansteckung  erfolgt  ist. 


in  Land- 
gflmelad«B 


9  .586 

16  563 

18  1059 

35  815 

4  330 
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B.    Die  übrigen  Kost<Mi  für  vorläufige  Unter- 

stUtzungeu. 

§  181. 

In  Verfolgung  des  im  Vorstehenden  entwickelten  Oedankein- 
^uigeUf  einen  der  Armenlast  (vorübergehende  KrankenfÜr- 
sorge)  dem  Erstattangsverhältniss  der  Ortsarmenverbände  zu 

■entziehen,  wird  nun  weiter  erwogen,  ob  nicht  in  dieser  Heziehtuig 
alle  Fälle  aiisfj^eschieden  werden  könnten,  in  denen  es  sieh  über- 
haupt nur  um  eine  vorübergehende  Hülfs bedürftigkeit 
handelt.  Ja  Einige,  die  in  den  Erstattungen  von  Urtsarmen verband 
-zu  OrtsarmenTerhand  den  Hauptmtssstand  der  Armengesetzgebung 
^blicken,  wollen  noch  weitergehen  und  Uberhaupt  jede  Erstattung 
eeitens  der  Annenverbttnde  ausgeschlossen  wissen.  Jedoch  sind 
hier  zwei  Richtungen  zu  unterscheiden:  die  eine,  welche  ganz 
allgemein  die  Äufenthaltsgemeinde,  ohne  irgendwelchen 
Rückgriff  zuzulassen,  zu  jeder  Art  von  Unterstützung  verpHicliten 
will;  die  andere,  welche  den  vorläuti^  unterstützenden  Ortsaniien- 
WMod  wegmi  der  Entftttaiig  wiederum  an  dnen  grösseren 
Verband  verweisen  will 

So  schon  Raa  S.  420,  der  bei  einer  aagenblicklichen  Httlf- 
losigkeit  eines  Auswärtigen  einen  anderen  Ersatzanspruch  als  den  an 
•den  BedQrlUgen  selbst  oder  sdne  Familie  ansschliessen  will.  —  Neuer- 
dings Emminghaus  T.  Einleitung:  v.  Reitzenstein  I  S.  84; 
Wittgenstein  I  S.  32.  —  v.  Saucken-Tarputschen  meinte 
in  den  Verhandlungen  des  Deutschen  Vereins  1881  S.  300,  dass 
dieser  Weg  jedenfalls  allen  Erschwerungen  vorzuziehen  sei.  — 
Auch  Waentig  hält  die  definitive  Verptlichtung  des  Ortsarmen Ver- 
bandes, in  dessen  Besirk  die  Hflifsbedarftigkeit  hervortritt,  fttr 
besser  als  die  bisherige  Regelong  —  efaie,  wie  schon  erwfthnt,  von 
seinem  Standpunkte  ans  nngeheuerliche  Ansicht.  Auf  dem  Stand- 
punkte lediglich  territorialer  Verpflichtung  stehen  selbstverständlich 
auch  diejenigen,  welche  die  Uebernahrae  der  Armenlast  auf  den 
Staat,  sowie  die  gänzliche  Beseitigung  der  gesetzlichen  Armenptlege 
wünschen.  —  iiatzioger  S.  585  spricht  geradezu  aus:  „der 
natOriiehe  Unterstatzungswohnsiti  ist  die  Aufenthaltsgemeinde"  —  wo- 
l>ei  er  allerdings  von  gewissen  anderen,  hier  nicht  nälier  sn  betrach- 
tenden Voraussetzungen,  namentlicli  Regelung  des  Arbeitsrechts,  der 
Handwerkerverhältnisse  und  anderweiter  Organisation  der  Armen- 
pflege, ausgeht.  —  Lammers  in  Nordwest  v.  20.  Mai  18><1  sprirht 
sich  in  Anknüpfung  an  die  Varnbülerschcn  Anträge  fiir  Herabsetzung 
der  Frist  zum  Erwerbe  des  ünterstützungswohnsitzes  aus  und  meint 
dann  weiter,  dass  man  allmählich  „durch  bessere  Verteilung  der  auf- 
erlegten Last  Ober  Orts-  und  Land-Armenverbftnde  einerseits,  durch 
bessere  praktische  Armenpflege  andererseits  dahin  gelangen  wird, 
den  ganzen  wirtschaftswidrigen  Rttckschub  ...  mit  allen'  daran 
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hängenden  Weitliiutigkciteu,   Streitereien  und  Kosten  völlig  auf- 
zugeben".   In  ähnlichem  Sinne  A  dick  es  I  S.  798,  welcher  die 
Ausweisnngsbefogniss  den  grteseren  Yerbtaden  flbertaragen  wilL 
In  diesem  Zusammenhange  dürfte  aneb  noeh  folgende  Aenseemag 

Ton  Kries  (I  S.  336),  der  im  flbrigen  ein  Anhänger  strengerer  Hei* 

matgesetzgebung  ist,  bemerkenswert  sein:  „Uer  Verfasser  erkennt  in- 
dess  gerne  an,  dass  die  Erfahrung  weiser  ist,  als  das  Nachdenken 
einzelner  Menschen  und  dass  die  scheinbarsten  Gründe  der  Theorie 
oft  durch  die  Praxis  schlagend  widerlegt  werden.  Er  kann  deshalb 
den  in  Irland  gemachten  Yersnch,  die  Annenpilege  obne  den  Begriif 
der  Heimat  dnrchzaf&hren,  nnr  als  einen  sehr  dankenswerten  be- 
zeichnen, der  die  aufmerksamste  Beachtung  verdient,  wenngleich  er 
nicht  im  Stande  ist,  denselben  als  einen  durch  den  Erfolg  bereits 
gekrönten  oder  auch  nur  als  einen  Erfolg  versprechenden  zur  Nach- 
ahmung zu  empfehlen/ 

§  182. 

Was  mm  den  ersten  Fall  angeht,  so  wird  seine  l^chand- 
lung  wesentlich  davon  abhängen  müssen,  wie  man  es  mit  den 
Kosten  der  Krankenpflege  zu  halten  gedenkt.  Da  es  ganz  über- 
wiegend vorübergehende  Unteratllfasungen  sind,  welche  den  jün- 
geren Altersklassen  gewährt  werden  und  von  diesen  wiedoruin 
Krankenpflege  nirhr  als  die  Hälfte  aller  Fülle  Ix-trägt,  80  blieben, 
bei  anderweiter  Kcgeluiig  des  Aufwandes  fiir  letztere,  in  der  im 
vorstellenden  Paragraphen  angedeuteten  Weise,  in  der  That 
nur  die  einmaligen  Gaben  in  Fällen  vorübergehen- 
den Notstandes  (namentlich  Beherbergung  —  Brennmate- 
rialien —  Kleidung)  übrig.  Diese  aber  feilen,  ohn  egtaa  gering- 
fügig 7,u  sein,  doch  bei  keiner  Armenverwaltung,  namentlich 
nicht  bei  den  kleinen,  erlu  blich  Ins  Gewicht  und  könnten  von 
je<1eni  Ortsarmenverbande  oIiik'  Mühe  getragen  werden,  so- 
bald (Ii*'  anderweite  Entlastunj:;  durch  die  Beteiligung  grösserer 
Verbände  einigermassen  durchgeführt  ist. 

Man  vgl.  z.  B.  die  folgenden,  den  betreflfenden  Verwaltungs- 
Berichten  entnommenen  Zahlen  für  Berlin,  wo  gewiss  in  dieser  Be- 
ziehung sehr  hohe  Anforderungen  gestellt  und  erfüllt  werdeu  können. 
Es  betrug  der  Aufwand: 


fBr  die  gesammte 
Armen-  and  Kranken- 
pBage 

insgesailunt  Ar 
die  offene 
Annenpflege 

da^ 

Almosen-  und 
Pflegegelder 
(dauernd) 

fon 

Extraunter» 

Stützungen  (vor- 
übergehend ) 

1884^5  7  972860 
1883^84  7  678001 
1888/88  7884672 

2866761 
8746699 
8626865 

2607846 
8498666 
2884096 

259514 
254098 
848769 

FtaMtaam  (21)  Tl.  4.  -  VtasterbMir.  81 
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Das  Verbältiiiss  stellt  sich  also  konstant  so.  dass  die  Aut- 
wendungeu  der  offenen  ArmenpÜege  ziemlich  den  dritten  Teil  des 
gosammtm  Anfmiiides  und  von  dierai  wiederom  die  sogeoannteik 
ExtraanterstfitzimgeD  den  zehnten  Teil  bilden.  Vergleiclit  man 
hierzn  die  in  §  80  mitgeteilten  Tabellen  Aber  die  Anfentfaaltedaoer 
der  Unterstützten  am  Orte  der  Untersttttzung,  so  erkennt  man,  dass 
es  sich  auch  für  Berlin  um  weniger  als  1  "  o  seiner  Gesammtaus- 
gaben  handeln  würde,  wenn  die  Krstattung  für  die  vorübergehenden 
an  Ortsfremde  gewährten  Unterstützungen  ausgeschlossen  bliebe. 

Für  die  Vrrwaltung  würde  sicii  überdies  der  ausser- 
ordentUclic  Vorteil  ergeben,  dass  nicht  über  jedes  f^cring- 
fügige  Objekt  ebenso  unistiindHebe  Ermittelungen  stattzutindr-n 
brauchten ,  wie  über  einen  kostspieligen  Fall  dauernder  Be- 
dürftigkeit Auch  wird  man  es  fUr  keinen  Nachteil  halten 
können  y  wenn  dadurch  die  leichtere  Verabfolg^ng  von  ein- 
maligen Gaben  seitens  der  öffentlichen  Armeii])H»'georgane  ver- 
mindi  rt.  seitens  der  freiwilligen  Liebesthätigkeit  erhöht  >*ilrde; 
denn  ■!  keinem  Zwein^c  der  Armen ]>tl*'i,'('  kann  durch  frei- 
willige Tliiitigkeit  mehr  geleistet  werden,  als  *.':erade  bei  vor- 
ü})erLrehen(l(!n  Verlegenheiten  und  Nolstantbu,  die  einen  laug- 
dauiTuden  und  kostspieligen,  die  Privatmittel  meist  über- 
steigenden Aufwand  nicht  erfordern  und  der  Abhülfe  durch 
Obdachgewährung,  Kleidung,  Naturalien  (Speiseanstalten), 
Zehrgeld  u.  a.  w.  durcliaus  zugilnglich  sind. 

Will  man  einwenden,  dass  die  vorülx'rgeliendrn  Unter- 
stützungen iil)erhau))t  in  Wegfall  kommen  wünlcn,  wenn  die 
Armenvcrbiinde  keinen  Ersatz  für  dieselb<'ii  crliielten,  so  ist  zu 
entgegnen,  daüs  für  grösöere  Armenverwaltungen  mit  rein  sach- 
licher Gemeinwirtschaft  und  durchgebildeter  Amienverwaituug 
ein  so  geringfügiger  Gegenstand  überhaupt  nicht  zu  der  Er- 
wägung veranlassen  kann,  ob  ein  <  )rt.sangeliöriger  oder  ein  Orts- 
fremder unterstützt  wird,  und  dass  in  kleinen  Gemeinden,  wie 
wiederholt  dargelegt,  es  überwiegend  Naturalien  (Keiliezug, 
Nahrung,  Obdach  u.  8.  w.)  sind,  womit  Hülfe  geleistet  wird  und 
dass  diese  Hülfe  in  den  meisten  Fällen  der  dauernden,  ganz 
gewiss  aber  in  denen  der  vorübergeheuden  Bedürftigkeit  auch 
gegenwärtig  schon  weit  mehr  den  Charakter  der  Privatmild- 
thätigkeity  als  den  der  öffentlichen  Armenpflege  trägt 

Anlangend  die  Merkmale,  durch  welche  eine  Unterstützung 
als  vorübeiqgehende  gekennzeichnet  wird,  so  hat  man  der  Kürze 
wegen  vorgesehlagen,  einen  bestimmten  Geldbetrag  oder  eine 
bestimmte  Zeitdauer  der  Unterstützung  festzusetzen,  und  nur 


M  NYelche  Arbtit  lüeraos  erw&ohst,  mag  man  daran  erkennen,  dass 

die  in  lierlin  powiibrtfn  Extraunteretützungen  an  nicht  furtlaufend  unter- 
stützte Personen  Ic^ö4  ä5  in  23510,  1883  b4  in  23 '^S3,  ]Ns2^ln  284S0 
PoTÜODen  verabfolgt  wnideii. 
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«Us,  was  darüber  hinaus  ist,  wie  bisher  zu  behandchi  M,  da- 
gegen wa8  sich  innerhalb  des  Betrages  oder  der  Zeitdauer  hält, 
iinerstattet  zu  hissen.  Docli  erscheint  dies  nicht  zwtnkiniissig. 
Die  genaue  Berechnung  vuriibergeheuder  Unterstützungen  ist 
(abgesehen  von  Anstaltspflege)  immer  sehr  schwierig  und  daher, 
wenn  sie  erfolgt,  meist  wiUkttrlich,  wie  die  Entscheidungen 
des  B.-A.  f.  d.  H.  ^)  zur  Genüge  beweisen.  £ä  lässt  sich 
ansserdem  mit  voller  Bestimmtheit  annehmen,  dass  die  Armcn- 
verwaltun«j^on  bestrebt  sein  würden,  die  Dauer  der  Unter- 
stützung (hidurch  zu  verläng(M'n,  dass  sie  diesi^lbti,  die  sie 
sonst  auf  einmal  gegeben  haben  würden,  in  mehrere  Teile 
zerlegen.  Hier  kann  vielmehr  ebenso  wie  bei  den  Fest- 
setKungen  im  Fretzttgigkeitsgesetz  nur  eine  Scheidung  zwischen 
vorübergehender  und  dauernder  Hülfsbedürftigkoit 
stattfinden.  Man  muss  sich  mit  dem  Merkmal  begiiUgen,  dass 
dem  Zustand  der  einen  oder  der  andern  durch  die  Unter- 
stützung hat  abgeholten  werden  sollen^). 

Würden  auf  dies  ?  Weise  die  ganz  vorüb  ergehenden  Hülfe- 
leistungen durch  Uebernahme  seitens  der  Aufenthaltsgcmeiude, 
sowie  die  kostspieligsten  und  besondere  Veranstaltungen  erfor- 
dernden Fälle  der  dauernden  Fürsorge  durch  Uebernahme  bezw. 
Beteiligung  seitens  der  grösseren  Verbände  aus  der  Reihe  der 
erstattungspflichtigen  Leistungen  der  öffentlichen  ArmenpHege 
entfernt,  so  bliebe  den  Ortsarmenverbändeii,  in  welchen  Jemand 
den  Unterstritzunp:s\vr)hnsitz  besitzt,  in  der  Hauptsache  nur 
noch  die  Ha usa r ni e np f leg e  in  den  Füllen  dauernder 
Bedürftigkeit  Diese  nun  ganz  ebenso  zu  behandeln,  wie 
die  vorUbergehendon  Untersttitzungen,  würde  den  allerdings 
aehr  bedeutenden  Vorteil  haben,  dass  damit  aueli  die  letzte 
Anwendung  des  Unterstützungswohnsitzes  in  Fortfall  kilme 
und,  abgesehen  von  der  Arm  ^npfl  »^^e  der  gröss:!ren  Verbämle, 
nur  n  ich  die  Aufenthaltsgemeinde  als  uuterstützungsptiiclitigt^r 
Arnicnvtjrband  in  B  3tracht  fiele.  Liisst  sich  nun  auch  aus  dem 
Gesichtspunkte,  dass  die  Aufenthaltsgemeinde  im  allgemeinen 
den  Vorteil  von  starkem  Zuzug  hat,  diese  Regelung  wohl  be- 
fürworten *)  i|nd  ist  auch  kaum  anzunehmen,  dass  die  dann 

*)  Reitzensteln  a.  a.  0.  —  Jolly  a.  a.  O.  giebt  den  Betrag 
von  5  Mark  zur  Erwägung  anheim.  —  Es  kann  hier  an  den  Art.  13  des 
iMlir.  Gesetzes  erinnert  weraen.  welcher  den  Ersatzanspruch  an  die  Heimat- 
eemeinde  ausschliesst,  soteru  Persoueu,  die  während  ihres  let/.ten  Aufent- 
haltes in  der  Oemdude  Umlagen  entrichtet  haben,  Krankenhulfe  oder 
Unterstützung  zur  Bestreitung  des  LcbenaanterhalteB  nicht  über  die 
Dauer  von  14  Tagen  gewährt  worden  ist 

•)  Vgl.  unten  S. 

^)  Welchen  Einflu.s:5  derartige  Untprstiit/uugen  auf  den  Erwerb  des 
Uuterdtiitzuugdwohusitzes  behalten  oder  fernerhin  üben  sollen,  wird  etwas 
weiter  unten  noch  kun  ta  betniehten  sein.  Vri.  S.  496  fF. 

*)  Jollv  8.  5  bemerkt:  ,,riat  dlo  RofreTunf;  der  Unter-itiitzungs- 
pflicht  eine  Verschiebung  der  natürlicueu  Verteilung  der  Bevölkerung 
and  damit  der  Arm?nlaat  notwendig  im  Gofolge,  so  ist  eine  Regelang, 
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noch  verbleibeiidoii  Fülle  sehr  zahlreich  sein  wflrden,  so  lässt  sich 
doch  die  Befürchtung  schlechterdings  nicht  abweisen,  dass  bei 
Aufhebung  jeder  llinger  dauernden  Verknttpiiing  dee  Indivi- 
duums mit  einem  Armenverbande  die  Aufenthaltsgemeinde 

bestrebt  sein  würde,  dies  lediglich  durch  Aufentlialt  und  für 
die  Dauer  des  Aufenthalts  hergestellte  Verpflichtungsverhält- 
niss  möglichst  bald  zu  löson  oder  möglichst  wenig  zu  lionoriron, 
111.  a.  W.  dass  eine  solelio  lu'^elung  die  Abschiebuii};  in  ^anz 
b»'son<l('rs  lioliom  Masse  bet'ördorn  oder  die  Leistun;i:en  der 
örtlichen  xVnuenpHege  vielfach  noch  mehr  herunterdrücken 
Würde,  als  es  schon  jetst  der  Fall  ist  Hiei*gegen  wird  nun 
die  Beteiligung  grösserer  Verbände  auch  an  diesen  Fällen 
empfohlen.  Namentlich  Ad  ick  es  weist  darauf  hin,  dass  es 
sich  doch  nur  um  Kostenersatz  handle  und  es  gleichgültig 
sei,  ob  dieser  vou  oineni  Orts-  oder  einem  Land  armenverbande 
geleistet  werde,  wenn  er  überhaupt  nur  geK'istet  werde.  Er 
übersieht  aber,  dass  die  Gefahr  der  Abschiebung  dadurch 
nicht  gemindert  wird;  denn  nur  dem  ( )rtsannenverbando 
würde  die  Erstattung  zu  Teil  werden,  jiler  nicht  zugleich 
ArmenTerband  des  Untersttttaningswohnsitzes  ist;  ein  solcher 
ist  also  sehr  daran  interessirt,  Personen  abzuschieben,  die 
1>  '  ihm  Untersttltzungswohnsitz  haben  und  unterstatmngs- 
bedttrftig  werden. 

§  183. 

Zwischen  diesen  Vorschlägen  bewegt  sich  eine  mittlere 
Meinung,  welche,  nach  Erledigung  der  vorau%efUhrten  F<älle 
in  der  darirelegten  Weise,  bezüglich  der  übrigen  —  also  der 
Fülle  dauernder,  aber  nur  IIausarmen)»flege  eH'ordernder  Be- 
dürftigkeit —  das  Vt!rli;iltiiiss  der  Armenverbände  zu  ihren 
iVngehörigcn  zu  befestigen  wünscht,  und  daher  Einführung 
des  Heimatinrimsips  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Fristen 
für  den  Heimaterwerb  empfiehlt^).  Es  wttrde  also  derjenige 
Armenverband  zur  Unterstützung  besw.  sur  Erstattung  ver- 
pflichtet sein,  dem  der  Bedürftige  nach  gewissen  Massgaben 
(Aufenthalt,  Geburt,  Vereheliehung,  Aufnahme)  angehört^  und 
diese  Verpflichtung  nicht  vor  Erwerb  eines  «neuen  Ünter- 
stützungswolmsitzes  (oder  Heimat)  erlöschen.  Das  Landarmen- 
wesen würde  dann  nahezu  verschwinden  und  dfis  Heimat- 
prinzip seine  schlimmsten  Kacliteile  verloren  haben.  Auch 
wird  noch  angeführt,  dass  damit  ^ue  Annäherung  an  Baiem  ge- 
geben wäre,  welche  das  Aufgeben  des  bairischen  Reservats  und 
einheitliche  Bestimmungen  für  ganz  Deutschland  ermöglichte. 

Was  an  diesem  Vorschlage  sympathisch  berührt,  ist  na- 
mentlich der  Umstand,  dass  die  Fürsoige*  und  Uebemahme- 

welche  zu  einer  Kosteuübcrwälzung  von  armen  Gemeinden  auf  leistunga- 
flihige  führt,  jedenfalls  noch  die  raativ  beste.'^ 
1)  Namentlich  v.  Reitzenstein  I  .S.  &5. 


Digitized  by  G 


VI.  4. 


485 


vor|iflicIitiing  nach  Massgabe  der  Heiiiiatgesetzgcbung  auf  ge- 
wisse Fälle,  und  zwar  auf  diejenigen  bescliränkt  bleiben  soll, 
in  denen  ein  Schade  in  Bezug  auf  die  Erwerbsverhilltnisse 
durch  eine  Zurilckverweisung  nicht  wohl  angerichtet  weixlen 
kann,  weil  es  sich  um  dauernd  Bedürftige  nandelt;  auch  ist 
die  Beseitigung  des  Landarmenwesens  und  die  Erlangung  der 
Reclitseinlieit  gewiss  nicht  zu  unt<Tsehätzcn.  Man  wird  aber 
auch  die  Bedeutung  «ner  solchen  Kegelung  nicht  Uberschätzen 
dürfen.  Wenn  die  an  versclnedenen  Stellen  niit^cet<Mlt'^n 
Angaben  nicht  tiUisehen .  so  würde  mit  dem  Fortfall  der 
Erstattun«j:  für  vonibergrlicnde  Uiit<'rstützungcn  tiberliaupt  nur 
noch  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Bedürftigen  verbleiben,  die 
nach  kurzem  (weniger  als  fUnQährigem)  Aufenthalt  in  der- 
selben (Gemeinde  untersttttzungsbedilmig  werden;  besUglich 
ihrer  dürfte  die  FristerhOhung  sehr  wenig  ftndem,  d.  h.  ziem- 
lich gleichgültig  sein.  Dagegen  würde  man  die  eigentlich 
Landarmen  (Heimatlosen)  auf  diese  Weise  auch  nur 
formell  besoitie:<Mi .  und  dadurch ,  dass  man  die  alte  Heimat 
verpflichtet  bl<!ihen  liisst ,  ])is  eine  n(Hie  erworben,  bezüglich 
dieser  Kategorie  densi'll>en  Zustand  un;;« 'rechter  Lastvcrtei- 
luug  herbeifuhren,  wie  er  durch  die  kurzen  Fristen  und  das 
System  des  Unterstatzungswohnsitzes  eben  yermieden  werden 
sollte.  Die  gewünschte  sittliche  Einwirkung  würde  auch  durch 
diese  Massregcl  nicht  <!rreicht  werden. 

Namentlich  aber  wird  man  nicht  vetgessen  dürfen ,  dass 
die  Rückkehr  zum  Ileiniatprinzip,  wenn  sie  ohne  zwingende 
Notwendigkeit   und   ohne  voraussichtlich    erhebliehe  Ei-folge 
nur  um  des  lieben  Friedens  willen  geschehen  soll,  den  Anfang 
zu   einer  im  allgemeinen   nicht  heilsamen  Umkehr  zu  dem 
von  dem  grössten  Teile  Deutschlands  seit  lange  verlassenen 
Sjrstem  bedeutet.    Die  Entwicklung  der  Armenpflege,  der 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhtfltnisse  gebietet  aber  nicht 
Umkehr,  sondern  VorwÄrtsbcwegung,  organischen  Ausbau  der 
vorhandenen  Bildungen,  möglichste  Scheidung  der  wirtschaftlich 
thätigen  und  der  unthUtigen,  arboits unwilligen  Elemente,  mög- 
lichst«' Freiheit  der  ersteren ,  angemessene  Beschränkung  der 
letzteren.  Dies  alles  würde  durch  die  Rückkehr  zum  Heimat- 
prinzip, wie  immer  und  immer  wieder  betont  werden  muss, 
nicht  gefördert,  sondern  gehemmt  werden;  nicht  sofort  zwar 
und  nicht  durch  die  gewünschte  teilweise  Regelung,  aber 
dies  wäre  der  B^nn.    Es  handelt  sich  hier  doch  wohl  um 
ein  prmdpüa  ohHa^). 


1)  Vgl.  hienm  namentlich  noch  §  129. 
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3.  Aeiulerun^eu  iii  Bezug  auf  die  Voranssetzun^n  des 
Fristenlanfs  fflr  £rwerh  uud  Verlust  des  Lnterstfttxniigs- 

wobnsiUes. 

««  FoTtCtüIcB  4er  Torftto^keadett  Uatentttiragen  bei  4er  Frlst> 

bereeknvBf* 

§  184. 

Nicht  auf  Aendening  der  Fristen  selbst,  sondern  auf  Uni- 
gestiiltung  der  Voraussetzungen  ihres  Beginns  und  ihres  Verlaufe 
zielt  eine  Reihe  von  anderen  Vorschlägen  ab.  Die  einen  wünschen 
Enchwemng,  die  anderen  EHeicfaterung  dieser  Vonnisselaningen, 
Erleiirhterung  besw.  Erschwerung  der  Ausweisungs- 
befugniss.  Die  extremste  Meinung  der  einen  Bichtang  will  die 
Abweisung  des  Neuanziehenden  schon  zulassen^  wenn  ein  objektiver 
Bedürftigkeitszustand  vorliegt'),  d.  h.  auch  ohne  dass  eine  Unt-  r- 
stützung  nachgesucht  oder  gewahrt  worden  ist,  —  die  der  anderea 
Richtung  wünscht  die  Ausweisung.sbefugnis«  gänzlich  aufzuheben. 
Einige  bind  der  Ansicht,  dass  der  Lauf  der  Frist  zum  Erwerbe 
des  Unterstlltningswohnsttees  erst  beginnen  dtliie,  naefadem  d» 
polizdiiche  Mddnne  es  der  Gemeinde  ermöglicht  hat,  sich  ttber 
den  Zustand  des  Neoanziehenden  zu  unterrichten  %  —  während 
andere,  ebenso  wie  es  das  preussische  Gesetz  von  1842  festge- 
setzt hatte  ,  die  polizeiliche  Meldung  für  sich  zum  Erwerbe  dea 
UnterstUtzungswohnsitzes  genügen  lassen  wollen. 

Zum  Teil  stehen  diese  Vorschläge  unabhängig  von  anderen 
da,  zum  Teil  dienen  sie  zur  Ergänzung  der  anderweit  geregelten 
Verpflichtung  zur  Armenfürsorge.  Letzteres  ist  nan^eutlich  der 
Fall  bei  denen,  welche  die  Intattongen  seitens^  der  Ortssnnen- 
verbände  ganz  fortfiülen  lassen  wollen.  Für  diejenigen,  weldie 
die  unbedingte  Verpflichtung  der  Aufenthaltsgemeinde  empfehlen^ 
ist  der  unbedingte  Fortfall  der  Ausweisungsbefugniss  die  selbst- 
verstHndliche  Konsequenz ;  diejenigen,  welche  den  grösseren  Ver- 
bänden die  »stattun^^sverbindlichkeit  auflegen,  wollen  auch  diesen 
die  Beurteilung  überlassen,  ob  im  geeigneten  Falle  eine  Zurück- 
verweisung an  den  Armenverband  des  Unterstützungswohnsitzes 
stattfinden  soll^). 

Li  Ansehnng  desjenigen  Tdis  der  Vovschläge,  der  anf  Er- 
sdiwerongen  des  Erwerbs  des  U.-W.  absielt,  ist  wiederum  su  be- 
merken, dass  dieselben  lediglich  von  städtischen  Interessenver- 
tretungen ausgehen  und  einen  ähnlichen  Sinn  wie  die  Fristerhö- 
hungen haben.  Nach  der  voraufgegangenen  Darstellung  wird  es 
nicht  nötig  sein,  dieselben  im  einzeLaen  näher  zu  untersuchen  \  so 

1)  V^I.  oben  S.  844.  S45. 

^)  Ein  in  der  Gemoinde-Z.  1882  S.  Ku  mitgetditer  Beschluss  der 
Armcnkommigsion  in  Hanau.  —  Beschluss  der  vereinigten  hesüschen 
Städte  V.  26.  Januar  lb78  u.  a.  m. 

*)  Vgl.  die  AafiUmmgen  oben  S.  477  Anm.  1. 
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unzweifelhaft  alle  diese  Wünsche  nicht  Ausdruck  der  Sorge  um  das 
wirtochaftlkshe  Fortkmnmen  der  Aniielieiiden,  sondern  der  Be- 
ftkrcbtong  ungebfllnlicher  Belastung  der  Ansugsgemeinden  sindi 
so  nnzweifelhaft  wird  auch  die  Neiganiff,  ihnen  za  entsprechen, 
davon  abhängen,  welches  Interesse  man  rar  wichtiger,  insbesondere 
ob  man  die  Beschränkungen  der  ersteren  durch  Gemeindewillktir 
tiir  minder  nachteilig  erachtet ,  als  die  etwas  stärkere  Belastung 
der  letzteren.  In  der  Praxis  würde  th  ilich  die  Beschränkung 
wohl  nur  mittekrossen  Gemeinden  zu  gute  kommen;  in  denen 
es  möglidi  iat»  mn  Eänelnen  sa  koutrolirai.  In  nOtseran  StHdten 
erfilhrt  die  Armenyerwaltang  ebensowenig  von  dem  Ansuge  der 
einzelnen  Individuen,  wie  sie  regelmtfsng  nicht  im  Stande  ist, 
sich  ttber  den  Zustand  derselben  früher  au  vereewissem,  als  bia 
dieselben  ihre  Hülfe  in  Anspruch  nehmen.  Was  die  Ausweisungen 
angeht,  so  wird  von  der  diesbezüglichen  Bet'ugniss,  soviel  be- 
kannt, gegenwärtig  ein  sehr  geringer  Gebrauch  gemacht'),  was 
namentlich  in  grösseren  Gemeinden  mit  den  eben  bemerkten  Um- 
ständen zusammenhängt.  Ganz  besonders  scheuen  die  zur  Ueber- 
nahme  verpflichteten  Gememden  die  Kosten  des  Transportes  und 
die  Sorge  rar  Beschaffung  eines  Unterkommens. 

Die  natürliche  Entwickelung  der  hier  in  BVage  kommenden 
Verhältnisse  kann  in  der  That  auch  keine  andere  sein,  als  die 
Ausweisungsbefugniss  mehr  und  mehr  zu  besch rfi nk on ;  ihrer 
gänzHclien  Aufhebung  würde  die  Armengesetzgebung  nieiit  im 
>\  ege  stehen,  da  der  Unterstützungswohnsitz  auf  die  finanzielle 
Regelung  der  Unterstützungspflicht  beschränkt  bleiben  kann-). 

§  185. 

Im  AnscUnss  an  das  Vorstehende  ist  noch  der  Vonchlag 
zu  nennen,  die  Berechnung  des  Fristenlaaies  nun  Erwerb  des 

UntersttttEungswohnsitzes  dadurch  swedunllssiger  zu  gestalten, 
dass  Torübergehende  Untersttttsnngen  überhaupt 

gana  ausser  Betracht  bleiben. 

Gegenwärtig  bestimmt  |5  14  al.  1 :  ..Der  Lauf  der  zweijährigen 
Frist  ruht  wiilirend  der  Dauer  der  von  einem  Annenverbande 
gewährten  öfteutlichen  Unterstützung."^  Dies  Alinea  war  in  dem 
Entwurf  des  Bundesrats  nicht  enthalten  und  wurde  in  der  Reichs- 
taffskommission  hinsugef^lgt,  weil  der  Gesichtspunkt  des  wirt- 
schaftlichen Aequivalents  es  fordere,  dass  während  der  Zeit^  wo 
die  Thätigkeit  and  somit  der  wirtschaftliche  Vorteil  aufhOre,  auch 
nicht  Rechte  g^n  den  unterstützenden  Armenverband  erworben 
würden.  Im  Reichstage  beantragte  Graf  Eulen  bürg,  die  Re- 

')  Ad  ick  es  ist  auch  dieser  Meinung,  vgl.  S.  798.  —  In  Berlin  wird 
sehr  selten  zur  Ausweianng  geschritten,  fast  nur,  wenn  es  der  er- 
st;ittiin^'spHtchtiee  Armenverband  verlangt.  Vgl.  auch  die  unten  §  lb8 
bis  rjl  uiitgeteuten  LDt«cheidungen. 

*)  Vgl.  hierüber  die  Ausftthrungen  oben  §  120,  nsmentUch  auch  die 
Bemerkangen  über  den  Stand  der  Frage  in  England,  oben  S.  853. 
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S'ierungsvorlage  wieder  hemistellen;  die  Be^ollmftchtisteii  warn 
undesrat,T.Pattkamer  und  Hof  mann,  führten  ans,  dass  wenn 
|ede  Unterstützung  schon  ein  Ruhen  herbeiftihre,  es  jedem  Armen- 
irarbande  sehr  leicht  möglich  sei,  durch  Verabreichung  kleiner 
gelegentlicher  Unterstützungen  den  Erwerb  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes hinauszuschieben,  abpreFcheii  von  der  schwierigen  Be- 
rechnung bei  den  meist  kleinen  vorübergehenden  Iltilfeleistungen ; 
der  Bundesrats  Elntwurf  stelle  konsequent  nur  den  Fall  der  dau- 
ernden Bedürftigkeit  auf,  bei  dessen  Vorhandensein  es  sich  eben 
▼erBtttnde,  dass  der  endgültig  verpffiobtete  Armenyerband  er- 
statten ond  den  Bedürftigen  in  eiseneFOreorge  tlbemeihnien  mOne ; 
in  diesem  Falle  werde  durch  den  Antrag  auf  Uebemahme  der 
Fristenlauf  unterbrochen  (>i  14  al.  2).  Dagegen  fahrte  Grum- 
b recht  aus,  dass  bei  derartiger  Regelung  der  Armenverband 
sehr  viel  häufiger  eine  vorübergehende  Unterstützung  als  dauernde 
hinstellen  würde,  und  Miquel,  dass  dann  der  ohnehin  vieler 
Deutung  fähige  5  des  Freizügigkeitsge8etze.s  noch  mehr  zur 
Abschiebung  benutzt  werden  würde.  Der  Reichstag  entschied 
sich  im  Sinne  der  letztgedaditen  Ausfilhmngen. 

Das  Bundesamt  f.  d.  H.  hält  denn  auch  streng  diesen 
Unterschied  zwischen  Ruhen  unrl  Unterbrechen  der  Frist 
fest,  und  stellt  als  allgemeinen  Grundsatz  auf,  dass  fUr  das, 
was  nach  Art  und  Zeitdauer  als  vorübercrehende.  was  als  dauernde 
Unterstiitzunj^  zu  ;^elten  habe,  keine  vorb&stimmten  Kategorien 
aufgestellt  werden  könnten ,  sondern  hierüber  nach  Massgabe 
der  thatsächlichen  Vorhältnisse  zu  urteilen  sei.  Dem  entsprechend 
ist  das  Bundesamt  zu  einer  (flbrifpens  nififat  sehr  reichnaltigen) 
Kasuistik  gelangt,  bei  der  es  freihch  nicht  ohne  aige  Willkttr- 
lichkeiten  abgeht 

Arzneimittel  werden  als  auf  1  Tag  (dem,  an  dem  sie  ver- 
ahfolgt  worden),  sogenannte  Extrauntersttitzu  ugen  als  auf 
1  Monat  gewährt  angesehen;  vgl.  VI  S.  72  und  73,  XIV  S.  25, 
XY  S.  25.  Bei  Kleidnngssttcken  wird  eme  Berechnung  nicht 
nntemommen,  sondern  nur  negativ  aosgesiffochen,  dass  die  durch 
ihre  Yerabfolgnog  gewährte  Unterstatamg  nur  als  ausserordentliche 
Unterstützung  von  kurz  vorübergehender  Dauer  erachtet  werden 
könnte  und  daher  im  konkreten  Falle  den  Erwerb  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes nicht  gehindert  hätte:  vgl.  VI  S.  73,  X  S.  20,  XVII 
S.  22.  — Kranke  ni)flege  wird  nach  der  Dauer  der  Verptlegungs- 
tage  berechnet:  vgl.  XVI  S.  15  u.  a.  —  Wo  mehrere  derartige 
Unterstützungen  gleichzeitig  vorkommen ,  wird  zusammengerechnet ; 
z.  B.  Kleider  4-  Geld  4*  Arsneimittel  n.  s.  w.  vgl.  namentlich 
VI  S.  78  und  XVII  S.  22.  Die  unterstfitsungsfrelen  Zeitrftnme  wer- 
den dann  ebenfalls  zusammepgerechnet :  vgl.  XV  S.  13  u.  a. 

Das  ist  nun  doch  alles  sehr  willkürlich.  Wenn  Jemand  ^  Bfark 
als  Extraunterstütznng  erhält,  so  kommt  1  Monat  in  Abrechnung, 
obwohl  sehr  häufig  eine  solche  kleine  Gabe  nur  der  Beseitigung 
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eines  Mgeublicklichen  Notstandes  dienen  soll:  wenn  Jemand  Arznei 
fQr  3  Mark  erhält,  die  ihn  für  längere  Zeit  gesund  macht,  wird  1 
Tag  abgerechnet.  Kleider  müssten  eiirentlich  für  so  lange  Zeit 
gewährt  gelten,  als  sie  getragen  werden  können  u.  s.  w.  Selbst 
bei  Anstalts-KrankenpHege,  wo  die  Berechnung  am  meisten  sinn- 
gemftBS  ist,  wird  bei  Erkrankung  der  ganzen  Familie  za  gleicher 
^eit  nur  die  Daner  der  gleichzeitigen  Yerpflegong  berechnet,  wäh- 
rend, wenn  mehrere  Familienmitglieder  nach  einander  krank 
werden,  die  Dauer  der  verschiedenen  Verpflegungszeiträurae  zusaro- 
mengerechnet  und  demgemäss  ftkr  die  Person  des  Familienliauptes 
im  ganzen  bereclmet  wird. 

Will  man  so  der  vorgeschlagenen  Uebemahme  der  vorüber- 
gehenden Unterstutzangen  durch  die  Aufenthaltsgemeinde  schreiten, 
80  wird  man  auch  die  Anrechnung  derselben  für  den  Fristenlauf 
in  Wegfall  kommen  lassen  können.  Die  (  Jefahr  einer  missbräuch- 
lichen  Benutzung  zur  Abschiebung  wird  man  nicht  in  höherem 
Masse  zu  tiirchten  haben ,  als  wie  es  bei  dieser  Uebemahme 
selbst  zu  erwarten  steht.  Namentlich  in  grösseren  Städten  ist 
.68  weder  ttfalioh,  noch  möglich,  eimehie  Personen  In  dieser  Weise 
im  Auge  zu  behalten  und  sie  durch  wiedelholte  Untentütxung 
zu  dauernd  ßedUrfHgen  zu  stempeln.  Gegen  die  Missbräuche  in 
kleineren  Gemeinden  giebt  es  überhaupt  kein  anderes  Mittel,  als 
vernünftige  Verteilung  der  Armenlast  und  bessere  Aufsicht. 

Für  den  Fall  einer  derai*tigen  Aenderung  würde  man  das 
al.  1  des  14  ganz  fortfallen  lassen,  und  dem  \N'ortlaute  des 
^  5  des  Freizügigkeitsgesetzes  entsprechend  festsetzen  müssen, 
dass  die  Frist  zum  Erwerbe  und  Verluste  des  Unter- 
atlllBungswobnaitzes  nur  ruhen  beaw.  (durch  den  Antrag 
«uf  Uebemahme)  unterbrochen  werden  soll,  wenn  und  so- 
lange eine  Unterattttsnng  »aus  anderen  Gründen, 
als  wegen  einer  nur  yorübergehenden  Httifsbedttrf- 
tigkeit  notwendig  geworden  ist". 

§  81,  der  von  der  Uebemahme  handelt,  hat  ebenfalls  diesen 
Wortlaut.  In  der  Reichstagskommission  wurde  eine  andere  Fassung 
erwogen,  namentlich,  ob  sich  nicht  der  positive  Aosdmck  „danerndc 

Arheitsunfähigkeit"  oder  das  Kriterium  einer  gewissen  Dauer  (:3 
Monate  war  beantragt  worden  i  hesser  empfelile.  Man  nahm  hiervon 
Abstand  und  heschlo>s  die  negative  Fassung  in  der  Annahme,  dass 
sehr  wohl  erkannt  werden  konnte,  dass  es  sich  nicht  hlos  ura 
vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  handle.  Im  Reichstage  fand 
hieraber  eine  Diskussion  nicht  statt  —  Das  B.-A.  f.  d.  H.  nimmt 
dauernde  Httlfsbedflrftigkeit  an,  „wenn  ebe  Person  that- 
8&(  hli(  h  noch  unterstützt  und  ein  bestimmter  naher  Zeitpunkt ,  mit 
welchem  die  Bedürftigkeit  aufhören  werde,  sich  nicht  absehen  lässt": 
vgl.  Entscheidung  vom  23.  Juli  1883  XY  S.  107;  ausserdem  X 
S.  139,  Xll  S.  141,  XYl  S.  141  u.  a. 
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h.  Spesidl:  Der  ToUnsehvltiitenieht  als  Vffmtliehe  Anaem- 

utentltsunf. 

§  186. 

In  Ansehung  der  Wirkungen,  welche  der  Emp&ng  von 
Armenunterstttteupg  auf  Erwerb  und  Verhut  des  Untenttltzunn- 

wohnsitzes  ttbt,  besteht  gegenwärtig  eine  sehr  erhebliche  Un- 
gleichheit bezüglich  des  Volksschulunterrichts.  In  einigen 
Bundesstiaten  gilt  derselbe  als  Unterstützung ,  in  Anderen  niät, 

in  einigen  nur  in  gewissen  Beziehungen. 

Für  Preussen  bestimmt  Art.  21  der  preussischen  Verfassung: 
^Für  die  Bildung  der  Jugend  soll  durch  öffentliche  Schulen  ge- 
nügend gesorgt  werden"",  und  Art.  25  :  ,,Die  Mittel  zur  Errichtung, 
Unterhaltung  und  Erweiterung  der  öffentlichen  Schulen  werden  von 
den  Gemeinden  und  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens 
ergftnznngsweise  vom  Staate  anfgebracbt.  Der  Staat  gewahrleistet 
demnach  den  A'olksschullehrern  ein  festes,  den  Lokal  Verhältnissen 
nnr'emessenes  Einkommen.  In  der  Ifen tli eben  Volksschule 
wird  der  Unterricht  unentgeltlich  erteilt."'  —  Vgl.  Uber 
"Wesen  und  Begriff  der  Volksschule,  sowie  über  das  Detail  v.  Könne, 
Preussiscbes  Staatsrecht  Bd.  4  §  394  ff.  —  Die  preussische  Ver- 
waltnngs-Prazis  ist  in  Ansehung  des  Charakters  des  Yolksschulunter- 
richts  keine  abereinstimmende.  Wiederholte  Ministerialreskripte 
(vom  6.  März  1852  Min.-Bl.  S.  44 j  vom  4.  Mai  1859  S.  170; 
vom  31.  Mai  1864  S.  122)  sprechen  aus:  dass  die  Kosten  des 
notdürftigen  Elementarunterrichts,  soweit  dieser  zu  den  unerläss- 
lichen  Bedürfnissen  der  Erziehung  gehöre.  Kosten  der  öffentlichen 
Armenpflege  seien.  Dagegen  nahm  das  vormalige  Obertribunal  an, 
dass  eine  solche  Verpflichtung  den  Armenverbftnden  nnr  durch  be- 
sonderes Gesetz  auferlegt  werden  könne  nnd  nicht  in  der  dorch 
das  Gesetz  von  1842  auferlegten  Pflicht  zur  Armenfürsorge  ent- 
halten sei:  Entscheidung  vom  20.  Mai  1865,  Bd.  54  S.  349  ff. 
Vgl.  über  das  Material  bei  Arnoldt  S.  470.  —  In  Berlin  wurden 
schon  18:>7  die  Armcnsrhulen  von  der  Armenverwaltung  abgelöst 
nnd  mit  der  städtischen  Schulverwaltung  vereinigt;  vgl.  Schwabe 
hei  Emmingbans  S.  70,  der  oamentlich  betont,  dass  dies  dem  schon 
im  Allgemeinen  Landrechte  ^)  enthaltenen»  in  Art  25  der  Yerfessnng 
wiederholten  Gmndsatz  entspreche,  die  Befreinng  von  Schulgeld 
nicht  als  Annenunterstützung  anzusehen.  —  Bei  Beratung  des 
prenssischen  Ausführungs-Gesetzes  von  1871  wurde,  wie  schon  oben 
(S.  :U<))  erwähnt,  festgestellt,  dass  Gewährung  von  Schulgeldbe- 
freiung in  keinem  Falle  (also  auch  bei  längerer  Dauer)  zur  Aus- 
weisung berechtige.  Ein  hierauf  bezügliches  al.  4  des  §  1,  welches 
die  Regiemngs-Yorlage  enthielt,  wurde  mit  dem  Hinweis  gestricbeoi 
dass  bierflber  sich  schon  das  FreisQgigkeits-GeBetz  verhalte.  Im 
Itbrigen  wurde  ein  Antrag,  die  Yerpflichtung  zur  Gewfthrung  freien 

»J  Vgl.  die      12  ff.  Th.  II  Tit.  12. 
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Elementarnnterrichts  auch  an  arme  Kinder  auszusprechen,  abgelehnt, 
am  diese  wichtige  Frage  nicht  nebenher  zu  erledigen.  Vgl. 
Dmeks.  des  Abg.-H.  Nr.  109.  —  Das  in  Art  26  der  Verf.- 
Urk.  ▼€ rhoisBene  Gesetz  ttber  Regdnng  des  ganzen  UnterriditsweseDS 
ist  bisher  noch  nicht  ersehieneQ. 

Für  Baiern  bestimmt  das  Gesetz  vom  10.  November  1861t 
dass  die  Gemeindebehörden  Unbemittelte  vom  Schulgehle  ganz  oder 
teilweise  befreien  können;  vsenn  das  Schulgeld  dem  Lehrer  als 
Gehaltstitel  zugewiesen  ist,  so  hat  die  Gemeinde  den  Ausfall  zu 
ersetzeu.  Die  Zahlung  von  Schulgeld  für  arme  Kinder  durch  die 
öffentliche  Armenpflege  ist  nadi  Entaehddmigen  des  Yerwaltnngs-Ge* 
richts  Bd.  2  S.  191  als  Öffentliche  Armenontersttttzang  im  Sinne 
des  Gesetzes  anzusehen;  vgl.  ttber  das  Material  bei  Riedel, 
Kommentar  zum  Armengesetz  S.  94  Anm.  19.  —  Gemöss  der  In- 
struktion vom  14.  Mai  1870,  betr.  die  Armenstatistik,  sind  in  die 
Nachweisungen  als  dauernd  Unterstützte  auch  naiiuntlich  diejenigen 
jugendlichen  Personen  aufzunehmen ,  für  deren  Erziehung  und  Aus- 
bildung die  öfiTentlicbe  Armenpflege  Sorge  trägt,  und  zwar  ohne 
Rflcksicht  daraaf,  ob  die  Fürsorge  lediglich  in  der  danernden  Be- 
freiung vom  Schulgelde  oder  in  der  Bezahlung  der  Erziehnngs-  und 
Lehrkosten  überhaupt  besteht;  vgl.  Zeitschrift  des  bair.  stat  Bnr. 
1882  S.  261.  — 

Für  Würtemberg  ordnet  die  Instr.  vom  30.  Mai  ls7:^ 
(Reg.-Bl.  S.  207)  an,  dass  der  Schulunterricht  zwar  auch  zur  Für- 
sorgepflicht der  Gemein-'en  gehören,  jedoch  hieraus  kein  Erstat- 
tungsanspruch erwachsen  soll,  da  arme  Kinder  nach  Art.  21  Abs.  4 
des  Oesetses  vom  29.  September  1886  durch  die  Ortsbehürden  von 
Bcttahlnng  des  Schulgeldes  freizulassen  sind. 

Für  Sachsen  bestimmt  der  in  Kraft  erhaltene  §  50  der 

Armenordnung  von  1840,  dass  für  schulpflichtige  Kinder  armer 
Eltern,  wo  nicht  besondere  Annenanstalten  bestehen,  das  Schulgeld 
nach  der  Hälfte  des  gewöhnlichen  Satzes  aus  der  Armenkasse 
zu  bestreiten  ist.  Nach  dem  iiQsetz  betr.  Volksschulen  vom  26.  April 
187:^  liegt  die  Unterhaltung  von  Volksschulen  besonderen  Scbul- 
gemeinden  ob,  denen  die  Erstattung  zofliesst.  —  Wo  besondere 
Armenschnlen  bestehen,  fftUt  nach  dem  allgemeinen  Grundsatz  des 
g  80  des  Reichsgesetzes  Aber  den  Unterstützungswohnsitz  die  Er- 
stattung fort,  wäl  diese  nur  allgemeine  Yerwaltungskosten  ver- 
ursachen. Im  übrigen  ist  die  genannte  Hillfte  reine  Armennnter- 
sttttzung,  die  auswärtigen  Armen  verbänden  zu  erstatten  ist  und  den 
Fristenlauf  beeinflusst.  Dies  ist  wiederholt  vom  B.-A  f.  d.  II.  er- 
kannt worden;  vgl.  Entscheidung  XV  S.  71  und  S.  74,  sowie 
XVII  S.  29  und  S.  82;  auch  Wittgenstein  I  Anmerkung  zu 
§  50  a.  a.  0.  — 

Für  Baden  bestimmt  §  54  des  Gesetzes,  betr.  den  Elementar- 

^    .  .  6.  März  1868  ,  r.,   d  u 

Unterricht  vom  ^     _  .  rs^i  Schulgeld  wird  für  Rech- 

19.  Februar  1874 
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nung  der  Gemeintiekasse  in  vierfeljührlichen  Katen  eriioben.  Die  Be- 
trettnisse der  ün vermöglichen  hat  der  zu  deren  Unterstützung  ver- 
pflichtete ArmoDTerbandje  nach  demOrade  ihrer  Unvermöglich- 
keit  ganz  oder  za  beBtimmten  Teilen  zu  bestretten.''  —  Aach  hier  hat 
das  B  A.  f.  d.  H.  erkannt,  dass  eine  derartige  Zahlung  als  Akt  der 
öffentlichen  Armenpflege  zn  erachten  sei;  vgl.  Entsch.  XVI  S.  27. 

Im  übrigen  hat  aber  das  Rimdesamt  wiederholt,  namentlich 
mit  Bezug  auf  Schul  unter  rieh  t  entschieden,  dass  das  Bediirfniss 
der  Annenpflege  von  vornherein  feststehen  müsse,  und  dass  der 
misslungene  Versuch  der  Einziehung  der  Schulgelder  und  die  nach- 
trägliche AbsetzDDg  der  Beträge  als  ,,iineinziehbar''  wegen  „Unver- 
mOgUchkeit"  ihnen  nicht  den  Charakter  der  öffentlichen  Armen- 
nnterstfltzung  gebe,  den  sie  nicht  von  vornherein  gehabt  hätten; 
vgl.  namentlich  die  Entscheidongen  XV  S.  70  (3  Fälle),  XYI  S.  26 
und  XVII  S.  29  (2  Fälle). 

Im  Reichstage  wurde  gelegentlich  ausgesprochen,  dass  die 
geringfügige  unentgeltliche  Gewährung  von  Lehrmitteln  aus  öffent- 
lichen Mitteln  an  schalpflichtige  Kinder  als  eine  den  Tätern  ge- 
gebene Armenontersttttzang  nicht  anfmfassen  sei;  vgl.  1874  Drucks. 
Kr.  170,  Stenograph.  Ber.  S.  1162.  —  Diese  Ansicht  erscheint 
aber  nach  Lage  der  Gesetzgebung  unrichtig,  weil  es  hierbei  ledig- 
lich auf  die  Landesgeset/gebun;^  und  die  thatsächlii'hen  Verhältnisse 
ankommt.  Die  Geringfügigkeit  macht  an  und  für  sich  keinen 
Unterschied. 

5;  187. 

Wenn  man  nun  auch  über  die  öffentlich-rechtliche  Natur  der 
Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Schulunterricht  verachiedener 
ISIeinung  sein  kann,  so  wird  man  doch  allein  aus  der  verfassungs- 
miissigen  Verheissung  unentgelüichen  Unterrichts,  so  lange  die 
Konten  hierftlr  nicht  schlechten  auf  die  Staatskasse  ttbemommen 
werden,  nicht  folgern  dürfen,  daea  die  Gewiihrunf  desselben  keine 
Armennnterstützung  darsienc.  Man  yerwechaeii  hierbei  ebenso, 
wie  es  von  Vielen  hinsichtlich  der  Armenpflege  geschieht,  die 
diesbezügliche  gesetzliche  Vcrpflii'htung  gegenüber  dem  Staat 
und  die  Erfüllung  derselben  im  einzelnen  Falle  seitens  der 
einzelnen  Gemeinde.  Wo  andere  Gemeindeeinwohner 
iSchulgeld  bezahlen,  ist  die  Befreiung  hiervon  oder  die  Erstattung 
ao  &  SchulgemeiDde  aus  der  Armeokasse  zweifelloB  eine  poeitiTe 
Ldstang  ans  Anlass  individueller  Bedürftigkeit. 

Gleichwohl  sollte  dieser  Umstand  nicht  mnderlich  sein,  ebenso 
wie  diis  Reichsgesetz  den  Armenverbänden  andere  T^ten  (na- 
mentlich die  aus  §  29)  positiv  auferlegt  hat,  auch  positiv  von 
Reichswegen  auszusprechen :  die  Gewährung  von  unent- 
geltlichem Schulunterricht,  bezw.  die  Bezahlung 
von  Schulgeld  fftr  dlirftige  Feraonen  gilt  nicht  ala 
Öffentliche  Armenunterattltzang.  Es  wfirden  damit  die 
ganz  nngerechtfertigten  und  rot  aUem  sehr  ungieichmäesigen  Wir- 
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kungen  in  Fortfall  kommen,  welche  durch  diese  Leistungen  gegen- 
wärtig aul  den  Liiul"  der  Fristen  geübt  werden.  Denn  für  Armen- 
▼erbinde^  die  elgentliofae  ArmflOflcSiikn  beatzen,  Hillen  gegenwärtig 
diese  Wirkungen  ganz  fort,  wtthrend  in  andern  der  Erwerb  bezw. 
Verlust  des  Unterstützungs Wohnsitzes  so  lange  gehindert  werden 
kann ,  als  der  Schulunterricht  dauert ,  unter  Umstünden  also  so 
lange,  als  in  einer  Familie  schulpflichtige  Kinder  vorhanden  sind. 
Dieser  Zustand  führt  insbesondere  zu  einem  erheblichen  Wider- 
spruch zu  ^  ö  des  FreizügigkeitBgesetzes,  welches  wegen  dauern* 
der  Bedlirfiigkeit  &  Antweisong  zolttnty  wührend,  wie  mehr- 
fiidi  dargelegt  worden,  die  gesetzgebenden  Faktoren  die  Nioht- 
entrichtnng  von  Abgaben  und  die  Befreiung  von  Schulgeld  als 
Ausweisungsgründc  nicht  anerkennen.  Vor  allem  aber  erscheint 
es  d(r  gegenwärtig  allgemein  anerkannten  GrundsUtze  über  die 
Notwendigkeit  des  Volksscliulunterriclits  nicht  würdig,  diese  vor- 
nehmste Veranstaltung,  die  ein  Staatswesen  gegen  künftige 
Verarmung  und  Erwerbslosigkeit  treffen  kann,  in  eine  Reihe 
mit  denjenigen  Aufwendungen  zu  stellen,  welche  die  bereits 
eingetretene  Armut  wieder  zu  beseitigen  bestimmt  sind'). 

In  der  Literatur  ist  dieser  Punkt  meines  Wissens  fast  gar 

nicht  erörtert.  Gutes  Material  bringt  speziell  mit  Bezug  auf  Armen- 
schaleu  ein  dem  brandenborgischen  Stndtetag  von  1879  vom  Bürger- 
meister Mertens  erstatteter  Bericht.  Derselbe  legte  auf  Grund  aus- 
führlicher stutistisclier  Nachweisunpen  dar,  dass  von  91  branden- 
burgischen Städten  84  keine  besonderen  Armen-  und  Kreischulen 
hätten,  und  dass  sich  da,  wo  di(»e  noch  vorhanden,  die  Beseitigung 
derselben  empfeUe.  Der  Städtetag  stimmte  dieser  Meinang  zu. 
Im  flbrigen  ist  lu  bemerken,  dass,  abgesehen  von  dem  Unterschiede 
zwischen  Volksschulen,  in  denen  wo  nötig  onentgeltlichcr  Unterri<dit 
erteilt  wird,  und  eigentlichen  Armenschulen  die  Aufwendungen  aus 
Gemeiiuiernitteln  den  stärksten  Anteil  zur  Unterhaltung  der  Volks- 
schulen beitragen.  —  In  Pr aussen  stellte  sich  1878  das  Ver- 
hältniss  folgendermassen : 


Es  betragen 

die 

Gesamiu  tauf  Wendungen 
1 

Von  den  Gesammtanf» 

Wendungen  waren 
perBÖDlicbej  sachliche 

2  3 

dieselben 

2  3 

in  Mill.  Mark 

in 

*>/o  • 

Staatsgebiet  .... 

101.017 

71.584 

89.488 

71 

29 

4&809 

81.782 

18.166 

n 

88 

57.118 

80.801 

17.817 

70 

80 

•)  Bekanntlich  hutte  Karl  d.  Gr.  in  Bezug  auf  tlcti  Schulunterricht 
angeoidnet,  dass  derselbe,  damit  alle  Kinder  der  Pfarrei  dieser  Wohl- 
that  gemessen  and  keines  wegen  Armut  ausbleibe,  unentgeltlich  erteilt 
würde.  Vgl.  die  Amn.  bei  Ratsinger  S.  288. 
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Speidell  für  das  ätelleneiukommen  betrug: 


der  GeBBmmtaiif- 
wand 

Dayon  entfielen  auf 

DieMlben 

Schulgeld 

EinkAoft« 

Ton  Sclial-, 
Kirchen-  a. 

gvUherrl. 
nnd  Pntro- 

in  Mili.  Mark 

1 

2 

3  . 

4 

1 

2 

3 

4 

iu  Mill.  Mark 

Staatflgebiet  63.047 

12.958 

7.578 

84.840 

7.658 

21 

12 

55 

12 

Stüdte.  .  29.0(11 

7557 

1.086 

19.048 

1.618 

25 

4 

66 

5 

Land  .  .  8404  2 

5.719 

e.492 

U.792 

6.089 

17 

18 

Vgl  das  öffentliche  ToIksschidweBeii  in  Prenssen,  bearbeitet 
▼on  Petersilie,  in  £rg.*H.  X  (1882)  nur  Zeitechrilt  des  preoss. 
etat.  Boreaos. 


e«  Bpesiell:  Die  armenreehtlielie  Familiengemeinsehafl» 

§  188. 

Abgesehen  Ton  der  Wirkang,  welche  die  Verabfolgung  yon 
Unterstützung  im  Falle  dauernder  Bedürftigkeit  auf  den  Fristen- 
lauf  bei  Erwerb  und  Verlust  des  UnterstUtzungswohnsitzeä  Übt, 
kommt  noch  die  andere  sehr  wesentliche  Wirkung  in  Betracht, 
dass  im  Falle  des  Eintritts  dauernder  Bedürftigkeit  vor  vollea- 
det(im  Erwerb  des  Untenstiitzungswolinsit/es  die  Ausweisung  des 
Bedürftigen  erfolgen  darf.  Zur  Ueberuihme  de.s  Bedürftigen 
ist  in  soiciien  Fällen  der  zur  Kostenerstattung  verpflichtete  Ar- 
men^erband  Terpflicbtet  (§  31  und  82  des  Gheetsee). 

Ohne  Mahe  yollzieht  sich  nun  die  Regelung  des  Verhültnisees 
da,  wo  es  sich  um  zwei  Ortsarmenverbände  und  nm  einen  einzelnen 
Fall  dauernder  Bedürftigkeit  handelt.  Dagegen  ergeben  sich 
ganz  eigentümliche  Schwierigkeiten  in  folgenden  Fällen.  Wenn 
ein  Individuum  bei  Eintritt  der  dauernden  Bedürftigkeit  keinen 
Unterstützungswohnsitz  besitzt,  so  ist  derjenige  Land- 
armenverband  (gemäss  30)  zur  Kostenerstattung  verpflichtet, 
in  dessen  Bezirk  die  liülfsbedürftigkeit  hervorgetreten  ist.  Falls 
um  das  Individnam  sich  aus  dem  Bezirk  dieses  Landarmen- 
yerbandes  entfernt  und  von  seinem  anderweiten  AufenthaltBorte 
-wieder  unterstützt  werdtti  muss,  weil  es  noch  nicht  aufgehört 
hat,  bedürftig  zu  sein,  so  eigiebt  sich  die  Frage,  ob  derjenige 
Landarmenverband  zur  ferneren  Kostenlast  verpflichtet  ist,  der 
beim  Eintritt  der  Bedürftigkeit  hierzu  verpflichtet  war, 
oder  ob  liierüber  lediglich  der  zeitweilige  Aufenthalt  ent- 
scheidet. Insbesondere  fragt  es  sich,  ob  bei  Bejahung  der  ersten 
Alternative  auch  bei  einem  Lmdarmeoverband  von  einer  Ver- 
pflichtung zur  Uebemahme  gesprochen  werden  kann. 
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Noch  komplizirter  wird  der  Sachverhalt,  wenn  die  Bedürf- 
tigkeit nicht  in  Anflebnng  eines  einzelnen  selbständigen  Indivi- 
duums oder  einer  zusammenlebenden  Familie  vorhanden  ist,  son- 
dern wenn  eine  Familie  oder  ein  oder  mehrere  unselbständige 
Angehörige  unterstützt  werden  müssen,  weil  und  so  lange  ihr 
Familienhaupt  abwesend  ist. 

Muss  nach  ganz  allgemeinen  und  im  übrigen  nicht  ange- 
fbchtenen  GnmdstttaseneinFaiiiilienhattpt  ab  bedürftig  gel- 
ten, weldies  ausser  Stande  ist,  seine  Familie  ohne  fremde  Hülfe 
zu  unterhalten ;  so  erscheint  es  konsequent,  das  Famflienhaupt 
auch  dann  als  unterstützt  anzusehen,  wenn  die  Unterstützung 
nur  seinen  Angehörijxon  «gewährt  wird,  und  aus  diesem  Grunde 
auch  die  Folgen  der  Unterstützung,  nlimlich  Ruhen  bezw.  Unter- 
brechen der  Fristen  zum  Erwerlj  des  Unterstützungswohnsitzes 
fUr  das  FamiUenhaupt  ebenso  eintreten  /u  lassen,  als  wenn  es 
mit  seiner  Familie  zusammenlebte.  Diese  Folgen  erscheinen  nun 
auf  den  ersten  Blick  nur  mit  der  gewObnlichai  Wirkung  ausge- 
stattet, den  Erwerb  bezsr.  den  Verlust  des  Untersttttzunsswomi- 
sitzes  innerhalb  des  Ortsarmenverbandes  des  Aufenthaltes  fllr 
das  Familienhauplf wie  flkr  die  Familie  zu  hindern;  es  verbindet 
sicli  aber  mit  ihnen  eine  andere,  weniger  erwünschte  Wirkung, 
wenn  es  sich  um  mehr  als  die  blosse  Kosteneratattun^f,  nämlich 
um  die  Uebernahme  in  eigene  Fürsorge  handelt.  Weil 
nämhch  derjenige  Armenverband  zur  Uebernahme  verpflichtet 
ist,  in  welchem  der  UnterstUtzungswohnsitz  durch  die  Gewährung 
▼on  Unterstützung  an  ein^  Familienangehörigen  auch  für  das 
Famflienhaupt  erhalten  bleibt,  so  sieht  nicht  das  letztere  durch 
seine  wirtscnafitliche  Thätigkeit  an  einem  anderen  Orte  seine  An- 

f^hörigen  nach  sich,  sondern  umgekehrt  zieht  der  Angehörige  das 
kmilienhaupt  an  den  Ort  des  UnterstUtzungswohnsitzes  zurück. 

§  189. 

Zu  unerwarteten,  ja  man  darf  sagen,  zu  wahrhaft  über- 
raschenden Gestsltungen  führt  aber  die  konsequente  DurchfUhruQg 
dieses  Grundsatzes,  wenn  deijenige  Landarmenverband  zur 
Uebernahme  verpflichtet  erachtet  wird,  in  dessen  Bezirk  die  Be- 
dürftigkeit irgena  eines  Familienangehörigen  zum  ersten  Maie 
hervorgetreten  ist.  In  diesem  Falle  bleiot  nämlich  nichts  übrig, 
als  den  erstmahg  verpflichteten  Lmdarmenverband  zu  der  dau- 
ernden Fürsorge  und  uebernahme  der  ganzen  Familie  zu  ver- 
pflichten. Würde  also  beispielsweise  ein  im  Bezirke  des  Liandarmen- 
verbandes  A  von  einer  fortziehenden  Familie  zorüduelassenes 
Kind  von  diesem  in  danemde  Pflege  genommen,  so  übernähme 
«r  damit,  so  lange  diese  Pflege  dauert,  auch  die  Verpflichtung 
SBur  Uebernahme  der  ganzen  Familie,  deren  einzelne  Glieder  sich 
in  den  Bezirken  B  und  C  befinden,  und  deren  Haupt  während 
dieses  Zeitraums  einen  Unterstützungswohnsitz  nirgenas  erwerben 
kann,  weil  es  als  dauernd  bedürftig  zu  erachten  ist;  würde  aUo 
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i'in  anderes  Kind,  oder  die  Ehefrau,  oder  der  Ehemann  in  den 
Bezirken  1)  oder  C  inzwisclien  krank  oder  sonst  unterstützungs- 
bedürftig, so  müsate  gleichwohl  der  Landarmen  verband  A  die 
Knrkotten  eratetten.  Abgesehen  von  dieaoi  Wirkungen  ftbr  den 
Annenverband  übt  ferner  ein  solcher  Ztuammenhang  auch  ent- 
scheidenden EinHuss  auf  das  Verbleiben  des  Familieahaaptes 
und  seiner  FamiHe.  Weil  das  erstere  in  der  Person  eines  semer 
Angehörigen  für  dauernd  unterstützt  zu  erachten  ist,  kann  es 
überall  zurückgewiesen  werden,  ausser  von  demjenigen  Orte, 
welchen  der  verpflichtete;  Landarmen  verband  ihm  innerhalb  seines 
Bezirks  zum  Aufenthalt  anweist. 

Für  die  Praxis  haben  nun  derartige  Fälle  eine  besondere 
Bedentong  erlangt,  nachdem  die  Rechtsprechung  des  Bundesamti 
f.  d.  H.  das  Eintreten  der  vorbeseichneten  Wirkungen  ganz  kon- 
stant ausgesprochen  und  ohne  Unterscheidung  zwischen  Orts-  und 
Landarmenverbänden,  zwischen  einzelnen  Personen  und  Familien 
demontsprccliondo  einheitliche  (irundsHtze  fiir  alle  diese  Falle 
der  armenrcchtlicheu  Familiengemeiuschaft  auige> 
stellt  hat 

Diese  Gruudsatze,  die  wichtig  genug  sind^eiiu  vollständig  mit- 
geteilt zu  werden,  sind  im  Zentralblatt  des  Deutschen  Reichs  1S83 
S.  83  wie  folgt  formulirt  und  zusammengestellt: 

Die  armenrechtliche  Familiengemeinschaft  nach 

der  Judikatur  des  Bundesamts  für  das  Heimatwesen. 
I.  Zur  Familie  im  armenrechtlichen  Sinne  gehören  alle  diejenigen, 
welclie  an  den  Untersttitzungswohnsitz- Verhältnissen  des  Familien- 
hauptes teilnehmen,  mag  letzteres  einen  UnterstUtzimg&wohDsits 
haben  oder  landarm  sein. 
1.  Familienglieder  sind  danach 

a)  die  Ehefrau  während  der  Daner  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft; 

b)  die  ehelichen  und  den  ehelichen  gesetzlich  glochstehen- 
den  Kinder  bis  zum  zurttckgelegten  24.  Lebensjahr  nebst 

Ehefrau  und  Kindern; 

c)  die  in  die  Ehe  gebrachten  ehelichen  und  ausserehe- 
iichen  Vorkiiider  der  EhelVau  nebst  den  ihre  Unter- 
sttitzungswühnsitz- Verhältnisse  teilenden  Personen  (Ehe- 
frauen, eheliche,  Stief-  u.  s.  w.  Kinder). 

.  2.  Nur  in  einigen  Beziehungen  gehören  zur  armenreditlicheii 
Familie 

a)  die  in  Bezug  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 

stutzungswohnsitzes  selbständige  Ehefrau; 

b)  in  Bezug  auf  den  Vater  diejenigen  Kinder,  welche  den 
UnterstUtzungswohnsitz  der  selbständigen  Mutter  teilen. 

8.  Nicht  zur  Familie  gehören 

a)  die  rechtskräftig  geschiedene  Ehefrau  und  die  von  ihr 
bezüglich  der  L'uterstützungswohnsilz  -  Verhältnisse  ab- 
hängigen Personen; 
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b)  eheliche  u.  s.  w.  Kinder  nach  zarQckgelegtem  24.  Lebens- 
jahre und  die  von  ihnen  abhängigen  Personen. 
II.  Die  Familion5?emcinschaft  entsteht 

1.  mit  der  Eheschliessung  für  die  Ehelrau  und  die  bis  dahin 
ihre  l'nterslützungswohnsitz-Verhältnisse  teilenden  Personen 
—  selbst  wenn  Armenpflege  unmittelbar  oder  mittelbar  be- 
reits eingetreten  war; 

2.  mit  der  Geburt,  Adoption,  Legitimation  fOr  die  Kinder. 
III.  Familienhanpt  nnd  Fsmilienglieder  bilden  eine 

Personeneinheit. 

Daraus  folgt: 

1.  die  Unterstützung,  welche  einem  landarmenFamilien- 
haupte  gewährt  wird,  bestimmt,  so  lange  sie  andauert,  den 
ftirsorgejitliclitigen  Landarmenverband  für  alle 
F  a  m  i  1  i  e  n  g  1  i  e  d  e  r ,  wenngleich  d lese  i n  einem  anderen 
Landarmenverband  hülfsbediirftig  werden; 

2.  die  Unterstützung,  welche  einem  Familiengliede  gewährt 
wird,  gilt  als  dem  Familienhaupte  gewährt: 

a)  dieselbe  bringt  ftr  das  Familienhanpt  den  Lauf  der  zum 
Erwerb  und  Verlast  des  Unterstfitanngswohnsities  fthren- 
den  Fristen  zum  Stillstand; 

b)  sie  bestimmt  den  ftirsorgepflichtigcn  T.andarmenverband 
auch  für  das  Familienhaupl  und  andere  l'amilienglieder, 
welche  während  der  Dauer  dieser  Unterstützung  an  an- 
dern Orten  hülfsbedürftig  werden. 

In  den  hier  aufgeführten  Beziehungen  gelten  auch  die  nnter  I 
Kr.  2  bezeichneten  Personen  als  zur  Familie  gehörig. 

8.  Die  Uebernahme  der  Familienglieder  kann  nicht  ohne  die 
des  Familienhanptes  verlangt  werden,  falls  aneh  letzteres  . 
sich  im  ßczirk  des  Torlänfig  onterstfltzenden  Armenverban- 
des befindet. 

In  der  sub  hervorgehobenen  Beziebunir  gelten  die  unter  I  Nr. 
2  aufgeführten  Personen  nicht  als  zur  Familie  gehörend.  — 

Die  bezüglichen  Entscheidungen  des  Bundesamts  sind  gleichfalls 
im  Zentralblatt  für  1883  S.  58,  141  und  328  ausführlich  mit- 
geteilt. —  In  der  amtlichen  Sammlung  der  Entscheidungen  eine 
grosse  Zahl  von  derartigen  Erkenntnissen:  naeh  1883  namentlich 
XVI  S.  122  (3  Fälle)  nnd  XVII  8.  113  (2  Fälle). 

8  190. 

Gegen  die  vorstehenden  GhmndsfttEe  wird  sweierlei  ein- 
gewendet: erstens,  das8  der  auf  die  Landarmen  verbände  be- 
zügliche Teil  auf  einer  falschen  Auslegung  des  Gesetzes 
beruhe,  und  zweitens,  dass  die  dem  Gesetz  entsprechende 
Zulassung  der  Ausweisung  eine  unnütze  Härte  enthalte.  Iri 
der  crsteren  liezieliung  sei  daher  eine  vor  solcher  Auslc2:iin[c 
aicherstellende  Fassung  dos  Gesetzes ,  in  der  zweiten  eine  die 

Fortcbangen  (27)  VI.  4.  —  H&niUrberg.  32 
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Alwweitculg  enohwereode  Betdmmtmg  notwendig^).  Hierüber 
ist  FolgendeB  sa  bemerken: 

Erstens:  Die  Auslegung,  welche  das  Bundesamt  den 
sii;  30—32  in  Ansehunc^  der  Limdarmenverbdnde  giebt,  dürfte 
in  der  That  auf  einem  Irrtum  beruhen,  und  zwar  auf  demselben^ 
welchen  die  Reichstagskonimission  in  Bezug  auf  das  wirtschaft- 
liche Aequivalent  beging,  indem  sie  Orts-  und  Landarmen- 
verbände  hierbei  einander  völlig  gleichstellte,  während  in  Wahr- 
heit nur  bei  enteren  von  einem  wichen  Aequivaknt  die  Rede- 
sein  kann.  Denn  die  Verpflichtung  zum  Kostenenats  ist  be» 
beiden  Verbänden  eine  grundsätzlich  Terachiedene.  Zur  Yor- 
läufigen  UntentQteung  ist  jeder  Ortsarmenverband  ganz  un- 
abhängig von  der  definitiven  Verpflichtung  zur  Armenhut  ver- 
pflichtet; er  hat  sich  wegen  Kostenersatz  zuniichst  an  den 
Armenverband  des  UnterstUtzungswohnsitzes  zu  halten.  Erst 
wenn  sich  ergiebt,  dms  ein  solcher  Armenverband  nicht  vorhan- 
den ist,  soll  der  Landarmen  verband  subsidiär  eintreten  und 
zwar  derjenige,  „in  dessen  Bezirk  sich  der  Unterstützte  bei  Ein- 
tritt der  HttUsbedttrmgkett  befimd**. 

Das  Gesetz  stellt  also  in  Gegensatz  zu  dem  rechtlichem 
Sichbeflnden,  d.  h.  dem  Unterstützungswohnsitz  —  das  that- 
Sflch liehe  Sichbefinden,  d.  h.  den  zeitweiligen  Aufenthalt.  Mit 
anderen  Worten:  über  die  Verpflichtung  zum  sub- 
sidiären Kostenersatz  entscheidet  derjenige  räum- 
liche Bezirk,  in  welchem  sich  dereinzelne  Pflegefall 
zugetragen  hat,  wobei  es  gerechtfertigt  sein  mag,  das» 
der  Landfumenverbuid  auch  noch  zum  Kostenersatz  veo^iflichtet 
bleibt,  wenn  der  Bedürftige  seinen  Aufenthalt  in  den  Bezirk  einea 
anderen  Landarmenverbandes  legt,  ohne  dass  er  aufgehört  hat, 
unterstützungsbedürftig  zu  sein^).  Dagegen  einen  anderen,  in 
seiner  Veranlassung  von  dem  ersten  völlig  verschiedenen  Fall 
nur  deshalb  ein-  und  demselben  Landarmenverband  zur  List 
legen,  weil  dieser  erste  seiner  Fürsorge  unterliegt,  heisst  den 
eigentlichen  Sinn  des  Gesetzes  verkennen  una  die  polizei- 
lidie  Verpflichtane  zur  ArmenfUrsorgc  mit  der  ▼ermö^a- 
rechtlichen  Verpflioiitung  zur  Tragung  der  Armenlast  identifisBren.. 

')  Vgl.  Seydel  S.  ."iOS  prof^en  die  damals  eben  br^imiendc  Judikatur 
des  B.-A.  —  Eine  sehr  klare  Darlegunje  liudet  man  iu  einer  aDonymen  Ab- 
handlung in  Dentecbe  Gem.-Z.  \v!8  S.  69.  —  Ueber  die  poliseinehe  und. 
die  vermocensrechtliche  Bedeutung  der  Armengegetzpeliung  überhaopt 
Fl  Ott  well  I.  —  Die  Armenkomnii:*3ion  in  Hanau  etnpHehlt  Aenderunp 
der  14 — 27  in  der  Richtung,  dase  unter  gewissen  Vorausaetzungen  durch 
Unterstützung  von  Angehörigen  nicht  auch  d&a  Famtlienhaupt  selbst  als 
unterstützt  zu  betrachten  sei.  weil  liienlureh  die  Annenvei)»ände  oft  für 
Personen  fUrsorgcpliichtig  würden,  welche  längst  von  ihnen  abwesend  sind. 
•)  Dies  ist  betspielsweiM  in  den  Entaeh.  ?CVI  8.  122  vnd  XVII 
113  der  Fall ,  die  davon  handeln,  dass  Jemand  v<»n  mehreren  I^nd- 
armenveribXnden  wegen  Krankheit  verptiegt  werden  muss  und  es  sieb 
heransstellt,  dass  diese  Krankheit  nur  äusserlich  diskontinairiich  zur  £r- 
soheinuog  gekommen  ist,  während  de  thstsKehUeh  fortdauernd  dieselbe 
blieb. 
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Konsequenter  \\'ei8e  dürfte  nicht  der  Autenthalt  des  Anp:e- 
hörigen  entscheidend  sein,  der  unterstützt  wird,  sondern  umge- 
kehrt gerade  der  des  FanuHeoliauptesy  welches  der  eigcntlidi 
UnterstUtete  ist  Und  wenn  das  eine  bedürftige  Ghed  ^e 
ganze  Familie  nacli  sich  zieht ,  statt  dass  die  umgekehrte  Folge 
eintritt,  so  ist  die  Meinung  des  Gesetzes^  dass  unselbständige 
Angehörige  den  Unterstützungswohn.sitz  ihres  Farailienhauptes 
teilen,  in  ganz  unrichtiii;er  Weise  verallgemeinert,  weil  aem 
Landiirmen verband  gegenüber  nicht  der  Unteratützungswohn-sitz, 
sondern  eben  der  Mangd  eines  solchen  entMhddend  sein  solP). 
Es  lässt  sich  gewiss  nicht  verkennen ,  dass  hierdurch  die  eigen- 
tUmliche  Natur  der  Landarmenverbftnde  als  erglänzender  Tii^;er 
der  Armenlast  verkannt  und  beeinträchtigt  wird. 

^  191. 

Schwerwiegender  noch  sind  die  Einwendungen  in  Bezug 
auf  die  Zurückver Weisung.  Denn  die  fälschliche  Behistung 
eines  Landarmenverbandcs  wird  seine  gesummten  Finanzverhält- 
nisse  nicht  sonderlich  beeinflussen ;  dagegen  ist  die  Ausweisung  dne 
Massregel,  die  den  Bedürftigen  selb^  und  unter  Uinstttnden  sehr 
hart  trifft.  Man  hat  sich  oierbei  zu  vergegenwärtigen ,  dass  es 
sich  nicht  allein  oder  auch  nur  in  der  Hauptsiiclie  um  IVrsonen 
handelt,  die  ihre  Familien  böswillig  verlassen  haben  —  diese 
sind  leider  am  schwersten  zu  lassen  — ,  sondern  sehr  viel  öfter 
um  solche,  die  gerade  aus  lobenswerten  Gründen  sich  von  ihrer 
Futtilie  getrennt  habeo,  um  auswfirts  Arbeit  an  suchen. 

Folgende  in  den  Entaidieidungen  des  Biindesamtes  behandelte 
Fülle  scheinen  mir  hierfür  charakteristisch  zu  sein.  In  der  ESntschei- 
dung  vom  1 1 .  Dezember  1 880  handelt  es  sich  um  Ausweisung 
eines  Maurers  nebst  P^amilie ;  es  war  unter  anderem  auch  von 
dem  übcmahmepflichtif^en  Armenverbande  behauptet  worden,  dass 
derselbe  nebst  seiner  Frau  am  Aufenthaltsorte  schon  wieder- 
holt Verdienst  gefunden  habe,  den  er  am  Orte  des  UnterstiUiBungs- 
wdmsitaes  kaum  su  erwarten  habe.  Das  Bundesamt  glaubte 
aber  diesen  Ausfllhrungen  nicht  beitreten  zu  sollen  und  gab  dem 
Antrage  auf  Ausweisung  statt.  —  In  der  Entscheidung  vom 
20.  November  1878  X  S.  139  wird  die  Behauptung  des  ver- 
klagten Armenverbandes  W.,  dass  die  N.  „in  W.  keine  oder 
nur  wenig  lohnende  Arbeit  finden  werde,  und  in  W.  weder 
auf  fireundlichen  Empiung  noch  auf  genügende  Unterstflisung 
zu  rechnen  habe^,  mit  dem  Bemerken  surttckgewiesen ,  .dass 
ein  erheblidier  Nachteil  im  Sinne  des  §  56  nicht  schon  darin 
liegt,  wenn  an  dem  bisherigen  Aufenthaltsorte  die  Erwerbs- 

*)  »So  Damentlich  auch  Seydel  8.  592  und  Anm.  .'>.  —  In  dkaem 
iSmn9  hatte  aneh  das  sXchs.  Minitterinm  des  Innern  sich  wiederholt  ent- 
schieden; gerade  gegen  dosson  Auffaspunf^  wcndfl  die  Entsch.  vom 
10.  Febr.  18^  in  XV  8.  lüU,  wo  die  GrUnde  für  die  rraji^is  des  B.-A.  unter 
Bemfiing  auf  die  Mhere  koDstante  Rechts|ireekiiiig  nochmab  dai|^ 
legt  moL 
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Tarhttltniase  günstiger,  insbesondere  die  Löhne  höher  sind^ 
wie  dies  meistenteils  in  StHrlten  gegenüber  dem  platten  Lande 
zu  sein  pflegt  -  und  zwar  um  so  weniger,  als  ein  Minder- 
erwcrl)  des  llülfsbcdürftigen,  soweit  er  nicht  durch  die  «geringere 
Hölie  der  Ausgaben  tiir  \N'()hnungsmi(!te  und  Lebensmittel  aus- 
geglichen wird,  von  dem  Armen  verband,  welcher  das  Recht 
eigener  Fttrsorge  in  Anspruch  nimmt,  dm^eh  einen  ent- 
sprechend höheren  Zuschuss  aus  Armenmitteln 
ausgeglichen  werden  muss"!  —  In  der  Entscheidung  vom 
l.  Dezember  1883  XVI  S.  143  handelt  es  sich  um  ein  Dienst- 
mädchen und  ihr  wegen  unzureiclienden  Verdienste«  der  Mutter 
dauernd  IxKliirttiges  Kind;  der  Aufenthaltsort  hatte  dio  Keber- 
ftihrung  der  Mutter  mit  dem  Ivimle  abgi^h^lmt,  weil  rrstere  im 
(jlesindedienst  stehe,  und  gemeint,  nur  letzteres  sei  bedürftig ;  da- 
gegen tUhrte  das  Bundesamt  aus:  „die  Mutter  selbst  sei  io  der 
Person  ihres  Kindes  nntersttttBungsbedOrftig  geworden;  das  öflfent- 
Uoh-rechiliche  Verhältniss  zum  unterstütsenden  Armenverband  wirke 
aber  derart^  das  es  auch  das  Gesindeverfaältniss  löse;  es  hätte  daher 
die  Mutter  eventuell  zwangsweise  transportirt  werden  müssen". 

Man  sueht  vergeblich  nach  einem  tieferen  Zweck  derartiger 
Ausweisungen;  ihre  Durchführung  ist  ledi;;li(li  eine  formalistische 
Folge  des  (ie«etze,s  Besonders  bemerkenswert  ersclu'int  auch 
hier  wieder  das  Verhalten  der  verpflichteten  Armenvtrbandc,  die 
sich  gegen  die  Uebernahme  wehren,  obwohl  sie  im  tlbrigen 
ihre  nnansielle  Verpflichtung  nicht  bestrdten.  In  der  That  wund 
man  der  naiven  Versicherung  des  Armenverbandes  W.  Glauben 
schenken  können:  der  £mpfang  der  N.  wird  gewiss  kein  sehr 
freundlicher  gewesen  sein.  Auch  hier  spricht  also  das  wohl- 
verstandene Interesse  der  Bedürftigen  gegen  die  Zulassung  einer 
harten  Massregel,  welche  die  BetroflVnon  schädigt,  ohne  dem 
vorläufig  unterstutzenden  Armenvcrbandc ,  der  seinen  Aufwand 
erstattet  erhält,  zu  nützen. 

Es  ist  hier  an  die  ^§  55.  5(5  des  BeichsgesetBes  su  eiümeriiy 
welche  die  Beschränkung  der  Ausweisungsbefugniss  unter  ge- 
wissen Voraussetsungen ,  namentlich  auch  dann  zulassen,  „wenn 
die  Ausweisung  mit  erheblichen  Härten  und  Nachteilen  für  die 
Auszuweisenden  verbunden  sein  würde**.  F>s  w.ire  durchaus 
wünsehenswcrt.  dass  von  dieser  liefugniss  auch  seitens  des  Bun- 
desamtes ein  dem  Sinne  de.s  Freizügijj^k^^itsgesctzes  entsprechen- 
der Gebrauch  gemacht  würde,  so  dass  also  Ausweisung 
arbeitsfähiger,  unbescholtener  Personen  in  keinem 
Falle  stattfinden  dttrfie. 

iL  Speziell:  P'estselziins-  einer  Altersirrenze,  von  Melehcr  ab  Kr- 
werb  Qud  Verlust  des  L'iiterstUbtung.^wohusftzes  nicht  mehr  zn- 

lisstiT  siao« 

§  192. 

Noch  ist  eine  kurze  Bemerkung  notwendig  über  diejenigen 
Personen,  welche,  bereits  im  arbeitsunmhigen  Alter  stehend,  ihren 
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bibherigtn  Aufenthalt  verlassen,  um  nach  Orten  mit  guten 
Annenanstalten,  besondei*s  nach  grossen  Städten  zu  ziehen.  Zweitellos 
kommen  diese  Fälle  nicht  ganz  selten  vor,  wie  die  an  anderer 
Stelle^)  mitgetdlten  ZaUen  ersehen  lassen;  auch  smd  sie  die 
Emsigen)  \m  denen  in  der  That  nicht  wohl  von  einem  wirt- 
BC^ttnlich«  n  Aequivalent  die  Bede  sein  kann.  Man  hat  daher 
voigeschlagen^  eine  Altersgrenze  —  GO  oder  55  Jahre  —  fest- 
zusetzen ,  (il)er  die  hinaus  ein  neuer  Unterstützungswohnsitz 
durch  Aut'entli.ilt  nieht  mehr  soll  erworben,  der  bisherige  durch 
Abwesenlu'it  nieiit  mehr  soll  verlonii  werden  können;  selbst- 
verständlich soll  auch  in  diesen  Fulh-n  die  KUckweisungs- 
befugnisa  der  Armen  verbände  nicht  beschränkt  werden. 

Vom  Standpunkte  der  gerechten  Verteilung  der  Armenlast 
liisst  sich  hiergegen  ebensowenig  etwas  sagen ,  wie  Tom  Stand- 
punkt der  Bedürftigen,  die  an  dem  einen  Orte  so  gut  wie  an 
dem  andern  erwerbsunfähig  und  bediirllig  sind.  Ist  man  der- 
selben Meinung,  wie  der  Abg.  Streit,  der  im  Reichstage  sein 
Mitgefühl  mit  solchen  armen  alten  Leuten  au8S})rach,  ^die  in  ihre 
Heimat  nicht  zurückkeliren  dürften,  an  fremdem  Orte  ihre  Tage 
vertrauern  müssten",  ao  wird  man  sogar  ein  gutes  Werk  zu  thim 
gruben  dürfen,  indem  man  solche  einschränkenden  Bestimmungen 
triflft.  Allerdings  dürfte  diese  Mdnung  nicht  attseitig  bestätigt  wer- 
den; eine  nnaweifelhafie  Erfidirung  spricht  vielmehr  dafUr,  dass 
Leute  dieser  Art  nur  forti.,ehen,  wenn  es  ihnen  in  der  Heimat  imer- 
träglicl)  schlecht  geht,  und  dass  sie  lieber  auf  jede  Unterstützung 
verziehten,  ehe  sie  dorthin  zurückkehren  - ).  Kin  anderer  häufiger 
Grund  des  Fortziehens  ist  für  alte  Leute,  dass  ihre  Kinder  an 
anderem  ( )rte  wohnen  und  sie  gerne  mit  ihnen  zusammenleben  und 
sich  durch  Kinderwartung,  Hausaufsicht  noch  nützlich  machen 
wollen;  auch  filllt  bei  diesem  Zusammenleben  den  Kindern  die 
Unterhaltung  der  Eltern  sehr  viel  leichter,  als  wenn  yon  emem 
auswärtigen  Armenverbande  Unterstützung  gewährt  und  von 
den  Kindern  in  baarem  Golde  wieder  eingezogen  wird. 

Diese  Möglichkeit,  sich  in  der  eigenen  Familie  noch  nützlich  zu 
machen,  sollte  man  wenn  angänglich  nicht  erschweren.  Auch 
wird  man  die  von  solchen  alten  Leuten  drohende  Mehrbelastung 
nicht  zu  hoch  ansehlagen  dürfen.  Wenn  andererseits  Stftdte  wie 
Berlin,  Breslau.  Frankfurt  a.  M.  u.  a  wirklich  etwas  stärkere 
Belastung  erhalten,  so  sollte  billig  auch  in  £rwä^ng  gezogen 
werden,  wie  viel  wohlhabende  ältere  Leute  nach  solchen  Stadien 
sieben,  die  Orte,  an  denen  sie  berufsthfltig  gewesen  sind .  in 
ihrem  Wohlstände  vermindernd,  die  Orte,  in  denen  sie  die  Frucht 
ihrer  Arbeit  geniessen,  in  ihrem  Wohlstand  erhöhend. 

Vjjl.  oben  «.  219-223;  namentlich  die  TubiUe  für  Berlin. 
^)  Dies  ist  eine  oft  gemachte  Wahrnehmung,  vgl.  Flottwell  I 
S.  r,4,    Adickos  S.  7711  —   Ebcndasfonic  ist  mir  von  Aimeilkoroinis- 
bionüvoretehern  iu  Berlin  wiederholt  versichert  worden. 
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Zwangsmassregeln  gegen  Arme  und  gegen  Armen- 

verwaltungen. 

Das  W'eseu  der  Ariiieuverwaltuu|^  im  allgemeinen. 

§  193. 

Wie  immer  beacbaffien  die  ArmeDgesetzgcbuDg  und  die  Ver» 
beflserongen  denelben  sein  mögen,  darüber  sind  Freuode  und 
Gegner  einig,  dass  der  wesentlichste  firfolg  derselben  von  ihrer 

Ausfllhrung  und  Anwendung  abhänfje,  dass  ein  sclilechtes 
Gesetz  und  gute  V^erwultung  noch  immer  besser  seien,  als  ein 
gutes  Gesetz  und  J<clilechte  X'envaltimg.  Und  in  der  That  wird 
diese  Meinung  —  die  in  gewissem  Sinne  für  alle  Verwaltungs- 
thätigkeit  gelten  kftnn  —  gans  besonders  in  Ansehung  der 
Armenverwaltung  berechtigt  sein,  weil  auf  keinem  Gebiete  mehr 
als  auf  diesem  nienschlidic  Sdiwiichen  auf  Seiten  der  Gebenden 
und  auf  Seiten  der  Nehmenden  geeignet  sind,  das  vom  Gesetze 
Gewollte  geradezu  zu  vereiteln. 

Vielesi  DahingehOrige  ist  schon  in  den  vorn  ufjn^«  Ii  enden  Ab- 
schnitten ausliihrlielier  (lar;;elegt  oder  an^iediMitet  worden  Ks 
zeigte  sich,  in  wclehem  Masse  das  Vorhandensein  von  Mitteln  die 
Uebung  der  ArmenpHego  beeinflusst,  wie  schädlicli  ihr  Uebenuaas 
ebensowohl,  als  ein  Hangel  derselben  wirken  kann.  Auf  die  nahe 
Beeiehung  des  Armenwesens  su  allen  Eirscheinnngen  des  Wirtschaft- 
liehen,  sozialen  und  politischen  Lehens  wurde  hingewiesen  und  der 
isfefahr  gedacht,  die  aus  falscher  Behandlung  der  Armut  als  eine» 
persönlich  versi  huKU-ten  Zustandes  erwäcliscn  kann,  sobald  ledig- 
Tieli  saehliche,  vor  allem  wirtseiiaftlirlie  Ursachen  dieselbe  herbeige- 
führt hal)en,  und  wie  unig<'kehrt  die  unbedacliteHiiltcleistung  ;,^'i;en- 
iiber  der  verschuldeten  Armut  gefährlich  sein  muss.  Auch  aui  die 
Uebergituge  wurde  aufmerksam  gemacht,  die  sich  leise  und  unmerk- 
lich von  unverschuldeter  Erwerbslosigkeit  suni  Vermögensverlust, 
von  diesem  2ur  Arbeitsscheu  und  aur  Liederlichkeit  Inlden. 
Doch  ist  diese  reiche  Mannigfaltigkeit  seoHscIier  und  kürperiicher 
Olücks-  und  Leidenszustiinde  durch  einige  Formeln  zu  er- 
schöpfen  so  wenig  möglich,  wie  die  Bcgrilfc  Arbeitsfähigkeit 
und  Arheitsunfihigkeit,  dauernde  und  vorübergehende  lledürftig- 
k<-it  allen  Möglichkeiten  ^^ereeht  weiden  können  .  welche  im 
wirklichen  Leben  den  Eintritt  der  Armenpflege  veranlassen.  Nach 
Erwerbsart  und  Le beusge  wohn  hei  t,  nach  moralischer  und  körper- 
licher Begabung  ist  jeder  Bedürftige  von  dem  andern 
individuell  verschieden,   bedarf  jeder  diejenige 
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liehandlung,  we Ich e  den  sei  ne  HedUrftigkei  t  veran- 
lassenden individuellen  Umstünden  entsjjricht. 

Dies  ist  nun  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  und  Schwierigkeit 
tn  Ansehunff  derjenigeo  Armen,  welche  mcht  in  äimerlioE  er- 
kennbarer Weise  —  Krankheit,  körperliche  oder  gdstige  Ge- 
brechen bedürftig  sind,  namentlich  also  dann,  wenn  mannigfache 
ferner  Ueg^Kle  Einflüsse,  wie  die  wirtschaftlichen  Verhutnisse 
am  allgemeinen,  Wohnungsnot,  Lebensraittelteuerung ,  sowie 
ledi<;lich  innere  Momente,  wie  Arbeitsscheu  u.  s.  w.,  auf  den 
Zustand  der  BedCirftigkcit  bei  ganzer  oder  teilweiser  Arbeits- 
fähigkeit des  Einzelnen  und  seiner  Angehörigen  einwirken. 
Während  den  Fällen  der  ersteren  Art  dorch  one,  ihrer 
ganzen  Natur  nach  nicht  leicht  wa  missbrauchende  VerpBegung 
m  besonderen  Anstalten  abgeholfen  werden  kann  und  moas,  ist 
in  allen  anderen  Fidlen  die  Unterstützung  in  der  Wohnung  an 
und  fUr  sieb  ausreichend,  aber  daneben  strenge  und  dauernde 
Beaufsichti;xnnp:  der  t'nterstiitzten  unumgänglich  notwendijs:. 

Eine  drrartige  Aufsicht  zu  üben  ist  aber  nur  möglieh,  wenn 
eine  p-  nügcnd  grosse  Zahl  von  Personen  vorhanden  ist.  weiche 
als  Armenpfleger  hierzu  fähig  und  Willens  sindj  beides  werden 
sie  nur  sein,  wenn  die  Zahl  der  ihnen  unterbreiteten  Fälle  eine 
geringe  ist  SO  dass  die  Sachuntersuchung  bei  Beginn,  die  fort- 
dauernde Beobachtung  bei  Fortdauer  der  Unterstützung  seitens 
des  Armenpflegers  ohne  sonderliche  Milbe  erfolgen  kann.  Dies 
flihrt  in  Armenverbänden,  deren  Umfang  zu  gross  ist,  als  dass 
der  Gemeindevorstand  hierzu  in  Ansehung  sämmtlicher  Unter- 
stützungstalh?  ohne  weiteres  im  Stande  ist,  zur  Verbindung 
der  freiwilligen  und  obligatorischen  A  r  m  e  n  p  f  1  e  g  t* 
durch  ehrenamtliche  Beteiligung  gemeinnützig  jee- 
sinnter  Personen,  denen  ihre  Bem&wachftftigung  so  vid  Zeit 
übrig  läast,  um  einige  wenige  Fälle  in  der  Yorbeseichneten  Art 

rdllch  zu  behandeb.  Wesentlich  ist  hierbei  die  Einteilung 
von  dem  Ortsarmenyerbande  gebildeten  Gebieto  in  Bezirke 
und  Quartiere,  denen  der  einzelne  ArmenpHeger  voi*steht;  bei 
äusserst  stiirker  Beteiligung  freiwilliger  krilfte  und  nicht  zu 
grosser  Ausdehnung  des  Gebiets  kann  die  Teilung  so  weit  gehen, 
dass  jedem  PHeger  nur  eine  bestimmte  geringe  Zahl  von  Wolm- 
fitätten  oder  von  Fällen  (2 — 4)  zugewiesen  wird. 

Um  die  Verbindung  der  einzelnen  Teile  unter  einander  nicht 
zu  verlieren,  namentlich  also  zur  Aufinechterhaltung  gleichartiger 
Grundsätze  und  zur  Ueberwachung  der  Armen  (damit  dieselben 
nicht  durch  Quartier  Wechsel  der  Aufsicht  sich  entziehen  odw 
doppelte  Unterstützung  erhalttni  ist  auf  der  andern  Seite  eine 
Zusammenfassung  der  Pllegebezirke  notwendig,  die  Schaffung 
eines  Zentralpunktes,  an  welchem  Nachrichten  ülwr  die  einzelnen 
Unterstützungstalle  und  die  Art  ihrer  Behandlung  zusammen- 
strömen, von  welchem  lüit,  Anweisung  und  thatsächliche  Belehrung 
Ober  den  Sachstand  an  die  Pfleger  ausgehen  können.  Zwischen 
die  Zentralstelle  und   den   einzelnen   Pflsgebenrk  kOnnen 
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Zwi!i>chenglieder  ^Bezirks Versammlungen  u.  dergl.)  eingeächoben 
werden. 

Auf  (las  Detail  kann  an  dieser  Stelle  nicht  naiier  eingegangen 
^\  erden.  L  eber  die  N  o  t  w  e  n  d  i  k  e  i  t  der  I  n  d  i  v  i  d  u  a  l  i  s  i  r  u  n  g 
iiat  in  der  Theorie  niemals  Zweifel  bestanden;  nur  die  Praxis 
hat  dessen  zu  häufig  vergessen,  oder,  wenn  nicht  vergessen,  aus  Nach- 
lässigkeit, Pflichtwidrigkeit  n.  s.  w.  nicht  darauf  geachtet.  Da  aber 
jede  VerkennuDg  der  allein  richtigen  und  vemflnftigen  Grundsätze 
durch  planlose  oder  willkürliche  Anneopflege  ebensowohl  zur  Ver- 
wilderung und  Znehtlosigkeit  der  armen  Bevölkerung,  wie  zur  ttber- 
niiis^^lL'en  Anspannung  an«l  sdiliesslicli  znr  völligen  Unzulänglichkeit 
der  für  Arnienzwecke  erforderlichen  Mittel  unerbittlich  hinführt,  so 
giebt  es  einen  iliWiepunkt .  nach  dessen  Enei<  !iung  das  Gemein- 
wesen seiner  Misswirtschaft  sich  iune  wird  und  zu  heilsamer  Armen- 
pflege zurackzukehren  versucht.  Hierbei  kommt  man,  sozusagen  tod 
selbst,  auf  die  Grundsätze  der  Individualisimng. 

Das  letzte  Beispiel  dieser  Art  bot  Elberfeld,  welches  1852 
seine  bürgerliche  Armenpflege  von  Grund  aus  reformirte .  die  Stadt 
zum  Behufe  der  Aussenarmenpflege  in  252  Quartiere  teilte, 
deren  jedes,  nach  Hausnummern  örtlich  abgegrenzt,  seine  eigene 
Armenpflege  haben  sollte;  der  einzelne  ArnieiipHeger  sollte  in  der 
Kegel  nicht  mehr  als  l  Annen  ( Kin/elstelienden  oder  Familien- 
hauptern)  seine  Fürsorge  widmen.  Durch  diese  Reform  wurden  so 
vortreffliche^  in  dem  verbesserten  Zustande  der  Armen,  wie  in 
ausserordentlicher  Verminderung  der  Armenpflegekosten  zum  Aus* 
druck  gelangende  Erfolge  erzielt,  dass  das  Beispiel  Elberfelds 
Gegenstand  der  aufmerksamsten  Beachtung  wurde  und  sein  System 
vielfach  geeignet  erschien,  die  Zustünde  des  Armenwesens  auf  prak- 
tischem Wege  ihrer  nesserung  zuzufiihi  eii :  vgl.  hierüber  namentlich 
Seyffardt,  Die  Uctorm  des  Arnienwesens,  1874.  mit  sehr  wert- 
vollen eigenen  Gedanken;  Lammers  bei  Eniminghaus  S.  89, 
der  nur  Nachrichten  aus  den  Verwaltungsberichten  und  der  Armeu- 
ordnung  bringt ;  Loening  S.  891;  Berthold,  Die  offene  Armen- 
pflege der  Stadt  Elberfeld  im  Juni  1881;  ganz  neuerdings  noch 
der  Abschnitt  „Die  Elberfelder  Armenpflege**  in  dem  von  Böhmen 
herausgegebenen  Werke:  Das  Armenwesen  in  77  deutschen  Städten^ 
Dresden  188G,  S.  49  flf.  Dort  sind  eine  Menge  Bericliio,  /alilrn- 
angalten ,  sowie  Anweisungen  und  Formulare  für  die  Arnieiii'ticger 
mit  abgedruckt.  —  Kur/,  aber  sehr  zutreftend  sind  die  tirundzügc 
des  Systems  gezeichnet  von  Roestel  in  einem  auf  dem  IX.  bran- 
denburgischen Städtetage  vom  18.  September  1882  gehaltenen  Vor- 
trage: Praktische  Erfahrungen  mit  dem  elberfelder  Armenpflege* 
System.  —  Neuerdmgs  Neuordnung  nach  elberfelder  Muster  in 
Frankfurt  a.  M.,  Armenordnung  vom  1.  April  1883  —  vergU 
Verwaltungs •  Bericht  —  und  in  Gotha,  Armenordnung  vom 
IG.  Februar;  vgl.  Emminghans  in  Nordwest  18X5  S.  149  u.  a.  m. 
In  der  Deutschen  Gemeinde -Zeitung  bildet  das  elberfelder  System 
ein  stehendes  Thema. 
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Selbstverständlich  ist  dasselbe  nicht  für  jedes  Gemeinwesen 
brauchbar,  nicht  für  jedes  notwendig;  nicht  brauchbar  da,  wo 
es  an  genü.uendeu  clirenamtlichen  Kräften  fehlt,  nicht  notwendiir.  wo 
der  Genieindevorstand  ohnedies  Wohlhabende  und  Bedürftige  genau 
kennt.  Ueberhuupt  darf  mau  es  nicht  schabloneiduift  nachahmen 
wollen ;  mit  Rllck^ht  anf  die  zn  Gebote  stehenden  persönlichen  und 
finanziellen  Kräfte,  auf  den  Umfang  und  die  Art  der  Bedürftigkeit 
in  seinem  Bezirke  n.  8.  w.  bat  jedes  Gemeinwesen  zn  prOfen ,  was 
ihm  am  meisten  entspricht.  Nur  darf  der  Gmodgedanke  der  Indi- 
vidualisirung  weder  in  kleinsten  noch  in  grOssten  Verhältnissen  auf- 
gegeben werden. 

Es  ist  übrigens  kein  gutes  Zeichen  für  den  Stand  der  Armen- 
verwaltungen im  allgemeinen,  dass  das  elbtrielder  System  dieses 
ausserordentliche  Aufseben  erregen  und  da/u  fuhren  konnte,  dass 
es  als  das  System  der  individnalisirenden  Armenptlege  scblecbtlnn 
bezeichnet  wird,  während  es  sich  doch  lediglich  nm  die  Wieder- 
belebung oder  Wiederentdeckung  der  rationellen  Grundsätze  handelte. 

In  Wahrheit  gilt  diese  Art  der  Arbeitsteilnng  als  oberster 
Grundsatz  der  alten  kirchlichen  Armenpflege  schon  —  oder  man 
sagt  besser:  nocli  —  in  der  a ]> o s t o  1  i s c h e n  Zeit,  wo  Diakonen 
nnd  Diakonissinnen  als  Helfer  des  lUscliots  thätig  sind;  vgl.  Ka- 
tzinger S.  3t),  4;)  und  70  ;  Uhlhorn  an  verschiedenen  Stellen,  na- 
mentlich I  S.  158  und  171.  —  Am  Ausgang  der  ersten  Epoche 
(Ende  des  3.  Jahrhunderts)  begannen  bereits  diese  Grundsätze  ler» 
nachlässigt  zn  werden,  bis  die  eigentQmliche  Anifossnng  des  Al- 
mosenspendens als  Bassakt  Oberhaupt  zn  arger  Yerkennnng  des  Sinn» 
der  Armenpflege  führt:  Ratzinger  an  vielen  Stellen:  S.  85 — 92^ 
160  ff.,  23H  tY. ,  28<.i,  368  und  S.  9:3  Anm.  4  gegen  Emming- 
haus.  —  Versuche  der  Wiederbelebung  der  Diakonie  im  Sinne 
personlicher,  höchst  individueller  Armenpflege  sind  sjtiitcr  sehr  häutig 
und  eben  immer  dann  gemacht  worden ,  wenn  die  Misswirtschaft 
alles  Mass  überschritten  oder  aus  andern  Gründen  die  Zustände  des 
Armenwesens  sich  ungewöhnlich  verschlimmert  hatten. 

Einige  sehr  bemerkenswerte  Beispiele  bieten  namentlich:  Die 
schon  S.  80  erwähnte  yperner  Armenordnung  von  1524  und  die 
nürnberger  Armenordnung  von  1522.  üeber  die  Priorität  der 
lot/.teren  und  den  Streit  hierüber  vgl.  Loenin^'  S.  863  Anni.  17 
und  die  dortigen  Zitate.  In  Stadt  15  r  a u  n  s  c  h  w  e  i  g  IROo  din  t  h 
Johann  Antf  n  Leisewitz ;  vgl.  IJammel  bei  Einniiiigiiuus 
S.  22:i.  —  In   Kiel  Gesellschaft  der  freiwilligen  Armen- 

frennde;  vgl.  Seelig  bei  Emminghaus  S.  127. —  In  Hamburg 
Armenordnung  vom  3.  September  1788:  GrQndnng  der  allgemeinen 
Armenanstalt;  v.  Melle  S.  64  ff.  —  Die  von  Thomas  Chal- 
mers  als  Geistlichem  des  Kirchspiels  St.  Johns  in  Glasgow  eben- 
dort.  von  Nie  holls  in  South  well  ebenfalls  im  Anfange  des  Jahr- 
hunderts unternommenen  praktischen  Reformen:  vgl.  Aschrott 
S,  Iis.  39  u.  a.  m.  —  Sehr  bemerkenswert  sind  die  Worte  tiber 
das  Almosengeben,  die  Lessing  dem  Utrwisch  in  den  Mund 
legt:  Nathan  der  Weise  1.  Aufzug  am  Ende  des  Auftritts 
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Ausser  den  Schranken ,  welche  der  Annenpflege  überhaupt 
durch  die  Individu  lUUit  des  Bedürftigen  gesetzt  sind,  werden 
speziell  der  ö  f  f'e  n  1 1  i  e  h  e  u  A  r  m  e  n  p  fl  e  g  e  noch  Grenzen  gezogen 
durch  ihr  V'^erhältniss  zu  den  anderweiten  Mitteln  der  Armenpflege 
und  durch  ihre  Natur  als  öffentlich-rechtliche  Leistung  aus  Mittem 
der  GemeinwirtBchaft. 

Nicht  an  erster  Stelle  und  ab  ▼omehmste  Helferin  soll  sie 
der  Bedürftigen  sich  annehmen.  Nur  wenn  alle  Mittel  erschöpft 
sind,  wenn  kein  Verwandter  und  kein  Freund  dem  Bedürftigen 
Hülfe  bringt,  wenn  di«»  freiwillige  Liebe^tliätigkeit  unzureichend 
oder  aus  inneren  Cn  linden  fern  gi  blieben  ist,  dann  soll  das  Ge- 
meinwesen eintreten,  seine  Mitglieder  der  Hussorsten  Not  zu  ent- 
reissen.  Und  weil  sie  nur  dies  und  nicht  mehr  thun  soll,  hat 
sie  sieh  zu  huten,  nicht  durch  zu  firllhes  Eingreifen  die  An- 
gehörigen ihrer  natürlichen  Pflichten  sn  entwöhnen,  nicht  die 
freiwiUige  Hülfe  überflüssig  m  madien^). 

Sie  hat  sich  ferner  stets  vor  Augen  zu  halten,  dass  sie  mit 
öffentlichen  Mitteln  wirtschaftet,  welche  aus  den  Steuerleistungen 
der  wirtschuftlich  thUtigen  Gemeindeglieder  flicssen.  und  dass 
bliesen  gegenüber  keine  Last  hllrter  drückt ,  als  eine,  die  ohne 
Not  auferh'gt  wird. 

So  steht  die  Armenverwaltung  vor  einer  unendlich  schweren 
und  mühevolle  Auigabe,  wenn  sie  das  Gesets  erftülen  will^ 
weil  nur,  wenn  sie  allen  diesen  Momenten  genügende  Beachtung 
schenkt,  das  Geseta  in  rechter  Webe  erftlllt  werden  kann. 
Denn  dieses  sdbst  vermag  nnr  die  Gewährung  von  Unter- 
stützung zu  gebieten,  den  hierzu  verpflichteten  Armenverband 
(  zu  bezeichnen;  den  Krtoig  zu  sichern  liegt  ausserhalb  seiner 
'  Machtsphäre.  Der  Erfolg  bleibt  im  wesentlichen  auf  den  guten  Willen 
'  und  die  Ein«ielit  der  ( i  e  b  e  n  d  e  n ,  auf  die  Zustünde  und  das  Ver- 
j  halten  der  Nehmenden  verstellt.  Dem  entsprechend  haben  sich 
•denn  auch  die  G^tsgebungen  von  ieher  darauf  beschränkt,  die 
Gnindzüge  festsustidleii,  indem  sie  die  verschiedenen  Arten  der 
ünterstütsung  aufzählen,  die  zum  Eintritt  in  die  Armenver- 
waltung geeigneten  Personen  namhaft  machen. 

Wird  hieran  auch  im  allgemeinen  nichts  zu  lindem  ge- 
wünscht, so  giebt  es  doeli  mit  Bezug  auf  den  üblichen  und 
zweckmässigen  Inhalt  der  Armengesetzgebung  zwei  Punkte,  die 
man  der  gesetzliehen  Regelung  insoweit  f^ir  besonders  bedürftig 
und  zugänglich  erachtet,  als  der  Charakter  der  gesetzlichen 
Armenpflege  als  einer  öffentlich-reclitliclien  Verpfliciitung  sowohl 
-einen  Missbraucli  der  Armenpflege  von  Seiten  der  Bedürlügen 
unbedingt  ausschliessen ,  aber  auch  &n  geringstes  Mass  der 
Armenftlrsorge  von  Seiten  der  verpflichteten  Verbünde  »eher 
«teilen  mnss.  Man  wünscht  daher  gesetzliche  Zwangsmittel 


>)  Vgl.  hierfiber  oben  S.  77. 
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f egen  Personen,  die  sich  oder  ihre  Angehörigen  mutwillig  in 
en  Zustand  der  Bedürftigkeit  versetzen  und  erhalten,  sowie  g  o  e  n 
A  r  m  e  n  V  e  r  h  ä  n  (1  <■ .  die  sich  ihrer  Verpflichtung  zur  Armenpflo<;e 
zum  Schaden  der  l^edürftigen  entziehen  oder  zum  ^Schaden 
anderer  Armenverbände  entledigen. 

§  196. 

I.  Das  Ueichsgesetz  Uberlässt  die  Festsetzungen  über  Art  und 
Mass  der  UnterBttttznng,  sowie  über  die  Einrichtung  der  Ver^ 
waltiing  der  Landesgesetzgebang:  §  8  des  Gesetzes  vom  6.  Joni  1870. 
Das  prenssische  Ansffthrangsgesetz  §  1  zfthlt  Obdach ^nneDtbehr- 
licben  Lebensnoterbalt  —  Krankenpflege  —  Begräbniss  aaf.  weitere 
Detaillirung,  ausweislich  der  Motive,  unterlassend,  weil  eiiio  er- 
schöpfende Kasuistik  unmöglich  f^ei.  So  auch  schon  in  den  Mate- 
rialien zu  dem  Gesetze  von  18  J  J,  dessen  3'!  keine  Ansprüche, 
die  über  das  Notdürftige  iiiiiausgehen ,  zulässt;  es  sollen  die 
sehr  individuellen  Verbältnisse  sowohl  personell  wie  lokal  berück- 
sichtigt werden.  Mit  §  33  gleichlautend  §  63  des  prensrischen 
Anaftlhnuigsgesetzes ;  vgl.  die  goteo  Nachweisnngen  Uber  die  fifateria- 
lien  and  die  frohere  preossische  Präzis  bei  Arnold  S.  460  ff.  und 
691  ff.  Wegen  Schulunterricht  vgl.  oben  §  186.  —  Ganz  ebenso 
wie  Prcussen  aucb  W ürte ni lierg  >^  1  —  Sachsens  Annen- 
ordnung zäblt  in  vi  -V]  als  Gegenstände  der  ArmenpHejje  auf  1 1  Al- 
mosen. 2)  Kraiikenpliege,  :V)  Kindererziehung,  l)  Verschaffung  von 
l'nterkoinmen ,  r>)  gänzliche  Versorgung,  auch  Ausstattung  mit 
Bekleidung  und  Handwerkszeug  für  Waisen,  wenn  sie  als  Lehrlinge 
aofgenommen  werden  (§59).  —  Baiern  ähnlich  in  Art.  10.  U.  s.  w. 

II.  Die  Armen ▼erwaltang  ist  regelmässig  Sache  der  Ge- 
meindeverwaltung. Doch  geben  einige  Gesetzgehnngen  speziellere 
Vorschriften  Aber  die  Bestellung  nnd  Znsammensetzang  der  Armen- 
behördc.  —  Preussen  2  verweist  ganz  allgemein  auf  die  Vor- 
schriften über  die  (icineiudeverfassung.  Doch  ist  in  5^  '\  die  Bildung 
besonderer  A  r  m  e  n  d  e  p  u  t  a  t  i  o  n  e  n  nach  Krniessen  der  Gemeinde- 
verwaltung zugelassen.  Jedes  zur  Teilnahme  an  den  Genieindewahlen 
verpflichtete  Glied  ist  auch  zur  Uebernahroe  einer  unbesoldeten 
Stelle  in  der  Gemeinde-Armenverwaltang  verpflichtet  Ortspfarrer, 
deren  »Amtsbezirk  sich  ttber  die  Grenzen  der  politischen  Gemeinde 
erstreckt,  gelten  hinsichtlich  des  in  der  auswärtigen  Gemeinde  belegenen 
Kirchspielteils  den  dortigen  Ortseinwohnem  gleich.  —  In  Bai  er  n 
wird  gcnl;l^^  Art.  21  ff.  ein  besonderer  Armenpfletiscbaftsrat 
gebildet,  dem  der  ( ienieindevorstand,  die  Pfarrvorstän  !e ,  der  Vor- 
stand der  israi'litixlieii  Kultusverwaltung,  wenn  eine  >ulchc  in  der 
Gemeinde  besteht,  und  der  ilezirksarzt,  wenn  ein  solcher  in  der 
Gemeinde  seinen  Amtssitz  bat,  als  geborene  Mitglieder,  Vertreter  der 
Gemeindeverwaltung  als  abgeordnete  und  Gemeindebttrger  als  gewählte 
Armenpflegschaftsräte angehören  sollen.  —  In  Wttrtemberg  ist  die 
Armenverwaltnng  gemäss  Art.  9  ff.  Sache  der  bürgerlichen  Ge- 
meindeverwaltnng.    Der  erste  Ortsgeist  liehe  bezw.  von  jeder 
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Konfession  der  erste,  ist  stiramberechtiiites  Mitglied  des  Kollegiums. 
Auf  Grund  eices  iJeschlusses  der  bürgerlichen  Koliesien  können  in 
allen  (iemeinden  besondere  dem  (ienieinderat  untergeordnete  Depu- 
tationen aus  Mitgliedern  der  bürgerlichen  Kollegien,  geeigneten  Falls 
unter  Zuziebnng  anderer  Ortseinwohner,  fOr  die  Verwaltnng  der  ört- 
lichen Armenptiege  und  ebenso  Eomnussionen  für  die  Verwiltnng 
dnzelner  Zweige  der  Anstalten  der  Annenpflege  gebildet,  aneh  für 
einzelne  r>e/irke  der  Gemeinde  besondere  Armenpfleger  bestellt  wer- 
den.—  Sachsen.  Armenordnung  >;  72  ff.  stellt  den  Grundsatz  auf, 
dass  die  ArmenpHege  Grcrcnstand  des  inneren  Genieindehaushaltcs 
sei.  dessen  Iksoigung  der  G  e ni e i n  d  co b  r i g k  e i  t  obliege,  wobei 
es  „weniger  auf  allpenieine  Gleichlormigkeit  als  auf  verständige 
Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhülluisse  ankomme".  Doch  soll 
die  Verwaltung  des  Annenwesens  anter  Mitwirkung  der  Augehörigen 
des  Heimatbezirlis  erfolgen.  Im  Falle  der  letztere  ans  mehreren 
Gemeinden  besteht,  hat  die  betreffende  Obrigkeit  „ans  den  durch 
Einsicht,  Erfahiiing,  Gemeinsinn  und  öffentliches  Vertranen  ans- 
gezeichneten  Bewohnern  des  Ileimatbezirks  einen  Armenverein 
zu  bilden''.  Dabei  sind  stets  die  Besitzer  der  im  Ileimatbezirke 
bei»  jenen  Kitlergiiter,  die  Geistlichen,  Schul lelirer  ,  Vorstände  der 
l'ri\ai\vub]tliatigkeit>anstalten ,  Aerzte  zum  Beitritt  aufzufordern. 
Die  üemenidevorstäude ,  Ortsrichter,  Vorsteher  und  Verwalter  der 
im  Heimatbezirke  bestehenden  milden  Stiftungen,  der  Armen-, 
Kranken-  and  Waisenhftnser  sind  vermöge  ihres  Amtes  jedesmal 
Mitglieder  dieser  Vereine.  Falls  der  Heimatbezirk  durch  eine 
Gemeinde  gebildet  wird .  gilt  bezQglich  Aufforderung  bezw.  Teil- 
nahme der  bezeiehneten  Personen  das  Gleiche, —  In  Baden  wird 
die  örtliche  ArnienplIeLie  k'emäss  5j  ff.  durch  den  Armenrat 
verwaltet.  <ler  aus  dem  Gemeiiiderat  unter  Zuzug  des  Ortspfarrei*s 
jeder  Konlcbsion,  des  Armenarztes  oder  in  Ermangelung  eines  sol- 
chen des  Staatsarztes,  wo  ein  solcher  seinen  Wohnsitz  hat,  endlich 
der  Polizeibeamten,  wo  die  Lokalpolizei  einer  Staatsstelle  fibertragen 
ist,  gebildet  werden  soll.  Der  Armenrat  kann  fftr  die  verschie- 
denen Zweige  und  Anstalten  der  Armenpflege  au^  seiner  Mitte  oder 
aus  der  Zahl  der  selbständigen  Einwohner  eine  oder  mehrere  Kom- 
missionen bilden  und  tür  einzelne  Bezirke  der  Gemeinde  besondere 
ArmeupÜeger  bestellen.    U.  s.  w. 


1.  Zwanj^^mfttel  ;;<*^'en  Arme. 

a.   Zwang  zur  Arbeit  im  allgemeinen. 

§  197. 

Schon  an  zwei  Stellen  —  bei  Betrachtung  des  sogenannten  An- 
spruchs auf  Unterötützung  und  bei  Darlegung  der  Urt«iclKn,  die 
zur  Einrichtung  von  Bezinulirmenhiltisem  geitlhrt  haben  —  wurde 
darauf  hingewiesen,  dasa  einige  Gesetsgebungen  einen  Anspruch 
des  arbeitsunfllbigen  Almen  auf  Unterstützung,  andere  nur  eine 
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Verpflichtung  dos  Armenverbandes  zur  Unterstützung  eegenttber 
dem  Staat«'  doni  Wortlaute  iiacli  anerkennen,  dass  dies  aber  in  der 
Praxis  ganz  auf  dasselbe  herauskommt,  weil  kein  Gesetz  eine 
Zivilklage  des  Armen  gegen  die  (TPiueinde  zulässt  und  eben- 
sowenig die  Hulfeleistung  an  „arbeitätiihige**  Personen  in  Fallen 
dringender  Not  ausschliessen  kann '  j. 

Wird  anderamts  erwogen^  da»  die  i^e,  in  denen  arbeito- 
fthige  Personen  sich  in  drin^nder  Not  befinden,  wegen  der  Un- 
bestimmtheit dieser  Begriffe  durchaus  nicht  leicht  von  den  FäUen 
der  Arbeitsuniahigkeit  -)  unterschieden  werden  können,  und  da« 
ein  sicherheits-  und  sittliehkeitspolizeiliches  Interesse  überhaupt  in 
allen  Fallen  mit  zur  Frage  steht,  so  leuchtet  ein,  dass  mit  der 
gesetzlichen  Anerkennung  oder  \'ersagung  des  Anspruchs  auf 
Unterstützung  nichts  weiter  als  eine  Art  Instruktion  füi*  die 
Armenbehörde  gegeben  ist,  der  zufolge  arbeitsfUhige  Personen 
grundsätsBch  anf  ihre  Arbeit  an|;ewiesen  bleiben  sollen.  Kommt 
es  nun  gleiohwohl  dazu,  dass  sie  unterstützt  werden  mlissen,  so 
handelt  es  sich  viel  mehr,  als  um  Recht  oder  Unrecht  der  Unter- 
stützung, um  die  Frage:  Wie  ist  die  Unterstützung  nach  dem 
Grundsatze  der  Individualisirung  zu  gewähren,  welche  Art  der 
U  n  t  e  r  s  tti  tz  u  n  g  ist  den  individuellen  \' erhultnissen 
des  arbeitsfähigen  Jie«lürf tigcn  am  meisten  ange- 
messen? 

§  198. 

Für  Beantwortung  dieser  Frage  kommen  yerschiedene  Ge- 
«chtapunkte  in  Betracht.  Es  ist  zu  erwflgen,  dass  Jemand,  der 
arbeitsfähig  ist,  nur  Armenunterstützung  nachsuchen  wird,  wenn 
-es  ihm  an  Arbeit  mangelt  oder  wenn  er  die  Arbeit  scheut.  Ge- 
währt man  nun  diesem  eine  Unterstützung  in  ganz  gleicher 
^eise  wie  einem  urbeitsuuiahigen  Armen,  so  ist  es  zweifellos, 
dass  der  Arbeitsscheue  die  Gelegenheit^  Arbeit  zu  suchen, 
Gänzlich  verattumen,  und  'der  Arbeitswillige,  hierdurch  zur 
Kachahmung  verlockt,  sich  gleichfalls  lieberauf  die  Arm§i)pflcgc  zu 
yerlassen  beginnen  wird,  statt,  soweit  irgend  möglich,  seine  Kräfte 
zur  Aufsuchung  und  Verrichtung  von  Arljeit  anzustrengen.  ist 
ferner  zu  bedenken,  dass  jt-de  Unterstützung  an  einen  arbeits- 
fähigen Menschen  am  unzweideutigsten  den  ( "harakter  des  Lohn- 
suschusses  trägt  und  dei  auf  seine  eigenen  Kräfte  angewiesene 

>)  Vgl  oben  §  9d.       Namentiich  Baiern,  das  in  Art.  (i  I  des 

<ie8etze8  von  von  einem  Anspnich  juif  ITnterstützunfr  Pinlcht.  sotzt 

sogleich  hinzu:  dass  »ich  derselbe  beschränkt  .auf  die  Gewährung  des 
sor  Erhaltung'  des  Lebens  oder  der  G^esondheit  Unentbehrlichen*,  and  in 
Art  10  III:  „.Xrbeitsfahipe  Pers men  haben  keinen  Anspruch  auf  <»6feat* 
liehe  Unterstüt/nng;  «üe  Annenpfioirp  hat  jedoth  ;iui  h  soh-hcn  Personen 
in  Fällen  dringender  Not  die  im  Interesse  der  ölientliehen  Sicherheit 
oder  Sittlichkeit  aogenblicklieh  unentbehrliehe  Hittte  zu  f^fwähron." 

-1  .Man  denke  naineiitlicli  an  Wittwon  mit  vii  li  n  Kindern,  die  an 
sich  arbeitstähig  sind,  deren  Verdienst  aber  zur  Unteriialtuug  aller  Kinder 
nicht  aotreicht  —  Vgl.  im  übrigen  oben  S.  77  Anm.  1. 
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Arbeiter  durch  derartige  Untersttttzungen  in  seinen  Lohnyerfaält» 
nineo  wesentlich  beeintriehügt  wud.  So  ergiebt  jich  g^ejchttm 
von  selbst  die  Antwort,  dass  die  Unterst  Utzung  an  arbeits- 
fähige  Personen  nur  gegen  Arbeitsleistung  stattfinden 
dari',  deren  Gegenstand  cue  Armenbebtfrde  su  emilieliD  und 
anzuweisen  hat. 

Ueber  die  Richtigkeit  dieses  Grundsatzes  besteht  denn  auch 
keine  Meinungsverschiedenheit ;  dagegen  sind  über  die  praktische 
Ausführung  und  mehr  noch  über  die  AusMu-barkeit  geeigneter 
Maasr^geln  die  Ansiditen  sehr  Tendueden.  Namen&fa  wird 
darOber  |;eBtritlen,  ob  und  unter  welchen  VoiauflsetsungeD  mao 
die  ArbeitBleiatung  teitena  des  Bedürftigen  erawingen,  ob  und 
unter  wekshan  Voraussetzungen  von  dem  Grunduitse:  Unter- 
stützung nur  gegen  Arbeitsleistung  zu  gewähren,  abgegangen 
werden  dürfe,  endhch  ob  eine  i>estimmte  Art  der  Arbeitagewäh- 
rung  gesetzlich  vorzuschreiben  sei. 

Vergegenwärtigt  man  sich,  was  jener  Grundsatz  für  die 
Anwendung  im  wirklichen  Leben  bedeutet,  so  erkennt  man,  dass 
^Arbdtsfilhigkeit''  ein  auaeerord^tlich  dcdmbarer  und  relathrer 
Begriff  ist  Zwiechen  der  Arbeitsfiihigkeit  des  in  einer  tpemeUen 
Kunst  ausgebildeten  Handwerkers  und  der  eines  gewöhnlichen 
TagelohnarbeiterB,  zwischen  der  eines  im  Mannesaltcr  stehenden, 
gesunden  und  arbeitswilh'gen ,  und  der  eines  dem  Alter  nach 
arbf'itskräftigen ,  aber  durch  liederlichen  Lel)en3wandel  herab- 
gekomnu  nen  arbeitsscheuen  Menschen,  und  so  überhaupt  zwischen 
der  Arbeitsfähigkeit  gesunder  und  kranker,  junger  und  alter 
Personen,  bestehen  die  verschiedensten  Abstufungen  in  Art  und 
Maas.  Eben  Arbeitefiihigen  durch  Gewiduimg  von  Arbeit  unter- 
attttzen,  heisst  also  auch  wieder  vor  allem:  individualisiren, 
d.  h.  jedem  diejenige  Arbeit  anweisen,  zu  welcher 
er  durch  seine  Vorbildung  geschicktund  körperljcli 
fähig  ist. 

Die  Voraussetzung  der  Arbeitsanweisung  im  allgemeinen 
und  der  indivndualisirenden  insbesondere  bildet  aber  wiederum  die 
Bereithaltung  von  Arbeit  im  allgemeinen  und  angemessener  Arbeit 
im  besonderen.  Und  diese  Bereithaltung  wiederum  ist  nur  möglich, 
wenn  Arbeitsgelegenheit  vorhanden  ist  Und  an  diesem 
Punkte  stossen  nun  die  Meinungen  hart  auf  einander:  denn  hier 
handelt  es  sich  um  nichts  GMngeres  als  um  die  Frage,  ob  die 
Arbeitsgelegenheit,  wenn  sie  nach  Lage  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen oder  nach  Massgabe  der  besonderen  örtlichen  \'erh;ilt- 
nisse  nicht  vorhanden  ist,  künstlich  geschaffen  werden  kann  und 
soll.  Bejahenden  Falles  wird  den  Armenverwaltungen  die  Auf- 
^be  gestellt,  für  Arbeit  unter  allen  Umständen,  in  allen  Fallen  der 
Slassen-  wie  der  Elnaelannttt  Soige  wa  tragen.  Der  stärkste 
Ausdruck  dieses  Veihältnisses  der  Armenbehörde  su  den  Bedtlrf- 
tigen  ist  das  sogenannte  Recht  auf  Arbeit,  das  von  jeher 
zu  den  wichtigBten  wirtBchaftlichen  und  soaialen  Problemen  ge- 
hört hat 
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Dieser  Zusainnienhnng  ist  wohl  am  treffendsten  in  den  oben  ;5  l'^^ 
bezeichneten  Berichten  des  französischen  comitt^  pour  l  extinction  de 
la  mendicite  klargelegt.  —  Das  preussischc  A.  L-K.  stellt  im  Ein- 
gänge des  betreffenden  Titels  (U  19)  die  Sätze  auf:  „Dem  Staate 
kommt  es  zn,  üQr  die  ErD&hrang  nnd  Verpflegung  derjenigen  Bürger  zu 
sorgen,  die  sich  ihren  Unterhalt  nicht  selbst  verschaffen  und  anch 
TOn  andern  Privatpersonen ,  welche  nach  besonderen  Gesetzen  daza 
▼erpflichtet  sind,  nicht  erhalten  können."  (i^  1.)  „Denjenigen,  welchen 
es  nur  an  Mitteln  und  Gelegenheit,  ihren  und  der  Ihrigen  Unterhalt 
zu  verdienen,  ermangelt,  sollen  Arleiten,  die  ihren  Kräften  und 
Fähigkeiten  gemäss  sind,  angewiesen  werden.-  (J^  2.)  Nach  der 
bekannten  Aeusserung  des  Fürsten  Bismarck  Uber  „da^  Kecht  auf 
Arhett"  haben  diese  Sätze  dazu  herhalten  mflssen,  die  Behauptung 
zu  rechtfertigen,  dass  das  prenssische  Landrecht  ein  solches  Recht 
anerkenne.  Wer  die  etwas  ftherschwfingliche  Sprachweise  des  Land- 
rechts kennt,  weiss,  dass  dies  nicht  der  Fall  und  damit  nichts  anderes- 
gemcint  ist,  als  dass  die  Ohrigkeit  und  insbesondere  die  Armenver- 
waltung bemüht  sein  soll ,  auf  Eröffnung  von  Erwerbsgclegenheit 
im  allgeujeinen  hinzuwirken,  und  Unterst ützuntr  wo  inoglicli  nur 
gegen  Arbeitsleistung  zu  gewähren;  es  braucht  nicht  besonders  her- 
vorgehoben zu  werden,  dass  die  preussische  Praxis  diese  Sätze  nie 
anders  an^efasst  hat.  Es  ist  Meranf  noch  zurflckzakommen. 

§  1^* 

Es  darf  nun  nicht  verkannt  werden,  dass  das  Recht  auf 
Arbeit  in  der  That  das  logische  Schlussglied  eines  Ciedanken- 
ganpcs  bilden  rau-s.**,  welcher  von  der  Orundlago  der  gesetzlichen 
Armenpflege  ausgeht.  Ernsthaft  verwirklicht  titlu  t  dasselbe  aber 
zu  folgendem  Resultat:  die  Armenverwaltung  wird  die 
'Vermittlerin  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer, sie  sBieht  die  Arbeitslöhiie  ein,  um  sie  als  Armenauf- 
wand wieder  zu  verausgaben,  und  legt  aus  der  Armenkasse  so- 
viel zu,  als  an  dem  Arbeitsverdienst  zur  Beschaffung  des  un- 
entbelirlichen  Unterhalts  fehlt.  Das  ursprtingliche  Verhultniss 
kehrt  sicli  um:  statt  nur  die  arbeitsfähigen  Armen  von  leicht- 
fertigem Nachsuchen  von  Unterstützung  zurückzuhalten  und  ar- 
heitiisclicue  Personen  zur  Arbeit  zu  zwingen,  wdehcs  der  eigent- 
liche Sinn  dea  in  Rede  stehenden  Grundsatzes  ist,  beschafft  die 
Armenverwaltung  allen  ArbettBfilh^;eii  ^  ÄiMt,  worunter  denn 
die  wirklich  bcdttriiigra  und  die  arbeitsscheuen  Personen  mit. 
inbeflnfien  sind. 

Bei  Durchführung  dieser  Thfitigkeit  in  grösserem  Massstabe 
muss  denn  die  Armenvenvaltung  auf  einem  Punkte  anlangen, 
wo  die  frei  gewühlte  Arbeit  ernsthafte  Konkurrenz  erhält  durch 
die  als  Aecjuivaleiit  der  Armenunterstützung  dargebotene,  wo 
nach  natürlichen  Gesetzen  die  Löhne  der  freien  Arbeiter  um 
ebensoviel  geringer  werden,  als  die  aus  der  Armenkasse  zu  den 
Arbeitslöhnen  der  nicht  freien  Arbeiter  gewährten  Zuschttsse  be- 
tragen.  Dieser  Lohndruck  hat  wiederum  zur  Folge  ,  dass  die 
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freien  Arbeiter  obeiifalls  nicht  mehr  ohne  Reihülfe  der  Armen- 
kasse 7A1  existiren  vermögen  und  schliesslich  durch  die  Not  ge- 
zwungen, wahrscheinlicli  aber  noch  vor  Eintritt  der  äusscrsten 
Kot  durch  das  Beispiel  der  anderen  verlockt,  sich  bei  der  Armen- 
vcrwultung  um  Arbeit  und  Lobnzuschuss  bewerben.    Auf  dem 
Gipfelpunkte  dieser  Zustünde  "wird,  theoretisch  gedacht,  die  Ar- 
hätsverschaflPung  zum  thatsächlichen^fonopöl  der  Annenverwal- 
tung;  die  Armenkasse  übernimmt  die  Funktion,  aus  den  Mit- 
tebi  der  Geraeinwirtschaft  die  Löhne  auf  einer  bestimmten  Höhe 
zu  erhalten.    Weil  aber  um  ebensoviel,  als  die  Zahl  der  freien 
Arbeiter  sich  vermindert  und  die  der  unterstützten  sich  vermehrt, 
auch  die  Zahl  derer  vermindert  wird,  welche  Beitrüge  zu  den 
Mitteln  der  Gemeinwirtschaft  leisten,  und  die  Zahl  derer  vermehrt 
wird,  welche  von  diesen  Mitteln  leben,  so  kommt  notwendig 
«in  Zatpunkt,  in  welchem  die  beitragspflichtigen  Mitglieder  des 
Gemeinwesens  nicht  mehr  im  Stande  sind,  die  nötigen  Mittel 
aufzubringen  und  daher  entweder  sich  gleichfiüls  für  bedürftig 
•erklttren  oder  aber  auswandern. 

§  200. 

I.  I>ci(lcr — oder  jetzt,  nachdem  ein  .lahrhundert  darüber  hin- 
gegangen, darf  man  im  Interesse  der  Nachlebenden  sagen:  glück- 
licher "Weise  —  ist  die  Geschichte  des  Armen weseus  nicht  ohne 
Beispiel  für  die  Folgen  eines  Systems,  welches  das  Recht  auf 
Arbeit  in  der  Praxis  verwirklicht  Nicht  eine  der  Konsequonzen, 
die  soeben  als  natflrliche,  eine  aus  der  andern  sich  ergebend,  dar- 
zulegen versucht  wurden,  ist  dem  ens-rlischen  Armen wesen  unter 
der  Ibris(haft  der  sogenannten  Gilbert' s- Act  von  1782  erspart 
geblieben. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  derselben  sind,  dass  das  zur 
Aufnahme  aller  bedürftigen  Personen  bestimmte  workhouse^)  nur 
noch  arbeitsanfUhige  Personen  aufnehmen  solle,  und  dass  den 
Arbeitsffthigen  in  der  Nfthe  ihrer  Wohnungen  eine  geeignete 
Beschäftigung  ausfindig  gemacht,  der  Arbeitslohn  eingezogen  und  zu 
ihrem  Unterhalt  mitverwandt,  d.  h.  ein  ungenttgendes  Er- 
trftgniss  aus  der  Armenkasse  ergänzt  werden  solle. 
Eine  eigentümliche  Ausgestaltung  erfuhren  diese  Bestimmungen  als- 
hald  in  einem  zuerst  in  Berkshire  gefassten  und  demnächst  von 
vielen  Seiten  nachgeahmten  Fieschluss ,  eine  Lohnskala  nach  der 
Höhe  der  Lehensmittelpreise  und  der  Stärke  der  Familie  aufzu- 
stellen, wobei  das  durch  eigene  Arbeit  nicht  zu  Erwerbende  als 
Zuschuss  (allowance)  gegeben  wurde'). 

Die  Vorschriften  der  Gilbert's-Act,  deren  Einführung  zunächst  nur 
fakoltativ  und  von  der  Zustimmung  von  -  »  der  zur  Armensteuer  Ein- 
geschätzten  abhängig  gemacht  war,  wurden  1796  generalisirt  Die  mit 


*)  Vgl.  hierüber  n(»ch  unten  5^  203. 

•)  Vgl.  hierüber  hucIi  namentlii-h  noch  Kvies,  Die  engl.  Armen- 
pflege 8.  10  Anm.  16  und  17. 
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diesem  System  veiimiideneii  Missstände  führten  18;;2  /.ur  Eiusei^mig 
einer  königlicheu  Kuiumib&iou  zur  Unteibuchuiig  der  ZuätÄnde  des 
Armenwesens,  zur  ErstaUniig  einas  ftnaterst  nmfangreiclMii  Borichtes 
und  demnächst  m  der  bekannten  Reform  v  o  n  1 8  8  4.  Dieter  Bericht, 

der  seitdem  unendlich  oft  und  doch,  wie  das  unaufhörliche  Auf- 
tauchen ähnlicher  Projekte  beweist,  noch  immer  nicht  genug  zitirt 
wonlen  ist,  deckte  Zustande  auf,  welche  jedes  Ergebniss,  zu  dorn 
die  ledi^rlich  theorLtibclio  Srhlussfols^erunt:  hinführt,  noch  bei  wi  item 
uberirelicu.  ich  teile  einige  der  we^entlichäteu  Angaben  im  Anschluss 
an  die  neueste  Arbeit  fiber  das  englische  Annenwesen  (Aschrott 
S.  42  ff.)  nachstehend  mit 

Der  liericht  beginnt  mit  den  Worten:  „Es  ist  unsere  traarige 
Priicht  zu  berichten,  dass  der  Fonds,  welcher  dazu  bestimmt  ist, 
Kinder  und  arbeitsfähige  Personen ,  welche  nicht  in  tä^Mii  her  Be- 
schäftigung sind,  zur  Arbeit  zu  setzen  und  den  Arbeitsuntahigen 
die  notwendige  Unterstützung  zu  gewahn  n,  zu  Zwecken  verwendet 
wird,  welche  dem  ßucbstaben  und  noch  mehr  dem  Geiste  dieses 
Gesetzes  zuwider  sind  und  die  Moral  dieser  so  sehr  zahlreichen 
Klasse  und  die  Wohl&hrt  der  AUgemeiuheit  untergraben.**  Ueber 
die  Art  der  Unterstfltsungen  wird  bemerkt,  dass  die  Aufnahme 
arbeitsfähiger  Personen  in  das  workhouse  selten  stattfinde.  Die 
workhouses  selbst  werden  entw»  der  als  baufällige  Häuser  geschildert, 
in  welchen  wenige  Insassen,  nieist  ganze  Familien,  behaglich  bei- 
sammen wohnten,  oder  als  prachtvolle  jNeubauten,  in  denen  die  In- 
sassen eine  Aufiiabme  fUnden,  welche  weit  ttber  die  Verhältnisse 
eines  gewöhnlichen  selbständigen  Arbeiters  hinausginge.  An  Dissiplin 
und  geordneter  Beschäftigung  fehle  es  fast  durchweg.  Doch  sei  die 
Unterstützung  ausserhalb  des  workhouse  überwiegend;  aber  selten 
finde  sie  gegen  Beschäftigung  statt,  weil  diese  einer  kostspieligen 
Aufsicht  bedürftig  sei  und  nieist  schlecht  und  lässig  gethan  werde. 
Auch  Unterstützungen  in  natuiu  seien  nicht  häufig;  wo  dies  aber 
durch  Zahlung  von  Wohnungsmiete  oder  Anweisungsscheine  auf 
Kleidungntflcke  oder  Materialien  geschehe,  seien  erhebliche  Miss- 
bräuche im  Schwange,  indem  die  Beamten  (overseers)  selbst  sich 
durch  Handel  mit  schlechten  alten  Häusern  und  durch  Material- 
anweisnngen  auf  ihre  eigenen  Geschäfte  zu  bereichern  suchten. 
Die  regelmässige  Unterstützung  habe  in  Geld  und  zwar  in  der  im 
Eindränge  erwähnten  i  orm  des  Lohuzuschusses  (nach  einer  Skala 
im  Yerhältuiss  zur  Kopfzahl)  bestanden,  oder  es  sei  das  sogenannte 
TicketpSystem  angewendet;  letzterem  zufolge  erhielte  der  Arme  einen 
Schetn  auf  einen  zu  seiner  Annahme  bereiten  Gutsbesitzer  oder 
Fabrikherrn,  auf  Grund  dessen  der  letztere  den  Armen  auf  Kosten 
der  Gemeinde  in  der  Art  beschäftigte,  dass  sich  die  (iemeinde  ver- 
ptlichtete,  die  Ditierenz  zwischen  dem  vrrdientcn  Lohne  und  dem 
gemäss  der  Skala  von  dem  Arbeiter  zu  beanspruchemlen  auszu- 
gleichen. Nach  einem  andern,  häufig  augewendeten  Systeme  setzte 
die  Gemeinde  fest,  dass  jeder  Steuerzahler  nach  Yerhältuiss  seiner 

Fmdimini  (27)  VI.  4.  —  U tkutarbwB.  88 
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Steuer  eine  bestimmte  Anzahl  armer  Arbeiter  zu  einem  von  vorn- 
herein festgesetzten  Lohne  beschäftigen  sollte;  die  Zuteilung  des 
einzelnen  Arbeiters  erfolgte  durch  das  Loos. 

Abgesehen  von  den  auch  anderswo  ^  Folgen  leichtfertiger  Unter- 
stützung beobachteten  Eirscheiniingen,  wie  Yennehning  der  Armen 
und  Mindemng  des  EhrgeMUs,  sind  es  gewisse  eigentamUche  Er- 
scheinungen, die  man  gerade  hier  wahrzunehmen  noch  besondere  Ge- 
legenheit hatte.  Namentlich  ist  es  ein  ausserordentlicher  I.ohndruck. 
der  durch  die  allowances  geübt  wurde,  so  dass  der  Betrag  des 
Arbeitslohnes  für  den  freien  Arbeiter  selten  das  nach  der  Brotskala 
tixirte  tlinkommen  überstieg  j  und  selbst  zu  diesem  Lohne  vermochten 
die  unabhängigen  Arbeiter  oft  keine  Beschäftigung  zu  finden,  weil 
die  Arheitgeber  befttrchteten,  durch  ihre  Annahme  noch  mehr  onbe- 
schftftigte  Anne  zu  schaffen  und  so  die  Armensteuer  noch  mehr 
in  die  Höhe  zu  treiben.  Bei  *lem  System,  welches  zur  Beschäf- 
tigung einer  bestimmten  Zahl  zugewiesener  Armer  zwang,  war  die 
Entlassung  der  freien  Arbeiter  um  so  mehr  eine  häufige  Folge,  als 
schon  für  jene  oft  das  Arbeitspensum  nicht  zureichte.  Daneben  be- 
förderten diese  Lohnzuschüsse,  die  mit  der  Zahl  der  Köpfe  in  der- 
selben Familie  wuchsen,  die  Bevölkerungsvennehrung,  indem  sie 
«ne  förmliche  Prämie  auf  leichtsinniges  Kinderzeugen  setzten. 

Zugleich  geht  mit  der  Verlotterung  des  bedürftigen  Teiles  der 
Bevölkerung  eine  Verringernng  des  Wohlstandes  im  allgemeiuea 
Hand  in  Hand.  Für  diejenigen,  die  auf  der  Grenze  des  wirtschaft- 
lichen Verfalles  stehen,  ist  die  Armenunterstützung  bequemer  und 
an-enehmer  als  eigene  Arbeit;  die  Zahl  derjenigen,  die  zur  Leistung 
der  Arraensteuer  fähig  sind,  verringert  sich;  die  Armenstener 
wächst  in  nngehenerem  Masse;  es  werden  folgende  Zahlen  angegeben : 
1785:1.912,  1803:4.077,1817:  7.870  Mill. 

In  vielen  Bezirken  bleiben  ganze  Flächen  Landes  unbebaut, 
um  dadurch  die  Zahlung  der  Armensteuer  zu  vermeiden,  die  auf 
dem  Grund  und  Boden  ruhte.  In  einem  Kirchspiele  bietet  man  das 
ganze  I  -and  den  Armen  an,  die  es  aber  ausschlagen,  weil  ihnen  das 
alte  Svstem  vorteilhafter  erscheint.  Als  eine  vielfach  ausgedrückte 
üeberzeugung  wird  berichtet:  „Die  18-Penny  Kinder  werden  in 
10  Jahren  das  Kirchspiel  aufessen,  wenn  nicht  Hülfe  gewährt  wird.« 
Und  damit  es  auch  nicht  an  Wahrnehmungen  über  die  Auffassung 
fehle,  welche  die  arme  Bevölkerung  sich  über  „das  Recht  auf  Ar- 
beit' gebildet  hatte,  wird  berichtet,  dass  gerade  an  denjenigen 
Orten,  wo  das  Armenwesen  am  laxesten  gehandhabt  werde,  Unruhen 
und  Zusammenrottungen  der  Annen,  ja  Brandstiftungen  und  andere 
Verbrechen  behufs  Erzwingung  von  Unterstützung  häufig  vorkimea. 

Die  Reform  suchte  dann  diesen  Zuständen  durch  Wiederbelebung 
des  Arbeitshausprinzips  und  Einset /uns;  einer  Zentralarmenbehörde 
entgegenzuwirken,  wovon  noch  unten  zu  sprechen  sein  wird. 

II,  Ein  anderes  Beispiel  bietet  namentlich  die  178S  gegründet« 
b  a  m  b  u  r  g  e  r  A  r  m  e  n  a  n  s  t  a  1 1 .  welcher  bw  der  allgemeinen  Re- 
organisation auch  die  Aufgabe  zugewiesen  war,  für  Beschäftigung 
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der  Armen  zu  sorgen.  „Die  Stifter  sahen  die  Unmögliclikeit  eis, 
sicher  za  ermitteln,  ob  ein  Armer  seine  Kräfte  verwende,  um  seinen 
Lebensunterhalt  zu  gewinnen,  ob  es  wahr  sei,  dass  er  keine  Arbeit 
finde,  oder  ob  diese  Angabe  nur  ein  Vorwand  sei.  Um  Tiige- 
rechtigkeit  zu  vermeiden,  sahen  sie  kein  anderes  Mittel,  als  jedem 
Arbeitsfähigen  beiderlei  Geschlechts,  welcher  Arbeitslosigkeit  vor- 
schfltsen  würde,  eine  flir  den  Lebensnnterbalt  lunreichende  Beechftf* 
tignng  la  geben**  —  vgl.  Gerando  m  S.  19.  In  dem  Berichte 
von  1799  bemerkte  das  Armen-Kollegium:  „Der  Aermste  in  Ham- 
burg kann  wöchentlich  durch  seine  Arbeit  '»6  i  verdienen  oder  er 
erhält  das  Complement  dessen ,  was  er  nicht  erwerben  kann ,  als 
Almosen."  Vijl.  v.  Melle  S.  105.  —  Die  hamburger  Anstalt 
galt  lauge  als  .Mustcranstalt ,  und  wohl  mit  Recht,  weil  innerhalb 
eines  nicht  za  grossen  Bezirks  längere  Zeit  das  individnalisirende 
System  gat  nnd  pflichttrea  gehand^bt  wurde.  Doch  blieben  die 
Rückschlftge  nicht  ans.  Im  Anfange  des  Jahrhunderts  stand  die 
Anstalt  vor  grossen  Defizits,  zum  Teil  allerdings  mit  veranlasst 
durch  die  französische  Invasion ;  vgl.  hierilber  1)  u  c  h  a  t  e  1  -  N  a  v  i  1 1  e 
8.  160  und  das  daselbst  mitgeteilte  Schreiben  des  Mitbegründers 
der  Anstalt  v.  Vcght  aus  dem  Jahre  1832;  auch  v.  Melle  S.  110  ff. 
Bei  der  in  den  20er  Jahren  emeaten  Reorganisation  wurde  von 
einer  derartigen  allgemeinen  ArbdtsYeranstaltnng  Abstand  genommen. 
Vgl.  V.  Melle  S.  135. 

III.  Ueber  einen  einmaligen  Versuch  des  Magistrats  zu  Glas- 
hütte im  Kriegsjahro  ISHG  berichtet  Rentzsch  bei  Emming- 
haus  S.  189.  Der  ijtadtrat  unternahm  in  Folge  der  herrschenden 
Erwerbslosigkeit  eine  Anleihe  und  unterzog  sich  der  Mühe,  von 
jedem  dort  Wohnenden  Strohgefiecht,  etwas  niedriger  als  zum  Tages- 
kurse, zu  kaufen  nnd  setzte  dassdbe  mit  Gewinn  nm.  Bentzsch 
bemerkt,  dase,  so  bedenklich  das  Mittel  war,  glflcklicher  Weise  der 
Erfolg  doch  recht  günstig  war.  —  Minder  glücklich  endeten  der- 
artige Versuche ,  die  man  in  den  20er  Jahren  in  Rostock  machte, 
indem  man  Materialien  anschaffte  und  in  zur  Verfügung  gestellten 
Räumen  oder  zu  Hause  bearbeiten  Hess.  Man  verkaufte  mit  Schaden 
oder  stapelte  die  schlechte  Arbeit  auf  und  schloss  endlich  mit  einem 
Starken  Defizit;  vgl.  Wachenhasen  bei  Emminghans  S.  206. 

IV.  In  diesem  Znsammenhange  mag  ancb  noch  bemerkt  werden, 
dass  Auswanderung  als  Folge  hoher  Armensteuern  auch  ausser- 
halb Englands  wahrgenommen  ist.  Im  Anfange  des  Jahrhunderts 
wurden  in  Ostfricsland  seitens  der  Regierung  auf  den  Domanial- 
flächen  "Kolonisten  angesifdelt ,  die  ..bei  gänzlichem  Mangel  eines 
Betriebskapitals  ohne  Kenntniss  der  Lukalverhältnisse  und  ohne 
Kenntniss  des  Ackerbaues  sich  bald  als  völlig  unfähig  zeigten^. 
Die  Kolonien  wurden  sodann  mit  den  benachbarten  alten  Gemänden 
zu  gemeinsamen  Armen  verbänden  verbanden«  was  für  letztere  so 
drückend  war,  dass  eine  starke  Auswanderung  der  wohlhabenden  Leute 
jiach  Holland  stiittfand.  wolclic  die  Geburtenzahl  überwog  uml  eine 
Abnahme  der  Bevölkeruog  zur  Folge  hatte;  vgl.  Liusingen  S.  79. 
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S  201. 

Venacht  man  sich  Ober  die  Orflnde  klar  m  werden, 
welche  dasm  Mam  können,  aus  dem  an  sich  richtigen  Grond- 
satze  der  UntersttttBung  durch  Arbeitsgewähning  ein  soldie» 
Zerrbild  zu  machen,  so  erkennt  man  sehr  Iwild,  duss  die  Armen - 
Verwaltung  gefahrlos  nur  dann  Arbeit  gewiihren  kann,  wenn  sie 
in  enger  Fühlung  mit  den  Bedürtnis>sen  des  Arbeitsmarktes  auf 
der  einen  Seite,  mit  den  Bedürtnissen  der  Armen  auf  der  andern 
Seite  bleibt.  Denn  bietet  der  Arbeitsmai'kt  Gelegenheit  zu  freier 
Arbeit  in  hinreichendem  Mane,  eo  kami  es  gar  nicht  vor- 
kommen, dasB  erwerbsMige  Personen  UnteretUtsane  nachsachen  ; 
wenn  sie  es  dennoeli  thun,  so  tat  dies  ein  Zeicnen,  dass  sie 
arbeitsscheu  sind  oder  dass  die  Annenverwaltung  ihre  Aufgabe, 
das  thatsiiehhche  Bedürfniss  genau  zu  pHifen,  vernachlässigt. 
Und  dieses  wird  denn  auch  all;-^<'mein  als  der  wahre  und  haupt- 
siichliche  (irund  der  grossesten  Missstilnde  des  Armen wesens  be- 
traclitet,  dass  die  Bedürftigen  seitens  der  Arraenverwaltungea 
nicht  genügend  beaufsichtigt  und  zurückgehalten,  sondern  gerade- 
su  verlockt  würden,  die  Unterstützung  ah  ein  selbatvmtftnd- 
liches  Recht  in  Ansprach  m  nehmen.  So  wird  denn  die  Be- 
trachtung zu  derjenigen  Aufgabe  der  Armenverwa] tung  zurUck- 
geflihrt,  von  deren  Darlegung  oben  auüg^ngen  wurde,  der  Auf- 
gabe, zu  individuah'siren ,  und  insbesondm  dann  zu  indivi- 
dualisiren,  wenn  ts  sich  um  Personen  handelt,  deren  l'edürftig- 
keitszustand  schwer  erkennbar  ist.  Und  hierfür  ergiebt  sich 
dann,  im  Gegensiitze  zu  jener  lockeren  und  nachlässigen  Hand- 
habung der  Armenpflege,  als  unverbrüchliche  Regel,  ungerecht- 
fertigtoa  Nadisudien  um  Unterstützung  au&  stren^jste  zurück- 
zuweisen, diejenigen  aber,  deren  Unterstütsung  gleichwofal  not- 
wendig ist,  immer  in  dem  Bewusstsein  zu  erhalten,  dass  es 
fremde  Mittel  sind,  von  denen  sie  leben.  Mit  dieser  Massgabe 
ist  auch  zu  den  Fragen  ziirüekzidvehren,  die  im  Eingange  dieses 
Abschnittes  vorangestellt  wurden,  ge^^en  wen  und  unter  welchen  Vor- 
aussetzungen ein  Arbeitszwang  zuUis^ig  sei.  Denn  mit  dieser 
Massgabe  handelt  es  sich  dann  nicht  um  ein  Gebot  unbegrenzter 
Arbeitverschaffung  fllr  alle  ArbeitsfUhigen,  sondern  um  die  zweck- 
milssigste  Form  der  Untersttttsnng,  die  unter  Umstanden  auch 
durch  Arbeit  geschelien  kann  oder  soll. 

Sehr  zutreffend  führt  die  preossische  lfin.-Instr.  vom  10.  April 
1871  ans:  Von  der  Befbgmss  des  §  1  al.  2  sollen  die  Armenver- 
bände nur  geeigneten  Falls  Gebraoch  machen.  Die  öffentliche  Ar- 
menpflege darf  neben  der  nötigen  Strenge  auch  der  auf  den  ein- 
zelnen Fall  Kiicksicht  nehmenden  Humanität  nicht  entbehren.  Statt 
der  Gewährung  von  Unterstützungen  in  (ield,  Lebensmitteln  untl 
l^rennniaterialieu  wird  daher  die  Unterbringung  in  öffentlichen  Ar- 
nienhäusem  u.  s.  w.  auch  in  Zukunft  keineswegs  die  ein  für  alle 
Mal  zn  befolgende  Kegel  bilden  dürfen.    Nur  das  verständige  Er- 
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messen  kann,  je  nach  Lage  des  Falles,  darüber  die  Richtschnur  an 
die  üand  geben,  welcher  Modus  als  der  zweckentsprechende,  bei- 
d«n  Bflckakhten  die  gebtthrende  Reclmimg  tragende  anzosehen  ist. 

Ton  besoDderem  Interesse  sind  die  dtesbesflgliehen  Entscheidon- 
gsiides  Bundesamts  Iftr  das  Heimatwesen.  So  wird  in  der 
Entscheidang  XYII  S.  77  ausgeführt,  dass  der  nntersl&tnnde  Orts- 
armenverband, welcher  gemäss  §  1  des  prcussischen  Annengesetzes  die 
rnterstützunjf  geeigneten  Falls  auch  mittels  Anweisung  geeigneter 
Arbeit  gewähren  kann,  eine  solche  gewähren  mnss.  wenn  dazu 
(icleKeiihcit  vorlianden.  Es  hiltte  vom  Kläger  bewiesen  wei  den  müssen, 
Uasb  es  monatelang  au  solcher  üelegenheit  gefehlt  habe.  —  Aehn- 
lieh  EntsclMidmig  XY  S.  49.  Dagegen  XT  8.  51 :  da»  es  «nC 
der  andern  Seite  nicht  Sache  der  Armenverwaltang  sein  kann, 
irgend  eine  BeechAftiguig  ausfindig  za  machen,  a.  B.  ftr  invalide 
Personen,  die  etwa  noch  gewisse  leichte  Dienste  verrichten  können. 

Uebrigens  sei  der  Einwand,  dass  Jemand  arbeitsfähig 
gewesen,  an  und  für  sich  kein  Grund  die  Erstattung  auszuschliessen, 
Aveil  grosse  Kinderzahl,  Mangel  an  Arbeit  u.  s.  w.  sehr  wohl  im 
einzelnen  Falle  eine  Unterstützung  notwendig  machen  können :  vgl. 
auch  XI  S.  44  and  XII  S.  44.  hoch  wird  in  XV  S.  54  ausgeführt, 
dass  der  voriftiifig  nnteiattttaende  Amenverhand  nicht  ohne  weiteres 
jede  UntorsUttning  gewähren  könne.  Wenn,  wie  im  vorliegenden 
Falk,  ein  arbeitssdieaer  Mensch  in  überaus  reichlicher  Weise  unter- 
stützt werde,  so  werde  die  Fanlheit  erhöht;  der  Armen  verband 
hätte  notwendig  Zwangsmassregeln  anwenden  und  besten  Falls  vor- 
übergehende einmalige  Unterstfttzang  —  nicht  dauernde  —  gewähren 
dürfen. 

hw  Bat  Ai»eHshaiispriiitp. 

§  202. 

Soweit  nun  dem  E^^messen  der  Armenbehörde  anheimfiiestettt 
hleibi^n  soll,  in  welcher  Form  sie  unterstützen  will,  bedarf  es 
keiner  Aenderun^  der  (Jesetzgebung,  Es  wurde  schon  erwähnt, 
dass  und  aus  welclien  Gründen  sich  die  Gesetzgebungen  auf  die 
Zeichnung  der  GruudzUge  in  Bezug  auf  Art  und  Mass  der  Unter- 
atUtzungen  beschränkt  haben.  Da^c^en  ist  an  dieser  Stelle  auf  die 
Meinung  derjenigen  ehuragehen,  welche  eineraeitB  die  Befiignisseder 
Armenverwaltun^en  zu  Termehren  und  andererseita  dieaelben  an 
gewisse  gesetitich  bestimmte  Fonnen  der  UntentUtmng  gebunden 
wissen  wollen.  Diese  Meinung  geht  davon  aus,  dass  bei  dem 
gejrcnwärtigen  Stande  der  Gesetzj^ebung  ein  Missbrauch  der 
Armenpflege  seitens  der  ärmeren  Bevölkerung  auch  jetzt  durch- 
aus nicht  ausgeschlossen  sei  und  dass  nur  eine  formelle  Be- 
grenzung von  Art  und  Mass  derselben  dagegen  zuverlässig 
schützen  könne.  £s  wird  so  argumentirt:  Die  geaetcHche 
Annenpflege  habe  nur  die  Aufgabe,  tor  der  ausaeraleQ  Kot  su 
achtttnn;  die  UnterstUtsimg  soUe  keine  Verbessemiigy  aondem 
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eine  Verschlechterung  der  Lage  des  Bediii^ttigen  sein.  Und  weil 
68  sehr  schwer  sei,  zu  UBteneheiden  swisoien  der  eigentlichen 
unTOsehnldeten  xind  der  ▼erscfaiildeteii  Arbeitslofliffkeil^  und  weil  es 
ferner  sehr  schwer  sei,  zu  wissen,  ob  Jemand  a&e  eigenen  Mittel 
oder  sonstigen  Hül&quellen  erschöpft  habe^  bevor  er  sich  an  die 
ArmenTerwaltong  wendete,  so  müsse  man  die  Unterstützung 
schon  der  Form  nach  so  wenig  verlockend  wie  möglich  machen ; 
nur  wenn  Jemand  sich  auch  durch  die  unbequeme  oder  un- 
angenehme Form  der  Unterstützung^  nicht  zurückschrecken  lasse, 
sei  anzunehmen,  dass  er  wirklich  bedürftig  sei.  Wer  aber  be- 
dtliftig  sei,  stdle  sich  selbst  das  Zengniss  ans,  da»  er  im- 
Termtfgend  sei,  ftr  sieh  selbst  zu  soigen,  erklfire  sidi  gewisser- 
massen  für  unmündig.  Ihn  nnter  Anfsicht  au  nehmen 
und  zu  halten,  ihn  in  mflssigen  Grenzen  in  seiner  Freiheit 
zu  beschränken,  sei  Pflicht  und  Recht  der  Armenbehörde. 
Nun  könne  aber  diese  lieschninkung  wirksam  nur  da  geschehen, 
wo  die  Ueberwachung  wksam  erfolgen  könne.  Dies  wiederum 
sei  nur  in  einer  geschlossenen  Anstalt  möglich ,  in  welcher  dem 
Insassen  durch  strenge  Hausordnung,  durch  Entziehung  der  im 
Stande  der  fVeiheit  ihm  erlaubten  Genüsse  (vor  allem  geschlecht- 
ficher  Umgang,  Trinken,  Tabakranchen)  filhlbar  gemacht  werden 
könne,  (lass  er  ans  Annenmitteln  erhalten  werde. 

Weiter  aber  genüge  es  nicht,  den  Eintritt  dieser  Folgen 
imter  allen  Umständen  von  dem  freien  Willen  des  Bedürftigen 
abhängen  zu  lassen;  arbeitsscheue  und  solche  Personen,  welche 
zwar  arbeiteten,  aber  ihre  Angehörigen  der  Armenpflege  anheim- 
fallen liessen,  müssten  zum  Eintritt  in  die  Anstalt  gezwungen 
und  nötigenfalls  bestraft  werden  können. 

Der  Wunsch,  Unterstützung  nur  m  geschlossenen  Anstalten 
zu  verabfolgeD,  wud  vornehmlich  duidi  den  Hinweb  auf  die 
Erfolge,  die  man  in  England  mit  dem  sog.  Arbeitshaus- 
prinzip erzielt  habe,  begründet.  Auch  wird  eine  nicht  gerinfre 
Zahl  von  Armenverwaltiingen  in  Deutschland  namhaft  gemacht, 
welche  mit  Versagun^  jed(T  Unterstützung  ausserhalb  der  Armen- 
arbeitsanstiilt  eine  wesentliclie  \'ermindenmg  der  Unterstützungen 
und  des  Armenaufwandes  herbeigeführt  hätten. 

8  203. 

1.  Die  Litera  tnr  üher  diese  Fragen  ist  von  jeher  eine  sehr  um- 
fangreiche gewesen.  Namentlich  ist  in  England  die  Frage  irgend 
welcher  Reformen  des  Annenwesens  stets  in  unmittelbarem  Zusam- 
menhange mit  der  Frage  des  workhouse  behandelt  worth^n.  Ueber 
allere  Literatur  vgl.  Aschrott  S.  25.  Von  neuerer  namentlich 
Fawcett,  Pauperism,  its  causes  and  remedies,  London  1871,  und 
PretymaUf  Dispauperization,  a  populär  treatise  on  Poor-Law 
Evils  and  their  Remedies,  London  1878.  —  Ehrle  in  seinen 
Beiträgen  handelt  im  Abschn.  III  ansfAhrlich  vom  englischen  work- 
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house.  —  Uas  wertvollstu  ^Juieiial  befindet  sich  in  den  jährlichen 
Berichten  der  englischen  Annenbehörden. 

In  Deutschland  ist  die  neuere  Literatur  Aber  diesen  Pnnkt 
dürftiger.   Ausser  den  melirgenannten  Abhandlungen  vtm  Lin- 

sinijen  S.  87  noch  Kries  I  S.  326.  Rickert  S.  36  ff.,  Huber 
S.  294,  Seyffardt  I  S.  6,  Cohn  S.  49,  Loening  S.  916  u.ä. 
Namentlich  aber  die  oben  bei  Bcsprerhimg  der  Rezirksarmenhänser 
genannten  Arbeiten,  vor  allem  die  wiclitigen  Berichte  der  Anstaltsvor- 
stände; vgl.  S.  -SOO  und  S.  406  Anm.  1.  Dagegen  ist  die  ältere 
Literatur  äusserst  reichhaltig.  So  ist  besonders  der  betreffende  Ab- 
schnitt bei  Gerando  8.  Teil  1.  Bach  noch  heute  von  hohem  Werte; 
ebenso  Dnthatel-NaTille  im  2.  Buch  4. bis  15. Kap.  S.  118  ff., 
wo  das  umfassendste  thatsSchliclie  Material  aus  allen  Lftndem  zu- 
sammengestellt ist.  —  Mohl,  P.-W.  I  S.  354;  Ebers,  Nacbrichten 
über  das  Armenhaus  in  Breslau  S.  27  ff.  u.  a.  ni.  — 

r»  l>er  die  Erfahrungen  in  auss  erdeut  sch  en  Ländern 
(abgesehen  von  England)  sind  die  erwähnten  Mitteilungen  von 
I>  u  c  h  a  t  e  1  -  N  a  V  i  1 1  e  jedenfalls  das  Vollständigste ,  was  wir  be- 
sitzen, und  äusserst  lehrreich.  Ausserdem  vor  allem  die  Schwei* 
zerischeAfmenstatistikTon  Niedeier,  ftr welche  unter  anderem 
auch  die  Frage  gestellt  war:  Welcbe  Massnahmen  werden  gegen 
arbeitsscheue  Unterstützte  ergriffen  und  wie  whrd  dem  Bettel  ent- 
gegengewirkt? Die  hierauf  eingegangenen,  mehr  oder  minder  aus- 
führlichen Antworten  sind  unter  den  für  jeden  einzelnen  Kanton 
besonders  gegebenen  Nachweisungen  abgedruckt. 

IL  Speziell  England.- —  Das  Prinzip,  die  arbeitsfähigen  Ar- 
men zur  Arbeit  zu  setzen,  ist  für  England  bereits  in  dem  (ieset/e  der 
Elisabeth  von  IGOl  ausgesprochen;  uütigenfalls  sollten,  soweit  nicht 
itlr  Arbeit  anderweit  gesorgt  werden  könnte,  ArbeiMhiser  errich- 
tet werden.  Der  Gedanke  hatte  aber  einer  Iftngeren  Zeit  zu  seiner 
praktiscben  Verwirklichung  bedurft;  erst  1697  wurde  das  erste 
Arbeitshaus  in  Bristol,  17011  und  1707  solche  in  Worcester  und 
Plymouth  errichtet.  Um  auch  den  ärmeren  Kirchspielen  die  Er- 
richtung zu  ermöglichen,  wurde  1723  angeordnet,  dass  sie  berechtigt 
sein  sollten ,  in  Verbimlung  mit  anderen  Kirchspielen  Arbeitshäuser 
einzurichten,  und  dass  kein  Armer,  der  die  Aufnahme  ablehnte,  An- 
spruch auf  eine  andere  Art  von  Unterstützuug  haben  sollte.  In 
cUeser  letzteren  Bestimmung  tritt  jene  eigentOmlicbe  Richtung  her- 
vor, den  Zwang  des  Arbeitshauses  noch  Aber  die  ArbeitsfiOiigen 
Idnaos  anszudehnen  und  allgemein  Unterstützung  möglichst  nur  in 
geschlossener  Armenpflege  zu  verabfolgen.  Einige  Zeit  nach 
der  Durchführung  des  Gedankens  wurde  in  einer  Anzahl  von  Kirch- 
spielen, welche  sich  die  Sache  besonders  hatten  angelegen  sein  lassen,  die 
Wahrnehmung?  pemacht,  dass  die  Armensteuern  erheblich  zurückgegan- 
gen seien.  Dieselben  sollen  nach  einer  Schätzung  vonCoodevon 
18h  bll  £  in  1650  auf  819000  £  in  1698  gestiegen  sein  und  1750 
wieder  nur  619000  jfi  betragen  haben.  In  manchen  Kirehsi^en 
mit  gnten  Arbeitshftusem  verringerten  sich  die  Armensteuem  um  die 
Hälfte.  Aber  den  dieser  Bewegung  folgenden  Aufschwung  vernichtete 
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die  planlose  Woliltliätigkeit^^übung.  die  im  letzten  Viertel  des  vorigen 
Jahrhunderts  die  ArmenpÜege  nicht  mehr  von  einem  armenpolizei- 
lichen, sondem  von  einem  hmnanitlir^sentiinentalen  Geachtsponkt 
anfznfassen  anfing.  Von  ihrem  ongehenerlichsten  Ansdmck,  der  so- 
genannten Gilbert's-Act  von  1782,  war  vorhin  die  Bede.  Bei  der 
durch  sie  wesentlich  mit  veranlassten  grossen,  schon  mehrfach  er- 
wähnten Reform  von  ^S>'^4  wurde  denn  auch  den  Arbeitshäusern 
erneute  Aufmerksamkeit  geschenkt  und  das  Arheitshausprinzip  von 
der  Zentralbehörde  konsequent  ans/ubilden  gesucht,  wobei  dieselbe  je* 
doch  auf  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  in  der  praktischen  Anwendung 
stiess  und  insbesondere  oft  an  dem  Kostenpunkte  scheiterte.  Denn 
wie  sehr  anch  das  Prinzip  als  solches  der  Yerwaltong  erwünscht 
sein  mochte,  so  bedurfte  sie  m  seiner  strengen  Bnrehffthnmg  tof 
allem  der  geeigneten  R&omlichkeiten ,  des  geeigneten  Ftersonals  nnd 
der  ISIittel,  die  einen  zu  unterhalten  und  die  anderen  zu  besolden. 
In  beiden  Beziehungen  hat  e>  den  kleineren  Arnienverbänden  häutig 
gefehlt  und  fehlte  es  auch  noch,  als  durch  A  creinii^nf;  mehrerer 
Kirchspiele  jeder  Armenverband  wenigstens  eiu  Arbeitshaus  be- 
scbafifen  konnte. 

lieber  die  Emrichtong  und  Verwaltung  der  Arbeitshäuser  ist 
zn  bemerken,  dass  für  Jeden  ArraenTerband  ein  workhoaae 
Yorhanden  sein  moss,  dessen  Yerwaltang  nach  einheitlichen,  von 

der  Zentralbehörde  aufgestellten  Gnmds&tzen  zu  leiten  ist.  "Wesent- 
lich sind  insbesondere  die  Bestimmungen  über  die  Klassiiikation 
der  Insassen  nach  der  Arbeitsfähigkeit,  sowie  nach  Alter  und 
Geschlecht.  In  sieben  Abteilungen,  die  nach  Bedürfniss  in  Unter- 
abtoilnntren  zerlegt  werden  können,  sollen  1)  arbeitsunfähige  Männer, 
2)  arbeitsfähige  Männer  und  Knaben  über  15  Jahre,  3j  Knaben 
zwischen  7  nnd  15  Jahren  nnd  4) — 6)  dieselben  Kategorien  des 
weiblichen  Geschlechts  and  7)  Kinder  nntor  7  Jahren  nntergebracht, 
sowie  angemessen  verpfl^  nnd  beschAftigt  werden.  Besondere  Ab- 
teilungen bestehen  für  Eianke  und  Irre. 

Die  Hansordnung,  die  vom  master  bezw.  der  matron  of 
workhouse  gehandhabt  wird,  lässt  als  Disziplinarmassregel  24 stün- 
dige Einzelhaft  und  Schmälerung  der  Kost.  Züchtigung  jedoch  nur 
für  Knaben  zn ;  über  diese  Zuchtmittel  hinaus  unterliegt  die  Be- 
strafung der  Kompetenz  des  Friedensrichters.  Grundsätzlich  soll 
bei  Verabfolgung  von  üntersttttznngen  nnr  in  ganz  besttnimten  Aos- 
nahmefUlen  von  der  Yerweisong  uns  Arbätshaos  Abstand  .ge- 
nommen werden  (insbesondere  bei  Männern  im  Falle  von  anvor- 
bergesehener  Kranidieit,  fon  Unglücks-  und  Todesfittlen,  bei  Frauen 
auch  noch  nach  Verwittwung  und  Eheverlassung  innerhalb  der  ersten 
f>  Monate).  Doch  hat  die  Zentralbehörde  anerkannt.  da<;s  dies  für 
grosse  Städte  nicht  gänzlich  durchführbar  sei,  und  daher  ausnahms- 
weise Unterstützung  ausserhalb  der  Anstalt  (ont-door-relief),  jedocii 
nnr  wochenweise  und  höchstens  zur  Hälfte  in  Geld,  verbunden  mit 
Arbeitszwang  anter  Anfeicht  nachgelassen.  —  1876  fassten  die 
Poor-Law*Ck>nfereiiGes  (ZnsammenkQnfte  der  ArmenpflogebehOrden) 
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den  Beschluss,  das  Vp  r  b  o  t  des  o  u  t  -  d  u  o  i  -  r  e  1  i  e  f  ganz  vollständig 
darcbzutuhren,  dem  die  Zentralbehörde  im  Prinzip  beistimmte  V). 

m.  Wasdeatsche  Anstalten  angeht,  so  ist  an  die  Nach- 
weisungen  Uber  die  Bezirksarmenhiater  za  erinnern  (oben 
8.  886  ff.)i  denen  gerade  ndt  Beiog  auf  Vermindeiong  dee  Annan- 
aufwandes  gute  Erfolge  nachgerühmt  werden.  Linsingen  teilt 
S.  94  ff.  mit,  dass.  als  in  Ostfriesland  die  starke  Armenlast 
znr  EiTichtung  von  Arbeitshäusern  geführt  hatte,  die  Zahl  der  Un- 
terstützten sich  merklich  vermindert  hätte.  So  wurden  beisi)ielsweise 
bei  Eröl^'nung  der  Anstalt  in  Grossefehn  19  Männer  und  20  Frauen 
unterstützt;  zum  Eintritt  in  dieselbe  entschlossen  sich  aber  nur 
1  Mann  and  5  Frauen;  die  ttbrigen  vermochten  sich  dnrchaos  ohne 
Unterstationg  dnrchnibeliSen.  Beeonden  gut  hfttten  gewisie  Maaa- 
regeln  gewirkt,  die  an  und  Ar  aieh  zweekmiseig  nnd  gesnndlieita- 
fördemd  geweeen,  aber  den  Lenten  ungewohnt  und  daher  als  arge 
Beeinträchtigung  erschienen  seien.  So  sei  in  Ostfriesland  der  Thee 
ein  allgemeines  Lieblingsgetränk,  auch  seien  die  Leute  gewohnt, 
unter  vielen  Federn  oder  Seegras  zu  schlafen,  und  die  Feuerung  im 
offenen  Kamin  besonders  zu  bevorzugen ;  man  habe  daher  in  den 
Arbeitshäusern  den  Thee  ganz  abgeschailt,  anstatt  dessen  Roggen* 
kaise^  Hilchsnppe  und  dergl.  eingelfthrt,  den  Leaten  einlMdie  Decken 
gegeben  nnd  in  den  Oefen  geheitt.  — 

Ein  neoerer  Bericht  dee  Ifagiatrafta  zn  Lingen  nnd  ein  Vortrag 
der  Armenkommission  daselbst  an  den  Magistrat,  der  sich  auf  die 
nu5  den  Städten  Leer,  Jever  und  Esens  eingegangenen  Nachrichten 
stützt,  empfiehlt  dnngend  die  Errichtung  eines  Armenarbeitshauses, 
„insbesondere  um  die  Arbeitskräftigen,  die  an  Arbeitsscheu  leiden, 
ernstlich  zur  Arbeit  anzuhalten  und  ihnen  den  geschlechtlichen  Um- 
gang zu  entziehen.  Zugleich  kann  es  nur  dadurch  erreicht  werden, 
dass  HttUibedllrftige,  die  von  der  ArmenTerwaltang  annwichaid 
nntentotst  werden,  diese  Untant&tmng  mcht  lediglidi  als  Zaachoas 
annehmen  nnd  fortwährend  die  Stadt  nnd  die  Umgegend  daroh 
ihren  Bettel  brandschatzen."  —  Der  Bericht  ist  vollatftndig  abge- 
drackt  in  Gem.-Z.  1882  S.  'V^. 

Von  Mein  in  gen  berichtet  Zill  er,  dass  die  strenge  Durch- 
führung des  Armenhaussysten)s  seit  1875  eine  bereits  187()  wahr- 
nehmbare Verminderung  des  Armenaufwandes  zur  Folge  gehabt 
habe.  Die  offene  Armenpflege  wird  dort  auf  gewisse  leicht  erkenn- 
bare Kategorien  eingeschrinkt  (WaisenUnder  —  Ameaftnte  — 
Aranden  —  Beerdignngen  a.  s.  w.),  wilraid  in  aQea  ttbrigeii  FiUen 
UnterBttttznng  in  geschlossenen  Armenanstalten  offerirt  wird,  was 
einen  ersichtlich  günstigen  Einfluss  auf  die  Arbeiterbe?Alherang  ge- 
habt hat.    Zill  er  in  Gem.-Z.  1881  S.  129. 

Die  Verwaltung  der  Stadt  Oldenburg  berichtet,  dass  dort  am 
1.  August  1882  ein  Armenarbeitshaus  eingerichtet  worden  und  den 
bisher  in  offener  Pflege  unterstützten  i'ersoneu  mitgeteilt  worden  sei, 

>)  Vgl.  Asebrott  &  8».      90.  ld&  IM.  802  ff. 
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dass  sie  von  nun  an  dort  untergebracht  werden  würden,  woraut  «lie 
Hälfte  sofort  anf  Unterstützimg  verzichtet  habe.  Der  Bericht  nimmt  an, 
dass  in  den  meisten  Ftilen  Verwandte  nnd  andere  Personen  die  Un- 
terstfttzung  ftbemomnien,  in  anderen  ein  wiridtcbes  Bedflrfiiiss  nicht 

vorgelegen  habe.  —  Aehnlich  YerwaUnngsbericht  fllr  Osnabrttek 

1883  84  n.  a.  m.  Der  thüringische  Städtetag  vom  12.  Sept. 
1882  erklärte  durch  Resolution  die  Einführnng  von  Armenarbeits- 
häusem  als  unbedingt  notwendig,  wobei  gegenüber  einigen  Hedenken 
sehr  gate  Erfolge  bestehender  Arbeitshäuser  hervorgehoben  wurden. 

§  205. 

Gegenüber  den  Erfolgen,  die  unzwcüelbai't  dem  Arbeita- 
hanspriiisip  zur  Seite  stehen  ^  sind  in  England  sclion  sehr  früh, 
aber  auch  in  Deutschland  schon  vor  mehr  als  tVinfzig  Jahren 
sehr  erhebliche  Bedenken  laut  geworden.  Ks  wird  erstens  be- 
liauptct,  dass  die  Annenarbcitshäuser ,  welche  trotz  Hausord- 
nung und  Disziplin  doch  immer  niu*  Armenanstalten  blieben, 
sich  regelmässig  nur  sehr  kurze  Zeit  in  ihrer  eigeutümlidieii 
Sonderatellanff  hehaapteteD  und  dann  unter  dem  Einfluaa  venchie- 
denerümatiiide  entweder  wieder  reine  Armenhäusjez»  d.  iu 
ledig^ch  Wohnstätten  der  Bedürftigen  ohne  Arbeitaswang  Würden, 
oder,  was  schlimmer  sei,  einer  Strafanstalt  zum  Verwechsela 
ähnlich  würden.  Erstercs  sei  besonders  der  Fall  aus  Anlass  der 
tinan/iellen  Verhältnisse,  weil  eine  derartige  Anstalt  .sehr  viel 
teurer  wirtschafte,  als  die  offene  Armenpflege,  letzteres  wegen  der 
mit  dem  Anstaltsaufenthalt  unausbleiblich  verbundenen  Immora- 
lität  ihrer  Insassen. 

Zweitens  bereite  bd  Durehfbbrung  des  Prinopa  in  grCaeerflm 
Massstabe  und  in  nachhaltiger  Weise  dinArbeitabeacha/fnn^ 
ganz  ausserordentliche  Schwierigkeiten,  sei  in  individueller  Weise 
fkst  immer  immö^lich;  die  übhchen  Anstaltsbeschäftigungen,  die 
allerdings  jeder  leicht  lerne,  wie  Federreissen,  Steineklopfen  u.  dgl., 
hätten  den  sehr  schwer  wiegenden  Nachteil,  den  wirklich  arbeits- 
lustigen Armen  den  höchsten  Widerwillen  zu  erregen  und  sie  ge- 
radezu arbeitsscheu  zu  machen,  oder  die  minder  ttichtigen  der 
zweckmässigen  Arbeit  ganz  zu  entwöhnen,  so  dass  sie  nach 
ihrer  £ntkssung  gar  nicht  mehr  ordentliche  Arbeit  annehmen 
konnten  und  bald  in  die  Anstalt  zurUckkdirten. 

Dr  itt  ens  aber,  und  auf  diesen  Einwand  wird  ein  besonderer 
Nachdruck  gelegt,  bilde  eine  in  grösserem  Massstabc  betriebene  An- 
staltsbesehät'tigung  entweder  eine  von  den  freien  Arbeitern  sehr 
übel  eni|itiindene  Konkurrenz,  oder  sie  entbehre  d^  Charakters  der 
lohnenden  Arbeit  überhaupt  und  wirke  dann  ebenso  übel  für  die 
Finanzen  der  Anstalt,  wie  aut"  den  Charakter  der  Arbeitenden. 

Ausserdem  wird  im  allgemeinen  geltend  gemacht,  dasa 
in  der  Durchführung  des  Prinzips,  namentlich  in  dem  Aus- 
einanderreissen  der  Familie,  eine  grosse  Härte  liege.  Es  wild 
hierauf  von  den  Anhängern  des  Prinzips  erwidert,  dass  auch 
die  Armenlast  eine  grosse  Härte  sei  und  es  sich  angesichts  der 
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bei  jeder  zu  laxen  Handhabung  der  Armenpflege  drohenden 
Missbräiiche  durchaus  empfehle,  eher  zu  hart  als  zu  milde  zu 
sein.  In  Ansehung  des  Kostenpunktes  wird  entgehet,  dass  es 
eine  knnriditige  Spanamkcit  sei,  Jemanden  Eeto  in  der  offimen 
Pflege  nntentntzen  ni  wollen;  aÜerdings  sei  der  Betrag  ftbr  den 
Einzelnen  geringer,  als  wenn  er  in  einer  Anstah  zu  unter- 
halten wäre;  dsfilr  werde  aber  eben  auch  die  Gesammtzabl  der 
Unterstützten  eine  sehr  viel  geringere.  Und  was  die  Konkurrenz 
angehe,  so  bestehe  dieser  Uebelstmd  in  gewissem  Masse  immer, 
wenn  der  Arbeitszwang  durchgetuhrt  würde,  namentlich  idso 
auch  in  eigentlichen  Straf-  und  Korrektionsanstalten.  Werde 
er  aber  nur  in  dem  hier  gemeinten  Sinne,  also  gerade  zur  Ab- 
sebredrang  der  Arbeitifilhigen  angewendet,  so  kOnne  er  nicht 
emsdich  gegenober  der  freien  Industrie  in  Betracht  fidlen. 

§  20(3. 

1.  Zunächst  ist  in  Bezug  auf  England  zu  bemerken,  dass  trotz 
des  bestehenden  Verbots,  Unterstützungen  ausserhalb  des  workliouse 
zu  gewähren ,  die  Zahl  der  ausserhalb  Unterstützten  doch  sehr  er- 
beblich diejenige  der  Arbeitshausinsassen  (in-door-paupers)  stets  über- 
stiegen bat  und  noch  übersteigt:  ein  Yerbäitniss,  das  sich  in  den 
Zahlen  der  lotsten  Jahre  bioreicheiid  ausdruckt  Darnach  betrug 
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Man  bemerkt,  dass  die  Gesanuntzahl  der  Unteiittttaten  sowohl  im 
Yerbäitniss  zur  Bevölkerung  wie  auch  absolut  abgenommen  hat, 
während  der  Anteil  der  im  Arbeitshanse  unterstützten  arbeits- 
fähigen Rrwachsenen  kein  sonderlich  grosser  ist.  Diese  'Umtsachen 
können  wohl  dahin  gedeutet  werden,  dass  die  Abnahme  der  (iesaninit- 
zahl  auf  Rechnung  der  Arbeitshäuser  zu  setzen  ist ;  im  Ar- 
beitshause halten  sich  überwiegend  arbeitsunfähige  Personen  auf, 
weil  arbeitsfähige  durch  dasselbe  ferngeiialten  und  abgeschreckt 
werden.  Hiermit  wflrde  die  Thatsache  Übereinstimmen,  dass  die- 
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jeuigen  Arb6it8hili.a8er,  die  lediglich  Ar  erbeiteffthige  Personen  offen 
gehalten  werden,  regelmieng  nnr  ar  HSUle  beeeUt  sind. 

Auf  der  andern  Seite  Ist  aber  aneh  die  BindpUn  in  den  bei- 
den Kategorien  dienenden  Arbeitsbäusem  eine  sein  viel  laxere.  Das 
Kauchen  ist  meist,  soweit  den  Insassen  das  Material  geschenkt 
wird,  gestattet,  ebenso  das  Annehmen  von  IJesucli;  das  Ausgehen, 
ja  selbst  Domino-  und  Kartenspiel,  mit  dem  sich  die  arbeits- 
untiihigen  Insasseu  meistenteils  die  Zeit  vertreiben,  ist  zugelassen 
uud  wie  es  scheiut  in  sehr  weitherziger  Weise.  Vgl.  Aschrott 
an  den  angegebenen  SteUeo;  wegen  der  Tabelle  S.  492.  — 

n.  lieber  das  breslaner  Armen  bans  berichtet  1828  Ebers 
S.  27  ff.,  dass  in  dasselbe  neben  arbeitsanf&lugen  alten  IMen  nodx 
die  „Sicheren*^  und  „Unsicheren''  aufgenommen' werden  wären ;  unter 
den  letzteren  wären  solclie  Subjekte  verstanden ,  welche  der  Auf- 
sicht bedurft  hätten  und  nötigenfalls  selbst  durch  Zwang  und  Strafe 
zu  nützlicher  Arbeit  an^^ehalten  worden  wären.  Die  Anstalt  hätte 
aber  an  zwei  Uebeln  gelitten,  einmal  einem  ohnehin  geringen,  von 
Jahr  zu  Jahr  sich  verringernden  Arbeitsverdienst,  „welcher,  ungeachtet 
sich  die  Aimenverwaltung  anf  mannigfaltige  Weise  fttr  die  Beediftf- 
tigong  der  Annen  bemtthte,  gegenwärtig  (1828)  fast  anf  nichts 
zurückgeführt  ist**  (S.  47).  und  zweitens  an  gänzlicher  Yerkoauuea- 
heit  der  Insassen  (S.  208).  £bers  bemerkt  hierbei,  wie  sehr  die_ 
unnütze  Arbeit  (Federschliessen ,  Wollzupfen,  Tretmühle  u.  a  ra.) 
ermüde,  verbittere  und  die  Arbeitsscheuen  noch  mehr  in  Müssiggang 
versenke.  Als  Gegenmittel  bezeichnet  er  die  Gewährung  kleiner  Ver- 
dienstanteile, und  vor  allem  einen  nie  ermüdenden  Willen 
bei  allen  beteiligten  Organen,  nm  die  drei  nötigsten  Tagenden  in 
Armenhinsem:  Reinlichkeit  —  Ordnung  —  Fleiss,  dnrc]uEafllhre&; 
namentlich  sei  anch  Absonderong  aller  Sträflinge  von  den  bloe  Armen 
notwendig  (vgl.  die  Yonehlige  B.  810). 

Die  berühmte,,  auf  Yeranlassong  des  Grafen  Kamford  gegründete 
Arbeitsanstalt  in  München,  welche  am  1 .  Januar  1 790  eröffnet 
wurde  und  im  Anfange  unter  sorgfältigster  Aufsicht  mehr  als 
1000  Anne  mit  Spinnen  und  Weben  beschäftigte,  musste  aus  Mangel 
au  Mitteln  am  30.  September  1799  geschlossen  werden./  Vgl. 
bei  Duchatel-Naville  j  S.  159  and  S.  2iU  and  Gerando 
S.  81,  anch  die  Anm.  5  gegen  Naville.  — 

Die  im  Kanton  Schaffhansen  errichtete  Zwangsarbeit  eanstalt 
Griesbach,  deren  Insassen  etwa  130  Jnchart  mit  zu  bearbeiten 
hatten,  worde  1868  wieder  aufgehoben,  weil  sie  bei  mangel* 
haften  P.esserungsresultaten  in  16  .Taliren  einen  Geldzuschuss  von 
40000  Fr.  für  zusammen  58  Insassen  erfordert  hatte,  unter  denen 
31  sich  125  Desertionen  hatten  zu  Schulden  koounen  lassen.  Vgl. 
Böhmert  bei  Emminghaus  S.  474. 

In  Wien  warde  am  5.  Jannar  1888  in  Stelle  der  frfthflr  be- 
stehenden Beschftftignngsanstalt  f&r  freiwillige  Arbeiter  ein  Werk- 
bans  erriehtet,  das  bestimmt  .sein  sollte,  narbeits^Uiitsn  Gemeinde- 
angehörigen  von  Wien  die  Gelegenheit  znr  Arbeit  zn  bieten  nnd 
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sich  somit  nicht  blos  darch  eigene  Kraft  /n  erhalten,  sondern  sich 
auch  die  Mittel  zu  schaffen ,  nach  freier  Wahl  einer  Beschäftigung 
wieder  nachgehen  zu  können".  Dieselbe  ^^•urde  überwiegend  von 
Männern  in  erwerbskräftigen  Jahren  frequentirt,  deren  Zahl  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  verminderte  (1880:  260,  1881:  254,  1882: 
152).  Neben  diesem  gewiss  auf  Rechnung  der  strengeren  Haus- 
ordniiDg  m  setsenden  Erfolge  ergiebt  sich  du  nachstehende  finan- 
zielle Resaltat: 

Die  durch  Arboitsertrag  nicht  ge-  Es  botrupen  die 

deckten  Aufgaben  betrugen:  Yerptieguugskosten 
insgesammt      GemeindeBiiBehaas    pro  Kopf  u.  Tag 

isvo:      2öOOHfl.  13  972fl.  40.62  kr. 

18S1:      2«  470  „  11 208  „  87.34  „ 

\m:      :i2  617  „  .58.35  , 

Vgl.  den  Ab^-chnitt  :  Sorge  für  Obdachlose  und  Arbeitslose  in 
üeni.-Verw.  der  Keichsh.-  und  Res. -Stadt  Wien  in  den  Jahren  1880 
bis  1882  S.  992  ff.  und  desgl.  tür  1877— hs79  S.  889. 

III.  Rezüglich  der  K  o  n  k  ur  r  e n  z  ,  weiche  die  Zwanf,'sarbeit  der 
freien  Arbeit  macht,  ist  es  w(»lil  richtig,  dass  dies  keine  Eigentünilich- 
keit  des  Arbeitshaussystems  ist,  sondern  vornehmlicii  auch  bei  Straf- 
und  Korrektion sanstalten  in  Betracht  fällt.  Der  Hauptfehler  iiegt 
JedenlUls  darin,  ^dass  entweder  die  Arbeiten  in  Schienderpreisen 
fortgegeben  werdöi  and  die  Fehlbeträge  ans  der  Armenkasse  cn- 
geschossen  oder  in  der  That  gänzlich  nutz-  und  wertloee  Arbeiten 
verrichtet  werden,  die  freilich  keine  Konkonrenz  machen,  aber  der 
Annenkasse  um  so  viel  teurer  zu  stehen  kommen. 

Die  Frage  ist  wiederholt  in  der  Petitionskommission  des  prenssi» 
sehen  Abgeordnetenhauses  im  Hinblick  auf  die  Gefilngniss arbeit  er- 
örtert worden,  zuletzt  in  «Im  Sitzungen  vom  30.  untl  Iii.  März 
wobei  insbesondere  die  zahlreich  vorliegenden  Petitionen,  inslie^on- 
dere  der  Handwerksinnungen,  auf  Beseitigung  bezw.  Beschränkung  der 
Gelftngnisearbel  t  einer  eingehenden  Prafang  nntenogen  wurden 
Von  allen  Sdten  wurde  anerkannt,  dass  die  vorliegenden  Beschwerden 
nnr,  insoweit  sie  eine  von  den  einseinen  Strafanstaltsverwaltnngen 
durchgeführte  missbrfluchliche  Ausdehnung  einseitiger  Gewerbe- 
betriebe betretfen,  Anspruch  auf  Beachtung  haben,  dagegen  die  Un- 
erlässlichkeit  einer  nützliehon  und  die  Kosten  des  Strafvollzugs 
wenigstens  teilweise  deckenden  Beschäftigung  der  Gefangenen 
nicht  in  Frage  kommen  könne  Dem  entsprechend  beschloss  die  Kom- 
mission dem  Abgeordnetenhuuse  nachstehenden  Antrag  zu  unterbreiten: 
unter  Anerkennung  der  Notwendigkeit  einer  produktiven  Beschäftigung 
der  Gefangenen,  d^e  Petitionen  der  Regierung  zur  Erwägang  in  der 
Richtung  auf  eine  iweckmiss^  die  freie  Erwerbstb&tigkeit  mög- 
lichst wenig  schädigende  Arbeitsorganisation  der  Strafanstalten  za 
(\berweisen  und  zugleich  anheimzugeben,  bei  der  öffentlichen  Verdin- 
gung der  (lefangenenarbeit  die  Innungen  vorzugsweise  zu  berücksich- 
tigen. Vgl.  6.  Ber.  der  Komm,  für  Pet.  Drucks.  Nr.  198  S.  1721  ff.  — 
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Bei  der  Beratung  im  Abgeordnetenhause  (26.  Mai  1886)  beantragte 
der  Abgeordnete  Bachem,  den  Antrag  der  Kommission  so  abzu- 
ändern .  dass  an  Stelle  der  einleitenden  Worte  „in  Anerkennung 
der  Notwendigkeit  produktiver  Beschäftigung  der  Gefangenen''  gesetzt 
werde  nUnter  Anerkennang  der  Notwendigkeit  einer  dem  Zweck  der 
Strsfrechtspflege  entoprechenden  Beschäftigong''.  Bfit  diesem  Amende- 
ment wurde  der  Komm.-Antrag  angenommen.  Vgl.  stenogr.  Ber. 
S.  2369  flf.  — 

Auch  bei  der  Beratung  des  Etats  des  Ministeriums  des  In- 
nern vom  6.  Februar  1886  wurde  diese  Frage  berührt  und  vom 
Minister  die  Erklärung  abgegeben,  dass  eine  grundsätzliche  und 
prinzipielle  Aenderung  des  gegenwärtigen  Ge§chäftssystems ,  wenn 
überhaupt,  so  doch  nnr  schrittweile  möglich  sei.  Vgl.  ttenogr. 
Bericht  8.  847.  — 

In  Oeste  rr eich  hat  sich  neoerdings  ein  Agitationskomitee  zur 
Beseitigung  der  gewerblichen  Strafhausarbeit  gebildet,  und  eine 
Schrift:  Die  S  t  raf  h  au  sar  beit,  ein  Notruf  der  Gewerb- 
t  reibenden,  Wien  1886,  veröffentlicht,  deren  letzte  Absclinitte 
S.  24  ff.  gutes  statistisches  Material  über  die  Beschäftigung  der  Sträf- 
linge beibringen.  Es  wird  dort  gefordert,  dass  der  Staat  Arbeit 
verrichteu  lasse,  aber  nicht  Gewerbe  betreibe,  da  er  hierbei  durch 
Steuerfreiheit»  nnverzinsliches  Kapital  n.  s.  w.  in  einer  jedem  freien 
Oewerhe  Obcorlegenen  Lage  sei.  Der  Staat  soll  sich  vielmehr  auf 
Arbeiten  ihr  die  eigenen  Zwedce  der  Strafanstalten  oder  andere 
staatliche  Korporationen,  worunter  anch  die  Armee,  beschränken 
(S.  85).  Dem  gewöhnlichen  Einwände  gegenüber,  dass  auch  durch 
solche  Zwecke  freien  Arbeiteni  die  Beschäftigung  entzogen  würde, 
bemerkt  die  S  chrift ,  dass  dies  unrichtig  sei ,  weil  ja  auch  die 
Sträflinge  unter  allen  Umständen  an  jener  Summe  von  Arbeit  teil- 
nehmen müssten,  die  innerhalb  des  Staates  geleistet  werden  könne. 
Es  handle  sich  nnr  dämm,  dass  der  Wert  der  Ton  den  StrAf* 
lingen  geleisteten  Arbdt  nicht  zn  Gnnsten  Einselner  nnd  dnrch 
nnnatOrliche  Preisdrückong  nicht  sn  Ungunsten  der  Gesammthdt 
der  freien  Arbeiter  wirke.  — 

Setzt  man  hier  überall  statt  „Staat"  „Armenverwaltung",  statt 
„Staatsmittel"  Ariiienmittel",  so  liegt  dasselbe  Verhältniss  wie  bei 
den  Armenarbeitshäusern  vor.  Vgl.  hierüber  namentlich  noch 
Naville,  der  S.  126  ff.  viel  Material  über  die  verschiedensten 
AnstAlten  aus  älterer  Zeit  beibringt. 

§  207. 

Will  man  nach  dem  Torstehend  mitgeteilten  Material,  zu 

dessen  Ergänzung  noch  manche  anderen  Nachrichten,  namentlich 
diejenigen  herbeizuziehen  sind .  die  über  den  Umfang  und  die 
Twoistungstalii^kcit  der  Annenverbände  gegeben  wurden,  sich 
ein  Urteil  über  den  Wert  oder  Unwert  dea  Arbeitshausprinzips 
bilden«  so  wird  man  in  einiger  Verlegenheit  sein.  Unzweifelhaften 
Erfolgen  stehen  ebenso  unaweifeUiafte  Uebelstände  gegenüber. 
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Mit  einer  p^ewissen  Re«^elmässigkeit  kehrt  die  Erscheinung  wieder, 
dass  die  Handhabung  des  I*rinzips  unmittelbar  nacli  der  Eröff- 
nung einer  Arbeitsanstilt  eine  selir  strenge  und  durcligreifende 
ist  und  die  \'erminderung  der  Untersttitztenj  vor  Allem  das 
Ferabi.eiben  der  nicbtbedürftigen ,  arbeitsscheuen  Personen  zur 
Folge  hat.  Die  zweite  Stafe  ist  dum,  dass  nur  wirklich  arbetts- 
unmige  Persoaen  in  der  Anstatt  sind,  denen  gegen0Bor7'9a 
scharfe  Disziplin  und  Hausordnung  fUr  sie  nicht  mehr  so  nötig  sind, 
4tllmählich  eine  laxere  Behandlung  eintritt.  In  dem  dritten  Stadium 
wird  dann  die  Handhabung  überhau])t  nachlässig;  man  hat  finan- 
zielle Schwierif!:keiten,  erkennt,  dass  die  Unterhaltung  des  Einzel- 
nen innerhalb  des  Arbeitshauses  teurer  ist  als  ausserhalb;  es 
zieht  sich  allmilhlich  wieder  das  arbeitsscheue  Gesindel  heran 
und  so  fort,  bis  die  Zustünde  wieder  so  sclilimm  geworden  sind, 
dass  man  rieh  auf  Besserungsmaaar^eln,  unter  anderen  auch  auf 
-das  Arbeitshausprinzip  besinnt  Oder  aber  es  wird  gleich  von 
Tomherein  der  Anstalt  der  Charakter  emer  Zwangsaroeitsstätte 
gegeben  und  in  längerer  GbwOhnung  vei^gessen,  dass  es  eigent- 
lich ein  Armenarbeitshaus  sein  soll,  in  welchem  nicht  der 
Korrektionszweck,  sondern  die  Unterstützung  in  erster  Stelle 
steht 

Alle  diese  Erscheinungen  sind  nun  so  regelmässig  beobachtet 
worden,  dass  man  auch  bei  ihnen  von  natürlichen  Gesetzen 
sprechen  kann.  Und  dieses  dürfte  der  erheblichste  Qmnd  sein, 
von  jedem  gesetslichen  Zwange  sur  Einrichtung  von  Arbeits- 
häusern abzuraten.  Mit  England  dttrfen  wir  uns  nicht  ver- 
gleichen; wenn  dort  die  UnterstUtaonf;  erwerbsfähiger  Per- 
sonen ausserhalb  dos  workliouse  gesetzlich  verboten  worden  ist 
und.  wir  ('S  sclicint,  zur  Fernlialtung  der  arbeitsfähigen  Elemente 
von  der  Armen})riege  in  hohem  Masse  beigeti'agen  hat,  so  liegt  das 
nicht  zum  geringsten  Teile  an  der  vortrefflichen  Aufsicht,  die 
von  der  Zentralbehörde  ausgeht  Und  gleichwohl  wird  auch  m  ' 
England  flhei'~dHH  wmkfaoDse  ans  vielen  Gründen  geklagt,  werden, 
wie  die  mitgeteilte  Tabelle  zeigte,  sehr  viel  mehr  arbeitsfllliige 
Erwachsene  ausserhalb,  als  innerhalb  des  workhouse  unterstützt 

Bei  uns  fehlt  es  an  dieser  sehr  wichtigen  Voraussetzung  M. 
Aber  es  besteht  auch  durchaus  kein  gleich mitssiges  Bedürfniss 
flir  alle  Armenverbände.  Abgesdien  von  den  kleinen  Verbänden, 
tlber  deren  Vereinigung  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Ar- 
beitshäusern an  anderer  Stelle  gehandelt  wurde,  besteht  für  die 
.  grosseren ,  die  znr  Errichtung  und  Unterhaltung  eines  ArbeitB- 
nauses  auch  allein  bn  Stande  sein  wttrden,  ein  Bedttrfoiss  doch 
nur  insofern ,  als  sie  den  Zweck,  den  jenes  erfUllen  soll ,  nicht 
auf  andere  Weise  erreichen  können.  Es  ist  schlechterdings  nicht 
abzusehen,  warum  man  Elberfeld  und  Krefeld  u.  n.  nötigen 
sollte,  statt  ihrer  Quartiers) )tle<ro  ArbeitslmuspHege  einzuführen. 

Lässt  man  die  Gesetzgebung  dagegen  auf  dem  gegenwär- 

>)  Vgl  unten  §  220. 
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tigen  Stande,  so  bleibt  jeder  Verwaltung  die  Mögliebkeit,  je  nach 
Bedürtniss,  naeli  ihrer  finanziellen  Ljige,  nach  Gesinnung  der 
Einwohner  und  (  iesittung  der  Armen,  sich  hauptsachlich  auf  Ar- 
beitshaubunterstUtzung  zu  be&chräuken. 

Za  ToUkomnieiierer  Dmehfbhnmg  des  Misips  kann  die  <3e- 
aetBgebimg  nur  imofeni  beitragen,  ids  sie  die  BefiigniMe  der 
Verwaltung  erleichtert,  gewisse  PerMmen,  welche  Unterstützung 
für  sich  oder  üxre  Angehörigen  notwendig  machen,  zur  Arbeit 

zu  zwingen,  und  eine  Aufsicht  tiber  die  Armenverbnnde  anordnet, 
welche  der  Verwandlung  des  Arbeitshauses  in  ein  Armenhaus 
oder  in  eine  Strafanstalt  entgegenwirkt.  Hiervon  wird  im  Fol- 
genden zu  luindeln  sein. 

e.    BesehräskuBgen  der  persOallelien  Freiheit. 

§  208. 

In  Ansehung  der  Personen,  gegen  welche  einArbeitsawang 

geübt  werden  kann ,  gilt  zunilchst  ganz  allgemein  der  von  allen 
Gesetzgebungen  adoptirtc  Grundsatz,  dass  es  (br  Armen  Verwal- 
tung freistehe ,  die  Unterstützung  nur  gegen  Arbeits- 
leistung zu  gewji  hren .  So  beisst  es  bei  P  r  e  1 1  s  s  e  n  1  Abs.  2 : 
„dass  die  Unterstützung  geeigneten  Falls  durch  Unterbringung 
in  einem  Aimen-  oder  KrankenluuiBe,  sowie  mitteb  Anweisung 
der  den  Kräften  des  Httlftbedtirftigen  entsprediMiden  Arbeit 
ausseriialb  oder  innerhalb  eines  solchen  Hauses  gewährt  werden 
kann*.  —  Baiern  Art.  (5  Abs.  II :  „Wer  öflFentliche  Armenunter- 
stiitzung  geniesst,  ist  verpllichtet,  sich  zu  einer  seinen  Kräften  an- 
gemessenen Arbeit  inncrnalb  oder  ausserhalb  einer  Üeschättigungs- 
anstalt  verNvenden  zu  lassen^.    U.  s.  w. 

In  Fällen  dieser  Art  bangt  es  aber  selbstverständlich  von 
dem  Bedürftigen  selbst  ab,  ob  er  die  Armenpflege  überhaupt  in  Be- 
wegung setaen  will  oder  nicht  £b  ist  aaher  von  Wifait^^t, 
eine  Person  dem  Arbeituwange  unterwerfen  eu  können,  wenn  sie 
zwar  nicht  unmittelbar  die  Armenpflege  anruft,  aber  den  Veranstal- 
tungen der  Armenpflege  entgegenwirkt.  Dies  ist  namentlicli  der 
Fall  bei  Bettlern  und  Landstreichern  und  bei  Personen,  welche 
es  dazu  kommen  lassen,  dass  zwai*  nicht  sie  selbst,  aber  ihre 
Angeli(»rigen  der  Annenpflege  anheimfjdlen.  Der  Staat  hat  ein 
begriuidetes  Interesse  an  der  Abwendung  solchen  Verhaltens. 
Denn  wenn  er  die  gesetzliche  Armenpflege  anordnet,  so  will  er 
damit  jeden  Bedüi^^gen  vor  der  Notwen^gkeit  au  bettehi  mcfaer* 
stellen.  Wer  daher  bettelt  und  wer  die  Armenpflege  unbegründeter 
Weise  in  Anspruch  nimmt,  handelt  wider  das  Gesetz  und  ist 
wegen  dieser  Zuwiderhandlung  strafbar.  Dies  ist  eben&Us  ein 
feststehender  Grundsatz  aller  Gesetzgebungen. 

In  Deutschland  bestimmt  über  diesen  Gegenstand  das 
Re i c  h  s 8 1  r  a  f g  e s  e  t  z  b  u  e  b  in  den  i;^  361 .  362  Folgendes. 

c;  361.    Mit  Haft  wird  bestraft:  

3.  wer  als  Landstreicher  umherzieht; 


Digitized  by  Google 


VI.  4.  529 

4.  wer  bettelt  oder  Kinder  zum  Hettt  ln  anleitet  oder  aus- 
schiekt.  oder  l'ersonen,  welche  seiiMr  (lewalt  und  Aufsicht 
untergeben  sind  und  zu  seiner  HausgenosÄenschaft  ge- 
hören, vom  Betteln  ubzuhalteu  unteriiUst ; 

5.  wer  sich  dem  Spiel,  Trunk  oder  Mttaeiggang  dergestalt 
hingiebt,  daas  er  in  einen  Zuitand  gerfti  in  welchem  sa 
seinem  Unterbalte  oder  zum  Unterhalte  derjenigen,  tia 
deren  Krniihnmg  er  veipflichtet  ist,  dmrch  Vermittelang 
der  Behörde  iremde  Hüue  in  Anspruch  genommen  wer- 
den muss; 

7.  wer.  wenn  er  aus  (iflrntlielien  Arnicnniitteln  eine  Unter- 
stützung empfängt,  sieh  aus  Arl)eifsscheu  weigert,  die  ihm 
von  der  Behörde  angewiesene,  seinen  Kräften  angemessene 
Arbeit  su  vemchten; 

8.  wer  nach  VerlnBt  seines  bisherigen  Unterkommens  binnen 
der  ihm  von  der  zustündigen  Behörde  bestimmten  Frist 
sich  kein  anderweitiges  Unterkommen  ▼erschafft  hat  und 
auch  niclit  nachweisen  kann,  daas  er  solches  der  von  ihm 
angewandten  Hemnhun<;en  ungeachtet  nicht  vermocht  habe. 

^5  302.  Die  nach  Vorschrift  des  >;  'M''>]  Nr.  ."^  Verur- 
teilten könni  n  zu  Arbeiten,  welche  ihren  Fähigkeiten  und  Ver- 
hältnissen angemessen  sind,  innerhalb  und,  sofern  sie  von  an- 
deren fireien  Arbeitern  getrennt  gehalten  werden,  aoch  ausser- 
halb der  Strafanstalt  angehalten  werden. 

Bei  der  Vcrurteilimg  zur  Haft  kann  zugleich  erkannt  werden, 
dass  <^e  verurteilte  Person  nach  verbUsster  Strafe  der 
Landespolizeibehörde  zu  (lberw<Isen  sei.  Die  L.indespolizei- 
belK»rde  erhiilt  dadurch  die  Befugniss.  die  verurteil  le  J'eison 
entweder  bis  zu  zwei  Jahren  in  ein  Arbeitshaus  unter- 
zubringen oder  zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden. 

In  ihrer  thatsHdifiehen  Wirkung  kommen  nun  die  strafge.setz- 
liehen  Bestimmuneen  gegen  die  voistehend  bessdchneten  Per- 
sonenklassen auf  aasseloe  hinaus,  wie  die  Anwendung  des  Ar- 
Ix'itszwanges  bei  freiwillig  erbetener  TTnterstützung  ftlr  die  Dauer 
der  letzteren.  Der  wesentliche  Unterschied  liegt  also  darin,  dass 
die  Dauer  des  Zwan^'cs  in  dem  einen  Falle  von  dem  Willen 
des  Betreffenden  abhängig  ist,  in  dem  anderen  nicht  :  dass  die 
Besch Htiigun^  dort  mit  zum  Stratvolizuge  gehört,  hier  nur  ein 
iVei^uiVident  der  Unterstützung  bildet;  dass  tlie  Vollstreckung 
dmt  in  einer  Stra&nttalt,  hier  in  einer  Armenanstalt  zu  erfolgen 
hat;  und  endlich,  dass  in  dem  einen  Falk  die  Straf behörde, 
in  dem  anderen  die  Annenbehörde  den  durdi  Arbeit  nicht  ge- 
deckten Mehraufwand  zu  tragen  hat. 

So  zutreffend  und  in  vielen  Beziehungen  wichtig  nun  aucli 
diese  Unterscheidungen  sind,  so  leuchtet  doch  ein,  dass  der  Zu- 
sammenhang zwischen  beiden  Kategorien  ein  sehr  inniger,  die 
Grenze  zwschen  ihnen  sehr  schwer  zu  ziehen  ist,  wie  dies  schon 
bei  verschiedenen  Gelegenheiten  hervorgehoben  und  nachgewiesen 

f^nehoiicm  (87)  TL  4.  —  UMtiAtrg.  34 
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wurde.  Für  eine  Annenverwaltung,  die  ihre  Aufgrabe  nacHassig 
erfüllt,  ist  es  daher  ein  Leichtes,  Jemanden  zum  Betteln  zu 
zwingen  und  ihn  dadurch  dem  Strafriehter  anlieimzugeben;  aber 
umgekehrt  iat  auch  für  eine  Annenverwaltung,  die  ihre  Au%abe 
ernst  nimmt,  die  Stn^iistis  eine  unwillkommeDe  Zwiacfaeninsfcaiis 
swiachen  ihr  und  jenen  Individnen,  die  ihrai  Bemidrangen  indirdct 
entgegen  arbeiten :  sie  hat  ihnen  gegenüber  nur  in  den  gesetzlich 
bestimmten  Fällen  die  Möglichkeit,  eine  Strafe  herbeizuführen, 
mit  welcher  Arbeitszwang  verbunden  ist;  eine  direkte  Einwir- 
kung und  direkter  Arbeitszwang  ist  ihr  yersagt 

§  209. 

Die  Regelung  dieses  Sachverhftltnisses  ist  der  Landesgesetz» 
gebong  entzogen,  nachdem  die  Reichsgesetzgebong  in  der  ange- 
gebenen Weise  Bestimmnngen  getroffen  hat.   Es  sind  dadurch  alle 

▼on  ihr  nicht  vorgesehenen  Fälle  der  zwangsweisen  Unterbringong 
in  eine  Arheitsanstalt  ohne  ger i  r  h 1 1  i ch e s  Urteil  ansceschlofsen. 
Dies  gilt  namentlich  von  den  früher  den  p  r  e  u  ss  i  s  c  h  o  n  Ver- 
waltuiii>ltolior<len  in  Art.  11  14  des  Gesetzes  vom  21.  Müi  1855 
zugestandenen  Befugnissen.    Dieselben  lauteten: 

Art.  1 1 .  Solchen  Personen,  welche  arbeitsfähig  sind,  gleich- 
wolü  aber,  nach  Verlust  ihrer  bisherigen  Wohnung,  binnen  oner  von 
der  OrtspolizeibehOrde  ihnen  gestellten  Frist  sich  eine  andere  Woh- 
nung nicht  Yersehafit  haben,  kann,  insofern  denselben  durch  poli- 
zoliche  Veranstaltang  ein  Obdach  verschafft  werden  muss,  fttr  die 
Dauer  der  Obdachlosigkeit  der  Aufenthalt  in  einer 
Arbeitsanstalt  angewiesen  werden. 

Art.  12.  Auch  solche  Persdnen .  wehtlie  die  ArnnMijiflese 
in  Anspruch  nehmen,  sich  aber  weigern,  für  die  ihnen  ge- 
wfthrte  Unterstatzung,  die  ihnen  von  der  Obrigkeit,  sei  es  im 
Orte  oder  answftrts,  angewiesene,  ihren  Kräften  angemessene 
Arbeit  ordnungsm&ssig  zu  verrichten,  können,  so  lange 
sie  der  Unterstützung  bedfkrfen  und  bei  ihrer  Weigerung  beharren, 
in  einer  Arbeitsanstalt  untergebracht  werden. 

.\rt.  13.  Lässt  ein  Ehemann  seine  Ehefrau  — ein  Vater, 
oder  wenn  der  Vater  todt  oder  verscliollen  ist,  eine  Mutter  die  ehe- 
lichen, noch  nicht  II  Jalire  alten  Kinder oder  citie  Mutter  ihre 
unehelichen  Kinder  eben  dieses  Alters,  der  gesetzlichen  Verptlich- 
tung  zuwider,  dergestalt  httlf  los,  dass  diese  Angehörigen  der  Armen- 
pflege anheimfallen,  so  kann  eine  solche  Person,  falls  sie  die  Armen- 
pflege nicht  in  Anspruch  genommen  und  deren  Notwendigkeit  nicht 
naclifre wiesen  hat,  sobald  der  Versuch  firuchtlos  geblieben  ist,  sie  im 
Verwaltungs-  oder  gerichtlichen  Wege  zur  Unterstfitsung  jener  An- 
gehörigen exekutivisch  anzuhalten,  auf  so  lange,  als  das  Be- 
dürfniss  d  e  r  A  r  m  e  n  v  c  r  p  ti  e  g  u  n  ^  für  d  i  e  A  n  gc  h  ör  i  ge  n 
fortdauert,   in  einer  A  r  1»  e  i  t  s  a  n  s  t  a  1 1  untergebracht  werden. 

Art.  14.    In  den  in  den  Art.  11  bis  13  gedachten  Fülleu  er- 
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folgt  die  Ueberweisung  an  die  Arbeitsanstalt  auf  Antrag  des 
Torstandes  des  Armenverbandes  durch  Anordnung 
•des  Landrats.   In  solchen  Stftdteu.  die  weder  in  Kommonal-  noch 

in  Polizeiangelegenheiten  der  Aufsicht  des  Landrats  unterworfen 
sind»  oder  die  eine  eigene  Arbeitsanstalt  besitzen,  steht  diese  An- 
ordnung dem  (  i  iMii  r  i  n  d  e  V  0  r  s  t  a  n  d  c  ( Magistrat.  Bürgermeister)  zn. 

Die  Anordnung  ertolgt  durch  sofort  vollstreckbares 
Resolut,  gegen  welcheti  jedoch  der  Rekurs  im  geordneten  In- 
stanzeuzuge  zulässig  ist. 

Die  Regierungsvorlage  sum  preussiseben  Ausffthrungsgesetx  von 
1871  hatte  die  vorstehenden  Bestimmungen  in  der  Erwägung  fort- 
gelassen, dass  der  Gegenstand  derselben  durch  die  §§  361  u.  362 
B.*ätr.-6.-B.  derLandesgesetzgebung  entzogen  sei,  eineErwägnng,  welche 
von  dem  Abgeordnetenhaase ,  nicht  aber  vom  Herrenhanse  geteilt 
•wunle.  Von  letzterem  wurde  hervomehobcn ,  das^  die  Artikel  nur 
die  Bedeutung  einer  Vollstrerkungsmassregel  hätten ,  um  das  Indi- 
viduum in  zweckmässiger  Weise  zur  Erfüllung  seiner  Pflicht  zu 
nötigeu,  während  ^  <>01  und  302  die  Bestrafung  im  Auge  hielten.  Im 
Abgeordnetenhanse  wurde  bemerkt,  dass  wenn  man  die  Artikel  nur 
fttr  Yerwaltungsmassregeln  halte,  dies  dne  durch  Einsperrung  er- 
zwungene und  daher  im  Widerspruch  mit  dem  Gesetze  ttber  Auf- 
hebung der  Schttldhaft  stehende  Befriedigung  eines  Zivilanspmches 
sein  würde. 

Auch  die  Regierungsmotive  hoben  hervor,  dass  man  den  Er- 
lolg der  Einsi)errung  doch  erst  sehen  kimne,  wenn  der  Hetreffeude 
wieder  entlassen  werde,  dass  also  ])raktisch  die  Einsperrung  auf 
dasselbe  hiuauskomme,  wie  die  Korrektioushalt.  Die  Aufnahme 
jener  Artikel  wurde  daher  abgelehnt,  dafttr  aber,  um  die  Zul&ssig- 
keit  der  Untersttttzung  gegen  Arbeitsgewftbrung  unzweifelhaft  zu 
machen,  das  in  der  Regierungsvorlage  ursprünglich  nicht  enthaltene 
AI.  2  des  1  aufgenommen,  und  ausserdem  in  den^^  65—67  der  Ver- 
waltungsbehörde (dieselben  wie  in  Art.  14  a.  a.  0.)  die  Befuirniss 
<iingeräumt,  Personen,  welche  ihre  Angehörigen  hülflos 
las>en  (ähnlich  wie  Art.  13)'  in  einem  vorläufig  vollstreckharen 
Kesolat  zur  Gewährung  der  erforderlichen  laufenden 
Unterstützung  anzuhalten.  Gegen  das  Resolut  steht  elektiv 
Rekurs  an  die  Deputation  f.  d.  H.  (bezw.  die  inzwischen  an  ihre 
Stelle  getretenen  Bezirksausschttase)  oder  an  das  Gericht  zu.  Ein 
Beschloss  des  Herrenhauses,  in  solchen  Fällen  ein  Resolut  auf  Ar- 
beitshauseinsperrung bis  zu  sechswöchentlicher  Daner  zuzulassen, 
wurde  aus  den  oben  angegebenen  Gründen  vom  Abgeordnetenhause 
gleii  hlalls  abgelehnt.  Dies  Resolut  bildet  selbstverständlich  nur 
einen  kürzeren  Weg,  einen  Vollstreckungstitel  zu  erlangen;  ein  an- 
derer Zwang,  als  der  exekutivische,  wie  bei  Geldforderungeu  über- 
haupt, ist  nicht  zulässig.  — 

Baiern  Art.  44  hat  folgende  Bestimmungen: 
I.  „Personen, welche  öffentliche  Armenuntersttttznng 
geniessen,  werden  mit  Arrest  bis  zu  8  Tagen,  im  Rückfalle  bis 
an  80  Tagen  bestraft,  weun  sie  entweder 
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1)  ilurch  u  n  u;ez  i  ein  e  n  il  ('>  1!  0  lu' Ii  III  eil  die  dem  Ariiieni>lk'}j:- 
schalL^rate,  eiiiem  j\Iitgliede  desbL'lbt  ii.  i'ineni  Bezirksj>tieger  odt  r  den- 
jenigen, von  welchen  bie  im  Auttrage  des  Armeuptlegschaftsrats  Al- 
moaen,  KldduDg,  Wobnung,  Kost  oder  Arbeit  erhalten,  gebflhrende 
Achtung  verletzen  oder  wenn  sie 

2)  Lebensmittel,  Heizongsmaterial  Kleidongsstttckei  Heilmittel^ 
Arbeitsstoffe,  Werkzeuge  u.  dergl. ,  welche  sie  von  der  öffentlichen 
Armenpflege  oder  einer  «»tl'entlichcn  Woldthiitigkeitsanstalt  empfangen 
halten,  unbefugt  verwässern  oder  mutwillig  unbrauchbar 
machen." 

(II.  ^Mit  Arrest  bis  zu  14  Tagen,  im  Rückfalle  bis  zu  3<> 
Tagen,  werden  bestraft 

1)  arbeitsfilbige  Personen,  wäche  von  der  Armeupflege  Unter- 
stützung beziehen  oder  beanspruchen,  wenn  de  die  ihnen  angewiesene 

Arbeit  nicht  verrichten; 

2)  arbeitsfähige  Personen,  welche  innerhalb  Jahresfrist  von 

iler  Armenpflege  Unterstützung  bonnsprucht  oder  bezogen  haben, 
wenn  sie  weder  einer  ihren  Kräften  an'iO!iiej5scneu  Arbeit  sich 
widmen,  noch  darzuthuu  vermögen,  ilass  sie  sich  auf  erlaubte  Weise 
ernähren.  ) 

You  diesen  ist  die  eingeklammerte  Nr.  II  durch  das  Reicbs- 
Strafgesetzbach  anfgehoben,  während  Nr.  I,  welches  Gegenstände 
behandelt,  die  dort  nicht  geregelt  sind,  gemftss  Art.  5  des  £inf.-Ge6. 

zum  Reicbs-Strafgesetzbuch  anfreeht  erhalten  ist. 

Für  Sachsen  bestimmt  §31  der  Armenordnung:  .,Diejeuig6n 
Armen,  welche  die  ihnen  dargebotene,  ihren  Kräften  und  sonstigen 
Verhältnissen  angemessene  Gelegenheit  zur  Arbeit  ver- 
schmähen, sind,  wenn  nicht  ihre  wirkliche  Unfähigkeit  zur  Arbeit 
erwiestn  ist,  jeder  öffentlichen  Unterstützung  als  unbe- 
dingt unwürdig  zu  erkennen,  fallen  aber  sofort,  als  der 
Arbeitsschen  nnd  der  mutwilligen  Bettelei  verdächtig,  der  poli- 
zeilichen Aufsicht  ond  den  Ifteusregeln  anheim,  welche  gegen 
arbeitsscheue  Arme  und  Bettler  vorgeschrieben  sind."* 

Inzwischen  sind  aber  diese  Massr^eln  durch  das  Keichs-Straf- 
gesetzbuch  autgelioben.  Huzel  meint  zwar  in  seinem  Referat  über 
die  Bezirksai-nienhuuser.  Drucks,  des  D.  V.  Nr.  10  S.  2'^  Anni., 
(lass  die  Bestimmungen  über  Bettler,  ,,wic  es  scheint",  in  Sachsen  als 
Disziplinarstrafen  angesehen  werden,  welche  durch  das  Reichs- biraf- 
gesetzbuch  nicht  aufgehoben  seien.  Dieser  Meinung  ist  aber  nicht 
beizutreten.  Da  die  §§119  ff.  direkt  von  den  Strafen  des  Betteins 
handeln,  sind  sie  zweifellos  in  Fortfall  gekommen.  Dies  ist  auch 
die  Meinung  des  Kommentators  der  sächsischen  Armenordnnng^ 
Wittgenstein. 

Die  übrigen  deutschen  Staaten  haben  ähnliche  Bestimmungen, 
die  alle  mitzuteilen  hier  aber  zu  weit  führen  würde. 

§  210. 

\  Gegenwttrtig  ist  also  der  einzige  Weg,  arbeitsacheae  Per- 
\  onen  zur  Arbeit  anzuhalten  und  Famflien&upter,  die  ilure  Fa- 
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milieii  hltlflos  zurücklassen,  sur  Fürwnge  zu  zwingen,  nur  das  ' 
gericbllicfa  durchzufahrende  Stra^erfidiren  —  bei  der  letzteren 
Kat^orie  noch  erst  vorausp;»  setzt,  dass  sie  sich  durch  Spiel,  Trunk 
oder  MUssiggang  in  einen  Zustand  versetzt  haben,  der  sie  zur 

Ernährung  der  Ihrigen  unfjihig  macht,  riegen  solche,  die  arbeits- 
fhhig  sind  und  trotz  hinreichenden  Erwerbes  sieh  um  ihn-  An-  ' 
gehörigen  niclit  kiinimern,  ist  ein  Einschreiten  gar  nicht  zuhissig.  • 
.Bei  dieser  Lage  der  Ciesetzgebung  ist  in  den  letzten  Jahren  eine 
sehr  lebhafte  Bewegung  hervoi^getreten ,  die  auf  Ergänzung  des 
R.-Str.-G.-B.  in  Bme  auf  jene  Familienhäupter,  wom(^ch  aber 
auf  Wiederherstellung  bezw.  reichsgesetzlicne  Ein- 
führung^ der  Art  13 — 15  des  preussischen  Gesetzes 
Ton  1855  abzielt 

Der  mehrer  wähnte  Entwarf  des  Bandesrats  von  1877 
hatte  eiiioii  04  a  vorgesehen:  „Falls  arbeitsfiihigen  Personen  oder 
deren  nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  öflentliclie  Unterst iitznng  ge- 
währt werden  muss,  können  die  crsteren  seitens  der  Landesbchordeu 
im  Verwaltuiigsstreitvertahren  zur  Arbeit  innerhalb  oder  ausserhalb 
eines  Arbeitshauses  angehalten  werden/  ~  Der  Referent  für  den 
pommer sehen  Städtetag  y.  7. Okt.  1876  empfahl  eine  Straf- 
bestinunung  im  Sinne  des  Art  13  cit  einzufügen«  Der  Städtetag 
beschloss  jedoch,  am  Wiedereinflihrang  des  administrativen  Zwangs- 
verfahrens zn  petitioniren.  —  Fflr  den  vorgeschlagenen  S  64  a  sprach 
sich  eine  grosse  Anzahl  kommunaler  Vertretungen  aus,  so  der  dritte 
o  b  c  r  s  c  Ii  1  e  s  i  s  e  Ii  e  S  t  ä  d  t  e  t  a  g .  der  sächsische  Gemeinde- 
t  a  g  von  1877,  der  h  a  n  n  ö  v  e  r  s  c  Ii  e  und  der  rheinische  Städte- 
tag  von  1871».  Sehr  ausführlich  wurde  der  (legenstand  in  den 
A'erhandlungen  des  D.  V.  f.  A.  u.  W.  1881  behandelt.  Telman- 
Eöln,  der  das  Beferat  hatte,  schlag  eine  Strafbestimmong  zur  Er- 
gänzung des  §  861  gegen  Personen  vor,  die  ihre  Familien  absicht- 
lich der  Armenpflege  anheimfallen  lassen.  Drape- Hannover  bean- 
tragte eine  dem  Art.  13  cit.  ähnliche  Bestimmung.  Der  letztere 
Antrag  wurde  mit  einem  Amendement  Friedenthal,  die  Verwal- 
tungsprozedur mit  (iarantien  des  Schutzes  gegen  etwaige  Willkür  aus- 
zurüsten, aiigenoninien  und  beschlossen,  ein  dem  entsi>rechcn(les  Er- 
suchen an  die  konigl.  Staatsregierung  zu  richten.  Vgl.  Stenugr.  Be- 
richte 1881  S.  191  ff.  —  Aaf  diesen  Beschluss,  dessen  Mitteilung 
1888  wiederholt  wurde,  ist  seitens  des  Reichskanzlers  ein  Bescheid 
nicht  erfolgt  YgL  Stenogr.  Ber.  1884  S.  8.  —  Aehnliche  Wünsche 
sind  dann  noch  wiederholt  von  den  verschiedensten  Seiten  ansge- 
sprochen  worden,  so  in  den  Verw.-Bwichten  von  Erfurt  und 
Duisburg  1^8:5  ^4,  auf  der  Konferenz  der  Landesdirek- 
toren vom  1«).  Nov.  18S;J,  auf  dem  Provinziallandtag  von 
S  c  h  1  e  s  w  i  g  - 11  o  1  s  t  e  i  n  vom  1 1 .  März  1 882  und  auf  dem  sächsi- 
schen Gemeindetag  vom 3  -1.  Juli  1882  u.  a.  m.  Jüngst  noch  vom 
Abg.  Weh  r  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  6.  Febr.  1886. 
—  Rocholl  meint,  dass  Betteln  an  nndfftr  sich  nicht  strafbar  sein 
dürfe,  nnd  empfiehlt  Anfhebong  der  g§  861,  8. 4.  5.  7. 8  und  8(52  Str.- 
G.-B. ;  dagegen  liefere  die  bettefaide  Person  den  Beweis,  dass  sie  der 
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Armenpflege  bedflrftig  sei.    Diesen  Thatbestand  der  Notwendi^ett 

des  Eintritts  der  Armenpflege  müsse  die  Gemeinde  festsnsteUen  fmd 

den  Bedürftigen  gewissen  persönlichen  Beschränkungen  zn  unter- 
werfen befufit  sein,  namentlich  dem  Verluste  des  Korhtes  zur  Selbst- 
bestiminun^'  über  Aufenthalt  und  Art  der  Bescluittiguniz .  sowie  des 
Rechtes  zur  Bestimmung  über  Aufenthalt,  Ernährung.  Beschäftigung 
und  £rziebung  der  von  ihm  abhängigen  Familieuglieder.  Diese 
Rechte  sollen  anf  die  betreffende  ArmenbebOrde  Übergehen.  Vgl. 
Rocholl  II  S.  48  ff.  nnd  58  ff. 

Zur  Begründung  der  vorstehend  mitgeteilten  Wünsche  wird 
daxanf  hingewiesen^  dass  das  gericlitliche  Veriahren  immer  sehr 
umstiodh'ch,  oft  erfolg^  nnd  in  den  mebr^enannten  Fftllea  Über- 
haupt unzulässig  sei;  namentlich  sei  dieser  letztere  Umatand  nicht 
allein  ein  Grund  ungerechter  finanzieUer  Belastung  des  Armen- 
verbandes, sondern  er  beeinträchtige  wesentlich  die  Autorität  der 
r»ehörde,  die  zwar  zur  Unterstützung  vorpflichtet,  alxT  zu  wirk- 
samem \'orgeiien  gegen  diejenigen  ausser  iStande  sei,  welche  die 
Unterstützung  nötig  j^eraacht  hätten. 

Dieses  Miasverhältniss  ist  denn  auch  von  allen  Seiten  an- 
erkannt worden.  Die  Einwendungen,  waldie  TOn  einigen  Seiten 
eriioben  werden,  sind  mit  einer  Ausnahme  mehr  formaler  ala 
sacUieher  Natur.  So  meint  Dr.  Buff     dass  eine  neue  Nummer 
des  §  361  eine  neue  Uebertretung  schaffen  würde,  deren  Beweia 
ein  ausserordentlich  schwieriger  sei,  nnd  dass  meist,  bis  sich  heraus- 
gestellt habe,  ob  ein  solchor  Fall  vorlic^^c ,  die  Verjährung  (von 
drei  Monaten)  eingetreten  sein  werde.     Ausserdem  möchte  die 
Strafe,  die  auf  Haft  von  höchstens  l>  Monaten  hinausliefe,  doch 
eine  zu  milde  sein.    Von  anderer  Seite  wird  gegenüber  deui 
Wunsche  nach  einer  Strafbesthmnnng  namentlich  darauf  hin- 
gewieaen,  dass  diese  an  denselben  Umstllndliehkeiten  iiihre,  wie 
das  gerichtliche  Verfiüiren  in  allen  diesen  Fällen-,   wenn  man 
bessern  wdle»  müsse  man  vielmehr  ordentheh  durchgreifen,  den  mit 
der  Sache  praktisch  betrauton  Vorwaltun^bohörden  ein  wirk- 
sames Zwangsmittel  an  die  Hand  geben,  wie  es  die  preussisclie 
Novelle  1855  that.   Selbstverständlich  solle,  um  der  Willkür  vor- 
zubeugen, das  Verfahren  mit  denjenig:en  Garantien  ausgestattet 
werden,  die  neuerdings  auch  für  das  preussische  Verwaltungs- 
streitverfiduren  gegeben  sind.  Diese  letatere  Meinung  dttrfte  £e- 
jenige  sein,  die  g^enipi^brtig  fast  dnrdiweg  ^etdlt  whrd. 

Doch  sind  gegenüber  den  äusserst  lalureicfaen  Acusserungen 
dieser  Art,  die  ein  BedttrfiiiBB  nach  Besserung  unaweifelhaft  erkenneii 
lassen,  die  Ausftihrungen  eines  ungenannten  Verfassers  in 
h'ihem  (Jrade  beachtenswert,  der  aus  den  nachstehenden  (Jriinden 
von  deu  gewünschten  Veränderungen  abrät'').  Zunächst,  meint  der- 

>)  D.  V.  a.  a.  0.  8.  195. 

-)  ..D'k'  Straf-  und  Zwangsmittel  im  Annen iresen"  in  der  Deotseb. 
Gem.-/.  \fi't^  S.  125. 
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■dbe,  biete  für  l^reussen  der  l:  (i')  des  Aiisftihrungsf^esetzes  eine 
Handhalx*,  wonach  die  Verwaltungabehörden  durch  Kcsohit 
pflichtver<4eä8ene  Farailienhiiupter  zur  Fürsorge  ftlr  ihre  Angehö- 
rigen anhalten  durften;  „anhalten"^  heiäse  aber  nicht  blos 
.aii£ß>rdem**,  sondern  zwingen,  mit  allen  der  Behttrde  zu  Qe- 
DOte  stehenden  Verwaltungszwftnganwssregeln  (Gelditrafe,  Haft) 
zwingen').  AuHserdom  gewähre  die  armenxechtliche  Familien- 
einheit  den  Anhalt,  das  aoswjirfeige  pflichtvergessene  Familien- 
haupt, das  in  der  Pei-sori  seiner  zurückgelassenen  Angehörigen 
unterstützt  werde,  nach  dem  zur  Unterstützung  verpflichteten 
Armenverhande  zurücktransportiren  zu  lassen ,  dort  ihm  gemäss 
ij  1  Abs.  -  Arbeit  anzuweisen  und,  falls  es  diese  verweigere,  auf 
Grund  der       301  und  oü2  einzuschreiten. 

Ebenso  wie  dieser  Zwans,  der  sich  auf  die  Zukunft  er- 
strecke, sei  auch  der  als  Stihne  der  Vergangenheit  antretende 
Zwang:  Bestrafung  aus  '^<>1  und  862,  durchaus  hinreichend. 
Nur  ein  Fall:  wenn  nMmlich  Jemand,  der  arbeite  und  V'enlienst 
habe,  geflissentlich  seine  Familie  der  Armenpflege  anheim  fallen 
lasse,  —  sei  nicht  vorgesehen  und  müsste  auch  nach  Analogie 
von  {;  361  bestraft  werden. 

Im  übrigen  warnt  der  Verfaä.ser,  tÜe.se  Dinge  dem  Gericht 
SU  entziehen,  weil  damit  der  \'erwaltung  ein  Sporn  genommen 
würde,  das  Material  für  etwaige  Stra&nträge  soigfiütig  voraubereiten ; 
denn  1>ei  den  formloser  lunktionirenaen  Verwaltungsbehörden 
wurden  sie  leicht  in  die  Ge&hr  geraten,  „sich  mehr  gehen  zu 
Inwen  und  lieber  Anträge  auf  Arbeitshausstrafe  zu  stellen ,  als 
zuvor  alle  Mittel  zu  erschöpfen,  um  in  der  That  den  Püicht- 
▼ergesseneTi  zu  seiner  l'tiielit  anzuhalten''. 

Ueberliaupt  rät  der  V^erfasser,  der  Versuchung,  durch  Er- 
weiterung der  Maehtbetugnis.se  der  N'erwaltungsbehörden  der 
Armenpflege  aufzuhelfen ,  zu  widerstehen  .und  lieber  alle  Krttftie 
darauf  zu  verwenden,  durch  Indtvidualisirung^  durch  kraftvolle 
.Handhabung  der  schon  jetzt  gebotenen  SCtteTsie  in  sich  zu  heben 
und  zu  vervollkommnen.  Uetjerdies  würde  auch  die  Wiederher- 
stellung des  Art.  13  für  sich  allein  noch  nicht  viel  nützen, 
weil  er  zu  seiner  I  )urchn\hning  sehr  viel  Arbeit  und  Kosten  er- 
forderte, welche  die  (Jenieinden ,  die  von  den  bisherigen  Mitt^'ln 
geringen  (Tebraueh  gemacht  haben,  wahrscheinlieh  auch  dann 
nicht  aui'wenden  würden,  weil  ilmen  damit  die  Unterhaltung  von 
Arbeitshttuaem  u.  s.  w.  obU^e. 

^  Und  hierin  findet  der  Verfasser  denn  überhaupt  die  wesent- 
lichste Schwierigkeit ;  sie  liegt  nach  seiner  Anseht  in  der  prak- 
tischen Dinrchftlhrung,  in  der  Nötigung,  Arbeitshäuser  zu  unter- 

M  Dies  mt  doch  wolü  sehr  liedeoklich  und  widerspricht  durchaus 
dem  Sinne  der  preuss.  Bestimmung,  die  nur  im  ZasammcnhanK  mit  den 
Verbandlangen  zu  $  1  Abs.  2  veistuidlich  ist;  man  wollte  oben  keine  exe- 
cutio  ad  faciendum,  «ondom  Ipdiß^lioli  ein  auf  Geldzahlung  gerichtetes 
erleichtertes  Verwaltuinjbzwaiigs verfahren.    Vgl.  S.  b'.Si. 
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lialton.  oHor  Aufselier  für  ausserhalb  einer  Anstilt  Arbeitende  zu 
stellrn.  Arbeit  zu  beschaffen  u.  8.  w.  Das  .seien  eben  immer 
sehr  schwierige  l  Hn^je,  welche  einer  sorgfältigen  lokalen  13e- 
hundlung  bedürften. 

Von  allen  Aif;ameDteii,  die  der  Verfiuser  vorgebracht  hat, 
dttrflc  das  letzte  m  der  Thal  die  ffeüetfte  Bedeutaojc  bealtEen. 
Wenn  mit  der  ESrianbniss,  die  Bedflrftigeii  zur  Arbeit  zu  zwingen, 
die  Anwendung  des  Zwanget  gegen  die  wirklich  arbeitsscheuen 
und  pHichtverir(  ssenen  Personen,  wenn  mit  der  Anwendung  des 
Zwanges  zuL:leicli  auch  d.is  Vorhandensein  des  Zwan«rsmittols. 
niimlicli  der  Arbeit,  gesirli*  rt  wiire .  kurz,  wenn  eben  alle  die 
A'oraussetzungen  ziitrüfen,  die  nach  vielfältig  und  gut  bezeugten. 
Erfahrungen  aller  Länder  nie  vollständig  und  niemals  dauernd 
vorhanden  mnä^  so  würde  unbedenklich  die  kfirzeste  Proeedur 
die  beste,  ein  formloses  Verwaltongsyerfiihren  dem  formellen  Straf- 
verfidiren  jedenfalls  vorzuziehen  sein.  Docli  möchten  eben  diese  E>- 
wägungen  dazu  ftüiren,  den  von  ansehnlichen  und  gnt  geleiteten 
Armen  Verwaltungen  ausgehenden  Wunsch  nach  einer  solchen 
Prozedur  nicht  zu  versuLren,  weil  ein  Missbrauch  seitens  der 
kleineren  \'erb;ind<'  aus  den  dargelegten  thatsächHehen  Gründen 
kaum  zu  befürcliten  steht  und  den  einsichtigen  \'er\\  altuugen 
die  richtige  Benutzung  des  bezeichneten  Zwangsmittels  wirklich 
gute  Dienste  leisten  kann. 


Anhang. 
Der  Arbeitsnachweis. 
§  213. 

\\  enn  auch  alles  übrige,  was  die  Frage  der  Arbeits- 
gewährung betrifl't,  ausserhalb  des  Rahmens  der  Armengesetz- 
gebung und  damit  auch  dieser  Arb»t  liegt,  möchte  es  doch  gestattet 
sein,  des  Zusammenhangs  wegen  noch  mit  einigen  kurzen  Worten 
auf  dieStellung  der  A rmenverwaltung  zum  Arbeits- 
nachweis einzugchen.  Wenn  es  auf  der  einen  Seite  un- 
zweifelhatl  ist,  dass  eine  Ausd^nung  der  hierauf  gericliteten 
Thätigkeit,  wie  sie  in  England  unter  der  Herrschaft  der  ( Jilbert's- 
Act  stattfand,  nicht  die  Aufgabe  der  Annciiverwaltung  sein 
kann,  und  wenn  auf  der  andern  Seite  die  Unterstützung  durch 
Arbeitsge Währung  als  das  nicht  zu  entbehrende  Korrelat  der 

fesetzUäen  Armenpflege  anssuerkennen  ist  so  orgiebt  sich,  dass 
ie  Armenverwaltung  einen  mitderen  Weg  anschlagen  muss, 
der  von  den  Uussersten  Konsequenzen,  Jedem  oder  Keinem 
Arbeit  anzuweisen,  gleich  weit  entfernt  ist.  Nur  muss  sie  hierbei 
die  eminent  wirtschaftliche  Natur  der  Arbeitsverschafiimg  nie 
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ausser  Augen  lassen.  Ist  der  Arbeitsmnrkt  so  ungünstig,  dass  arbeits- 
{{iliige  Personen,  selbst  wenn  sie  sich  darum'  aut's  enistlicliste  be- 
mühen. Arbeit  nicht  finden  können,  so  wird  der  Mangel  an  Arbeit, 
welcher  zum  Nachsuchen  von  Unterstützung  führt,  dadurch  kein 
anderer,  daas  drä  Sorge  fbr  die  Arbeitäeachafiung  von  den 
«Schultern  des  Individurnns  auf  die  der  Obrigkeit  ttbertmgen 
wird.  £b  giebt  Arbttt  oder  es  giebt  keine.  Dekretirt  die 
Armenverwiütung  trotz  alledem,  dass  es  Arbeit  geben  soll,  so 
thiit  sie  es  auf  Kosten  der  Steuerzahler  imd  der  freien  Arbeiter, 
indem  sif  die  letzteren  aus  der  Arbeit  vcnlnlngt  und  die  ersteren 
IiöIkt  belastet.  Sucht  sie  dai^egen  vorsichtig  und  in  strengster 
Kntlialtung  von  der  Rolle  eines  unmittdljaren  Arbeitgebers  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  beobachten  und  auszunutzen, 
die  BedOrftigcn  zu  Arbeiten  hinsuführen,  die  nützlich  sind,  ohne 
für  den  Augenblick  absolut  notwendig  sa  sein,  so  kann  sie  fllr 
die  Znstllnde  der  inneren  Bevölkerung  wie  fbr  die  Armen- 
finanzen gleich  gute  Erfolge  erzielen. 

In  die  Reihe  derartiger  Thätigkeiten  geliören  namentlich  zwei : 
Erstens  die  Veranstaltung  von  ötientlichen  Arbeiten,  die  jedenfalls 
vorgenommen  wertlen  müssten,  aber  in  günstigen  Zeiten  verschol)eu 
worden  sind  und  allenfalls  noch  weiter  verschoben  werden  könnten ; 
denn  dieses  sind  rein  produktive  Anlagen,  welche  dem  eanzen  Ge- 
memwesen  eu  gute  kommen.  Die  richtige  Qrense  hierbei  innesu-  . 
halten,  muss  Sache  der  Umsicht  und  des  Taktes  der  Gemeinde-  und 
der  Armenverwaltung  sein.  Hierfür  lassen  sich  schlechterdings 
keine  Vorsclu-iften  aufsteUen.  Uebrigens  vermögen  hier  auch 
die  Staats-,  Provinzial-  u.  s.  w.  Verwaltungen,  ohne  oder  im 
£invemehmen  mit  den  Armenverwaltungen,  mitzuwirken. 

Vgl.  oben  §  112.   Siegel  a.  a.  0.  S.  10  fAhrt  ans: 

^Ein  Hauptniittel  zur  Entlastung  des  Armenaufwandes  ist  die 
Yerdienstverschaftung.  Die  Gemeinden  und  erweiterten  Verbände 
sollten  jede  sich  darbietende  Gelefjenlieit  benutzen,  ihre  Armen  mit 
Arbeit  zu  unterstützen,  sie  sollten  daher  in  Zeiten  der  Not  die 
ihnen  obliegenden  Bauten  ausführen ,  vorausgesetzt  dass  solelie  als 
notwendig  anerkannt  und  eine  Garantie  dafür  gegeben  ist.  dass 
auf  diese  Weise  eine  grössere  Anzahl  Notleidender  längere  Zeit  Be- 
schäftigung findet."  —  Vgl.  aacb  die  Denkschrift  über  die  Ausfüh- 
rung des  preassischen  Gesetzes  vom  3.  Febroar  1880  betr.  die  Be- 
willigong  von  Staatsmitteln  zur  Beseitigung  des  durch  die  Ueber- 
schwemmung  und  Missemte  herbeigef&hrten  Notstandes  in  Über- 
schlesien. 

An  einer  anderen  Stelle  (S.  20)  bemerkt  derselbe  iSchrifisteller : 
^Die  von  dem  Staate  zu  gewährende  Arbeit  wird  in  der  Ver- 
anstaltung ötientlicher  Bauten,  als  Anlegung  von  Kisenbahnen. 
Strassen,  Kanälen,  Flusskorrektionen.  Autluhrung  von  liuchbauteu, 
Arbeilen  in  den  Staatswalduugeu,  Kullivirung  von  Gedungen,  Ent- 
und  Bewässerungsanlagen  u.  s.  w.  bestehen. 
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Diese  Arbeiten  sollen  jedoch  nur  unternommen  werden,  wenn 
sie  als  notwendig  oder  doch  als  nut/lich  anerkannt  sind  und  ia 
nicht  ferner  Zeit  ohnedies  h&tten  aoBgef&hrt  werden  mtlsseii.'* 

In  den  Verhandlungen  des  Devtechen  Vereins  fflr  A.  und 
W.  1885  ist  dieser  Punkt  ebenfalls  sehr  sachkundig  in  dem  Referat 
von  Ernst  (Elberfeld)  behandelt  worden.  Dort  sind  auch  einige 
praktische  Fäll»'  mitgeteilt,  die,  als  der  Beachtung  in  hohem 
(irade  wert,  hier  wiedergegeben  werden  mögen. 

^Im  Jahre  185b,  als  in  Folge  der  von  Amerika  ausgegangeneu 
allgemeinen  finaniiellen  Störung  unsere  Stadt  an  einer  Stockung  der 
Fabrik-  und  Handelsthätigkeit,  an  einer  Arbeitslosigkeit  und  Not 
zu  leiden  hatte,  wie  sie  in  dieser  Allgtfmeinheit  und  Ausdehnung 
seit  langer  Zeit  nicht  zu  beklagen  gewesen  war,  wurden  behufs  Be- 
s»-häftigung  der  brotlosen  Arbeiter  mehrere  Strassen  regulirt .  ein 
Schulhof  durch  Wegräumen  einer  vortretenden  1  cL-wand  erweitert, 
ein  städtischer  Platz  neu  planirt,  ein  der  btadi  gehöriger  verlassener 
Steinbruch,  welcher  teilweise  noch  zur  Steingewinnung  geeignet  war, 
wieder  anfgedeckt,  ein  oberhalb  desselben  liegendes  Grandstflck  von  . 
Schutthaufen  gereinigt  und  in  Ackerland  für  das  mit  seinen  Grund- 
stöcken angrenzende  städtische  Armenhaus  nmgewandelt.  Es  wur- 
den diese  Arbeiten  nicht  unmittelbar  unter  Leitung  von  städtischen 
T'.aubeamten  gegen  Tagelohn  ausLieführt ,  sondern  sie  waren  Unter- 
nehmern tür  einen  bestimmten  nach  Arbeitsmengen  berechneten 
Treis  unter  der  Bedingung  übertragen,  dass  die  Zuweisung  der 
zu  beschäftigenden  Personen  der  Armenverwaltung  allein  vorbe- 
halten war. 

Ausserdem  hatte  die  königliche  Eisenbahndirektion,  bereit^ 

willigst  eingchentl  auf  das  Frsuchen  der  Armenverwaltung,  schon 
gleich  bei  Beginn  der  Arbeiterentlas^uiiueii  eine  Ar.zahl  der  ihren 
hiesigen  Baustellen  zugewiesenen  Arbeitslosen  eingestellt  und,  als 
die  Zahl  derselben  etwa  fiinfzig  betrug  und  weitere  Arbeitsgelegen- 
heit im  Winter  nicht  vorhanden  war,  sich  bereit  erklärt,  eine  zur 
Zeit  nicht  notwendige  grössere  Arbeit  —  Erweiterung  des  Goter- 
bahnhofes  und  Bau  eines  zweiten  Geleises  —  zu  unternehmen,  um 
der  Stadt  Gelegenheit  zu  geben,  der  grossen  Zahl  von  beschäfti- 
gungslosen arbeitsfähigen  Personen  Arbeit  anzuweisen ,  auf  welches 
Anerbieten  eingegangen  wurde.  Nach  dem  mit  der  königlichen 
Eisenbahndirektiun  errichteten  Vertrage  war  der  Unternehmer  ver- 
pHicbtet,  ausser  10  bis  12  Prozent  geschulter  Arbeiter  nur  solche 
Personen  zu  beschäftigen,  welche  ihm  von  der  Annenverwaltung 
zugewiesen  wurden,  und  es  hatte  die  Stadt,  um  den  durchweg  un- 
geübten Arbeitern  einen  Tagelohn  von  15  bis  18  Silbergroechen 
gewähren  zu  können,  einen  Anteil  an  den  Lohnzahlungen  zu  tragen, 
war  «lagegen  berechtigt,  an  jedem  TaL'e  .  ohne  vorherige  Aufkündi- 
gung. V'  ii  dem  \  ertrage  /.nrüekzutreieii .  sobald  ihr  die  Massregel 
der  Arbeitsanweisung  nicht  mehr  geboten  erschien.  Der  der  btadt 
zur  Last  gefallene  Kostenanteil  hat  insgesammt  1249  Thlr.  18  Sgr. 
betragen. 
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Auf  diese  Weise  sind  Hunderte  von  arbeitsfähigen  Familien- 
vätern wahrend  einer  monatelangen  (ieschäftsstockung  vor  dem 
Müssiggange  und  dem  Almoseogeuuss  bewahrt  und  in  dem  Stande 
erhalten  worden,  ihren  und  ihrer  Familien  Unterhalt  durch  Arbeit 
za  erwerben,  nnd  es  ist  dorch  alle  YeransUiltongen  m  diesem 
Zwecke  immerhin  ^e  geringere  Summe  zn  verwenden  gewesen,  als 
wenn  allen  diesen  arbeitsffihigen ,  aber  aus  ihrer  gewöhnlichen  Be- 
schäftigung entlassenen  und  dadtirch  hülfsbedürftig  gewordenen  Per- 
sonen die  pigeiitliche  L'uterstüi/ung  gereicht  worden  wäre. 

Aehiilichc  Massregeln  wurden  Ende  1862  ergriften,  als  in  Folge 
der  lange  anhaltenden  Stockaug  der  Baum  wollenein  fuhr  von  Nord- 
amerika einer  der  Utesten  nnd  wichtigsten  Zweige  des  elberfelder 
Gewerbfleisses,  die  BanmwoUengamftrberei  (Törkisehrot^Fftrberei) 
dergestalt  darniederlag,  dass  die  meisten  Arbeiter  dieser  Betriebe 
entlassen  werden  musstcn.  Ausserdem  litten  einige  andere  Fabri- 
kationszweige unter  der  l'ngunst  der  Zeit  und  namentlich  waren 
viele  Knopfarbeiter  brotlos  geworden.  Die  Stadt  unternahm  wieder 
Wege-  und  andere  Erdarbeiten  unter  den  oben  bereits  angeführten 
Bedingungen  nnd  die  kiSnigUche  Eisenbahndirektion  war  wiederum 
bereit,  anf  ihren  hiesigen  Arbeitsstellen  nach  Möglichkeit  arbeitslose 
FIrber  und  Fabrikarbeiter  so  beschftftigen.  Im  April  1868  konnte 
diese  Fttrsorge  wieder  eingestellt  werden,  nicht  sowohl  weil  sich 
die  Verhältnisse  in  den  betreftendcn  Gewerbszweifren  gebessert,  son- 
dern weil  die  Arbeit ei'  sich  allinählich  anderen  Beschäftigongen  zu- 
gewandt und  solche  auch  gefunden  hatten. 

Durch  die  städtischerseits  beschäftigten  Arbeiter  sind  Steine 
zerkleinert,  vier  Strassen  nnd  Öffentliche  Wege  mit  einer  neoen 
Steinpacklage  yersehen  und  femer  ein  als  Yerbindnngsstrasse  viel 
benutzter  nnd  mit  Häusern  besetit^  Gartenweg  (die  Distelbecker- 
Strasse)  verbreitert  und  fahrbar  gemacht  worden.  Die  daftur  auf- 
gewendeten Kosten  halten  betragen : 

3725  Thlr.  28  Sgr.    8  Pf.   zur  Löhnung  der  Arbeiter. 
1574     „     18    „    —    „    zum  Ankauf  von  Steinmaterial, 
410     „     10„     6    „an  Fuhrlöhnen, 
802    „    28    „     6    „    fte  Arbeitsgeräte, 
108    „    10    „     6    „    ZOT  Errichtung  neoer  Einfirie- 
  digungen, 

ins.  6122  Thlr.   1  Sgr.~  2"Pfc~~ 

Die  Färbereiinhaber  hatten  hierzu  gemäss  einer  Vereinbarung 
fttr  jeden  von  ihnen  flberwiesenen  Arbeiter  einen  Zuschuss  von  täg- 
lich 2  Sgr.  zu  leisten ;  überhaupt  betrug  dieser  Zuschuss  179  Thlr. 

8  Sgr.  0  Pf. 

Auf  die  Armenpflege  haben  diese  Vorgänge,  welche  unter  an- 
deren Umständen  tief  eingewirkt  haben  würden,  nicht  im  geringsten 
einen  belastenden  Eiiitiuss  gehabt. 

Wie  gesagt,  wai*  eine  nachhaltige  Besserung  in  den  Geschäfts- 
verhältnissen  der  Rotgamftrber^  nicht  eingetreten.   Stockongen  in 
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anderen  FabrikationszwciiZPii .  namentlich  der  Druckerei  von  I'.aiim- 
woUcnwafiren  und  der  liaml-  (Kordel-  und  Litzen-)  Fabrikation, 
traten  hinzu  und  führten  wieder  zu  einer  \  erinehrung  der  Zahl 
der  beschäftigongsloseu  Arbeiter.  Hatte  bis  dahin  die  königliche 
EisenbalmdirektioD  durch  Einstellung  ihr  zogewiesener  Arbeiter 
wieder  bereitwillig  ausgeholfen,  so  brachten  die  Kriegsbefilrchtongen 
im  Jahre  186i5  und  der  wirkliche  Ausbruch  des  Krieges,  in  Folge 
de?i=en  der  Geschäftsverkehr  im  Gebiete  des  Zollvereins  ganz  ins 
Stocken  '.geriet,  eine  so  grosse  Zahl  von  ArbeiterentlassoDgeu ,  dass 
andere  Massregeln  notwendig  wurden. 

Die  IS  ladt  begann  sofort  mit  der  Erbauung  eines  iStrasseuuelzes 
am  westlichen  Ende  der  Stadt,  demjenigen  Teile  des  Gemeinde- 
gebietes, welcher  fOr  die  notwendige  Ansdehnnng  der  Stadt  vor- 
zugBweise  geeignet  war.  £s  wiirden  zwei  Parallelstrassen  und  zwei 
sie  durchschneidende  Querstrassen  in  einer  Gesammtlänge  von 
388  Ruten  angeleizt  und  chaussecmüssig  ausgebaut.  Aosserdem 
wurden  andere  Strassen  und  Wege  verbessert. 

Durch  diese  Arbeiten,  welche  einen  Gesammikostenaufwand 
von  18  800  Thalem  erforderten,  ist  es  möglich  geworden,  einer 
grossen  Anzahl  von  Personen  —  zeitweise  bis  400  —  mehrere 
Monate  lang  Beschäftigung  zu  gewähren,  die  sie  vor  der  Not- 
wendigkeit bewahrte,  der  Armenpflege  anheimzufallen.  Zugleich  ist 
durch  die  neue  Strassenanlage  für  die  Stadt  eminent  Nützliche«;  ge- 
schaffen worden.  Die  Haulu.st  hat  sich  alsbald  mit  Vorliebe  diesem 
Terrain  zugewendet  und  seit  Jahren  schon  ist  daselbst  ein  schiui 
bebauter  und  zahlreich  bevölkerter  Stadtteil  mit  einer  Kirche  und 
zwei  städtischen  Volksscholen  entstanden,  was  fttr  das  städtische  Ver- 
mögen um  so  hedentongsvoUer  ist,  als  sich  nnmittelbar  an  den 
bebauten  Teil  ein  grösseres,  teilweise  schon  mit  Strassen  durch- 
zogenes städtisches  Grundstück  anschliesst,  welches  durch  jene  An- 
lage in  seinem  Werte  erheblich  gesteigert  worden  ist. 

In  Folge  dieser  Massreirel  ist  die  Armenpflege  von  der  Arbeiter- 
not auch  dieses  Mal  nur  wenig  betroffen  worden." 

§  214. 

Zweitens  ist  hier  zu  nennen  der  Arbeitsnachweis  im 
engeren  Sinne  durch  Errichtung  einer  Nachweises  teile, 
an  w<>lc1i(  r  miche  von  Arbeitgebern  um  Arbeiter  und  Gesuche 
von  Arliritnt'lnncrn  um  Arbeit  einander  vermittelt  werden.  Diese 
Tliätigkeit  iiat  «hcnfall^  kein  Bedenken,  weil  sie  nicht  mehr  zu 
Wege  bnngeu  kann,  ul«  das  durch  die  Gesuche  um  Arbeiter 
anagedrttdcte  wirtaehaftlidie  BedUxfiiiaB  wiriüich  erfordert;  sie  ist 
aber  aof  der  andern  Seite  von  ausserordentlich  hohem  prak- 
tischen Werta 

Vgl.  hierüber  .lagielski.  Die  Ueberhandnahme  der  Bettelei 
und  ihre  Bekämpfung,  ein  Beitrag  zur  Organisation  der  Amifln- 
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pflege,  0.  Aull.  Leii»zig  1885,  uaineiitlich  S.  9  ft.  u.  S.  23  ff., 
sowie  desselben  Referat  für  den  D.  V.  1885  Nr.  13. 

Auch  zu  Tgl.  die  Aosfahningen  oben  §  144. 145  Aber  KatoralTer- 
pflegangsstationen.  —  Vielfach  liegt  der  ArbeitSDachweis  in  den 
Händen  von  Privatvereinen,  die  nur  diesen  Zweck  allein  oder  gleich- 
zeitig Arnieiiptitizezweckc  verfolgen.  Hierüber orientirt  giit  E.IIirsch- 
berg,  Der  Arbeitsnachweis,  in  Bl.  f.  (ifnosscnschaflswi^en  issi; 
Nr.  14.  — ^Vohl  die  bedeutendste  derartiger  jirivaler  Veran.staltungeu 
ist  das  Stuttgarter  Bureau  lür  Arbeitsuacliweis,  dessen 
Berichte  mir  durch  Güte  des  Verwalters  Herrn  Falkenstein  zu- 
gänglich gOBacht  sind.  Danach  wurden  in  dem  Geschäftsjahr  1885 
bis  1880  im  ganzen  6049  Gesuche  von  Arbeitgebeni ,  7231  von 
Arbeitnehmern,  im  ganzen  13  280  vermittelt.  582  Arbeiter  wurden 
iu  auswärtige  stolhni  irewiesen. 

Die  \  orangegangeneu  5  Jahre  lieferten  iu  dieser  Beziehung 
uaciifolgemles  Ergebniss : 

Arbeiter*      I  /,  . 
Lehrling».    /  ^»«8"«™. 

Arbeits-         |  n,,^^^ 
Lehrstellen-j  «««»c«»«- 
Unterattttste   .  .   .  . 
Vermittiungen  susammen 

Ausser  diesen  tbatsäcblicben  Vermittlungen  wird  das  Bureau 
von  einer  ungleich  höheren  Zahl  erfolglos  um  Arbeit  oder  Unter- 
stfltzung  Nachsuchender  angegangen,  denen  jederzeit  bereitwilligst 

Rat  erteilt  wird. 

l)ie  V(>rwaltungskosten  ,  die  188') :  5037  Mark  betragen,  wur- 
den bisher  voUstTindig  aus  Kiuschrei bc gebühren ,  Abonnements-  und 
Jahresbeiträgen  gedeckt. 

§  215. 

In  den  in  diesem  Kapitel  dargelegten  Massnahmen  wird 

sich  freilich  die  Tbiitigkeit  jeder  ^jmenvervealtung  in  Bezug 
auf  Arbeits  Verschaffung  erschöpfen  mtlssen.  Bei  vorsichtiger  Wür- 
digung der  örtlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  wird  sie 
aber  auch  hienlurcii  schon  unendlich  viel  nützen  und  bessern 
können.  Sehr  treffend  bemerkte  bei  den  Verhandlungen  des 
p.  V.*)  ein  praktischer  Armenpfleger:  „Ich  empfehle  daher 
jedem  Desementen  in  Armensachen ,  sich  in  erster  Linie  mit 
der  Arbeitsthätigkeit  seines  Ortes  genau  su  beschäftigen 
nnd  darin  so  zu  Hause  zu  sein,  wie  im  eigenen  Hause.  Nur  hier- 
durcb  wird  es  ihm  leicht  werden,  dif  nuistt-n  an  ihn  heran- 
tretenden lInterstUtzungsgesuche  sicher  uutl  richtig  zu  entscheiden 
und,  was  dazu  gehört,  einen  eingehenden  Blick  in  alle  Lebens- 
verhältnisse zu  thun.''  —  Im  übrigen  wird  man  nicht  umhin 

*)  Stadtrat  Uuch  aus  Qnedlmbmrg:  Stenogr.  Ber.  1685  S.  96. 
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kennen,  einem  andern  gründlichen  Kenner  des  Armenwesens 
beizustimmen  welcher  sich  gedrungen  fühlte  nach  eingehendster 
Untersuchung  dieses  Punktes  auszusprechen,  dass  mau  ver- 
geblich in  uksa  Ländern  ohne  UntanuB  Fkeisfinigea  über  die 
llittel  anfwerfey  alle  DOrfüge  aDg^nenen  su  besofamgen:  „das 
Yrohkm  ist  nicht  zu  lOsen**. 

3.  Zwanfi^iiiittel  ||:egeii  Araenverwaltniigen. 

§  216. 

Vom  theoretischen  Standpunkte  aus  mag  man  immerhin  die  ge- 
setzliche Armenpflege  als  die  Befolgung  eines  „Zwanges'^,  die  trei- 
willige  als  Brtliätigung  des  ^t'reieu  Willens^  hinstellen;  was  es 
aber  in  der  Praxis  damit  auf  sich  hat,  das  ist  wohl  im  Vorher- 
gehenden zur  Genüge  klairgestellt  worden.  Wie  bei  allem  Thun 
▼on  Menschen  in  kleinen  und  grossen  Dingen,  ist  auch  filr  das 
Verhalten  der  Armenverwaltungen  in  erster  Linie  nicht  das  ent- 
scheidend, was  sie  sollen,  sondern  das,  was  sie  wollen  und 
was  sie  könne  n.  Und  so  tausendfältig  verschieden  die  geistigen 
und  körperlichen  Krilfle  der  einzelnen  Menschen  entwickelt  sind, 
ebenso  verschieden  sind  die  Organe  der  Armenpflege  an  geistiger 
und  finanzieller  Leistungsfähigkeit.  Freiwillige  Massregeln  werden 
zur  Abwehr  von  Notständen  ergriflfen,  weil  Nüttel  und  KriUK', 
Liebe  und  ESnsicht  in  einer  Gemeinde  Torhanden  sind  —  Akte 
der  Zwangsannenpflege  unterbleib^  weil  es  an  eben  diesen  Vor- 
auBsetznngen  ganz  o(ler  zum  Teil  gebricht 

Der  Mittel,  die  Anforderungen  durchzuführen,  welche  im 
allgemeinen  Interesse  an  die  Armenpflege  gestellt  werden 
müssen,  sind  drei.  Erstens  die  Einsicht  zu  fördern,  dass  eine 
gute  Armeuverwaltung  der  wirksamste  Schutz  gegen  die  Folgen 
der  Armut  sei  —  dies  bezieht  sich  auf  das  Wollen  und  kann 
lediglich  durch  Ermahnung,  Beispiel  und  vor  allem  dui-ch 
fortwhreitende  geistige  Entwicklung  geschehen«  Zweitens  die 
Mittel  zur  Armenpflege  zu  schaff  —  dies  besieht  sich  auf 
das  Können  und  geschieht  durch  die  bisher  besprochenen 
Massregeln ,  welche  auf  gerechte  Verteilung  der  Annenlast  ab- 
zielen. Drittens  die  Leistungen  der  Armenpflege  zu  erzwingen 
—  dies  bezieht  sieh  auf  djts  Sollen  und  geschieht  durch  direk- 
ten Zwang  gegen  die  Armenverbände.  Diese  dritte  Thätigkeit 
steht  liier  zur  Frage. 

Es  handelt  sich  aber  hierbei  nicht  sowohl  um  die  Er- 
wägung, ob  dn  solcher  Zwang  zulässig,  sondern  yiebnehr, 
ob  er  zweckmassig  und  in  wdcher  Weise  praktisch  durch- 
ftlhrbar  ist,  namentlich  aber,  ob  es  geböte  erscheint,  denselbeD 
Uber  das  Bestehende  hinaus  zu  erweitern.  Denn  auch  gegen- 
wärtig sind  in  jedem  Staate  Massregeln  voigesdien,  die  durch 

M  Naville  S.  135. 
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die  Armengesetzgebung  auferlegten  N  erpflichtuneen  im  Zuanjjs- 
wege  durchzusetzen ;  teils  bewegen  sie  sich  im  Kähmen  der  all- 
Staats-  und  Oememdeverwaltmig,  teils  sind  rie  dem 
Ännsnwesen  ab  solchem  dgentttmlich.  Wo  die  Oflfentliche  Armen- 
pflege, wie  überall  in  Deutschland .  o'm  Zwdg  der  kommunalen 
Selbstverwaltung  ist,  betreffen  die  Auisichts-  und  Zwangsbeftig- 
nisse  der  den  Gemeindon  vorgesetzten  Behörden  auch  die  Armen- 
ptit'ge,  könn»'n  die.sbezü{z:liche  Unterlassungen  durch  Ordnungs- 
straten ,  Beschntnkung  der  selbständigen  Verwaltung  u.  s.  w. 
•  geaimdet,  können  Anordnungen  der  8ta^it8vcr^valtung ,  Einrich- 
tungen, welche  der  Armengesetzgebung  entsprechen,  durch  ge- 
eignete VoUstreckungshandlungeu ,  nötigenfiüls  durch  Thätigkeit 
Dritter  auf  Kosten  des  säumigen  Armenyerbandes  erzwungen 
werden.  Dies  gilt  namentlich  auch  von  der  Verpflichtung  zur 
Unterstützung,  deren  Mangel  oder  Unzulänglichkeit  im  ein- 
zelnen Falle  von  dem  Redürfti^^en  selbst  im  Wege  der  Beschwerde 
gerügt  wei-den  darf.    Davon  ist  hier  nicht  weiter  zu  handeln. 

Der  Aniiengoj^etzgehun^'  ei^^entümlicii  ist  die  Ket^elnni;  des 
vermögensrechtlichen  Verhältnisses  der  Armen  verbände  unter 
einander  in  Ansehung  der  Torlänfigen  Unterstützung^  und  der 
endgültigen  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Armenbst.  Diese 
ist  im  Gegensate  zu  den  formlosen  Massregeln  der  Aufsichts- 
führung  einem  formellen,  durchaus  in  den  Grenzen  des  Zivil* 
Prozesses  sich  bewegenden  Streitverfahren  unterworien.  Von 
oiesem  ist  an  anderer  Stelle  gehandelt  worden 

Hiernach  bestehen  also  an  und  für  sich  rlurchaus  zureiciiende 
Hülfemittcl,  säumige  Armenvcrbande  im  Inneren  der  \'erwaitung, 
sowie  nach  aussen  hin  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  anzuhalteu. 
Und  wenn  dennoch  ausserordendiä  schlimme ,  der  Abbfllfe 
dringend  bedürftige  Zustände  im  Inneren  der  Annenverwaltung  bei 
vielen  Gemeinden  zu  beklagen  sind,  wenn  Abschiebungen,  kost- 
spieHge  Armenpflege  auf  fremde  Kosten  u.  s.  w.  im  Verhältniss 
zu  fremden  Armenverbänden  inmier  noch  in  grosser  Zahl  vor- 
kommen.  so  bedarf  es  keines  lieweises,  dass  entweder  von  den 
vorhandenen  Zwanjjjsmitteln  kein  genügender  (Gebrauch  gemacht 
wird,  oder  dass  die  Aufsielits-  und  Spruchbeiiorden  diesen  Zu- 
ständen gegenüber  grossenteils  überhaupt  ohnmächtig  sind. 
Wahrscheinlich  wirken  diese  beiden  Momente  meistens  zusammen. 
Was  insbesondere  das  letztere  betriffi,  so  besteht  wohl  kein  Zweifel, 
dass  durch  kein  Zwangsmittel  der  Welt  an  gewissen  Zuständen 
etwas  geändert  werden  kann,  dass  auch  die  vortrefflichste  Hand- 
habung der  Aufsieht  einen  fin-mziell  lei^tungsunfithigen  Armen- 
verband nicht  leistungsfähig: .  eine  kenntnisslose  und  engherzige 
Arraenverwaltung  nicht  einsichtig  und  fjrossdmkend  zu  niaehi'n 
vermag.  In  dieser  Beziehung  ist  nachhaltige  Bessi-runjx  nur 
davon  zu  erwarten,  dass  man  das  Wollen  und  das  Können 
der  Armenverwaltungen  in  der  angedeuteten  Weise  fördert. 
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$  217. 

Dagegen  iöt  man  in  Ansehung  des  aiideien  Momeuteß  — 
mangelhafte  Handhabung  der  AofBicht  —  der  Meinung^ 
dass  sich  diese  sehr  wohl  in  sich  selbst  verbessern  liesse^  weim  man 
den  Gründen  nachforschte,  die  es  zu  unzurdchender  Aufticht 
kommen  Hessen,  und  wenn  man  positive  Vcranstaltangeii  träfe, 
welche  eine  zureichende  Aufsicht  ermöglichten. 

Insbesondere   meint  man    (Vw   (Gründe    darin    suchen  zu 
hiÜBsen,  das.s  dii' Annenpflege  eine  besondere  Aufsicht  erheische,  • 
welche  im  Kaliiuender  allgemeinen  Staats-  und  Gemeindeverwal- 
tung nicht  wohl  möglich  sei.  Denn  hierbei  werde  die  Aufmerksam- 
keit der  Aufsichtsbehörde  erst  durch  vorkommende  Klagen  und  Be- 
schwerden auf  vorhandene  Uebelstftnde  hingelenkt,  deren  Kennt- 
niss  auch  ohnedies  wünschenswert  sei  und  niclit  von  dem  Zofiül 
der  l^eschwen  1«'  oder  der  Klage  abhängen  dürte.       sei  von  grCsstor 
\Vicliti;.^'k('it,  fortlaufend  di»-  vereehiedenen,  das  Armenwesen  be- 
tretfendeu  Ersciieinungen  und  VfUiTistihunf^en  ülxTbUcken,  den 
besonderen  Umständen  gemiiss  einwirken ,   nützliche  Massregeln 
gebieten,  schädliche    hindern    zu    können.     Namenthch  aber 
mUsäe  da,  wo  die  Leistungen  der  Armenpflege  zum  Gegen- 
stände einer  Öffentlich-rechtlichen  Verpflichtung  gemacht  seien,  da- 
für gesorgt  werden,  dass  in  dem  Oebiet,  für  wdches  diese  Pflicht 
bestehe,  nicht  der  eine  Armenverband  dieselbe  in  wesentlieh 
luh  rer  Weise  erftüle,   als  der   andere.    Denn  wie  sehr  auch 
der  ein/ein»'  Unterstützungsfall  individualisirende  llehandlung  er- 
fordere, so  g{'be  es  doch  für  die  Armenpflege  so  gut  wii-  für 
jede  menseliHclM'  Tliiltifrkeit  gewisse  Rei;ehi  und  (Jesetz»',  die 
ohne  Getahr  nicht  missaclitet  werden  dürften.  .Irbeitsfahige 
nach  gleichen  Grundsätsen  zu  unterstützen  wie  ArbeitsuniWge, 
sei  ebenso  unrichtig  und  schädlich,  wie  etwa  die  ersteren  ihrem 
Schicksal  gänzlich  zu  überlassen;  Kranke  in  einer  Anstalt  zu 
pflegen,  wo  Hnuspflege  genüge,  Kinder  bedürftiger  Eltern  besser 
zu  halten,  als  es  den  Kindern  nicht  unterstützter  Eltern  von 
Seiten  dieser  zu  Teil  werden  könne,  sei  ebenso  kostspielig  oder 
schädlich,    wie   der  Mangel  genüironder  Krankenpflegevorrieh- 
tungen  oder  die  gänzliche  \'enmelii;issigung  der  Kindererziehung 
eine  übel  angebrachte  Sparsamkeit  bedeute.    Alles  dieses  sei 
vielmehr  zu  berücksichtigen  im  allgemeinen  staatlichen 
Interesse,  welches  immer  auf  £nialtnng  einer  arbeitsamen 
und  gldchwohl  im  Bedttrftigkeitsftlle  nicht  noUeidenden  Be- 
völkerung gerichtet  sein  mtlsse,  sowie  im  Interesse  der 
steuerzahlenden  Bürger,  welche  nicht  über  das  Notwen- 
dige hinaus   belastet  werden   dürften.    Auch   litlle   endlieh  die 
( ileichmässigkrif    der   (Grundsätze   selir   wesentlicli    in  Hetraciit 
tUr  das  Veriiähniss  der  Armenverbände  zu  einander,  welche  vor 
Missbrauch  durcli  sorglose  und  auf  fremde  Kosten  verschwen- 
<lerische  Armenpflege  sichergestellt  werden  mttsst^. 
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§  218. 

Die  auf  Herbdftüuning  eldchmifaniger  Grandaätze  and  gMch- 
mätsiger  Handhabung  derseloen  gerichteten  positiven  Vorschläge 
l)ewegen  sich  nun  durchweg  in  einer  dem  Yoratehend  entwickelten 

Gedankeno:ange  entspiwheiiden  Riclitimg;  sie  unterscheiden  sich 
von  einander  nur  durch  den  mehr  oder  minder  grossen  Urat'ang, 
welchen  sie  den  diesbezüglichen  neu  zu  schafl'enden  Kinrichtuugen 
zu  geben  wünschen. 

Einige  würden  es  bereits  fhr  einen  wesentlichen  Fortschritt 
«raditen,  wenn  der  gewöhnlichen  AnftiditBbehOrde  regel* 
massige  Nachweisungen  und  Berichte  ttber  den 
Stand  der  Armenzahl,  tlber  Art  und  Mass  der  verabreichten 
Unterstutzungen,  Uber  die  für  Zwecke  der  Armenpfi^  yor- 
handenen  Einrielitungen  und  Anstalten  u.  a.  m.  gegeben  würden; 
es  würde  ihrer  Meinung  nacli  liierdurcli  schon  eine  gewisse 
Gleichniässickeit  erzielt  und  die  Aufsichtsbehörde  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  sich  von  der  Thätigkeit  der  Armenverwaltungen 
ein  Bild  zu  machen,  auffiülende  Elrscheinungen  wahrzunehmen,  und 
flo  nun  Abhdfen,  Einsehreiten,  Bessern  dauernde  Veranlassung 
zu  haben.  Andere  gehen  weiter  und  wünschen  gleichzeitig 
■eine  geeignete  Aufsicht  seitens  desjenigen  Landarmen- 
verbandes, welcher  im  Unvermögensfalle  gesetzlich  zur  Beihülfe 
■an  Ortsarmenverbände  verpflichtet  ist  Am  weitesten  gehen  aber 
diejenigen,  welche  die  ßeaufsiclitigung  des  Armenwesens  für  zu 
sehwierij?  erachten,  um  sie  einfach  der  Aufsicht  tlber  die  anderen 
G^enstande  der  Gemeindeverwaltung  anzureihen;  sie  fordern, 
dass  eine  besondere  Instanz  ^eschsffim  werde,  welcher  die 
regelmässigen  Beridite  und  Nachweisungen  in  Verbindung  mit  an- 
gemessenen unmittelbaren  Nachforschungen  an  Ort  und  Stelle 
dazu  dienen  sollen,  fortlaufend  den  Gang  der  Annenverwaltung 
zu  kontroliren,  gleichmUssige,  teils  allgeraeine,  teils  auf  bestimmte 
Bezirke  beschränkte  GrundsJitze  aufzustellen  und  die  Beachtung 
dieser,  sowie  die  Durchftlhrung  der  Arraengesetze  und  der  zu 
ihnen  ergjmgenen  landesgesetzlichen  Ausftlhrungs Verordnungen 
zu  überwachen.  Mit  andern  Worten;  es  soll  eine  besondere, 
mit  hinlänglichen  Befugnissen  gesetzKcb  ausgestattete  Armenauf- 
aichtsbehörde  geschaffen  werden.  Doch  sind  die  Ansichten 
-darOber  geteilt,  ob  sich  eine  solche  Behörde  fllr  die  einzelnen 
grösseren  Verwaltungsbezirke,  für  die  einzelnen  Bundesstaaten  oder 
gleich  fl\r  das  ganze  Reich  emi »fehle;  aueli  wird  erwogen,  ob  im 
lct/,teren  Falle  nicht  das  Bun(les;imt  f.  d.  H. ,  das  seine  riclit<  r- 
lichen  Funktionen  im  übrigen  beizubehalten  liiittc,  zu  einer 
derartigen  Zentralbehörde  (Reichsarmenamt)  umzuschatfen  sei. 
Namentlich  wird  das  letztere  im  Hinblick  auf  die  bereits  mehr- 
-fiich  erwtthnte  englische  ZentralarmenbehOrde  empfohlen. 

Poraebangen  (2T)  VI.  4.  -  Mtwttrbeiy.  3S 
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§  219. 

Es  ist  von  grossem  Interesse  zu  verfolgen ,  wie  alle  die- 
jenigen, welche  die  Zustände  des  Armenwesens  und  uns-ere  Kennt- 
niss  davon  untersuchen ,  zu  dem  Schluss  konnnen ,  dass  wir  noch 
viel  zu  wenig  und  in  zu  wenig  geordneter  Weise  davon  wüssten  und  dass 
eine  periodische  Sammlung  vou  Nachweisen  notwendig,  aber  nor 
dann  ntttslleh  sei,  wenn  sie  von  einerZentralstelle  ausginge.  So 
bemerkt  Lammers  in  seiner  beachtenswerten  Abhandlang  Ueber 
Annenstatistik  in  Viert eljahrschrift  für  Volkswirtschaft  and  Kultur- 
geschichte Bd.  18  1869  S.  57 ,  dass  eine  private  Vereini- 
gung es  nie  zu  einer  ausreichenden  Armenstatistik  bringen  würde. 
Das  statistische  Interes^p  erfordere  vielmehr  „eine  mit  hinlänglichen 
Befugnissen  ausgerüstete  oberste  Armenbehörde  für  Preussen,  oder  wo- 
miiglich  gleich  für  den  Norddeutschen  Bund  und  —  dereinst  für 
ganz  Deutschland" .  —  Ganz  ähnlich  II i r  s c  h  b  e r  g  in  Deutsche  Revne 
1886  S.  114:  Haben  wir  ein  Reichsannenamt  nötig?  — der  haupt- 
sächlich die  Erforschnng  der  Armenzastände  nnd  Zentralisation  des 
Arbeitsnachweises  im  Auge  hat,  and  zu  diesem  Zwecke  periodische 
statistische  Nachweisungen  gegenüber  der  Staatsbehörde  für  not- 
wendig hält.  —  D  o  e  11  geht  gleich  einen  Schritt  weiter  und  fordert 
unbedingt  Aufstellung  gemeinsamer  Grundsätze  in  der  Armenpflege. 
Seinen  in  der  Schrift  über  die  Reform  der  Armenpflege  gegebenen 
Anregungen  ist  die  Gründung  des  Deutschen  Vereins  für  Armen- 
ptiege  und  Wobltbätigkeit  zu  danken,  der  in  der  Tbat  sehr  Erhebliche» 
in  dieser  Beziehung  leistet;  vgl.  a.  a.  0.  S.  8  u.  47  und  oben  S.  20. 
—  Roch  oll  II  S.  25.  26  geht  ebenfalls  von  Beachtung  der  Ort- 
lich Terschiedenen  Armenzastände  aus,  will  aber  die  Thätigkeit 
des  Staates  darauf  beschränkt  wissen,  „nach  grossen  Gesichts- 
l>unkten  eine  allgemeine  Gleichartigkeit  herbeizuführen  und  den 
wesentlichsten  Ursachen  der  Armut  abzuhelfen  zu  streben'*.  Die  spe- 
ziellere Aufsicht  niiisste  eigenartig  konstituirten  und  dem  Prin- 
zipe  der  Selbstverwaltung  entsprechenden  Organen  der  Landarmen- 
verwaltung  obliegen.  Ein  vom  Provinziatlandtage  zu  wählendes 
Mitglied  der  provinzialstflndischen  Verwaltung  mOsste  das  Recht 
und  die  Pflicht  haben,  die  örtlichen  Armeneinrichtungen  und  Aus- 
gaben zu  kontroliren,  Auskunft  von  den  Behörden  zu  erfordern, 
Berichterstattung  von  den  Behörden  zu  verlangen  und  alljährlich  die 
nach  einem  Itestimmten  Plane  aufgestellten  statistischen  Zusammen- 
stellungen entgegenzunehmen,  auch  Anordnungen  zur  Abhülfe  be- 
stimmter Beschwerden  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an  den  ge- 
sammten  Proviuzialausschuss  zu  treffen.  —  Ebenso  empfiehlt  Loe- 
ning  8.  889  den  grosseren  Verbänden»  welche  an  den  Lasten  der 
Armenpflege  teilzunehmen  haben,  eine  Aufsicht  ttber  die  örtliche 
Armen  Verwaltung  zu  Ubertragen.  —  Ebenso  Ratzinger  S.  586. — 
Eine  lesenswerte  kleine  Schrift :  D  a  s  b  ü  r  g  e  r  1  i  c  h  e  A  r  m  e  n  w  e  s  e  n , 
Luzern  1882.  beridirt  ebenfalls  diesen  Pimkt  und  hält  ftir  das 
wirksamste  Nüttel,  der  schlechten  Verwaltung  der  Ortsarmenbebör- 
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den  eßtgegenzQtreten ,  eine  genauere  nnd  umfassendere  Ueber- 
wacfanng  ihrer  Thätigkeit.   Der  Verfasser  meint,  dasi  zn  diesem 

Zweck  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  eine  An  Armcninspektorat 
liinzugefügt  werden  solle.  Vgl.  S.  40.  41.  —  Der  Gedanke,  dass  das  Bun- 
desamt f.  d.  II.  sich  einmal  behufs  sachlicher  Aufsicht  und  I^eitung 
der  ArmenpHefze  in  ein  K  e  i  c  h a  r  m  e  n  am  t  verwandeln  konnte, 
taucht  beiläufig  in  anderem  Zusammenhange  bcii^ammers,  Stauts- 
Armenptiege  S.  10  und  19  und  bei  Loell  S.  47  auf,  ohne  dort  weiter 
ansgefQhrt  zu  werden.  Dagegen  hat  neuerdings  Asebrott  in 
seinen  der  DarsteUong  des  engliscben  Armenwesens  angefügten 
Scblnsebetrachtnngen  S.  888  ansgesprocben:  „Das  B.  f.  d.  H.  sollte 
erweitert  werden  zu  einem  Zentralnnncnnnife  mit  den  Funktionen 
der  englischen  Zentralbehörde^  und  weiter  unten:  „  ....  so  bildet 
eine  Zentralarmenbehrirde  mit  ausL'edehnten  Machtbefugnissen  die 
Voraussetzung  für  ein  einbeitliches  Armenwesen.  Die  Einsetzung 
einer  Zentralarmenpflege  in  Deutschland  sollte  der  erste  Schritt  zu 
einer  Keform  sein."  Im  übrigen  ist  die  Frage  nirgends  ausfuhr- 
lieber  bebandelt  worden. 

Von  älteren  Schriftstellem  äussert  sieb  Mobl  ebenfalls  sebr 
kurz  in  P.-W.  Bd.  1  S.  415:  „Diesen  örtlicben  Armenbehörden 
sind  teils  zur  Aufsicht,  namentlich  im  Geldwesen,  teils  zur  Erhal- 
tung gleichmUssiger  Grundsätze  in  den  verschiedenen  Gemeinden 
und  Bezirken  desselben  Staates,  teils  zur  Uebersicht  tiber  das 
Ganze  höhere  Behörden  vorzusetzen  "  Doeh  will  er  das  Ganze  in 
letzter  lubtauz  dem  Ministerium  des  Innern  unterstellt  wissen  und 
wendet  ntk  namentlicb  gegen  Godeffroy,  Tbeorie  der  Armnt 
S.  55  ff.  nnd  Bodz,  Staatswesen  und  Mensebenbildong  Bd.  2 
S.  18  ff.,  welcbe  ein  eigenes  Armenministeriom  wflnschen;  er  ist 
der  Meinung,  das  dies  unnötige  Ausgaben  nnd  mannigfischen  Zeit- 
verlust durch  die  vermehrten  Mitteilungen  und  Zusammenwirkungen 
verschiedener  Behörden  zur  Folge  haben  würde  ;  auf  der  anderen 
Seite  hiilt  er  gerade  die  Unterordnung  unter  das  Ministerium  des 
Innern  für  sehr  förderlich,  weil  die  durch  dieses  geübte  Staatsthiitig- 
keit  ohnedies  vielseitig  und  tief  in  grosse  Teile  der  gesellschaftlichen 
Gestaltungen  und  der  polizeilicben  Massregeln  eingreife.  —  Ran 
S.  412  reebnet  zn  den  Funktionen  der  Regierung  in  Ansebnng  der 
Armenpflege  aocb  „die  Errichtung  einer  besonderen  Oberbehörde, 
welche  die  ganze  Armenpflege  Qberwacht  und  leitet,  auch  alle 
Zablenaogaben  über  diesen  Gegenstand  sammelt". 

^  220. 

Von  Mitteilung  der  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Ein- 
ricbtungen  in  Bezug  auf  die  Aufsicht  Uber  die  Gemeindeyerwaltnng 
im  allgemeinen  ist  bier  selbstverständlich  abzusehen.  Besondere, 
die  Aufsicht  aber  das  Armenwesen  betreffende  Ein- 
richtungen bestehen  in  England  und  Frankreich  in  sehr 
erheblichem,  in  WUrtemberg,  Baden,  Baiern  und  Olden- 
burg in  gewissem  Umfange.   Uierflber  kurz  Folgendes: 
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I.  Id  England  {Ohrten  die  mehrerwähnten  grossen  Missstfade 
vom  Anfange  dieses  Jahrhunderts  zar  Niedersctzang  einer  könig* 
liehen    Kommission ,    welche    die    Zustände    des  Armenwesens 

und  namentlich  aiicli  der  ArmenverAaltungen  an  Ort  und  Stelle 
zu  liut^suchen  hatte  und  einen  sehr  umfassenden  Bericht  über  den 
Befund  abstattete,  dessen  Folge  da>>  iH  iühmte  (lesetz  von  1834 
war.  Seiue  wichtigste  Neuerung  ist  die  Errichtung  einer  Zentral- 
Armenbehdrde  — Foor-law-eommiflsioners  — ,  die  imiiehst  anf 
5  Jahre  gewählt  wird  nnd  nur  Ansfllhning,  Dnrehftthrong  and  Kon- 
trole  des  Ottetzes  nnd  seiner  Handhabung  berufen  ist.  Die  com- 
missioners  —  zan&chst  3  an  der  Zahl  — ^  hervorgegan<zen  aus  der 
Untersuchnngskommission,  ddrfen  Verordnungen  und  Keglements  er- 
lassen, wirken  bei  der  Errichtung,  Veränderung  und  Verwaltung 
der  workhouses,  sowie  bei  der  Aufnahme  von  Darlehen  für  diese 
Zwecke  mit.  Sie  können  mit  Zustimmung  der  Lokalvertretung  An" 
käute,  Mieten  u.  s.  w.  von  workhouses  anordnen.  In  Bezug  auf 
die  Vereinigung  von  Kirchspielen  zu  gemeinsamen  Armeniwecken 
sind  ihnen  nene  nnd  wmttragende  Befugnisse  eingeräumt,  von  denen 
bereits  oben  (S.  885)  die  Bede  war.  Bas  Prinzip  des  Arbeits- 
hauses im  älteren  Sinne  wird  von  neuem  scharf  betont  und  die 
öffentliche  Unterstützung  Armer  ausserhalb  des  Arbeitshauses  nur 
unter  L'cwissen,  von  den  commissioners  festzusetzenden  Massnahmen 
gestattet. 

So  gritten  die  commissioners  in  alle  Zweige  der  Aniicn\crwal- 
tung  ^anordnend  und  beaufsichtigend  und  mit  so  gutem  Erfolge  ein, 
dass  aus  der  aniäugüch  nur  fOr  absehbare  Zeit  eingesetzten  Be- 
h6rde  in  der  Folge  eine  ständige  Zentralleitung  erwuchs,  die  weit 
Ober  den  unmittelbar  Tor  Augen  gehabten  Zweck  der  Durchflkhrung 
und  Kontrole  des  neuen  Armengesetzes  hinaus  das  ganze  Armenwesen 
nach  allen  Richtungen  in  den  Bereich  ihres  Aufsirhts-  und  Ver- 
ordnungsrechtes zog.  Die  für  englische  Verhältnisse  ungewöhnliche, 
aber  mit  dem  provisorischen  Charakter  der  Institution  zusammen- 
hängende Stellung  der  commissioners  ausserhalb  des  eigeniiicheu 
BebördenkreiseSf  welche  sie  der  parlamentarischen  Kontrole  sowie 
der  Abhängigkeit  von  der  Farlamentsmajorität  entzog,  w*urde  später 
die  äussere  Veranlassung,  die  mit  den  Befugnissen  einer  Behörde 
ausgestattete  Kommission  auch  mit  den  äusseren  Zeichen  einer 
solchen  im  Sinne  englischen  Vcrfassungslebens  zu  umkleiden.  Dies 
geschah  1847  durch  ein  Crcset/.  welches  der  Königin  die  Befugniss 
einriiunite,  eine  oder  mehrere  Personen  zu  Commissioners  f  o  r  a  d  - 
m  i  ü  i  s  t  r  a  t  i  n  g  t  h  e  1  a  w  s  f  o  r  r  e  1  i  e  f  o  f  t  h  e  P  o  o  r  zu  ernennen, 
denen  die  Inhaber  bestimmter  Staatsamter  (der  Präsident  des  Staats- 
rats u.  a.)  als  ex  officio-oommissioners  hinzutreten.  Der  an  erster  Stelle 
ernannte  Gommissioner  ffthrt  das  Präsidium ;  er  sowie  einer  der  Se- 
kretäre dürfen  im  Parlament  sitzen.  Auch  diese  neue  BehOrde, 
auf  welche  die  Befugnisse  der  bisherigen  Poor-law-commissioners  Über- 
drehen sollten,  wurde  zunächst  nur  auf  die  Dauer  von  5  Jahren  vorge- 
fieheo.  In  der  Praxis  hat  sich  dann  die  Sache  insofern  etwas  anders 


Digitized  by  Google 


VI.  4 


549 


gestaltet,  als  thaisächlich  nur  ein  C'ommissioner  ernannt  wurde  und  als 
Präsident  fungirte,  die  ex  officio-commissioners  geringen  Anteil  an  der 
Verwaltung  nahmen,  und  die  Verlftngerung  der  Amtsdaner  immer 
wieder  stattfand,  bis  1867  dieBehOrde  permanent  erklSrt  wurde. 

Einen  vollkommenen  Abschtass  fand  diese  Einrichtong  doreh 
Umwandlung  in  ein  IfiniBteriam,  dem  im  Anschluss  an  die 
Kontrolc  des  Armenwesens  allgemein  die  Aufsicht  über  die  Lokal- 
verwaltuuf!:  der  Kirchspiele  und  einige  damit  verbundene  speziellere 
AnfgabtMi.  wie  Hau-,  \Vcy:e-  und  Gesundheitswesen  u.  a.,  (übertragen 
wurde.  .Sein  Name  ist  L  o  c  a  1  -  G  o  v  e  r  n  m  e  u  t  -  Ii  o  a  r  d.  Immer 
reicher  and  mannigfaltiger  wird  die  von  ihm  geübte  Thätigkeit.  Nicht 
nur  nm  die  grösseren  Verwaltnngsfragen ,  wie  Bildung  der  Armen- 
▼erb&nde,  Höhe  der  Armenatenem,  mn  die  Gmndsfttxe  bd  Gewfth- 
rung  von  Unterstützungen  und  ähnliches  handelt  es  sich  allein;  in 
das  Detail  der  lokalen  Verwaltung,  auf  den  einzelnen  Unter- 
stützungsfall wird,  wo  notwendig,  sorgfältig  eingegangen.  Ein  um- 
fassendes Verordnungs-  und  Aufsichtsrerlit  steht  dieser  Zentral- 
behörde ni(  ht  nur  gesetzlich  zu  .  sondern  i  s  wird  mit  einem  nicht 
zu  bezweifelnden  Verständnis^,  und  was  mehr  ist,  mit  vielem  Takt 
nnd  in  maasYoller  Weise  thntslchlich  ansgettbt.  Die  1847  erlas- 
seneOeneral  ConsolidatedOrder,  weiche  die  sor  einheitlichen 
Regeinng  des  Unterstfltsongswesens  erlasaenen  Vorschriften  rasammen- 
fasst,  erhält  allmählich  eine  grössere  praktisdie  Bedeutung,  als  das 
Armengesetz  von  1884  selbst. 

Die  Kontrole  ist  sowohl  eine  administrative  wie  Hnanzielle. 
bie  erfolgt  aber  —  und  darin  dürfte  der  Schwerpunkt  ilirer  Be- 
deutung zu  suchen  sein  —  nicht  von  oben  her  durch  schriftlichen 
bureaukratischen  Verkehr,  sondern  durch  lebendiges  Wort  und 
eigenes  Anschaoen.  Zweier  Kategorien  von  Hfilfsbeamten  bedient 
sich  m  diesem  Zwecke  die  Zentralbehörde:  der  Inspektoren 
und  der  Auditoren. 

Den  Inspektoren  —  deren  es  gegenwärtig  18  in  ebensoviel 
Inspektionsbezirken  giebt  —  ist  ein  Aufgaben l< reis  bestimmt,  dessen 
Inhalt  mit  der  Aufzahlung  ihrer  notwendigen  I"unktionen  nicht  er- 
schöpft wird.  Wenn  ihnen  vorgeschrieben  ist,  periodisch  den 
bit2ungen  der  Lokalarmenbehördeu  beizuwohnen,  desgleichen  die 
workhouses  zu  inspiziren,  auch  die  aus  ihren  Bezirken  an  die 
Zentralbehörde  gelangenden  Eingaben  yorzuverfügen ,  Berichte  zu 
erstatten  u.  s.  w.,  so  sind  damit  nur  die  Punkte  angedeutet,  um  welche 
sich  das  wirklich  IMrksame  ihrer  Thätigkeit  krystallisirt.  Ihre 
Wahrnehmungen  dem  ;Ministerium,  den  Lokalbehörden  die  Wünsche 
und  Entschliessnngen  des  Ministeriums  zu  übermitteln,  dort  energisch 
bei  Verstössen  gegen  die  getroffenen  Anordnungen  einzuschreiten, 
hier  mit  gutem  Kai  iiml  mit /liehen  \VinI<en  Hülfe  zu  leisten,  kurz 
ein  ständiges  und  lebendiges  Mittelglied  zwischen  der  Zentraliustanz 
und  den  einzelnen  Armenverwaltungen  zu  bilden,  die  von  allen 
Seiten  nach  der  höchsten  Verwaltungsstelle  hin  geleiteten  Erfah- 
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rungeu  in  die  Ein/elvcrwaltungeii  zui  ückzuleilcu ,  das  ist  ihre  lier- 
vorragende  Aufgabe. 

Die  Auditoren,  fttr  deren  Tbfttigkeit  S5  Bezirke  abgeteilt 

sind,  haben  lediglich  die  Funktion  von  Ucchnangsrevisoren.  Als 
solebi«!  liegt  ihnen  ob  die  Prafong  der  Rechnung  der  Armen- 
Verwaltungen,  die  nach  bestimmt  vorgeschriebenen  Formularen,  Re- 
gistern und  Büchern  zu  führen  sind.  Aber  auch  hier  handelt  es 
sicli  um  mehr,  als  um  die  blosse  Kontrolo  der  Richtigkeit;  auch  die 
Küulrole  der  Gesetzmässigkeit  der  Ausgaben  ist  Sache  der  Audi- 
toren. Sie  haben  Beträge,  die  entgegen  dem  Gesetz  oder  den  zu 
fleiner  AosfQhrang  erlassenen  Verordnungen  verwendet  sind,  zu  rügen 
(disallow)  und  dem  betreffenden  Beamten,  der  für  dlesielben  per- 
sönlich haftbar  ist,  zur  Last  zu  legen,  fielen  ihre  Entscheidung 
steht  sowohl  der  gerichtliche  Weg  wie  die  Verwaltungsbcschwerde 
an  die  7entra]beh()rde  orten,  die  aus  Hilligkeitsrücksichten  die  Posten 
passiren  lassen  kann,  l^sfj  wuiilcii  :3S7'{  disallowances  gezogen, 
von  denen  die  Behörde  nur  124  kassirtc,  daneben  aber  eine  grössere 
Zahl  passiren  Hess. 

Anzumerken  ist  noch,  dass  die  Besoldung  der  Inspektoren  und 
Auditoren  aus  der  Staatskasse  erfolgt,  wodurch  die  vollkommene 
Unabbftngigkeit  dieser  Organe  von  der  Lokalverwaltung  errelcbt 
wird.  —  Vgl.  hierüber  A Schrott  an  verschiedenen  Stellen,  nament- 
lich S.  54  ff.  117.  143.  205  ff.  241  und  Anh.  8.  411  ff.  Armen- 
statistisches. 

II.  In  Frankreich  unterstehen  die  Angelegenheiten  der  Ar- 
nienpiiegc  dem  Ministerium  des  Innern;  doch  liat  sich  als 
ein  Organ,  welches  dem  Minister  fttr  Ausübung  und  Aufsicht  der 
Leitung  zu  Gebote  steht,  die  Oeneralinspektion  der  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  herausgebildet 

V.  Reitzenstein^)  bemerkt  über  dieselbe:  „Die  Angeleuen- 
heiten  der  Armenpflege  haben  wie  in  Deutschland  so  auch  in 
Frankreich  fast  immer  einen  Teil  der  /um  Uessort  des  Mini- 
steriums des  Innern  gehörigen  Geschalte  ausgemacht.  In  letz- 
tertMii  vereinigt  sich  auch  heute  noeh  die  gesummte  Aufsicht  und 
Leitung;  als  ein  Organ,  das  dem  Minister  für  die  Ausübung  dieser 
Aufsicht  und  Leitung  zur  Verfügung  steht,  hat  im  Wege  einer  lang- 
jährigen Entwickelung  sich  die  Generalinspektion  der 
Wohlth&tigkeitsanstalten  herausgebildet.  Der  Mangel  eines 
solchen  hatte  früher  wesentlich  dazu  beigetragen,  dass  die  mannig- 
faltigsten Missbrauche  sich  in  die  Verwaltung  der  lokalen  Institute 
eingeschlichen  hatten;  die  grosse /ald  von  Unreirelniässitikeiten.  wie 
sie  durch  die  lierichte  zweier  behufs  ausserordentlicher  lnspektion 
und  Feststellung  des  Zustandes  jener  Verwaltungen  in  die  Departe- 
ments entsandter  Beamter  konstatirt  worden  war,  gab  Anlass,  einen 
Aufsichtsdienst  als  danemde  Einrichtung  ins  Leben  zu  rufen;  nach 


')  Vgl.  m  S.  226. 
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<ler  Verordnung  des  Ministers  für  Handel  und  Uäcnüiclte  Arbeiten 
vom  25.  Dezember  1883  sollten  4  vom  Minister  ernannte  In- 
spektoren der  Öffentlichen  Armenpflege  —  inspecteors 
des  Services  de  bienfaisance  —  sowohl  die  Handhabung  der  Für- 
sorge für  die  utiterstiUztcn  Kinder,  als  den  Dienst  in  den  Hospitä- 
lern und  die  Erfüllung  der  Aufgaben  seitens  siinimtlicher  übrigen 
"Wohlthätigkeitsanstaltcn  kontroliren  und  sollte  diese  Kontrole  sich 
-eliensowohl  auf  den  inneren  Dienst,  als  auf  die  Verwaltung  des  Ver- 
mögens und  das  Rechnungswesen  erstrecken.  Die  Inspektoren  sollten 
Überall  anOrt  undStelle  prüfen,  ob  die  gesetzlichen  Vorschriften 
beachtet  würden ,  nnd  zu  diesem  Behofe  jährliche  Bereisnngen  der 
Departements  unternehmen.  An  die  Einrichtung  dieses  In- 
apektionsdienstes  schloss  sich  demnächst  (1835)  die  Bestellung  eines 
Oeneralinspektors  der  Irrenanstalten;  eine  Einreihung 
^liescs  Beamten  unter  »lie  Inspektoren  der  Armenpflege  fand  jedoch 
vorläufig  nicht  statt ,  vielmehr  blieb  derselbe  eine  besondere  jenen 

gegenüber   unabhängige  Behörde   Eine    Verordnung  des 

Ministeriums  des  Innern  vom  14.  Juni  1831^  spezialisirte  dem- 
nächst die  Obliegenheiten  der  Generalinspektoren ;  in  beträchtlich 
erweitertem  Umfange  wurde  demnächst  die  Behörde  durch  Dekret 
vom  28.  November  1848  neu  organisirt.  Der  Wirkungskreis  der 
Generalinspektion  umfasste  nunmehr  in  3  Sektionen  ausser  der  Auf- 
sicht über  die  Wohlthätigkeits-  und  Irrenanstalten  auch  die  Uber 
<lie  Gefängnisse.  Seine  abschliessende  Regelung  hat  dii^^  Institut 
durch  Dekret  des  Präsidenten  der  lleimblik  vom  5.  l)czeniber  1870 
erhalten.  Die  Aufsichtsbefugni^se  der  (ieneralinspektoren  orstrecken 
sich  jetzt  auch  auf  die  Archive  —  dieselben  schliessen  das,  was  in 
Deutschland  Registratur  genannt  wird,  mit  ein  —  und  Bibliotheken 
der  Präfekturen,  Unterpräfekturen ,  Mairien  und  Wohlthätigkeits- 
anstalten.  Das  Personal  der  Generalinspektion  umfasst  in  verschie- 
dener Klassenabstofung  19  Generalinspektoren,  1  Generalinspek torin, 
2  Hillfsinsiiektoren  nnd  4  Anwärter.  Die  Einteilung  in  Sektionen 
ist  beibehalten,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Gene^alin^l)td<loreu 
der  Irrenanstalten  mit  denen  der  übrigen  Anstalten  der  ötlenl  liehen 
Armenptiege  eine  Sektion  bilden;  die  beiden  anderen  Sektionen 
haben  die  Aufsicht  über  die  Gefängnisse  bezw.  über  die  Archive 
2um  Gegenstand  ihres  nächsten  Wirkungskreises.  Die  Einteilung 
hat  jedoch  keineswegs  mehr  wie  froher  die  Bedeutung,  der  Ver^ 
Wendung  der  Inspektoren  eine  Begrenzung  auf  die  der  Sektion  an- 
gebOrigen  Gegenstände  zu  geben,  vielmehr  können  diese  Beamten 
auch  ausserhalb  ihrer  Sektion  zu  Aufsichtsgeschäften  herangezogen 
werden;  die  zu  grossen  Rescbränkunixen  zu  lieseitigen .  die  dem 
Minister  aus  der  Sektionseinteilung  bezüglich  der  Disposition  über 
die  einzelnen  Generalinspektoren  erwuchsen,  ist  gerade  einer  der 
Zwecke,  den  die  neue  Organisation  wesentlich  verfolgt;  die  In- 
spektoren treten  sowohl  in  Sektionen  als  im  Plenum  (General- 
versammlung) zur  Beratung  susammen;  in  der  Generalversammlung 
präsidirt  der  Minister  oder  ein  von  ihm  delegirter  Vertreter,  in  der 
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Sektion  der  Generalinspektor,  den  der  Minister  —  jedesmal  für 

2  Jahre  —  mit  dem  Vorsitz  beauftragt  Ben  jftbrUcbeft 

Beiseplan  setzt  der  Minister  fest,  der  auch  die  ausserordentlichen 
Anftrtge  erteilt  nnd  dem  die  Oeneralinspcktoren  berichten;  die- 
letzteren  haben  anf  ihren  Reisen  auf  Beobachtung  der  in  den  Ge- 
setzen. Reglements  u.  s.  w.  gegebenen  Vorschriften  zu  dringen  und 
die  l'räfekten  von  den  vorgefundenen  Ordnungswidrigkeiten  in  Kennt- 
niss  zu  setzen ;  selbständige  Anordnungen  zu  treffen  oder  einzu- 
schreiten sind  sie  —  abgesehen  von  dringenden  Fällen  im  Gebiete 
der  Kassenverwaltung  —  nicht  ermächtigt.  Die  Generalinspektion. 
ist  hiemach  ein  technisch  gescfanltes,  aber  wesentlich  nur  mit  in- 
formativen Funktionen  betrautes  Organ;  sie  kann  namentlich  nicht 
mit  dem  Poor-Law-Board  Englands  verglichen  werden ,  der  eine- 
mit  selbständiger  Aktion  ausgestattete  Zentralbehörde  bildet." 

III.  In  Deutschland  ist  es  allein  Würtemberg,  welches 
ähnliche  Einrichtungen,  wie  die  eben  genannten  Lämler  besitzt.  Es 
bestehen  dort  die  dem  Ministerium  des  Innern  unter>t(  llte  A  rme  u - 
kommission  und  die  königliche  Zen tral  1  ei i u ug  des 
Wohlthfttigkeitsvereins.  Die  letztere  ist  die  Mtere  und  wt 
Veranlassung  der  Königin  Katharina  nach  der  Missemte  von  i816> 
im  Jahre  1817  gegründet  worden.  Es  handelte  sich  dabd  nament- 
lich um  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  der  öffentlichen  nnd 
privaten  Armenpflege;  die  Zentralleitung  sollte  eine  Art  vermit- 
telnder Stellung  einnehmen.  Zu  diesem  Rebufe  wurde  an  jedem 
Orte,  an  dem  ein  Kirchenkonvent  ist.  eine  Lokalleitung,  in  jedem 
Überamtsbe/.iik  eine  Oberam tsleituug,  für  das  ganze  Königreich 
die  Z  e  n  t  r  a  1 1  e  i  t  u  n  g  errichtet ;  diese  alle  sollten  zur  Verhütung  der 
Armut  und  Förderung  nützlicher,  namentlich  auch  vorbeugender 
Armenpflegeemrichtungen  mitwirken.  Namentlich  wurde  es  als  die 
—  hier  interessirende  —  Aufgabe  der  Zentralleitung  bezeichnet,, 
sich  von  den  Zuständen  des  Armenwesens  zu  unterrichten^ 
ihren  Ursachen  nachzuforschen,  vorzubeugen .  den  Wohlthätigkeits- 
sinn  im  Lande  zu  beleben,  Erfahrungen  und  Notizen,  die  zur  Kennt- 
niss  der  Armenzustände  und  zur  richtigen  Behandlung  der  Armen- 
fürsorge nötig  sind,  zu  bammeln,  die  einzelnen  Wohlthätigkeitsvereine- 
und  Leitungen  zu  beraten ,  Zuschüsse  zu  gewähren ,  nützliche  An- 
stalten zu  unterstützen,  auch  selbst  solche  ins  Leben  zu  rufen, 
sofern  solche  dem  ganzen  Lande  zu  gute  kommen  u.  s.  w.  Die 
Geldmittel  werden  teils  durch  Staatsbeiträge,  teils  durch  freiwillige 
Beitrüge,  namentlich  seitens  des  königlichen  Hauses,  teils  durch 
Kollekten  und  Vermächtnisse  beschafft.  —  I>ie  Vorscliriften  über 
die  Verwaltung  der  Zentralleitung  enthalt  das  vom  Ministerium  des 
Innern  bekannt  gemachte  neueste  Statut  vom  31.  !Mai  1875.  — 
1818  wurde  aus  Mitgliedern  der  Zentralleitung  zuuächst  wegen 
gleichförmiger  Behandlang  des  Armenbeachftftigungs-  und  Industrie- 
Wesens  die  Armen  kommission  gebildet,  welche  als  Zentralstaats» 
nnd  LandesbehOrde  unter  dem  Ministerium  des  Innern  —  gemftsa 
Instruktion  vom  27.  Juni  1818  —  in  Beziehung  auf  das  gesammte 
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Armenwesen  die  Stellung  einer  teils  beratenden,  teils  vollziehenden 
Behörde  hat;  sie  steht  in  organischer  Verbindung  mit  der  Zenlial- 
leitung  and  leitet  namentlich  die  Industrie-  and  Beschäftigungs- 
anstalten.  Daneben  Ut  ihr  die  gegenwärtig  siemlich  bedentnngsloft 
gewordene  Mitwirkung  bei  der  EÜndhabnng  der  Staatsan&icht  über 
verwahrloste  Gemeinden  —  Gesetz  vom  24.  Jannar  1855  —  in  der 
Art  übertragen,  dass  sie  Massregeln  zur  Hebong  des  sittlichen  nnd 
ökonomischen  Zustandes  solcher  Gemeinden,  soweit  nötig  im  Ein- 
verständniss  mit  den  Zentralstellen  für  Landwirtschaft  und  Gewerbe,, 
zu  treffen  hat.  —  Vgl.  Bätzner  Einl.  S.  XXVI  ff.;  Camer  er, 
Armenstaiistik  S.  11  ff. ;  Gaupp  in  Murquardsens  Handbuch 
des  öffentlichen  Rechts  Bd.  8  S.  240. 

Das  Gesetz  von  1855  bestimmt,  dass  Gemeinden,  welche  der 
erforderlichen  ökonomischen  Grondlage  ermangeln,  insbesondere- 
nicht  im  Stande  sind,  den  für  Gemeindezwecke  nötigen  Aufwand 
ohne  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  zu  bestreiten  und  zugleich  in 
sittlichem  Verfall  sich  betinden,  unter  Staatsaufsicht  gestellt  wer- 
den können.  Es  treten  dann  an  Stelle  des  Ortsvorstehers  l-ezw.  auch 
des  Itatsschreibcrs  vom  König  bezw.  von  der  Kegierun;.'  ernannte 
Beamte.  —  Vgl.  Wei-nheimer,  Die  Verwaltung  der  Gemeinden 
in  Wttrtemberg,  1880;  Gaupp  a.  a.  0.  8.  174  Anm.  6.  —  Eine 
ansfthrliche  Nachweisnng  Über  die  Zahl  nnd  die  näheren  Verhftlt- 
nisse  der  Gemeinden  von  1855  bis  1875  enthalten  Wflrt«  Jahrbücher 
1875  S.  179.  Danach  warm  1855:  89;  1875:  nnr  noch  8  Ge» 
meinden  unter  Staatsaufsicht  gestellt. 

Hierher  gehören  auch  noch  die  bis  jetzt  einzig  in  Deutschland 
dastehen<len,  durch  Ministerialerlass  vom  20.  Oktober  1875  ein- 
geführten oberamtsärztlichen  Gemeinde- Medizinal  visita - 
t Ionen.  In  sechsjährigem  Turnus  sollen  säromtliche  Gemeinden 
des  Landes  in  Bezng  auf  die  Örtlichen  sanitftren  Verhältnisse  unter» 
sncht  werden;  wo  Uebelstände  wahrnehmbar  sind,  soll  eine  Ter» 
fOgong  zur  Behebung  (Rezess)  getroffen  werden.  Diese  Visita- 
tionen sind  in  lie/un  auf  Armen- ,  Kranken-  und  Erziehungspflege 
▼on  grosser  Wichtigkeit ;  unmittelbarste  Heziebunp  /.um  Arnienwesen 
erhalten  sie  aber  namentlich  noch  durch  die  Untersuchung  der  auf 
(It-m  platten  Lande  befindlichen  Armenhäuser.  Die  oben  (S.  244) 
mitgeteilten  Angabeu  über  den  Zustand  derselben  sind  eiueni  der  lle- 
richte  entnommen.  Ueber  Abdcht  nnd  Bedeatnng  der  Visitationea 
spricht  sich  der  Medizinalbericht  für  1876  ans:  Jahrbuch  1879, 
Bd.  I  2.  Hllfte  S.  256.  Nach  dem  1884  erstatteten  Bericht 
(1876—1881  umfassend)  waren  in  dieser  Zeit  1921  Gemeinden 
(W.  hat  1911)  visitirt;  es  waren  jedes  Jahr  rund  SOOO  RfJgen,  im 
ganzen  17  518  ergangen,  von  denen  die  Hälfte  sich  auf  die  Schulen 
und  etwa  1200  auf  ArnienhiUiser  bozofien.  Genauere  Daten  über 
Armenhäuser  enthalt  aber  nur  der  Bericiit  von  1879  S.  2<)1. 

Baden  ist  insofern  hier  zu  nennen,  als  es  in  dem  ihinr 
eigentümlichen  Institut  der  Landeskommiss&re  Beamte  besitzt, 
welche  iwar  gans  allgemein  der  inneren  Verwaltung,  darunter  auch. 


-554 


VI.  4. 


dem  Armenwesen  ihre  Thätigkeit  znznwenden  haben,  aber  durch 
ihre  eigentOmliche  Stellung  an  das  englische  und  französische  In- 
spektorat  erinnern.  Dieselben  ftlhren  nämlich  die  unmittelbare  Aafsicht 

über  die  Amts-  und  Kreisverwaltung  und  stehen  zwischen  dem 
Ministerium  des  Innern  und  den  bezeichneten  Verwaltungen  als 
Hülfsorgane  des  crsteren.  Von  dem  Inhalte  ihres  Aufgabenkieises 
interessirt  hier  namentlich  die  Aufgabe,  „uiuegend  und  fordernd 
einzugreifen,  wo  sie  Vernachlässigung  in  der  Pflege  der  Interessen 
der  Kreise  oder  Bezirke  wahrnehmen  oder  wo  diese  Interessen  Ihrer 
'Wichtigkeit  oder  ihres  rinmlichen  Umfanges  halber  die  Fürsorge 
•der  Staatsregiemng  besonders  in  Anspruch  nehmen"  :  §  22  Nr.  3 
des  Gesetzes  vom  5.  Oktober  1863  betr.  die  Organisation  der  inneren 
Verwaltung.  —  In  der  landesherrlichen  Vollzugsverordnung  zu  diesem 
Gesetz,  vom  12.  Juli  1804  handelt  Abschnitt  IV  von  den  Landes- 
konimissären.  Es  heisst  dort  ^5  17:  „Es  ist  vorzugsweise  Aufgabe 
der  Landeskommissäre,  den  Vollzug  der  Verwaltuugsgesetze  und  der 
VerNvaUungseinrichtungen  im  Geiste  der  Landesverfassung  und  des 
Gesetzes  vom  6.  Oktober  1868  za  flberwachen  und  das  Ministeriom 
^es  Innern  —  nnd,  soweit  es  sie  betrifft,  auch  die  anderen  Mini- 
sterien —  von  den  hierauf  bezüglichen  Zuständen  der  ihnen  an- 
gewiesenen Bezirke  in  steter  Kenntniss  zu  erhalten."  ....  §  19: 
„Die  LandeskommissUre  werden,  wo  sie  es  für  sachdienlich  erachten, 
jiach  eigenem  Ermessen  oder  infolge  besonderen  Auftrags  des 
Ministeriums  des  Innern  periodische  Untersuchungen  der  Ver- 
waltungszustände  der  ihnen  unterstellten  Bezirksämter  vornehmen 
und  darüber  je  nach  den  Umständen  besonderen  Vortrag  an  das 
JAinisteriom  des  Innern  erstatten.  Bei  wahrgenommenen  Mftngehi 
>4>der  IGssstftnden  in  der  Amtsführung  eines  Bezirksbeamten  oder  bei 
desfalls  erhobenen  Beschwerden  haben  sie  nach  gepflogener  Unter- 
anchnng  sorglich  die  nötigen  Anordnungen  zur  Abhülfe  sofort  zu 
erlassen.  Im  übrigen  werden  dieselben  bei  dem  Ministerium  iles 
Innern  oder  dem  zuständigen  anderen  Ministeriuni  die  geeigneten 
EntSchliessungen  veranlassen  und  sodann  für  deren  ordnuugsniiissigeu 
Vollzug,  nötigenfalls  bei  wichtigeren  Gegenständen  durch  Nachschau 
an  Ort  und  Stelle  Sorge  tragen."  ....  g  26 :  „Zn  den  An^ben  der 
Landeskommisslre  gehOrt  es  ferner,  die  Thfttigkeit  der  Bezirksr&te, 
sowie  der  Oemeinderftte  nnd  Gemeindeausschüsse,  und  die  regel- 
mässige und  dem  Gesetze  entsprechende  Besetzung  der  Steilen  in 
diesen  Kollegien  zu  tLberwachen.*^ 

Baiern  und  Oldenburg  sind  in  diesem  Znsammenhange 
noch  wegen  ihrer  vortrefflichen  periodischen  Armenstatistik  zu 
nennen,  über  die  bereits  in  anderem  Zusammenhange  gehandelt 
'worden.  —  Vgl.  oben  §  9. 

^  221. 

Um  die  Frage  beantworten  zu  können,  was  von  den  rait- 
jgeteilten  Vorschlfigen,  etwa  im  Anschluse  an  anderwärts  be- 
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«tehende  Einrichtungen,  zu  verwirklichen  möglich  und  wünschens- 
wert eracheint,  wird  man  sich  kun  die  Aulgabe  zu  yer^egen- 
wältigen  haben,  welche  die  gegenwärtig  bestehende  ZentnlbMiördey 
das  Bundesamt  fUr  das  Heimatwe.sen^  zu  erfüllen  hat. 

Eß  wurde  oben  dargelegt  aus  welchen  Anfängen  sich  die- 
selbe entwickelt  hat,  wie  an  Stelle  der  zunächst  vorgeschlagenen 
formlosen  diplomatischen  Vermittelung  durch  einen  Hundesrats- 
ausschuss  im  Laufe  der  Verhandlungen  ein  an  feste  Formen  gebun- 
dener, oberster  Gerichtshof  gescliaffen  wurde,  der  als  letzte  Instanz 
in  allen  Streitsachen  entscheiden  muss,  sofern  die  streitenden  Ar- 
meoTerbände  yerschiedenen  Bundesstaaten  angehören,  und  ak  leteta 
Instanz  entscheiden  kann,  soweit  sich  die  einzelnen  Bundes- 
staaten seiner  Rechtsprechung  auch  in  Streitsachen  zwischen  ihren 
eigenen  Armenverbänden  unterworfen  haben 

Bei  der  Entscheidung  in  Armenstreit.sachen  liandelt  es  sich 
nun  um  zweierlei:  um  die  thatsilchliche  Hülfsbedürttig- 
keit  und  um  den  hieraus  erwachsenden  vermögensrecht- 
lichen Anspruch,  so  lern  eiu  anderer  als  der  endgültig  ver- 
pflichtete Armenverband  die  Unterstützung  gewährt  hat 

Es  handelt  sich  also  umeineThatfrage  und  um  one  Rechts- 
frage, deren  Prüfimg  der  Entscheidung  vorauszugehen  hat.  Für 
die  Stellung  der  erkmncüden  Behörde  ist  es  nun  wesentlich,  ob 
ihr  die  Prüfung  beider  Fragen  obliegt,  oder  ob  die  Thatfrage 
nnderweit  geprüft  und  als  eine  durch  den  Prozessrichter  nicht 
mehr  abzuändernde  Voraussetzung  der  vermögensrechtÜclien  ijit' 
ticbeidung  zu  O  runde  zu  K  gen  ist. 

Diese  letztere  (jestaltung  entspricht  dem  preussischen  Gesetz 
Ton  1842,  welches  in  §  &  bestimmte:  „lieber  Streitigkeiten 
«wischen  verschiedenen  Armenverbänden  entscheidet  die  Landes- 
poHzeibehörde.  Beti'iflffc  der  Streit  dieBVage:  welcher  von  diesen 
Verbänden  die  Verpflegung  des  Armen  zu  übernehmen  habe? 
so  findet  gegen  jene  Entscheidung  der  Rechtsweg  stritt  .  .  .  . 
Uel>er  den  Betrag  der  VerpHegungskosten  ist  der  Rechtsweg 
nicht  zuüissig. "  —  F 1  o  1 1  w  e  1 1 ,  dessen  seliarfainnige  und 
grundlegende  Untersucliungen  die  Kompetenzfrage  zum  Haupt- 
gegenstande haben''),  folgert  hierauS|  in  Verbindung  mit  den 
25—29  dieses  Gesetzes,  dass  die  Thätigkeit  der  ent- 
acheidendenBehörde  immer  nur  auf  die  Regelung  des  vermO- 
gensrechtUchen  Anspruches  gerichtet  sein  durfte;  der  Rechtsweg  sei 

»)  V^l.  oben  §  57. 

•)  Dies  ist  geschehen  seitens  Preusaen,  Hessen,  S.-Wcimar,  Olden- 
burg. Braunschweig, S.-Altenbur^,  .S.-Koburg-Gotlia,  Anhalt,  beider Schwarz- 
burg,  Waldeck,  iieuas  j.  L.,  Lippe,  Lübeck,  Bremen  —  dies  ist  nicht 
geseheheD  Butens  Sachsen.  Wilrtemberff^  Baden,  beider  Mecklenburg. 
S.-Meiiiin<:on.  Rons.'?  ;i.  I...  Sohauinbuig-Lippe,  Hamburff.  —  liaiem  nna 
£l8.-Lotlmngeu  kommen  hier  selbstverständlich  nicht  in  Frage. 

*)  Anneniecht  und  Annenpolixd:  vgl.  nsmentiieh  S.  US  ff.  142. 
168  ff.  231  ff.  e 
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nur  zulässig  nach  vorausgegangener  lande8T>olizeilicher  Entschei- 
dung und  unbedingt  ausgeschlossen  gegen  die  auf  Erndlung  der 
polizeiliciien  Anuenptlege  in  loeo  gcricliteten  ortspolizeilichen  An- 
oixlnungen.  Aber  auch  nicht  gegen  jede  Entscheidung  der  Landes- 
polizeibebörde  sei  dendbe  smJiMig,  sondeni  nur  soweit  diese  die 
ftus  dem  Armengesets  za  entnehmende  yermögensrechtlicfae  Ver> 
pfliehtong  der  Armenverbände  betreffe.  Vonuissetzung  der  Ent- 
scheidung des  Prozessrichters  sei  daher  immer  die  im  Verwal- 
tungswege erfolgte  Feststellung:  „ob  überhaupt  ein  Akt  der 
Armenpflege  vorliege",  und  „ob  der  hierfür  gemachte  Aufwand 
in  Art  una  Umfang  dem  wirklichen  Bedürfnis»  entspreche".  — 
Dass  diese  Abgrenzung  der  Kompetenzen  sachentspreeliend  sei, 
ist  auch  wieil erholt  durch  Ministerialreskripte,  sowie  auch  durch 
läitBcfaeidwigen  des  Tormaligen  Obeiiribunals  und  des  Gerichts- 
hofes Kor  fkitscheidung  der  Kompetenskonflikte  anerkannt  worden 
(namentlich  Plenar  -  Entscheidung  Bd.  24  S.  253).  Qleicb- 
wohl  ist  die  Praxis  des  Obertribunals  keine  gleichmilssige  ge- 
blieben und  hat  oft  willkürlich  diese  Tirenze  missachtet;  hiergegen 
wendet  sich  FiottweÜ  mit  grosser  Schärfe,  indem  er  zu  don  er- 
wähnten Folgenmgen  aus  dem  \\'ortlaut  des  preussischen  Gesetzes 
die  aus  der  Xsatur  der  Sache  sich  ergebenden  Schlüsse  hinzufUgt 
und  Anlass  und  Inhalt  der  gesetzlichen  Armenpflege  klarlegt. 
Namentlich  bemerkt  er  in  Bezug  auf  die  Absidit  des  1 34 ') :  „Es 
lag  hierin  selbstredend  kein  bloeses  bureaukratisches  Miastrauen 
g^en  die  Befähigung  des  Richterstandes  und  gegen  seine  Aus- 
sprüche, sondern  der  Gedanke,  dass  der  Richter  in  dem  formell 
geregelten  Prozessverfahren  ja  überhanjtt  niemals  eine  objektiv 
den  V'erliiUtnissen  entsprechende  Entscheidung  nach  seiner  An- 
schauung zu  fällen  hat,  sondern  dass  er  of1t  ganz  gegen  seine 
innere  Ueberzeugung  von  der  vorhandenen  \\  irklichkeit  bei 
Fällung  des  Urteils  gebunden  ist  an  die  abgegebenen  oder  unter- 
lassenen'Erklärungen  der  Parteien,  an  maneelhafte  Zeugenaus- 
sagen, Instrumente  u.  s.  w.  Interessen  also,  die,  vno  die  obi^n, 
ohne  Gefährdung  des  Gesammtwohles  eine  der  objektiven  Wirk- 
lichkeit nicht  entsprechende  Entscheidung  nicht  vertragen,  können 
auch  in  den  Kreis  der  prozessualischen  Entscheidung  nicht  hin- 
eingezogen werden.  Um  jdso  den  Ivichter  in  den  Stand  zu 
setzen,  darüber  zu  urteilen,  ob  beim  Eintritt  der  öffentlichen 
Ffirsoige  ftlr  eine  bestimmte  Person  die  vermögensrechthche  Ver- 
pflichtung eines  anderen  ÄnnenTerbandes  durch  dreijährigen 
Äufenthiut,  durch  einjährigen  Wohnsits  begründet  oder  durch 
drdjfthrige  Abwesenheit  erloschen  war,  musste  zur  Venneidung 
von  unauflöslichen  Kollisionen  vorher  festgestellt  werden,  ob  und 
in  welchem  Zeitpunkt  denn  wirklich  das  Bedtlriniss  der  Armen- 
pflege voigelegen.^ 
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Dieser  premsiBchen  Gesetze  zweifeUos  ent^recliende 
Standpunkt  ist  nun  von  der  Reichsgesetzgebung  mit  Bewusstsein 
verlassen  worrlen.  Man  wollte  die  Thut-  und  die  Rechtsfrage 
nicht  gesondert  entscheiden  la-^sen,  weil  im  Grunde  auch  die  so- 
genannten Rechtsfragen  des  Unterstützungswohnsitzes  auf  that- 
äächliche  Feststellungen  hinauslaufen  und  eine  Scheidung  beider 
sehr  schwer  erscheint;  man  ghiubte  dem  Bedürfhiss  der  Praxis 
besser  dadurch  zu  entsprechen,  dass  man  statt  eines  ans  rein 
iuristischen  Elementen  gebildeten  Gerichtshofes  eine  gemischte 
Behörde  im  Sinne  eines  Verwaltungsgerichtshofes  schuf*)  und 
das  ganze  Sach-  und  Rechtsverhältniss  ihrer  Kognition  unter- 
brdtete. 

In  dieser  Weise  hat  denn  aucli  das  Bundesarat  für 
das  Heimat  Wesen  seine  Aufgabe  aufgefasst  und  überall  neben 
der  Rechtsfrage  aucli  die  Thatfrage  zum  Gegenstände  selbstän- 
diger Prüfung  gemacht. 

Vgl.  uamentlich  die  Entsch.  vom  21.  November  1874  und 
27.  Februar  1875,  V  S.  38  u.  :39  und  die  3  Fälle  XIII 
S.  68  S*  Es  wird  in  den  erstgenannten  ausgeführt,  dass  die  Fest- 
«tellnug  der  SpmchbehOrde  wegen  des  Vorhandenseins  der  Hfllfe- 
bedOrftigkeit  zwar  die  Bedentoog  habe,  sehr  beweiskr&ftig  zu  sein, 
aber  durchaus  nicht  die  Feststellung  in  letzter  Instanz  aosschliesse. 
„Die  Anerkennung  der  Hülfsbedürftigkeit  von  Seiten  der  Auf- 
sichtsbehörde stellt  die  Notwendigkeit  öffentlicher  Untersttttzungeu 
keineswegs  unwiderruflich  fest  und  hat  auch  als  Beweismittel  nur 
insofern  Wert,  als  sie  auf  gründlicher  Erörterung  der  Verhältnisse 
beruht." 

Von  denselben  (xesiehtsponkten  ist  man  bekanntlich  aneh  bei  der 
Bildung  der  Verwaltnngsgerichte  unterer  Instanz  ausgegangen.  Ins- 
besondere Ist  den  durch  das  preuasisdie  Ausflkhrungsgesetz  geschaf- 
fenen Deputationen  f.  d.  H.  (jetzt  Bezirksansschasse)  ausser  der  Ent- 
scheidung in  eigentlichen  Armenstreitsachen  auch  die  Entscheidnng 
über  Beschwerden  -jei^^en  Vernachlässigung  der  Unterstützungspflicht 
tibertragen,  so  da^s  die  von  Flott  well  beklagte  /wiespältiKkeit 
wegen  Verschiedenljeit  der  eutscheidenden  Behörden  nicht  mehr 
wohl  vorkommen  kann. 

Uebrigens  ist  m  bemerken,  dass  auch  gegenwftrtlg  das  Bundes- 
amt unzuständig  ist,  soweit  es  sich  um  die  Organisation  oder  Ort- 
liehe  Abgrenzung  der  einzelnen  Armenverbände  bandelt;  hier  be- 
wendet es  endgültig  bei  der  Entscheidung  der  höchsten  landesgesetz- 
lichen Instanz  (5;  41).  —  Doch  hat  diese  in  der  \aiiir  der  Sache 
Heuende  und  von  dem  1>.-A.  wiederholt  anerkannte  Unzuständigkeit  das- 
selbe nicht  abgehalten,  in  dem  Erkenntniss  vom  17.  Nov.  1883 
auszuführen,  dass  die  landesgesetzliche  Instanz  (Deput.  f.  d.  H.  zu 
Posen)  sich  nicht  auäreichend  erklärt  habe,  und  daher  in  diesem 
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einen  Falle  das  B.-A.  Uber  die  ZngehOrigkeit  eines  Orondstflcks  zu 

einem  bestimmten  Armcnverbande  habe  pntscbeitlen  müssen.  V^, 
Kntsch.  XVI  S.  1G4.  —  Dagegen  ebenda  die  Entsch.  vom  2G.  Januar 
1884  und  XI Y  S.  118  vom  25.  Marz  1882.  Meines  Eraclitens 
ist  die  zuerst  genannte  Entscheidung  irrig  und  gtset/w  idrig  und 
führt  zu  der  von  Fl  Ott  well  mit  Hecht  beklagten  Verwirrung. 
§  41  will  nicht  blos  ansdrOcken,  dass  die  landesgesetzllche  Instant 
nnanfechtbar  sein  soll,  wenn  sie  sieb  geftossert  hat,  sondern  dass- 
sie  sich  ftnssem  muss,  falls  eine  Entscheidung  von  ihrer  Aeusserong 
abhängen  soll.  Das  R. -A.  hätte  daher  diese  Frage  der  örtlichen 
Zugehörigkril  abgesondert  bchnndeln,  hierültor  eine  amtlicbo  Aus- 
kunft erfordern  und  auf  Grund  dieser  Auskunft  eutscheideu  müssen. 

§  222. 

^\  as  nun  die  Wirkwimkeit  der  bundesamtliehen  Recbt- 
ßpn  cliung  })etnft\,  so  wird  dieselbe  jedenfalls  in  ihrer  Bedeutung 
nicht  unterschätzt  werden  dürfen,  lieber  die  Entscheidung  dea^ 
ehizeben  Falles  hinaus  dient  ein  bundesamtHches  &keDntDis8- 
den  Armenverbünden  als  Richtschnur  für  Gewährung  der  ver- 
schiedenen Unterstützungsarten,  weist  sie  von  vornherein  darauf 
hin,  welche  Aufwendungen  Billigung  in  der  letzten  Instanz  finden,, 
welche  nicht  oder  nicht  in  vollem  Betrn<::e  anerkannt  werden, 
(itciade  diesem  Punkte  wendet  da.s  Bundesamt  eine  besondere 
Aufmerksamkeit  zu,  prüft  selbständig  sowohl  die  Berechtigung, 
ab  auch  die  Höhe  der  Unterstützung.  Zweifellos  übt  seine  kon- 
stante Judikatur  einen  erheblichen  länfluss,  fordert  sweekmassiee 
Untentlltzungen  und  hält  kostspielige  Aufwendungen  ffir  Re£- 
nuDg  fremder  Armenverbände  nieder.  Wer  je  im  Annenstreit' 
verfahren  praktisch  tliHtig  gewesen  i'-t.  weise,  dass,  von  ganz 
klaren  Fällen  abgesehen ,  die  Berufung  auf  Entscheidungen  des 
Bundesamts  in  den  Scbriftsätzx'n  eine  sehr  grosse  Rolle  spielt. 
Es  darf  hier  auch  an  die  zahlreichen  Entscheidungen  erinnert 
werden,  die  im  Veriaufe  der  yorliegenden  Arbeit  mitgeteilt  sind 
und  von  denen  gewisse  Gruppen  (z.  B.  betreffend  armenreclit- 
liehe  Familiengemeinschafl  189,  beli«ffend  Erstattung  bei  mangdn- 
dem  Nachw'civ  tlcs  1 'nterstützungswohnsitzes  11!'  u.  s.  w.)  in 
ihrer  Rückwirkung  auf  die  Praxis  eine  dem  (  Jesetze  selbst  nahezu 
gleichkommende  J^edeutung  erlangt  haben.  Hier  besteht  also- 
bereits  jetzt  eine  gewisse,  die  Armen ijllegcgrundsätze  wesentlich- 
beeinflussende  Thätigkeit  einer  ZentralinstanB. 

§  228. 

Zweierlei  fehlt  freilich :  zunäclist  der  geringere  Mangel,  dass- 
die  letztinstanzliche  Entscheidung  bei  einer  Reihe  grösserer  »Staaten 

in  den  nicht  interterritorialen  Fällen  dem  Bundesamte  entzogen 
ist;  und  dann  der  viel  wesentlichere  Mangel,  dass  es  ei-st  eines 
in  die  letzte  Instanz  getriebenen  {Streites  bedarf,  um  einen  Aus- 
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Bpruoh  der  ZentralbehOfde  eu  eiiiahen.  Wat  den  ersten  Mang^ 
angeht»  so  besteht  gegenwärtig  geringe  Aossicht  auf  Aenderung 

des  SachverhMltnisses;  ob  der  heftige  Widerstand,  welcher  bei 
der  lienitung  im  Jahre  1870  der  sclileclithin  gemeinsamen  höch- 
sten Instanz  entgegengesetzt  wurde'),  jrt/t  fortfallen  würde,  er- 
scheint bei  der  gorin^'en  Neigung  dvr  Hun(l(  s>taaten,  der  Landes- 
hoheit zu  Gunsten  der  Keichshoheit  sich  zu  hieben,  wenig 
wahrseheinKeh.  Heines  £nichtens  mOsste  bei  positiver  Beforn» 
der  Annengesetzgebung  dieser  Punkt  Ton  neuem  erörtert  und 
die  Berstelhing  der  Irachtseinheit  in  dieser  Beziehung  jedenfiüls. 
yersucht  werden. 

Anders  liegt  es  mit  dem  zweiten  Mangel.  Dieser  gerade  ist 
es,  welcher  zu  überwinden  wiire.  wenn  eine  Zentralbehörde  ge- 
schaffen würde  j  ihre  wesentlichste  Aufgabe  und  Befugniss  müsste 
es  sein,  ohne  einen  Streit  abzuwarten  und  ohne  dass  ein  solcher 
Oberhaupt  in  Aussiebt  stunde,  die  Grundsatze  zu  urüten,  nacK 
denen  bei  Gewfibrung  von  Unterstützungen  in  aen  einzelnen 
Armenverbänden  verfahren  wird.  Für  diese  Thätigkeit  Uisst  sich 
g^enwärtig,  wo  das  Bundesamt  zur  IVüfung  der  Thatfrage  mit 
berufen  und  in  der  Entscheidung  hierüber  in  hohem  Mas.se  geübt 
ist,  am  ehesten  eine  Anknüpfung  an  die  bestehenden  Einrich- 
tungen denken.  Aber  man  verfolge  nun  diese  Thätigkeit 
weiter,  denke  sich,  nach  welchen  Orundstttzen  das  Bundesamt 
vorgehen  soll,  wann,  zu  welcher  Zeit,  in  welcher  Weise,  durch, 
welche  Httlfskrtt^  u.  s.  w.  —  und  man  wird  sehr  bald  er- 
kennen, das.s  die  praktische  Verwirklichung  des  Ge<lankens  eine 
ungeheuere,  tief  in  die  lokalen  \'erhiiltni88e  eingreifende  ( )rgani- 
sation  (n-fordern  würde,  ähnlich  wie  die,  welche  England  besitzt. 

Aber  das  bemerkenswerteste  Moment  der  englischen  Organi- 
sation ist  nicht  der  gegenwärtige  Stand  derselben,  sondern  ihre- 
Entwicklung:  sie  ist  kein  Erzeugniss  eines  einmaligen  gesetz- 
geberischen Willensaktes;  aus  der  Not  der  Umstände  ist  die 
parlamentari.sche  Erlicliung  von  1882  hervorgegangen;  die  Er- 
hebungsorgane wonh  n  zur  vorljtufiiren  roberwaclmng  der  Aus- 
führung des  neuen  Gesetzes  berufen ;  liicraus  erwächst  eine  zuerst 
rechtlich  unständige,  tliatsiichiich  ständige  Behörde;  die  Ent- 
wicklung schliesst  nach  40  Jahren  mit  der  Umwandlung  dieser 
Behörde  in  ein  Annenministerium  ab.  Inzwischen  hat  auch  die 
oberste  Leitung  mit  den  lokalen  Behörden  mehr  und  mehr 
lebendige  Fühlung  bekommen;  Zwischenbildungen,  die  lediglich 
den  Zwecken  des  Arraenwesens  dienen ,  sind  entstanden  und 
entwickeln  sich  in  den  Inspektoraten  und  Auditoriaten.  Und. 
mit  diesen  Hülfsorganen  vermag  die  Zentralverwaltung  gegen- 
wärtig einen  weitgreifenden  und  segensreichen  EinBuss  zu  üben. 
Zu  den  Wirkungen  der  allgemeinen  Aufticht  und  Vermittelung 
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•durch  die  Inspektoren  wird  in  der  milde  gehandhabten  Rech* 
nuilgnpevision  ein  wirksamer  Schutz  gegen  Missbrauch  gewähr- 
leistet.   Auf  der  anderen  Seite  wird  durch  ihre  gleichmttaeige 

Aiisftlhrung  im  '^nzen  Lande  Einheidichkoit  der  Rechnungs- 
i'iihriing  und  die  Möglichkeit  einheitlicher  Gesetzesanwendun^ 

gesichert. 

Ebenso  ist  die  Entwicklung  in  Frankreich  und  in  Würtem- 
berg  eine  allmähliche.  Es  liegt  nahe,  wenn  man  den  Erfolg 
'  ^wiaaer  Einrichtuneen  vor  Angen  hat,  zu  meinen,  daas  mit 
f;leicben  Mitteln  GHelchea  erreicht  werden  könnte.  Und  das 
aat  gewiss  richtig,  sofern  gleiche  Mittel  vorhanden  aind.  Gleiche 
Mittel  iieisst  aber  in  Wahrheit:  gleiche  Voraussetzungen  ihrer 
•  Anwendung.  Uns  aber  fehlt  es  an  diesen  Voraussetzungen ; 
keine  historische  Entwicklung  hat  (namendicli  in  Pn  usseni  ähn- 
liche Veranstaltungen  vorbereitet  Eine  in  .Jahrhunderte  langer 
Uebung  gross  gewordene  Selbstverwaltung,  welche  ohne  Schaden 
•eine  atarke  ataailiohe  Beanftichtigung  und  Mitwirkung  vertrage, 
beaitzen  wir  nicht;  bei  una  aind  me  Grenzen  swiacnen  Seibet- 
verwaltung und  Staatsaufticht  noch  zu  achwankende,  um  nicht 
einer  wirklich  emsthaft  sagreifenden  Zentralannenbehörde  zu- 
nächst den  Charakter  einer  regierenden,  statt  einer  beratenden 
und  mithelfenden  Behörde  zu  geben.  Nicht  die  geringste  der 
\'oraussetzungen  dürfte  endlich  das  Vorhandensein  geeigneter 
Beamten  auf  der  einen  —  einer  willftlhrigen,  de«  Verständnisses 
fähigen  Bevölkerung  auf  der  anderen  Seite  sein.  Denn  eine 
B^gdung  dea  Armenweaena  von  einer  Zentralatelle  ana  wflrde 
ohne  die  lebendige  Vermittelung  durch  die  Inapektoren,  ohne 
das  ihnen  entgegengebrachte  Vertrauen  beider  Teile  gerade  den 
entgegengesetzten  Erfolg  haben  —  eine  bureaukratiacHe ,  ver- 
ständnissToae  Einmiachung,  em  allen  guten  Willen  vemichtendea 
Miastrauen. 

Am  meisten  aber  würde  dies  gerade  der  Fall  sein  da,  wo 
es  dieser  Vermittelung  am  meisten  bedürfte,  in  den  kleinen 
Annenverbänden,  welche  teofaniach  und  finanziell  den  Anforde- 
rungen der  Armenpflege  am  httlfloaeaten  gegenttberatdien. 

Unvermittelt  durch  Gesetz  eine  Zentralbehörde,  dn  Reichs- 
armenamt  schaffen,  oder  das  Bundesamt  f.  d.  H.  zu  einem  sol- 
chen mnp:cstdten,  würde  daher  aoviel  bedeuten,  wie  von  oben 
her,  atatt  von  unten  auf  bauen. 

8  224. 

Dagegen  dürfte  der  andere  \'orschlag,  bei  den  Landarmen- 
verhKnden  eine  Art  Armeninapektorat  mzurichten,  anafilhrbar 
«ein  und  Auaaicht  auf  guten  Erfolg  gewähret«.  Qerade  die  be- 
reits landesgesetzlich  in  allen  Bundesatuaten  beatehende  Ver)iflich- 
tung  7:ur  Gewährung  von  Beihulfe  an  unvcrmö;^cnde  Gemeinden 
von  Seiten  der  j^rösseren  Verbünde  wUnlf  sieh  als  «reeiüTif'tos 
Aci^uivalcnt  erweisen,  die  Einführung  einer  solchen  Aufsicht  und 
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Vermitteliiiig  zu  erleichtern.  Eine  reiclis^esetzliche  Regelung  wäre 
freilich  zur  Zeit  nicht  möglich.  Vielmehr  wUrde  dies  Sache  der 
Landesgesetzgebung  sein,  welche  eine  solche  Einrichtung  aber 
nicht  von  dem  guten  Willen  der  einzelnen  Landnnnenverwaltunffen 
■abhiingen  lassen  dürfte,  sondern  da.s  Armen! nspektorat  lanae.s- 
gesetzlich  einführen,  die  l^edingungen  der  Anstellung,  den  Auf- 
^[abenkreiä  u.  s.  w.  fest  normiren  mUsöte.  Die  Inspektoren  würden 
dnieliien  ÄrmenTerbände  za  beniaen,  m  emem  bestanrnten 
TuTDiis  den  Zustond  dendben  auch  ohne  fiuasere  Veronlassung 
SU  untareachen  haben,  im  Uebrigen  bei  Gelegenheit  des  Nach- 
4rachens  von  Beihülfe  seitens  der  Armenverbände,  der  Beschwerde 
über  mangelhafte  Unterstützung  n.  s.  w.  die  betreffenden  Armen- 
verbände besonders  in  Obielit  nehmen  müssen.  Ks  würde 
iiuf  die  Verhältnisse  der  Naelib.'irgemeinden,  namentlich  auch  der 
(iutsbezirke  und  der  Landgemeinden,  des  Aufenthalts-  und  de^ 
Arbeitsortes  u.  s.  w.  zu  achten  sein.  Wo  sich  die  Zusammen- 
lejrung  von  Qemeinden  sa  QesammtarmenTerbftnden  empfiehlt, 
wird  bierflber  zu  berichten  sein;  nur  die  durch  sorgfältige  lokale 
jErmitteluDgen  gewonnene  K^nntniss  der  GemeindeverhältniBse, 
4ind  der  Annenzostände  benachbarter  Qemeinden  wird  es  ermög- 
lichen, einen  Zwang  zur  Vereinigung  gegen  dieselben  zu  üben, 
<ler,  wie  oben  dargelegt,  srhon  jetzt  von  einer  Reihe  praktischer 
Armenpfleger  nach  einer  allgemeinen  Norm  gefordert  wird.  Die 
Inspektoren  würden  in  ähnlicher  Weise  wie  die  englischen  oder 
"wie  die  badischen  Landeskommissare  mit  gewissen  selbständigen 
Befugnissen  auszustatten,  im  Uebrigen  der  Oberleitung  des  Land- 
armenverbandes  als  Hulfsorgane  beizuordnen  sein.  Auch  würde 
aich  nichts  g<^gen  Besoldung  derselben  aus  der  Staatskasse  ein- 
wenden lassen. 

Daneben  würde  als  unerliissliche  Vorbedingung  allmählicher 
Zentralisation  die  Einforderung  und  Sammlung  von 
Berichten  und  Nach wei sungen  über  den  Stand  des 
Armenwesens  zu  treten  haben,  wie  es  in  Oldenburg  und 
Baiem  bereits  gegenwärtig  der  Fall  ist.  Dies  könnte  sehr  wohl 
Ton  einer  den  sämmtlichen  Inspektoren  ttbengeordneten,  znnXcbst 
«twa  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  zu  lassenden  Zentralstelle  aus  angeordnet  und  Uberwacht 
werden ;  dort  würden  die  Berichte  und  Nachweisungen  zusammen- 
zustellen, nach  gewissen  Grundsätzen  zu  verarbeiten  und  zu 
veröffentlichen  sein.  SelbstversUindlich  hätte  sich  diese  Zentral- 
stelle der  Lfcitung  der  Inspektoren  zuniielist  zu  enthalten  und 
sich  auf  das  Sammehi  und  Ordnen  zu  beschränken. 

Diese  Einrichtungen  des  Inspektorats  und  einer  perio- 
'dittchen  Armenstatistik  im  weiteren  Sinne,  die  beide  meines 
£rachtens  als  dringendes  Bedürfniss  zu  bt-zeiohnen  sind,  könnten 
•dann  zunächst  im  W^  der  praktischen  Ucbung,  zu  einer  thatsäch- 
liehen,  und,  wenn  sie  wirklicli  sieh  bewährt  hätten,  zu  einer  gesetz- 
lich zu  sanktionirenden  Zentralleitung  fuhren,  welche  gemeinsame 
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GnmdBätee  aiuHEU8predie&  und  ihre  Daidtftdiniiig  2a  ttbertaishen^ 
-wichtige  Massregeln  den  dnzeloeii  AmenyerbiadflD  ansomttti  und 
nOtigenCdls  vorzuschreiben ,  die  Oetetsgebung  flher  Armen  weseik- 
▼orzubereiten  htttte*).  Im  übrigen  wird  man  vorläufig  noch 
zweckmässig  die  schon  jetzt  etwa  als  notwendig  emptimdene- 
weitere  Zentrahsation  der  Provinzial-,  Kreis-  und  anderer  Vor- 
stände der  KommumiivtTwahungen  der  Privatinitiative  überlasse»- 
können,  die  bereits  in  dem  Deutschen  Verein  für  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit  ein  ausserordentlich  bedeutende» 
und  wertvolles  Oigan  sich  geschaflbn  hat 

g  225. 

Fflr  die  Frage  einer  Rdchs- Zentralbehörde  mittelbar  sehr 
wichtige  Verhandlungen  sind  jflngst  im  Reichstage  aas  Anlass  der 

von   sozialdemokratischer  Seite  vorgeschlagenen   Organisation  voii. 
Arbeitsämtern  und  eines  Reich  sarb  ei  t  samt  es  geführt  wor- 
den.   Die  Vorschläge  (als  ein  Tit.  IX  der  Gewerbe-O.  einzufügen) 
wünschen   die  Errichtung  von  Arbeitsämtern  für  das  Gebiet  des- 
Reicbs  in  Bezirken  von  200 — 400  000  Einwohnern  und  die  Unter- 
.   Ordnung  aller  dieser  unter  ein  Reichsarbeitsamt.    Ihre  Aufgab» 
soll  eimnal  Ueberwachung  der  industriellen  Betriebe  und  Bericht- 
erstattung hierttber,  ond  zweitens  Organisation  des  onentgeltlichen  Ar- 
beitsnachweises bilden.    In  der  zur  Beratung  hierüber  eingesetzten. 
Kommission  wurden  diese  Vorschläge  abgelehnt  und  an  Stelle  dessen 
dem  Reichstag  eine  auf  thunlichste  Verkleinerung  der  Fabrikinspek- 
tionsbezirke und  auf  Vermehrung  der  Fabrikinspektoren  abzielende^ 
Resolution    vorgeschlagen:    Drucks.  1880  Kr.   122.     Im  Reichs- 
tage wurde  diese  Resolution  angenommen   unter  Ablehnung  des 
Amendements  Halben,  welches  dem  Wunsch  nach  h&ufigerer  Re- 
vision der  Betriebsstfttten  Ausdruck  ndh:  vgl  die  stenogr.  Her. 
Aber  die  Sitzung  vom  15.  März  1886  S.  1506  if.;  vom  17.  Hta 
1886  S.  1515  flf.  —  Auf  die  Einzelheiten  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden.    Nur  das  möchte  als  symptomatisch  für  die  hier 
vorliegende  Frage  einer  Zenlralarmenbehörde  hervorzuheben  sein, 
dass  von  Seiten  des  Vertreters  der  verbündeten  Ixcgierungen  nament- 
lich die  mit  der  Errichtung  von  Arbeitsämtern  verbundene  schwere 
Störuug  der  Verwaltungseinrichtungeu  und  der  Behördenorganisatioa 
geltend  gemacht  wurde.  Jedenfalls  darf  die  weitere  Ausbildung 
des  Fabrikinspektorats,  auf  welche  der  Reichstag  resolvirte,  als  die^ 
nftherliegende  und  wichtigere  Aufgabe  der  Beichsregiemng  betrachtet 
werden.  Die  Ablehnung  des  Amendements  Halben  ät  bedauere 

^)  Positive  Vorschläge  für  Au&teliung  gemeinsamer  Grundsätze- 
mteht  Doell,  a.  a.  O.  8.  48.  ~  Auf  die  Frage  des  BedfirfMiMS  'uaelL 

Annenstatistik  und  nach  allmählicher  Ausbildung  einer  ZentralbebSrde  im 
Anschluss  an  eine  vom  Reiche  einzusctzonflf»  Kommission  zur  Unter- 
suchuncr  der  Zustäude  des  Armenweseus  bin  ich  näher  in  meiner  Abhund- 
lun|  J'eber  Armenstatistik"  in  Goar.  Jahrb.  1886  8.  878  ff.  namentlicik 
&  441  ff.  eiogegangen. 
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lieh,  zeigt  aber  gleichfalls,  wie  weit  ab  wir  auch  hier  noch  von 
iroUkommener  SSmichnng  des  mit  Scbaffong  des  Fabrikinspektonts 
▼ofgesteckten  Mieles  sind.  Vgl.  hierttber  Doch  die  Reicbst-Vorb. 
▼om  11.  Dezember  1885,  stenogr.  Ber.  S.  291  und  Elster, 

Die  Fabrikinspektionsberichte  und  die  Arbeiterschutzgesetzgebmig 
in  Deatschland,  in  Cour.  Jahrb.  N.  F.  Bd.  11  S.  393  ff. 

§  226. 

Speziell:  Schutz  jregen  Abschiebung.  —  Das  mit 
jeder  Armenge-setzgebung  unausbleiblich  verbundene  Uebel  der 
Abschiebung*)  bildet  auch  gegenwärtig  den  Gegensfcind  mannig- 
facher Klagen  und  V' orscldiige  zur  AbhtÜfe.  Namentlich  gilt  dies 
von  der  am  häufigsten  vorKommenden  und,  wie  mehrmch  dar- 
gelegt, selbst  für  grosse  und  leistungsfilhige  Annenyerbilnde  sehr 
lästigen  Abschiebung  von  Kranken. 

Erkennt  man  den  wahren  Grund  hierfllr  in  der  Sorge  Tor 
der  Armenlast,  so  wird  man  nach  dem  Grundsätze  tolle  causam, 
tollis  Tuorbum  zunUchst  an  die  entfernteren  Hülfsmittel  denken 
und,  nie  e^>  die  überwiegende  Zahl  aller  Schriftsteller  thut,  das 
beste  Heilmittel  in  der  sachgeniiissen  Entlastung  der  leistungs- 
untahigen  Armenverbiinde  erblicken.  Auch  ist  in  Ansehung  dieses 
Punktes  die  Bedentang  der  bnndesamtliohen  Judikatur  nicht  su 
unterachätsen,  welche,  wie  oben  nachgewiesen,  eine  beträchtliche 
2ahl  von  AbscbiebungsfHllen  aufgedeckt  und  den  wirklich  ver- 
pflichteten Armenverband  zur  Erstattung  und  Uebemahme  der 
weiteren  Ftlrsorge  bezttglich  der  abgeschobenen  Personen  ver- 
«rteilt  hat. 

Vgl.  oben  §.  95.  Hier  ist  noch  besonders  hervorzuheben, 
dass  das  Bundesamt  in  konstanter  Rechtsprechung  daran  festgehalten 
hat,  dass  auch  der  Dienst-  und  Arbeitsort,  sofern  die  Voraus- 
setzungen des  29  vorliegen,  in  Verhältniss  /u  anderen  Armen- 
verbänden  als  definitiv  verpflichteter  Armen  verband  gilt,  gegen 
welchen  die  Khige  anf  Erstattung  und  Uebernahme  der  vorlftafigen 
Fftrsorge  ohne  ROcksicbt  auf  den  U.-W.  so  richten  ist.  — 
Vgl.  Entsch.  V  S.  70,  VI  S.  41,  VII  S  64,  VHI  8. 119.  —  Witt- 
genstein, I  S.  171,  spricht  sich  im  Gegensatz  zu  einer  Entsch.  des 
eächsischen  Ministers  des  Innern  vom  2  ).  Januar  1874  in  dem- 
-selben  Sinne  aus.  —  So  auch  Riedel,  Armenges.  S.  105. 

(ileichwohl  wird  die  Venirteilung  lediglich  nach  RLvssgabe 
der  arnunrcehtliehen  Verpflichtung  um  des>villen  nicht  tdr  au.s- 
reichend  gehalten,  weil  in  allen  Fallen  der  Anstaltspflege  —  vor 
allem  also  Krankenpflege  —  nicht  die  volle,  sondern  nur  die 
tarifmttssige  oder  die  Elistattung  unter  Ausschluss  der  Verwaltungs- 
kosten gmrdert  werden  darf,  so  dass  der  Terpflegende  Armen- 


*)  Vgl.  hierzu  oben  §  M.  95. 
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verband  doch  noch  erhebhchen  Schaden  erleidet*).  Aoaserdem 
wird  aber  hervorgehoben,  dass  die  Erstuttung  doch  immer  erst 
nach  yieleo  Weitfftuftigkeiten  erfolge,  und  daas  der  Armenver- 
band, dem  zugeBchoben  würde,  auch  im  günstigsten  Falle  die 
Mühe  der  Tinläufigen  Unterstützung  behielte.  Vor  allem  aber 
seien  die  meisten  gegen  Abschiebung  überhaiij^t  schutzlos,  weil 
sich  selten  die  dolose  Handlung  genau  erweisen  lasae,  mid  wenn 
auch  erweisbar,  überwiegend  verborgen  bleibe. 

Man  schlägt  daher  ganz  allgemein  vor,  Vorstünde  von  Ar- 
menverbänden,  sofern  sie  sich  einer  Abschiebung  schuldig 
machen,  zu  bestrafen  und  ausserdem  für  den  Schaden  per- 
sönlich haftbar  eu  machen^).  Ein  Armenverband  empfiehlt 
die  Denunziation  bei  der  Staatsanwaltschail  auf  Grund  dea- 
§  221  des  R.-8tr.-G.-P>.  (Aussetzung  in  hülflosem  Zustande),  von 
dfr  er  gelegentlich  erfolgreichen  Gebrauch  gemacht  habe'*).  Eben- 
derselbe strengte  in  einem  anderen  Falle  sehr  gröblicher  Al> 
schielmng  die  Zivilklage  gegen  den  abschiebenden  Armen- 
verband an  und  erstritt  vollen  Koatenersatz  Ein  anderer  Vor- 
schlag ist,  dasB  von  der  inständigen  Behörde  solle  verfUgtirardea 
können,  dass  eine  durch  Absdiiebung  veranlasste  Abwesen- 
heit bei  Berechnung  der  Frist  zum  Erwerbe  beaw.  zum 
Verluste  des Untersttttzungswohnsitzes nichtcerechnet werde '^)^ 

Speziell  gegen  Abschiebung  von  Kranken  wird  empfohlen^ 
den  abschiebenden  Armen  verband  zum  vollen  Kostenersatz, 
namentlich  also  auch  der  Ve  r  w  a  1 1 u  n  g  s  k  o s  t  en  zu  verpflichten  ). 

Von  allen  diesen  Vorschlägen  dürfte  der  letzte  die  meiste  Be- 
achtung verdienen  und  sich  der  gesetzlichen  Regelung  empfehlen. 


')  Vpl.  oben  §  174. 

-)  So  VVittijenstein  in  Augsb.  Ailgem.  Zeit.\i<ll  S.  4010  —  ohne- 
bestimmte  Fonnohrung.  — -  Desgleichen  Ersuchen  der  Btftdtischen  Koll^^n. 
in  Dresden  an  (Iiis  Minister,  dos  Innern,  —  vgl.  Oem.-Z.  I^IS  S.  4.  — 
Der  Referent  für  den  pommerdcheu  btädtetug  vom  7.  10.  1876  empfahl  * 
zur  Ergänzung  des  §  ^  R..6.  Fettsetzung  einer  Strafe  Us  sn  300  Bfnk 
oder  yerhRltnisemäßsi^o  Haft;  auch  solle  die  Beitreibung  der  zu  erstatten- 
den  Kosten  ohne  Weiteres  im  Adininistrativwoprc  ztigelasson  worden. 

')  Der  .Maj^istrat  zu  Polzin.  Vgl.  die  MilteilunK  der  Gem.-Z.  1874 
S.  267. 

*)  Vgl.  a.  a.  O.  —  P"'lott\vell  ist  ebenfalls  der  Meinung,  dass  im 
FBlIe  einer  Verschuldung  des  Beamten  oder  der  Gemeinde  die  Delikts» 
klage  (fttr  Preossen  A.  L.-R  Th.  I  Tit  6)  auf  vollen  Schadeneraatz  so. 
Utoog  sei:  I  S.  238. 

Jollj  S.  17,  im  Ansdüuss  an  Art  9  des  S.  34  al^edruckten 
belg.  Ges.  V.  14.  Mär/  187G. 

•)  Eine  derartige  Bestimmung  hatte  Art.  45  der  Sftchs.  A.-O- 
Vgl.  hierzu  die  Bemerk,  v.  Wittgenstein,  Komm.  S.  ,Sl  und  S.  51.  - 
In  diesem  Sinne  beschloss  auch  der  pommerschc  8tädtetag  v.  7.  10.  101t>  ' 
zu  petitiofiiren.  —  Blli'gerin.:Bloci^in«i»n  ischlägt  ganz  allgein^  faider  1 
Gem.-Z.  s.  234  vor,  §  3(>  dahin  zu  deklariren,  dass  nur  diejenigen  ' 
Generalkosteu  der  Armenpflege  von  der  Erstattung  ausgeschlossen  bleiben.  ^ 
welche  in  den  eignen  Anstalten. ded  v^cxrläufig  unterstützenden  Armen-  i[ 
yeren»  erwachsen  sind.  ! 


Digitized  by  Google 


VL  4.  50S 

Was  die  anderen  betrifll,  so  steht  schon  jetzt  der  Inanspruch- 
nahmc  eines  Beamten  und  seiner  Denunziation  wegen  AuBsetniDg^ 

zutrefienden  Falles  nichts  entgegen.  Dagegen  möchte  man  mit 
einer  Stratandroliunp^  wohl  wenip;  mehr  ausrichten ,  als  die  Lei- 
stungen der  Armen pHeice  da,  wo  sie  ohn(»hin  hinter  den  gesetz- 
lichen Anforderungen  zurückbleiben,  noch  mehr  herabzudrücken 
Wohl  aber  möchte  in  dem  Rahmen  einer  Einrichtung,  wie  sie 
das  AsnueniDspektorat  sein  kann,  eine  Bestimmung  zulflssig  und 
erwantcht  sein,  wdche  den  Inspektoren  gestattet,  mässige  Ord- 
DUDgBsrafen  zu  ▼erhitnfi;en,  wie  denn  überhaupt  neben  den  Mass- 
regeln zur  Schaffung  leistiuigafilhiger  Verbände  und  Herstellung 
ausreichender  Veranstaltungen  der  Armenpflege  die  FJnsetzung 
geeigneter  Aufsichtsorgane  die  meiste  Bedeutung  für  das  ^'esetz- 
wdrige  Verhalten  von  Armen  Verwaltungen  erlangen  würde. 

*)  Dies  meint  auch  schon  Naville  S.  109. 
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L  Autoren -Verzeicbniss. 


Das  alphabetische  Verzeicbniss  der  armenrecbtlichen  Literatur  be- 
findet sich  S.  2£i  flP.  Es  wird  nochmals  bemerkt ,  dass  Uberall  da ,  wo 
ISchriftsteiler  ohne  nähere  Bezeichnung  angeführt  sind,  die  Anführungen 
«ich  auf  dieses  Verzeichniss  beziehen. 


IL  Alphabetisches  Sachregister. 


Di«  Zahlen  g«b«n  di«  Seit«n  an. 


A, 


Abschiebung  252  ff.  üQL 
Aequivalent,     das  wirtschaftliche 

—  bei  Ortsannenverbänden  212. 

—  bd  Landannenverbänden  22L 
Almosengeben  411. 
Altersgrenze  462.  aüL 
Altersklassen  ff. 
Altersschwäche  A4S. 
Angehörige  223. 

—  8.  auch  Familiengemeinschaft. 
Ansäswigmachung  lQr>. 
Anspruch  auf  L^terstützung  22Ü  ff. 
Anstaltsannen  pflege  424. 

Arbeit.    Für  Arme  MO.  5Ö9  ff. 

—  Recht  auf  — 
Arbeiterkolonion  4Qn. 
Arbeitsämter  ^ 

—  bficher  32S. 

—  fähige  8.  Arbeitszwang. 

—  gemeinde  H91. 

—  häuser  in  Deutschland  a2L 

—  hausprinzip  517  ff. 

—  nachwcis  53fi  ff. 


Arbeitsort.  Verpflichtung  zur  Kran- 
kenfursorge  248.  111  ff.«  in 
Preussen  1(H,  Baiem  ll.>,  Reich 
IM. 

—  zwang  503  ff. 
Annenamt  ^ifi. 

—  gesetzgeljung  &i  ff. 

—  häuser  244,  aiiL 

—  Inspektoren  s.  England. 

—  inspektorat  561. 

—  last.    Begriff  der  —  m  2M. 

—  rechtliche  Familiengemeinschaft 
4M  ff. 

—  Statistik  32.  ff.  32L  562. 

—  Unterstützung.    Art  und  Mass 
507.    Bogriff  m 

—  Verwaltung.   Organisation  508. 
Wesen  503. 

Arzneimittel  4<SH. 

Aufgnl>e  der  Armengesetzgebung 
^ff. 

Aufenthaltsdauer  bei  Beginn  der  Un- 
terstützungäbedUrftigkeit  21:?  ff". 

Aufsicht  über  die  Armenvcrwaltung 
5MÖ'. 
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Aufsicht  über  die  Gememdeverwal- 
tung  'A^ 

AußJändisches  Armenwesen.  Litera- 
tur 15.  s.  auch  Belgien,  £ng- 
landTr  rankreich,Schweiz  u.  s.  w. 

Ausland.  Verträge  wegen  Ueber- 
nahme  bedürftiger  Angehöriger 
178. 

Austausch  der  Bevölkerung  ISL 
Ausweisung  'M4..  4 .'>;).  Axtl  490. 
—  8.  auch  Hülfsbedürftigkeit. 


Baden.  Gesetzgebung  LLn  ff.  174. 

—  Landeskommissäre  ">Ö4. 
Baiem.  Armenstatistik  Üä. 

—  Gesetzgebung  lilS  ff. 

—  V'ersucn  der  Staatsarmenpflege 

^  aii2. 

fieihülfe  an  unvermögende  Armen- 

verbände  113. 
Beisitzrecht  US). 

Belgien.  Armenrechtliches  System 
4ätL 

—  Uebemahme   bedürftiger  An- 
gehöriger 178. 

Berechnung  der  Unterstützungen  4^. 

Beschränkungen  s,  Freiheit,  Frei- 
zügigkeit, Verehelichung. 

Bettel wosen  284. 

Bettler,  iiestrafunc  der   -  529. 

BevölkerungspolitiK  1H4. 

Beweislast  bei  Ungewissheit  des 
LJnterstfitzungswohnsitzes  41fi. 

Bezirksarmenhäuser  .S9r>  ff. 

Blinde  441i  ff. ;  s.  auch  Gebrechliche. 

Breslauer  Armenhaus  •">25. 

Bundesakte,  deutsehe  U>L 

Bundesamt  für  das  Heimattresen. 
Entstehung  lf>4  ff. 

—  Kompetenz  556. 

—  Zahl  der  Spruchsachen  222. 

C. 

Centraiisa tion  8.  Zentralisation. 
Cotta  ge- System  45H. 

B. 

Dänemark.  Uebemahme  bedürftiger 

Angehöriger  I7S. 
Deutscher  Verein  f.  A.  u.  W.  2a 
IHchtigkeit  der  Bevölkerung  198. 
Dienstboten  472;  s.  auch  Arbeitsort. 
Dienstort  s.  Arbeitsort, 
Distriktsarmenpflege  117- 
district-schools  452. 
Dotation.  Begriff  der  —  312. 


E. 

Eheshliessung.  Beschränkungen  der 
c  -   35iJ  ff 

E^nsassenrecht  119. 

Eisenacher  Konvention  133. 
i  Elberfelder  Armenpflegesystem  50V 
I    —  Arbeitsveranstaltungen  539. 

£l8a8S-I.#othringen  175. 

England.  Armeninspektoren 
I   —  Annenkinderptiege  152. 
I    —  Armenverbände  SiHL 
:   —  Gilbert  s  Act  513. 
:   —  Heimatrecht  353. 
[   —  Literatur  Ifi. 
1    —  workhouse  i2£L  524. 
I   —  Zentralannenfonds  455. 
—  Zentral  behöi-de  540. 

Erstattungswesen  487. 

Extraunterstützungen  4ft8. 


F. 

Fabrikarbeiter  472. 
Fabrikinspektoren  5ß3. 
Fälschung  von  Legitimationspapie- 
ren .'t.'i9. 

Fraukenthal.  Verpflegungssätze  der 

Kreisanstalt  m  —  454. 
Frankreich.  Armenaufwand  63.  81^ 

—  Beteiligung  der  Gemeinden  an 
den  Kosten  der  Irrenpflege  455 

—  enfants  assisti^  452. 

—  Generalinspektion    der  Wohl 
thätigkeitsanstalten  551. 

—  Gesetzgebung  175. 

—  Literatur  LL 

—  Versuch  der  Staataarmenpflege 
299. 

Freiheit  Beschränkungen  der  persön- 
lichen ^    529  ff. 
Freiwillige  Armenpflege  ü5  ff. 
Freizügigkeit         1 79. 

—  ihr  V  crhältniss  zur  Heimatgesetz- 
gebnng  325.  45{). 

—  ihr  Verhiiltniss  zum  Landarmen- 
wesen 282. 

Fristen.  Aendenmg  der  bestehenden 

armenrechtlichen  —  4fil  ff*. 
Fristenlnuf  lüfi-  liid  ft*. 


O. 

Gebrechliche  421  ff. 
—  s.  auch  Taube,  Blinde,  Sieche^ 

Geisteskranke. 

Statistik  42£L 
Gefüngnissarbeit  52fi. 
Geisteskranke  422.  43D  fi". 
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Gemeinde  s.  kommunale  Finanzen, 

Armengesetzgebung  u.  8.  w. 
Oemeindezeitung  2Ü 
Ocmcingefährliclikeit  geisteskranker 

Per8<:>nen  422. 
General  lnspektion  s.  Frankreich. 
Geaammtarmenverbände  ff. 
Gesellen  s.  Arbeitsort 
Gewerbegehülfen  a.  Arbeitsort 
Gilbert  s  Act  rAH 
Gothaer  Konvention  lÜL 
Grössere  Verbände   s.  Verbände, 

Landannenverbände,  Kreise  u. 

ähnl. 
Grundrechte 
Gutebezirke  2M.  3Ü1  ff. 


Haftstrafen  529. 
Hamburger  Annenanstalt  515. 
Handarbeiter  s.  Arbeitsort. 
Hannover.  Armenstatistik  ü. 

—  Gesetzgebung  12iL 

—  Nebeuanlageverbände  477. 
Heimat  lüL  154.  ai5, 
Heimatgesetzgebung     s.  Baiem, 

Saclisen  u.  a. 

—  Rückkehr  zur  —  32Ö  ff.  32Ü  ff. 
484. 

—  bezirke.    Zusammengesetzte  — 

—  scheine  355. 

Hessen,  Mustererhebung  bezüglich 

der  Gebrechlichen  42ß, 
Holstein  12fi. 

HUlfsbedUrftigkeit  als  Ausweisangs- 
grund  13iL  2^2.  4äfL  4i49. 


Idioten  s.  Geisteskranke. 
Indigenat  13fi. 
Individualiairung  203.  ">04. 
Inspektoren  s.  Ärmeninspektoren. 
Irre,  Irrenanstalten  s.  Geisteskranke. 
Italien.  Uebemahme  bedürftiger  An- 
gehöriger 17s. 
Jugendliche  Altersklassen  22fiL  2iL 

—  Personen  s.  Kinderpflege. 

K. 

Kasuistik  211L 
Kinderpflege  444  ff. 

—  Zeugung  H60. 
Kirchspielsarmenpflege  in  Deutsch- 
land 12>L 

—  in  EuL'land  3üSL  m 
Kommunale  Finanzen  235  ff. 
Korrekrionshaft  '2^^. 


Kostspielige  Armenpflege  für  fremde 

Rechnung  2fi5. 
Krankenanstalten  4jul  ff. 

—  pflege  im  ff. 

—  Versicherung  62.  473. 
Kreisarmenpflege  in  Baiem  117 
Kreise  als  Armen  verbände  3X1-  S>t9. 

Mj, 

Landarmenlast  Erweiterung  der  — 

Landarmen  verbände ,   in  Preuasen 

lÜcL 

—  im  Reich  l.'»S. 

—  -  Recht-'^grund  fUr  ihre  Verpflich- 

tung 232. 

—  Statistik  37s.  425. 

—  Verpflichtungen  417  ff. 

—  Verzeichniss  der  bestehenden  — 
413. 

Landeskommissäre  s.  Baden. 
Landgemeinden  23s. 
Ländliche  Armenpflege  242. 
Landstreicher 
Lauenburg  12fi. 
L^timatlouspapiere  32h.  33S. 
Lehrlinge  s.  Arbeitsort. 
Leistungsfähigkeit.    Finanzielle  - — 

der  Ortsarmenverbände  234. 
Lippe  s.  Zieglergewerbe. 
Literatur  5  ff. 

—  Alphabetisches  Verzeichniss  der 
armenrechtlichen  —  25  ff. 

Lohnarbeiter  s.  Arbeitsort 
London.  Zentralarmenfonds  455. 

H. 

Material  zur  Statistik  der  Landarmen- 

verbftude  377.  425. 
Medizinal  Visitationen  s.  VVürtembcrg, 
Meissen.  Bezirksverein  der  Amtsland- 

schaft  -  4Ö2. 

sr. 

Nachbai^emeinden  3äl  ff. 
Nationalversammlung  DiL 
Naturalverpflegungsstationen  407  ff", 
Nebcnanlageverbände  477. 
Notleidender.  B<igriff  32fi.  342. 
Notstandsgesetzgebung  S)  7- 
Notwendigkeit    der  Annengesetz- 
gebung 5Ö  ff.  05  ff. 

O. 

Obdachlosigkeit  522. 
Oldenburg.  Annenstatistik  38. 
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Organe  der  Öl)entlii'hen  Anncnpfl^e 
1^ 


P. 

Pfalz.  Gesetzgebung  113  fF. 
Presse  22. 

Preuaaen.  Armenstatistik  43. 

—  Gesetzgebung  101  ff. 
Publizistik  IL 


Quotisirte  Beihülfe  453  ff.  4TL 


It. 

Recht  auf  Arbeit  511. 
Rechtsfragen  .V)6. 
Reichaarheitsamt  .')<hS. 

—  amienamt  54/). 

—  armenstatistik  4L 

—  indigeuat  13tL 

—  tag  IH, 

Rheinpfalz  s.  Pfalz. 
Ruhen  der  Frist  ViL  487. 

S. 

Sachsen.  Armenstatistik  4fi. 

—  ßczirksarmonhäuser  398. 

—  Gesetzgebung  1^3. 
SelbsthQlfe  .jfi. 

Sieche  442  ff. ;  s.  auch  Gebrechliche. 
Sittlicher  Wert  der  Heimat  342. 
Sorbonne.    Gutachten  der  80. 
Subvention.  Begriff  der  312. 
Systematik  des  Armenrechts  3. 
Schleswig  ]9j{ 
Schulunterricht  mi  ff'. 
Schutz  gegen  Abschiebung  564. 
Schwangerschaft  47R. 
Schweiz.  Literatur  Iß. 
Staat8anneni)flege  2Qa  ff. 

—  hülfe  bei  Notständen  317. 
stcuerkraft  240. 

Städte.    Armenabgaben  2ML 

—  Annenaufwand  289. 

—  Bevölkerunpsvcrmehning  194. 
Statistik  s.  Armenstatistik. 

—  der  I^Andarmenverbände  3iß- 
425. 

—  der  Gebrechlichen  42fi  ff. 
Strafen  gegen  Anne  522  ff. 
Strafregister  34Ü. 
Streitverfahren  Ifil. 
Stuttgart.  Arbeitsnachweis  542. 


T. 

Tarife  4lüL 
Tarif  Wesen  487. 

Taubstumme  431  ff.;  a.  auch  Ge- 
brechliche. 
Thatfrage  m 

V. 

Uebemahme  der  Fürsorge  s.  Ge- 
brechliche,  Kinder ,  Landarmen - 
verbände  u.  a. 

üeberweisung.  Begriff  der  312. 

—  von  Reichsmitteln  in  Preussen 
313. 

Uebergangshestimmungen  bei  Ein- 
führung dcrKeichsgcsetzgebung 

m 

bei  Durchführung  des  Heimat - 
prinzips  870. 

Unbekannter  Unterstützungswohn- 
sitz 4LL 

Uneheliche  Geburten  862. 

Union  s.  England. 

Unterbrechen  der  Fristen  15fi.  487 

Unterricht  s.  Volkaschuluntcrricht. 

Unterstützung  s.    Armenuntera  tüt- 
zung. 

UnterstUtzungswohnsitz.  Ges.  Uber 
den  -  L41  ff'. 

—  Nachweis  des  mangelnden  —  415. 

V. 

Vagabundenwesen  2S4.  407.  471 
Vorschläge  zu  seiner  Beseitigung 

32H. 

Verbände.   Grössere  s.  auch  Land- 
armenverb&nde. 

Bildung  derselben  zu  Zwecken 
der  Armenpflege  329- 
Beteiligung  an  der  Armenlast 
412. 

Verein,  Deutscher  -  ftir  Armenpflege 

und  Wohlthätigkeit  2a 
Verlassene  Kinder  445.  448. 
Verpflegungssätze  s.  Tarifwesen. 
Versicherung  ü2  ff. 
Verteilung  der  Armenlast  21Ö  ff. 
Verwahrloste  Kinder  44.').  44s. 
Verwal^pskosten.   Elrstattung  der 

Verwaltungszwangsverfahren  530  ff. 
Verzeichniss  der  armenrechtlichen 

Literatur  25  ff. 
Volksschulunterricht  49Q  ff. 

Vorstädte  8'<8. 

Vorübergehende  Unterstützungen 
4ßüff.  486  ff. 
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w. 

Waisen  445. 
Wuderbücher  828. 

Wanderung.  Gesetze  der  —  199. 

"Wandenincen  1^7  ff. 

Wirtschafti  ficlics  Aequiv.ilcnt  212;  8. 

auch  Aequivalent. 
Wirtschaftliihe  Einflttaee  ^06. 
Wohngemeinde  Ö91. 
Wuttember^.  Oeset^bnnff  118. 

—  Mo<IiziiiaIvisitationeil  S^. 

—  Zentralleitang  />54. 


Z. 

Zeutral&nnenfundB  in  London  455. 
Zentralisation  der  Annenpfl^e  .561. 

—  von   Personalnacliricnten  betr. 
Bettler  und  Landstreicher  841. 

Zentralleitune  in  Würtemberg  554. 
Zieglergeworbe  in  Lippe  351 
Zuschüsse  an  unvormOgende 

verbände  41W. 
ZwaufpHurmenptlege  s.  AxnMogesets- 

gebun^. 
Zwangserziehung  4  }^. 
Z  wangsmassregein  gegen  Anne  5^)3  Gl. 

—  g^gen  AnnenverwattnngenMS  ft 


Plvrer'idi«  HofboeMraclMNi.  SUphu  Otitel  *  Co.  in  AltmbvrB. 


Digitized  by  Gopgle 

1 


1 
I 


Vcrlafir  von  DUNGKER  &  HUMBLOT  in  Leipzig. 


Das  eiiglisclie  Armeuwesen 

in  seiner  historischen  Entwickelung 

und 

in  seiner  heutigen  Gestalt 
Von 

P.  F.  Asobrott. 

(Schmoller's  Staate-  und  socialwissenschaftlicUe  Foracbnngcn,  Bd.  Y.  Heft  4.) 

1886.  Preis  10  Marie. 


Die  Armengesetzgebung  Frankreichs 

in  den  GrundzUgcn  ihrer  liistoriscben  Entwidcelnng. 

Von 

F.  Freiherr  von  Seltsontteiii. 

(Sep.-Alnlr.  aus  SchmoUei's  Jahrbiuh  lur  Gesetzgelmng  etc.      F.  V.  2 — 4.) 

1881.  Treis  5  Marie. 

Schriften  des  deutsclien  Vereins  für  Armenpflege 

und  Wohlthiitigkeit. 

Erstes*  Heft: 

Die  BehAndlnn^  der  Armenstiftnogen. 

Ueber  Arbeitsnachweis. 

1886.   Preis  1  M.  80  Pf. 


Die  Ueberliandnahme  der  Bettelei 

nnd  ihre  Bekämpfung. 

Ein  Beitrag  zur  Organisation  der  Armenpflege 


J.  JagleliricL 

Dritte  Aaftagc.  1885.  Pi^  1  Mark  20  Pfennig. 


idkM  für  Gaplmi,  Yerwaltnog  ond  Toliswirtkcliafl 

Horansgcgcben  von  Q.  Sohmollor. 

/ohnter  Jahrgang,  drittes  Heft  Preis  7  M.  20  Pf. 

Enthält  tt.  A.: 

Die  Armenpflege  Russlands. 
*  Von  0.  Br.  von  Buxliövden. 
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